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VORWORT 


„Nie wieder München!“ Diese Forderung wurde in den gleichen Stunden geboren, 
da die von München heimkehrenden Staatsmänner für ihr Werk — das Münchner 
Abkommen — von ihren Völkern mit stürmischem Beifall überschütter wurden. 
Nur elf Monate später wurde diese Forderung in die Tat umgesetzt und damit 
der Zweite Weltkrieg ausgelöst, der eine Weltkatastrophe von noch nie dage- 
wesenem Ausmaß verursachte. Das hat aber nicht gehindert, daß seitdem die so 
„erprobte“ Forderung von gewissen Politikern als angebliche Weisheit immer wie- 
der erhoben und von vielen Menschen auch als richtig angesehen wird. Das kann 
nur darauf zurückzuführen sein, daß diese die Zusammenhänge nicht kennen, die 
durch die Verwirklichung dieser Forderung den Zweiten Weltkrieg auslösten. 

Zu den drei bedeutsamen Wahrheiten, die uns Mr. Neville Chamberlain glück- 
licherweise hinterlassen hat, gehört jene, die er am 3. 10. 1939 im Unterhaus aus- 
sprach: 

„Polen war zwar die direkte Gelegenheit zum Krieg, jedoch nicht die funda- 
mentale Ursache dazu.“ 

Er muß es ja gewußt haben, denn er hat uns im Namen Englands den Krieg 
erklärt, aber ob es unser Volk, insbesondere unsere Jugend weiß? 

Nach der These des Herrn Bundestagspräsidenten Gerstenmaier, die er am 
13. Dezember 1960 der deutschen Jugend vortrug, sei das deutsche Volk zwar nicht 
kollektivschuldig, aber auf alle Fälle kollektivhaftend, weil Hitler mit Eid- und 
Verfassungsbruch die Deutschen überlistet und ihnen wie den anderen Völkern 
seinen Krieg aufgezwungen habe... Die Schandtaten des Nationalsozialismus 
seien im Namen und mit der Zulassung des deutschen Volkes geschehen .... An 
der Kollektivhaftung nehme auch die deutsche Jugend teil, gleichgültig ob sie 
damit einverstanden sei oder nicht. 

Wir müssen also jene Handlungen und politischen Geschehnisse, die zu diesem 
Krieg führten, mit aller Sorgfalt untersuchen, denn nur die völlige Klarheit darüber 
wird dem deutschen Volk die Möglichkeit geben, zu entscheiden, ob wirklich jene 
Schuld vorliegt, die eine deutsche Kollektivhaftung erzwingen kann. 

Diese sorgfältige Untersuchung erscheint mir auch deswegen sehr dringend, 
weil interessierte Kräfte am Werk sind, die der ahnungslosen Menschheit die 
Legende aufdrängen wollen, der Ausbruch des Weltkrieges sei nur das bedauerliche 
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Ergebnis diplomatischer Fehler und nicht das Ergebnis einer vorsätzlichen Planung. 

Man will erreichen, daß mindestens der Schatten einer Schuld weiter auf Deutsch- 

land ruht und die Suche nach den wahren Schuldigen eingestellt wird. Gewisse 

Geister „kämpfen“ daher nur gegen „die Lüge von der Alleinschuld“ ohne Rück- 

sicht auf die Wahrheit und Deutschlands Interessen. 

Nun sind seit 1945 schon zahlreiche Veröffentlichungen erschienen, die die Ge- 
schehnisse, die zum Kriege führten, teils allein, teils mitbehandeln. Es spannt sich 
ein weiter Bogen vom nichtsnutzigsten illustrierten „Tatsachenbericht“ bis zum 
mehrbändigen „Dokumentarwerk“, das mit allen Attriburen der Wissenschaftlich- 
keit und erläuternden Worten eines namhaften Geschichtsforschers ausgestattet ist. 
Dazwischen liegen zahlreiche Memoirenwerke der Zeitgenossen und Auslassungen 
amtlicher und halbamtlicher Stellen, in denen die Zeitgeschichte mehr oder weniger 
tendenziös abgehandelt wird. Ergänzt wird dieses ganze Schrifttum von den 
hunderten Bänden der verschiedenen Nürnberger Prozesse. Aber fast alle diese 
Veröffentlichungen zeichnen sich dadurch aus, daß sie mindestens eines, meistens 
aber mehrere der folgenden negativen Merkmale aufweisen: 

l. Es wird in ihnen „nach allen Regeln der Kunst“ gelogen bzw. geflunkert oder 
Gelogenes bzw. Geflunkertes absichtlich oder ungeprüft weitergegeben. 

2. Es werden wichtige Tatsachen, deren Kenntnis zu einer richtigen Beurteilung un- 
erläßlich ist, teils absichtlich, teils unwissentlich ausgelassen. Wichtige Dokumente 
werden in großer Zahl unterschlagen, besonders wenn ihr Inhalt uns entlasten 
kann. 

3. Die Geschehnisse werden in einer solchen chronologischen Unordnung darge- 
stellt, daß allein daraus schon erhebliche Fehlurteile unvermeidlich sind. Dieses 
ergiebige Mittel der Geschichtsverwirrung und -verfälschung haben die be- 
treffenden Verfasser offenbar in Nürnberg gelernt. 

4. Einzelne Geschehnisse werden in einer völlig falschen Größenordnung darge- 
stellt, je nachdem es zweckmäßig erscheint. 

5. Die Verfasser erlauben sich in ihren Kommentaren so viel Phantasie; daß die 
Tatsachen völlig verdreht dargestellt werden. Nicht einmal bei der Interpre- 
tation herangezogener Dokumente wird auf das Erfordernis der Wahrheit 
Rücksicht genommen. Es wird aus ihnen herausgelesen, was man gerade brau- 
chen kann, obwohl es bei sorgfältiger Nachprüfung des Inhalts nirgends zu 
entdecken ist. 

In vielen der in den letzten Jahren erschienenen in- und ausländischen Arbeiten 
über die Kriegsschuldfrage sind diese negativen Merkmale so häufig, daß die 
Arbeiten nicht ernst genonımen werden können, mögen sie auch noch so sehr als 
angebliche wissenschaftliche Werke aufgemacht sein oder hochgepriesen werden. 
Wenn ich sie so scharf ablehne, so geschieht dies wegen der falschen politischen Schluß- 
folgerungen, die die Verfasser entweder selbst verkünden, oder zu denen sie den 
Leser verleiten wollen, die aber den Tatsachen widersprechen und daher nicht im 
deutschen Interesse liegen. 

Als ich mich zu meiner eigenen Arbeit entschloß, war mir bewußt, daß ich 
peinlich darauf bedacht sein müßte, die vorerwähnten negativen Merkmale zu ver- 
meiden, Andererseits war mir klar, daß selbst die restlose Erfüllung dieser Vor- 
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aussetzung nicht ausreichen würde, mich vor dem Vorwurf zu bewahren, daß 
meine Arbeit schon deswegen nicht voll gewertet werden könne, weil ich kein 
Wissenschaftler sei und die Vorgänge in einer gewissen Voreingenommenheit ein- 
seitig dargestellt wären. Meine Behauptungen seien zwar durch zahreiche Quellen- 
hinweise gut belegt, aber man könne diese schon deswegen nicht alle nachprüfen, 
weil man weder die erforderliche Literatur besitze noch die Zeit dazu habe. Es war 
daher vorsorgliche Notwehr, wenn ich mich zur Abwendung dieser Kritik und 
Sicherung höchster Beweiskraft entschloß, auf die herkömmliche Form der eigenen 
Darstellung weitgehendst zu verzichten und stattdessen die Geschehnisse in einer 
dokumentarischen Chronik dadurch zu rekonstruieren, daß ich die Handelnden 
selbst in ihren Unterhaltungen und Reden, Briefen und Berichten zu Wort kom- 
men lasse. Dieses Material wurde ergänzt durch die teilweise oder ganze Wieder- 
gabe aller Dokumente, die für die Beurteilung von Bedeutung waren. 

Da die Auswahl der zur Verwendung gekommenen Unterlagen streng nach den 
Prinzipien der chronologischen Ordnung und Zuverlässigkeit erfolgte, ergab sich 
ganz von selbst eine gewisse Auslese, durch die zweitklassige Unterlagen verdrängt 
und bisherige Unklarheiten bei komplizierten Vorgängen beseitigt wurden. 

Die bloße Aneinanderreihung der Unterlagen ohne Verwendung verbindender 
Zwischentexte mag mancher Leser oft unangenehm empfinden, wird jedoch bei 
weitem durch die Tatsache wettgemacht, daß er die Zusammenhänge selbst durch 
die Einsichtnahme in interessante Dokumente kennen lernt, die er sonst nie zu 
Gesicht bekommen hätte. Abgesehen davon werden in diesen Dokumenten ge- 
wisse Wahrheiten in so treffenden Formulierungen zum Ausdruck gebracht, 
wie ich dies mit eigenen Worten garnicht so gut könnte. Es gibt nämlich auch bei 
der anderen Seite genügend „Schlüsseldokumente“, die wert sind, bekannt zu 
werden. 

Bei wichtigen und komplizierten Vorgängen, deren Zusammenhänge sich über 
mehrere Tage erstrecken, habe ich dem Leser durch besondere Erläuterungen Hilfe- 
stellung gewährt. Naturgemäß mußte auch auf solche Geschehnisse eingegangen 
werden, die sich zwar im Hintergrunde abspielten, aber für den geschichtlichen 
Ablauf doch von Bedeutung erschienen. 

Innerhalb der einzelnen Tage sind die Texte — soweit möglich — nach Ländern 
in folgender Reihenfolge geordnet: Tschechoslowakei, (1.—16. 3. 39) Polen (ab 
17. 3. 39) Frankreich, England, Amerika, Sowjetunion, Italien, Deutschland. 

Meine fertige Gesamtarbeit umfaßt eigentlich die Darstellung der Geschehnisse 
von der Unterzeichnung des Münchner Abkommens bis zum 3. September und 
würde insgesamt 6 Bände ergeben. Da diese aber schon aus finanziellen Gründen 
nicht auf einmal herausgebracht werden können, habe ich mich entschlossen, zu- 
nächst nur drei Monate zu veröffentlichen und zwar den Monat März, in dem 
„die Tat vorbereitet“, und die Monate August bis September, in denen „sie aus- 
geführt wurde“. 

Mit dem Abschluß des Münchner Abkommens war letztmals der Frieden gerettet 
worden, einerlei aus welchen Gründen. Es bleibt daher nur die Frage zu klären, 
wer danach den Frieden untergraben und den Krieg gewollt bzw. verursacht hat. 
Deshalb habe ich meine Untersuchung auf die Geschehnisse dieser Zeit beschränkt 
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und darauf verzichtet, auch in Versailles herumzugraben. Wenn sich nun ergäoe, 
daß der Kriegsausbruch lediglich das Ergebnis diplomatischer Fehler der Beteiligten 
gewesen sei, so müßten sich die betroffenen Völker mit den Folgen dieser Fehler 
abfinden, denn ein Schuldstreit wäre dann zwecklose Zeitverschwendung. Bestätige 
sich jedoch der Verdacht, daß zur Untergrabung des Friedens und Herbeiführung 
des Krieges vorsätzliche Handlungen mit zweifelhaftem Charakter begangen wur- 
den, dann könnte diese Untersuchung nicht gründlich genug sein und müßte auch 
das Verschulden aus vorsätzlicher Unterlassung friedenssichernder Handlungen 
erfassen. 

Ich bin nun der Überzeugung, daß wenn es nicht möglich wäre, die Schuldfrage 
durch die genaue Untersuchung der Geschehnisse der entscheidenden drei Monate 
und die Geständnisse einwandfrei zu klären, dann dies auch durch eine noch so 
gründliche Untersuchung der Geschehnisse weiterer Zeiträume nicht möglich sein 
würde. 

Aus schwerwiegenden Gründen habe ich darauf verzichten müssen, ein 
bedeutsames Ereignis darzustellen, das im Monat März in entscheidender Weise 
den Ablauf der Geschehnisse in negativem Sinne beeinflußte, aber nicht der 
deutschen Seite zur Last gelegt werden kann. 


Die am Anfang eingefügte Zeittafel soll dem Leser einen Überblick über die 
wichtigsten Geschehnisse in den von mir nicht veröffentlichten Monaten gewähren. 
Von den darin erwähnten Dokumenten bringe ich die Memoranden der deutschen 
Regierung vom 27. April 1939 an die polnische und englische Regierung, sowie 
deren Antworten darauf vom 5. Mai bzw. 23. Juni, weil in ihnen die beider- 
seitigen Standpunkte am klarsten zum Ausdruck gebracht sind. 

Die gröbsten Lügen und Irrtümer, die sich bis jetzt in die Vorgeschichte des 
II. Weltkrieges einschlichen, habe ich jeweils einzeln behandelt, die Mehrzahl 
der kleinen jedoch mußte mit der richtigen Darstellung der Tatsachen automatisch 
unter den Tisch fallen. 


Der Leser möge entschuldigen, wenn ich ihn gewissermaßen zwinge, die beiden 
Bände nebeneinander zu lesen, das heißt die Dokumente immer gleich dann, wenn 
im Textband, durch den Quellenhinweis DB Nr..... ‚ auf sie verwiesen wird. Nur 
dann kann er sich einen klaren und zusammenhängenden Einblick in die damaligen 
Vorgänge verschaffen. 

Zum Schluß möchte ich allen denen recht herzlich danken, die mir in irgend- 
einer Weise bei meiner Arbeit oder ihrer Herausgabe behilflich waren, denn ohne 
diese Hilfe wäre sie nicht möglich gewesen. Bedauerlich ist allerdings, daß keine 
finanziellen Mittel zu erlangen waren, um angesichts des besonderen Charakters des 
Buches eine erhebliche Herabsetzung des Verkaufspreises zu ermöglichen. Die Arbeit 
soll ein Beitrag sein zur Erfüllung einer Forderung, die ich schon wenige Jahre nach 
Kriegsende ausgesprochen habe: 

„Die völlige Klärung der Kriegsschuldfrage ist der im voraus zu zahlende Preis 
für die glückliche Zukunft des gesamten deutschen Volkes.“ 

Heidelberg, im Herbst 1964 
FRIEDRICH LENZ 
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ZEITTAFEL 


der wichtigsten politischen Geschehnisse 
in den Monaten Oktober — Dezember 1938, Januar, Februar, April — Juli 1939 


Oktober 1938 


1. Duff Cooper, der Erste Lord der Admiralität tritt aus Protest gegen das 
Münchner Abkommen zurück. 

3.—6. Das britische Unterhaus debattierte über das Münchner Abkommen. Cham- 
berlain finder in der eigenen Partei zahlreiche Gegner. 

3. Chamberlain kündigt ein großes Rüstungsprogramm an. 

8. Die autonome Slowakei erhält eine eigene Regierung. 

9. Adolf Hitler wendet sich in seiner Rede in Saarbrücken gegen die deutschfeind- 
liche Hetze englischer Politiker. 

24. Der Reichsaußenminister unterbreitet in Berchtesgaden dem polnischen Bot- 
schafter Lipski den deutschen Vorschlag auf Rückkehr Danzigs, den Bau einer 
exterritorialen Autobahn durch den Korridor nach Ostpreußen und den Ab- 
schluß eines 25jährigen Nichtangriffspaktes. 

25. Die englische Regierung erhält hiervon schon am nächsten Tag Kenntnis. 


November 1938 


2. Der Wiener Schiedsspruch regelt die Grenzstreitigkeiten zwischen Ungarn und 
der Tschechoslowakei. 
7. In Paris wird der Legationsrat vom Rath durch den Juden Grynspan erschossen. 
9. Das Attentat löst in Deutschland Ausschreitungen gegen die Juden aus. 
14. Der amerikanische Botschafter Wilson wird aus Berlin abberufen. 
19. Der Reichsaußenminister empfängt den polnischen Botschafter Lipski zur Aus- 
sprache über den deutschen Vorschlag. Die polnische Antwort ist wenig ent- 
gegenkommend. 


Dezember 1938 


6. Unterzeichnung der deutsch-französischen Erklärung in Paris. 


Januar 1939 


5. Der polnische Außenminister Beck besucht Adolf Hitler in Berchtesgaden und 

hat auch mit dem Reichsaußenminister eine Aussprache. 

11.—13. Ministerpräsident Chamberlain und Lord Halifax besuchen Mussolini. 

19. Dr. Hjalmar Schacht wird als Reichsbankpräsident durch Walter Funk ersetzt, 
bleibt jedoch Minister für besondere Aufgaben. 

21. Der tschechoslowakische Außenminister Chvalkowsky wird von Adolf Hitler 
empfangen. 

25. Der Reichsaußenminister ist zu einem dreitägigen Besuch der polnischen Regie- 
rung in Warschau eingetroffen. 

30. In Berlin fand die erste Sitzung des Großdeutschen Reichstages statt. 
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16. 


2. 


Februar 1939 


Chamberlain gibt im Unterhaus ein Beistandsversprechen für Frankreich ab. 


. England verdoppelt die Höchstgrenze seiner Rüstungsanleihe. 


Die polnische Regierung veröffentlicht die Namensliste der Güter, die zwangs- 
weise parzelliert werden. Am meisten betroffen ist der deutsche Grundbesitz. 
Die britische und französische Regierung teilen der Genfer Liga mit, daß sie 
sich in einem künftigen Krieg nicht mehr an die allgemeinen Bestimmungen 
über die friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten für gebunden er- 
achteten. 

Im Unterhaus wurde von Ministerpräsident Chamberlain und vom Schatz- 
kanzler eine beträchtliche Steigerung der Rüstungsproduktion angekündigt. 


24.—25. In Warschau fanden vor der deutschen Botschaft deutschfeindliche Demon- 


28. 


strationen statt. Weitere Ausschreitungen wurden aus Posen, Krakau und 
anderen Städten gemeldet. 

Reichsaußenminister von Ribbentrop warnt Botschafter Lipski wegen dieser 
Ausschreitungen. 


April 1939 


Anläßlich des Stapellaufes des Schlachtschiffes Tirpitz in Wilhelmshaven wendet 
sich Adolf Hitler in seiner Rede gegen die Einkreisungsbemühungen der West- 
mächte. 


3. bzw. 11. Adolf Hitler gibt in einer Routine-Weisung militärische Anordnungen 


4. 


13. 


14. 


18. 


26. 


27 


28. 
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für den „Fall Weiß“, den Eventualfall kriegerischer Verwicklungen mit Polen. 
Der polnische Außenminister Beck trifft zu einem dreitägigen Besuch in Lon- 
don ein. 

Italien besetzt Albanien. 

Eine polnische Militärdelegation begibt sich zu militärischen Besprechungen 
nach London. 

Die englische Regierung gibt Garantieerklärungen für Griechenland und 
Rumänien ab, denen sich die französische Regierung anschließt. 

Präsident Roosevelt richtete an Adolf Hitler und Mussolini gleichlautende 
Botschaften, in denen er Grenzgarantien für zahlreiche europäische Staaten 
verlangte. 

Der rumänische Außenminister Gafencu wurde in Berlin von Adolf Hitler 
und Reichsaußenminister v. Ribbentrop empfangen. 

Chamberlain kündigt für England die sofortige Einführung der Wehrpflicht 
an. 

Die Reichsregierung läßt der polnischen und britischen Regierung je ein Memo- 
randum überreichen, in denen sie feststellt, daß durch einseitige Handlungen 
dieser Staaten das deutsch-englische Flottenabkommen und das deutsch-pol- 
nische Abkommen außer Kraft gesetzt seien. 

Adolf Hitler antwortet im Reichstag auf die Botschaft des Präsidenten Roose- 
velt und geht dabei auf die deutsche Haltung zu den Garantieerklärungen für 
Polen, Griechenland und Rumänien ein. Ferner gibt er die deutschen Vor- 
schläge an Polen bekannt. 


23. 
30. 


10. 


Mai 1939 


Der bisherige Außenminister der Sowjetunion Litwinow wird durch Molotow 
ersetzt. 

Der polnische Außenminister Beck antwortet im Sejm auf Hitlers Rede. 

Die polnische Regierung beantwortet in einem Memorandum das deutsche 
Memorandum vom 27. 4. 

England und die Türkei schließen ein langfristiges Beistandsabkommen. 

In der Reichskanzlei wird der deutsch-italienische Bündnispakt unterzeichnet. 
In Warschau traf eine britische Militärdelegation zu Besprechungen ein. 
Deutschland und Dänemark schließen einen Nichtangriffspakt. 

Bis zum 31. Mai sind aus Polen 5000 Volksdeutsche geflüchtet. 


Juni 1939 


Prinzregent Paul von Jugoslawien trifft mit seiner Frau zu einem Staatsbesuch 
in Berlin ein. 

Unterzeichnung der Nichtangriffspakte mit Estland und Lettland. 

England beantwortet in einem Memorandum das deutsche vom 27. 4. 

Im Juni sind 11355 Volksdeutsche aus Polen geflohen. 


Juli 1939 


Chamberlain sagte im Unterhaus, daß Danzig wohl eine rein deutsche Stadt 
sei, aber sowohl wirtschaftlich als vor allem strategisch von lebenswichtiger 
Bedeutung für Polen. 


17.—22. Der britische Generalinspekteur Ironside besuchte Polen, um die polnische 


Wehrmacht zu besichtigen und militärische Gespräche zu führen. 


* 
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I 
Die Geschehnisse im Monat März 1939 


Mittwoch, den 1. März 1939 


Der Kabinettschef des tschechischen Außenministers Chvalkowsky, Gesandter 
Masardjik suchte das Auswärtige Amt auf und trug Legationsrat Altenburg folgen- 
des vor: 
Die tschechoslowakische Regierung sei weitgehendst bemüht, die deutschen Wün- 
sche zu erfüllen. Der Außenminister sei ein Verfechter der Verständigung mit 
Deutschland, woran man nicht zweifeln dürfe. Die Regierung sei für jeden deut- 
schen Ratschlag dankbar, wie das Ziel der Neutralisierung der Tschechoslowakei 
gefördert werden könne. Er erörterte dann das tschechische Verhältnis zur Kar- 
patho-Ukraine. Die polnische und ungarische Agitation beschränke sich nicht nur 
auf eine Lostrennung der Karpatho-Ukraine, sondern fördere auch gewisse Un- 
abhängigkeitsbestrebungen der Slowakei. Die Regierung sei zur Herbeiführung 
eines freundschaftlichen Verhältnisses mit dem Reich zu folgenden Garantien bereit: 
a) Die Wünsche der Reichsregierung hinsichtlich der Stellung der deutschen Volks- 
gruppe würden weitgehendst berücksichtigt werden. 

b) Man sei bereit, einen deutschen, von Berlin vorgeschlagenen Minister, in das 
Kabinett zu nehmen. 

c) Die Umorganisation und Verkleinerung der Armee solle nach den Wünschen 
von Berlin durchgeführt werden. 

d) Baldiger Abschluß der Grenzziehungsarbeiten werde erwünscht. 

e) Baldiger Zusammentritt der Kommission für den Minderheitsschutz. 

f) Ausarbeitung eines Planes für enge Wirtschafts- und Währungspolitik. Zusam- 
menarbeit der beiden Länder. 

Herr von Altenburg wies darauf hin, daß das Staatsverteidigungsgesetz sowie die 

auf ihm basierenden Regierungsverordnungen immer noch in Geltung seien und 

daß das den vier Hauptmächten übergebene Memorandum in der Garantiefrage in 

Berlin verstimmt habe. 

Da Herr Altenburg erklärte, daß der größte Teil der von Herrn Masardjik an- 
geschnittenen Fragen über seine Kompetenzen hinausginge, bat er, vom Staats- 
sekretär empfangen zu werden und nicht, wie Herr Altenburg behauptete, von 
Herrn v. Ribbentrop selbst. (WStrP. Dok. B. Ic, Weizs. Nr. 285) 

Dieser kann auch nicht gesagt haben, man solle Herrn Masardjik hinauswerfen, 
denn er wurde am 2. März nochmals von Herrn Altenburg empfangen, der ihm 
andeutete, daß die deutsche Regierung keineswegs von der Haltung der Tschechen 
gegenüber Deutschland befriedigt sei. (ADAP IV S. 193 f) 


* 


Der slowakische Politiker Durcansky wurde von Außenminister v. Ribbentrop 
privat empfangen. Dieser versicherte ihm, daß die Reichsregierung im Falle der 
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Selbständigkeitserklärung der Slowakei bereit sein würde, deren Grenzen gegen 
jede Aggression von außen zu garantieren. (Durcansky, Mit Tiso bei Hitler, S. 5) 

Staatssekretär Weizsäcker teilt Botschafter Henderson auf seinen Brief vom 25. 2. 
mit, daß der Herzog von Coburg tatsächlich vor seiner Rede auf den von Hitler 
gebrachten Satz vom Nutzen einer vertrauensvollen deutsch-englischen Zusammen- 
arbeit besonders hingewiesen wurde. (ADAP IV S. 367) 


* 


In England wird folgendes Flottenbauprogramm verkündet: 2 Schlachtschiffe, 

1 Flugzeugträger, 5 Kreuzer, 2 Zerstörerflotillen mit je 10 Fahrzeugen, 5 U-Boote, 

2 Begleitschiffe, 20 Schnellbegleitschiffe, 10 Minenräumboote, 1 Schnellminenleger, 

1 Mutterschiff für Torpedo-Schnellboote, 1 Flußkanonenboot, 1 Hospitalschiff, 

6 Torpedo-Schnellboote, 2 Küstenwachtschiffe, 1 Zielübungsboot und zahlreiche 
kleinere Fahrzeuge und Ergänzungsschiffe. 

(Jahrbuch für Auswärtige Politik 1940, S. 25 f.) 


* 


Ministerpräsident Chamberlain nahm mit mehreren Kabinertsmitgliedern und 
Winston Churchill an einem Empfang des russischen Botschafters Majsky teil. Die 
Presse wies besonders darauf hin, daß bisher noch kein Führer der konservativen 
Partei in seiner Stellung als Ministerpräsident an einem Empfang des Vertreters 
der Sowjetunion teilgenommen habe. (Buckreis 1939, S. 54) 


* 


Der britische Botschafter in Washington übermittelte eine Nachricht Lord Hali- 
fax’ an Roosevelt, worin es hieß, nach den letzten englischen Informationen habe 
„Herr Hitler für die gegenwärtige Zeit den Gedanken aufgegeben, eine unmittel- 
bare Krise herbeizuführen, wie er das zu Jahresbeginn ins Auge gefaßt zu haben 
schien.“ Es deute nichts „auf eine nahe bevorstehende Mobilmachung in Deutsch- 
land.“ Botschafter Henderson habe den Eindruck gewonnen, „daß Hitler zur Zeit 
kein sofortiges Abenteuer plane.“ (Tansill, S. 493) 


* 


Auf einem Diner, das Adolf Hitler dem Diplomatischen Korps gibt, fällt dem 
französischen Botschafter Coulondre nichts Außergewöhnliches auf, abgesehen von 
dem besorgten Ausdruck Hitlers. „Göring dagegen erzählt mir, er werde die 
Gelegenheit dieser ruhigen Zeit wahrnehmen und auf einen Monat an die italieni- 
sche Rivera auf Urlaub gehen. Er strahlte förmlich! ‚Denken Sie doch, einen Monat, 
einen ganzen langen Monat, auf Urlaub! Und für diese Zeit gebe ich alle Geschäfte 
ab, ich will keine Verantwortung tragen.’“ (Coulondre, $. 351) 


* 


16 


2. März 1939 


Botschafter Henderson sagte Hitler, daß die einzige Frage, die die zwei Länder 
noch voneinander trennte, die Kolonialfrage sei. Er bewundere das britische 
Empire und habe keinen Wunsch, etwas dagegen zu unternehmen, aber England 
müsse als Gegenleistung die besondere Position Deutschlands auf dem Kontinent 
anerkennen. (DBFP IV Nr. 163) 


* 


Am Tag der Luftwaffe wies Hermann Göring in einer Feierstunde im Reichs- 
luftfahrtministerium auf die Stärke unserer Luftwaffe hin und betonte, daß der 
deutsche Vorsprung unter allen Umständen gehalten werden müsse, um die auf die 
Wehrmacht sich stützende Friedenspolitik Deutschlands zu gewährleisten. Die Luft- 
waffe erfordere in diesem Jahre noch eine gigantische und gewaltige Anstrengung. 
Er verlange daher von jedem die letzte Hingabe an die Arbeit und an das Ziel. 
Die großen Staaten habe ein Rüstungsfieber erfaßt und als Deutschland noch waf- 
fenlos war, hätten sie die ehrlich gemeinten Vorschläge zur Rüstungsbegrenzung 
abgelehnt, während sie jetzt aber sich bemühten, uns Deutsche für ihre ungeheuren 
Rüstungsausgaben verantwortlich zu machen. (Bucreis, 1939, S. 53) 


* 


Donnerstag, den 2. März 1939 


Der rumänische Außenminister Gafencu traf zu einem dreitägigen Besuch in 
Warschau ein. Er berichtet über sein Gespräch mit Außenminister Beck: 


„Mein Vertrauen“, hatte er mir damals erklärt, „gründet sich auf gründliche 
Erfahrung. Seit 1935 waren alle Erklärungen, die Hitler mir zu geben beliebte, 
gerecht und wahr. Niemals sind sie durch die Tatsachen widerlegt worden. Ich habe 
mit ihm von Mann zu Mann, von Soldat zu Soldat gesprochen; die Verpflichtun- 
gen, die er übernommen hat, sind stets eingehalten worden; bis heute hat er mich 
niemals getäuscht.“ Und als ich ihm gezeigt hatte, daß auch Benesch mehr als eine 
Versicherung erhalten hatte, bevor er getroffen wurde, hatte mir Beck mit einem 
gewissen Humor geantwortet: „Das ist nicht das Gleiche. Die Tschechoslowakei 
ist mir immer als eine Karikatur auf das Österreich der Habsburger erschienen. 
Alles an diesem Staat war unbrauchbar und provisorisch. Ich wußte seit Januar 
1938, daß Deutschland nach der Besetzung Österreichs daran gehen werde, die 
Sudetengebiete zu annektieren. Der deutsche Plan hätte vielleicht auf die baltischen 
Länder übergegriffen, wenn ich mich beeilt hätte, Wilna zu besetzen und die Beziehun- 
gen zwischen Polen und Litauen enger zu knüpfen. Die Westmächte ihrerseits waren 
nicht entschlossen, sich Deutschland zu widersetzen; sie mußten bis an den 
Rand des Abgrundes — bis nach München — gehen; sie waren nicht bereit, den 
entscheidenden Schritt zu tun. Darum hat Polen nach seiner Art der internationalen 
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Situation Rechnung getragen. Es gab nur noch ein Problem zu lösen: das der 
Tschechoslowakei; es ist gelöst worden.“ 

Und der Minister hatte hinzugefügt: „Was die Tschechoslowakei betrifft, so bin 
ich der Ansicht, daß die Krise noch nicht beendet ist. Ich kenne die wahren Ab- 
sichten Deutschlands gegenüber diesem Lande nicht, aber man muß die Augen 
offen halten und auf bevorstehende neue Überraschungen gefaßt sein.“ 

Die Danziger Frage machte ihn nicht besorgt. „Es ist wahr“, hatte er zu mir 
gesagt, „daß Danzig nationalsozialistischer ist als das ganze Deutschland. Aber mein 
letztes Abkommen mit Ribbentrop und die jüngsten Erklärungen Hitlers schützen 
mich vor jeder Überraschung“. Und als ich ihn gefragt hatte, ob die Ruhe, die er 
an den Tag legte, nicht von der Tatsache herrührte, daß er den Danziger Fragen 
nur eine geringe Bedeutung beimesse, hatte er mir lebhaft geantwortet: „Ganz 
gewiß nicht! Danzig ist für uns unentbehrlich. Niemals werden wir seinen Anschluß 
an Deutschland zulassen. Durch diesen Hafen an der Mündung der Weichsel gehen 
sieben Millionen Tonnen unseres Exports, während zehn Millionen Tonnen über 
Gdingen exportiert werden. Wenn man Danzig anrührt, bedeutet das den Krieg. 
Aber warum sollte man daran rühren, da doch das Schicksal dieser Stadt immer 
auf freundschaftliche Weise zwischen Deutschland und uns geregelt werden kann?“ 

(Gafencu, S. 49 ff) 


* 


In seinem Begleitbericht zur deutschen Note vom 28. Februar wegen der Garantie 
für die Tschechoslowakei schreibt Botschafter Coulondre seiner Regierung: „Auf 
den ersten Blick ist dieses Dokument also weit davon entfernt, hinsichtlich der 
kommenden Absichten der Hitlerpolitik, in Bezug auf die Tschechoslowakei, 
beruhigend zu sein.“ (FGB Nr 51) 


* 


Nach einer Meldung des deutschen Nachrichtenbüros aus London wurden in den 
Pariser Außenvierteln Schutzgräben angelegt und im Auftrag des Seine-Departe- 
ments mit dem Ausbau der Untergrundbahnstationen zu Massenschutzräumen 
begonnen. Der englische Minister für die zivile Verteidigung versicherte im Unter- 
haus nach einem Überblick über das bisher Geleistete, daß alle Vorbereitungen 
äußerst beschleunigt würden. Innerhalb der letzten wenigen Monate habe sich der 


Stab des Luftschutzes mehr als verdoppelt. 
(Dokumentarische Zeitchronik $. 23) 


* 


Außenminister Bonnet las dem britischen Botschafter Phipps Auszüge aus einem 
Telegramm des französischen Botschafters in Berlin vor. Coulondre glaube, daß der 
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Augenblick günstig sei für die Verbesserung der französisch-deutschen Beziehungen 
und daß die deutsche Regierung gut gesinnt sei. Herr Coulondre habe mit Herrn 
v. Weizsäcker ein Interview gehabt, bei dem dieser äußerst ernstlich über den 
von Herrn Hitler und Herrn v. Ribbentrop empfundenen Ärger gesprochen habe, 
weil die Gerüchte ın der französischen und britischen Presse von einem deutschen 
baldigen Angriff auf Holland oder die Schweiz nicht aufhörten. Das seien giftige 
und gefährliche Lügen, die aufhören müßten. Herr Coulondre meinte dazu, daß 
sich später leicht eine gefährliche Lage entwickeln könne, wenn dann, sobald es 
offensichtlich wäre, daß keine solchen Angriffe gemacht werden, die Presse zu 
triumphieren beginne und es so hinstelle, daß diese Angriffe nur wegen der fran- 
zösischen und britischen Rüstung aufgegeben worden wären. Der britische Bot- 
schafter Henderson sei der gleichen Auffassung. (DBFP IV Nr. 165) 
Das französische Gelbbuch enthält dieses Telegramm nicht. 


* 


Nachdem Papst Pius XI am 10. 2. verstorben war, wurde Kardinal Pacelli, der 
13 Jahre lang in Deutschland Nuntius war, zum Papst Pius XII gewählt. 


* 


Freitag, den 3. März 1939 


Staatssekretär v. Weizsäcker empfing den tschechoslowakischen Gesandten Mastny 
zur Rücksprache über die Garantiefrage und erläuterte ihm den Inhalt der deut- 
schen Antwortnote vom 28. Februar an Frankreich und England. Herr Mastny 
glaubte versichern zu können, daß die tschechoslowakische Regierung in der Ga- 
rantiefrage keine weiteren Schritte mehr tun würde, ohne vorher an Berlin heran- 
zutreten. Er betonte wiederum, daß durch eine Garantie der heutige Schwebe- 
zustand beendet und es der Prager Regierung erleichtert würde, mit Elementen im 
Lande fertig zu werden, die eine Anlehnung an Deutschland ungern sähen. Im 
übrigen seien diese Elemente ohne wirklichen Einfluß und nicht ernst zu nehmen. 
Auf diesen Einwurf erwiderte Herr von Weizsäcker, daß die vorliegenden Nach- 
richten zu einer entgegengesetzten Anschauung Veranlassung gäben und man wolle 
gerade vermeiden, den Quertreibern durch vorzeitige Garantie den Rücken zu stär- 
ken. Da Herr Mastny versuchte, dem Gesandten Masardjik, einen Empfang zu 
vermitteln, bog der Staatssekretär in Kenntnis dessen, was dieser auf dem Herzen 
hatte, den Wunsch ab. (ADAP IV S. 195) 


* 


Aus dem Bericht des italienischen Außenministers Ciano über seinen Besuch in 
Warschau interessieren folgende Ausführungen: „Polen ist trotz aller Bemühungen 
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der Politik Becks von Grund auf und wesenhaft antideutsch...... Die Gespräche 
mit dem Außenminister Beck haben einen ziemlich allgemeinen Charakter gehabt. 
Polen wird die Politik des Gleichgewichts weiterverfolgen, die ihm durch seine 
geographische Lage auferlegt ist.... Mit Deutschland hält es Beziehungen der 
guten Nachbarschaft mühselig aufrecht, wenn man die zahlreichen geistigen und 
konkreten Elemente des Gegensatzes erwägt. Hinsichtlich Danzigs besteht die feste 
Absicht zu einer definitiven und klaren Situation zu gelangen, aber Beck will, daß 
sie aus freien diplomatischen Verhandlungen hervorgeht und möchte dabei den 
überflüssigen, künstlichen und ärgerlichen Druck der öffentlichen Meinung ver- 


meiden.“ (Freund, ], S. 410) 
* 

Botschafter Henderson übersendet Lord Halifax ein Memorandum des britischen 

Militärattach£s in Berlin. (DB, Nr. 1) 

Er führt selbst dazu aus: „..... In der Bestimmung des Preises für unsere Zu- 


sammenarbeit und den Augenblick, in welchem das günstige Geschäft gemacht wer- 
den kann, ist es wesentlich, die wirkliche Ausdehnung der deutschen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, aber auch ihre wirklichen Ziele, richtig zu schätzen, besser als ich 
dies jetzt kann. Man muß von Hitlers eigenem Ausspruch: ..Exportieren oder ster- 
ben“ ausgehen. Kann Deutschland seine gegenwärtigen Bewaffnungswettrennen in 
derselben Zeit fortsetzen, in der es seine Exporte anwachsen läßt? Es ist letztlich 
zweifelhaft, ob es dies kann. Nach meiner Ansicht, wenn Hitlers Ziele legitim sind 
und wenn er wirklich überzeugt wäre — was ich nicht glaube —, daß die West- 
mächte — im Hintergrund USA — keine Absicht haben, Krieg gegen Deutschland 
zu führen, würde er keine Gründe haben, mit seinen eigenen vitalen Interessen und 
in deren Verfolgung zu zögern, schnell einen Teil der Rohmaterialien von der Wie- 
derbewaffnung zum Export umzuleiten?“ (DBFP IV, Nr. 172) 


* 


Der britische Botschafter in Rom teilte mit, daß sein Militärattache mit dem 
deutschen gesprochen habe, der ihm sagte, daß seine Kollegen, die in Berlin zu einer 
Konferenz versammelt waren, alle durch die Darlegung beeindruckt waren, die der 
Militärattach@ in London von der britischen Aufrüstung gab. Herr v. Ribbentrop 
wäre zuversichtlich, daß es für eine lange Zeit keinen Krieg geben würde. 

(DBFP IV Nr.169) 


* 


Der deutsche Gesandte Fabricius teilt aus Bukarest mit, daß England eine größere 
Wirtschaftsoffensive in Rumänien beabsichtige. Es interessiere sich für die Aus- 
wertung der rumänischen Wälder. Wenn er eine Drahtanweisung bekäme, daß mit 
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baldiger Fortsetzung der Wohltat-Besprechungen zu rechnen sei, könne er die 
rumänische Regierung veranlassen, die englischen Vorschläge dilatorisch zu be- 
handeln. (ADAP V, S. 340 f) 


x* 


Der amerikanische Botschafter Biddle in Warschau berichtet seinem Außenmini- 
ster über ein Gespräch mit Außenminister Beck u. a.: „..... Ich bin der Meinung, 
die polnische Regierung wird die Möglichkeit zu vermeiden suchen, sich in einer 
Lage zu befinden, wo sie mit irgendwelchen Zusagen bis zum äußersten gegangen 
ist, nicht nur gegenüber den Achsenmächten, sondern auch gegenüber den West- 
mächten, möglicherweise nur, um später fallen gelassen zu werden und der Rache 
der einen oder beiden Enden der Achse überlassen zu sein im Falle einer möglichen 
Auseinandersetzung zwischen der letzteren und London und Paris..... Anderer- 
seits weiß ich, daß Beck und die anderen Regierungsmitglieder und die militärischen 
Kreise hier die feste Haltung, die vom Präsidenten und seinen Regierungsmitglie- 
dern manifestiert wird, und unseren Verkauf von Flugzeugen an Frankreich und 
England und das Rüstungsprogramm unserer Regierung als „Musik für ihre Ohren“ 
begrüßen. Darüber hinaus sehen sie, daß dies alles die westeuropäischen Demokra- 
tien versteift und die Diktatoren gehetzt hat, ihre jeweiligen gemeinsamen Positio- 
nen zu überprüfen. Die polnische Regierung hofft aufrichtig, daß die jüngsten Zei- 
chen von Versteifung der europäischen Demokratien sich fortsetzen werden und daß 
die Diktatoren zumindest für eine Weile fortfahren, den Ton ihres früheren Un- 
gestüm zu modulieren. Darüber hinaus ist es gut, daran zu denken, daß Beck grund- 
sätzlich erkennt, daß im Falle eines Konfliktes zwischen den Achsen Berlin — Rom 
und Paris — London Polens einziger Ausweg vor einer schließlichen deutschen 
Aggression in Polens Beteiligung auf der Seite einer siegreichen demokratischen 
Front liegen würde. Inzwischen jedoch wird Polen auf Grund der vorher zitierten 
Umstände und seiner delikaten geopolitischen Lage „abwarten und sehen“ ...... 

(Foreign Relations 1939 Bd. IS. 26—28) 

Der Leser möge beachten, welche abschreckende Wirkung die Maßnahmen der 
Alliierten schon Wochen vor dem deutschen Einmarsch in Prag und vor der Rück- 
gliederung des Memelgebietes auf die Polen ausübten. 


* 


Samstag, den 4. März 1939 


Der deutsche Generalkonsul in Thorn teilt mit, daß die vergangene Woche keiner- 
lei Entspannung gebracht habe und weitere Demonstrationen gegen das deutsche 
Volkstum gemeldet seien. Der Boykott gegen die Deutschen würde auf alle deut- 
schen Ladeninhaber ausgedehnt und auch auf solche polnische Geschäfte, in denen 
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die Kundschaft in deutscher Sprache abgefertigt würde. In der Nacht vom 28. Fe- 
bruar auf 1. März seien in Bromberg überall Plakate angeklebt worden, in denen 
zum Wirtschaftsboykott der Deutschen aufgefordert wurde. (DWB II Nr. 154) 


* 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop erklärte dem ungarischen Gesandten, daß die 
Reichsregierung keine Erklärung zusammen mit Italien in dem vorgeschlagenen 
Sinne abgeben könne, wonach Ungarn ein erstes Anrecht auf das Gebiet der Kar- 
patho-Ukraine habe, bzw. bei einer Neuregelung ihm dieses Gebiet zugesprochen 
werden solle. 


Ungarn müsse Geduld haben. Wenn sich irgendwelche Ungarn interessierende Ent- 
wicklungen der tschechischen Frage ergeben sollten, würde er ihn orientieren. 


(ADAP IV Nr. 179) 
* 


Der Reichsminister des Innern teilt dem Auswärtigen Amt mit, daß die am 27. Fe- 
bruar begonnenen deutschen Verhandlungen über Minderheitsfragen zum Abschluß ge- 
langt sind, aber leider ein durchaus unbefriedigendes Ergebnis gehabt haben. DiePolen 
dächten nicht daran, ihre Politik gegenüber der deutschen Volksgruppe irgendwie 
zu ändern. Wenn sie auch in weniger wichtigen Gebieten zu kleinen Zugeständnissen 
bereit seien, so seien sie jedoch bestrebt, in den Fragen, die das Leben der deutschen 
Volksgruppe berühren, ihre bisherige Entdeutschungspolitik mit allem Nachdruck 
fortzusetzen. (DWB IINr. 178) 


* 


Der Reichsaußenminister teilt dem Generalkonsulat in Genf mit, daß er die Auf- 
hebung der Völkerbundsgarantie für die Danziger Verfassung begrüßen würde und 
insoweit keine Bedenken gegen die Entwicklung in Richtung englisch-französischer 
Absichten bestünden. Er sei bereit, Herrn Burckhardt zu empfangen. 

(ADAP VS. 148) 


%* 


Botschafter Kennard gibt Lord Halifax bekannt, daß Außenminister Beck am 
3. 4. in London eintreffen und folgende Themen zur Diskussion stellen wolle: außer 
einem allgemeinen Überblick die Fragen der Kolonien, Juden und Danzig. Das Reich 


nehme eine vernünftige Haltung ein, sogar ungeachtet der jüngsten Ereignisse. 
(DBFP IV Nr. 175) 


* 
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Der konservative Politiker Robert Boothby führte in einer Versammlung in 
Edinburgh aus: „Das Hauptinteresse des Britischen Weltreichs und der Sowjetunion 
ist heute die Erhaltung des Friedens. Die Hilfsquellen und Kräfte, über die sie ver- 
fügen, bilden zusammengenommen eine unüberwindliche Macht. Freundschaft und 
Zusammenarbeit zwischen Großbritannien und Rußland würden das europäische 
Gleichgewicht zugunsten der westlichen Demokraten beeinflussen, und dies wie- 
derum würde eine sofortige Rüxkwirkung auf Mittel- und Osteuropa ausüben.“ 

(Boothby, $. 249) 


* 


Der deutsche Gesandte Smend sendet dem Auswärtigen Amt aus Teheran einen 
Bericht über die englische Haltung und deutsch-feindliche Aktivität, der im vollen 
Umfang im DB Nr. 2 wiedergegeben ist. 


%* 


5. März 1939 


Die Aufzeichnung des Gesandten Altenburg über seine Rücksprache vom 1. 3. 
mit dem Gesandten Masardjik wird dem Auswärtigen Amt mit dem Vermerk des 
Legationsrates Hewel zurückgegeben: „Führer desinteressiert“. 


* 
Hermann Göring ist zum Kuraufenthalt in San Remo eingetroffen. 
* 


Reichsminister Dr. Goebbels führte zur Eröffnung der Leipziger Messe aus: 

„Also folgert daraus logisch, daß Deutschland nur soviel im Ausland zu kaufen 
in der Lage ist, als ihm an entsprechenden hochwertigen deutschen Erzeugnissen ab- 
genommen wird. 

Versuchen wir diese Frage ganz abseits von politischen Machtverhältnissen zu un- 
tersuchen und zu lösen, so kommen wir hier zu einer durchaus fairen und anstän- 
digen Verständigungsmöglichkeit. Sie ist der Welt noch einmal in der Rede des 
Führers vom 30. Januar 1939 vor dem Deutschen Reichstag gezeigt worden. Es 
ergibt sich danach für uns nicht nur die Notwendigkeit des Exportes, sondern auch 
der unerbittlichen Entschlossenheit zur Steigerung der deutschen Warenausfuhr. 
Denn Deutschland muß 140 Bewohner auf einem Quadratkilometer im eigenen 
Lande ernähren. Andere J.änder, die in dieser Beziehung viel glücklicher daran sind 
und sich deshalb auch den Luxus einer demokratischen Staatsführung leisten können, 
zählen bis zu 12 und 13 Millionen Arbeitslose. In Deutschland ist demgegenüber ein 
ständig steigender Arbeitermangel festzustellen.“ 

(Joseph Goebbels, Die Zeit ohne Beispiel, S. 56) 
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Montag, den 6. März 1939 


Die Zentralregierung in Prag enthob durch Dekret des Staatspräsidenten Hacha 
den karpatho-ukrainischen Landesminister Revay seines Amtes und übertrug das 
Innen-, Finanz- und Verkehrsressort dem tschechischen General Prchala, der damit 
Militärdiktator des Landes wurde. 

Sie schuf damit ein Praejudiz für die Slowakei. 

Der karpatho-ukrainische Ministerpräsident Woloschin protestierte gegen die 
Ernennung Prchalas und bezeichnete sie als ein Mißtrauensvotum gegen das kar- 
patho-ukrainische Volk und beweise,. daß die Prager Regierung die autonomen 
Rechte des Landes beschränken wolle. (Bucreis, 1939, $. 58) 


* 


Der britische Gesandte Newton berichtet aus Prag, daß die Verhältnisse zwischen 
den Tschechen und Slowaken auf eine Krise zusteuerten. Von einem Gewährsmann 
habe er gehört, daß sich die Dinge seitens der Slowaken für eine Forderung nach 
finanzieller Unterstützung zugespitzt hätten. Die Tschechen hätten sich dazu bereit 
erklärt unter dem Vorbehalt entsprechender Garantien, daß die Slowaken eine 
Politik der Loyalität gegenüber dem tschechoslowakischen Staat verfolgten, eine 
Sache, hinsichtlich der die jüngsten Äußerungen der slowakischen Führer Platz für 
Zweifel ließen. Die Slowaken sollen auch ein unangemessenes Maß an Selbständig- 
keit in Heeresangelegenheit verlangt haben. Welche Rolle Deutschland in dem 
Streit spiele, falls es eine spiele, sei eine Sache der Mutmaßung. Zwei slowakische 
Minister seien letzte Woche in Begleitung von Fachleuten in Berlin gewesen. Un- 
terdessen hätten die Beziehungen zwischen den Slowaken und der Regierung und 
ihren deutschen Minderheiten gewisse Zeichen von Spannung gezeigt. 

(DBFP IV Nr. 180) 


* 


Der polnische Militärattach@ in Berlin, der vor kurzem aus Warschau zurück- 
gekehrt war, sagte zu seinem britischen Kollegen, daß die antideutschen Demon- 
strationen, die während Graf Cianos Besuch inszeniert wurden, Graf Ciano zeigen 
sollten, daß keine Frage davon sein könne, Polen in die Planetenbahn der Achse 
zu ziehen, wenn Beck auch Italiens Freundschaft schätze. Die Frage einer deutschen 
Aktion sei einstweilen weniger akut geworden. Der polnische Attach& versicherte, 
daß es während dieser Generation keine Möglichkeit gäbe, daß sich Polen aggres- 
siv mit Deutschland gegen Rußland zusammentue und andererseits habe Polen 
überhaupt keine Absicht, in irgendeiner Weise Deutschland gegenüber nachzugeben. 

(DBFP IV Nr. 181) 


* 
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Dienstag, den 7. März 1939 


Der slowakische Minister Sidor fuhr mit dem Finanzminister Teplansky zu den 
Verhandlungen mit der Zentralregierung nach Prag. Über diese berichtet der 
deutsche Geschäftsträger, daß die Slowaken wünschten: 

a) eine Herabsetzung des Anteils an den finanziellen Lasten, 

b) Verabschiedung des Generals Syrovy als Minister für Landesverteidigung, 

c) Gewährung weitgehender Zuständigkeiten an slowakische Delegierte in gemein- 
samen Ressorts. 

Die Führung der Hlinkagarde erörterte z. Zt. zwei Möglichkeiten: 

1.) Slowaken lassen Verhandlungen nach wenigen Tagen scheitern, worauf die Preß- 
burger Regierung unter Hinweis auf Verweigerung ihrer Rechte sofort die Un- 
abhängigkeit erklären und sich für ein enges wirtschaftliches Zusammengehen 
mit Deutschland aussprechen würde. 

2.) Im Interesse besserer Vorbereitung dieser Absichten sollen die Verhandlungen 
bis Ende März hingezogen und dann die Unabhängigkeit erklärt werden. 
Chvalkowsky habe ihm noch mitgeteilt, die Prager Regierung habe den Slo- 

waken freigestellt, die Unabhängigkeit ihres Landes zu erklären, falls sie diese für 

ihr Land wünschenswert hielten. Er glaube aber eher an eine Einigung als an ein 

Scheitern der Verhandlungen. (ADAP IV S. 196 f) 


* 


Nach Holldack soll der slowakische Minister Durcansky an diesem Tage bei Gö- 
ring gewesen sein. Er bringt sogar unter der Nummer XXVII ein Dokument dar- 
über zum Abdruck, das dem Nürnberger Protokoll (2816 PS) entnommen ist, aber 
überhaupt kein Datum der angeblichen Besprechung enthält. Er beruft sich nun in 
einer Anmerkung darauf, daß diese Besprechung vom 7. 3. 39 in einer Aufzeich- 
nung enthalten sei, die am 9. 8. 1939 im Büro des Staatssekretärs Keppler ge- 
macht worden wäre. Diese Aufzeichnung bzw. eine Kopie von ihr ist aber ein echt 
Nürnberger Dokument, da es weder einen Kopf, noch eine Unterschrift, noch 
eine sonstige Angabe trägt, daß es tatsächlich im Büro Keppler gefertigt wurde. 
Durcansky kann schon deswegen nicht am 7. März mit Göring verhandelt haben, 
weil dieser schon seit 5. März in San Remo zur Kur weilte. Das Ganze ist eine 
Fälschung, die die Schuld an den tschechisch-slowakischen Streitigkeiten mit einer 
deutschen Intervention begründen sollte. (Holldack, S. 109) 


* 


Mittwoch, den 8. März 1939 


Ministerpräsident Tiso lehnte es ab, mit seinen Ministern einer Einladung der 
Zentralregierung zu Besprechungen in Prag Folge zu leisten. Nur der stellvertre- 
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tende tschechoslowakische Ministerpräsident Karel Sidor und der Minister Pavel 
Teplansky nahmen als slowakische Vertreter daran teil. Die Verhandlungen schei- 
terten, weil die Slowaken einen größeren Einfluß im Verteidigungs- und Außen- 
ministerium verlangten. (Durcansky an den Verfasser) 


* 


Der deutsche Geschäftsträger in Prag teilt mit, daß Außenminister Chvalkowsky 
in dringender Form ausgeführt habe, wie sehr ihm daran liegen würde, konkrete 
deutsche Wünsche hinsichtlich der von Prag in Karpatho-Ukraine und Slowakei 
zu verfolgenden Politik zu erfahren. Er habe ihm mit dem Hinweis geantwortet, 
er habe ja selbst den Wiener Schiedsspruch als maßgebend für die Tschechoslowakei 
bezeichnet. (ADAP IV, S. 198) 


* 


In einem weiteren Telegramm teilt der Geschäftsträger mit, daß die Selbständig- 
keitsforderungen der Slowakei so weitgehend seien, daß sie zum Abbruch der Ver- 
handlungen und Selbständigkeitserklärung der Slowakei führen können. Ungarn 
habe in Prag erklären lassen, daß es an der Slowakei desinteressiert sei, dagegen 
die Lösung der Karpatho-Ukraine-Frage als lebenswichtig bezeichnet. 

(ADAP IV, S. 198) 


* 


Im englischen Unterhaus begründete Kriegsminister Hore-Belisha den neuen 
Wehrhaushalt. Er machte umfangreiche Ausführungen über die Aufrüstung und 
erklärte u. a., daß 19 Divisionen zur Unterstützung Frankreichs zur Verfügung 
ständen. Er schloß mit einer Erklärung, daß jede Bedrohung der Lebensinteressen 
Frankreichs, von welcher Seite sie auch kommen möge, den sofortigen Beistand un- 
seres Landes nach sich ziehen müsse..... „Diese Erklärung über die Gemeinsam- 
keit unserer Interessen mit Frankreich ist von größerer Bedeutung als jedwede 
frühere Erklärung. Sie legt uns die Verpflichtung auf, Pläne und Vorbereitungen 
für die Verwendung unserer Feldstreitkräfte in gewissen Fällen auszuarbeiten. Be- 
sprechungen zwischen uns und Frankreich haben uns in dieser Hinsicht zwar nicht 
gebunden, aber wenn man vorsichtig ist, muß man für alle Möglichkeiten gewapp- 
net sein. Sollten wir in einen Krieg verwickelt werden, so wird unser Beitrag und 
die Art und Weise, wie wir ihn am besten leisten können, weder mit halbem Her- 
zen noch unter Zugrundelegung irgendeiner Theorie der beschränkten Haftung 
gegeben werden...... e (DWB II Nr. 246) 


* 


Der frühere Marineminister Duff Cooper regte die Bildung einer Fremden- 
legion mit der Begründung an, daß die Emigranten vor Haß brännten und daher 
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den Wunsch hätten, das schwerste Unrecht, das man ihnen angetan hätte, zu rächen. 
(DWB II Nr. 246) 


* 


So phantasiert zum Beispiel der „Sozialdemokratische Informationsdienst“, eine 
in Paris herausgegebene Emigrantenzeitung: 
(Nr. 45, Januar 1940, $. 35 Ziff. 6.) 
NR Die Clique, um Tiso insbesondere, bezog ihre Weisungen vorzugsweise 
aus Wien. Als ihre diplomatischen Unterhändler am 7. und 8. März in Berlin weil- 
ten, offiziell, um eine Anleihe vom Reich zu erlangen, waren alle Vorbereitungen 
zur Lostrennung von Prag schon getroffen. Als diese Delegation am 9. von Berlin 
zurückreiste, brachte sie zwar keine Anleihe mit, wohl aber die deutsche Zusage, die 
Lostrennung der Slowakei zu unterstützen. Noch auf der Rückreise der slowaki- 
schen Unterhändler wurde am 9. März in Wien festgelegt, sofort loszuschlagen. Die 
Prager Regierung wurde von dieser Aktion jedoch noch in den Nachtstunden durch 
den polnisch orientierten Minister Sidor unterrichtet. Sie setzte sich sofort mit Ber- 
lin in Verbindung, um, ähnlich wie im Januar anläßlich der Wirren in der Kar- 
patho-Ukraine, die deutsche Einwilligung zur Entsendung von tschechischen Trup- 
pen und Polizeikräften in die Slowakei einzuholen. Und hier kommt der Höhe- 
punkt des Provokateurspiels: Berlin erteilt seine Zustimmung und gibt zu ver- 
stehen, die Wiener Parteistellen hätten ihre Vollmachten überschritten. Das in den 
frühen Morgenstunden des 10. März, des gleichen Tages, an dem die Bereitstellung 
und der Aufmarsch der deutschen Okkupationstruppen begann..... ® 


* 


Der französische Außenminister Bonner empfing Marschall Petain als neuen Bot- 
schafter bei der Regierung Franco, übergab ihm den Wortlaut des Abkommens 
Berard—Jordana und sagte ihm: „Das Hauptanliegen Ihrer Mission besteht darin, 
im Kriegsfall die Unterstützung Spaniens zu erreichen und es in jedem Falle daran 
zu hindern, sich unseren Gegnern anzuschließen.“ (Bonnet, $. 169) 


%* 


Der amerikanische Bundessenat nahm den Vorschlag an, die Luftwaffe der Bun- 
desarmee auf 6000 Flugzeuge zu vermehren. Dazu erklärte der Republikaner Fra- 
zier, die Vereinigten Staaten seien für das augenblickliche „internationale Rüstungs- 
fieber“ wesentlich verantwortlich, weil Amerika den Kellog-Pakt nicht beachtet 
habe. Nach der Unterzeichnung dieses Paktes habe Amerika seine Aufwendungen 
für die Armee und Flotte unaufhörlich vermehrt und baute die größten Schlacht- 
schiffe. Er fragte, ob Amerika diese größte Armee und Flotte wirklich für Ver- 
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teidigungszwecke benötige und ob Amerika tatsächlich Flugzeuge und Schiffe mit 
10000 Meilen Aktionsradius brauche, da die Möglichkeit eines Angriffes auf die 
Vereinigten Staaten nicht gegeben sei. (Buckreis 1939, $. 56) 


* 


Über die Außenpolitik der Vereinigten Staaten erstattet der polnische Botschaf- 
ter Graf Potocki aus Washington einen ausführlichen Bericht an seine Regierung. 
Ein Vergleich der Berichte Potockis mit denjenigen des deutschen Geschäftsträgers 
zeigt, daß sie zu gleichen Ergebnissen bei der Betrachtung der politischen Lage kom- 
men. (DB, Nr. 3) 


* 


Lord Halifax ist mit dem Besuch des polnischen Außenministers Beck in den er- 
sten Tagen des April einverstanden. Die Kolonialfrage sei jedoch eine, die er mit 
Beck nicht besprechen wolle, denn zwischen England und Polen gäbe es keine 
Kolonialfrage. Er beauftragt den britischen Botschafter in Warschau, dies Beck vor- 
sichtig und deutlich klar zu machen. (DBFP IV, Nr. 189) 


* 


In einem Telegramm teilt Kennard Lord Halifax mit, daß die deutsch-polnischen 
Minderheitenbesprechungen ergebnislos abgebrochen seien und noch kein Datum 
für die Wiederaufnahme vorgesehen wäre. „Nach den Bemerkungen, die von Mit- 
gliedern des polnischen Außenministeriums hierzu gemacht wurden, scheint es klar 
zu sein, daß die polnische Regierung sich erfolgreich um alle peinlichen Fragen 
herumgedrüct hat, welche von den deutschen Unterhändlern in Berlin erhoben 
worden sind, und daß die Gespräche nicht zu konkreten Ergebnissen geführt haben.“ 

(DBFP IV, Nr. 191) 


* 


In einer Aufzeichnung des Gesandten Eisenlohr zur Frage der jüdischen Aus- 
wanderung heißt es: 

„Die beiden Probleme, die zur Ermöglichung einer organisierten Massenauswan- 
derung der Juden aus Deutschland vom Ausland gelöst werden müssen, nämlich die 
Nachweisung von Siedlungsgebieten und die Errichtung einer ausländischen Finanz- 
kommission sind bereits in Angriff genommen worden. England und Amerika schik- 
ken vier Kommissionen aus, um die Siedlungsmöglichkeiten in britisch und nieder- 
ländisch Guyana und Nordrhodesien sowie in San Domingo und auf den Phillipinen 
zu prüfen. Die Verhandlungen über die Bildung eines Komitees von amerikanischen 
und britischen Bankiers, die mit vorwiegend jüdischem Gelde arbeiten würden, sind 
im Gange.“ (ADAP V, S. 790) 
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Donnerstag, 9. März 1939 


Um 17 Uhr rief der tschechoslowakische Außenminister Chvalkowsky den deut- 
schen Geschäftsträger zu sich und teilte ihm mit, daß seiner Regierung von slowaki- 
scher Seite erklärt worden sei, daß bei der Preßburger Regierung durch die Be- 
richterstattung der slowakischen Minister Durcansky und Pruzinsky über ihre Ber- 
liner Reise, insbesondere über ihren Empfang durch Generalfeldmarschall Göring, 
der Eindruck entstanden sei, als ob das Reich nur dann bereit sei, der Slowakei 
Wirtschaftshilfe zu leisten, wenn diese ihre staatliche Unabhängigkeit erkläre. Auf 
die Frage, ob dem Geschäftsträger etwas davon bekannt sei, erwiderte dieser, daß 
er in keiner Weise über diese Berliner Besprechungen unterrichtet sei, daß aber 
zweifellos ein Mißverständnis vorliege. Auch müßte er davon Kenntnis haben, wenn 
die Reichsregierung den Wunsch besäße, die Slowakei von Prag loszutrennen. 
Chvalkowsky meinte, er halte es für durchaus möglich, daß die slowakischen Mini- 
ster schon Äußerungen bewußt oder unbewußt falsch ausgelegt hätten. Er bäte, in 
Berlin vertraulich festzustellen, ob tatsächlich bei den Besprechungen die Los- 
trennung der Slowakei als Vorbedingung für eine Wirtschaftshilfe erörtert worden 
sei und ob das Reich überhaupt eine Entwicklung in dieser Richtung wünsche. Falls 
Berlin eine unabhängige Slowakei wolle, so werde sich Prag mit einer solchen Lö- 
sung abfinden müssen. Der Geschäftsträger empfahl Herrn Chvalkowsky, sich am 
besten direkt bei der Regierung in Preßburg über die Berliner Besprechung zu un- 
terrichten. Auf die nochmalige Bitte, ihm möglichst umgehend einen vertraulichen 
Bescheid zu verschaffen, sagte der Geschäftsträger, daß dies schon aus technischen 
Gründen kaum möglich sei. 


Da der Geschäftsträger in seinem telegrafischen Bericht über dieses Gespräch 
„Sprachregelung“ erbat, ordnete der Reichsaußenminister an, daß keine Antwort 
erteilt würde. (ADAP IV, S. 200 f.) 


* 


Etwa zur gleichen Zeit sprach der Vertreter des tschechischen Gesandten in Berlin 
im Auswärtigen Amt vor und erwähnte verschiedene Gerüchte über eine angeb- 
lich bevorstehende Besetzung der Resttschechei und Verselbständigung der Slowakei 
und Karpatho-Ukraine. Von Herrn Altenburg wurde erwidert, daß ihm nichts von 
diesen Gerüchten bekannt sei. (ADAP IV, S. 201) 


* 


Offensichtlich ermutigt durch diese betonte Distanzierung der Reichsregierung 
von den tschechisch-slowakischen Auseinandersetzungen, ließ sich der Ministerpräsi- 
dent Beran ein Dekret durch den Staatspräsidenten Hacha ausstellen, wonach der 
slowakische Ministerpräsident Msgr. Tiso, der Außenminister Durcansky und zwei 
weitere Minister für abgesetzt erklärt wurden. An Tisos Stelle wurde der bisherige 
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Schulminister Josef Sivak zum Ministerpräsidenten ernannt. Über große Teile der 
Slowakei wurde das Standrecht verhängt und Preßburg gegen den erbitterten Wider- 
stand der Hlinkagarde durch tschechisches Militär besetzt. Zahlreiche Politiker wur- 
den verhaftet, die Hlinkagarde und die Selbstschutzabteilung der karpathendeut- 
schen Partei entwaffnet. (Buckreis 1939, $. 58) 


* 


Zur Frage der Hintergründe des tschechischen Vorgehens gegen die Slowakei 
schreibt der frühere deutsche Generalkonsul in Preßburg, Ernst von Druffel in der 
Zeitschrift „Das historisch-politische Buch“: (Göttingen 1962, Heft 1, zitiert in „A. 
v. Ribbentrop, Verschwörung gegen den Frieden, $. 301“) 

„Was ereignete sich im Prager Ministerrat vom 9. März 1939, der den verblen- 
deten Beschluß faßte, die slowakische Regierung mit Gewalt abzusetzen? Wußte die 
Prager Regierung nicht, daß diese mit militärischen Bewegungen im Vorfeld von 
Wien verbundene Maßnahme, auf die Reichsregierung als schroffe Provokation 
wirken mußte? Welcher Einfluß setzte es durch, trotzdem dieses Risiko einzugehen, 
obwohl die Hauptträger der Verantwortung, Hacha, Beran und Chwalkowsky, als 
ruhige Politiker bekannt waren? Fühlte man sich durch das geringe Aufschen er- 
mutigt, das wenige Tage zuvor eine ähnliche Aktion in der Karpatho-Ukraine in 
Deutschland und in der Weltöffentlichkeit erregt hatte? War die Aktion auf lange 
Sicht geplant?“ 


* 


Lange, bevor ich diese Ausführungen gelesen hatte, war mir der Verdacht gekom- 
men, daß hinter den Auseinandersetzungen fremde Kräfte am Werk gewesen sein 
mußten. Leider mußte ich meine Versuche, mir hierüber Aufklärung zu verschaf- 
fen, wegen unüberwindlicher materieller Schwierigkeiten einstellen. Eine bei den 
seinerzeitigen Vorkommnissen an höchster Stelle beteiligte Persönlichkeit gab fol- 
gende Information: 

„Die Aktion Prags im März 1939 gegen die Slowakei war schon früher vor- 
bereitet, und man wartete nur auf den günstigen Moment, um sie durchzuführen. 
E. Benesch hat, als er sein Präsidentenamt aufgegeben hatte, in Bezug auf die Slo- 
wakei ausdrücklich erklärt: ‚Heute geht es nicht um diese oder andere Konzessionen 
(nämlich zu Gunsten der Slowakei)’. 

Aus den Briefen und Instruktionen, die Benesch aus London noch im Jahre 1938 
und Anfang 1939 nach Prag schickte, ist ersichtlich, daß er an die Restitution des 
alten Zustandes auch in der Slowakei gedacht hat. Und aus dem Buche von Dr. 
Ladislaw K. Feierabend: „Ve vlädäch Druh£ republiky“ (New York 1961) geht klar 
hervor, daß die Tschechen in der Richtung entsprechende Vorbereitungen getroffen 
haben. Sie waren entschlossen, Hitler alle gewünschten Konzessionen zu machen, 
nur um die Slowakei auch weiter beherrschen zu können.“ 

(Brief an den Verfasser vom 18. 3. 1962) 
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* 


Der deutsche Botschafter v. Moltke berichtet aus Warschau, daß er mit Außen- 
minister Beck eine Unterredung hatte, in der er ihn auf das offensichtliche Sym- 
pathisieren der Polizei mit den Demonstranten verwiesen habe sowie darauf, daß 
ein höherer polnischer Offizier diese Demonstration als durchaus berechtigt be- 
zeichnet habe. Diese beiden Feststellungen und andere Beurteilungen hätten gezeigt, 
wie schmal die Basis sei, auf der in Polen die Verständigungspolitik betrieben werde. 
Man könne sich auch nicht wundern, wenn sich die Stimmung gegen Deutschland 
dauernd verschlechtere, denn die Presse höre nicht auf, zu hetzen. Noch schlimmer 
sei die Agitation des Westverbandes. Herr Beck sei über die Ausführungen betrof- 
fen gewesen und habe nochmals erklärt, wie sehr er die Vorfälle vor der Botschaft 
bedauert hätte. Er gab das Versagen der Polizei zu. Die Gründe für die Verschlech- 
terung der Stimmung während der letzten Monate sehe er hauptsächlich in der 
karpatho-ukrainischen Frage, da man Deutschland die Schuld zuschiebe, daß es 
nicht zu einer gemeinsamen polnisch-ungarischen Grenze gekommen sei. Er habe 
darauf verwiesen, daß dieser Behauptung durch die klaren Erklärungen von Berch- 
tesgaden der Boden entzogen worden wäre und es nun an der Zeit sei, etwas gegen 
die Brunnenvergiftung zu unternehmen. (DWB II, Nr. 155) 


* 


Senator Hasbach, Vertreter der Volksdeutschen, führte bei der Budgetdebatte im 
Senat aus: 

„So haben wir uns jahrelang in dieser Atmosphäre der Anfeindung und des Has- 
ses hingeschleppt und..... weder von der Regierung der letzten Jahre noch vom 
polnischen Volke her eine Besserung unserer Lage erfahren. Die innenpolitische 
Konstellation war immer gegen uns..... Härter als die früheren Jahreslisten der 
Agrarreform haben uns die Namenslisten der drei letzten Jahre getroffen. Im 
Schulwesen haben wir keinen Aufbau zu verzeichnen, sondern einen weiteren Ab- 
bau zu beklagen. Das Grenzzonengesetz hat nicht nur Ausweisungen in weit über 
hundert Fällen zur Folge gehabt, sondern es bedroht auch den Erbgang des größten 
Teils der deutschen Bauern in den Westgebieten. Zu keiner Zeit seit dem Bestehen 
der Republik hat es so viele Verhaftungen und Verurteilungen gegeben, von denen 
nicht nur wir Deutschen überzeugt sind, daß sie weniger aus der Staatsnotwendig- 
keit als aus der allgemeinen Atmosphäre geboren sind, die uns Deutschen unfreund- 
lich ist... .. 

Wir sind keine Eindringlinge, und wir sind keine fremde Agentur..... Wir ver- 
langen keine Privilegien und keine Gastgeschenke, sondern nur unser gutes Recht... 
Wir wissen sehr wohl, daß es in der Hand der Regierung liegt, die ihr bekannte 
Not des Deutschtums in Polen zu beseitigen, die Gesetze ohne politische Voreinge- 
nommenheit anzuwenden und der gemein gefährlichen Verleumdungskampagne 
eines großen Teiles der polnischen Presse radikal ein Ende zu machen“. 
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Hasbach schloß mit zwei Appellen, einen an die Senatoren und an das polnische 
Volk: „Hört endlich damit auf, Haß zwischen zwei Völker zu säen“ und den zwei- 
ten an die Regierung: „Sie möge sich frei machen von all den Einflüssen chauvini- 
stischer Kreise, die eine Einigung zwischen uns verhindern wollen und von ihr eine 
Beschränkung der Rechte der Volksgruppe verlangen.“ (Bierschenk, S. 313 f.) 


* 


Nach Emrys Hughes, Churchill — Ein Mann in seinem Widerspruch, $. 160, no- 
tierte Churchill mit sichtlicher Zustimmung, daß Mr. Chamberlein „der Sowjet- 
botschaft in London einen Besuch abgestattet und damit erneut das Interesse be- 
kundet hat, daß Großbritannien der Steigerung des Handels und der Intensivierung 
der Zusammenarbeit mit Rußland entgegenbringt. Wir sollten daher die Ereignisse 
in Osteuropa und die wachsende Stärke der USA voll Hoffnung als weitere Garan- 
tien gegen einen Niederbruch der Zivilisation in diesem Jahr betrachten.“ 


* 


Botschafter Henderson führt in einem Brief an Sır Cadogan aus: „Man hört im- 
mer noch wilde Geschichten von Angriffen in verschiedene Richtungen, aber offen 
gestanden, ich glaube kein Wort davon. Solange wir ruhig fortfahren mit unseren 
eigenen Verteidigungsvorbereitungen, wird meiner Meinung nach alles gut sein. 
Ich glaube, die Deutschen wünschen den Frieden sehr, aber es ist gerade so gut, die 
Versuchung auszuschließen. 

Ich wünschte, wir könnten ein wenig ruhiger wieder aufrüsten; aber ich ver- 
mute, die Demokratie ist ein Riegel dagegen. Die Menschen in England stehen zu 
sehr unter dem Eindruck, daß Deutschland den Krieg wünscht und denken daher, 
daß wir sehr laut über unsere Vorbereitungen reden müssen, um dem zu begegnen. 
Persönlich denke ich, daß jetzt zuviel Nachdruck Schaden bringt und nur die Deut- 
schen zu dem Glauben bringt, daß wir sie nach alledem angreifen wollen.“ 

(DBFP VII, Anhang IX, $. 633) 


* 
Botschafter Henderson macht in einem Bericht an Lord Halifax über die politische 
Lage und vermutlichen Absichten Hitlers so interessante grundsätzliche Ausfüh- 


rungen, daß sie trotz ihrer Länge fast vollständig in DB, Nr. 4, aufgenommen 
wurden. 


* 


In ciner Unterhaltung, die der polnische Botschafter Graf Raczynski in London 
mit Herrn Hudson, dem parlamentarischen Sekretär für den Außenhandel hatte, 
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„verhehlte letzterer nicht seine Überzeugung, daß die ganze grundsätzliche Anstren- 
gung Englands von dem Gesichtspunkt geleitet sei, sich der deutschen Drohung ent- 
gegenzustellen..... Die britische Regierung sei entschlossen, von keinem europäi- 
schen Markt zurückzuweichen und auf seinen Besitzstand nicht zugunsten des Deut- 
schen Reiches zu verzichten. Das bedeute jedoch nicht, daß Großbritannien Deutsch- 
land den ersten Platz streitig machen wolle, den es aus natürlichen, geopolitischen 
Gründen usw. auf einigen mitteleuropäischen Märkten innehabe (DWB II, Nr. 10) 


* 


Der russische Botschafter in London führte in einer Unterredung mit Mr. Butler 
vom Foreign Office folgendes aus: Er hätte ein Gespräch mit dem Handelsminister 
Hudson gehabt, aber alles das, was er gesagt habe, sei zu schön um wahr zu sein. 
Butler meinte in seinem Bericht, daß der Botschafter sehr argwöhnisch hinsichtlich 
der britischen Annäherungsversuche sei und ernstlich gefragt habe, ob dieser Wunsch 
aufrichtig wäre. Er könne nicht glauben, daß Freundschaft mit Rußland einen Be- 
standteil der Verständigungspolitik des Premierministers bedeute, dem er sehr 
mißtraue. (DBFP IV, Nr. 194) 


* 


In seinem eigenen Bericht an Lord Halifax erwähnt Mr. Hudson, daß der rus- 
sische Botschafter Maisky seiner Überzeugung Ausdruck gegeben habe, daß das 
Britische Empire unfähig wäre, sich gegen eine deutsche Aggression zur Wehr zu 
setzen, selbst mit der Unterstützung Frankreichs, wenn es nicht die Mitarbeit Ruß- 
lands hätte. Darauf habe er erwidert, „daß ich im Gegenteil dächte, es hätte in 
diesem Lande in den letzten Wochen eine große Veränderung der öffentlichen Mei- 
nung gegeben, daß unsere Rüstung sich rapide vermehrte, und daß die Offentlichkeit 
als Ganzes entschlossen wäre, sich gegen deutsche Ansprüche zur Wehr zu setzen, 
natürlich in Verbindung mit Frankreich, und daß wir hinsichtlich des endgültigen 
Ausganges eines bewaffneten Konfliktes zuversichtlich wären — wenn auch die 
Verluste und Leiden groß sein würden.“ (DBFP IV, Nr. 193) 


* 


„Anfang März ließ die große Londoner Presse im Gegensatz zu der bis zu die- 
ser Stunde gezeigten Haltung eine ausgesprochen optimistische Beurteilung der 
außenpolitischen Lage erkennen. Jeder Beobachter konnte beim Lesen der Blätter 
feststellen, daß die überaus zuversichtlichen Berichte auf Fundamenten standen, die 
einen gemeinsamen Baumeister gehabt haben mußten. Es wurde von der Wahr- 
scheinlichkeit eines diplomatischen Ausgleichs zwischen Italien und Frankreich ge- 
sprochen, von einer bevorstehenden langen Friedensperiode, von der Möglichkeit 
einer Rüstungsbegrenzungskonferenz usw. Die Beweisführung für den damals über- 
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raschend kommenden Stimmungsumschwung in den Blättern war fast gleichlautend. 
Als Quelle dieser Informationen stellte sich schon bald der Erste Minister selber 
heraus. Er hatte am Abend des 9. März die Diplomatischen Korrespondenten der 
führenden Londoner Blätter in sein Amtszimmer im Parlament gebeten und ihnen 
mitgeteilt, die englische Regierung habe allen Grund für die Annahme, daß der 
italienisch-französische Konflikt (um Tunis, den Suezkanal und die Djibuti-Eisen- 
bahn) auf diplomatischem Wege beigelegt werden könne, und daß die Möglichkeit 
eines militärischen Zusammenstoßes dieser beiden Länder entfernter sei denn je. Es 
kam im Zusammenhang mit dieser Darstellung des Ersten Ministers auch das Ge- 
rücht auf, Mussolini habe Daladier in einer Note den Beginn diplomatischer Ver- 
handlungen vorgeschlagen, ein Gerücht, das später nicht aufrechterhalten werden 


konnte.“ (Aus N. Tönnies, Der Krieg vor dem Kriege, S. 217/218) 
* 

Der sozialdemokratische Informationsdienst Nr. 45 — eine deutschsprachige 

Emigrantenzeitung — macht hierzu folgende Ausführungen: „Diese Erklärungen 


waren um so auffälliger, als sie (gezeichnet von den verschiedenen und parlamentari- 
schen Korrespondenten) absatzweise wörtlich und buchstäblich identisch waren, ein 
bisher unbekanntes Phänomen in der englischen Presse. Die Erklärung war der 
Presse von Chamberlein persönlich übergeben worden, und zwar ohne vorherige 
Konsultation von Halıfax, der sehr erbittert darauf reagiert haben soll.“ 

Professor Hoggan schreibt zu diesem Komplex: (Hoggan, $. 331) 

„Halifax war sich einer herannahenden Krise bewußt, aber fest entschlossen, ihr 
in wohlberechneter, seinen Absichten dienender Weise zu begegnen. Die der Regie- 
rung nahestehenden Blätter, wie die Times in London, wurden angewiesen, von der 
Verbreitung alarmierender Berichte abzusehen und einen optimistischen und be- 
ruhigenden Ausblick auf das gegenwärtige Geschehen zu geben. Die führenden 
Regierungssprecher sollten sich positiver und persönlicher Äußerungen befleißigen. 
Die Panikmache der Regierung, die im Januar 1939 kurz vor ihrem Höhepunkt 
stand, durfte zeitweilig in den Hintergrund treten. Halifax wollte auf diese Weise 
die britische Offentlichkeit davon überzeugen, daß Hitler seine Pfeile aus heiterem 
Himmel abgeschossen hatte, als der unvermeidliche Höhepunkt der Tschechenkrise 
gekommen war. (Thomas Jones, A Diary with Lettens, 1931—1950, London 1954, 
429; History of the ‚Times‘, Bd. 4, New York 1952, 959)“ 


Freitag, den 10. März 1939 


Der deutsche Geschäftsträger telefonierte 9.40 Uhr aus Prag, nach Angabe von 
Chvalkowsky seien die Verhandlungen gescheitert, „weil die Slowaken keine Zu- 
sicherungen zu geben wünschten, auf eine Unabhängigkeitserklärung der Slowakei 
— falls dies erforderlich erscheinen sollte — zu verzichten, auch nicht bereit waren, 
Zusicherungen darüber zu geben, daß eine Propagandatätigkeit für die Unabhängig- 
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keit der Slowakei im Land eingestellt würde.“ Diese Begründung muß unwahr- 
scheinlich klingen, nachdem man den Slowaken nach früheren Ausführungen die 
Erklärung der Unabhängigkeit freigestellt hatte. 

Der Geschäftsträger erklärte noch, daß Hacha nach der neuen tschechoslowakischen 
Verfassung zur Absetzung der Landesregierung befugt gewesen sei, was von anderer 
Seite bestritten wurde. Der Geschäftsträger wurde gebeten, die entsprechenden Be- 
stimmungen sofort zu schicken. (ADAP IV, S. 202 f.) 


* 


„Welche Folgen dieser Staatsstreich für das völkische Leben der Slowakei haben 
sollte, trat bereits im Laufe des 10. März klar hervor: Die in vorderster Linie 
stehenden Vertreter der Hlinka-Idee — Tuka, Cernak, Mach und viele andere — 
wurden in Haft genommen und nach Mähren gebracht, der Sicherheitsdienst von 
Tschechen übernommen, die man durch Armbinden in den slowakischen National- 
farben zu tarnen versuchte. Die Hlinka-Garde in Preßburg und fast allen größeren 
Städten, teilweise oder gänzlich entwaffnet, politisch mißliebige Staatsbeamte wieder 
in ihre Funktion eingesetzt, der Eisenbahn- und Nachrichtenverkehr mit dem 
Deutschen Reich unterbrochen — kurz: das Verwaltungssystem der Septembertage 
1938 trat in vollem Umfange von neuem in Wirksamkeit. Die Führung der Regie- 
rung wurde formell dem auf dem Wege nach Rom zur Papstkrönung befindlichen 
Kultusminister Siwak übergeben. Als dieser indes diese Zumutung telegrafisch ab- 
lehnte, gab es für Sidor keinen anderen Ausweg mehr; er selbst mußte hervortreten 
und das Werk der antislowakischen Prager Kräfte, das er heimlich gefördert hatte, 
nunmehr auch offen mit seinem und Teplanskys Namen decken..... Minister- 
präsident Tiso hatte sich bereits am Spätnachmittag auf seine Landpfarre in der 
mittleren Westslowakei begeben, nachdem er vorher den Justizminister Dr. Dur- 
cansky beauftragt hatte, die Lage in seinem Namen mit den zuständigen Reichs- 
stellen zu besprechen. Durcansky begab sich sofort nach Wien und hielt eine Rund- 
funkansprache an das slowakische Volk, in welcher er einen kurzen Überblick über 
die Vorgeschichte der Ereignisse gab und namentlich das Verfassungswidrige des 
Vorgehens Berans und Sidors scharf und klar herausstellte.“ (D. Rabel: „Zur jüng- 
sten Entwicklung der slowakischen Frage“, Bd. IX, Nr. 2 der „Zeitschrift für aus- 
ländisches öffentliches Recht und Völkerrecht“.) 


* 


Der französische Gesandte in Prag, Herr de Lacroix, berichtet seiner Regierung 
über die Vorfälle in der Slowakei: „Nach mir aus Preßburg zugekommenen Nach- 
richten scheint die Zentralregierung bis jetzt, trotz der dort herrschenden lebhaften 
Gärung, Herrin der Lage zu sein. Die Militärbehörden haben unter dem Ober- 
befehl eines angeblich aus Prag gesandten Generals die Macht völlig in der Hand. 
Es wird gemeldet, daß einige Einheiten der Hlinka-Garde versucht hätten, einen 
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gewissen Widerstand zu leisten. Sie sollen aber in Schach gehalten worden sein...... 
Nach den heute vormittag meinem englischen Kollegen von Herrn Chvalkowsky 
gemachten Angaben glaubt das Prager Kabinett mit Bestimmtheit, im Innern die 
Oberhand zu behalten. In Bezug auf die deutsche Haltung war dem Außenminister 
noch nichts bekannt. Nach.... Gerüchten sollen deutsche Truppenansammlungen 
in der Nähe der Südgrenze Mährens und der Tschechoslowakei stattfinden. Übrigens 
würden für den Augenblick diese Gerüchte eher als ein Anzeichen dafür ausgelegt, 
daß Deutschland durch eine Einschüchterungsmaßnahme die von seinen Agenten 
herbeigeführte Lage ausnützen und einen Druck ausüben will, um seine Herrschaft 
über die Tschechoslowakei auszudehnen.“ (FGB Nr. 53) 


* 


Der englische Gesandte Newton in Prag berichtete Lord Halifax, daß ihm Außen- 
minister Chwalkowsky hinsichtlich der slowakischen Kriese gesagt habe, daß es seit 
einiger Zeit unter der Führung von Durcansky und Prucinsky eine beharrliche 
Propaganda für völlige Unabhängigkeit der Slowakei unter — soweit notwendig — 
deutschem Schutz gegeben habe. Er hätte aber keinen Grund zu glauben, daß diese 
Propaganda vom Reich oder von der deutschen Minderheit inspiriert wurde. Diese 
Propaganda könnte bald zu ernsten Unruhen geführt haben, so daß die Zentral- 
regierung, als die slowakische Regierung kürzlich Anträge stellte, in denen von 
finanzieller Unterstützung seitens Prag die Rede war und auch von der Ernennung 
einer Anzahl von slowakischen Offizieren, die nur in der Slowakei dienen sollten, 
dies ablehnte. (DBFP IV, Nr. 200) 


* 


Botschafter Kennard in Warschau teilte Lord Halifax mit, daß Außenminister 
Beck wissen wollte, welche Themen bei seinem Besuch in London diskutiert werden 
sollten. Er habe ihm sagen lassen, daß er an eine tour d’horizon und eine Unter- 
haltung über die Judenfrage und Danzig denke, evtl. noch Rohstoffe und Aus- 
wanderung, aber keinesfalls Kolonien. (DBFP IV, Nr. 196) 


* 


Der englische Innenminister Sir Samuel Hoare ergänzte in einer Rede vor der 
Konservativen Vereinigung in London den von Chamberlain am Vortage eingelei- 
teten Versuch, eine Friedenswelle zu propagieren, indem er einen „Fünfjahresfrie- 
densplan“ ankündigte. Drei Diktatoren und die Ministerpräsidenten von England 
und Frankreich könnten, wenn sie die Stimmung der Völker richtig zu nützen 
wüßten, Europa von dem Alpdruck des Krieges befreien und ein goldenes Zeit- 
alter schaffen. Die Wiederaufrüstung solle nur den Sinn haben, England auf den 
gleichen Stand der Verteidigung zu setzen, wie ihn die anderen Großmächte besit- 
zen, damit die volle Gleichberechtigung erreicht sei. 
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Zur gleichen Zeit berichteten die englischen Zeitungen von den beabsichtigten 
Reisen des Handelsministers Stanley und Staatssekretärs Hudson nach Berlin, War- 
schau und Moskau und von Verhandlungen zwischen deutschen und englischen 
Industriellen. (Namier, S. 86) 


* 


Obwohl die britische Regierung durch ihre Vertreter in Berlin und Prag genaue- 
stens über die tschechoslowakische Krise unterrichtet war, versicherte die ihr nahe- 
stehende Times, die europäische Lage sei ruhig. 

Lord Halifax schrieb an Ministerpräsident Chamberlain folgenden Brief: 

„Ich fürchte, daß die Publizität, die den Hoffnungen auf baldigen Fortschritt in der 
Abrüstung gegeben wurde, in Deutschland zu diesem Zeitpunkt keine gute Wirkung 
für uns haben wird. Sie werden ermutigt werden zu denken, daß wir die starke 
Belastung spüren etc., und der gute Effekt, den das bis jetzt von Ihnen aufrecht- 
erhaltene Gleichgewicht zwischen Aufrüstung und Friedensbemühungen gemacht 
hat, ist zu unserm Nachteil gekippt. Ich weiß nicht, ob Sie ein vor zwei oder drei 
Tagen von Perth aus Rom gekommenes Telegramm gesehen haben, worin über 
eine Unterredung seines Militärattaches mit dem deutschen berichtet wird, der die 
gleiche Feststellung *ndeutete.“ (Feiling, The Life of Chamberlain, S. 397) 


* 


Ein weiteres interessantes Echo der Ausführungen Chamberlains berichtet Robert 
E. Sherwood in seinem Werk „The White House Papers of Harry L. Hopkins“ mit 
folgenden Ausführungen auf Seite 76: Anfang März 1939 fühlte sich Hopkins immer 
noch erschöpft von jenem „Grippeanfall“* und war gern bereit, eine Einladung Ber- 
nard Baruchs anzunehmen, einige Tage auf dessen Plantage bei Georgetown in Süd- 
Carolina zu verbringen. Es war ein wundervolles, riesiges Besitztum in subtropischer 
Vegetation — und über allem die heiter-gelassene Weisheit, das überwältigende 
Prestige und das unerschütterliche Selbstvertrauen des Besitzers. Hopkins konnte 
bei der Pfege seiner politischen Beziehungen nichts Besseres tun, als Bernard 
Baruchs Rat und Zuspruch (und vor allem seine Unterstützung) zu suchen, eines 
Mannes, der länger als irgendeiner seit Thomas Jefferson den Ruf eines Senior- 
staatsmannes Nr. 1 gewahrt hat. 

Aber als Hopkins bei ihm weilte, war Baruch wenig geneigt, den heimischen 
politischen Aussichten oder wirtschaftlichen Angelegenheiten viel Aufmerksamkeit 
zu schenken. Seine Sorge galt dem wachsenden Unheil, das sich im Ausland sam- 
melte. Am 9. März hatte Neville Chamberlain geäußert, die „Aussichten in den 
internationalen Angelegenheiten seien beruhigend“ — Baruch spottete über diesen 
Optimismus und stimmte mit Überzeugung seinem Freunde Winston Churchill zu, 
der ihm gesagt hatte: „Der Krieg kommt sehr bald. Wir werden in ihn verwickelt 
werden, und ihr (die Vereinigten Staaten) ebenfalls..... “ Baruch sprach mit Hop- 
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kins über die Lage, wie sie wirklich war, wie er sie ein Jahr vorher in Europa beob- 
achtet und privatim Roosevelt auseinandergesetzt hatte; er sprach von der Menge 
irreführender Informationen, die unsere amtlichen Vertreter in Europa gesammelt 
und übermittelt hatten; er sprach von dem kläglichen Stand unserer mangelhaften 
Rüstung und den Maßnahmen, die man im Ersten Weltkrieg getroffen hatte, um 
die Probleme der Produktion zu lösen. Jahre später sagte Baruch: „Ich glaube, 
Harry brauchte ziemlich lange Zeit, bis er begriff, wie eng wir mit Europa und 
Asien verflochten waren — aber sobald er es begriffen, war er sogleich dafür, alle 
Kräfte aufzubieten.“ Und er setzte hinzu: „Harry hatte wenig Lust, mir zuzuhören, 


aber ich ließ nicht locker.“ 


Nach einer anderen Übersetzung soll Hopkins noch gesagt haben: „Sie (Baruch) 
werden die Sache drüben machen, aber ich werde hier aufpassen.“ (I will be on the 
sidelines over here). 


* 


Hermann Göring sagte in Nürnberg über seinen Anteil an der Protektorats- 
lösung aus: (IMT Bd. IX, S. 339) 


Anfang März kam überraschend ein Kurier des Führers mit einem Brief an mich, 
in dem er mir mitteilte, daß die Entwicklung in der Tschechoslowakei eine derartige 
sei, daß es für ihn sträflich gehandelt wäre, würde er dieser Entwicklung weiteren 
Lauf lassen. Sie würde zu einer drohenden Gefahr für Deutschland, und er sei des- 
halb entschlossen, die Frage nunmehr so zu lösen, daß er die Tschechoslowakei als 
weiteren Gefahrenherd inmitten Deutschlands ausschließe und daß er deshalb an 
eine Besetzung denke. 

In dieser Zeit war ich in San Remo sehr viel mit Engländern zusammen gewesen. 
Ich hatte erkannt, daß man dort nach München sich damit abgefunden hatte, und 
das auch befriedigend fand, aber ein weiteres Rühren an der Tschechoslowakei sehr 
große Erregung hervorrufen würde. 

Ich gab dem Kurier einen Brief mit — vielleicht befindet er sich unter den meh- 
reren Hundert Tonnen Papier, das die Anklagebehörde besitzt, ich würde auch ver- 
stehen, wenn sie ihn nicht vorlegt, es wäre für mich eine Entlastung. — In diesem 
Brief teilte ich dem Führer diesen Standpunkt mit, und schrieb ihm ungefähr dem 
Sinne nach: Daß, wenn jetzt dieses geschehe, das eine sehr starke Desavouierung des 
Englischen Premierministers Chamberlain wäre. Ich glaube kaum, daß er das durch- 
stehen könnte, und es würde dann vielleicht Mr. Churchill kommen, und seine Ein- 
stellung zu Deutschland kenne er ja. Zum zweiten würde man das nicht verstehen, 
weil man gerade erst die Angelegenheit zur allgemeinen Befriedigung geklärt habe. 
Drittens glaubte ich, ihn beruhigen zu können in folgendem: Ich glaubte, daß das, 
was er jetzt durch Besetzung und Gefahrenmomente ausschalten wollte, auf etwas 
längerem Weg gehen könnte, unter völliger Schonung all der Momente, die sowohl 
die Tschechoslowakei als auch die anderen in Erregung bringen könnte; nämlich 
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ich war davon überzeugt, daß, nachdem das Sudetenland abgetrennt war, und 
Österreich auch ein Bestandteil Deutschlands war, eine wirtschaftliche Durchdrin- 
gung der Tschechoslowakei nur ein Problem der Zeit sein würde, das heißt, meine 
Hoffnung ging dahin, durch stärkste Bindung der wirtschaftlichen Interessen schließ- 
lich zu einer Verkehrs-, Zoll- und Währungsunion und zwar aus gegenseitigen ge- 
meinsamem Interesse der Wirtschaft heraus zu gelangen. Sei dies aber der Fall, so 
sei auch politisch eine souveräne Tschechoslowakei so stark an Deutschland und mit 
Deutschland interessiert, daß ich glaubte, daß ein Gefahrenmoment dann nicht mehr 
auftreten könnte. Wenn aber die Slowakei die Selbständigkeitsbestrebungen in star- 
kem Maße zum Ausdruck bringt, so brauchten wir dem ja keineswegs entgegen- 
treten, im Gegenteil, man könne dies unterstützen; denn selbstverständlich sei dann 
eine wirtschaftliche Interessengemeinschaft und damit Durchdringung noch sehr viel 
näher herangerückt, wie im umgekehrten Fall, weil, wenn die Slowakei sich trennte, 
dann beide Länder wirtschaftlich so stark auf Deutschland angewiesen seien, daß 
man beide Länder wirtschaftlich aufs engste an Deutschland interessieren und fesseln 
könnte. 

Mit diesem Brief — ich habe ihn sinngemäß zusammengefaßt — ging der Kurier 
zurück. 


* 


Über den Stand der deutsch-italienischen Generalstabsbesprechungen teilte Staats- 
sekretär v. Weizsäcker Botschafter v. Mackensen mit, daß der Reichsaußenminister 
mit Genehmigung Adolf Hitlers dem Generalobersten Keitel mitgeteilt habe, nun- 
mehr könnten Besprechungen in die Wege geleitet werden. Der deutsche Militär- 
attach€ würde dementsprechend unterrichtet werden. (ADAP IV, S. 512) 


* 


Ciano trägt zu dieser Frage in sein Tagebuch: „Der Duce war von einem Bericht 
Attolicos sehr beeindruckt, der im wesentlichen zwei Dinge bestätigt: erstens, daß 
der Führer die Solidarität mit Italien in stärkstem Maße empfindet und bereit ist, 
mit uns zu marschieren; zweitens, daß das deutsche Volk geschlossen hinter dem 
Führer steht, jedoch jede Kriegsgefahr beseitigt gesehen wünscht. Das deutsche Volk 
ist ein militärisches, kein kriegerisches Volk. Gib den Deutschen viele Würste, But- 
ter, Bier und einen Volkswagen, dann hat es keine Lust mehr, sich den Bauch durch- 
löchern zu lassen“, bemerkt der Duce dazu. 


* 


Stalin sagte in seiner Rede vor dem 18. Kongreß der Kommunistischen Partei 
u.a. folgendes: 


„Kennzeichnend ist der Lärm, den die englische, französische und nordamerika- 
nische Presse wegen der Sowjetukraine erhoben. Die Vertreter dieser Presse schrien 
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sich heiser, daß die Deutschen gegen die Sowjetukraine marschieren, daß sie gegen- 
wärtig die sogenannte Karpatho-Ukraine in Händen haben, die etwa siebenhundert- 
tausend Einwohner zählt, und daß die Deutschen nicht später als im Frühling dieses 
Jahres den Anschluß der Sowjetukraine mit mehr als dreißig Millionen Einwohnern 
an die sogenannte Karpatho-Ukraine vollziehen werden..... Es hat den Anschein, 
als ob dieser verdächtige Lärm den Zweck hatte, bei der Sowjetunion Wut gegen 
Deutschland zu erregen, die Atmosphäre zu vergiften und einen Konflikt mit 
Deutschland zu provozieren, ohne daß dazu sichtbare Gründe vorliegen..... 


Noch kennzeichnender ist es, daß gewisse Politiker und Pressevertreter in Europa 
und in den Vereinigten Staaten, die in Erwartung eines „Feldzuges gegen die Sowjer- 
ukraine“ die Geduld verloren haben, selber dazu übergehen, die wahren Hinter- 
gründe der Nichteinmischungspolitik zu enthüllen..... 


Sie erklären geradeheraus und schreiben es schwarz auf weiß, daß sie von den 
Deutschen schwer „enttäuscht“ seien, da diese, anstatt weiter nach Osten, gegen die 
Sowjetunion, vorzustoßen, sich — man höre nur — nach Westen wandten und 
Kolonien verlangen. Es könnte angenommen werden, man hätte den Deutschen 
Gebiet der Tschecho-Sliowakei als Kaufpreis für die Verpflichtung gegeben, den 
Krieg gegen die Sowjetunion zu beginnen, daß sich aber die Deutschen nunmehr 
weigern, den Wechsel einzulösen und den Gläubigern die Türe weisen.“ 


Samstag, den 11. März 1939 


„Inzwischen verschärfte sich die Lage in der Slowakei, weil die tschechischen 
Truppen in allen größeren Orten die Postämter und Bahnhöfe besetzten und es zu 
Zusammenstößen zwischen der tschechischen Exekutive und der Hlinka-Garde kam, 
die ihre Kundgebungen gegen die tschechischen Eingriffe fortsetzte. 


Der neue Regierungschef Sidor traf, von zahlreichen tschechischen Militärs be- 
gleitet, in Preßburg ein, um die Macht zu übernehmen. Der Stabschef der Hlinka- 
Garde legte ihm die Frage vor, ob nach seiner Ansicht ein selbständiges slowakisches 
Leben möglich sei, wenn sich die Slowakei in einer irgendwie gearteten Abhängig- 
keit von Prag befinde. Er antwortete hierauf, daß die Ausrufung eines selbständigen 
slowakischen Staates eine Sache sei, an der er sich niemals beteiligen könne, sondern 
er würde sich ın dieser Hinsicht völlig passiv verhalten.“ (Dr. Rabel, Zur jüngsten 
Entwicklung der slowakischen Frage, Bd. IX, Nr. 2 der „Zeitschrift für auslän- 
disches öffentliches Recht und Völkerrecht.“) 

Durch diese Vorgänge alarmiert, beschloß Adolf Hitler zu handeln und schickte 
zunächst, um sich zu orientieren, seinen Vertrauten, den Staatssekretär Keppler, 
nach Wien. Darüber berichtete dieser bei seiner Vernehmung in Nürnberg: 

(WSt. Pr. Bd 38, $. 19987 f.) 

„Adolf Hitler teilt mir mit, daß Gauleiter Bürckel ohne Auftrag und Befugnis 
Verhandlungen mit slowakischen Herren geführt habe. Er habe ihm verboten, 
diese Verhandlungen irgendwie fortzusetzen. Ich solle durch einen Besuch in Preß- 
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burg die Angelegenheit klären und mich notfalls mit ihm in Verbindung setzen. In 
Wien würde ich von Bürckel und Seyss-Inquart am Flugplatz erwartet werden. 

Ich fand sie erst in der Wohnung des Gauleiters Bürckel. Sie begrüßten mich 
außerordentlich schlecht, gaben mir kaum irgendwelche Auskünfte und waren in 
schlechter Stimmung. Sie sagten dann, ihre ganze Arbeit sei zwecklos geworden, 
weil sie auf Geheiß des Führers jede weitere Handlung hätten einstellen müssen, 
und inzwischen seien die Felle weggeschwommen und es hätte gar keinen Sinn, daß 
ich nach Wien gekommen sei und es hätte noch weniger Sinn, daß ich nach Preß- 
burg weiterfahre. Bürckel rief dann Hitler an und berichtete ihm das gleiche. Hitler 
wurde ziemlich unwillig und gab mir dann am Telefon die offizielle Weisung, trotz 
allem nach Preßburg zu fahren, um mich dort an Ort und Stelle zu orientieren. Er 
wünsche, daß Bürckel und Seyss mitfahren, aber wenn sie dazu nicht bereit seien, 
sollte ich allein nach Preßburg fahren. Ich habe mich dann dort angemeldet. Es war 
ja spät in der Nacht, und wir fuhren dann zu dritt nach Preßburg, wo wir zwischen 
zwei und drei Uhr eintrafen. Sidor, der ja zwei Tage zuvor zum Ministerpräsidenten 
ernannt worden war, empfing uns, aber ich merkte sofort, daß er gar kein Bedürfnis 
hatte, mit uns zu verhandeln. Die Sache lag offensichtlich so, daß er erkannt hatte, 
daß sein Amt, das er von Prag erhalten hatte, nicht von langer Dauer sein würde. 
Er hatte daher Wege beschritten, um die Selbständigkeit zu erklären und suchte 
durch Bürckel Rückendeckung im Reich, und als Bürckel infolge des Verbots des 
Führers nicht in der Lage war, seinen Wünschen zu entsprechen und ihm keine Ant- 
wort geben konnte, hat er sich offensichtlich wieder Prag zugewandt. Ich erkannte 
dies insbesondere daraus, daß er auch angeordnet hatte, daß das Präsidium des 
slowakischen Landtags im Gegensatz zum Landtagssbeschluß doch nach Prag zur 
Vereidigung fahren sollte. Ich habe aus vielen Ereignissen den Eindruck bekommen, 
daß Sidor eine große wendige Persönlichkeit war..... “ Auf die Frage seines Ver- 
teidigers bestätigte Keppler, daß die Verhandlungen mit Sidor erfolglos gewesen 
seien und daß er keine weiteren Verhandlungen in Preßburg geführt habe. Er habe 
lediglich Dr. Veesenmayer in Preßburg zurückgelassen, damit dieser ihn über die 
dortigen Ereignisse informiere. Er selbst sei noch in derselben Nacht nach Wien 
zurückgefahren. Sein ganzer Aufenthalt in Preßburg habe nur eineinhalb Stunden 
gedauert. 


Aus diesen Ausführungen ergibt sich, daß, wie auch Seyss-Inquart in Nürnberg 
ausdrücklich betonte, keine fünf deutsche Generale in Begleitung der 3 Herren wa- 
ren, die später der englische Gesandte Newton in seinem Bericht vom 21. 3. an die 
englische Regierung behauptete. 


(Aussage Seyss-Inquart v. 10. 6. 1946 IMT Bd. XV S. 693) 


* 


Botschafter Henderson schreibt in seinem Bericht an Lord Halifax: „Eine un- 
erfreuliche Tatsache, der man ins Auge sehen muß, ist, daß keine Lösung des tsche- 
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chischen Problems etwas wert sein wird, wenn sie nicht die Zustimmung der deut- 
schen Regierung hat, und im Interesse der Tschechen selbst wird es daher der beste 
Kurs sein, der deutschen Regierung die Initiative zu überlassen...... Falls Deutsch- 
land entscheidet, daß eine gewaltsame Intervention nötig ist, würde die wahrschein- 
liche Aktion sein, die Demarkationslinie zwischen Böhmen und der Slowakei zu 
besetzen und dann die zwei Regierungen aufzufordern, sich seinem Schiedsspruch 
zu unterwerfen. Wenn die Tschechen dies zu vermeiden wünschen, würde ihr klüg- 
ster Kurs sein, entweder vor einem solchen Schritt einen Schiedsspruch anzustreben, 
oder ihre eigenen Truppen aus der Slowakei abzuziehen. Aber ich zweifle, daß 
Herr Hitler schon einen Entschluß gefaßt hat, und ich halte es daher für höchst 
wünschenswert, daß während des Wochenendes im Ausland nichts gesagt oder 
veröffentlicht werden sollte, was ihn reizen wird, eine Aktion zu beschleunigen.“ 

(DBFP IV, Nr. 203) 


* 


Mr. Newton, der englische Gesandte in Prag teilt Lord Halifax mit, daß Dr. 
Durcansky in einer Rundfunksendung aus Wien das slowakische Volk aufgefordert 
habe, den Tschechen Widerstand zu leisten. Diese hätten kein Recht, sich in slo- 
wakische Angelegenheiten einzumischen, und indem sie die gesetzlichen Vertreter 
der slowakischen Nation absetzten, hätten sie die Verfassung verletzt. Die Tschechen 
wollten die Slowakei und ihr Volk für ihre eigenen Zwecke ausnutzen ...... Die 
Slowakei würde für ihre Rechte kämpfen, und in diesem Kampf könne sie auf die 
Unterstützung des großen Freundes der Slowakei rechnen, das ist Deutschland. 

(DBFP IV, Nr. 208) 


* 


In einem weiteren Telegramm führte Newton aus:..... „gibt es hier noch keinen 
schlüssigen Beweis einer deutschen Absicht, den Staat zu spalten, und die in gewissen 
Kreisen einschließlich der französischen Gesandtschaft vertretene Ansicht ist, daß die 
Politik des Reiches bis jetzt nicht über die Absicht hinausgeht, die Tschechoslowakei 
schwach zu halten. Eine unabhängige Slowakei unter deutschem Schutz dürfte nach 
allem mehr ein Passivposten als ein Aktivposten sein, und die Politik Wiens dürfte 
von Berlin nur geduldet, aber nicht geteilt sein.“ (DBFP IV, Nr. 212) 


* 


Der englische Botschafter Phipps teilt aus Paris mit, daß die heute eingegangene 
Antwort der französischen Regierung das Einverständnis mit den englischen Vor- 
schlägen erklärt und vorschlägt, daß die Gespräche am 15. in London begännen. 
Die französische Delegation unter General Lelong würde 6 Offiziere umfassen. 

(DBFP IV, Nr. 204) 
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Inzwischen hatten in Berlin die Kreise um Staatssekretär Weizsäcker aus der 
Beorderung Kepplers nach Wien und dem verstärkten Nachrichtenverkehr ge- 
schlossen, daß Hitler mit der Slowakei etwas plane und hatten diese Vermutungen 
auch ausgeplaudert, so daß sie an fremde Ohren gelangten. Diese Vermutungen wur- 
den dann in der Memoirenliteratur nach dem Kriege zu feststehenden Plänen aus- 
geweitet. 

So behauptet z. B. der Dolmetscher Dr. Paul Schmidt: „Ich war daher nicht 
überrascht, als ich wenige Tage vor dem 13. März erfuhr, daß der Einmarsch in 
das tschechische Gebiet auf die ersten Morgenstunden des 15. März festgesetzt sei.“ 

(Schmidt, $. 436) 

Bescheidener ist Herr Weizsäcker selbst, der in seinen Erinnerungen sagt, daß er 
auf seine Witterung angewiesen gewesen sei und am 11. 3. aus Hitlers Versuch, einen 
slowakischen Hilferuf zu produzieren, auf dessen Absichten geschlossen habe. 

(Weizsäcker, S. 216) 

In seiner Vernehmung in Nürnberg (WStr. Pr. Prot. Bd. 22 S. 7832) drückt er 
sich noch unbestimmter aus: „durch den Versuch Hitlers, einen slowakischen Hilfe- 
ruf zu produzieren“, muß aber dann zugeben, daß „diplomatische Vorbereitungen 
überhaupt nicht getroffen waren“. In einem Brief an den deutschen Botschafter in 
Rom bemerkt er, daß sich Herr v. Ribbentrop heute und morgen unsichtbar mache 
und er selbst auf höhere Weisung den Kontakt zu den hiesigen Diplomaten zu 
meiden suche, (ADAP IV, S. 512), was ihn aber nicht hindert in seiner Vernehmung 
zu behaupten, daß er „auf Grund seines Eindrucks von diesem slowakischen Hilfe- 
ruf (der offiziell gar nicht vorlag d. V.) dem britischen Botschafter einen Hinweis 
gegeben habe, den dieser verstanden hätte“. 

Es ist daher nicht verwunderlich, daß die englisch-französischen Vermutungen 
über diese Vorgänge noch phantasiereicher ausfielen. 


* 


Der polnische Außenminister Beck erklärte im Auswärtigen Ausschuß des Senats: 
„Durch das Gebiet der Slowakei geht ein für den polnischen Staat sehr wichtiger 
Weg, auf dem unser Staat seit Jahrhunderten Fühlung mit anderen Völkern sucht, 
ob es sich nun um wirtschaftliche oder kulturelle Verbindungen handelt oder um 
Zusammenarbeit bei der Gestaltung der polnischen Verhältnisse in diesem Gebiet.“ 
Anerkennend äußerte er sich über das Wachsen des Nationalgefühls der Slowaken. 


* 


Der Duce ließ durch Botschafter Attolico mitteilen, daß er mit dem baldigen 
Beginn von Generalstabsbesprechungen in Innsbruc einverstanden sei. 


(ADAP IV S. 513) 
* 
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In der Sitzung des Handelspolitischen Ausschusses wurde bekanntgegeben, daß 
den Russen der für Lieferungen vorgesehene Kredit von 300 Millionen Mark nicht 
gegeben werden könne, weil die deutsche Wirtschaft durch bestimmte innere Auf- 
gaben überbeansprucht sei. Der Abbruch der Kreditverhandlungen sei außerordent- 
lich bedauerlich und deshalb sollten den Russen gegenüber diese nicht als völlig 
abgebrochen, sondern dilatorisch weiter geführt werden. 


(ADAP IV S. 553) 


Sonntag, den 12. März 1939 


In der Nacht berichteten der deutsche Geschäftsträger und Militäratach@ aus Prag, 
daß die Regierung Sicherheit der innenpolitischen Lage in Presse und Rundfunk 
und Sprachregelung gegenüber den auswärtigen Vertretern vortäusche, daß die 
Haltung der Tschechen ruhig sei, daß militärische Transporte und Polizeitransporte 
in Richtung Slowakei andauerten. Auch gegenüber Mährisch-Ostrau würden pol- 
nische militärische und polizeiliche Verstärkungen gemeldet, desgleicnen eine Ver- 
stärkung an der ungarischen Grenze. (ADAP IV S. 205) 


* 


Meldungen der Abwehr ergaben für den frühen Morgen, daß das in und um 
Preßburg befindliche Infanterieregiment verstärkt sei, daß die Spitze der 4. motori- 
sierten Division unweit Preßburg festgestellt sei, daß die Ungarn sich vor den 
Räumen der Ostslowakei und der Karpatho-Ukraine versammelten und daß die 
Polen jetzt in und vor dem Olsagebiet zwei Divisionen stehen hätten. 


(ADAP IV S. 205) 
* 


Am Morgen teilte Keppler nach einer Aufzeichnung des Auswärtigen Amtes 
telefonisch aus Wien mit: (ADAP Bd. IV S. 207) 


„Die Situation sei nach seiner Ansicht nach ziemlich ‚verkorkst’. Nach seinem Ein- 
druck wären die beiden hohen Herren (Seyß-Inquart und Bürckel) den Leuten 
drüben aufgesessen. Sidor sei anscheinend von den Tschechen bestochen, mit ihm sei 
nichts zu machen. In Preßburg herrsche zur Zeit Ruhe. Es würde ziemlich schwierig 
sein, neue Ansatzpunkte zu gewinnen. Er, Keppler, bliebe auf Weisung des Herrn 
Reichsaußenministers vorläufig in Wien... ... “ Ergänzend hierzu bemerkt er in 
seiner Vernehmung, daß er kurz danach aus Berlin die Weisung bekommen habe, 
nicht nach Berlin zurückzukehren, da er vielleicht eine entsprechende Persönlichkeit, 
deren Name ihm nicht genannt worden sei, von Wien nach Berlin geleiten müsse. 


* 
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Der britische Generalkonsul in Preßburg berichtete, daß der slowakische Regie- 
rungschef Sidor den Rückzug der tschechischen Truppen aus der Slowakei gefordert 
habe und die Entlassung der ınhaftierten Slowaken innerhalb 24 Stunden. 

(DBEB IV Nr. 224) 


* 


Am Nachmittag führte der deutsche Generalkonsul in Preßburg, Herr v. Druffel, 
in einem Telefongespräch mit Legationsrat Altenburg etwa aus: „Sidor sei ganz offen- 
bar durch die Tschechen vor uns in Angst versetzt worden und zu der Auffassung 
verleitet, daß bei der Wahl zwischen Prag und Berlin für die Slowaken Prag das 
kleinere Übel wäre. Beim slowakischen Volk sei die Ansicht vertreten, daß er sich 
doch nicht richtig verhalten habe. Wenn es ihm nicht in kürzester Frist gelänge, die 
verhafteten: Tuka, Mach u. a. Abgeordnete des Landtags freizubekommen, würde er 
sich kaum halten können“. (ADAP IV S. 206) 


Eine Darstellung des deutschen Konsuls von Brünn zeigt die Verhältnisse dieser 
überwiegend deutschbesiedelten Stadt: 


„Nach würdig verlaufener Gedenkfeier zeigte mancher Tscheche Unwillen über 
verhältnismäßig reiche Flaggenhissung, in Stadt und Umgebung und einnehme un- 
freundliche Haltung gegenüber der deutschen Bevölkerung. Einzelne Haufen bil- 
deten Demonstrationszüge. Dagegen sarnmelten sich Deutsche am Nachmittag zu 
Gegenkundgebungen, wobei es zu Anrempelungen zwischen beiden Parteien kam... 
Mehrere Verhaftungen erfolgten, zunächst vorwiegend auf tschechischer, dann auch 
auf deutscher Seite..... Am Abend setzten sich Demonstrationen von beiden Seiten 
fort. Tschechische Demonstranten hatten vielfach kommunistischen Einschlag mit 
Hochrufen auf Benesch und Stalin. Wie ich streng vertraulich erfahre, sollen die 
deutschen Demonstrationen, deren organisierter Charakter auch Tschechen aufge- 
fallen sei, bis Dienstag fortgesetzt werden.“ (ADAP IV S. 208) 


Der Schlußabsatz ist in Nürnberg als Beweis dahingehend gedeutet worden, daß 
die ganzen Selbständigkeitsbestrebungen von deutscher Seite aus gesteuert worden 
seien. Dieser Schluß ist natürlich Unsinn, denn diese, in Anbetracht der deutschen 
Mehrheit verständliche, iokale Aktion hatte mit den seit dem Pittsburger Vertrag 
bestehenden und immer wieder bekundeten slowakischen Selbständigkeitsbestrebun- 
gen nichts zu tun. Das gleiche gilt auch für die Bemühungen der Männer, die für die 
Volksdeutsche Mittelstelle tätig waren, denn diese konnten das große Geschehen 
nicht entscheidend beeinflussen. Die von der Prager Regierung ausgelöste Lawine 
überrollte solche Versuche. 


* 


Prof. F. Dvornik, der Vertrauensmann der tschechoslowakischen Regierung in 
London berichtet an das tschechische Außenministerium: 
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„Wir haben schon früher auf die Taktik Chamberlains aufmerksam gemacht, 
Hitler ständig irgendwelche Knüppel unter die Füße zu werfen, über welche er auf 
seinem Wege zu seinen Zielen stolpern würde, ihn nervös zu machen und ihn abzu- 
rackern durch unaufhörliche Schwierigkeiten und Komplikationen. Nur, daß sich 
dieses Interesse Englands und Chamberlains-leider-nicht völlig mit dem unseren 
deckt. Es ist nämlich möglich, daß Hitler den Knüppel, über welchen er stolperte, 
im Zorn völlig zerhackte, so daß niemals mehr jemand mit ihm ein solches Spiel 
aufführen könnte. 

Die Engländer würden keinen Fuß rühren, daß dieser Knüppel, der eine Weile in 
der englischen Politik eine untergeordnete Rolle gespielt hat, aus Hitlers Händen 
gerissen und vor dem Zerhacken bewahrt würde. Ich denke, daß der Sinn dieses 
„Gleichnisses“ klar ıst und keiner langen Erläuterungen bedarf.“ 

(Aus den Akten des tschechoslowakischen Außenministeriums. Dokument Nr. 78 
in Prof. Dr. Fritz Berber, Deutschland——England 1933— 1939.) 


* 


Botschafter Henderson teilt Lord Halifax mit, daß er bis jetzt noch keinen 
Beweis habe, daß die deutsche Regierung beabsichtige, die gegenwärtigen Unruhen 
in der Tschechoslowakei auszunützen. Auch seine beiden Kollegen, die italienischen 
und belgischen Botschafter, haben den Eindruck, daß die deutsche Regierung die 
ganze Frage ruhig betrachte und für den Augenblick keine eingreifende Aktion 
beabsichtige. „Mein Eindruck ist, daß Herr Hitler, der ein Meister darin ist, die Um- 
stände seinen Zwecken anzupassen, im Augenblick abwartet um zu sehen, wie die 
Dinge sich entwickeln. Falls er sich entschließt einzuschreiten, kann er seine Aktion 
der hiesigen Offentlichkeit gegenüber entweder auf Deutschlands Recht begründen, 
die deutsche Minderheit zu schützen oder auf das slowakische Recht zur Selbst- 


bestimmung.“ (DBFP IV Nr. 217) 
* 

Premierminister Chamberlain schrieb in einem Briefe, daß er am 17. März, am 

Tage vor seinem Geburtstag, in Birmingham sprechen werde. (Feiling S. 397) 
%* 


Hans Fritzsche, der Leiter der Abteilung Deutsche Presse, gab in einer eidesstatt- 
lichen Erklärung an: (IMT VIS. 74) 

„Wenige Tage vor dem Besuch Hachas erhielt ich die Weisung, die über Unruhen 
in der Tschechoslowakei einlaufenden Meldungen ganz groß in der Presse heraus- 
zubringen..... Ich hatte allen Nachrichtenbüros und Zeitungen verboten, Meldun- 
gen über Unruhen in der Tschechoslowakei herauszugeben, ehe ich sie gesehen hatte. 
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Ich wollte eine Wiederholung der unerfreulichen Nebenerscheinungen der Sudeten- 
aktion-Propaganda vermeiden und keinen Prestigeverlust mit unwahren Nachrich- 
ten erleiden. So waren alle von mir geprüften Nachrichten wohl voller Tendenz, 
aber nicht erfunden!“ 


* 


Nach Keitel erging am 12. März „der Vorbefehl an Heer und Luftwaffe für einen 
eventuellen Einmarsch am 15. 3., 6 Uhr, bereitzustehen, ohne sich aber früher der 
Grenze selbst..... mehr als 10 km zu nähern.“ 

(Görlitz, Keitel S. 200) 


* 


Adolf Hitler sagte am 15. März zum tschechischen Staatspräsidenten Hacha: 

„So sind bei mir am letzten Sonntag die Würfel gefallen. Ich habe mir den unga- 
rischen Gesandten kommen lassen und habe ihm mitgeteilt, daß ich die Hände von 
diesem Land zurückziehe.“ (ADAP IV Nr. 228—DB Nr. 9a) 

Staatssekretär v. Weizsäcker sagte dem Völkerbundskommissar Burckhardt, daß die 
letzten Vorbereitungen für eine Besetzung Prags getroffen seien, was dieser prompt 
am nächsten Tage dem Sekretär des Völkerbundes meldete. 

(Burckhardt, S. 265) 


* 


Der bekannte Asienforscher Sven Hedin hatte in Stockholm bei einem Frühstück 
des Prinzen zu Wied ein Gespräch mit dem deutschfreundlichen Lord Londonderry, 
der zu ihm sagte: 

„Das einzig Notwendige ist, daß zwei starke, kluge und verständige Männer — 
ein Engländer und ein Deutscher — sich treffen und sich beraten, um alle heiklen 
Fragen aufzuklären und um einen festen und dauerhaften Frieden zu schaffen.“ 

(Sven Hedin, $. 38) 


* 
Adolf Hitler ließ Hermann Göring aus seinem Kuraufenthalt in San Remo 
zurückkommen. 
%* 
Beim Staatsakt anläßlich der Heldengedenkfeier hielt Generaladmiral Dr. h. c. 
Raeder die Ansprache, in der er u. a. sagte: 


Es gab eine Zeit, als der Führer der Welt seine Vorschläge für eine wirksame und 
sinnvolle Rüstungsbegrenzung unterbreitete. Sie wurden ohne alle Ausnahme abge- 
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lehnt. Der Rechtlose sollte entrechter bleiben, der Machtlose ohnmächtig. Man setzte 
Gewalt vor Recht und wollte jenes Haßdiktat auch noch als heilig von uns geachtet 
wissen. Scheinheiliges kann aber niemals heilig sein und Unrecht niemals Recht. Es 
kann vor der Geschichte nicht bestehen. Darum mußte es auch zerbrechen. Und zwar 
am Lebensrecht einer Nation von 80 Millionen. Dafür haben zwei Millionen 
deutsche Soldaten im Weltkrieg ihr Leben hingegeben. Diese Nation brauchte einen 
neuen, wahren Frieden; den Frieden der Gerechtigkeit und Ehre, den Frieden ohne 
Haß. Den Frieden braucht auch die Welt. Da ihn das schwache Deutschland nicht 
erhalten konnte, hat ihn das starke sich errungen. Diesen Frieden der deutschen 
Nation gegen jedermann zu sichern, ist die stolze Aufgabe der deutschen Wehrmacht. 

Es fehlt aber nicht an Zeichen, daß frevelhafte Hände am Werk sind, den neuen 
Frieden mit allen Mitteln zu untergraben. In der Welt hat ein Rüsten eingesetzt, 
dessen gigantisches Ausmaß im Verein mit dem verantwortungslosen Kriegsgeschrei 
wohl geeignet ist, das mühsam Errungene ernstlich zu gefährden. Wir wollen nie- 
mand das Recht bestreiten, zu seiner Sicherheit das ihm notwendig Erscheinende zu 
tun. Wir tun es selbst! Wir können aber weder schweigend noch tatenlos mitansehen, 
wenn ohne jeden Anlaß Deutschland dazu ausersehen wird, der ganzen Welt als 
der einzige Grund für die gewaltigen Rüstungsmaßnahmen hingestellt zu werden, 
vollends, wenn es stets in der Form geschieht, daß Deutschland allein die Absicht 
habe, seine Nachbarn anzugreifen. Wir wissen, daß jene Elemente, die hierfür die 
Verantwortung tragen, nicht zu finden sein werden, wohin sie ihre Völker treiben 
wollen: auf dem Schlachtfeld. Dem Soldaten drüben aber, den wir als den ritter- 
lichen Vertreter seines Landes achten, mag ein Soldatenwort gelten: Was Deutsch- 
land braucht und will, ist Friede! (IMT Bd. XXXV S. 312) 


Montag, den 13. März 1939 


In der ersten Morgenstunde wurde Dr. Tiso von zwei Abgesandten des deutschen 
Außenministers v. Ribbentrop in Begleitung eines slowakischen Vertreters an seinem 
Wohnsitz aufgesucht, um ihm eine Einladung Adolf Hitlers zu überbringen. Dr. 
Tiso nahm die Einladung unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Leitung der 
slowakischen Volkspartei an. 

(Mitteilung des slowakischen Vertreters an den Verfasser) 


* 


Staatssekretär Keppler teilte um 11.50 Uhr dem Auswärtigen Amt mit: „Es 
bestehe die Möglichkeit, daß Tiso nach Berlin kommen könne. Er, Keppler, bitte um 
Instruktion, ob Tiso kommen solle und ob er vom Führer oder vom Herrn 
Reichsaußenminister empfangen werden könne. Für den Fall, daß die Reise Tisos 
nach Berlin gewünscht werde, schlage er, Keppler, vor, daß er Tiso begleite..... 
Er bitte um telefonische Benachrichtigung über die Entscheidung.“ 

(ADAP IV S. 208) 
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Darauf erhielt er die Nachricht, daß für Tiso auf dem Wiener Flugplatz ein Flug- 
zeug bereitzustellen sei, das ihn nach Berlin bringen solle. Keppler berichtete in 
seiner Vernehmung in Nürnberg, daß er Dr. Tiso erst am Flugplatz kennengelernt 
habe. „Als wir kaum im Flugzeug saßen, erzählte mir Tiso, er müsse unbedingt in 
dieser Nacht wieder zurückfliegen, denn für den kommenden Vormittag sei eine 
Sitzung des slowakischen Landtags einberufen worden, um die Selbständigkeit der 
Slowakei zu erklären. Es läge die Zustimmung der Prager Regierung zu der Sitzung 
noch nicht vor, aber er hoffe, diese Zustimmung in Berlin zu erhalten. Diese Zu- 
stimmung ist effektiv in Berlin eingetroffen, und zwar noch vor dem Empfang 
Tisos durch den Führer. Aus diesen Vorgängen ist ersichtlich, daß über die Selb- 
ständigkeit der Slowakei schon entschieden war, bevor ich überhaupt Tiso kennen- 
lernte.“ 


(Aussage Keppler im WStrPr Fall 11 Prot. Bd. 38 $. 12 991 f.) 
* 


Der Vertreter der Volksdeutschen in der Resttschechei, der Abgeordnete Kundt, 
trug im Auswärtigen Amt vor, daß Bestrebungen in Prag im Gange seien, eine neue 
deutschfreundliche Regierung zu bilden. Es wurde ihm gesagt, daß er keine politi- 
schen Direktiven bekommen könne. Sein Vertreter solle sich zu Verhandlungen 
nicht als ermächtigt bezeichnen und ihn, den Abgeordneten Kundt als krank. 


(ADAP IV S. 210) 


* 


Am Mittag bat Außenminister Chvalkowsky den deutschen Geschäftsträger in 
Prag zu sich, um sich zu erkundigen, was die Gesandschaft über Zusammenstöße mit 
Deutschen in Mähren wisse. Dieser wies auf die außerordentlich besorgniserregende 
Lage, insbesondere in Brünn und Iglau hin, wo tschechische Gendarmerie mit Bajo- 
nett und Gewehr gegen Deutsche vorgegangen und Verwundete zu beklagen seien. 
Chvalkowsky erklärte, daß der Innenminister angewiesen sei, weitgehende Maß- 
nahmen zwecks Vermeidung von Zusammenstößen und zum Schutze der Deutschen 
zu treffen. Die gegenwärtige Preßburg-Regierung bestünde nur aus autonomistisch 
eingestellten Slowaken und Sidor genieße beim Volk hohes Ansehen. Der Geschäfts- 
träger erklärte, daß die vorliegenden Nachrichten eine gegenteilige Einstellung des 
Volkes zur Regierung zeigten. Da sich Chvalkowsky über seine schwierige persön- 
liche Lage äußerte, da er von seinen Leuten wegen seiner Deutschland-Politik mit 
Vorwürfen überhäuft werde, erwiderte der Geschäftsträger, daß die Schuld für diese 
Entwicklung bei der Tschechenregierung liege, der es nicht gelungen sei, einen grund- 
sätzlichen Kurswechsel durchzuführen. Chvalkowsky bemerkte dazu, daß es anders 
gekommen wäre, wenn er die Macht gehabt hätte. (ADAP IV S. 217.) 
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Über die politische Lage in der Tschechoslowakei berichtete die deutsche Gesandt- 
schaft aus Prag: „Auch bei der Bevölkerung wachse die ablehnende Stimmung 
gegen die Regierung, insbesondere die Person Berans. Die Ereignisse machten auch 
dem einfachsten Tschechen deutlich, daß die Konsolidierung des Staates nicht ge- 
lungen und dadurch eine ernste Krise mit unabsehbaren Auswirkungen entstanden 
wäre. Es herrsche zwar in Prag noch Ruhe, doch seien in der deutschen Technischen 
Hochschule Streitigkeiten entstanden und die Polizei habe den Eingang der Hoch- 
schule besetzt. Die aus Brünn gemeldeten Zwischenfälle hätten gestern abend und 
nachts angedauert. Vorfälle ernster Art, bei denen Gendarmerie mit Waffen gegen 
Deutsche vorggeangen sei, hätten sich in Iglau ereignet. 

(ADAP IV S. 214 £.) 


* 


Der tschechoslowakische Rundfunk brachte die Ankündigung, daß Dr. Tiso die 
Leitung der slowakischen Volkspartei unterrichtete, daß er von Hitler nach Berlin 
eingeladen sei. Die Ankündigung des Rundfunks schloß mit der Feststellung, daß die 
für den 14. März einberufene Sitzung des slowakischen Parlamentes einen histori- 
schen Tag der Nationalversammlung der Slowakei darstelle, die durch ihre im 
Januar 1939 gewählten Vertreter über die Zukunft und Existenz der slowakischen 
Nation entscheiden werden. (DBFP IV Nr. 231) 


* 


Sofort nach dem Eintreffen ın Berlin unterrichtete Staatssekretär Keppler den 
Reichsaußenminister über seine Unterhaltungen mit Tiso. Anschließend wurde Tiso 
von Ribbentrop empfangen, wobei dieser davon Kenntnis erhielt, daß der slowa- 
kische Landtag am nächsten Tag zusammentreten solle, um die Selbständigkeit der 
Slowakei zu beschließen. Der Reichsaußenminister orientierte Adolf Hitler, der um 
18.40 Uhr Tiso empfing. Das Protokoll über diese Unterredung (DB Nr. 5) läßt 
diese Tatsachen nicht klar genug erkennen, weil sie sich außerhalb der Unterredung 
abspielten. Nach der Unterredung unterhielt sich Staatssekretär Keppler noch mit 
den slowakischen Herren über Fragen des Aufbaues des slowakischen Staates. 


* 


Professor Freund bringt in Bd. I seiner „Weltgeschichte der Gegenwart in Doku- 
menten“ (S. 442) unter Nr. 180 den Wortlaut einer angeblich „Von deutschen Amts- 
stellen verfaßten Resolution des slowakischen Landtages... ... “ zum Abdruck, den 
er in der Überschrift als „Der bestellte Hilferuf* bezeichnet. Um die Sache noch be- 
lastender darzustellen, schreibt Freund in seinem Verbindungstext: „Der slowa- 
kische Ministerpräsident Tiso hat von der Reichsregierung einen schon in slowa- 
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kischer Sprache abgefaßten Aufruf des slowakischen Landtages..... mitbekom- 
men.“ Freund, der auf S. 473 vermerkt, daß er den Wortlaut aus ADAP Bd. IV 
Nr. 209 zitiert, hätte, wenn er gewollt hätte, aus der dort abgedruckten Anmkg. 
Nr. 1 entnehmen können, daß der Text der Resolution von Tiso nach seiner Unter- 
redung mit Hitler, gemeinsam mit Herrn Keppler entworfen worden war, aber aus 


politischen Gründen dem Landtag gar nicht vorgelegt und daher auch von diesem 
nicht an Hitler abgeschickt wurde. 


* 


Als Teilnehmer am Empfang bei Hitler berichtet der ehemalige slowakische 
Außenminister Durcansky: 

„Obwohl Hitler eine definitive Auskunft über unser Verhalten haben wollte, 
gab Tiso ihm keine präszise Antwort und bemerkte nur, daß er mit mir die Sache 
besprechen werde. Wir haben diese Mitteilung Hitlers lediglich als eine Information 
betrachtet, also nicht als eine Drohung oder sogar als eine Art von Ultimatum. Wir 
waren zufrieden, daß Hitler uns über seine Pläne teilweise unterrichtete, seine 
Bereitschaft versicherte, unsere Entscheidungen zu respektieren, so daß wir durch 
die Ereignisse nicht überrascht wurden. Tiso konnte außerdem dadurch beruhigt 
werden, daß es möglich war, daß die Entscheidung über die Zukunft der Slowakei 
durch den Landtag erfolgen konnte. So hat Tiso noch im Auto bei der Rückfahrt 
ins Hotel Adlon meinen Vorschlag angenommen, den Präsidenten Hacha telefonisch 
zu bitten, die Sitzung des Landtages für den nächsten Tag einzuberufen. Als die 
Zustimmung Hachas dazu erteilt wurde, hat Tiso telefonisch auch Preßburg davon 
informiert.“ (Durcansky, Mit Tiso, S. 6) 


* 


Adolf Hitler, der die ganze Zeit Ungarn von einem Vorgehen gegen die Tschechei 
zurückgehalten hatte, willigte nunmehr im Hinblick auf die dort überall ein- 
setzenden Krisenerscheinungen ein, daß Ungarn sich des beanspruchten Gebietes 
bemächtige. 

Dafür schickte ihm der Ungarische Reichsverweser Horthy ein etwas schwülstiges 
Danktelegramm, das mit den Worten schloß: 

„Ich werde diesen Beweis der Freundschaft nie vergessen und Euere Exzellenz 

können auf meine Dankbarkeit ewig felsenfest rechnen.“ 


(ADAP IV S. 210) 
* 


Gegen 19 Uhr teilte Außenminister Chvalkowsky dem deutschen Geschäfts- 


träger mit, daß ihn Präsident Hacha um 21 Uhr auf der Burg zu sprechen wünsche. 
Dieser sagte zu und machte gelegentlich eines Telefongespräches dem Auswär- 
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tigen Amt Mitteilung mit der Bitte, das Ministerbüro für den Fall zu informieren, 
daß der Herr Reichsaußenminister dem Präsidenten durch ihn etwas übermitteln 
lassen wolle. 

Um 20.30 Uhr erhielt der Geschäftsträger durch LGR Kordt die telefonische 
Anweisung Ribbentrops, Hachas Bitte um seinen Besuch mit dem Argument 
abzulehnen, daß von tschechischer Seite Falschmeldungen über angebliche deutsche 
Demarchen verbreitet worden seien. Dieses Telefongespräch wurde dann durch 
folgendes Telegramm des Reichsaußenminister selbst bestätigt: 

„Falls Ihnen vom Präsidenten Hacha eine schriftliche Mitteilung zugehen sollte, 
bitte ich Ihrerseits keinerlei schriftliche oder mündliche Erklärungen dazu abzu- 
geben oder sonstige Schritte daraufhin zu tun. Vielmehr bitte ich Sie, solche 
lediglich in chiffriertem Telegramm nach hierher durchzugeben. Im übrigen bitte 
ich Sie und die anderen Mitglieder der Gesandtschaft, sich so einzurichten, daß Sie 
in den nächsten Tagen für etwaige Mitteilungen dortiger Regierung nicht erreich- 
bar sind.“ (ADAP IV Nr. 204) 


* 


Der Geschäftsträger berichtete 23.55 Uhr nach Berlin: „Habe Außenminister 
Chvalkowsky heute 20.55 Uhr folgendes erklärt: In Anbetracht der Falschmel- 
dung, die kürzlich über eine angebliche Demarche von mir bei dem Herrn Staats- 
präsidenten offiziell verbreitet worden sei, müsse ich bedauern, seiner Aufforde- 
rung, ihn aufzusuchen, nicht Folge leisten zu können. Ich müßte es dem Herrn 
Staatspräsidenten überlassen, etwaige Meldungen schriftlich an die Gesandtschaft zu 
leiten. Chvalkowsky der sich bereits in der Burg befand, war äußerst betroffen 
und erklärte, er könne den Grund nicht als berechtigt anerkennen, da eine offi- 
zielle Verbreitung dieser Falschmeldung nicht erfolgt sei. Er wisse nicht, wie er 
dies dem Herrn Präsidenten, der mich um 21 Uhr erwarte, sagen könne. Ich 


erwiderte auf seine Rückfrage, daß ich nicht kommen könne.“ 
(ADAP IV S. 216) 


* 


Um 22.20 Uhr rief Außenminister Chvalkowsky den Geschäftsträger nochmals 
an und sagte ihm, daß er ihn bei Hacha entschuldigt habe. Dieser habe die Absicht 
gehabt, ihn zu ersuchen, dem Führer und Reichskanzler die Bitte zu übermitteln, 
ihm eine Zusammenkunft zu ermöglichen. Der Geschäftsträger erwiderte, daß er 
es dem Herrn Staatspräsidenten überlassen müsse, seine Mitteilungen schriftlich 
an die Gesandtschaft gelangen zu lassen. (ADAP IV S. 217) 


* 


v. Ribbentrop sagte in Nürnberg auf die Frage des Anklägers, warum er so 
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darauf bedacht war, „daß der Gesandte diese Funktion, als Verbindungskanal zu 
der Tschechischen Regierung zu dienen, nicht aufrecht erhalten sollte“: 


von Ribbentrop: Das kam folgendermaßen: Ich entsinne mich dessen sehr 
genau. Der tschechische Außenminister Chvalkowsky war an einem dieser Tage, es 
muß wohl derselbe Tag gewesen sein, an den Gesandten in Prag heran- 
getreten, daß der tschechoslowakische Präsident Hacha den Führer sprechen 
wollte. Ich hatte dem Führer das gemeldet, und der Führer hatte sich damit ein- 
verstanden erklärt, den tschechischen Ministerpräsidenten oder Staatspräsidenten 
zu empfangen. Der Führer sagte gleichzeitig, daß er diese Verhandlungen aber 
selbst zu führen wünsche, und daß er nicht wünsche, daß irgendwelche anderen 
oder die Gesandtschaft dabei sich mit einschalten. Das ist nach meiner Erinnerung 
der Grund für dieses Telegramm damals gewesen, daß sie in Prag nicht irgend 
etwas unternehmen sollten, sondern, daß dies, was nun geschähe, dem Führer 
vorbehalten bleiben mußte. 

Der Ankläger wollte noch mehr wissen: 


Sir David Maxwell-Fyfe: Gut! Dann will ich eine allgemeine Frage an Sie stellen, 
ohne zu sehr auf Einzelheiten einzugehen. Hitler und Sie haben den Slowaken bei 
dieser Konferenz erklärt: Wenn Sie nicht Ihre Unabhängigkeit von Prag erklären, 
so werden wir Sie der Gnade oder Ungnade Ungarns überlassen. Ist das nicht, 


kurz gesagt, eine richtige Zusammenfassung dessen, was Hitler und Sie bei dieser 
Konferenz sagten? 


von Ribbentrop: Das stimmt bis zu einem gewissen Grade, ja. Aber ich möchte 
dazu eine weitere Erklärung abgeben. 


Die Lage war damals so, und das muß man politisch verstehen: Die Ungarn 
waren außerordentlich unzufrieden und wollten ihre Gebiete wieder haben, die 
man ihnen im Friedensvertrag entrissen hatte, und die heute in der Tschecho- 
slowakei, und zwar im slowakischen Teil der Tschechoslowakei, zusammengefaßt 
waren. Es waren daher dauernd große Schwierigkeiten zwischen Preßburg und 
Budapest und auch zwischen Prag und Budapest vor allem. Es war daher immer 
mit der Gefahr zu rechnen, daß hier ein kriegerischer Konflikt ausbrach. Es ist 
mindestens ein halbes dutzendmal gewesen, daß seitens der Ungarischen Regierung 
uns zu verstehen gegeben wurde, daß auf die Dauer dies hier nicht so weiter- 
gehen könnte, sie müssen irgendwie ihre Revisionen haben. Es war nun so, daß 
sehr starke Unabhängigkeitsbestrebungen seitens der Slowaken schon seit längerer 
Zeit bestanden. Sie waren vor allem durch Herrn Tuka öfters an uns herangebracht 
worden, später auch durch Herrn Tiso. In dieser Konferenz, die hier geschildert 
wird, war es so, daß nach längerer, nach wochenlanger Kenntnis, die der Führer 
hatte von den Bestrebungen der Slowaken, selbständig zu werden, er schließlich 
Tiso empfing, und ihm sagte, daß er allerdings nun..... Ich glaube, er sagte, 
ihm in dieser Unterredung, an sich sei er desinteressiert dort. Aber, wenn über- 
haupt etwas geschähe, dann müßten die Slowaken nun möglichst schnell ihre 
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Selbständigkeit erklären. Es ist kein Zweifel, daß wir damals direkt mit einem 
ungarischen Eingreifen rechneten. Aber es stimmt..... 

Sir David Maxwell Fyfe: Wie sehr die Slowaken damals für eine Unabhängigkeit 
waren, und welche Schritte Hitler und Sie selbst unternahmen, um diese sicher- 
zustellen, können Sie wahrscheinlich auf Seite 67 finden. Es ist das Ende eines 
Abschnittes, der anfängt: „Er hatte nun Minister Tiso herkommen lassen...... ® 
Etwas weiter, gegen Mitte dieses Abschnittes, wird berichtet, daß Hitler diese 
innere Unsicherheit nicht dulden würde, daß er deshalb Tiso habe kommen lassen, 
um eine Entscheidung zu hören. Es handele sich nicht um Tage, sondern um 
Stunden. Er hat damals gesagt, daß, wenn die Slowakei sich selbständig machen 
wolle, er dieses Bestreben unterstützen, sogar garantieren würde. Er stünde bei 
seinem Worte, solange die Slowakei den Willen zur Selbständigkeit klar ausspreche. 
Würde sie zögern oder sich nicht von Prag lösen wollen, so überlasse er das Schick- 
sal der Slowakei den Ereignissen, für die er nicht mehr verantwortlich sei. 

Sodann fragte er Sie, ob Sie etwas hinzuzufügen hätten. Im nächsten Absatz 
wird berichtet, was Sie gesagt haben sollen: 

„Der Reichsaußenminister unterstreicht auch von sich aus die Auffassung, daß 
es sich hier um eine Entscheidung von Stunden und nicht von Tagen handele. Er 
legt dem Führer eine gerade hereingekommene Meldung vor, welche von ungari- 
schen Truppenbewegungen an der slowakischen Grenze berichtete. Der Führer 
liest diese Meldung und erwähnt sie Tiso gegenüber und drückt die Hoffnung 
aus, daß sich die Slowakei bald klar entscheide.“ 


Zeuge! Wollen Sie ableugnen, daß Hitler und Sie selbst schärfsten Druck auf 
die Slowaken ausübten, um ihre Beziehungen zu Prag abzubrechen, damit die 
Tschechen sich Ihrem Druck auf Hacha, der in einigen Tagen kommen sollte, 
allein gegenüber sahen? 

von Ribbentrop: Nein, das stimmt nicht. Ein schärfster Druck wurde nicht 
ausgeübt. Es ist kein Zweifel, daß seitens der Ungarn ..... und meine Bemerkung 
bezieht sich auf die Möglichkeit von kriegerischen Entwicklungen mit den Ungarn 
er ‚ aber die Unabhängigkeitswünsche waren von den Slowaken seit langer 
Zeit schon immer wieder an uns herangebracht worden. Es ist möglich, daß da- 
mals Tiso, das geht aus diesem Aktenstück hervor, zögend war, weil es ja immer- 
hin ein bedeutsamer Schritt war. Aber im Hinblick auf den damals zweifellos beim 
Führer schon klar bestehenden Wunsch, in irgendeiner Form die Frage Böhmen- 
Mähren zu lösen lag es ganz zweifellos im Interesse des Führers, auch seinerseits 
die Selbständigkeit der Slowakei herbeiführen. (IMT Bd. X S. 388 ff) 


* 


Völkerbundskommissar Burckhardt berichtet Herrn Frank Walters dem Sek- 
retär des Völkerbundes über „Danziger Fragen“: 
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„Ich bin mitten in der Krise eingetroffen. Die Richtung, in welcher die Ereig- 
nisse sich entwickeln, wird deutlicher. Der deutsche Kanzler, der im letzten Herbst 
auf der Grundlage seiner Vorwände festgelegt wurde, entschließt sich, nun seine 
eigentlichen Ziele anzugehen. Er verläßt das völkisch-ideologische Gebiet und 
handelt imperialistisch ..... 

Zum Mittagessen war ich beim Staatssekretär, der mir erklärte, er nehme an, 
daß die Ereignisse die vom Kanzler vorausgesehenen Folgen weit überschreiten 
würden. Hitler wünsche, daß die für die nächsten Tage vorgesehene Offensiv- 
handlung in keiner Weise den Geist des deutsch-polnischen Nichtangriffpaktes 
verletze. Es sei jedoch unvermeidlich, daß, wo so viele vitale Interessen Polens 
verletzt würden, ein weiteres Vorherrschen der Beckschen Richtung unmöglich 
erscheine. Der Staatssekretär fürchtet andererseits, daß die Rückwirkung in Danzig 
und Memel, trotz Hitlers Versicherungen, unvermeidlich sehr bald völlig spontan 
eintreten müßte. Er gab mir den Rat, im Augenblick meiner Rückkehr mit den 
offiziellen Persönlichkeiten Kontakt zu nehmen und dann sofort zu mündlicher 
Berichterstattung nach Genf zurückzukehren, dabei drang er darauf, meine Familie 
nicht nachkommen zu lassen.... 

Soeben verlasse ich den polnischen Botschafter Lipski. Er macht mir einen sehr 
ernsten Eindruck. Vorerst gibt er die offizielle Version an, er sagt: ‚Die Slowaken 
sprechen unsere Sprache, sie sind katholisch, ein antikatholisches Regime ist für sie 
nicht tragbar. Aus diesem Grunde unterliegen sie in keiner Weise einer Beeinflus- 
sung durch das heutige Deutschland. Dies ist der Grund für das überstürzte 
Eingreifen Hitlers, das wir jetzt erleben.’ Im übrigen setzt er hinzu, ‚der Reichs- 
kanzler hat mir die Versicherung abgegeben, daß nichts, weder in Danzig, noch 
in Memel, geschehen werde, was die deutsch-polnischen Beziehungen stören 
könnte’. Lipski erklärt, daß er dieselben Zusicherungen durch Göring erhalten 
habe.“ (Burckhardt $. 264 ff) 


* 


In seinem Bericht an Lord Halifax schreibt Botschafter Henderson, daß er den 
französischen Botschafter und den tschechischen Gesandten Mastny zu gleicher 
Zeit bei sich zu Besuch hatte. Mastny habe erzählt, daß er instruiert worden wäre, 
die deutsche Regierung nach ihren Absichten zu fragen, wäre aber bis jetzt nicht 
dazu in der Lage gewesen, weil weder der Staatssekretär noch der Außenminister 
zu erreichen seien. „Der einzige Rat, den der französische Botschafter und ich 
M. Mastny geben konnten, war, so eng wie möglich mit der deutschen Regierung 
Verbindung zu halten — wenn er kann — und sich zu bemühen, die letztere zu 
beruhigen, was den Einfluß der Anhänger des verflossenen Präsidenten Benesch 
in Prag betrifft. Es gibt genügend Grund zu denken, daß die drohende Haltung 
der deutschen Regierung zumindest teilweise auf den Glauben zurückzuführen ist, 
daß M. Beneschs Partei einen Streich plant, um internationale Verwicklungen her- 
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vorzurufen. Wir empfehlen ferner M. Mastny sehr, in seine Regierung zu dringen, 
Aktionen gegen deutsche Untertanen zu vermeiden.“ (DBFP IV Nr. 220) 


* 


Der französische Botschafter meinte noch in seinem Bericht an seine Regierung: 
„Mein britischer Kollege und ich halten es im übrigen für wesentlich, daß Prag 
dahingehend beraten wird, dem Reich jeglichen Vorwand zur Intervention zu 
nehmen und demselben kein für die innerdeutsche Propaganda bestimmtes Argu- 
ment zu liefern!“ (FGB Nr. 57) 


* 


Welchen Beweggründen diese „selbstlose“ Fürsorge für die Tschechoslowakei ent- 
sprang, offenbart die Denkschrift des Foreign Office zu der politischen Entwick- 
lung in der Tschechoslowakei. (DB Nr. 6) 


* 


Sir Cadogan führt in seiner Antwort auf Hendersons Brief vom 9. März aus: „Am 
Ende Ihres Briefes drücken Sie den Wunsch aus, daß wir ein wenig ruhiger wieder 
aufrüsten könnten, da Sie sagen, daß der Lärm, den wir davon machen, die Deut- 
schen zu dem Glauben führen wird, daß wir nach alledem sie angreifen wollen. 
Ich vermute, die Deutschen können einen solchen fanatischen Glauben hegen, 
wenn sie von Goebbels darin instruiert werden. Aber bei aller Prahlerei mit ihrer 
eigenen Stärke kann ich mir nicht vorstellen, daß sie glauben können, wir könnten 
sie erfolgreich angreifen. 

Was mir als eine viel größere Gefahr erscheint, ist, daß sie glauben könnten, sie 
könnten uns angreifen und uns sowie Frankreich zerschmettern, weil sie dann 
dazu geführt werden könnten, einen Versuch damit zu machen. Aus diesem 
Grunde hatte ich immer gehofft, daß, wenn die Zeit käme, wir unsere Stärke 
soviel wie möglich ausposaunen sollten. Sicherlich haben Sie selbst oft genug gesagt, 
daß dies das einzige Argument ist, das die Deutschen verstehen.“ 


(DBFP VII Anhang IX S. 633) 
* 


Dienstag, den 14. März 1939 


Um 6 Uhr früh trifft aus Chust in der Karpatho-Ukraine die Meldung ein, daß 
um 1.30 Uhr eine Abordnung unter Führung des Premierministers Woloschin 
folgenden Telegrammtext dem deutschen Vertreter übergeben habe: „Dem Mini- 
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ster des Äußeren Berlin, Deutschland. Im Namen der Regierung der Karpatho- 
Ukraine bitte ich zur Kenntnis zu nehmen, die Erklärung unserer Selbständigkeit 
unter dem Schutz des Dritten Reiches. Premierminister Dr. Woloschin in Chust.“ 

(ADAP IV S. 219) 


* 


Nach Meldungen der Abwehr wurden in Böhmen und Mähren Einziehungen 
von Reservisten festgestellt. Die Abtransporte von Truppenteilen nach der 
Slowakei nehmen ihren Fortgang. Es befänden sich jetzt zwei parallele Kolonnen 
von Nordosten her in südwestlicher Richtung auf Preßburg im Vormarsch. Bei 
den polnischen Truppenbewegungen mache sich immer stärker eine Bewegung in 
Richtung Südosten bemerkbar und mehrten sich die Transporte von Norden und 
Westen an die karpatho-ukrainische Grenze. (ADAP IV S. 219) 


* 


Gegen Mittag meldet der deutsche Vertreter aus Chust, daß ungarische Truppen 
nördlich Munckacs die Grenze überschritten hätten und daß die ukrainische 
Regierung um Intervention in Budapest bitte. (ADAP IV S. 222) 


* 


Der deutsche Gesandte in Budapest v. Erdmannsdorf wird über den Inhalt 
des Ultimatums orientiert, das die ungarische Regierung am Mittwoch der 
tschechischen Regierung übermitteln wolle. Danach müßten die tschechischen 
Truppen innerhalb von 24 Stunden beginnen, die Karpatho-Ukraine zu räumen. 


.(ADAP IV S. 223) 
* 


Der zum 14. März zusammengerufene slowakische Landtag nahm den Bericht 
Tisos über seine Rücksprache mit Hitler entgegen und hörte auch einen Recht- 
fertigungsversuch Sidors an. Dieser gab dann seinen Rücktritt bekannt, der mit 
stürmischem Beifall begrüßt wurde. Im Anschluß begründete Tiso in seiner Rede 
die Entwicklung der politischen Lage, die das slowakische Volk zwinge, das Selbst- 
bestimmungsrecht für die Slowakei in Anspruch zu nehmen. Darauf stellte der 
Präsident des Landtages Dr. Martin Sokol die Frage: „Sind Sie für einen selb- 
ständigen slowakischen Staat?“ Da die Antwort durch Erheben von den Sitzen 
kundgetan werden sollte, sprangen alle Abgeordneten wie ein Mann auf und 
stimmten nach Begeisterungsrufen die slowakische Nationalhymne an. An- 
schließend nahm der Landtag ebenfalls einstimmig das Gesetz über die slowakische 
Selbständigkeit an. (DB Nr. 7) 
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Damit sind alle Behauptungen widerlegt, die Slowakei verdanke ihre Selbstän- 
digkeit dem Zwange deutschen Drucks. 

Der Landtag billigte noch die Bitte an das Reich, die Slowakei unter seinen 
Schutz zu nehmen. Das entsprechende Telegramm erreichte Hitler zwei Tage 
später in Prag. 


* 


Noch vor dem Beschluß des slowakischen Landtages erhielt um 11.25 Uhr der 
deutsche Geschäftsträger in Prag folgendes Schreiben: 

„Sehr geehrter Herr Geschäftsträger! Bezugnehmend auf unser gestriges telefo- 
nisches Gespräch beehre ich mich durch Ihre gütige Vermittlung anzufragen, ob 
seine Exzellenz der Herr Reichskanzler dem Herrn Präsidenten Dr. Emil Hacha 


Gelegenheit zu einer persönlichen Unterredung gewähren würde..... 
Ihr ergebener Dr. Chvalkowsky.“ (ADAP IV S. 223) 


Darauf erhielt der Geschäftsträger die Weisung, Herrn Chvalkowsky mitzu- 
teilen, daß Hitler bereit sei, Dr. Hacha noch am Abend des gleichen Tages zu 
empfangen. Um 14.45 Uhr teilt der Geschäftsträger in Berlin mit, daß Dr. Hacha 
wegen seiner Herzerkrankung kein Flugzeug benutzen dürfe und Prag deshalb 
um 16 Uhr in einem Sonderzug verlassen würde. (ADAP IV S. 227) 

Dieser Tatbestand macht alle Behauptungen in der Nachkriegsliteratur hinfällig, 
Hacha sei von Hitler nach Berlin befohlen worden. 


* 


Noch vor der Abreise Hachas wurden von ihm und der tschechischen Regierung 
Überlegungen angestellt, die in der Richtung der in der Nacht getroffenen Ver- 
einbarungen sich bewegten. 

„Um 17 Uhr erklärte der Prager Rundfunksender, Präsident Hacha sei nach 
Berlin gefahren und habe erklärt, er wolle, daß der tschechische Staat die Tatsache 
seiner Einreihung in die deutsche Machtsphäre anerkenne und habe sich entschie- 
den, über die einzuschlagenden Wege in Berlin selbst zu verhandeln. Um 22.25 
Uhr wurde dieser Grundgedanke durch den tschechischen Staatssender Brünn in 
deutscher Sprache wiederholt und vertieft. Dr. Hacha habe bereits seine grund- 
legende Kundgebung präzisiert. Nach Beratung mit der Regierung habe er sich 
zu einem Besuch des Führers und Reichskanzlers nach Berlin begeben. Er werde, 
so fuhr der Sender wörtlich fort, seine Mission darin sehen, daß die Tatsache, die 
die historische und geographische Eingliederung des tschechischen Staates in den 
Machtbereich des Deutschen Reiches darstellt, anerkannt werde. Er habe sich ent- 
schlossen, selbst Klarheit zu schaffen über die Wege, die die tschechische Nation 
nunmehr einzuschlagen habe.“ 


58 


14. März 1939 


(Karl Megerle, Deutschland und das Ende der Tschechoslowakei in „Monatshefte 
für Auswärtige Politik VI/39 S. 769 f.) 


%* 


Nach einer Meldung des deutschen Geschäftsträgers ereigneten sich am Nach- 
mittag in der Prager Innenstadt zwischen Tschechen untereinander und Tschechen 
und Deutschen Zusammenstöße, bei denen auch Kommunisten beteiligt waren. 
Von Deutschen wurden 24 verletzt und 7 ins Krankenhaus aufgenommen. Gegen 
Mitternacht habe Ruhe geherrscht. (ADAP IV Nr. 230) 


* 


Hermann Göring traf in Berlin ein. Er berichtete in Nürnberg über seine Unter- 
haltung mit Hitler: (IMT IX S. 340 f.) 

Ich trug dem Führer noch einmal mündlich das Gleiche vor, was ich ihm ge- 
schrieben hatte. Der Führer wies mich auf Unterlagen hin, die er besaß, daß doch 
die Situation in der Tschechoslowakei sich ernster entwickelt habe. Einmal sei der 
Staat sowieso zerfallen durch die Loslösung der Slowakei. Aber das sei nicht das 
Entscheidende. Sodann zeigte er mir Dokumente des Nachrichtendienstes, daß sich 
auf den Flugplätzen oder einem Teil der Flugplätze der Tschechoslowakei russische 
Fliegerkommissionen befunden haben, dort Ausbildung trieben und so weiter, was 
nicht in Übereinstimmung mit dem Abkommen von München sei und er fürchte, 
daß nach wie vor die Tschechoslowakei, wenn die Slowakei weg sei besonders, als 
nunmehr russische Flugbassis ausgenutzt werde. Er sei fest entschlossen, diese 
Gefahr zu beseitigen. Der Präsident Hacha hätte um eine Unterredung ersucht, 
so sagte er mir damals, und treffe am Abend ein und er wünschte, daß ich eben- 
falls in der Reichskanzlei wäre.“ 


* 

Generaloberst Keitel berichtet: 

„Als ich mittags in der Reichskanzlei mich beim Führer meldete, um Instruk- 
tionen für die Wehrmacht einzuholen, deren befehlsmäßige Bereitschaft für den 
nächsten Tag gewährleistet sei, teilt er mir nur flüchtig mit, Präsident Hacha habe 
sich zu einer Aussprache über die gespannte Lage gestern bei ihm angemeldet, er 
erwarte noch abends sein Eintreffen in Berlin. Ich bat um Einverständnis, das 
OKH sofort verständigen zu dürfen, daß der Einmarsch unter diesen Umständen 
zunächst ausgesetzt würde. Hitler lehnte entschieden ab und erklärte, es bliebe 
unter allen Umständen bei seiner Absicht, am nächsten Tag einzurücken, ganz 
gleich, welches Ergebnis die Aussprache mit dem tschechischen Staatspräsidenten 
haben werde. Ich solle mich aber ab 21 Uhr in der Reichskanzlei zu seiner Ver- 
fügung halten, um seine Befehle an OKH und OKL weitergeben zu können.“ 


(Görlitz, Keitel, S. 200) 
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Am Nachmittag traf aus Budapest die Meldung des deutschen Militärattach&s 
ein, daß die ungarische Armee am 18. März ihre Hauptoperationen beginne und 
bis dahin örtlich begrenzte kleinere Unternehmungen durchführe. 


(ADAP IV S. 226) 
* 


Um einer befürchteren polnischen Besetzung zuvorzukommen (Siehe Meldung 
des Militärattach&s v. 12. 3. 1939) rückten deutsche Truppen des VIII. Armeekorps 
um 17.30 Uhr in den tschechischen Bezirk Mährisch-Ostrau ein und besetzten das 
Stahlwerk Vitkovitse. Im Nürnberger Prozeß sagte Generaloberst Keitel hierzu 
auf eine entsprechende Vorhaltung des russischen Anklägers Rudenko: 


„Den Befehl hat letzten Endes ausgelöst und entschieden der Führer. Es war 
vorbereitet, dieses Gebiet mit dem bekannten großen modernen Stahlwerk, das in 
der Gegend von Mährisch-Ostrau liegt — der Name fällt mir eben nicht ein — 
handstreichartig und vor dem ursprünglich gedachten Einmarschtag in die Tschecho- 
slowakei zu besetzen. Als Begründung für diesen Entschluß hat mir Hitler gesagt, 
es geschehe, um zu verhindern, daß die Polen plötzlich von Norden her einen 
Zugriff machten und das modernste Walzwerk der Welt eventuell in Besitz 
nehmen.“ (IMT X S. 675) 


* 


Am Nachmittag frug Reichsaußenminister v. Ribbentrop Adolf Hitler, ob er 
einen Staatsvertrag vorbereiten solle, worauf dieser sagte, daß er die Absicht habe 
sehr viel weiter zu gehen. (IMT Bd. X 291 S.) 


* 


Ebenfalls am Nachmittag hörte Staatssekretär Keppler vom Gesandten Hewel, 
der Vertreter des Reichsaußenministers bei Hitler war, daß Hacha seinen Besuch 
angemeldet habe. Er meinte zu Hewel, daß dies sicher eine sehr interessante Be- 
sprechung werden müsse und er wünsche sich, „als kleines Mäuschen in der Zim- 
merecke zuhören zu können.“ Hewel habe diese ulkige Äußerung Hitler berichtet 
und so sei es gekommen, daß er die Weisung bekam, um 24 Uhr in der Reichs- 
kanzlei zu sein. Er spielte buchstäblich das kleine Mäuschen, denn er stand nicht 
auf der Teilnehmerliste des Protokolls. 

(Aussage Kepppler, WStrPr. Fall XI Prot. Bd. 38 $. 12996) 


* 


Um 19.45 Uhr teilte der deutsche Geschäftsträger mit, daß die tschechoslowa- 
kische Regierung ihren Rücktritt beschlossen habe, diesen aber wegen der Abreise 


60 


14. März 1939 


Hachas nicht effektuieren könne. Auf dem Wenzelsplatz in Prag sei es zu Unruhen 
gekommen, die von rechtsradikalen Studenten organisiert worden seien. 
(ADAP IV S. 228) 


* 


Aus Warschau teilte der deutsche Botschafter mit, daß ihm Außenminister Beck 
wegen seiner geplanten Londonreise gesagt habe, „sein Ziel sei, die englische Re- 
gierung dafür zu interessieren, daß ein Vakuum vermieden werde und daß die 
Völkerbundsgarantie solange aufrechterhalten bleibe, bis es gelungen sei, zwischen 
Deutschland und Polen zu einer Verständigung über einen Ersatz der Völkerbunds- 
garantie durch ein zweiseitiges Übereinkommen zu gelangen.“ 

(ADAP VS. 152 f.) 


* 


Der französische Gesandte in Prag, Lacroix, und Botschafter Coulondre schickten 
ihrer Regierung in Paris phantasiereiche Berichte über die Geschehnisse, die teil- 
weise auch nüchterne Betrachtungen enthielten. So schrieb z. B. Coulondre: 

„Vielleicht war übrigens die Politik der Regierung (von Prag) nicht immer die 
klarste, auch nicht die weiseste. Während die Leiter der tschechoslowakischen 
Politik nach außen hin Berlin mit Beweisen ihres guten Willens überhäuften, 
scheint es, daß sie geglaubt haben, im Innern auch weiterhin eine rein tschechische 
Politik betreiben zu können. Sie haben damit alle inneren Streitigkeiten neu 
belebt und unnütz den Verdacht des Reiches erweckt.“ (FGB Nr. 65) 


„Es scheint, daß man sich in Prag nach einem ersten Augenblick der Verwirrung 
wieder gefaßt hat, und daß man eine letzte Anstrengung versucht, um einen 
Bruch mit dem Reich zu verhüten. Der Präsident der Republik und der Minister- 
präsident sind augenblicklich unterwegs nach Berlin.“ 

(FGB Nr. 66) 


* 


Der französische Außenminister Bonnet forderte den Botschafter in Berlin auf, 
sich bei Ribbentrop über die deutschen Absichten hinsichtlich der Tschechoslowakei 
zu orientieren. Seine Darstellung über die Aufforderung in seinem Buche „Vor 
der Katastrophe“ S. 183) stimmt aber nicht mit dem Text des Originalberichtes 
im Gelbbuch überein, denn letzterer ist weniger energisch. (FGB Nr. 64) 


Auch seine anschließende Behauptung ist unzutreffend, daß er am gleichen 
Tage den deutschen Botschafter, den Grafen Welczeck aufgefordert habe, seine 
Regierung zu alarmieren und ihm gesagt habe: 

„Seit drei Tagen erhalte ich übereinstimmende Nachrichten: ‚Deutschland 
rüstet sich, Böhmen-Mähren zu annektieren.’ Unterrichten Sie den Kanzler, daß 
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der Einmarsch der deutschen Truppen in Prag den Bruch der Münchner Abkom- 
men und die Vernichtung unserer sämtlichen Friedensbemühungen bedeuten 
wird. Es ist der entscheidende Schritt zum Krieg in Europa!“ Der Botschafter ent- 
gegnete „Ich werde meiner Regierung auf der Stelle Bericht erstatten, doch denke 
ich, daß diese Nachrichten falsch sind. Der Kanzler hat Deutsche ins Reich 
zurückgeführt, die es wünschten. Nie wird er den Fehler begehen, Tschechen oder 
Slowaken einzuverleiben.“ Ich gab zur Antwort: „Sie sind über seine Absichten 
schlecht unterrichtet. In jedem Fall, informieren Sie ihn unverzüglich über die 
tragischen Folgen, welche der vom Reich vorbereitete Gewaltstreich gegen die 
Tschechoslowakei für den Frieden in Europa haben wird.“ 
(Ebenda S. 182 £.) 
Er hat nämlich an diesem Tage den deutschen Botschafter überhaupt nicht 
sprechen können, und wird der Leser begreifen, zu welchem Zwecke dieses 
energische Gespräch nachträglich fabriziert wurde. 


* 


Bei einem Essen in der englischen Botschaft in Paris, an dem General Gamelin, 
Außenminister Bonnet und M. Berenger, der Präsident des Senatsausschusses, 
teilnahmen, sagten die beiden letzteren zu Botschafter Phipps, daß dieser neuer- 
liche Riß zwischen Tschechen und Slowaken nur zeige, daß man im letzten 
Herbst beinahe in den Krieg gegangen sei, um einen Staat am Leben zu halten, 
der nicht lebensfähig wäre. (DBFP IV Nr. 234) 


* 


Botschafter Henderson suchte am Vormittag Staatssekretär Weizsäcker auf — 
nicht also am 13. 3., wie er in seinen Memoiren behauptete —, um sich nach dem 
Stand der Dinge zu erkundigen. Er habe absichtlich in den letzten acht Tagen 
nicht gedrängt, denn er wolle weder eine Demarche machen noch den Eindruck 
erwecken, als mische er oder seine Regierung sich in diese Sache ein. Das vor- 
wiegend deutsche Interesse stehe in der Tschechoslowakei fest. Angenehm wäre 
es ihm, wenn er auch von unserer Seite aus ein beruhigendes Wort nach London 
geben könne. Auf die Frage Hendersons, ob das deutsche Interesse eine Zerschlagung 
oder Aufrechterhaltung der Tschechoslowakei sei, antwortete der Staatssekretär 
mit der Bemerkung, daß nur Interesse an Ordnung bestünde und daß es auch 
Deutschland daran liege, seine legitimen Ansprüche auf eine anständige Weise durch- 
zusetzen. (ADAP IV S. 221) 


* 


In einem Bericht an seine Regierung erwähnt Botschafter Henderson, daß er 
dem tschechischen Gesandten empfohlen habe, seiner Regierung anzuraten, direk- 
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ten Kontakt mit der deutschen Regierung herzustellen. Dadurch hätte seine Re- 
gierung nichts zu verlieren. Der französische Botschafter rufe Paris an, um das 
gleiche vorzuschlagen. (DBFP IV Nr. 238) 


* 


Der britische Gesandte Newton in Prag teilt mit, daß der britische Konsul aus 
Preßburg berichtet habe, daß die Erklärung der slowakischen Unabhängigkeit 
im Landtag einstimmig angenommen worden sei mit Ausnahme des Vertreters der 
ungarischen Minderheit. Sie sei in Preßburg mit völliger Ruhe aufgenommen 
worden und es hätten bisher keine Demonstrationen stattgefunden. 

(DBFP IV Nr. 239) 

Anschließend meldete er, daß er vom tschechischen Außenminister informiert 
wurde, daß Hacha nach Berlin fahre. 


* 


Lord Halifax beauftragt Botschafter Henderson in einem 20.30 Uhr abge- 
gangenen Telegramm, der deutschen Regierung folgende Botschaft zu übermitteln: 
(DBFP IV Nr. 247) 

„SMR hat kein Verlangen, sich in Angelegenheiten einzumischen, mit denen sich 
andere Regierungen unmittelbarer befassen mögen als dies Land. Sie ist jedoch, 
wie die deutsche Regierung sicher würdigen wird, zutiefst am Erfolg aller Anstren- 
gungen interessiert, in Europa Vertrauen wiederherzustellen und eine Entspannung 
zu erreichen. Dies scheint ihr ganz besonders wünschenswert zu einem Zeitpunkt, 
wo mit Gesprächen über wirtschaftliche Themen begonnen werden soll, denen, 
wie SMR glaubt, die deutsche Regierung nicht weniger Bedeutung beilegt als sie 
selbst, und die fruchtbare Entwicklung, von der der allgemeine Status des Ver- 
trauens so unmittelbar abhängt. 

Von diesem Gesichtspunkt aus würde sie jede Aktion in Mitteleuropa beklagen, 
welche einen Rückschlag für das Wachstum dieses allgemeinen Vertrauens ver- 
anlassen würde, von dem jede Verbesserung der wirtschaftlichen Lage abhängt, 
und zu dem eine solche Verbesserung ihrerseits beitragen könnte.“ 


* 


In London unterhielt sich am Mittag der deutsche Botschafter v. Dirksen mit 
Sir Horace Wilson über die tschechische Krise. Dieser erwähnte die Meldung eines 
Mittagblattes, daß der Einmarsch deutscher Truppen nach Mähren unmittelbar 
bevorstehe. Er äußerte sich besorgt hierüber und meinte, daß eine solche Tatsache 
die Offentlichkeit vor eine ganz neue Lage stellen würde. Wenn ein Einmarsch 
deutscher Truppen erfolge, so werde es kaum möglich sein, die Presse weiter 
zurückzuhalten. Außerdem würde sich der Druck des Unterhauses weiter ver- 
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stärken. Der Botschafter gab als Antwort eine Darstellung der deutschen Auf- 
fassung von der Lage und berichtete in einem Telegramm, daß die britische 
Regierung die staatsrechtliche Regelung des Verhältnisses zwischen Slowakei und 
Tschechei als innere Angelegenheit ansehe, an der England nicht beteiligt sei. Die 
von England in München in Aussicht gestellte Garantie sei noch nicht in Kraft 
befindlich und selbst wenn eine derartige Garantie bereits bestünde, so könne sie 
nach den Ausführungen der Presse erst wirksam werden im Falle eines unprovo- 
zierten Angriffes. (ADAP IV S. 224 f.) 


* 


Im Unterhaus wird der Premierminister vom Abgeordneten Attlee gefragt, 
ob nicht Einflüsse am Werk seien, um die Slowakei von der übrigen Tschecho- 
slowakei zu trennen und ob die Regierung nicht durch ihre Garantie auf Grund 
des Münchner Abkommens verpflichtet sei, eingehendes Interesse an allem zu 
nehmen, was die Integrität des tschechoslowakischen Reststaates betreffe. Er antwor- 
tete, daß darin kein Grund läge, die Garantie zur Auswirkung zu bringen. Auf eine 
weitere Frage Attlees erwiderte er, er wisse nicht recht, was der Herr Abgeordnete 
meine, er möchte aber daran erinnern, daß die Garantie sich gegen unprovozierte 
Angriffe auf die Tschechoslowakei richte und ein solcher habe bisher nicht statt- 
gefunden. (DWB II Nr. 257) 

Aus dieser Antwort ergibt sich, daß Chamberlain das Parlament und die Öffent- 
lichkeit im irrigen Glauben ließ, es bestünde bereits ein Garantie-Abkommen 
zugunsten der Tschechei. 


* 


Der französische Botschafter Corbin in London suchte Sir Cadogan auf, um 
mit ihm über den Fall Tschechoslowakei zu sprechen. Er frug zunächst, ob er 
irgendwelche Andeutungen von den Gebieten hätte, die Deutschland besetzen 
werde und ob die englische Regierung beabsichtige, irgendwelche Schritte in der 
Angelegenheit zu unternehmen. Sir Cadogan erwiderte darauf, daß sie, soweit er 
wisse, nicht gedächte, in diesem Stadium eine Demarche zu machen. Es gäbe 
wahrscheinlich nichts Wirksameres, das sie tun könnten, um die Ausführung 
eines deutschen Planes zu verhindern, falls Herr Hitler sich entschlossen hätte, 
ihn durchzuführen. „Das Übereinkommen, welches der Premierminister mit Hitler 
im September unterzeichnete, sah tatsächlich vor, daß die beiden Regierungen in 
Fragen, die unsere beiden Länder angingen, sich konsultieren sollten, aber wenn 
wir versuchten, beim gegenwärtigen Anlaß dies Übereinkommen anzurufen, wür- 
den die Deutschen zweifellos erwidern, daß wir überhaupt keine Interessen in der 
Tschechoslowakei hätten.“ Ähnlich liege es beim deutsch-französischen Überein- 
kommen. Darauf erwiderte Mr. Corbin, daß er vermute, daß die britische Regie- 
rung im Hinblik auf ihr Versprechen einer Garantie doch eine gewisse Ver- 
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pflichtung hätte. Darauf erwiderte Sır Cadogan, daß sie davon entbunden sei 
durch die Tatsache, daß sie versucht hätte, eine internationale Garantie der 
Tschechoslowakei zustande zu bringen. Sie hätte es stets deutlich gemacht, daß 
sie nicht eine einzelne britische Garantie beabsichtigen würde. Auf den Einwand 
Corbins, daß es für die beiden Regierungen peinlich wäre, Ereignissen dieser Art 
zusehen und bekennen zu müssen, daß sie machtlos wären, sie zu beeinflussen, 
erklärte Sir Cadogan, daß es zu überlegen wäre, ob man nicht mehr Prestige 
verlieren würde, wenn man versuchen würde Hitler abzuschrecken auf die Gefahr 
hin, von ıhm verspottet zu werden, als wenn man den Ausgang der Ereignisse 
abwarten und dann die Schlüsse daraus ziehen würde. (DBFP IV Nr. 277) 


* 


In der gleichen Angelegenheit sprach der rumänische Gesandte Tilea bei Außen- 
minister Halifax selbst vor. Er äußerte die Hoffnung, daß die britische Regierung 
nicht schweigend in Deutschlands Manöver einwilligen würde. „Er erkannte an, 
daß wir keine Schritte unternehmen könnten, um es zu verhindern oder unge- 
schehen zu machen, aber falls wir überhaupt keine Geste machten, würde die 
Wirkung auf unser Prestige überall in Mitteleuropa und auf dem Balkan ver- 
heerend sein, gerade zu einer Zeit, wo es sich zu erholen begänne von dem Schlag, der 
ihm in München versetzt worden sei.“ Er legte der britischen Regierung folgende 
Schritte nahe: sie hätte sofort den Besuch Mr. Stanley’s und Mr. Hudson’s in 
Berlin aufzuheben, zweitens solle die britische Regierung die Anerkennung der 
Slowakei als unabhängigen Staat aufschieben, drittens solle sie die Absendung 
ihrer Handelsmissionen nach Rumänien ankündigen und ihre Gesandtschaften 
in Rumänien, Jugoslawien und Griechenland zu Botschaften erheben. Es wurde 
Herrn Tilea erwidert, daß seine Anregungen in Erwägung gezogen würden. 


(DBFP IV Nr. 297) 
* 


Sir Winston Churchill wiederholte in einer Rede in Waltham Abbey, seinem 
Wahlbezirk, die Kampfansage an Deutschland, wegen der er in Zuschriften gerügt 
worden war. In vielen Nachkriegsveröffentlichungen ist diese Rede auf den 15. 
März verlegt worden, um die Schlußfolgerung zu verhindern, daß diese Kampf- 
ansage eine Rolle bei Hitlers Entscheidung gespielt habe. (DB Nr. 8) 


%* 


In einem Bericht des amerikanischen Geschäftsträgers Geist aus Berlin finden 
sich folgende Ausführungen: „Während die Entwicklung zur Krise so ernst 
zu sein scheint wie die der Besetzung Österreichs und des Sudetengebietes vorher- 
gehenden, erscheinen die Reaktionen seitens der Westmächte nicht als ernst. Der 
britische Botschaftsrat, der heute von London zurückkehrte, erklärte, daß das bri- 
tische Foreign Office geneigt ist, jeden Schritt der Deutschen in der Tschechoslowakei 
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mit Ruhe zu betrachten und der britischen Regierung davon abraten wird, eine 
drohende Haltung einzunehmen. Er erklärte, daß „die britische Regierung mit einer 
möglicherweise äußersten deutschen Aktion in der Tschechoslowakei versöhnt wäre.“ 
Die britische Botschaft hat keine Information darüber, was Hitler beabsichtigt. Die 
identifizierten Truppenbewegungen deuten eine gewaltsame deutsche militärische 
Aktion an, an der möglicherweise 40 Divisionen beteiligt sein werden...... 

(Foreign Relations Bd. IS. 38) 


* 


Der amerikanische Botschafter Bullitt in Paris schreibt am Schluß seines Berichtes 
an den Außenminister, daß Bonnet ihm gesagt habe, „daß die britische Regierung 
heute nachmittag mit ihm in Kontakt gewesen sei und daß die Briten einfach 
nicht wissen, was sie tun sollen“. Auf seine Frage, was von der französischen 
Regierung für Schritte unternommen würden, habe Bonnet erklärt, daß er keine 
Idee hätte. (Foreign Relations Bd. I S. 33—39) 


* 


„Am Vorabend der Besetzung Prags landete auf dem Londoner Flugplatz 
Croydon ein geheimnisvolles Flugzeug. Es brachte ein Dutzend hoher Offiziere 
der „II. Abteilung“ des Prager Generalstabes, wie sie nach französischem Vorbild 
genannt wurde, in Sicherheit. Sie bildeten in London eine wichtige Stütze Beneschs. 
Hinzu kam die tschechische Diplomatie, die zumeist auf ihren Auslandsposten ver- 
blieben war, insgesamt etwa achtzig Familien, deren Unterhalt sofort finanzielle 
Probleme aufwarf. Ein erheblicher Dispositionsfond, den Benesch auf der Ge- 
sandtschaft in Stockholm deponiert hatte, war den Nazis ausgehändigt worden. Bei 
der Sicherung der finanziellen Basis der zweiten Emigration kamen jedoch Benesch 
seine Erfahrungen aus dem ersten Weltkrieg zugute. Er hatte schon anläßlich 
der ersten Amerikareise seinen Besuch bei Roosevelt mit diesem Problem zu ver- 
binden gewußt, und später kam ihm die Großzügigkeit der britischen Regierung 
zu Hilfe, die ihm Anleihen im Gesamtbetrage von etwa vierzig Millionen Pfund 
gewährte. Die Beherrschung aller Finanzquellen durch eine Hand schaltete in 
der tschechischen Exilpolitik jede demokratische Mitbestimmung aus. Männer 
von Rang, wie der ehemalige Ministerpräsident Dr. Hodscha, der Pariser Ge- 
sandte Dr. Osusky und die langjährigen sozialdemokratischen Minister Bechyne 
und Necas, die sich wiederholt gegen Beneschs Präsidialdemokratie auflehnten, 
mußten sich immer wieder unterwerfen. Unter diesem System stützte sich 
Benesch fast ausschließlich auf die von Dr. Ripka und Dr. Stransky repräsentierten 
tschechischen Nationalsozialisten und die von ihnen beeinflußte Offiziersclique 


des Geheimdienstes.“ 
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Das schildert Wenzel Jaksch in seinem Buche: „Europas Weg nach Potsdam“ 


(S. 351 f.) und wird bestätigt von R. Urban: „Die Demokratenpresse im Lichte 
Prager Geheimakten.“ 


* 


Um 18 Uhr orientiert der Reichsaußenminister den italienischen Botschafter 
Attolico über die Lage: „Das zukünftige Schicksal und die politische Struktur 
von Böhmen und Mähren würden heute mit Hacha verhandelt. Eine militärische 
Macht dürfe dieses Gebiet in Zukunft nicht mehr darstellen. Der Benesch-Geist 
habe wieder um sich gegriffen, unsere Geduld sei zu Ende. Intrigen mit unseren 
Gegnern im Westen seien gesponnen worden. Man habe versucht, aus der Tschechei 
noch einmal einen politischen Faktor im europäischen Spiel zu machen. Der Führer 
wolle die Eiterbeule aufstechen. Die Liquidierung dieses Problems sei nicht nur 
im deutschen, sondern auch im Interesse der Achse gelegen. Für eine früher oder 
später notwendige Auseinandersetzung an anderer Stelle und für die dadurch den 
Achsenmächten gemeinsam entstehenden Aufgaben sei der jetzige Vorgang eine 
nützliche Vorbereitung ...... (ADAP IV S. 227.) 


* 


Staatspräsident Hacha traf um 22.40 Uhr in Berlin ein und wurde mit seiner 
Begleitung von Staatssekretär Meißner begrüßt. 

„Noch auf dem Bahnsteig, kurz bevor Hacha in einem plötzlich einsetzenden 
Schneegestöber die Front der vor dem Anhalter Bahnhof aufgestellten „Ehren“- 
Formation abschritt, hatte ihm der tschechoslowakische Gesandte in Berlin, Mastny, 
mitgeteilt, daß deutsche Truppen bereits die tschechische Grenze bei Ostrau über- 
schritten hätten.“ (Schmidt, S. 437) 


* 


„Schon als ich den tschechischen Staatspräsidenten, der von seinem Außenminster 
Dr. Chvalkowsky begleitet war und bei seiner Ankunft in Berlin mit den einem 
fremden Staatsoberhaupt zustehenden Ehren aufgenommen wurde, vom Bahn- 
hof in sein Quartier im Hotel Adlon begleitete, erzählte er mir in aufgeregter 
Gesprächigkeit, daß er angesichts der unhaltbar gewordenen Situation in seiner 
Heimat zu dem Entschluß gekommen sei, den Führer und Reichskanzler um 
Hilfe und Schutz anzugehen, und daß er hoffe bei ihm Bereitwilligkeit zu einer 
gemeinsamen politischen Arbeit zu finden.“ (Meißner, Staatssekretär, S. 476) 


* 


Um 23.30 Uhr begrüßte Reichsaußenminister von Ribbentrop den Staatspräsi- 
denten Dr. Hacha im Hotel Adlon. In der Aussprache sagte ihm dieser, „daß 
er das Schicksal der Tschechoslowakei in die Hände des Führers zu legen 
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beabsichtige. Ich habe dies dem Führer gemeldet und er hat mich beauftragt, ein 
Abkommen zu skizzieren.“ (IMT Bd. X S. 291) 


Mittwoch, den 15. März 1939 


Um 1.15 Uhr wurden Dr. Hacha und Außenminister Chvalkowsky von Adolf 
Hitler in der Neuen Reichskanzlei empfangen. Anwesend waren noch der Reichs- 
außenminister von Ribbentrop, Generalfeldmarschall Göring, General Keitel, 
Staatssekretär Weizsäcker, Staatsminister Meißner und Staatsminister Dietrich, 
sowie Legionsrat Hewel, der die Besprechung in seiner Aufzeichnung festhielt, 
(DBN. 9a) und Staatssekretär Keppler, dem wir folgenden Bericht verdanken: 

(Aussage Keppler ı. WStr. Pr. Fall XI, Prot. Bd. 38 S. 12997 ff) 

„Es war für mich ganz besonders eindrucksvoll, wie Hacha, als er das Zimmer 
des Führers betrat, sofort mit zwei vorgestreckten Händen dem Führer entgegen- 
ging und ihm etwa sagte: ‚Exzellenz, Sie werden nicht wissen, wie ich Sie verehre. 
Ich habe jede Schrift von Ihnen gelesen und habe mich bemüht, jede Rede von 
Ihnen zu hören, und nun endlich habe ich das Glück, Sie persönlich kennenzu- 
lernen’. Diese Begrüßung war natürlich völlig überraschend für alle. Wir nahmen 
dann an dem berühmten runden Tisch vor dem Kamin Platz und bevor der 
Führer irgend etwas sprach, ergriff Hacha selbst das Wort, schilderte seinen Lebens- 
lauf, erwähnte immer, daß er nicht Staatsmann und Politiker sei, sondern habe 
nun mit den Augen eines Richters die Geschichte der Tschechei studiert und habe 
festgestellt, daß es dem tschechischen Volk immer am besten gegangen wäre in 
den langen Jahrhunderten, wenn sie friedlich mit dem deutschen Volk zusammen- 
gelebt und zusammengearbeitet hätten. Es kamen noch weitergehende Erörte- 
rungen und Hacha erklärte dann, ihre Politik sei auf Abwege gekommen und 
es müßte eine Änderung eintreten, und er schloß etwa wörtlich mit dem Satz: 
‚Exzellenz, ich lege hiermit das Schicksal meines Volkes in Ihre Hände! Ent- 
scheiden Sie!’ Der Führer entgegnete verhältnismäßig kurz, daß er über die 
Erkenntnisse und die Stellungnahme des Staatspräsidenten natürlich sehr erfreut 
sei. Er erwähnte noch, daß man die Tschechoslowakei, die ja in das Reich ein- 
gesprengt war, als Flugzeugmutterschiff ausgebaut habe oder dabei sei, aus- 
zubauen und daß dadurch die Lage für ihn unerträglich geworden sei.“ 


* 


Keitel schildert, daß er ein zweites Mal die Besprechung mit Hacha unterbrechen 
mußte, um an die Zeit zu mahnen, weil das Heer endgültigen Befehl verlange, ob 
einmarschiert werden solle? „Ich wurde kurzerhand entlassen, es sei erst 2 Uhr, der 
Befehl werde noch vor 4 Uhr ergehen.“ Görlitz, Keitel..... S. 200) 

Daraus ergibt sich, daß der Einmarschbefehl erst nach Unterzeichnung des 
Abkommens erteilt wurde. 
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Nach Beendigung der eigentlichen Aussprache — um 2.15 Uhr — bekamen 
Dr. Hacha und sein Außenminister Gelegenheit mit ihrer Regierung und dem 
Generalstabschef zu telefonieren. Außerdem fanden Besprechungen zwischen 
v. Ribbentrop und Chvalkowsky und Dr. Hacha sowie Göring statt. Wie v. Rib- 
bentrop in Nürnberg aussagte, schloß sich Chvalkowsky verhältnismäßig leicht 
dem deutschen Standpunkt an und deshalb bat er ihn, in dem Sinne auf Hacha 
einzuwirken, daß die ganze Aktion ohne Blutvergießen vor sich gehen möge. 
Während seiner Aussprache mit Göring bekam Dr. Hacha einen Schwächeanfall 
— angeblich auf dessen Drohung mit der Bombardierung Prags hin —, doch 


ging dieser Anfall nach einer Beruhigungsspritze durch Hitlers Leibarzt Professor 
Morell rasch vorüber. 


* 


Göring sagte in Nürnberg über seine angebliche Drohung aus: 
(IMT Bd. IX S. 341) 
„Dann sprach ich mit Hacha in Gegenwart seines Gesandten und drang auf 
ihn, daß die Forderung des Führers, die Truppen mögen sich beim Einmarsch der 
Deutschen zurückhalten, damit kein Blutvergießen käme, raschestens durchge- 
führt würde. Ich sagte ihm, daß das ja doch nichts nütze, der Führer sei ent- 
schlossen, hielte es für notwendig und es könne sich nur um unnützes Blutvergießen 
handeln, denn Widerstand sei ja auf die Dauer in keiner Weise möglich. Ich habe 
dabei die Äußerung getan, daß es mir leid täte, wenn ich das schöne Prag bom- 
bardieren müßte. Die Absicht, Prag zu bombardieren, bestand nicht, es war auch 
kein diesbezüglicher Befehl gegeben, denn selbst bei einem Widerstand wäre das 
nicht notwendig gewesen, der Widerstand sei jederzeit leichter ohne dieses Bom- 
bardement zu brechen. Aber ein solcher Hinweis glaubte ich, daß er als Argument 
mitwirken würde, die Sache zu beschleunigen.“ 


%* 


Um 3.30 Uhr wurde die allgemeine Aussprache bei Hitler wieder fortgesetzt 
und dabei sagte Hacha, daß die Tschechen ihre besten und glücklichsten Jahre in 
der Zeit erlebt hätten als ihr Land mit dem Deutschen Reich verbunden war, 
und daß er hoffe, daß nun in der engen Verbindung der Tschechei mit dem neuen 
Großdeutschen Reich eine neue gute Entwicklung für sein Land käme. Als die 
Abmachungen unterschrieben wurden (DB Nr. 9b) meinte er noch, daß man ihn 
wegen dieses Vertrages in manchen Kreisen seines Volkes scharf anfeinden werde, 
aber in der Zukunft werde man sicher anerkennen, daß er mit diesem Besuche dem 
Land einen guten Dienst geleistet habe. 


* 
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„Als ich Dr. Hacha nach dieser Konferenz um 4.30 Uhr in das Hotel Adlon 
zurückbegleitete, sagte er zu mir, es sei dies der schwerste Tag und der härteste 
Entschluß seines Lebens gewesen, aber er sei überzeugt, bei der gegebenen Sachlage 
richtig und zum Besten seines Landes gehandelt zu haben. 

(Meißner, Staatssekretär ...... ,S. 479 f.) 


* 


Gegen 6.30 Uhr fuhr der Sonderzug Hitlers vom Anhalter Bahnhof ab nach 
Böhmisch-Leipa, wo eine vorausbeorderte Wagenkolonne auf ihn wartete: „Die 
Zollbeamten auf beiden Seiten schienen bereits angewiesen zu sein, deutsche Fahr- 
zeuge passieren zu lassen. Ohne auch nur den Versuch zu machen, uns anzuhalten, 
wurden die Schranken sofort geöffnet. 

Das Schneetreiben wurde immer stärker. In langsamen Tempo durchfuhren wir 
die Tschechoslowakei..... Etwa gegen vier Uhr nachmittags fuhren wir in Prag 
ein. Das Leben in der alten ehrwürdigen Stadt ging seinen normalen Gang. Bei der 
Durchfahrt durch die Straßen wurden wir kaum bemerkt. 

Wir fuhren direkt zum Hradschin, dem Sitz der tschechischen Regierung. Wir 
waren noch nicht angemeldet und niemand nahm von uns Notiz...... 


Etwa gegen fünf Uhr nachmittags traf Staatspräsident Hacha, mit dem Zug 
aus Berlin kommend, auf der Burg ein. Zu seiner größten Verwunderung erwartete 
ihn dort der „Chef“. Eine derartige Schnelligkeit des Handelns hatte er nicht für 
möglich gehalten.“ (Erich Kempka, Ich habe Adolf Hitler verbrannt, S. 59 f.) 


* 


Das deutsche Konsulat meldete aus Brünn, daß dort die Volksdeutschen am 
Vormittag die Macht in der Stadt übernommen hätten, daß die Bevölkerung mit 
Freude den Einmarsch der deutschen Truppen erwarte und daß Ruhe herrsche. 

(ADAP IV S. 237) 


* 


Die karpatho-ukrainische Regierung bittet die deutsche Regierung um Mit- 
teilung, ob sie ein Protektorat über die Karpatho-Ukraine annehme und ob diese 
den Ungarn zugesprochen sei, da sie auf der ganzen Südostgrenze im Vormarsch 
seien. (ADAP IV S. 239) 

Um 16 Uhr trifft ein Telegramm der karpatho-ukrainischen Regierung ein, daß 
sie die Selbständigkeit proklamiert habe und Maßnahmen gegen Ungarn und 
Schutz und Hilfe gegen die Tschechen vom Reich erbitte. (ADAP IV S. 240) 

Staatssekretär Weizsäcker weist das deutsche Konsulat in Chust an, der Kar- 
patho-ukrainischen Regierung mündlich mitzuteilen, daß die deutsche Regierung 
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ihr den Rat erteile, keinen Widerstand zu leisten, nachdem die ungarischen Trup- 
pen in breiter Front vorrücken. Sie könne unter den gegebenen Verhältnissen 
auch kein Protektorat übernehmen. (ADAP IV S. 240) 


* 


Dr. Tiso sandte an Generalfeldmarschall Göring ein Telegramm, in dem er 
Adolf Hitler mitteilen läßt, daß der slowakische Staat sich dem Schutze des 
Reiches unterstelle. Dieses Telegramm wurde Hitler am folgenden Tag in Prag 
überreicht. (DD VIVi S. 9) 


* 


Die „Gazeta Polska“ begrüßte in einem Leitartikel unter der Überschrift „Es 
lebe die unabhängige Slowakei“ den neuen Staat und stellte fest, daß Polen seit 
Jahren das einzige Volk gewesen sei, das die slowakische Nationalbewegung un- 
eigennützig unterstüzte. 


* 


Botschafter Coulondre sprach am Mittag bei Staatssekretär Weizsäcker vor, um 
ihm den Protest seiner Regierung zur tschechoslowakischen Angelegenheit zu 
bringen. Der deutsche Einmarsch stünde im Widerspruch mit dem Münchner 
Abkommen. Herr v. Weizsäcker erwiderte ihm, daß das Abkommen zwei Elemente 
enthalten habe, nämlich die Bewahrung des Friedens und das französische Des- 
interessement an den Ostfragen. Er machte dem französischen Botschafter die 
Zwangsläufigkeit klar, die zu dem Abkommen mit der tschechischen Regierung 
geführt habe. Es sei für eine französische Demarche kein Anlaß vorhanden. 

(ADAP IV S. 238) 


* 


In Paris erklärte Außenminister Bonnet dem deutschen Botschafter, daß er unser 
Vorgehen in der Tschechei für einen schweren Schlag gegen die europäische 
Friedensfreunde ansehe. Es sei die konsultative Abrede vom 6. Dezember nicht 
beachtet worden. Der deutsche Botschafter machte ihm hiergegen klar, daß die 
konsultative Abrede deshalb keine Anwendung finden könne, weil es sich nicht 
um einen europäischen Konflikt, sondern um ein durch die innere Zersetzung 
der Tschechei bedingtes, mit deren Einwilligung erfolgtes, Eingreifen handle, bei 
dem Eile geboten gewesen sei. (ADAP IV S. 245) 


* 


Der englische Botschafter Henderson ließ dem Reichsaußenminister die ihm 
am Vorabend zugegangene Note überreichen. (ADAP IV S. 239) 
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Botschafter v. Dirksen teilt aus London mit, daß er Außenminister Halifax 
unter Zusatz der vorgeschriebenen Bemerkungen das Abkommen mit Dr. Hacha 
übergeben habe. Halifax habe seinem Bedauern Ausdruck gegeben, daß die Ereig- 
nisse der letzten Tage neue Unruhen und Erschütterungen verursacht und den 
beginnenden Prozeß einer allgemeinen Beruhigung unterbrochen hätten..... Es 
sei jetzt auch vorläufig nicht möglich, den Besuch des Handelsministers Stanley 
in Berlin durchzuführen und zu einer Regelung allgemein-wirtschaftlicher Fragen 
zu kommen. Er, v. Dirksen, habe Halifax erwidert, daß die in München ver- 
suchte Lösung durch das verfassungswidrige Vorgehen der Prager Regierung 
gegen die Slowakei in Frage gestellt worden seı und daß kein Zusammenhang 
zwischen diesen Ereignissen und den deutsch-englischen Wirtschaftsbeziehungen 
bestünde. Dirksen schließt damit, daß die allgemein herrschende Stimmung sich 
dahin kennzeichnen lasse, daß ein Gefühl unterdrückter Wut empfunden werde, 
während nach außen hin eine bewußte Mäßigung zur Schau getragen würde. 


(ADAP IV S. 245) 
* 


Der englische Botschafter teilte im Auftrag seiner Regierung mit, daß in Hin- 
sicht auf die gegenwärtigen Zustände der Besuch des Handelsministers Stanley 
unzeitig sei und daher verschoben werden müsse. Das gelte auch für die geplanten 
Veranstaltungen. (ADAP IV S. 372) 

Der Auftrag hierzu war ihm schon um 13 Uhr telefonisch vom Foreign Office 
erteilt worden, damit er ihn vor der Verkündung im Unterhaus durch Chamber- 
lain ausführen könne. (DBFP IV Nr. 266) 


* 


Henderson sandte an Lord Halifax folgenden Brief mit seiner Stellungnahme 
zur Protektoratslösung. (DBFP IV Anhang I (8) $S. 595) 


„Wundern Sie sich, daß ich Berlin als einen seelen-opfernden Job betrachte? 
Hitler hat wieder geradewegs die Fassung verloren. Es ist alles sehr unerwartet 
gekommen — selbst für die Deutschen, und Göring, der zweifellos zu seinem 
großen Widerwillen zurückgerufen wurde, wäre niemals erlaubt worden sein 
fortzureisen, wenn irgendein solcher Schritt beabsichtigt worden wäre. Aber 
Hitler ist ein Meister darin, die Ereignisse zu seinem eigenen Vorteil zu wenden, 
und der militärische Streich der Tschechen in Preßburg gab ihm die günstige 
Gelegenheit. Und die Extremisten haben wieder den Sieg davongetragen, und alles 
was man hoffen kann, ist, daß sie es am Ende bedauern werden. Was mich mehr 
als alles andere bedrängt ist die Handhabe, die es den Kritikern an München 
geben wird. Nicht, daß ich nicht stets erkannt habe, daß die vollständige Unter- 
werfung der Tschechen unter Deutschland unvermeidlich war. Ich erkannte das und 
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das ist ein Grund, warum all das Geschwätz über Holland, die Schweiz und die 
Ukraine mich ärgerte. Es wendete die Sinne der Leute von den wirklichen Zielen 
ab und war, so glaube ich, weitgehend von den extremen Nazis für gerade diesen 
Zweck ausgestreut. Aber ich sah nicht die blitzartige Wendung voraus, die die 
Ereignisse nehmen würden — allerdings, wie ich zu meiner Rechtfertigung sagen 
darf, sah das auch niemand anders voraus. Und ich bin heute neugierig, was 
Mussolini von dem ganzen denkt. Der einzige gute Punkt ist wahrscheinlich 


nach seiner Meinung, daß es den Polen und Ungarn eine gemeinsame Grenze 
geben wird. 


Ich war gestern abend sehr unangenehm überrascht als ich hörte, daß Präsident 
Hacha auf dem Wege nach Berlin war. Warum er selbst kam, kann ich mir nicht 
denken. Aber ich darf wohl sagen, es war schließlich das Beste, da Hitler sich ent- 
schlossen hatte, zu äußersten Maßnahmen zu schreiten, und daß der Präsident 
selbst die Erklärung in einem Sinne unterzeichnete, die uns von einer Position 
ausließ, die hoffnungslos war. Ich nehme an, Sie werden mit der franz. Regierung 
die Frage der Zurückziehung der Botschafter erwägen. Ich sprach hierüber heute 
morgen mit meinem französischen Kollegen. Er war gegen diese Idee und zwar 
aus dem Grund, daß das Italiens Spiel spielen würde. Ich weiß nicht, was zu denken 
ist. Die Aufgabe des Stanley-Hudson-Besuchs — die ich selbstverständlich an- 
nehme — gibt uns eine gute Gelegenheit eines sofortigen Zeichens des Mißfallens, 
und möglicherweise ist es das beste, zu warten und zu sehen, wie die Dinge sich 
entwickeln. Es war zweifellos Wiens Aufgabe, mit dem Manöver zu beginnen, 
und da sie erfolgreich war, hat Hitler sie für seine Zwecke benutzt. 


Vor ein paar Tagen sagte ich zu einem aus meinem Stab, daß ich mir nicht 
sicher wäre, ob Newton oder ich unsere Stellung verlieren würden oder wir beide. 
Ich erwarte, die Deutschen werden den ersteren auf jeden Fall loswerden wollen. 
Wenn sie es tun, dann mag der letztere auch folgen. Wir können nicht gegen 
Deutschland Krieg führen deswegen, aber wir können die Beziehungen auf ein 
Minimum reduzieren: und ich bin von Herzen dafür.“ 


%* 


Der englische Botschafter in Paris berichtet Außenminister Halifax, daß Bonnet 
seine Meinung aufrechterhalte, daß man in dieser Angelegenheit ohnehin nicht 
intervenieren könne. Aber er sei sehr beunruhigt von der unnötigen Nazi- 
brutalität und deren gängstergleichen Methoden. Großbritannien und Frankreich 
müßten ihre Aufrüstung so schnell und intensiv wie möglich fortsetzen und ihre 
enge Verbindung wäre wichtiger denn je. Er halte es für wahrscheinlich, daß 
Rumänien der nächste Gang im Nazi-Menü sei. (DBFP IV Nr 270) 


* 
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In einer Unterhaltung mit dem französischen Botschafter Corbin sagte Halifax, 
der eine Vorteil wäre der, daß die deutsche Aktion der etwas unangenehmen Ver- 
pflichtung einer Garantie, in die England und Frankreich verwickelt waren, ein 
natürliches Ende gebracht hätte. Corbin stimmte dieser Auffassung bei und führte 
noch aus, daß das hauptsächliche und unmittelbare Interesse der französischen 
Regierung nunmehr darin bestünde, die Auswirkung der Ereignisse auf die 
italienische Politik zu beobachten. (DBFP IV Nr. 280) 


* 


Ministerpräsident Chamberlain gab zu den Ereignissen in der Tschechoslowakei 
eine Erklärung im Unterhaus ab, über die Botschafter von Dirksen berichtete: 
(DB Nr. 10) 


* 


Die „Times“ schrieb, daß für England keine militärische Verpflichtung und 
daher kein Anlaß zum Eingreifen bestünde, die „Daily Mail“: „Das alles geht 
England nichts an!“ 

Der Abgeordnete Sir Archibald Southby sagte in der Debatte: „Die Tsche- 
choslowakei brach zusammen, weil sie zusammenbrechen mußte, und sie brach von 
innen her zusammen.“ 

Der frühere Außenminister Eden forderte: 

„Wir sollten mit allen Nationen, wo sie auch liegen, und wer sie auch sind, die 
gleichen Geistes mit uns sind, unsere Politik besprechen und auch wie weit wir mit 
ihnen gehen wollen. Sobald wir darüber Beschluß gefaßt haben, müssen wir mit 
ihnen militärische Pläne aufstellen, um unsern Beschluß zu bekräftigen. Es gibt 
Zeiten, in denen eine große Nation große Entschlüsse fassen muß, und ich glaube, 
daß eine solche Zeit jetzt angebrochen ist.“ 


* 


Der italienische Botschafter wurde am Vormittag und Nachmittag von Staats- 
sekretär Weizsäcker über die Vorgänge unterrichtet. Adolf Hitler läßt Mussolini 
durch den Prinzen Philipp von Hessen eine Sonderbotschaft zukommen, daß er 
gehandelt habe, weil die Tschechen ihre Streitkräfte an den Grenzen nicht demo- 
bilisierten, weiterhin ihre Beziehungen zu Rußland aufrechterhielten und weil 
sie die Deutschen mißhandelten. (ADAP IV S. 513) 


* 


Im Ciano-Tagebuch lesen wir: „Es ist unnütz, sich darüber täuschen zu wollen, 
daß all dies das italienische Volk besorgt macht und demütigt. Es ist notwendig, 
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ihm eine Genugtuung und eine Gegenleistung zu verschaffen: Albanien. Ich 
spreche darüber mit dem Duce, dem ich auch meine Überzeugung bekunde, daß wir 
jetzt weder örtliche Schwierigkeiten noch ernsthafte internationale Entwicklungen 
bei unserem Vorstoß finden werden.“ 

Ferner am späten Nachmittag: „Der Duce spricht noch von der Möglichkeit eines 
Schlages in Albanien, bleibt aber unentschlossen. Nach seiner Ansicht könnte auch 
die Besetzung Albaniens in der Meinung der Welt kein Gegengewicht bilden gegen 
die Einverleibung eines der reichsten Länder, wie es Böhmen ist, ins Reich.“ 


%* 


Aus Memel wird berichtet: 

Unter dem Eindruck des deutschen Einmarsches ın die Tschechoslowakei hißte 
die deutsche Bevölkerung des Memelgebietes spontan Hakenkreuzfahnen. Zwi- 
schenfälle hätten sich nicht ereignet, obwohl die Stimmung der Bevölkerung 
erregt sei, daß bei der geringsten litauischen Provokation mit schweren Zusammen- 
stößen gerechnet werden müsse. (ADAP VS. 431) 

Dr. Neumann, der Führer der Memeldeutschen, gab im Landtag vor den 
memeldeutschen Abgeordneten eine Erklärung über die Lage des Memeldeutsch- 
tums ab, worauf ihm die Vollmacht erteilt wurde, im Namen der Memeldeutschen 
Erklärungen abzugeben und erforderliche Maßnahmen zu treffen. 

(ADAP V S. 432) 

Dr. Neumann unterrichtete am Nachmittag die Abgeordneten und Direkto- 
riumsmitglieder über die völlige Ergebnislosigkeit seiner Unterredung mit dem 
Landespräsidenten und Gouverneur und erklärte, daß diese Tatsache die Memel- 
deutschen zum Handeln zwinge. (ADAP V S. 434) 


%* 


Gegenteilige Darstellungen über den Empfang Hachas 


Über den Empfang Hachas durch Hitler wurden natürlich in der gegen Deutsch- 
land eingestellten Presse tollste Greuelmärchen verbreitet, die im Nürnberger 
Prozeß wieder aufgewärmt wurden. 

Sie gingen in der Hauptsache vom französischen Botschafter Coulondre aus, der 
am 17. März 1939 seiner Regierung Bericht erstattete. (DB Nr. 11) 
Inwieweit die Einzelheiten dieses Romans von den Tatsachen abweichen, können 
die Leser an Hand der geschilderten Vorgänge selbst beurteilen. Coulondre 
schreibt in seinen Memoiren: (Coulondre, S. 373) 


„Diese dramatische Szene wurde am gleichen Morgen meinem Botschafts- 
sekretär Dejean von einem Zeugen geschildert. Er war der Gesandtschaftsrat der 
tschechischen Gesandtschaft in Berlin, der seine Vorgesetzten in die Reichskanzlei 
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begleitet hatte.“ Das ist unmöglich, weil einmal der betr. Gesandtschaftsrat bei 
den Unterredungen überhaupt nicht dabei war und sich damals angesichts der 
nunmehrigen Machtverschiebung gehütet haben dürfte, solche Behauptungen selbst 
dann aufzustellen, wenn sie wahr gewesen wären. In seinem Buche selbst gibt 
Coulondre eine von diesem Bericht stark abweichende Darstellung. 


* 


Der ehemalige Vorstand der Kanzlei Dr. Hachas soll nach dem Kriege vor 
einer tschechischen Untersuchungskommission zu Protokoll gegeben haben: 

„Dr. Popelka sagte aus, daß er über die Unterredung zwischen Hitler und Hacha 
in der Nacht vom 14. auf den 15. März 1939 aus einem Schriftstück erfahren 
hatte, welches Dr. Hacha selbst verfassen ließ und eigenhändig unterschrieb. 
Dieses Schriftstück wurde als Geheimdokument in einem besonderen Schrank auf- 
bewahrt. Dr. Popelka als Vorstand der Präsidentenkanzlei hatte Zutritt zu diesem 
Schrank und hat das Dokument gelesen. Er erinnert sich gelesen zu haben, daß 
Hacha auf den Besuch bei Hitler bis 2 Uhr in der Nacht warten mußte. Das 
Zimmer, wo er empfangen wurde, war mit blendendem Licht beleuchtet. Hitler 
war umgeben von einer großen Anzahl von Militärs. Hacha reproduziert in dem 
Schriftstück einen Ausspruch Görings des Inhalts, daß, wenn Hacha nicht die 
Bedingungen akzeptiere, die ihm bezüglich der Besetzung von Böhmen und 
Mähren vorgelegt wurden, er, Göring, Prag von der Luft aus angreifen und voll- 
kommen vernichten werde, um England und Frankreich ein warnendes Beispiel zu 
geben, damit diese Staaten sehen, was mit ihren Städten geschehen würde, wenn 
sie sich in den Krieg einlassen. Hacha begann die Unterredung mit Hitler mit der 
slowakischen Frage. Hitler reagierte nicht darauf und antwortete Hacha, daß er 
bereits den Befehl gegeben habe, daß deutsche Truppen um 6 Uhr in der Frühe 
des 15. März Böhmen und Mähren besetzen. Hitler legte dann die Bedingungen 
vor, die Hacha akzeptieren solle, Hacha machte Einwendungen. Das half aber 
nichts. Aus dem Schriftstück Dr. Hachas war ersichtlich, daß er zur Unterschrift 
des Dokuments über den deutschen Schutz gezwungen wurde, daß er um den 
Schutz nicht freiwillig ersuchte und das Dokument unter einem psychischen Druck 
unterschrieb. D. Popelka fuhr fort: „In dem Schriftstück, wie ich mich erinnere, 
stand, daß Dr. Hacha während seines Besuches bei Hitler geistig so aufgeregt war, 
daß er einen Anfall bekam und der anwesende Leibarzt Hitlers ihm Injektionen 
gab. Aus dem Schriftstück und aus späteren Bemerkungen, die Hacha vor mir 
machte, habe ich den Eindruck, daß auf Dr. Hacha von Hitler und Göring mittels 
Drohungen gegen das tschechische Volk ein Druck ausgeübt wurde und daß ihm 
nicht die Zeit gegeben wurde, die Sache zu überlegen oder sich mit den Regie- 
rungsfaktoren ordentlich zu beraten.“ 

Dieses „Protokoll“, das in Nürnberg als Dokument PS Nr. 3061 (IMT XXXIL, 
S. 15 ff.) zur Grundlage der Entscheidung gemacht wurde, spricht für sich. Ein 
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Dritter, der Vernehmende, behauptet, daß Dr. Popelka ausgesagt habe, er könne 
sich erinnern, daß Hacha in einem besonderen Schrank seiner Kanzlei eine solche 
Niederschrift des Empfangs niedergelegt habe, und diese habe er lesen können. 
So dumm also soll der lebenserfahrene Jurist Hacha gewesen sein, daß er das 
Dokument in einem Schrank aufbewahrte, der in nächster Nähe der SS stand, und 
zu dem jederzeit ein Beamter die Möglichkeit der Einsicht hatte. Wozu soll er 
überhaupt eine solche Niederschrift verfaßt haben? Warum wurde im Prozeß die 
Niederschrift nicht vorgelegt? 

Die zweite Aussage des politischen Referenten Dr. Josef Kliment, der mit in 
Berlin, aber auch nicht bei der Unterredung anwesend war, ist von gleicher 
Qualität, so daß man sich die Wiedergabe ersparen kann. Auch was die Tochter 
Hachas ausgesagt haben soll, ist nicht ausreichend, um die falschen Behauptungen 
über den Verlauf des Empfangs zu stützen. 


* 


Als deutscher Ohrenzeuge schreibt Staatssekretär v. Weizsäcker in seinen Erinne- 
rungen: (Weizsäcker S. 217) 

„Die politische Lage eines Landesaber under auf Hacha lastende militärische Druck 
waren hinreichend, um ihm die Reise nach Berlin nahezulegen und um ihm das als 
geringstes Übel hinzustellen, was er dann unterschrieb. Ich war beim ersten Teil 
des Gesprächs Ohrenzeuge. Ich sah, wie Hacha schon beim Eintreten eine be- 
dauernswerte Figur machte und hörte, wie er von vornherein zu ganz großen 
Konzessionen sich bereit erklärte. Die psychologische Einwirkung von Hitler, der 
das Gespräch in raffinierter Mischung von Drohungen und Lockungen führte, und 
spätere militärische Erpressung durch Göring taten das übrige zur Unterschrift.“ 


* 


Der ehemalige Staatsminister Otto Meißner sagte in Nürnberg demgegenüber 
unter Eid aus: (WStPr Fall XI. Prot. Bd 14 $. 4662) 

„Dieser Teil der Unterhaltung, von dem ich sprach, hat sich in durchaus höf- 
lichen Formen abgespielt. Nach dieser habe ich mich entfernt. ..... Die Bespre- 
chungen lösten sich dann in einer Reihe von Einzelbesprechungen auf, in denen 
Göring, Ribbentrop, Keitel..... teilnahmen. Es wurde dann noch einmal mit 
Prag telefoniert. Es trat dann eine Pause ein, weil Dr. Hacha, ein älterer Herr, 
etwas erschöpft war und schließlich trat wieder ein größerer Kreis im Arbeits- 
zimmer Hitlers zusammen. Erst dann habe ich mit einem Teil der anderen Herren 
wieder das Arbeitszimmer Hitlers betreten, wo ein Vertrag unterzeichnet wurde. 
Auch hier entwickelte sich dann eine längere Unterhaltung. Ich habe aber niemals 
gehört, daß Hacha, sei es von Hitler, sei es von Göring oder Ribbentrop, gedroht 
oder unter starken Druck gesetzt worden sei. Ich hatte vielmehr auch in der 
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Schlußunterhaltung den Eindruck, daß Hacha zwar zwangsläufig unter dem 
Druck der politischen Lage seines Landes und der Abspaltungs- und Selbständig- 
keitserklärung der Slowakei, aber doch immer aus freiem Entschluß gehandelt 
hatte. Ich erinnere mich auch aus dieser Unterhaltung, daß er sagte, daß die 
Tschechen ihre besten und glücklichsten Jahre oder Jahrhunderte in der Zeit 
erlebt hätten, als ihr Land mit dem Deutschen Reich verbunden war und daß 
er hoffe, daß nun in der engen Verbindung der Tschechei mit dem neuen Groß- 
deutschen Reich eine neue gute Entwicklung für sein Land käme. Und ich weiß 
noch bestimmt, daß er am Schluß, als er das Protokoll, die Abmachung, deren 
Inhalt ich damals nicht kannte, unterschrieb, sagte, man werde ihn wegen dieses 
Vertrages in manchen Kreisen seines Volkes scharf anfeinden, aber in der Zukunft 
werde man sicher anerkennen, daß er mit diesem Besuche dem Land einen guten 
Dienst geleistet habe. Ich habe also bei dieser ganzen Konferenz, bei der ich 
anwesend war, nichts gemerkt davon, daß Hacha unter eine Bedrohung oder 
unter einen Druck gesetzt worden sei.“ 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop sagte im Nürnberger Prozeß zu den 
Beschuldigungen wegen des, auf Hachas ausgeübten Druckes aus: 

(IMT Bd. X S. 393 ff) 

Sir David Maxwell-Fyfe: Erinnern Sie sich an Hitlers Worte, daß die deutschen 
Truppen um 6.00 Uhr morgens einmarschieren würden? Er schämte sich fast, zu 
sagen, daß auf jedes tschechische Bataillon eine deutsche Division komme? 

von Ribbentrop: Das ist möglich, daß so was gesagt worden ist. An Einzelheiten 
entsinne ich mich nicht. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Falls derartige Dinge gesagt wurden, stimmen Sie mir 
dann bei, daß auf Präsident Hacha ein ganz unerträglicher Druck ausgeübt wurde? 

von Ribbentrop: Zweifellos hat Hitler eine sehr klare Sprache geführt. Aber 
ich muß dazu sagen, daß der Präsident Hacha seinerseits nach Berlin gekommen 
war, um auch mit Hitler eine Lösung zu finden. Er war überrascht, daß der Ein- 
marsch der Truppen erfolgen sollte. Das weiß ich und dessen entsinne ich mich 
genau. Aber er hat sich dann damit einverstanden erklärt und sich dann mit 
seiner eigenen Regierung und seinem Generalstab in Verbindung gesetzt, daß den 
deutschen Truppen kein feindlicher Empfang zuteil würde. Das von mir skizzierte 
Abkommen hat er dann mit Hitler und dem Außenminister der Tschechoslowakei 
und mir vollzogen. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Stimmen Sie mir darin bei, daß dieses Abkommen 
durch Androhung einer Angriffsaktion seitens der deutschen Armee und Luft- 
waffe zustande gekommen ist? 

von Ribbentrop: Es ist sicher, da der Führer dem Präsidenten Hacha gesagt 
har, daß die deutsche Armee einmarschieren würde, daß natürlich unter diesem 
Eindruck dieses Dokument geschrieben worden ist; das ist richtig. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Glauben Sie nicht, daß Sie wenigstens eine meiner 
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Fragen direkt beantworten könnten? Ich wiederhole meine Frage: Stimmen Sie mir 

bei, daß jenes Dokument durch unerträglichen Druck und Androhung eines An- 

griffs zustande gekommen ist? Das ist eine einfache Frage. Stimmen Sie mir bei? 
von Ribbentrop: So nicht, nein. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Welchen weiteren Druck könnten Sie auf das Ober- 
haupt eines Staates ausüben, außer ihm zu drohen, daß Ihre Armee in über- 
wältigender Stärke einmarschieren und Ihre Luftwaffe seine Hauptstadt bombar- 
dieren würde? 

von Ribbentrop: Krieg, zum Beispiel. 

Sir David Maxwell-Feyfe: Was ist denn das anderes als Krieg? Sehen Sie es nicht 
als Krieg an, wenn die Armee im Stärkeverhältnis von einer Division gegen ein 
Bataillon einmarschieren und die Luftwaffe Prag bombardieren würde? 

von Ribbentrop: Präsident Hacha hatte dem Führer erklärt, daß er das Schicksal 
seines Landes in die Hände des Führers lege und der Führer hat.... 

Sir David Maxwell-Fyfe: Ich möchte, daß Sie meine Frage beantworten. Meine 
Frage ist äußerst einfach, und ich möchte, daß Sie sie beantworten. Sie haben uns 
erklärt, daß das Abkommen zustande kam, nachdem jene Drohungen ausge- 
sprochen wurden. 

von Ribbentrop: Nein, das habe nicht gesagt. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Jawohl, das sagten Sie vor einem Augenblick. 

von Ribbentrop: Nein. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Ich sagte, daß dieses Abkommen durch Androhung 
von Krieg zustande kam, Stimmt das? 

von Ribbentrop: Ich glaube, daß diese Drohung unvergleichlich viel geringer 
ist, als die Drohungen, unter denen Deutschland jahrelang durch den Versailler 
Vertrag und seine Sanktionen gestanden hat. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Wollen Sie nunmehr, ohne Vergleiche zu stellen, meine 
Frage beantworten? Stimmen Sie mir darin bei, daß diese Zustimmung durch 
Androhung von Krieg erreicht wurde? 

von Ribbentrop: Sie ist erfolgt unter dem Druck, und zwar unter dem Druck 
des Einmarsches in die — nach Prag, da ist kein Zweifel. Aber entscheidend bei 
der ganzen Sache war, daß der Führer dem Präsidenten Hacha die Gründe aus- 
einandergesetzt hat, warum er dies tun müßte und Hacha hat zum Schluß sich 
absolut einverstanden erklärt, nachdem er mit seiner Regierung und seinem 
Generalstab sich in Verbindung gesetzt hat und deren Auffassung gehört hat. 
Allerdings, das ist absolut richtig, der Führer war entschlossen, diese Frage unter 
allen Umständen zu lösen. Der Grund war der, daß der Führer der Auffassung 
war, daß hier in der restlichen Tschechei gegen das Deutsche Reich konspiriert 
wurde. Reichsmarschall Göring hat bereits erklärt, daß dort die russische Kom- 
missionen auf Flugplätzen der Tschechei gewesen sein sollen. Also der Führer hat 
dies getan, weil er glaubte, im höchsten Interesse und Schutze des Deutschen 
Reiches dies tun zu müssen. Ich darf einen Vergleich heranziehen: Zum Beispiel, 
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Präsident Roosevelt hat ein Interesse an der westlichen Hemisphäre erklärt, Eng- 
land hat seine Interessen über den gesamten Erdball ausgedehnt. Ich glaube, daß 
dieses Rauminteresse, das der Führer an dem tschechischen Restraum gezeigt hat, 
für eine Großmacht an sich kein unbilliges ist, man mag über die Methode der 
Meinung sein, wie man will. Jedenfalls, eines ist sicher, daß diese Länder ohne 
Vergießen auch nur eines Tropfen Blutes besetzt worden sind. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Sie wurden besetzt, ohne daß auch nur ein Tropfen 
Blut vergossen wurde, weil Sie gedroht hatten, mit überwältigender Übermacht 
einzumarschieren und Prag zu bombardieren, falls sie nicht zustimmten, nicht 
wahr? 

von Ribbentrop: Nein, nicht weil wir mit einer Übermacht gedroht hatten, 
sondern weil vorher vereinbart worden war, daß die Deutschen ungehindert 
einmarschieren konnten. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Ich wiederhole: Die Vereinbarung kam jedoch zustande 
durch Ihre Drohung, einzumarschieren und Prag zu bombardieren, nicht wahr? 

von Ribbentrop: Ich habe Ihnen schon einmal erwidert, es war nicht so, sondern 
der Führer hat mit Präsidenten Hacha darüber gesprochen und hat ihm gesagt, 
daß er einmarschieren würde. Die Aussprache zwischen dem Staatspräsidenten 
Hacha und Reichmarschall Göring kenne ich nicht. Der Präsident hat dann das 
Abkommen unterschrieben, nachdem er sich mit seiner Regierung und seinem 
Generalstabschef in Prag telephonisch in Verbindung gesetzt hatte. Es ist kein 
Zweifel, daß die Persönlichkeit des Führers, seine Argumentation und letzten 
Endes auch der angekündigte Einmarsch der deutschen Truppen den Präsidenten 
Hacha veranlaßt hat, dieses Abkommen mit zu unterschreiben. 


Politische Begründungen für die Protektoratslösung 


Da die Verkündung des Protektorats ein besonders außergewöhnlicher Vorgang 
war, scheint es mir erforderlich, seine politischen Begründungen kennenzulernen: 
v. Ribbentrop antwortete auf die Frage seines Verteidigers, wie er zur Zeit der 
Inbesitznahme der Rest-Tschechoslowakei die europäische Situation gesehen habe: 
(IMT Bd. X S. 292 f) 


von Ribbentrop: Ich darf sagen, daß ich nach der Proklamation in Prag mit dem 
Führer eine Jange Aussprache hatte. Ich wies den Führer darauf hin, daß diese 
Besetzung natürlich erhebliche Rückwirkungen im englisch-französischen Lager 
haben würde. Ich darf in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daß in England 
die Kreise, die sich gegen Deutschland gestellt hatten, sehr stark angewachsen 
waren und geführt waren von sehr bedeutenden Persönlichkeiten. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang zurückkommen, oder kurz erwähnen, einen Vorfall noch 
zu meiner Botschafterzeit in London, als ich in der Botschaft einen Besuch von 
Mr. Winston Churchill hatte. Mr. Winston Churchill war damals nicht in der 
Regierung, und ich glaube auch nicht — es ist schon besprochen worden — der 


80 


15. März 1939 


Führer der Opposition, aber er war eine der bedeutendsten Persönlichkeiten in 
England. Ich legte besonderen Wert darauf, ihn irgendwie mit Adolf Hitler zu- 
sammenzubringen und hatte ihn deshalb in die Botschaft gebeten. Wir hatten 
eine vielstündige Aussprache, deren Einzelheiten ich mich noch sehr genau entsinne. 
Es würde zu weit führen, glaube ich, hier alle Einzelheiten dieser Aussprache anzu- 
führen, aber während bedeutende Männer, wie Lord Vansittart im Jahre 1936 
sehr viel... 


Vorsitzender: Dokumente mit Bezug auf Mr. Winston Churchill zu einer Zeit, 
zu der er nicht Regierungsmitglied war, sind vom Gerichtshof schon als unerheblich 
zurückgewiesen worden. Was er bei einer Unterhaltung dieser Art sagte, betrachtet 
der Gerichtshof ist absolut unerheblich und wünscht es nicht zu hören.*) 

von Ribbentrop: Ich habe schon gesagt, daß ich den Führer damals auf die 
Reaktion in England hingewiesen habe. Adolf Hitler erklärte mir die Notwendig- 
keit der Besetzung von Böhmen und Mähren vor allem mit historischen und 
strategischen Gründen. Ich entsinne mich, daß er in diesem Zusammenhang damals 
besonders den ehemaligen französischen Luftfahrtsminister Pierre Cot zitierte, der 
die Länder Böhmen und Mähren, die Tschechei, als das Flugzeugmutterschiff 
gegen Deutschland bezeichnet hatte. Ich glaube, es war Reichsmarschall Göring, 
der schon erwähnte, daß damals auch Nachrichten zu uns gekommen waren von 
russischen Fliegern oder russischen Kommissionen auf tschechischen Flugplätzen. 
Hitler sagte mir, er könne — auch dieser Worte entsinne ich mich genau — 
diesen feindlichen tschechischen Pfahl in unserem Fleische nicht dulden. Man 
könne mit den Tschechen schon gut auskommen, aber es wäre notwendig, daß 
Deutschland den Schutz dieser Länder in den Händen hatte. Er erwähnte damals 
Sowjetrußland als einen unübersehbaren Machtfaktor, verbünder mit der Tsche- 
choslowakei. Als ich auf England hinwies und die Reaktion, sagte er, daß 
England nicht in der Lage sei, den Schutz der Deutschen in der Tschechei zu über- 
nehmen. Im übrigen sei die tschechoslowakische Staatsstruktur zerfallen; die 
Slowakei sei selbständig geworden. Daher hielte er im allseitigen Interesse bei 
einem zukünftigen deutsch-englischen Verhältnis es für notwendig, daß die Länder 
Böhmen und Mähren in ein enges Verhältnis zum Reiche kämen. Das Protektorat 
schien ihm dafür die geeignete Form. 


Adolf Hitler sagte dann, für England sei es doch gänzlich unwichtig, und für 
Deutschland sei diese Frage absolut vital. Das ergebe sich durch einen Blick auf 
die Landkarte, so äußerte er sich wörtlich. Im übrigen sehe er nicht, wie diese 
Lösung die erstrebte deutsch-englische Zusammenarbeit stören könne. Hitler wies 
darauf hin — ich entsinne mich noch zufälligerweise der Zahl —, daß England 
doch ungefähr 600 Dominien, Protektorate und Kolonien habe und müsse das 
doch verstehen, daß man solche Probleme eben lösen müßte. 


Ich sagte ihm damals, Adolf Hitler, von den Schwierigkeiten, die Mr. Chamber- 
lain persönlich aus dem Vorgehen Deutschlands haben könnte, daß England dies 
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als einen Machtzuwachs Deutschlands betrachte und so weiter. Aber der Führer 
erklärte mir die ganze Frage mit den Gründen, die ich eben erwähnt habe. 
*) Was Ribbentrop hier nicht ausführen durfte, ist das, was Churchill bei dem 
Empfang in der Botschaft zu ihm sagte: „Wenn Deutschland zu stark wird, wird 
es wieder zerschlagen werden.“ Auf Ribbentrops Antwort, daß es dieses Mal nicht 
so leicht sein würde, da Deutschland Freunde habe: „Oh, wir bringen es ganz gut 
fertig, euere Freunde schließlich doch noch zu uns herüber zu ziehen.“ (Ribben- 
trop, Zwischen London und Moskau, S. 97) 

Folgendes zur Ergänzung dieser Aussage: 

Der amerkanische Historiker Frederic Sanborn in Entlarvte Heuchelei (S. 125): 

„Rußland hatte bereits 300 Kriegsflugzeuge an die Tschechen geliefert und 
außerdem standen mehrere Geschwader sowjetischer Flugzeuge auf tschechischen 
Flugplätzen bereit.“ Anmkg. 31 und 32 hierzu: Louis Fischer, Men und Politics, 
New York, $S. 556, 570.“ 


* 


Der französische Luftfahrtminister Pierre Cot schrieb am 14. Juli 1938 in der 
„News Chronicle“): „Den Staat brauchen wir, weil von diesem Staat aus die 
deutsche Wirtschaft, die deutsche Industrie am leichtesten mit Bomben zu zer- 
stören sind.“ 

Zur gleichen Zeit schrieb der bekannte Publizist Henri de Kerilles in der Epoque: 

„Die Tschechoslowakei ist in dem französischen Spiel eine wundervolle strate- 
gische Karte, die mit dem Auftreten der Luftwaffe einen beträchtlichen Wert ge- 
wonnen hat. Das böhmische Land mit seinen weiten Ebenen ist ein sehr geeigneter 
Ausgangspunkt für die Luftwaffe. Diese luftstrategisch günstige Lage Böhmens 
ändert wesentlich den Nachteil, der sich daraus ergibt, daß Paris nur 300 Kilo- 
meter von der OÖstgrenze, Berlin aber 600 Kilometer von der Westgrenze ent- 
fernt ist. Wenn der böhmische Ausgangspunkt zur Verfügung Frankreichs steht, 
so ist das alliierte Geschwader in der Lage, Deutschland ins Herz zu treffen. Man 
darf eben nicht vergessen, daß bei der Regelung der tschechoslowakischen Ange- 
legenheit die Sicherung Frankreichs auf dem Spiele steht. Böhmen hat für Frank- 
reich in Zentraleuropa, im Hinblick auf die Luftwaffe, den gleichen Wert wie die 
Malta für England im Mittelmeer. Eine frei verbündete Tschechoslowakei bedeutet 
nicht nur einen Unterstützungsfaktor, sondern auch ein Mittel, um die Wirksam- 
keit der französischen Streitkräfte zu verzehnfachen und auf diese Weise das 
erforderliche Gleichgewicht zwischen Deutschland und Frankreich wiederherzu- 
stellen (!). Wenn die Tschechoslowakei sich bereit erklärt, sich neutral zu verhalten, 
dann wird der Friede heute vielleicht gerettet, man verheimlicht sich jedoch nicht, 
daß sich daraus eine fühlbare Schwächung des französischen Militärpotentials und 
der französischen Sicherheit ergibt.“ 

(Friedrich Klein, Wer trieb Frankreich in den Krieg, S. 39) 
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Zur Klärung des Problems scheint auch das beachtlich, was Hitler in einem 
Tischgespräch am 20. 5. 1942 ausgeführt haben soll: 

(Henry Picker, Hitlers Tischgespräche S. 90 f. I. Ausgabe) 

„Bei der Tschechoslowakei habe es sich eben nicht um ein innerlich zu einem 
selbständigen Staat gewordenes Gebilde gehandelt, sie sei vielmehr über die 
kulturelle Anlehnung an deutsche Vorbilder hinaus auch in ihrem Wesen ein alter 
österreichischer Nationalitätenstaat geblieben. Sonst hätten tschechische Offiziere 
nicht unmittelbar nach unserem Einmarsch und unserer Übernahme der tschechi- 
schen Waffen-Bestände uns ihre Dienste anbieten können. 

Sonst hätte auch Hacha nicht wie ein alter österreichischer Beamter die Ge- 
schichte der Tschechoslowakei empfunden und aus innerster Überzeugung den 
Weg zu ihm, Hitler, gefunden. Sonst wäre auch unser Einmarsch nicht nur vom 
Weinen, sondern auch von feindlichen Reaktionen der Tschechen begleitet ge- 
wesen und der Übergabebefehl nicht binnen dreiviertel Stunden bis zur kleinsten 
tschechischen Dienststelle durchgegeben worden. Lediglich die Jugend könne dort 
als im Sinne des Pan-Slavismus fanatisiert angesehen werden und habe damals 
anders gedacht.“ 


* 


Sir Nevile Henderson schreibt in seinen Erinnerungen: 

(Fehlschlag einer Mission, $. 197) 

„Der Umschwung der Stimmung im Ausland, namentlich in den Vereinigten 
Staaten, wohin Dr. Benesch geflüchtet war, hatte zudem eine wichtige Folge. Sie 
ermutigte die antideutschen Kreise in der Tschechoslowakei, die von den Deut- 
schen gern als „Beneschisten“ bezeichnet wurden, ihr Haupt von neuem zu 
erheben und die auf Versöhnung und freundlichere Beziehungen zu Deutschland 
gerichteten Bemühungen Dr. Hachas und Herrn Chvalkowskys zu hemmen. 
Gerade die Feindseligkeit dieser Kreise war es, die Hitler zum Vorwand nahm, 
um ein paar Monate später den Rest der Kirsche zu schlucken, von der er in 
München nur eine Hälfte abgebissen hatte.“ 

Da kaum anzunehmen ist, daß Hitler eine Kirsche fertig essen konnte, die er 
schon vor Monaten angebissen hatte, möchte ich ein besseres Beispiel für den 
Vorgang wählen: 

Adolf Hitler wollte den reifen Apfel, der bei Beginn des Sturmes noch auf dem 
Baume hing, der auf uraltem Reichsboden stand, nicht in den falschen Garten 
fallen lassen. 


* 


Donnerstag, den 16. März 1939 


Auf dem Hradschin in Prag unterzeichnete Adolf Hitler den Erlaß über die Pro- 
klamation des Protektorates Böhmen und Mähren. (DB Nr. 12) 
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Der slowakischen Regierung telegraphierte er, daß er den Schutz der Slowakei 
übernehme. (DD Bd. VIV1 S. 9) 

Anschließend verließ er Prag und fuhr durch Mähren nach Brünn, wo ihm die 
deutsche Bevölkerung huldigte. 


* 


Karl Heinz Abshagen, der Biograph von Canaris schreibt: 
(Karl Heinz Abshagen, Canaris, $. 194) 


„Canaris war am 16. März selber in Prag, um dort bei der Übernahme des 
sogenannten II. Büros des tschechoslowakischen Generalstabs (das war wie in Frank- 
reich die Bezeichnung für den geheimen Meldedienst) zugegen zu sein. Er befand 
sich in Begleitung von zwei ehemaligen österreichischen Generalstabsoffizieren, 
von denen der eine als letzter österreichischer Militärattache in Prag Dienst getan 
hatte. Die Fahrt ging im Auto bei Zinnwald über das verschneite Gebirge nach 
Böhmen. Während der Fahrt stellten Canaris und seine Begleiter verschiedentlich 
Mängel in der Motorisierung der einmarschierenden deutschen Truppen fest. Cana- 
ris war in schlechter Stimmung. Er ließ sich wiederholt abfällig darüber aus, daß 
die Tschechen Hitler keinen Widerstand geleistet hätten.“ 


* 


Der ehemalige Präsident der Tschechoslowakei Eduard Benesch erließ von seinem 
Exil aus einen Aufruf, in dem es u. a. heißt: 

„Aber ihr Tschechen und Slowaken der ganzen Welt, die ihr noch frei geblie- 
ben seid, denkt daran, daß der Kampf für ein freies, menschliches Dasein und ein 
freies Volk in der Tschechoslowakei nicht zu Ende ist. Dieser Kampf wird nichr 
aufhören, solange ein freies Mitteleuropa und ein freies Land der Tschechen und 
Slowaken nicht wieder aufgerichtet ist. Alle freien Tschechen und Slowaken werden 
aufgerufen, den Idealen Thomas Masaryks zu folgen, wie sie es während und 
nach dem Weltkriege getan haben. In diesem Geiste der Einigkeit und Gemeinschaft 
werden sie für die künftige Freiheit kämpfen.“ 


(Die Zukunft, Paris Nr. 12, S. 2) 


* 
Am späten Abend hielt Dr. Hacha eine Rundfunkansprache an das tschechische 
Volk, in der er seine Zusammenkunft mit Hitler schilderte und auf die einzelnen 


Punkte des geschlossenen Abkommens einging. Er forderte die tschechische Be- 
völkerung auf, Ruhe und Ordnung zu bewahren. (Buckreis 1939, S. 69) 


* 
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Botschafter v. Moltke teilte dem Auswärtigen Amt mit, daß sich der polnische 
Außenminister mit Befriedigung über die erlangte slowakische Selbständigkeit 
geäußert und die Anerkennung ausgesprochen habe. (ADAP VI S. 4) 


* 


Der deutsche Generalkonsul berichtete aus Danzig, daß die endgültige Beilegung 
des Konfliktes zwischen den deutschen und den polnischen Studenten nunmehr 
binnen kurzem zu erwarten sei. Bei der Protokollierung hätten die beiden polni- 
schen Herren erklärt, Warschau habe die Angelegenheit außerordentlich ernst ge- 
sehen. Es habe nur noch ein Fünkchen gefehlt, um eine militärische Aktion gegen 
Danzig und damit eine Auseinandersetzung zwischen Deutschland und Polen 
herbeizuführen. (DWB I Nr. 196) 


* 


„Andererseits entgeht niemand das Erwachen der deutschfeindlichen Stimmung 
unter den Polen verschiedensten Gesellschaftsklassen und Kreise“ bemerkt in 
einem Bericht der französische Botschafter in Warschau. (FGB Nr. 75) 


* 


In seinem großen Bericht gibt der französische Botschafter Coulondre eine von 
unzutreffenden Behauptungen und Phrasen strotzende Darstellung. Darin heißt 
es u.a: 

„Die Münchner Abkommen waren im Grunde genommen für die nationalsozia- 
listische Führung nur ein Mittel, um die Tschechoslowakei vor ihrer Annektierung 
zu entwaffnen. Vielleicht würde man mit der Behauptung, der Führer habe schon 
seit München diesen Schachzug geplant, zu weit gehen. Soviel steht jedenfalls fest, 
das Reich hat sich durch die, trotz seiner Eigenschaft als Unterzeichneter des Sep- 
tember-Abkommens, unter dem Druck seiner Armeen erfolgte Annektion Böhmens 
und Mährens eines Vertrauensbruches, ja eines schändlichen Verrates gegenüber den 
mitunterzeichneten Staaten und insbesondere der tschechischen Regierung gegen- 
über schuldig gemacht, welche letztere, im Vertrauen auf das Wort der Groß- 
mächte, sich mit der Abtretung des Sudetenlandes abgefunden hatte.“ 

(FGB Nr. 73) 

In dem gleichen Bericht erwähnt er einen Brief, in dem er über seine Auffassun- 
gen von den Rückwirkungen berichtet und dessen Inhalt für uns viel wichtiger ist. 

Sein Außenminister Bonnet überläßt uns in seinem Buche (Bonnet, S. 189) den 
Text des Briefes: 

„Sehr verehrter Herr Minister! 

Die jüngsten Ereignisse werden die Politik der Entspannung, deren Verwirk- 
lichung Sie sich nach München in so richtiger Weise gewidmet haben, sehr 
schwierig machen. Mehr noch als die Zerstückelung der Tschechoslowakei, über 
deren Ursachen man streiten kann, zeigt die mehr oder minder getarnte Annexion 
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Böhmens und Mährens durch Deutschland fünf Monate nach den Abkommen vom 
29. September leider wieder einmal, wie fragwürdig die Verpflichtungen sind, die 
das Reich eingeht. 

Ich glaube wir müssen alles Notwendige tun, um wenigstens Zeit zu gewinnen. 
Doch dürfen wir uns nicht verhehlen, daß dies immer schwieriger wird. Einerseits 
reizen die wiederholten Erfolge das Dritte Reich, seine Forderungen zu über- 
stürzen. Die Frage der Kolonien könnte viel eher auftauchen, als man bisher 
glaubte. Andererseits macht die französisch-britische Wiederaufrüstung offenkundig 
den führenden Nationalsozialisten immer mehr Sorge. Und dies ist meiner Meinung 
nach der wesentliche Punkt. 


Es ist nötig, auszuhalten und mit allen Mitteln Zeit zu gewinnen, bis unsere 
Aufrüstung durchgeführt ist. Doch ist es auch notwendig, daß diese sich in kür- 
zester Zeit vollzieht. Kann die Regierung zur Abkürzung dieser Zeitspanne nicht 
im Kriegstempo rüsten, wie Deutschland es tut, wo man Tag und Nacht in drei 
Schichten zu acht Stunden in den Rüstungsbetrieben arbeitet? 


Ich glaube, daß die Eroberungspolitik, in die sich Deutschland gestürzt hat, 
allmählich die Nationen, die leben wollen, gegen es aufbringt und an unsere Seite 
führen muß. Doch ist es auch nötig, daß diese genügend Vertrauen in unsere 
Kraft haben. Heute liegt alles in diesem Wort beschlossen, unser Wohl einbe- 
griffen. 

Genehmigen Sie, sehr verehrter Herr Minister, die ehrerbietige Versicherung 
meiner aufrichtigen Verbundenheit.“ 

Herr Coulondre, der in einer Anmerkung seines Buches (Coulondre, $. 376) be- 
hauptet, daß er die Vorbereitungen zur Herausgabe des französischen Gelbbuches 
überwacht habe und daher dessen Richtigkeit versichern könne, „vergißt“ natür- 
lich seinen Brief. 


* 


Außenminister Bonnet schreibt in seinen Memoiren: 

„Es war zu spät, militärische Maßnahmen zu ergreifen, wie es auf der anderen 
Seite zu früh dazu war, denn wir waren immer noch nicht fertig. Trotzdem 
lehnten wir es diesmal ab, uns, wie im Falle Osterreichs, mit dem Gewaltstreich 
abzufinden...... Gleichzeitig beschloß ich, unserm Protest einen praktischen Sinn 
zu geben. Die Französische Regierung hatte in Berlin erklärt, sie nehme das Ver- 
schwinden der Tschechoslowakei nicht hin. Nun hatte der Tschechoslowakische 
Gesandte in Paris die Aufforderung erhalten, die Gesandtschaft zu räumen und sie 
der Deutschen Botschaft abzutreten. Ich riet Osuki, dies entschieden abzulehnen, 
und versprach ihm unsere Unterstüzung; denn die Tschechoslowakei sollte weiter- 
hin in Paris und der Provinz vertreten bleiben. 
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Einen Tag nach Hitlers Einmarsch in Prag teilte ich dem Sowjerrussischen Bot- 
schafter Suritz die Absichten der Französischen Regierung mit und setzte hinzu, 
daß jetzt ein günstiger Augenblick gegeben sei, daß Moskau und Paris sich unter- 
einander abstimmten und sich bereit finden müßten, neuen Versuchen Hitlers 


entgegenzutreten. Suritz schloß sich diesem Gesichtspunkt lebhaft an. Im gleichen 
Sinne sprach ich mit Bullitt.“ (Bonnet, $. 185 ff) 


* 


Das Zusammenspiel beginnt sich abzuzeichnen. Das geht aus den Anweisungen 
hervor, die der französische Botschafter in London erhält: „Die Demarche, die 
unser Berliner Botschafter dringlichst zu unternehmen gebeten wurde, war von 
dem gleichen Wunsche, im voraus unterrichtet zu werden, der auch die Haltung 
Lord Halifax’ bestimmt hat, diktiert. ..... Da es unmöglich ist, diesen Bruch ohne 
Gegenmaßnahmen ..... hinzunehmen, ist es wichtig, den deutschen Behörden 
unverzüglich die Konsequenzen vor Augen zu führen, die wir aus diesen Ereig- 
nissen ziehen müssen ..... Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie die Aufmerk- 
samkeit des Staatssekretärs des Auswärtigen auf diese neue Lage lenken und her- 
vorheben wollten, daß die widerspruchslose Hinnahme eines so klaren Bruches 
des Münchner Abkommens uns der Gefahr aussetzen würde, daß der gute Glaube, 
in dem England und Frankreich am 29. September den Weg einer politischen 
Regelung beschritten haben ..... in Frage gestellt würde. Wenn sie nicht Gefahr 
laufen wollen, nachträglich der Willfährigkeit oder der moralischen Mitschuld 
angeklagt zu werden, können die Regierungen ..... heute nicht ruhig die Auf- 
teilung des tschechischen Volkes ..... hinnehmen. Sie sind es der internationalen 
öffentlichen Meinung wie auch sich selbst schuldig, gegen den Gewaltstreich ..... 
ausdrücklich Einspruch zu erheben.“ (FGB Nr. 72) 


Wie angesichts dieser Tatsachen Hoggan schreiben kann, daß Bonner die Hoff- 
nung hegte „eine gewalttätige britische Reaktion auf die Vorgänge in Prag ent- 
schärfen zu können“, und dem französischen Vorgehen nur eine formale Bedeu- 
tung beimißt, ist einfach unbegreiflich. (Hoggan, $. 396) 


* 


Botschafter Henderson schreibt seinem Außenminister: „Wenn auch verwerflich 
ın der Form und unwillkommen als Tatsache, so war die Eingliederung Österreichs 
und der Sudetendeutschen in das Reich im Prinzip keine unnatürliche Entwicklung, 
kein unedles Streben für die Deutschen und nicht einmal in einem ethischen Sinne 
unmoralisch...... 

Die Annektion von Böhmen und Mähren widerspricht völlig dem Recht der 
Selbstbestimmung und ist absolut unmoralisch. Sie stellt ein Unrecht dar, das nach 
Wiedergutmachung schreit. Sie mag Herrn Hitler und Herrn Ribbentrop einen 
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billigen Triumph gewährt haben, es würde jedoch traurig sein, wenn man nicht 
glauben könnte, daß es sich am Ende als ein kostspieliger Irrtum erweisen wird.“ 
(Freund II S. 11) 


* 


Der rumänische Gesandte Tilea in London machte am Nachmittag einen Besuch 
im Foreign Office, um über die Situation zu sprechen, die durch das Verschwinden 
der Tschechoslowakei entstanden sei. Aus geheimen und anderen Quellen hätte seine 
Regierung gute Gründe zu glauben, daß die deutsche Regierung innerhalb der 
nächsten Monate Ungarn zum Vasallentum veranlassen und dann weitergehen 
würde, um Rumänien aufzulösen, auf die gleiche Weise, wie sie die Tschecho- 
slowakei aufgelöst hätte, mit dem Endziel, ein deutsches Protektorat über das 
ganze Land zu errichten. Obwohl Tilea sorgfältig bedacht war, darauf hinzuweisen, 
daß er „ganz persönlich“ spreche, glaubte er daß seine Regierung wünschen würde, 
genau zu wissen, wie weit sie im Falle einer in naher Zukunft zu erwartenden deut- 
schen Drohung auf Großbritannien rechnen könne. Rumänien hätte kürzlich einen 
Kontrakt mit der tschechischen Regierung abgeschlossen, wonach sie die ganze Aus- 
rüstung von vier Divisionen übernehmen wollte. Etwas davon sei geliefert worden, 
aber der größere Teil würde nun natürlich den Deutschen in die Hände fallen. 
Unter diesen Umständen wäre es notwendig, daß die rumänische Regierung ohne 
Zeitverlust die Ausrüstungen erhielte, um jene zu ersetzen, mit denen sie gerechnet 
hätten. Zum Schluß äußerte er den Wunsch nach einer britischen Anleihe von etwa 
zehn Millionen Pfund Sterling für Rumänien. (DBFP VI Nr. 298) 


* 


Obwohl in dem ganzen Bericht das Wort „Ol“ nicht ein einziges Mal, auch nicht 
andeutungsweise vorkommt, fühlt sich der Historiker Gerhard Ritter bemüßigt, 
folgende Behauptungen aufzustellen: (Ritter, $. 221) 

„Den ersten Anstoß gab, schon einen Tag nach dem Einmarsch Hitlers in Prag, 
eine Art von Notschrei des rumänischen Gesandten: die deutsche Politik wende 
Druck an, um Rumänien zur Einräumung eines deutschen Monopols auf den rumä- 
nischen Olexport zu zwingen. Diese Nachricht”), ließ sofort das Schreckbild eines 
deutschen Angriffs auf die Balkanländer mit dem Ziel einer Beherrschung des gan- 
zen Südostens auftauchen — eine für die britische Mittelmeerherrschaft unerträg- 
liche Aussicht. 

2) Sie hat sich bestätigt: am 23. 3. unterzeichnete die Regierung den gewünsch- 
ten Vertrag.“ 

Auch Glaseboc stellt die unzutreffende Behauptung auf, es sei „ein Hilferuf 
aus Rumänien gekommen.“ Die Tatsache, daß er die Tilea-Affäre überhaupt 
nicht erwähnt, ist ein Beweis für die mangelnde Sorgfalt, die er bei der Unter- 
suchung der Kriegsschuldfrage anwendet. (Glasebock, $. 263) 
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In der Unterhausdebatte über das Flottenbudget führte Winston Churchill aus: 

„Man muß bedenken, daß Deutschland, ebenso wie alle anderen Länder, nun 
in voller Aufrüstung begriffen ist und unter dieser ungeheuren Anstrengung 
stöhnt und ächzt. Es gibt bereits 26%0 seines Volkseinkommens für Kriegsvor- 
bereitungen aus. Alle Arbeitskräfte, geschulte wie ungeschulte, stehen bis zum 
letzten Mann in Arbeit. Die Gartengitter und selbst die eisernen Grabkreuze wer- 
den als Schrottmetall eingeschmolzen..... 

Ich hörte daher mit Vergnügen, wie Lord Chatfield gestern die Meinung vertrat, 
daß es Pflicht der königlichen Flotte sei, „die feindliche Flotte aufzuspüren und 
zu zerstören.“ Das ist der Toon, den man anschlagen muß..... 

Deswegen bin ich der Auffassung, daß unser erstes und wichtigstes Bemühen 
der Sicherung und Beherrschung des Mittelmeers gewidmet sein muß. Lord Chat- 
fields Erklärung war zweifellos generell gemeint, er münzte sie nicht auf einen 
besonderen Fall; nichtsdestoweniger war sie höchst aktuell, denn solch eine Auf- 
fassung wird, wenn sie energische Anwendung findet, die Außenpolitik jeder 
Mittelmeermacht beeinflussen, indem sie potentielle Gegner davon abschreckt, 
uns oder unsere Verbündeten anzugreifen, und andere Mittelmeerstaaten, die von 
höchst freundschaftlichen Gefühlen gegen uns beseelt sind, dazu ermutigt, ihre 
Politik zuversichtlich weiterzuverfolgen . 


....e. 


(Churchill, Reden 1938-1940 S. 9) 
* 


Freitag, den 17. März 1939 


Der deutsche Botschafter in Warschau bittet, dem polnischen Außenminister 
Beck baldigst Informationen über den Charakter des deutsch-slowakischen Schutz- 
vertrages zukommen zu lassen, da dieser von militärischer Seite stark bedrängt 
würde. Die Informationen müßten geeignet sein, die Befürchtungen wegen der 
Gefahr eines deutschen Drucks auf Polen aus der Slowakei abzuschwächen. 

(ADAP VIS. 10) 


* 


Die französische Regierung beauftragte ihren Botschafter, der Reichsregierung 
eine Note zuzustellen, in der sie gegen den Einmarsch der deutschen Truppen 
protestiert und die Ansicht zum Ausdruck bringt, daß das Vorgehen gegen Geist 
und Buchstaben des Münchner Abkommens verstoße. „Die Umstände, unter denen 
das Abkommen vom 15. März den Leitern der tschechoslowakischen Republik 
aufgezwungen wurde, vermögen in den Augen der französischen Regierung dem 
in dem Abkommen verzeichneten Tatbestand keine Rechtskraft zu verleihen.“ 
Unter diesen Umständen könne sie die Rechtsmäßigkeit der neuen Lage nicht 


anerkennen. (FGB Nr. 76) 
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Auch die britische Regierung beauftragt Botschafter Henderson, im ähnlichen 
Sinne zu protestieren. Sie beruft ihn sogar „zur Berichterstattung“ zurück. Als 
er sich bei Staatssekretär v. Weizsäcker verabschiedete, frug er nach Argumenten, 
welche er Chamberlain zur Verwertung gegenüber seiner innerpolitischen Oppo- 
sıtion an die Hand geben könne. Herr von Weizsäcker schilderte ihm die Entwick- 
lung in den letzten sechs Monaten und den deutschen Wunsch, „mit der Prager 
Regierung zu einem Arrangement zu kommen, das den beiderseitigen Bedürfnissen 
genügt hätte. Die dazugehörende Voraussetzung, nämlich das Verschwinden des 
Benesch-Kreises, habe aber -- je länger — je mehr — gefehlt. Im Gegenteil sei 
offenbar von auswärts, anscheinend namentlich von Amerika her ermutigt, die 
Hoffnung der Tschechen auf einen europäischen Krieg und auf ein Wiedererstehen 
ihres Landes in größerer Form gewachsen. Dieses habe schließlich einen Zustand 
geschaffen, bei dem der äußere Anlaß, nämlich die Absetzung Tiso’s von Prag aus, 
genügt habe, um den Stein ins Rollen zu bringen“. Henderson führte aus, „ein 
unmittelbares englisches Interesse an dem tschechoslowakischen Raum existiere 
nicht“. Seine Besorgnisse gingen mehr in die Zukunft. Wir seien auf dem Wege zur 
räumlichen Machtausdehnung und jeder frage sich: „What next?“ Diese nervöse 
Frage gäbe der englischen Haltung ihr Gepräge. Die deutsche Antwort auf die 
englische Stellungnahme werde wiederum nicht ausbleiben. (ADAP VI SS. 13 u. 33) 


* 


Lord Halifax beauftragte den britischen Botschafter, Außenminister Beck mit- 
zuteilen, daß er gern mit ihm die internationale Lage und Angelegenheit der 
beiden Länder sowie betreffend Danzig besprechen würde. Eine Diskussion der 
kolonialen Lage sei dagegen unerwünscht. Auch glaube er kaum, daß aus einer 
Besprechung über die jüdische Frage ein konkretes Ergebnis hervorgehen könnte, 
da die englische Regierung nicht in der Lage wäre, materielle Beiträge zur Lösung 
der polnischen und rumänischen Schwierigkeiten zu leisten. (DBFP IV Nr. 306) 


* 


Der amerikanische Botschafter Kennedy berichtet nach Washington, daß ihn der 
rumänische Gesandte Tilea eben (17.23 Uhr) aufgesucht habe, um ihm zu berichten, 
daß er auf dem Wege zum Foreign Office sei, um dort 3 Fragen zu stellen: 

1. Will England überhaupt irgend etwas unternehmen? 

2. Wollen sie irgendwo in Europa eine Linie ziehen, über die Hitler nicht hinaus- 
gehen darf, die die Türkei einschließt oder wird sie möglicherweise Rumänien 
und Jugoslawien einschließen? 

3. Wenn die Rumänen kämpfen, wird England sie unterstützen? 

Tilea habe gesagt, daß die deutschen Forderungen — vor ungefähr einer Woche 
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oder 10 Tagen — ökonomisch wären und tatsächlich das Ende Rumäniens be- 
deuteten und von den Rumänen abgelehnt worden seien. 
(Foreign Relations I S. 72) 


Daraus ergibt sich, daß Tilea nichts von einem angeblichen deutschen Ultimatum 
neueren Datums berichtete. 


* 


Anschließend suchte Tilea Außenminister Halifax auf und bat die englische 
Regierung um einen Kredit von 10 Millionen Pfund, „durch welche die rumänische 
Regierung ihre militärischen Streitkräfte neu ausrüsten könnte.“ Es wäre keineswegs 
ausgeschlossen, daß die deutsche Regierung einen beinah sofortigen Vorstoß auf Ru- 
mänien machen würde. In der Tschechoslowakei wäre eine größere Anzahl von 
Divisionen als diese Position selber erfordern könne und die Versuchung, die 
Stellung auszunutzen, dürfte demgemäß sehr stark sein. Die rumänische Regierung 
habe während der letzten Tage ein Ansuchen von der deutschen Regierung erhal- 
ten, ihr ein Monopol auf die rumänische Gesamtausfuhr zu gewähren und gewisse 
Maßnahmen zur Einschränkung der rumänischen industriellen Produktion im 
deutschen Interesse anzunehmen. Dies erschiene der rumänischen Regierung wie 
ein Ultimatum. In einem späteren Interview teilte Tilea mit, daß seine Regierung 
diese Vorschläge zurückgewiesen hätte und daß anschließend weitere Vorschläge 
von deutscher Seite eingegangen wären, daß er aber von diesen keine Einzelheiten 
wüßte. Es sei von größter Wichtigkeit, daß die britische Regierung mit aller Ein- 
dringlichkeit erwägen sollte, ob sie eine präzise Andeutung des Schrittes geben 
könnte, den sie unternehmen würde, falls Rumänien ein Opfer deutscher Aggres- 
sion sei. „Er hinterließ mir ein Telegramm, welches ihn instruierte, die Aufmerk- 
samkeit der britischen Regierung auf die ungeheuren Konsequenzen nicht für 
Mitteleuropa, sondern auch für den ganzen europäischen Kontinent zu lenken, 
welche der immer wachsende Glaube, daß es nur einen Schiedsrichter in Europa 
gäbe, welcher über die Sicherheit, den Frieden und die Unabhängigkeit der Nation 
entscheide, haben kann.“ Lord Halifax sagte Tilea, daß der Premierminister heute 
abend eine Rede halten würde, welche, obwohl nicht in der präzisen Form, um 
die er gebeten hatte, allen, die es anginge eine sehr unmißverständliche Warnung 
übermitteln würde. (DBFP IV Nr. 395) 


* 


Nach Namier besuchte Tilea auch den Kriegsminister Hore Belisha und den ersten 
Lord der Admiralität. „Vielleicht hatte Tilea ohne Gafencus Instruktion gehandelt 
RENT aber sei dem wie es wolle, bei der geladenen Atmosphäre jener Tage trieb die 
rumänische Angst auch die letzten, die noch an den Frieden glaubten, zum Handeln.“ 


(L. B. Namier $ 102f) 
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Das also war der eine Zweck der Aktion Tileas. Auf den anderen werden wir noch 
zu sprechen kommen. Ich sehe den Beweis für die planmäßige Inszenierung dieser 
Aktion in der Tatsache, daß während der folgenden Tage, an denen sich der ru- 
mänische Außenminister und ahnungslose englische Gesandte Reginald Hoare in 
Bukarest um die Widerlegung der Behauptungen Tileas bemühten, keine Rede mehr 
von dem Telegramm war, das er bei seiner Rücksprache mit Halifax diesem zurück- 
gelassen hatte, geschweige denn, daß dessen Herkunft und Inhalt erörtert bzw. 
geklärt worden wären. Es war in die einzig sichere Verwahrung seines Fabrikanten 
zurückgekehrt. Es soll angeblich aus Paris gekommen sein. 


* 


„Am Abend bat Sir Robert Vansittart die Diplomatischen Korrespondenten der 
beiden führenden englischen Blätter „Times“ und „Daily Telegraph“, MacDonald 
und Gordon Lennox, zu sich, um ihnen folgende „Information“ in die Feder zu 
diktieren: Eine deutsche Wirtschaftsabordnung in Bukarest hat soeben der rumäni- 
schen Regierung ein „Wirtschaftsultimatum“ überreicht, in dem der stufenweise 
Abbau der rumänischen Industrie, der ausschließliche Export rumänischer Agrar- 
erzeugnisse und des rumänischen Ols nach Deutschland, und der rumänische An- 
kauf nur deutscher Industrieerzeugnisse gefordert wird. Als Gegengabe hierfür ist 
Deutschland bereit, die Unabhängigkeit Rumäniens und die Unantastbarkeit der 
Grenzen dieses Landes zu garantieren. Ein Hinweis auf angebliche deutsche Trup- 
penbewegungen in östlicher Richtung von Prag unterstrich die „Information“ Sir 
Roberts und schien den beiden Diplomatischen Korrespondenten der letzte Beweis 
für die Richtigkeit der Vansittartschen Behauptungen zu sein. In den Morgen- 
ausgaben vom 18. März wurden die Angaben des Ersten Diplomatischen Beraters 
der englischen Regierung in beiden Blättern groß veröffentlicht, wobei der „Daily 
Telegraph“ das Wort „Ultimatum“ geflissentlich wiederholte, während die „Times“ 
etwas Vorsicht walten ließ und nur von in unmißverständlicher Weise vorgebrach- 
ten deutschen „Forderungen“ sprach.“ (Tönnies, $. 211/212) 


* 


Lord Halifax sandte nun in der Zeit zwischen 21 und 22 Uhr an die englischen 
Missionen in Warschau, Ankara, Athen, Belgrad, Paris, Bukarest und Moskau 
Telegramme, in denen er sie von dem angeblichen deutschen Ultimatum verstän- 
digte und ihnen auftrug, sich bei dem jeweiligen Außenminister nach seiner Mei- 
nung zu erkundigen. Im Telegramm für den Pariser Botschafter wurde noch hinzu- 
gefügt, daß die englische Regierung versuchen würde, mit der französischen Re- 
gierung eine gemeinsame Linie der Politik zu verabreden, bevor sie eine Entschei- 
dung treffe. „Wir würden besonders nachdrücklich betonen, daß nichts durchsickern 
sullee:® (DBFP IV Nr. 388—390) 
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Außenminister Bonnet: 
„Die Britische Regierung war bei dem Gedanken, Deutschland könne einen neuen 
Gewaltstreich unternehmen, dem Rumänien zum Opfer fallen sollte, zutiefst be- 


stürzt. Sie trat zugleich zusammen und beschloß, Rumänien im Prinzip ihre Garan- 
tie zu geben. 


Chamberlain sandte am gleichen Tag Sir Eric Pipps zu Daladier, um diesem 
die Absichten Großbritanniens mitzuteilen und sich über die Absichten Frankreichs 
zu unterrichten. Daladier befand sich gerade in der Abgeordnetenkammer. Hier 
empfing er den Botschafter. Der unvermutete Besuch wurde schnell bekannt und 
in den Gängen des Parlaments unruhig besprochen. Daladier rief sofort den Mini- 
sterrat zusammen. Er teilte ihm den britischen Entschluß und die Gründe, die zu 
ihm geführt hatten, mit: „An dem Tage, an dem Deutschland Herr über das rumä- 
nische Petroleum ist, könnte es mit ganz Europa Krieg führen, denn es könnte dann 
ohne Zweifel jahrelang durchhalten.“ 

Der Ministerrat beschloß einstimmig, dem Beispiel Großbritanniens zu folgen 
und Rumänien zu garantieren.“ (Bonner, $. 187) 


* 


Am Abend vor seinem Geburtstag hielt Ministerpräsident Chamberlain in Bir- 
mingham die Rede, in der auch nach außenhin sichtbar die große außenpolitische 
Wendung Englands vollzog. (DB Nr. 14) 


Nach Hoggan „war Sir John Simon überzeugt, daß die von Halifax für Cham- 
berlain vorbereitete Rede den Erfolg einer einmütigen Entscheidung Großbritan- 
niens für den Krieg haben werde. Ihr Thema war der heimtückische Hinweis, Hitler 
gehe darauf aus, die Welt zu erobern. Mit einem Zynismus ohnegleichen bemerkte 
Simon, Chamberlain sei für diese Propaganda wie geschaffen, da sein Auftreten in 
München 1938 ihm unverdienterweise den Ruf einer Deutschfreundlichkeit ein- 
gebracht habe.“ (John Simon, Retrospect, London 1952, S. 251 und C. L. Mowat, 
Britain between the wars, Chicago 1955 S. 637). (Hoggan 392) 


* 


Winston Churchill, sein „Gegenspieler“ schreibt in seinen Memoiren zu dieser 


(Churchill I, 1. S. 419f) 
Rede: 

„Bei aller Verantwortung, die er für die schwerwiegenden Fehlurteile trug, 
indem er sich hatte täuschen lassen und seine Irrtümer den ihm untergeordneten 
Kollegen und der unseligen öffentlichen Meinung Englands aufgezwungen hatte, 
drehte er doch von einem Tag auf den andern seiner Vergangenheit den Rücken. 
Wenn Chamberlain Hitler nicht richtig erkannte, so unterschätzte Hitler voll- 
ständig den Charakter des britischen Premiers. Er betrachtete sein zivilistisches Ge- 
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baren und seine leidenschaftliche Friedenssehnsucht irrtümlicherweise als erschöp- 
fende Deutung seiner Persönlichkeit und hielt den Regenschirm für ein Symbol. 
Er erfaßte nicht, daß Neville Chamberlain einen äußerst harten Kern besaß und 
sich nicht gerne betrügen ließ. 


Die Rede in Birmingham schlug eine neue Saite an. „Sein Ton“, sagt sein Bio- 
graph, „war ganz verwandelt..... Tiefere Einblicke und eindringliche Vorstel- 
lungen hatten ihn über die Meinung des Unterhauses, des Volkes und der Dominien 
unterrichtet, so daß er auf die längst vorbereitete Rede über interne Fragen und 
Sozialfürsorge verzichtete und den Stier bei den Hörnern packte..... Man kann 
sich nicht leicht einen größeren Widerspruch zu der Stimmung und der politischen 
Haltung vorstellen, die zwei Tage zuvor die Erklärung des Premiers im Unterhaus 
gekennzeichnet hatten. Er mußte eine Zeit intensivster Spannung durchlebt haben. 
Am 15. hatte er gesagt: ‚Wir dürfen uns nicht von unserem Kurs abbringen lassen.‘ 
Dies aber war ein „Rechtsumkehrt“. 


* 


Der deutsche Botschafter v. Dirksen teilt mit, daß zwar nicht in der Presse, aber 
in amtlichen und parlamentarischen Kreisen eine Versteifung der Haltung gegen- 
über Deutschland eingetreten sei. Dieses bekunde sich in Beratungen über die Ab- 
berufung Hendersons, ferner in der Erörterung über die Einführung der allgemei- 
nen Wehrpflicht und über die Bildung eines Konzentrationskabinettes. Chamber- 
lains Stellung habe innerhalb seiner eigenen Partei in den letzten Tagen stark ge- 
litten. Die Meinungsverschiedenheiten zwischen ihm und Halifax würden immer 
offenbarer, wobei letzterer für schärfere Haltung eintrete. (DWB II Nr. 261) 


%* 


Zu diesem Bericht bemerkt der britische Historiker Namier: 

„Aber wer mit dem Auswärtigen Amt bekannt ist, kann nur dem Kompliment 
beipflichten, das Dirksen, ohne es zu wissen, äußerte: es wird durch die Tatsache 
bestätigt, daß Chamberlain es vorzog, gewisse nicht-diplomatische Mitglieder des 
Civil Service bei einigen seiner verhängnisvollen diplomatischen Transaktionen zu 
verwenden.“ (L. B. Namier, $. 96) 


* 


„Am Morgen wurde der amerikanische Geschäftsträger Johnson von Lord Hali- 
fax unterrichtet, daß Chamberlain am Abend eine „ziemlich steife“ Rede halten 
werde. Er war nicht bereit, sich darüber zu äußern, ob England gegenwärtig Ru- 
mänien oder Polen zu Hilfe oder nicht zu Hilfe eilen würde. Die Regierung wird 
jetzt damit beginnen, die öffentliche Meinung nach Kräften auf den Fall nötigen 
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Handelns vorzubereiten .Man argwöhnt, daß Hitler weitermarschiert, und das 
sehr bald“. (Geschäftsträger Johnson an Außenminister Hull, 17. 3. 1939). 

(Tansill S. 494 f.) 

Daraus kann der Leser entnehmen, daß Halifax irgend etwas absichtlich ver- 

schwieg und daß die englische Kehrtwendung am Morgen des 17. 3. schon feststand, 

bevor Tilea am Nachmittag seine Ultimatumsmeldung überbrachte. „Man arg- 


wöhnt, daß Hitler weitermarschiert“ kann sich also nicht auf Rumänien bezogen 
haben. 


* 


Wie Hoggan berichtet, hatte Roosevelt gegen eine Rede Sir John Simons Pro- 
test bei Halifax vortragen lassen, weil dieser am 16. 3. im Unterhaus eine positive 
Stellung zu Chamberlains versöhnlicher Erklärung vom 15. 3. abgegeben hatte. 
Halifax habe seinerseits Roosevelt aufgefordert, „sich Großbritannien anzuschließen, 
um zum Ausdruck zu bringen, in welchem Ausmaß der moralische Sinn für Kultur 
durch die gegenwärtigen Herrscher Deutschlands geschändet worden sei. ‚Roose- 
velt sei mit der Antwort Halifax‘ sehr zufrieden gewesen und habe die Zusicherung 
gegeben, in der Neutralitätsgesetzgebung eine Änderung herbeizuführen, und im 
Rahmen seiner Politik der finanziellen und wirtschaftlichen Diskriminierung 
Deutschlands durchgreifende Maßnahmen anzuordnen.“ 

(Hoggan S. 399) 
* 


Am Nachmittag sprach Halifax mit dem aus Rom zurückgekehrten amerikani- 
schen Botschafter selbst. Dieser fragte ihn, ob er ihm irgendeine Andeutung davon 
geben könnte, „wohin wir demnächst gingen“. Die amerikanische öffentliche Mei- 
nung wäre gleich allen anderen tief empört und es wäre sehr wichtig, daß sie so- 
weit wie möglich davor bewahrt würde, völlig falsch übereilte Schlüsse zu ziehen. 
Es wäre deutlich zu sehen, daß die reale Gefahr in der Tatsache bestünde, daß so 
viele Leute mit guten Absichten, aber nicht gut informiert, unterbewußt glaubten, 
daß es irgendwo einen perfekten Plan gäbe, durch den alle die Übel vermieden wer- 
den würden, über die wir klagten — und der nebenbei keinen Krieg einbegreifen 
würde — aber daß die europäischen Demokratien entweder zu kurzsichtig oder 
zu verzagt wären, um ihn auszuführen. Die Wahrheit, wie er sie sehe, wäre jedoch, 
daß ganz und gar nichts diese letzten Ereignisse verhindert haben könnte außer 
dem Entschluß, Krieg zu führen. Nichtsdestoweniger fürchte er, daß eine Reaktion 
der Amerikaner eine größere Verstärkung antibritischen Gefühls sein könnte, 
welches sogar das Gefühl gegen Deutschland übertreffen würde, da dieses kaum 
feindseliger sein könnte, als es dies bereits wäre. Halifax sagte Kennedy, daß die 
britische Regierung den Besuch des Außenhandelsministers in Berlin suspendiert 
und den britischen Botschafter in Berlin zur Berichterstattung zurückgerufen hätte. 
Auf eine feste Abberufung habe man verzichtet, da es schwierig sei, zu dem vor- 
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herigen Zustand zurückzukehren. Der Premierminister würde heute abend eine 
Rede halten, welche allgemein als Anzeichen dafür betrachtet werden würde, wie 
tief die britische Meinung bewegt wäre. Er würde es für nützlich halten, wenn der 
Präsident Roosevelt bald etwas hinsichtlich der Änderung der USA-Neurralitäts- 
akte unternehme. Botschafter Kennedy rief Halifax später an, um ihm mitzuteilen, 
daß er gerade Nachrichten erhalten hätte, daß in diesem Sinne eine Botschaft des 
Präsidenten durch den Kongreß unternommen worden sei. (DBFP V Nr. 394) 


* 


Als der deutsche Geschäftsträger in Washington die Note überreichte, in der der 
amerikanischen Regierung die Errichtung des Protektorates bekanntgegeben wurde, 
kündigte ihm Staatssekretär Welles an, daß innerhalb kürzester Frist Zuschlags- 
zölle auf die deutsche Einfuhr gelegt würden, weil man erfahren habe, daß der 
deutsche Export im weitgehendsten Maße subsidiert würde. Der Geschäftsträger 
führt diese Maßnahme auf die Ereignisse der letzten Tage zurück. (ADAP VIS. 11) 

Am gleichen Tage war in Washington mit Billigung des amerikanischen Präsi- 
denten eine amtliche Erklärung veröffentlicht worden, in der das Protektorat Böh- 
men-Mähren nur als „zeitweilige“ Institution bezeichnet wurde. 


* 


Der deutsche Botschafter in Rom teilt mit, daß ihm Graf Ciano im Auftrag 
des Duce folgendes eröffnet habe: „Was unser Vorgehen bei Liquidation der 
Tschechoslowakei anlange, so wolle er noch einmal bestätigen, daß man hier..... 
vorbehaltlos mitgehe, auch wenn, wie er erstmalig einfließen ließ, man hier von 
unseren letzten Absichten nichts gewußt habe.“ Nach der Erörterung von Gerüch- 
ten über eine kroatische Autonomie unter deutschem Protektorat, die vom deut- 
schen Botschafter ganz entschieden in Abrede gestellt wurden, bemerkte Ciano, „daß 
gewisse Pressenachrichten über angebliche Pläne Italiens auf Albanien jeder Grund- 
lage entbehrten“. (ADAP VI S. 12 f.) 


* 


Im Gegensatz hierzu schreibt Ciano in seinem Tagebuch: „Die Weltmeinung ist 
bedrückt. Von allen Hauptstädten treffen Telegramme der Bestürzung ein. Sogar 
in Ungarn feiert man die Besetzung von Ruthenien nicht, man befürchtet schlim- 
mere Dinge. Ich sehe einige Diplomaten, den belgischen und den amerikanischen 
Botschafter. Sie äußern ihre Besorgnis für die Zukunft und ihre Entrüstung über 
Berlin. Ich gestehe, daß es mir nicht leicht fällt, das deutsche Vorgehen zu recht- 
fertigen. Ich gebe es zu verstehen, daß wir einverstanden, oder doch wenigstens un- 
terrichtet waren; aber es ist sehr unangenehm zu lügen. 
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Der Duce ist schwer besorgt und niedergeschlagen. Ich sehe ihn zum ersten Male 
in diesem Zustand. Auch in den Zeiten des „Anschlusses“ bewahrte er die Unbe- 
fangenheit. Er macht sich Sorgen wegen Kroatien; er fürchtet, daß Matschek die Un- 
abhängigkeit verkündet und sich unter deutschen Schutz stellt. ‚In diesem Fall 
gibt es nur zwei Möglichkeiten’, sagte er, ‚entweder schießen wir den ersten Schuß 
auf Deutschland ab, oder wir werden von einer Revolution weggefegt, welche die 
Faschisten selbst machen werden; denn niemand könnte es dulden, daß sich das 
Hakenkreuz an der Adria festserzt’.“ 


* 


Graf Ferdinand de Brinon äußerte in einem Gespräch mit Prof. Dr. Friedrich 
Grimm: „Jetzt ist es endgültig so weit. Seit heute morgen gehen die Telefone von 
London her ununterbrochen. Die City hat ihr Machtwort gesprochen. Die Kavalle- 
rie von St. George ist auf dem Marsch. Mit letzterer meinten die Unterrichteten das 
englische Geld.“ (Friedrich Grimm, $. 185) 


* 


Der amerikanische Botschafter in London berichtet seiner Regierung über seinen 
Besuch in Rom: 


„Ich traf auch mit Ciano zusammen. Von seinen Fähigkeiten im Amt habe ich 
keine Ahnung, aber in meinem ganzen Leben ist mir noch kein solch prahlerischer 
Esel begegnet. Er verbrachte (während des Diplomatentees) die meiste Zeit damit, 
Mädchen in die Ecke zu bugsieren, um mit ihnen zu plaudern, und bei Tisch blieb 
er keine fünf Minuten bei einem ernsthaften Gespräch, aus Angst daß er die zwei 
oder drei Mädchen, die eingeladen waren, damit er überhaupt kam, aus den Augen 
verlieren könnte..... F (Bericht Kennedy an Hull, London 17. 3. 1939) 


Samstag, den 18. März 1939 


In Wien wurde zwischen dem Deutschen Reich und der Slowakei ein Schutz- 
vertrag abgeschlossen, der auch ein vertrauliches Protokoll enthielt. Da im Ver- 
trag der deutschen Wehrmacht gewisse Rechte in einer bestimmten Zone eingeräumt 
wurden, behauptete in Nürnberg die Anklagebehörde, daß er unter militärischem 
Druck zustandegekommen sei. Keppler erklärte hierzu: „Diese Verhandlungen ver- 
liefen völlig ruhig und harmonisch; und als der Vertrag paraphiert war, sprachen 
sich die slowakischen Herren sehr zufrieden aus und bekannten, sie hätten eine 
gewisse Sorge gehabt, ob wir nicht ihre Selbständigkeit antasten wollten. Ich er- 
klärte, daß dies ausdrücklich vom Führer verboten worden sei und da waren sie 
sehr glücklich, daß ihr Land eine große Selbständigkeit erhalten hatte.“ 


(Aussage Keppler, WStrPr Fall 11 Bd. 38 S. 13002) 
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Generalfeldmarschall Keitel berichtet über die Verhandlungen: 

„Ich legte nach den mir von Hitler gegebenen Anweisungen Zweck und Be- 
deutung dieser mir von Hitler persönlich in die Karte eingezeichneten und von 
deutschen Truppen zu besetzenden „Schutzzone“ dar. Sie deckte einen ca. 20—25 
km breiten Grenzstreifen auf slowakischem Gebiete gegen die Tschechei beiderseits 


des Waagtales, mit einem großen Truppenübungsplatz und einer modernen unter- 
irdischen Waffenfabrik..... 


Es war nicht leicht für mich, den Herren, die die Bedeutung dieser Grenzzone 
für ihre eigene Landesverteidigung wohl erkannten, zu begründen, daß die deutsche 
Wehrmacht hier das militärische Hoheitsrecht beanspruchte und dort Truppen- 
kontingente von Heer und Luftwaffe unterhalten wollte und daß das ja nur ge- 
schähe, um die Slowakei zu schützen. Ich muß aber doch..... mit meinen Argu- 
menten ihre Einwände geschickt widerlegt haben, so daß ich sie wohl nicht restlos 
überzeugte, aber ihre Zustimmung durchsetzte.“ Um 2 Uhr nachts fand noch ein 
Empfang durch Hitler statt. (Görlitz, Generalfeldmarschall Keitel, S. 202) 


* 


General Gajda ermahnte in einem Aufruf des tschechischen nationalen Komitees 
die Tschechen, mit den Deutschen zusammenzuarbeiten, um eine glückliche Zu- 
kunft sicherzustellen. Sie sollten ihre Köpfe nicht hängen lassen und nicht fürchten, 
daß sie in dem neuen Rahmen kein würdiges Leben führen könnten. „Wir leben 
in demselben Lebensraum wie die Deutschen. Wir haben dieselben Ziele wie die 
Deutschen, die Aufgabe, die vor uns steht, ist daher eine gemeinsame Aufgabe.“ 

(Buckreis 1939, $. 91) 


* 


Bei Außenminister Beck erregte Halifax’ Nachfrage nach seiner Stellungnahme 
zu Tileas Nachricht besonderes Aufsehen, da ihm zur gleichen Zeit der Bericht des 
polnischen Gesandten in Bukarest über seine Aussprache am Abend des 17. 3. mit 
König Carol vorlag, wonach dieser kein Wort über ein angebliches Ultimatum 
Deutschlands erwähnt habe. Beck wollte noch nicht einmal glauben, daß Tilea die 
Nachricht überhaupt überbracht habe. Er hatte daher auch gar kein ernstliches In- 
teresse für das von Halifax vorgeschlagene polnisch-rumänische Bündnis. Er lehnte 
es auch ab, auf die Frage zu antworten, was Polen denn tun wolle, wenn Rumänien 
tatsächlich von Deutschland bedroht würde. (DBFP IV Nr. 390, 400) 


* 


Der englische Staatssekretär für den Handel, Hudson, traf in Warschau ein, um 
mit Außenminister Beck zu verhandeln. 
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In der Sejmsitzung forderte der Abgeordnete General Zeligowski eine Regie- 
rungserklärung mit der Begründung: „Zwei brüderlich slawische Völker, das tsche- 
chische und das slowakische, haben in tragischer Weise ihr unabhängiges Dasein ver- 


loren .Die politische Lage des polnischen Staates ist gefährdet“. Der Antrag wurde 
abgelehnt. 


* 


Aus Bukarest teilt der deutsche Gesandte Fabricius mit, daß Außenminister Ga- 
fencu Pressevertretern gegenüber eine Times-Meldung vom 18. März richtiggestellt 
habe, daß Deutschland durch Wohltat einseitige Forderungen an Rumänien erhoben 
hätte. Es seien nur übliche Wirtschaftsverhandlungen im Sinne der beiderseitigen 
Interessen geführt worden. (ADAP VI S. 26) 


* 


Daß es sich bei der Tilea-Aktion um eine mit Hilfe eines Dritten gelenkte bri- 
tische Aktion handelt, wird auch durch die Tatsache bewiesen, daß sie sich nur auf 
London beschränkte. So schreibt z. B. Bonnet, daß der rumänische Botschafter 
Tatarescu ihm gesagt habe, daß die Nachrichten übertrieben seien und daß die 
deutsch-rumänischen Verhandlungen auf einer vernünftigen Basis geführt würden. 
Das Handelsabkommen würde keine politischen Klauseln enthalten und die Rechte 
anderer Nationen nicht berühren. (Bonnet, $. 186) 


* 


Ein weiterer Beweis dafür, daß die Tilea-Aktion britischen Ursprungs war, ist 
die Tatsache, daß Lord Halifax die Lüge auch dann noch aufrecht erhielt, als sie 
von der rumänischen Regierung schon widerlegt war. Diese künstlich erzeugte 
Nebelwand hatte noch nicht ihre Hauptaufgabe erfüllt, nämlich das Anlaufen der 
Polen-Aktion zu verdecken — vor der Weltöffentlichkeit und dem Opfer selbst. 

Um eine geeignete Grundlage zu bekommen, die der englischen Regierung einen 
eleganten Rückzieher ermöglichte, ließ Lord Halifax am Abend Tilea durch Sir 
Cadogan in ein „Kreuzverhör“ nehmen. 

„Er sagte, er wäre von der Wahrheit der Ultimatum-Story überzeugt, welche er 
von einer vertraulichen Quelle in Rumänien erhalten hätte. Er fügte jedoch hinzu, 
daß das Ultimatum etwa 10 Tage vor der Tschechenkrise vorgelegt und dann von 
der rumänischen Regierung abgelehnt worden wäre. 

Der Wirtschaftsminister hätte ihn gestern angerufen und gesagt, die Diskussionen 
mit den Deutschen gingen in Grundsatzfragen weiter, nicht in Details, und daß er 
hoffte, dabei Zeit zu gewinnen. Der Minister hätte die Wahrheit des Ultimatums 
nicht verleugnet. 

Sir Cadogan bemerkte, daß er sie auch nicht bestätigt hätte. Tilea wäre jedoch 
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durch nichts zu erschüttern. Er sagte, es gäbe viele Querströmungen in Rumänien. 
Er wäre überzeugt, daß das Ultimatum vorgelegt und zurückgewiesen worden wäre. 
Was er jetzt fürchte, wäre, daß die abschlägige Antwort nicht aufrechterhalten 
würde. Sir Cadogan sagte, unter diesen Umständen könnte es möglich sein, daß in 
beiden Geschichten etwas Wahres wäre..... ® (DBFP IV Nr. 428) 


Außenminister Bonnet hatte mit dem rumänischen Botschafter in Paris eine Aus- 
sprache über die Lage, bei der auch die Frage der russischen Haltung erörtert wurde. 
Der rumänische Botschafter hatte erklärt, daß Rußland in Rumänien nicht populär 
wäre, besonders nicht unter den höheren Klassen, von denen manche Herrn Hitler 
gegenüber Stalin vorzögen. Er hätte ihm erwidert, daß die Hilfe, die Rußland 
leisten könne — und wenn sie nur in der Lieferung von Kriegsmaterial bestünde —, 
nicht unbedeutend wäre. Außerdem gäbe es eine gemeinsame Grenze zwischen 
Rußland und Rumänien. Der rumänische Botschafter hätte zwar keinen Einwand 
gegen eine Annäherung der Französischen Regierung an Moskau erhoben, aber ge- 
beten, daß die Französische Regierung die Rumänische nicht mit hineinziehen solle. 

(DBFP IV Nr. 458) 


* 


Herr Coulondre macht in einem Bericht an seine Regierung Ausführungen zur 
tschechischen Frage: 

Die tschechische Regierung, die über das Tempo, in dem sich diese Bewegung 
entwickelte, bestürzt war, enthob Herrn Tiso, den sie für zu schüchtern hielt, seines 
Amtes. Auf diesen Fehler hatte Herr Hitler gerechnet. Er scheint erst in diesem 
Augenblick, d. h. gegen den 9. März, die Beschlüsse gefaßt zu haben, die zum Ver- 
schwinden der Tschechoslowakei führten ...... Um zu vermeiden, daß sich Deutsch- 
land der Slowakei bemächtige, erkannten Ungarn und Polen bereits am 14. März 
Ss die Unabhängigkeit derselben an. Deutschland dagegen, obwohl es der Ur- 
heber dieses Planes war, enthält sich der Anerkennung, ja es läßt sogar Preßburg 
durch deutsche Truppen besetzen. Unter dem Druck dieser Maßnahme ersucht Mgr. 


Tiso telegrafisch um den Schutz des Führers, den derselbe unverzüglich zusagt.“ 
(FGB Nr. 79) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker berichtet über den Empfang des Botschafters Cou- 
londre anläßlich der Überreichung der französischen Protestnote: 

„Der französische Botschafter...... legte mir eine Note auf den Tisch mit dem 
Ersuchen, sie zu lesen. Ohne die Note in die Hand zu nehmen fragte ich den Bot- 
schafter, worauf sie sich beziehe. Herr Coulondre antwortete, die Note enthalte 


100 


18. März 1939 


einen Protest wegen unseres Vorgehens gegen die Tschechoslowakei. Ich tat die Note 
alsbald in ihren Briefumschlag und schob sie dem Botschafter wieder zu mit der 
Bemerkung, daß ich mich auf das allerentschiedenste weigere, irgendeinen Protest 
in der tschechoslowakischen Sache von ihm entgegenzunehmen. Ich würde die Note 
auch nicht zur Kenntnis nehmen und riet von vornherein, Herr Coulondre möge 
seiner Regierung nahelegen, ihr Konzept noch einmal zu revidieren.“ Herr Cou- 
londre antwortete, daß er nicht imstande sei, seiner Regierung eine Revision ihres 
Standpunktes nahezulegen. „Rechtlich betrachtet liege eine von dem Führer und 
dem slowakischen Staatspräsidenten zustandegekommene Erklärung vor. Der Staats- 
präsident sei auf seinen eigenen Wunsch nach Berlin gekommen und habe alsbald 
und vorweg dem Herrn Reichsaußenminister erklärt, das Schicksal seines Landes 
in die Hand des Führers legen zu wollen. Ich könnte mir nicht denken, daß die 
französische Regierung katholischer als der Papst sei und sich in Dinge mischen 
wolle, die zwischen Berlin und Prag ordnungsgemäß abgemacht seien. Politisch be- 
trachtet handle es sich außerdem um ein Gebiet, für welches sich bekanntlich auch 
Herr Bonnet dem Herrn Reichaußenminister Anfang Dezember für desinteressiert 
erklärt habe. Ohne diesen Vorgang wäre die Abrede vom 6. Dezember 1938 über- 
haupt nicht erfolgt. Das Abkommen ..... würde durch eine Demarche..... völlig 
sinnlos und verletzt..... (ADAP VI S. 16 f) 


Coulondre sagt in seinem Bericht, daß er dem Staatssekretär geantwortet habe, 
„man könne nicht die geringste Spur derartiger Zusicherungen, weder in der Er- 
klärung vom 6. Dezember, noch in den sie begleitenden Rundfunkansprachen fin- 
den, und daß die französischen Verfasser dieses Vertrages niemals hätten auf den 
Gedanken kommen können, daß er die Anerkennung der völligen Unterdrückung 
der Tschechoslowakei bedeutet, wie weitherzig man ıhn auch auszulegen gewillt sei 
RE wir hätten guten Grund zu der Annahme, die tschechischen Unterhändler seien 
verhindert worden, ihren wahren Willen zum Ausdruck zu bringen.“ (FGB Nr. 78) 


* 


Der deutsche Botschafter v. Welczek berichtet, daß die französische Regierung 
ein Gesetz eingebracht habe, das ihr bis zum 31. 12. 1939 außerordentliche Voll- 
machten zur Ergreifung von Maßnahmen für die Landesverteidigung gewähren soll. 

Er führte über die politischen Gründe für dieses Gesetz ungefähr aus: 

1. Frankreich wird praktisch gegen den neugeschaffenen Zustand nichts unternehmen 
2. Das deutsche Vorgehen habe jedoch in weitesten Kreisen stärkste Besorgnis her- 
vorgerufen, 

a) weil deutsche Maßnahmen als Ausfluß des Eroberungswillens angesehen wür- 


den und Münchener Abkommen sowie deutsch-französische Erklärungen 
ignoriert worden seien, 
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b) weil das deutsche Kriegspotential außerordentlich gesteigert sei und weil zu 
erwarten wäre, daß Italien, um nicht nachzuhinken, schärfer denn je seine 
Forderungen vorwärts treiben würde. Die französische Regierung sei star- 
ken Angriffen ausgesetzt. (ADAP VI SS. 19 f) 

Das beantragte Gesetz wurde von der Kammer mit 321 gegen 264 Stimmen 

angenommen. 


* 


Botschafter Henderson rief Staatssekretär v. Weizsäcker wegen der Übergabe 
der Note an, worauf er ihm erklärte, er verspreche sich von einem Besuch unter 
diesen Umständen nichts. Er könne ihm nur den Rat geben, seiner Regierung vor- 
zuschlagen, sich die Sache nochmals zu überlegen. Dieser ließ daher die Note am 
Nachmittag durch einen Boten überreichen. In der Note fehlt die ausdrückliche 
Feststellung, daß die britische Regierung den neugeschaffenen Status nicht als recht- 
mäßig anerkennen könne. Er wird nur als rechtlich nicht begründer hingestellt. 

(ADAP VIS. 16 u. 22) 


* 


In seinem Bericht über die Rede Chamberlains meint Botschafter v. Dirksen, daß 
dieser damit seine eigene Stellung stärken und der erheblichen Verschärfung der 
englischen Stimmung Ausdruck geben wolle. „Sachlich bedeutet die Rede, daß 
Chamberlain zwar sein bisheriges Ziel der Befriedung Europas auf friedlichem Wege 
beibehält, zur Erreichung des Zieles aber die schärfere, von Halifax vorgeschlagene 
Haltung übernimmt: schärfere Stellungnahme gegenüber Deutschland sowie Versuch 
der Bildung einer Mächtegruppe. Hervorzuheben ist ferner, daß Chamberlain im 
Gegensatz zur bisherigen englischen Haltung Fortdauer des britischen Interesses in 


Osteuropa betont. Dies soll auf französische Veranlassung geschehen sein.“ 
(ADAP VIS. 20) 


* 


v. Dirksen wird telefonisch angewiesen, sich bei der englischen Regierung zu er- 
kundigen, was sie mit der in der Presse angekündigten Berufung Hendersons nach 
London bezwece. Diese Form der Ankündigung würde als unfreundlich emp- 
funden. Er gab am gleichen Tag Bescheid, daß ihm Halifax gesagt habe, daß „die 
Dauer von Hendersons Aufenthalt von dem Effekt seiner Berichterstattung im 
Kabinett und dem weiteren Verlauf der Dinge abhängig sei.“ Darauf erhielt 
v. Dirksen die Weisung, gleichfalls zur Berichterstattung nach Berlin zu kommen. 

(ADAP VIS. 21 £.) 


* 


v. Dirksen berichtet weiter über seine Rücksprache mit Halifax, in der er sich 
über weitere Beleidigungen Hitlers durch die Presse und durch Duff Cooper im 
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Unterhaus beschwerte. Halifax habe erwidert, Duff Cooper sei von Hitler ebenfalls 
angegriffen und als Kriegstreiber bezeichnet worden. Für die Mitglieder der Regie- 
rung sei ein Eingriff nicht möglich gewesen, weil der Sprecher keine Weisung hin- 
sichtlich seiner Geschäftsführung erhalten könne. Er habe Lord Halifax darauf hin- 
gewiesen, daß eine Gleichstellung Hitlers mit Duff Cooper wegen ihrer durchaus 
verschiedenen Stellung nicht möglich sei. Es sei befremdend, daß Halifax nicht in 
der Lage sei, ihm eine befriedigende Erklärung abzugeben. (DWB II Nr. 247) 


%* 


In einem weiteren Bericht nimmt v. Dirksen zur Entwicklung und dem gegen- 
wärtigen Stand der politischen Krise in den deutsch-englischen Beziehungen Stel- 
lung. (DB Nr. 15) 


%* 


Vor der englischen Kabinettssitzung rief Außenminister Halifax den russischen 
Botschafter Maisky zu sich und frug ihn, was die Sowjetunion tun würde, wenn 
Rumänien einem nichtprovozierten Angriff ausgesetzt wäre. Zum amerikanischen 
Botschafter Kennedy sagte er, daß, falls Hitler in Rumänien einrücke, England 
nicht länger stillhalten könnte. Die britische Regierung müsse sich unverzüglich 
über zweierlei entscheiden: ob Hitler bluffe, und daß, wenn es so ist, er gezwungen 
werden müsse, seine Karte anzusagen; daß andererseits, wenn er nicht bluffe, je 
eher je besser seine Herausforderung angenommen werden sollte. Die gestrige Rede 
des Premierministers habe die Regierung ganz deutlich verpflichtet, zu handeln. 
Wenn sich Chamberlain diesem Gedanken sehr stark widerserze, würde es zwi- 
schen ihm und Halifax zum Bruch kommen. 


(Botschafter Kennedy an Außenminister Hull, 18. März 1939) (Tausill, S. 495) 
* 


Chamberlain brach seinen Wochenendurlaub in Birmingham, wo er seinen 70. Ge- 
burtstag feiern wollte, ab und kehrte nach London zurück, um noch am Nachmittag 
eine zweieinhalbstündige Kabinettsitzung zu leiten. Die Nachmittagspresse machte 
ihren Lesern klar, daß man vor einem Einmarsch der deutschen Truppen in Ru- 
mänien stünde, und daß damit ein neuer Weltkrieg kaum zu vermeiden sei. Tau- 
sende von Menschen warteten stundenlang in Downing Street auf die kommenden 
und gehenden Minister, um an ihren Gesichtern die Größe der bevorstehenden 
„Gefahr“ abzulesen. Die Börse zeigte in den Vormittagsstunden Kurseinbußen von 
beträchtlichen Ausmaßen, und die englische Öffentlichkeit ging in den Abendstunden 
dieses Samstages wieder einmal mit dem festen Bewußtsein zu Bett, daß nunmehr 
das Ende vom Ende gekommen sei. (Tönnies, S. 212/213) 
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Am Nachmittag telegrafierte der englische Gesandte Sir R. Hoare aus Bukarest: 
„1. Bitte heben Sie Ihr Telegramm Nr. 36 nach Warschau und Nr. 31 nach Moskau 
auf. 

2. Es erschien mir so entschieden unwahrscheinlich, daß der Außenminister mich 
nicht informiert haben würde, daß sich hier eine unmittelbar drohende Situation 


entwickelt hätte, daß ich ihn anrief, sobald Ihre Telegramme...... entziffert 
waren. Er sagte mir, daß er mit Nachfragen betreffs Bericht über deutsches Ulti- 
matum überschwemmt wäre..... Es wäre kein wahres Wort dran. Ich fragte, 


wie weit Verhandlungen mit Dr. Wohltat fortschritten und erzählte ihm den 
Kern dessen, was der rumänische Gesandte Ihrer Lordschaft gestern gesagt hatte. 
Außenminister zeigte Bestürzung und behauptete unter eingehendem Kreuzver- 
hör, daß Wirtschaftsverhandlungen mit den Deutschen in völlig normalen Bahnen 
wie unter Gleichen weitergingen. Er versicherte mir mit größter Bestimmtheit, 
daß es bislang keinen Versuch gegeben hätte, in die Diskussionen Politik einzu- 
führen und daß der Ton der deutschen Verhandlungen seit dem Tschechencoup 
noch konzilanter wärealsvorher.... Außenminister ist bekümmert, daß der rumä- 
nische Gesandte in seinem Übereifer die Situation falsch dargestellt hat und will 
sich bemühen sicherzustellen, daß dies nicht wiederkehren werde. Er deutete sehr 
an, daß er sehr dankbar sein würde, wenn Sie dem rumänischen Gesandten nicht 
Ihr ganzes Vertrauen entziehen würden..... = (DBFP VI Nr. 297) 


* 


Lord Halifax berichtet dem britischen Botschafter Lindsay in Washington, daß 
er Botschafter Kennedy die Information Tileas gegeben habe. Tilea habe Kennedy 
bereits gestern selbst informiert. 

Er habe ihm von der allgemeinen Bemühung um Vorfühlung in Warschau, Bel- 
grad, Ankara, Athen, Paris und Moskau berichtet, was diese Linder zu tun ge- 
dächten im Falle einer deutschen Aggression in Rumänien. Ohne eine solche Unter- 
richtung sei es offensichtlich unmöglich, Grund und Material zu haben für sichere 
Entschlüsse der eigenen Politik .Kennedy habe zum Ausdruck gebracht, daß, wenn 
Deutschland einen Angriff gegen Rumänien unternehme, die USA mehr bereit 
seien, eine Unterstützungsaktion zu starten, denn wenn sie in Rumänien nichts 
täten, würden sie in viele solche Dinge hineingezogen werden, wie z. B. Aggres- 
sionen gegen die Türkei und Griechenland. (DBFP IV Nr. 416) 


* 


Der deutsche Geschäftsträger in Washington wird angewiesen, gegen die geplante 
Einführung der Zollzuschläge zu protestieren, da deutsche Ausfuhr nicht im Sinne 
des amerikanischen Gesetzes subsidiert würde. 

Er antwortet, daß es sich um eine rein politische Entscheidung im Zusammen- 
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hang mit den gegenwärtigen politischen Ereignissen handelt, die daher auch mit 
sachlichen Argumenten nicht mehr bekämpft werden könne. (ADAP VI S. 27) 


* 


In einem weiteren Bericht teilte Thomsen mit, daß die Presse, die zunächst die Auf- 
lösung der Tschechoslowakei als eine natürliche Folge des Münchner Abkommens 
bezeichnet hatte und überwiegend für ein Desinteressement der Vereinigten Staaten 
an dieser Entwicklung plädierte, nunmehr in raschem Wechsel dazu übergegangen 
sei, Deutschland in haßerfüllter Weise anzugreifen. ..... In dieser Hinsicht hätten 
natürlich die Ausführungen Chamberlains in Birmingham das Ihrige getan, um 
diese Auffassungen zu bestärken und um der gegen uns gerichteten Presse weiteren 
Auftrieb zu geben. Die Rede, die über den nordamerikanischen Rundfunk über- 
tragen wurde, habe große Beachtung gefunden und sei zusammen mit der Erklä- 
rung von Sumner Welles als der gemeinsame Ausdruck englisch-amerikanischer 
Ablehnung begrüßt worden. Letzterer hatte erklären lassen, daß Amerika die von 
Deutschland neu geschaffene Regelung nicht anerkennen werde. (ADAP VTS. 29) 


* 


Der belgische Botschaftsrat, Fürst Ligne, der als Sondergesandter nach Washing- 
ton geschickt worden war, berichtet seiner Regierung über eine Unterredung mit 
dem amerikanischen Außenminister Hull. Dieser habe auf die möglichen Verwick- 
lungen hingewiesen, die zu einem Krieg an den belgischen Grenzen führen könnten 
und sagte ihm: „Wir würden vielleicht drei Tage, drei Wochen oder drei Monate 
brauchen ..... but we would movc.“ Hull habe noch gesagt, daß die Bemühungen 
der amerikanischen Regierung auf eine Erziehung der Massen gerichtet seien und 
daß in dieser Richtung ein Fortschritt zu verzeichnen wäre. „Vor sechs Monaten 
wäre es uns niemals möglich gewesen, so viel Kriegsmaterial zu liefern, wie wir 
jetzt Frankreich und England liefern.“ Auf militärischem Gebiet scheine Amerika 
eine Aufrüstung zu beabsichtigen, die bis zur Grenze des Notwendigen gehe. 


(DWB III Nr. 20) 
* 


Die Sowjetregierung ließ ebenfalls eine Note gegen die Protektoratslösung über- 
reichen. Sie weist daraufhin, daß Hacha keine Ermächtigung vom Volke gehabt 


habe. (ADAP VI Nr. 50) 
%* 


Hermann Raschhofer schreibt in seinem Buch „Die Sudetenfrage“ auf Seite 221: 
„Hugelmann zufolge hat Präsident Hacha sich auch der Zustimmung der Re- 
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gierung, welche nach den Vorschriften der bis dahin geltenden Verfassung der 
Tschechoslowakischen Republik vom Vertrauen der Mehrheit des Parlamentes 
getragen war, versichert. ‚Zu allem Überfiuß haben alle irgendwie maßgebenden 
staatsrechtlichen Organe des bisher unabhängigen Staates, insbesondere die Fräsi- 
denten der beiden Häuser des Parlamentes, durch konkludente Handlungen ihrer 
Anerkennung des neu geschaffenen Zustandes in einer deutlichen, jeden Zweifel 
ausschließenden Weise zum Ausdruck gebracht.’ “ 


* 


Sonntag, den 19. März 1939 


Außenminister Bonner hatte mit dem polnischen Botschafter in Paris eine Aus- 
sprache, in der er ihm sagte, daß die Französische Regierung über das deutsche 
Vorrücken besorgt wäre und geneigt sei zu tun, was sie könnte, um sich dagegen 
zu stemmen. Sie wünsche zu wissen, welche Hilfe Polen zu geben bereit wäre. Der 
polnische Botschafter erwiderte, daß ger polnisch-rumänische Vertrag den Fall eines 
russischen Angriffes decke und nicht den Deutschlands. Er wäre von Oberst Beck 
autorisiert, die Französische Regierung zu informieren, 

1. daß Polen der französisch-polnischen Allianz Wichtigkeit beilege und daß es 
seine Verpflichtung erfüllen würde, falls Frankreich angegriffen würde, doch 
gelte diese Allianz nur im Falle eines Angriffs Deutschlands auf Frankreich; 

2. daß Herr Beck nicht in der Lage sein würde, nach seinem Besuche in London 
auch Paris zu besuchen ; 

3. daß die nützlichste Hilfe für Rumänien sei, nicht Rußland hineinzuziehen, son- 
dern unverzüglich in Budapest und Bukarest Schritte zu unternehmen. 

Hierauf erwiderte Bonnet, daß ihm dieser Kurs kaum angemessen zu sein scheine, 


aber er würde die französischen Gesandten dort demgemäß instruieren. 
(DBFP IV Nr. 458) 


* 


Herr Coulondre benutzt den Sonntag, um sich in einem längeren Bericht an seine 
Regierung in phantasiereiche Erwägungen über die zukünftige politische Entwick- 
lung zu ergehen und die Absichten Hitlers zu deuten. Die im (DB Nr. 16) aufge- 
führten Auszüge vermitteln dem Leser einen Einblick in das unlogische Denken 
der Gegenseite, verraten aber auch deren geheimste „friedliche Absichten“. 


* 


Außenminister Bonnet bestreitet in einem Schreiben an Botschafter Coulondre 
ganz energisch, daß er im Verlauf der Pariser Besprechungen im Dezember 1938 
behauptet habe, die Tschechoslowakei könne nicht mehr Gegenstand irgendeines 
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Meinungsaustausches sein. Er ersucht ihn, bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
gegen diese Darstellung zu protestieren. (FGB Nr. 81) 


* 


Botschafter v. Dirksen berichtet aus London, daß auch in der heutigen Morgen- 
presse die Spekulationen über angebliche deutsche Absichten gegenüber Rumänien 
die Hauptrolle spielten, obwohl bereits zahlreiche Dementis vorlägen. Die Intrigen 
Tilea’s würden von Halıfax als bare Münze genommen. (ADAP VIS. 38 f.) 


%* 


Der britische Gesandte berichtet aus Bukarest an Lord Halifax, daß ihm Außen- 
minister Gafencu anvertraut habe, daß er Tilea furchtbar den Kopf gewaschen 
habe. Er hätte ihn instruiert, sofort zurückzukommen, aber sich dann erweichen 
lassen, dies bis nach dem Besuch des französischen Präsidenten zurückzustellen. 

(DBFP IV Nr. 431) 


* 


Prinzregent Paul von Jugoslawien sagte zum britischen Gesandten in Belgrad, 
daß er nicht verstehen könne, daß die rumänische Regierung einen solchen Schritt 
in London unternommen haben solle, ohne in Belgrad ein Wort zu sagen! 


* 


Lord Halifax telegrafiert an den rumänischen Gesandten in Bukarest, daß der 
Widerspruch der Informationen störend und verwirrend sei. Er solle den König 
aufsuchen und ihn bitten, offen zu erklären: 

a) die genaue Folge der Ereignisse, b) die gegenwärtige Lage, und c) die Ansichten 
und Absichten der rumänischen Regierung in Bezug auf die Zukunft. 


(DBFP IV Nr. 429) 
%* 


Chamberlains Biograph schreibt: (Feiling, S. 401) 

„Seine erste Absicht, erdacht zwischen der deutschen Besetzung Prags am 15. März 
und der Wegnahme Memels von Litauen am 21. 3. (Richtig am 23. 3.) beschrieb 
er in dieser Weise: „eine Erklärung zustande zu bringen, unterzeichnet von den vier 
Mächten Britannien, Frankreich, Rußland und Polen, daß wir im Falle weiterer 
Zeichen von deutschen aggressiven Bestrebungen gemeinsam handeln würden. Ich 
entwarf die Formel selbst..... Ich habe einen Plan ausgearbeitet, den einige 
Minister heute angenommen haben, und den ich morgen dem Kabinett vorlegen 
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will. Er ist ziemlich kühn und aufsehenerregend, aber ich glaube, daß etwas dieser 
Art nötig ist, und wenn ich auch die Reaktionen in Berlin nicht voraussagen 
kann, so habe ich doch die Meinung, daß er uns nicht in eine akute Krise bringen 
wird, jedenfalls nicht sofort..... (Auslassung auch im Original). Wie immer 
wünsche ich Zeit zu gewinnen, da ich niemals die Ansicht akzeptiere, daß Krieg 
unvermeidlich ist..... 

Unterdessen, während er in einem persönlichen Brief Mussolini warnte, daß 
Hitler den Krieg unvermeidlich mache, und während er erwägte, einer polnisch- 
rumänischen Allianz eine Garantie zu geben, gelangten Nachrichten aus vielen 
Quellen nach London, daß ein sofortiger deutscher Angriff, ohne Warnung, jeden 
Augenblick Polen überwältigen könnte. Hiervon kam der Entschluß, den er am 
31. März dem Unterhaus mitteilte.“ 


* 


Nach Hoggan wurde der polnische Außenminister Beck am 19. März 1939 
„von Julius Lukasiewicz und William Bullit der Bereitschaft des Präsidenten Roose- 
velt versichert, alles in seiner Macht stehende zur Herbeiführung eines Krieges 
zwischen der englisch-französischen Front und Deutschland zu tun. Bullitt gab 
dabei zu, er mißtraue immer noch den britischen Absichten in der Sorge, die 
Briten könnten zu einem späteren Zeitpunkt sich zur Beilegung ihrer Streitigkeiten 
veranlaßt sehen. Jedes entsprechende Abweichen von einer britischen Kriegspolitik 
werde indessen auf den energischen Widerstand des Präsidenten Roosevelt stoßen. 
Bullitt war von Premier Daladier benachrichtigt worden, die Briten hätten vor, 
Rumänien eine englisch-französische Gebietsgarantie abzubieten. Von diesem Plan 
war der amerikanische Diplomat sehr angetan. (57) 

Bullitt ließ Polen wissen, ihm sei die Hoffnung der Deutschen auf die Erwerbung 
Danzigs bekannt und er rechne mit der polnischen Bereitschaft, die Danzigfrage zu 
einem Kriegsanlaß zu machen...... “ (58) 

Als Quelle für diese schwerwiegende Behauptung gibt Hoggan in den An- 
merkungen 57, 58 an: J. Lukasiewicz, Rokowanja in Wazniejsze Rozmowy Czas 
od Marca do Wrescnia 1939 (Manuskr.) London 2 f. (Hoggan, S. 412) 


* 


Der britische Botschafter Seeds in Moskau berichtet Lord Halifax, daß er Außen- 
minister Litwinow gesprochen habe. Die Sowjetregierung nehme den Standpunkt 
ein, daß es keinen Zweck habe, wenn verschiedene Regierungen sich gegenseitig 
fragten, welche Schritte die anderen unternehmen würden, bevor sie sich selbst 
über ihre eigenen Schritte entschließen. Sie schlage deshalb vor, daß Delegierte der 
Regierungen Englands, der Sowjetunion, Frankreichs, Polens und Rumäniens zu- 
sarnmentreffen sollten, um die Möglichkeiten einer gemeinsamen Aktion zu disku- 
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tieren und er, Litwinow, schlage daher vor, daß Bukarest der passendste Treff- 
punkt sein würde. (DBFP IV Nr. 421) 


* 


Lord Halifax teilt dem britischen Botschafter Seeds in Moskau mit, daß er dem 
russischen Botschafter Maisky gesagt habe, daß die Englische Regierung es unter 
den gegenwärtigen Umständen kaum einrichten könne, einen verantwortlichen 
Minister zur Teilnahme an der Konferenz abzusenden. Ferner sei eine solche Kon- 
ferenz gefährlich ohne die Gewißheit, daß sie erfolgreich sein würde. SMR sei 
gegenwärtig mit der Erwägung eines Vorschlages beschäftigt, der dem russischen 
nicht unähnlich wäre, aber von dem sie dächte, daß er besser berechnet wäre, 
die gewünschten Ergebnisse zu erzielen. Er könne zwar darüber noch nicht 
eingehender sprechen, aber es könnte ziemlich rasch möglich sein, Mittel 
und Wege zu finden, mit denen die genannten Mächte öffentlich ihre 
Solidarität in der Haltung erklären könnten in einer Form, daß dieser Schritt 
ein unmißverständliches Gefahrensignal für die Deutsche Regierung bilden würde. 
Ein solcher Schritt könnte auch die kleineren Staaten ermutigen, mitzumachen. Er 
habe Maisky zugesagt, daß die sowjetische Regierung baldigst weitere Informa- 
tionen erhalten solle. (DBFP IV Nr. 433) 


Montag, den 20. März 1939 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop empfing den litauischen Außenminister 
Urbsys zur Aussprache über die Memelfrage. (DB Nr. 17) 


* 


Der deutsche Geschäfsträger meldet aus Paris, daß sich nach der Verkündung des 
Gesetzes über Sondervollmachten die Aufmerksamkeit neben dem Willen zu 
äußerster Aufrüstung auf die Frage konzentriere, wie dem deutschen Ausdehnungs- 
drang ein Schutzwall entgegengesetzt werden könne. In erster Linie würde aus 
militärischen Gründen die Notwendigkeit zur Verteidigung Rumäniens betont, 
da rumänisches Petroleum und Getreide Deutschland die Führung auch eines lan- 
gen Krieges ermöglichten. Die Presse äußere sich zustimmend zur führenden Rolle 
Englands in den Bemühungen um den Zusammenschluß „friedlicher“ Großmächte. 
Was Italien anlange, rege sich seit den tschechischen Ereignissen die Hoffnung, 
dieses Land von der Achse zu lösen. (ADAP VI SS. 43) 


* 
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Die französische Regierung führt in einer Note an den britischen Botschafter in 
Paris aus, daß nach ihrer Ansicht „die neue deutsche Unternehmung, möge sie im 
Augenblick auch nur gegen Osten gerichtet sein, im Falle des Erfolges nicht weniger 
die Hegemonie des Reiches in Europa nach sich ziehen würde mit all dem, was 
solch eine Eventualitäit an Drohung für die Sicherheit und die lebenswichtigen 
Interessen Frankreichs und Großbritanniens einschließt“. Sie erkläre sich daher 
bereit, Rumänien Beistand zu leisten, falls dies Gegenstand einer deutschen Aggres- 
sion werden würde und sei ferner bereit, mit der britischen Regierung auf 
jegliche Weise zu prüfen, ob eine gemeinsame Aktion möglich sei. 

(Freund II S. 46) 


* 


Außenminister Bonner hatte eine Aussprache mit dem Sowjerbotschafter in 
Paris. Dieser erwähnte den russischen Vorschlag einer Konferenz in Bukarest, 
worauf Bonnet erwiderte, daß er nicht glaube, daß Rumänien davon begeistert 
sein würde. Wichtig wäre herauszufinden, was jede Partei zur Hilfe beitragen 
könne. Die russische Hilfe wäre sehr nützlich, falls Polen und Rumänien zustimm- 
ten, daß Rußland sie geben sollte. Es wäre wichtig, diese Randstaaten nicht zu 
erschrecken, sondern mit Vorsicht vorzugehen. Was gewünscht würde, seien nicht 
Gesten, sondern Taten. Frankreich selbst hätte damit begonnen, indem es seiner 
Regierung Vollmachten gegeben habe. (DBFP IV Nr. 458) 


* 


Außenminister Halifax hielt im Oberhaus eine längere Rede, in der er sich mit der 
Vorgeschichte des Protektorats befaßte, natürlich in englisch gefärbter Sicht: 

„Ich brauche selbst nicht daran zu erinnern, daß das britische Weltreich nach dem 
Grundsatz der Erziehung zur Selbstbeherrschung geführt wird. Wo immer wir in 
der Welt hingekommen sind, haben wir Freiheit und Selbstregierung als Spuren 
hinterlassen, und unsere Vergangenheit hat nichts zu schaffen mit der Unter- 
drückung der Unabhängigkeit von Völkern..... Unser Volk war nicht rückständig 
in der Erkenntnis einiger Fehler des Versailler Vertrages, die einer Verbesserung 
bedurften, aber jedes Mal, wenn in vergangenen Jahren sich eine Gelegenheit für 
einen Fortschritt in der gegenseitigen Verständigung zu zeigen schien, unternahm 
die deutsche Regierung eine Aktion, die diesen Fortschritt unmöglich machte. Ganz 
besonders war das in den letzten Monaten der Fall..... Der Versuch, den Geist 
freier Völker zu unterdrücken, hat sich auf die Dauer immer als unmöglich erwie- 
sen. Falls die Geschichte uns führen kann, dürfte das deutsche Volk die Aktion 
noch einmal bedauern, die in seinem Namen gegen das Volk der Tschechoslo- 
wakei unternommen worden ist. Vor zwanzig Jahren hat dieses Volk der Tschecho- 
slowakei, unterstüzt und ermutigt durch den größeren Teil der Menschheit, seine 


Freiheiten zurückgewonnen. Jetzt sind sie ihm mit Gewalt wieder geraubt worden.“ 
(BBBNr. 10) 
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In einem Bericht der deutschen Botschaft aus London heißt es: „Die britische 
Regierung hat die Initiative für Besprechungen fest in der Hand. Sie wünscht, 
mit der Festlegung der zu befolgenden Politik voranzugehen, um zu vermeiden, 
daß die anderen Staaten konditionelle Erklärungen abgeben, die nach britischer 
Ansicht ihren Zweck nicht erreichen werden..... Wie ich weiter höre, soll es zu 
einer scharfen Auseinandersetzung zwischen Lord Halifax und dem Berliner Bot- 
schafter Henderson gekommen sein, als dieser über seine Berliner Eindrücke 
berichtete.“ (ADAP VI S. 42) 


* 


Chamberlain sagte im Unterhaus: „Die Regierung muß sehr genaue Über- 
legungen mit anderen Regierungen anstellen, um sich über alle Fragen des deut- 
schen Vorgehens in der Tschechoslowakei klar zu werden, ehe sie eine Erklärung 
dazu abgeben kann.“ 


* 


Der Erzbischof von Canterbury erklärte als Mitglied des Oberhauses: 

„Ich gebe zu, daß es viele gibt, denen die Zusammenarbeit mit Sowjetrußland 
schwierig erscheint. Aber wenn entscheidende Dinge auf dem Spiel stehen, müssen 
wir bereit sein, Hilfe, von welcher Seite auch immer, anzunehmen.“ 


* 


Botschaftsrat v. Tippelskirsch schreibt aus Moskau an Legationsrat Schliep: 

„Die Sowjetregierung äußert ihren Standpunkt zwar mit einer Note, jedoch auf 
eine Art und Weise, die sie weiteren Aktionen überhebt. Ihre gegenwärtige Hal- 
tung muß überhaupt unsere Aufmerksamkeit erregen. Es ist schon aufgefallen, 
mit welcher Zurückhaltung Stalin in seiner Rede vor dem Parteikongreß über 
Deutschland gesprochen hat. Noch auffallender finde ich gewisse Bemerkungen 
Litwinows an die japanische Botschafterin..... Er habe erklärt, daß Deutschland 
und Italien im Begriffe ständen, ihr Verhältnis zur Sowjetunion zu arrangieren.“ 

(ADAP VISS. 46) 


* 


Lord Halifax übermittelt Botschafter Kennard ein Memorandum für die pol- 
nische Regierung, in der er dieser den Beitritt zu einer gemeinsam abzugebenden 
Erklärung vorschlägt. (DB Nr. 18) 


* 


Premierminister Chamberlain wendet sich in einem Brief an Mussolini, womit 
er die auf lange Sicht geplante Trennung der Achsenpartner einleiten will: 2... Sie 
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äußerten damals die Meinung, daß Herr Hitler Frieden brauche, um das größere 
Reich zusammenzuschmelzen und daß Sie nicht glaubten, er habe ein neues Aben- 
teuer im Sinne. Was immer seine Ansichten damals gewesen sein mögen, so hat er 
in der Tat einen Schritt unternommen, der im völligen Widerspruch zu den Ver- 
sicherungen zu stehen scheint, die er mir gab..... Bedeutet das, daß die Ereignisse 
in der Tschechoslowakei nur das Vorspiel zu weiteren Versuchen der Herrschaft 
über andere Staaten sind? Wenn das der Fall ist, dann sehe ich voraus, daß früher 
oder später — und wahrscheinlicherweise früher — ein zweiter großer Krieg 
unvermeidbar ist.“ (Freund II S. 40) 

Im Schluß dieses Briefes heißt es nicht, daß Großbritannien es nicht hinnehmen 
könne, „daß ein einzelner Staat auf dem Kontinent ein solches Übergewicht be- 
käme, wie es bei Deutschland der Fall zu sein scheine, wenn es nicht durch Gewalt 
in Schach gehalten werde.“ (Nicoll, $. 133) 


* 


Botschafter Kennedy erfuhr von diesem Brief durch Lord Halifax, der sich be- 
mühte, ihn im wesentlichen über die britische Politik auf dem laufenden zu halten. 
Auf die Frage Kennedys, ob Britannien geneigt wäre, für die italienische Mitwirkung 
einen „hohen Preis“ zu zahlen, meinte Halifax, „er glaube schon, aber er wolle 
damit lieber nicht herausrücken, bevor er gesehen hätte, daß Mussolini seinen 
Teil erfülle?). 

') Botschafter Kennedy an Außenminister Hull, London, 20. März 1939. 
(Tansill, S. 555) 


* 


Der britische Gesandte Hoare in Bukarest berichtete an Lord Halifax, daß der 
rumänische König ihm ausdrücklich versichert habe, daß es zu keinem Zeitpunkt 
ein Ultimatum gegeben hätte. Es gäbe viel in den deutschen Vorschlägen, was un- 
schmackhaft wäre, aber die Art, in der sie vorgebracht worden wären, sei ın 
keiner Weise außerhalb der üblichen Form. Er, Hoare, könne sich fest darauf ver- 
lassen, daß er sofort informiert worden wäre, wenn ein Kriegsultimatum gestellt 


worden wäre. (DBFP IV Nr. 443) 
%* 


In einem Brief an den Grafen Ciano schreibt Reichsaußenminister von Ribben- 
trop: „ Es ist meine feste Überzeugung, daß unsere Aktion, die an der Südost- 
grenze des Reiches endgültig Ruhe und Ordnung geschaffen hat, die westliche 
Stärkung der Achse Rom-Berlin bedeutet und daß sich diese Auswirkung im Laufe 
der Entwicklungen immer deutlicher zeigen wird. Daß der rapide Verlauf der 
Aktion und ihr Ergebnis für Sie, wie Sie neulich Herrn von Mackensen gegenüber 
angedeutet haben, in gewissem Sinne eine Überraschung war, kann ich wohl ver- 
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stehen. Die Entschlüsse des Führers haben, als sich die Dinge in den letzten Wochen 
auch für uns selbst überraschend zuspitzten, sehr schnell und ohne die Möglichkeit 
langer Vorbereitungen gefaßt werden müssen..... Ebenso, wie sich auch der 
Duce an der Tschechei desinteressiert hat, sind wir an der kroatischen Frage des- 
interessiert und würden uns, wenn überhaupt, in dieser Hinsicht nur in engstem 
Anschluß an die italienischen Wünsche betätigen.“ (ADAP VI SS. 52 f.) 


* 


Die „Deutsche diplomatisch-polnische Information“ nimmt in einer Auslassung 
Stellung zur englischen Behauptung vom Bruch des Münchner Abkommens durch 
Deutschland. (DB Nr. 19) 


Dienstag, den 21. März 1939 


Staatssekretär v. Weizsäcker weist in seinem Telefongespräch den deutschen Ge- 
sandten Zechlin in Kowno darauf hin, daß keine Zeit zu verlieren sei, da die Ent- 
wicklung sonst bedenkliche Richtung nelımen könne. Man rechne damit, daß die 
lirauische Delegation morgen mit einem Extraflugzeug hierher käme. Er halte es 
für wenig opportun, daß die litauische Regierung zur Niederhaltung der Gefahr 
innerer Unruhen den Kriegszustand erkläre. Deutschland könne nicht untätig zu- 
sehen, wenn durch die geplanten Maßnahmen der litauischen Regierung Unruhen 
im Memelland entstehen würden. Nach einem Eingreifen sei an Verhandlungen 
dann nicht mehr zu denken. Die litauische Regierung möge über ihre Bereitschaft, 
das Memelgebiet aus freien Stücken an Deutschland abzutreten, ein Kommunique 
entwerfen und durch die Vermittlung Zechlins vorlegen lassen, damit man der 
Formulierung zustimmen könne. (ADAP V S. 437) 

Zechlin teilte bald danach mit, daß ihn Urbsys soeben dahingehend verständigt 
habe, daß er dem Kabinett die Annahme des deutschen Vorschlages empfehlen 
wolle. (ADAP V S. 438) 


* 
Der Bulgarische Gesandte sagte zum Leiter der Politischen Abteilung, er habe 
aus seinen Gesprächen mit dem litauischen Gesandten den Eindruck gewonnen, 
daß Litauen bereit sei, das Memelgebiet herauszugeben, wenn es für seine Investi- 


tionen im Memeler Hafen eine beträchliche Geldsumme erhielte, mit der es weiter 
nördlich einen neuen Hafen bauen könne. (ADAP VI S. 61) 


* 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop empfing den polnischen Botschafter Lipski 
zu einer Aussprache über die deutsch-polnischen Beziehungen. (DB Nr. 20) 
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Der eigene Bericht Lipskis deckt sich mit Ribbentrops Aufzeichnung. Er schließt: 
„Die Anregung Herrn von Ribbentrops zu einer Besprechung, deren Zeitpunkt 
überstürzt angesetzt werden soll, bildet den Beweis dafür, daß die Deutschen be- 
schlossen haben, ihr Ostprogramm rasch zu verwirklichen, und deshalb wünschen 
sie genau zu wissen welche Haltung Polen definitiv einhalten werde. Bei diesem 
Stand der Dinge erhält die Unterredung eine überragende Bedeutung und muß in 
jeder Hinsicht geprüft werden. Ich nehme an, daß Sie, Herr Minister, mich in etwa 
zwei Tagen zur Berichterstattung über diese Angelegenheit zu sich rufen wollen.“ 

Ferner soll Ribbentrop noch betont haben, daß „eine Verständigung zwischen 
uns selbstredend deutlich antisowjetische Tendenz haben müsse.“ (PWB Nr. 61) 

Professor Freund behauptet, daß das deutsche Weißbuch die Aufzeichnung des 
Reichsaußenministers zum Teil in einer eindeutig sinnentstellenden Weise ver- 
ändere, weil u.a. folgender Absatz weggelassen worden sei. „Die Behandlung, die wir 
der ukrainischen Frage hätten zuteil werden lassen, zeige, wie loyal sich Deutsch- 
land halte. Aus der Enttäuschung, die bei den Ukrainern zum Ausdruck käme, 
könne er sehen, wie schnurgerade wir unsere Politik führten. Wie ich seinerzeit 
in Warschau Außenminister Beck versichert hätte, seien wir bereit, die ukrainische 
Frage in rein polnischem Sinne anzufassen.“ (ADAP VI Nr. 61) 


* 


Der deutsche Konsul in Teschen teilt mit, daß aus fast allen Plätzen des Olsa- 
gebieres laufend Nachrichten neuer Entlassungen von Volksdeutschen eintreffen. 
Es ergäbe sich der Eindruck einer großangelegten Massenaktion gegen die gesamte 
deutsche und tschechische Arbeiter- und Angestelltenschaft. (DWB II Nr. 126) 


* 


Außenminister Bonnet berichtet: 

„Am anderen Morgen traf der Präsident der Republik, den ich auf seiner Reise 
begleitete, auf dem Viktoria-Bahnhof ein, wo ihn König Georg VI. und seine 
Minister erwarteten. Der Empfang durch die dichtgedrängte Menge in den Stra- 
ßen Londons war begeisternd. Ohne Zweifel war die Entente cordiale — wie 
Neville Chamberlain gern wiederholte — nie volkstümlicher. Das englische Königs- 
paar empfing uns großartig und mit seiner gewohnten großen Liebenswürdigkeit. 
Vor dem großen Galadiner zu Ehren von Lebrun bat uns Lord Halifax einige 
Augenblicke in sein Arbeitszimmer, um uns über die Lage zu unterrichten.“ 

(Bonnet, Vor der Katastrophe, $. 190) 

Von dem Protokoll dessen, was in den „einigen Augenblicken“, die immerhin 
13/ı Stunden dauerten, besprochen wurde, bringe ich im DB Nr. 21 den Hauptteil. 
Dieses Protokoll betrachte ich als Schlüsseldokument, dessen Bedeutung nicht hoch 
genug eingeschätzt werden kann, bekunden doch die Verhandlungspartner unver- 
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blümt, daß Polen notfalls unter Druck gezwungen werden müsse, bei der geplanten 


Einkreisung Deutschlands mitzumachen. Ferner offenbart es in eindeutiger Weise 
ihre sonstigen Spekulationen. 


* 


Lord Halıfax empfing am Vormittag den polnischen Botschafter Raczynski, 
welcher ihm zunächst sagte, daß er keine besondere Instruktion hätte, irgendeine 
Angelegenheit mit ihm zu besprechen. Sie erörterten zunächst das Verhältnis 
zwischen den Staaten Polen und Rumänien und Ungarn. Anschließend sagte Lord 
Halifax dem Botschafter, „daß ich ihm ganz grob die Frage stellen wollte: Wäre 
es seine persönliche Meinung, daß, falls Rumänien von Deutschland bedroht würde, 
Polen dazukonnmen müßte? Der Botschafter erwiderte, daß es seiner Meinung 
nach eine 99 prozentige Chance gäbe, daß Polen hineinkommen würde.“ Lord 
Halifax instruierte dann den Botschafter über den der polnischen Regierung unter- 
breiteten Vorschlag einer Vier-Mächte-Erklärung. „Graf Raczynski sagte, daß er 
persönlich den Vorschlag wärmstens begrüße. Polen wäre in einer schwierigen 
Lage zwischen seinen beiden mächtigen Nachbarn und müßte zwangsläufig einen 
Vorschlag dieser Art von jedem möglichen Gesichtspunkt aus betrachten. Die 
polnische Regierung hätte in der Vergangenheit hinsichtlich der Haltung Englands 
und Frankreichs Zweifel gehabt und wäre sich sehr der Gefahr bewußt, in der 
Isolation gelassen zu werden. Es wäre ihm jedoch klar, daß die Haltung SMR und 
des britischen Volkes anders wäre als sie zur Zeit der tschechischen Krise im letzten 
Herbst gewesen wäre..... “ Lord Halifax sagte: „So weit, wie z. B. Danzig be- 
troffen wäre, könnte es unsere Meinung sein, daß, falls Polen und Deutschland 
die Frage durch direkte Verhandlungen regeln könnten, es umso besser wäre; falls 
aber die Frage sich in einer solchen Weise entwicklen sollte, daß sie die polnische 
Unabhängigkeit bedrohe, dann hätte es SMR als eine Frage zu behandeln, welche 
sie selbst aufs ernsteste anginge..... “ Das war ein klares Angebot einer englischen 
Garantie für Polen. (DBFP IV Nr. 471) 


* 


Obwohl die Tilea-Lüge seit 3 Tagen einwandfrei dementiert war, gab Lord Hali- 
fax dem britischen Botschafter Lindsay in Washington den Auftrag, das State 
Department von den Äußerungen Tileas vom 17. März zu informieren. Er teilte 
ihm ferner mit, daß die Regierungen von 4 Ländern gebeten worden seien, sich 
zu äußern, wie sie zu dem beabsichtigten deutschen Vorgehen gegen Rumänien 
stünden. Erst am Schlusse teilt Halifax dem Botschafter mit, daß Zweifel an der 
Richtigkeit des rumänischen Berichtes aufgetaucht seien. Trotzdem würden die 


Ermittlungen fortgesetzt. (DBFP IV Nr. 454) 
* 
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Lord Halifax berichtet, daß er dem türkischen Botschafter einen allgemeinen 
Überblick über den britischen Vorschlag gegeben hätte. Dieser hätte gesagt, daß 
die Türkei auf jeden Fall ihren Balkanverpflichtungen nachkommen würde. Auf 
die Frage von Lord Halifax, ob, wenn Polen zum Beispiel angegriffen würde und 
wenn Frankreich und Großbritannien ihm zu Hilfe kämen, die Türken bereit 
wären, sich mit ihnen zu vereinigen, antwortete der Botschafter, daß dies der Fall 
sei, wenn Großbritannien bereit wäre, sich für die Interessen der Türkei im Mittel- 
meer einzusetzen. (DBFP IV Nr. 458) 


* 


Winston Churchill schrieb folgenden Brief an Premierminister Chamberlain: 
(Churchill, I. 1 S. 423 f) 
„Ich möchte den Vorschlag wiederholen, den ich Ihnen gestern Nachmittag im 
Vorsaal machte, daß die Fliegerabwehr von nun an auf volle Bereitschaft gebracht 
werden sollte. Eine solche Maßnahme kann nicht als aggressiv gelten, aber sie 
würde den Ernst der Schritte unterstreichen, welche die Regierung Seiner Majestät 
auf dem Kontinent unternimmt. Die Einberufung dieser Offiziere und Mann- 
schaften würde ihre Leistungsfähigkeit mit jedem Tag ihres gemeinsamen Dienstes 
steigern. Die Wirkung im Land würde eher in Vertrauen als in Beunruhigung 
bestehen. Aber vor allem beschäftigt mich, wie Hitler es auffassen würde. Er muß 
in diesen Augenblicken intensivster Anspannung ausgesetzt sein. Er weiß, daß wir 
eine Koalition zu bilden suchen, um seiner weiteren Aggressionspolitik Schranken 
zu setzen. Einem solchen Menschen ist alles zuzutrauen. Die Versuchung eines über- 
raschenden Angriffs auf London oder auf die Flugzeugfabriken, um die ich noch 
besorgter bin, würde beseitigt, wenn bekannt würde, daß alles bereit ist. Tatsäch- 
lich wäre dann keine Überraschung mehr möglich, und damit fiele der Anreiz für 
die größten Gewalttätigkeiten dahin, und es könnten vorsichtigere Überlegungen 
durchdringen.“ 


* 


Außenminister Bonner übermittelt noch eine andere Äußerung echt britischer 
Friedensliebe und Logik: 

„Beim Abendempfang im Buckinghampalast sagte mir die elegante Frau eines 
hohen englischen Beamten voller Leidenschaft: „Ich habe mehrere Söhne, die ich 
liebe, aber lieber möchte ich sie sterben sehen, als ein unter der Herrschaft Hitlers 
stehendes Europa hinzunehmen!“ (Bonner, $. 192) 


* 


Der britische Botschafter Kennard berichtet über sein Gespräch, das er mit dem 
polnischen Vizepräsidenten Arciszewski hatte. Dessen erste Reaktion auf den bri- 
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tischen Vorschlag sei Furcht hinsichtlich der Auswirkungen gewesen, die eine Er- 
klärung dieser Art auf Deutschlands Haltung gegenüber Polen haben würde. Er 
habe ihm erwidert, daß, wenn er auch diese Besorgnisse gut verstünde, es nicht 
vergessen werden sollte, daß Polen eines der Länder wäre, die am unmittelbarsten 
von jeder weiteren deutschen Aggression bedroht wären. Arciszewski habe auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen, die für Polen in der militärischen oder politischen 
Zusammenarbeit lägen. Darauf habe er erwidert, wie wichtig für Polen ein freund- 
liches Rußland wäre als Versorgungsquelle von militärischem und anderem Roh- 
material und im Falle des Krieges für alle Verbindungen ganz allgemein. 


(DBFP IV Nr. 459) 
* 


Anschließend teilt Kennard dem Außenminister Halifax seine Auffassung über 
die polnische Haltung mit. Es sei klar, daß die britische Einladung die polnische 
Regierung vor die Notwendigkeit einer kritischen Entscheidung stelle. Die Polen 
würden benötigt sein sich kritisch zu fragen: 

1. Ob es tatsächlich irgendeine Bedrohung ihrer Unabhängigkeit gibt, die es 

rechtfertigen würde, daß sie das deutsche Mißfallen provozieren, 

2. ob andere Unterzeichner bereit und in der Lage sind, ihnen nicht nur durch 
den schließlichen Krieg zu helfen, sondern auch durch eine Periode eines un- 
sicheren Friedens, die einer solchen Erklärung folgen dürfte.“ 

Wahrscheinlich hofften Beck und seine Mitarbeiter auf irgendeinen Schutz gegen 
Deutschland, aber noch gestern abend hätten Beamte ihr Widerstreben dahingehend 
geäußert, auf Kollektivgarantien zu trauen, außer im Falle unmittelbarer Gefahr, 
und selbst dann nur in militärischen Zusagen. Er — Kennard — denke, „Polen 
würde es bei weitem vorziehen, seine bestehenden Abkommen mit Frankreich und 
Rumänien und sogar der Sowjetunion zu verstärken, als daß es Deutschland durch 
die Unterzeichnung und Veröffentlichung eines neuen, gegen Deutschland ge- 
richteten, herausfordert. 

Die Unterschrift SMR würde natürlich für die polnische Regierung großes und 
möglicherweise entscheidendes Gewicht haben. Aber ich fühle mich verpflichtet, 
die Aufmerksamkeit auf die wirklichen Schwierigkeiten der polnischen Regierung 
zu lenken. 

Ich habe nur wenig Zweifel, daß Polen unter den gegenwärtigen Umständen 
verzweifelt kämpfen würde, wenn seine Grenzen von deutschen Truppen über- 


schritten würden.“ (DBFP IV Nr. 465) 
x* 


Botschafter Kennard versuchte, vom polnischen Außenminister etwas über die 
Haltung Polens in der litauischen Frage zu erfahren. Dieser habe jedoch aus- 
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weichend geantwortet, doch scheine es ziemlich klar zu sein, daß Polen keinen 
Schritt unternehmen würde, wenn nur das Memelland in Frage stünde. Die pol- 
nischen Herren andererseits wären begierig gewesen zu erfahren, wie die Haltung 
SMR sein würde im Fall, daß die deutschen Ansprüche über das Memelland hinaus- 
gingen. (DBFP IV Nr. 478) 


* 


Beim Empfang des britischen Handelsministers Hudson sagte der polnische 
Außenminister, daß die Tatsache seines Besuches in Berlin bereits Störungen erge- 
ben hätte und daß, wenn er zustimmen würde, sich an einer Erklärung zu beteili- 
gen, die von der Sowjetregierung unterzeichnet wäre, das die deutsche Erbitterung 
noch weiter betonen würde. (DBFP IV Nr. 479) 


* 


Am Abend beauftragt Staatssekretär Weizsäcker die verschiedenen deutschen Bot- 
schaften, vorsichtige Erkundigungen über die beiden britischen Demarchen (Rumä- 
nien und gemeinsame Erklärung) einzuziehen, ebenfalls bezgl. der Pressenach- 
richten, daß die Sowjetunion eine Konferenz in Bukarest vorgeschlagen habe. 

(ADAP VIS. 56) 


* 


Botschaftsrat von Wühlisch schreibt aus Warschau an das Auswärtige Amt: „Wir 
haben hier immer mehr den Eindruck, daß der hiesige amerikanische Botschafter 
Biddle einen ungünstigen Einfluß auf die polnische Politik ausübt. Herr Biddle hat 
in hohem Maße das Wort des Herrn Beck und ist ein Werkzeug des bekannten 
amerikanischen Botschafters Bullit in Paris, der ja genügend Unheil anrichtet. Biddle 
telefoniert täglich mit Bullit. Da das Telefon über Berlin geht, wäre es vielleicht 
doch möglich, diese Gespräche abzuhören.“ (ADAP VI S. 62) 


Mittwoch, den 22. März 1939 


In den ersten Morgenstunden gab Staatssekretär Weizsäcker dem deutschen Ge- 
sandten den telefonischen Auftrag, dafür zu sorgen, daß die litauische Regierung 
an Stelle eines unbefriedigenden Kommentars ein Kommuniqu& herausgebe, das 
besage, daß Litauen der Rückkehr des Memelgebiets an Deutschland zugestimmt 
habe und daß eine litauische Delegation zur Regelung der Einzelheiten nach Ber- 
lin reisen werde. (ADAP V S. 438) 

Um 13 Uhr teilte der litauische Gesandte in Berlin mit, daß die litauische Dele- 
gation um 14 Uhr in Kowno abfliegen werde. Auf seine Mitteilung, daß die Memel- 
deutschen bereits Banken und Genossenschaften übernommen hätten, wurde ihm 
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erwidert, daß an vielen Stellen bereits die Litauer abgezogen seien und daß dies 
daher zum ordnungsgemäßen Schutze geschehen sei. (ADAP V S. 441) 

Der Vertrag, wonach Litauen das Memelgebiet an Deutschland zurückgibt und 
dagegen in kostenfreier Pacht einen Freihafen erhält, wird in den späten Abend- 
stunden durch den Reichsaußenminister v. Ribbentrop und den litauischen Außen- 
minister Urbsys abgeschlossen. Der Vertrag enthält auch eine Nichtangriffs- 
erklärung. (ADAP V S. 441 Anm. 2) 

In der ersten und zugleich letzten Sitzung des am 11. Dezember 1938 gewählten 
Memellandtages verlas der Führer der Memeldeutschen eine Proklamation in der 
es hieß: „Unzählige Male haben wir, noch unter dem letzten Kriegsgesetz und 
erst recht seit wir unseren Marsch in die Freiheit antraten, freiwillig erklärt: „Wir 
wollen heim ins Reich’.“ (DD Nr. VIV/2 $. 550) 


%* 


Graf Szembek vermerkt in seinem Tagebuch in Bezug auf die von England vor- 
geschlagene Viermächteerklärung: (Szembek S. 433) 


„Er, Beck, hat mich davon unterrichtet, daß England uns einen Vierervertrag mit 
Frankreich und den Sowjets vorgeschlagen hat. Dieser Vorschlag bedeutet gewisse 
verführerische Aussichten, aber Beck überlegt sich dieselben sehr. Unsere Zustim- 
mung an eine solche Gruppe könnte sofort einen Angriff Deutschlands provozieren. 
Der Minister neigt daher zu der Konzeption eines bilateralen Vertrages mit Eng- 
land, der Frankreich und die Sowjets außerhalb ließe, um nicht den Anschein zu- 
geben, einen großen Einkreisungsplan um Deutschland mitzumachen. Ein Kurier 
fährt heute nach London mit Instruktionen in diesem Sinne. 


Gef Der deutsche Außenminister hat die Formen der Höflichkeit gewahrt, 
aber im Grunde war sein Vorbringen verletzend; er hat z. B. erklärt, daß Deutsch- 
land zur Entstehung Polens beigetragen habe. Er ist u. a. auf die Frage einer Reise 
Becks nach Berlin zurückgekommen, die unter den aktuellen Bedingungen natürlich 
absolut unmöglich ist. Der Botschafter hält es nicht für ausgeschlossen, daß Deutsch- 
land seine Forderungen in der Form eines Ultimatums aussprechen wird. Das III. 
Reich will uns einfach einkreisen. Lipski wird in Warschau bleiben, bis er Instruk- 
tionen von Beck erhält. Ich nehme aber an, daß sich die Mühe tatsächlich nicht 
lohnt, mit den Deutschen zu sprechen.“ 


* 


Der französische Botschafter Leon Noel berichtet: 

„Ich erinnere mich eines Diners, das am 22. März in der französischen Botschaft 
stattfand: General Stachiewicz, Chef des großen Generalstabes, Graf Michel 
Lubienski, Becks Kabinettsdirektor und andere polnische Persönlichkeiten waren 
unter den Gästen. Das Diner und der Abend waren trübsinnig. Die Polen, sonst 
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so lebhaft, so glänzend, so freundlich, hatten Mühe, die Unterhaltung aufrecht- 
zuerhalten. Man las auf den Gesichtern eine große Unruhe.“ (Noel, S. 303) 


* 


Botschafter Kennard berichtet an Lord Halifax, daß ihm Außenminister Beck 
gesagt habe, daß der polnische Botschafter instruiert sei vorzuschlagen, „daß SMR 
und die polnische Regierung sofort ein geheimes Übereinkommen der Konsultation 
eingehen sollten im Sinne der vorgeschlagenen Erklärung. Dieses Übereinkommen 
würde einer endgültigen Entscheidung nicht Abbruch tun hinsichtlich der Erklä- 
rung, zu der er die Meinung seiner Regierung später mitteilen würde, da sie noch 
keine Zeit gehabt hätten, sie genügend zu erörtern. Das geheime Übereinkommen 
würde die Stellung Frankreichs nicht berühren, da der bestehende Bündnisvertrag 
bereits eine Konsultationsklausel enthalte und es natürlich auf der Hand liege, daß 
jede Abmachung, die zwischen den beiden Regierungen zustande käme, der fran- 
zösischen Regierung mitgeteilt würde..... 3 (DBFP IV Nr. 485) 


In einem weiteren Bericht schreibt Kennard: 


„Eure Lordschaft hatten, wie ich erschließe, gefragt, ob Sie annehmen könnten, 
daß Polen sich nicht irgendeinem Ultimatum hinsichtlich Danzigs unterwerfen 
würde. M. Beck instruiert den polnischen Botschafter, Sie zu informieren, daß Ihre 
Annahme richtig ist. Die polnische Regierung hat nicht die Absicht, dem Beispiel 
der Tschechoslowakei und Litauens zu folgen. Während sie keine unmittelbaren 
Befürchtungen hinsichtlich Danzigs hat, glaube sie doch, daß sie in der nahen 
Zukunft..... einen Meinungsaustausch mit der deutschen Regierung haben und 
entscheiden müße, ob entweder der bestehende Zustand aufrecht erhalten oder eine 
vorläufige oder endgültige Regelung getroffen werden solle. In einer solchen Dis- 
kussion beabsichtigen sie nicht, sich irgendwelchen diktierten Bedingungen zu 
unterwerfen.“ (DBFP IV Nr. 486) 


* 


Botschafter Kennard teilte Lord Halifax mit, daß Außenminister Beck nicht 
damit einverstanden sei, Hitler eine öffentliche Warnung zukommen zu lassen. 
Eine Veröffentlichung mit Polens Zustimmung könnte möglich sein, nachdem 
Polen in geheimen Gesprächen versichert worden wäre, daß von den Westmächten 
wirksame und sofortige Schritte beabsichtigt wären, um einer deutschen Aggression 
Widerstand zu leisten. „Die Schwierigkeit hinsichtlich Danzigs ist die, daß es an 
sich kein guter Kriegsgrund ist, und während Mr. Beck sich freuen würde zu wissen 
_— wenn er dies auch nicht zugeben könnte —, daß er nicht ohne Rückendeckung 
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wäre. In dem Fall, daß die Verhandlungen mit Deutschland eine ungemütliche 
Wendung nehmen, denkt er natürlich noch mehr an das, was er kriegen kann, 
als was er geben kann im Rahmen der kollektiven Sicherheit; die Besetzung Memels 
hat ihn unseren Ideen einen Schritt näher gebracht und sein Angebot geheimer 
Gespräche sollte nach meiner Meinung nicht ganz von der Hand gewiesen werden, 
sondern benutzt werden, um seinen Meinungswechsel zu vollenden.“ 


(DBFP IV Nr. 489) 
* 


Botschafter Kennard übersendet an Lord Halifax einen Bericht seines Militär- 
attaches und teilt dazu mit, daß er mit dessen Schlußfolgerungen einverstanden 
sei. Er selbst schreibt: „Es ist kein Zweifel, daß Polen geschwächt ist als Ergebnis 
von Deutschlands Eroberung von Böhmen und Mähren und der Erklärung des 
deutschen Schutzes über die Slowakei. Weitere deutsche Fortschritte in Osteuropa 
können für das polnische Interesse nur schädlich sein. Eines unterscheidet Polen 
jedoch von der Tschechoslowakei, nämlich, daß man sich bei den Polen darauf ver- 
lassen kann, daß sie für ihre Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit 
kämpfen werden, auch wenn sie wüßten, daß ein Widerstand beinahe hoffnungslos 
ist. Die polnische öffentliche Meinung hat durch die jüngsten Ereignisse einen 
überwältigenden Schock bekommen und in diesem Punkt sind die Polen aller Klas- 
sen einmütig.“ Interessant ist in dem Bericht des Militärattaches die Feststellung: 
„Der jüngste deutsche Streich im Memelland verändert die Lage für Polen vom 
strategischen Gesichtspunkt nur wenig..... “ Ferner vermerkt er: „Auf jeden 
Fall ist nicht zu erwarten, daß die Hilfe, die Frankreich Polen in einem Kriege mit 
Deutschland leisten könnte, über die Bindung deutscher Kräfte an der französischen 
Grenze hinausgeht, zusammen mit der Versorgung von Kriegsmaterial, welch letz- 
teres keine leichte Aufgabe ist wegen der Schwierigkeiten der Verbindungen.“ Sehr 
eindeutig sind folgende Ausführungen: 

„Wenn wir und Frankreich nicht bereit sind, uns vorher zu verpflichten, so ist 
es schwierig zu sagen, wie man von Polen erwarten kann, daß es die Verteidigung 
Rumäniens garantiert...... Als andere Möglichkeit erscheint, daß jede britische 
Hilfe, die darauf abzielt, die Stärke und Solidarität Polens zu erhöhen - beinahe 
bis zu bestimmten Zusagen militärischer Unterstützung — helfen würde, den un- 
begrenzten Vormarsch der deutschen Aggression und Ausdehnung zu verhindern 
und auf diese Weise Zeit zu gewinnen für die Vervollständigung unseres Rüstungs- 
programms und Erhaltung unseres Prestiges.“ (DBFP IV Nr. 498) 


* 


Der amerikanische Botschafter Kennedy schreibt in seinem Bericht an den Staats- 
sekretär des State Department: „..... Das Foreign Office erkennt jetzt, daß die 
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Geschichte eines deutschen Ultimatums an Rumänien — vom rumänischen Ge- 
sandten aufgebracht — nicht haltbar sei. Sie meinen aber dagegen, daß, selbst wenn 
der Fall von den Rumänen übertrieben worden sei, die Gefahr eines weiteren deut- 
schen Vordringens in Osteuropa immerhin bestünde und daß die rumänische De- 
marche zum mindesten dem nützlichen Zweck gedient habe, die westlichen demo- 
kratischen Mächte zusammenzuschweißen für eine sofortige Prüfung der neuen 
Lage und der Gefahren, die sie darstellte. Es ist vielleicht überflüssig hinzuzufügen, 
daß die Beamten des Foreign Office diese unklaren und verallgemeinernden Ant- 
worten (der verschiedenen Mächte auf die britischen Anfragen) nicht als einen 
ernsthaften Beitrag zur Lösung der augenblicklichen Probleme ansehen...... . 
(Foreign Relations I S. 92) 


* 


In einem späteren Bericht vom gleichen Tage schreibt Kennedy, daßM.Bonnet Lord 
Halifax seine Ansicht ausgedrückt habe, daß das Festhalten von Polen an der vor- 
geschlagenen Erklärung von Lebenswichtigkeit sei und daß es gesichert wer- 
den sollte, selbst wenn Polen bedroht werden müßte..... Jedes der 
befragten Länder wolle wissen, was das andere tun wird und wenn den Ansichten 
der kleineren Länder genügend begegnet werden soll, um ihre Zusammenarbeit 
zu sichern, müssen Großbritannien und Frankreich Lasten auf sich nehmen von 
unschätzbarer Verantwortlichkeit...... ® (Foreign Relations I S. 93) 


Der deutsche Botschafter beim Vatikan teilt mit, daß nach vertraulichen Infor- 
mationen aus gut unterrichteter Quelle, insbesondere von französischer Seite, ein- 
dringliche Versuche gemacht werden, den Papst zum Anschluß an die Proteste 
der demokratischen Staaten gegen die Angliederung Böhmens und Mährens an das 
Reich zu bewegen. Der Papst habe dieses Ansinnen sehr entschieden abgelehnt. Er 
habe zu seiner Umgebung geäußert, daß er keine Veranlassung sehe, in geschichtliche 
Prozesse einzugreifen, an denen die Kirche politisch betrachtet nicht interessiert sei. 


(ADAP VI S. 62) 
* 


In einem amtlichen Kommunique teilt die sowjetische Tass-Agentur mit: 

„Die ausländische Presse veröffentlicht Gerüchte, wonach die Sowjet-Regierung 
kürzlich Polen und Rumänien Hilfe für den Fall angeboten hat, daß diese Länder 
die Opfer von Angriffsakten werden sollten. Diese Gerüchte entsprechen nicht der 
Wirklichkeit..... Am 18. März allerdings unterrichtete die britische Regierung die 
Sowjet-Regierung, daß ernste Gründe zur Besorgnis bezüglich Gewaltakten gegen 
Rumänien vorlägen und fragte an, welche Haltung Sowjetrußland möglicherweise 
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in einem solchen Falle einnehmen würde. In ihrer Antwort schlägt die Sowjet- 

Regierung eine Konferenz von Vertretern der meistinteressierten Staaten vor..... 

Eine solche Konferenz würde nach Ansicht der Sowjet-Regierung die beste Gelegen- 

heit geboten haben, um die tatsächliche Lage festzustellen und sich über die Posi- 

tion der Teilnehmer zu vergewissern. Die britische Regierung hielt sie jedoch für 

verfrüht.“ (Buckreis, 1939 $. 74) 
* 


Der britische Botschaftsrat Ogilvie Forbes berichtet an Lord Halifax, daß in Ber- 
lin Drohungen von der Kündigung des englisch-deutschen Flottenabkommens 
beträchtliche Publizität gegeben worden sei. Berichte über die Absichten SMR, eine 
demokratische Front gegen Deutschland zu errichten, seien heftig angegriffen wor- 
den als eine Wiederholung der alten Politik der Einkreisung. „Er glaube,..... 
daß das Schlagwort Einkreisung eine schädigendere Wirkung auf die öffentliche 
Meinung gegenüber Großbritannien haben wird als die Verstimmung über die 
täglichen Berichte über die Angriffe der ausländischen Presse auf Deutschland, und 
tatsächlich auf alle Deutschen ohne Unterschied der Klasse und politischen Meinung 
einen tiefen Eindruck machte, und die beste antibritische Propaganda darstellt, die 
die deutsche Regierung wünschen könnte. Aus diesem Grunde wage ich eine Note der 
Warnung vor der Unterzeichnung und Veröffentlichung irgendeiner formellen Er- 
klärung zu senden, wie sie vorgeschlagen ist. Ich erkenne an, daß in der gegenwärtigen 
internationalen Lage eine Politik dieser Art als unerläßlich betrachtet werden mag, 
um einer deutschen Aggression zu begegnen, aber gleichzeitig bin ich besorgt wegen 
der Wirkung einer solchen Maßnahme auf Herrn Hitler in seiner gegenwärtigen 
Verfassung, froh erregt und stolz, wie er durch seine Erfolge in der Tschecho- 
slowakei und Memel ist.“ (DBFP IV Nr. 481) 

* 


Der damalige britische Innenminister Samuel Hoare schreibt: 


„Es standen uns zwei Wege zur Wahl. Entweder ignorierten wir die polnische 
Opposition und traten mit den Sowjets in Verhandlungen über einen Dreimächte- 
pakt ein, was zeitraubend und wahrscheinlich nicht einmal erfolgsversprechend 
war, oder wir gaben die Idee eines mehrseitigen Paktes auf und griffen auf ein- 
seitige Erklärungen zurück, durch die Rußland und Polen nicht unter einen Hut 
gebracht würden. 

Gegen die erste Alternative erhoben einstimmig die englischen und die franzö- 
sischen Generalstäbe Einwand. Polen, erklärten sie, habe die Schlüsselstellung inne. 
Die Ansicht der Militärs wurde in London von Halifax und in Paris von Bonnet 
geteilt. Sie waren beide der Meinung, daß es wesentlich sei, die Unterstützung der 
Polen zu gewinnen. So wandten wir uns der zweiten Alternative zu, obwohl wir die 
spätere Möglichkeit eines Beistandspaktes mit den Sowjets ohne Teilung Polens 
nicht völlig außer acht ließen. In jedem Fall mußte sofort gehandelt werden. Auch 
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Beck war der Ansicht, daß es weniger gefährlich sei, Hitler durch einseitige Erklä- 


rungen herauszufordern, als nichts zu tun.“ (Hoare $. 319) 
* 

Ein zweites Protokoll über — die englisch-französischen Verhandlungen — läßt 

keinen Zweifel an den tatsächlichen Absichten der Beteiligten. (DB Nr. 22) 
* 


Der schwedische Forscher Sven Hedin hatte am 12. März ein interessantes Ge- 
spräch mit Lord Londonderry, der sehr deutschfreundlich war. In einem Brief vom 
20. März drückte er sich äußerst scharf gegen Hitlers Einmarsch in Prag aus. Darauf 
antwortet ihm Sven Hedin: „Mit meinem aufrichtigen Dank für Ihren freund- 
lichen Brief verstehe ich vollständig Ihre Empfindungen. Doch wäre ein Weltkrieg 
noch schlimmer, da ein solcher den furchtbarsten Selbsmord in der Geschichte der 
Menschheit mit sich bringen würde. Ich hoffe in Gottes Namen, daß das ver- 
hindert werde und daß ein vernünftiger Modus vivendi in Mitteleuropa herge- 
stellt werden kann..... e (Sven Hedin, $. 40) 


Donnerstag, den 23. März 1939 


Um 1.30 Uhr meldete der Reichsaußenminister Adolf Hitler auf das Panzerschiff 
Deutschland die Unterzeichnung des Vertrages mit Litauen. Um 2 Uhr traf er in 
Memel ein, wo er die Bevölkerung vom Balkon des Rathauses begrüßte. 

Die englische Presse beeilte sich, diesen neuen Schritt Deutschlands als untrag- 
bar für die politische Sicherheit zu bezeichnen. 

„Als ich in Memel war, hat Chamberlain mir durch einen Mittelsmann sagen las- 
sen, er sehe vollständig ein, daß diese Bereinigung jetzt erfolgen müsse, wenn er das 
auch nicht offen aussprechen dürfe.* (Henry Picker, Hitlers Tischgespräche, $. 199) 


* 
Zwischen Rumänien und Deutschland wurde ein umfassender Wirtschaftsvertrag 
geschlossen. (DD vIV1 S. 14 ff.) 
* 


Außenminister Beck erteilte dem polnischen Botschafter in London eine Instruk- 
tion zur Beantwortung des englischen Vorschlages vom 21. März. Danach soll dieser 
Lord Halifax fragen, ob die britische Regierung in Anbetracht der unvermeidlichen 
Schwierigkeiten und Komplikationen und des sich aus einer mehrseitigen Behandlung 
ergebenden Zeitverlustes „nicht die Möglichkeit in Betracht ziehen könnte, mit uns 
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sofort eine bilaterale Erklärung abzuschließen.“ Er sei der Auffassung, daß eine 
derartige Verständigung späteren allgemeinen Verhandlungen nicht vorzugreifen 
brauche. Wenn die englische Regierung die Sache grundsätzlich für möglich halte, 
könnte er Form und Inhalt dieses etwaigen Abkommens rasch festlegen. 


(PWB Nr. 66) 


* 


„An diesem 23. März ließ der Generalinspekteur (Marschall Rydz Smigly — d. 
Verf.) in begreiflicher Erregung, aber doch wohl ohne zwingende Notwendigkeit 
eine Teilmobilmachung durchführen, welche die 9., 20., 30. Inf. Div. und die Kav. 
Brig. Nowogrödek des Korpsbereiches IX (Brest-Litowsk), die 26. Inf. Div. des 
Korpsbereiches IV (Lodz) sowie Spezialeinheiten, kleine Teile der übrigen Verbände 
und einzelne Rerservistengruppen erfaßte. Ein Teil der mobilisiertren Truppen 
wurde an die ostpreußische und hinterpommersche Grenze verlegt..... Der 
23. März sollte zudem der ‚Geburtstag’ des Aufmarsches für den Septemberfeldzug 
werden. An diesem Tag gab der Generalinspekteur den derzeitigen Armee-Inspek- 
teuren und späteren Armeebefehlshabern Instruktionen, die dem Gesamtoperations- 
plan entnommen waren.“ 

(Hans Roos in „Die militärpolitische Lage und Planung Polens gegenüber Deutsch- 
land vor 1939“, Heft 4 v. Apr. 1957 der Wehr-Wissenschaftlichen Rundschau) 


* 


In den Akten des deutschen Auswärtigen Amtes ist ein Entwurf für ein Tele- 
gramm an den deutschen Botschafter von Moltke enthalten, das aber nicht abge- 
gangen ist. Der Fall wird unter „Die zurückgehaltene Instruktion vom 23. März“ 
besonders behandelt. (ADAP VI S. 71) 


* 


Lord Halifax teilt dem britischen Vertreter in Paris mit, daß der französische 
Botschafter Corbin in London Sir Cadogan gegenüber geäußert hätte, daß die vor- 
geschlagene Erklärung den Eindruck bestätigen würde, daß die Mächte nicht ge- 
neigt wären, in irgendeiner Weise zu handeln und nur reden würden, wenn sich 
eine Drohung ergebe. Die Erklärung würde eine besonders schlechte Wirkung auf 
Außenminister Beck haben, der daraus schließen würde, daß die Mächte nichts tun 
würden als reden. Corbin hätte auf die Andeutung von den Absichten hingewiesen 
daß Beck versuchen würde, irgendeine Art von Garantie von England zu erhalten, 
ohne welche er sich mit Deutschland rückversichern würde. 


(DBFP IV Nr. 506) 
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In einem Bericht vom gleichen Tage teilt Sir Eric Phipps mit, daß er nochmals 
mit dem Außenminister gesprochen habe und mit diesem vollkommen überein- 
stimmte, „nämlich, daß wir alles tun sollten, was wir könnten, um zu vermeiden, 
uns entweder der Anklage der Einkreisung auszusetzen oder der Bildung einer 
Front aus ideologischen Vorurteilen..... “ Zum Schluß berichtet er, daß Herr 
Bonnet noch mit ihm über die Frage der französischen Flugzeugproduktion ge- 
sprochen habe. „Aber wenn die französische Regierung in dieser Hinsicht eine sehr 
ernste Schwäche zugeben müsse, so wünscht er auch, meine Aufmerksamkeit auf die 
Lage zu lenken, wie sie sich die Franzosen vor Augen stellten hinsichtlich der 
Heere in jedem künftigen Kriege. Hier wäre Frankreich aufgefordert, mit einer 
möglichen Bevölkerung von rund 40 Millionen, einer möglichen Drohung von 
80 Millionen in Deutschland und 40 Millionen in Italien entgegenzutreten. M. 
Bonner entwickelte das Argument, welches bekannt genug ist, mit großer Energie 
und Überzeugung sowohl vom Gesichtwinkel des Einflusses dieser Situation auf die 
französische Meinung als auch auf die Meinung in Deutschland und Italien. Wenn 
das französische Volk glaubte, daß es unmöglich wäre, von Großbritannien irgend- 
eine wesentliche Maßnahme militärischer Hilfe für, sagen wir 18 Monate, zu 
erwarten, so dürften die Konsequenzen tiefgehende und nicht wiedergutzumachende 
sein. Andererseits wenn ihnen gezeigt werden könnte, daß Großbritannien nach 
dem Kriegsausbruch in der Lage sein würde, gegen Ende von 6 oder 8 Monaten 
wesentliche militärische Unterstützung zu geben, so würde das eine viel weniger 
ungünstige Lage sein. Dies brachte Herrn Bonner dazu, mit all der Überredung, 
die er aufbringen konnte, darauf zu dringen, daß England in irgendeiner Form, 
ob durch direkte Wehrpflicht oder anders, den nationalen Wehrdienst einführe.“ 

(DBFP IV Nr. 507) 


* 


Auf die Frage des Abgeordneten Attlee im Unterhaus an Chamberlain, ob er 
zur europäischen Lage keine weiteren Erklärungen abzugeben habe, erklärte 
dieser, daß die einzelnen Aktionen der deutschen Regierung die Frage nahelegten, 
ob sie nicht versuche, durch nach und nach erfolgende Schritte Europa zu beherr- 
schen und vielleicht noch weiter zu gehen. Sollte diese Auslegung ihrer Absichten 
sich als richtig erweisen, so würde dieser Versuch den erfolgreichen Widerstand 
der englischen Regierung hervorrufen. „Wir haben es hier allein mit dem Gedan- 
ken zu tun, daß wir uns nicht einem Verfahren unterziehen können, das unab- 
hängige Staaten unter Androhung von Gewalt einem solchen Druck aussetzt, daß 
sie gezungen werden, ihre Unabhängigkeit aufzugeben.“ (BBB Nr. 11) 


* 


Der französische Außenminister Bonnet berichtet, daß er sich unmittelbar 
nach dem Frühstück beim König in Windsor lange mit den Britischen Ministern 
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über die Frage unterhalten habe, die ihm schon lange am Herzen lag, über die 
allgemeine Wehrpflicht. „Neville Chamberlain sagte lächelnd zu mir: ‚Heute mor- 
gen empfing ich mehrere Mitglieder der Opposition. Sie haben mich darum ersucht, 


fest zu sein. Aber sie sind gegen die allgemeine Wehrpflicht’. Hier liegt ein voll- 
endeter Widerspruch...... 


Die Unterhaltung ging weiter, und der Premierminister gab mir schließlich 
die Zusicherung, er werde demnächst die allgemeine Wehrpflicht in Großbritan- 
nien anordnen. Voller Freude teilte ich diese besonders wichtige Nachricht Daladier 
fernmündlich mit.“ (Bonner, $. 192) 


* 


Der amerikanische Gesandte Biddle in Warschau teilt seiner Regierung mit, daß 
die polnische Regierung eine verneinende Antwort auf die litauische Frage gegeben 
habe, ob Warschau die mögliche Einverleibung Memels als Streitfrage ansehen 
würde. Der polnische Vizeaußenminister Arciszewski habe auf die Frage des 
britischen Botschafters nach Polens möglicher Haltung für den Fall, daß Deutsch- 
land einen europäischen Streit herausfordere, geantwortet, daß Polen außer für 
seine direkte Verflichtung unter dem rumänischen und französischen Bündnis nur 
marschieren würde, wenn es angegriffen würde. Überdies hätte die Erfahrung 
während der letzten Jahre die Polen gelehrt, nicht auf Hilfe von außen zu rechnen. 

(Foreign Relations I S. 97) 


Freitag, den 24. März 1939 


„In einer Unterredung mit einem Pressevertreter äußerte sich Staatspräsident 
Dr. Hacha zu den verschiedenen im Ausland verbreiteten Gerüchten über seinen 
Besuch in Berlin. Dr. Hacha erklärte, es sei unrichtig, daß der deutsche Gesandte, 
wie behauptet worden war, in Prag am Nachmittag des 14. März der tschecho- 
slowakischen Regierung eine Einladung nach Berlin überbracht habe. Die Prager 
Regierung habe vielmehr von sich aus in Berlin angefragt, ob der Staatspräsident 
und der Außenminister Chvalkowsky nach Berlin kommen könnten, um über das 
künftige Verhältnis des Reiches zu Böhmen und Mähren zu verhandeln. In Berlin 
sei den beiden Herren keineswegs ein fertiges Dokument vorgelegt worden. Auch 
habe der Führer durchaus Verhandlungen geführt, die, wie seinerzeit schon aus 
der Verlautbarung zu entnehmen gewesen sei, lange dauerten und in völlig freund- 
schaftlicher Weise vor sich gegangen sind. Der Wortlaut des bekannten Dokuments 
sei erst nach diesen Verhandlungen vereinbart, niedergeschrieben und von beiden 
Seiten unterzeichnet worden. 


Es sei richtig, teilte Dr. Hacha weiter mit, daß er vor Unterzeichnung des Doku- 
ments eine Rückfrage bei der Prager Regierung für notwendig gehalten habe. Die 
Prager Regierung sei in der Nacht zu einer Beratung zusammengetreten und habe 
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auf Grund dieser telephonischen Rücksprache das Verhalten des Präsidenten ge- 
billigt. Die Aufregungen und sein Alter ließen es durchaus begreiflich erscheinen, 
daß er nach der langen Fahrt und den Verhandlungen müde gewesen sei, weshalb 
er unter ärztlicher Aufsicht ein Erfrischungsmittel zu sich genommen habe. Das sei 
jedoch, wie gegenüber den Behauptungen einiger ausländischer Zeitungen ausdrück- 
lich festgestellt werden müsse, erst nach Unterzeichnung der Dokumente geschehen. 

Der Staatspräsident gab wiederholt seiner Freude darüber Ausdruck, daß es ihm 
gelungen sei, das Vertrauen des Führers zu erwerben. Er wies mit Nachdruck die 
Schilderungen ausländischer Blätter, insbesondere des „Daily Telegraph“, zurück. 
Diese Blätter hatten behauptet, daß Hacha nur unter Drohungen hätte gezwun- 
gen werden können, die Vereinbarungen zu unterzeichnen, die angeblich bereits 
bei Hachas Ankunft fertig auf dem Tisch gelegen hätten.“ (Buckreis, 1939 $. 93) 


* 


Der deutsche Gesandte berichtet aus Bukarest, daß Außenminister Gafencu die 
Behauptungen Tileas entschieden dementiert habe. Ferner klagte er über den 
enormen Druck, der bis zuletzt von ausländischer Seite auf die rumänische Regie- 
rung ausgeübt worden sei, um das Zustandekommen des Vertrages zu verhindern. 
Der englische Gesandte sei zweimal wegen des Wirtschaftsultimatums bei ihm ge- 
wesen. (ADAP VI S. 81 f.) 


* 


In einem umfangreichen Bericht vom 29. März 1939 schildert der polnische Bot- 
schafter Lukasiewicz eine Unterredung, die er mit dem amerikanischen Sonder- 
botschafter Bullitt am 24. 3. in Paris hatte und am 25. und 26. März fortsetzte. 

(DB Nr. 23) 

Dieser Bericht ist in verschiedener Hinsicht aufschlußreich, insbesondere, daß er 
erst nach einer Pause von mehreren Tagen erstattet wurde, daß der polnische Bot- 
schafter über die letzten Verhandlungen so schlecht unterrichtet war, wie wenig 
die polnische Regierung die teilweise sehr vernünftigen Ausführungen ihres Bot- 
schafters bei ihren Entschlüssen berücksichtigte, um wieviel mehr der amerikanische 
Botschafter sie beherzigte. Wir werden noch sehen, wie schnell auf seine Inter- 
vention hin die von Lukasiewicz als notwendig bezeichneten Maßnahmen von 
der englischen Regierung durchgeführt wurden, was angesichts des höchst bedeut- 
samen Schlußsatzes des Berichtes kein Wunder mehr war. 

In diesem Zusammenhang ist interessant, was der ehemalige stellvertretende 
Reichspressechef Helmut Sündermann im Hinblick auf diese polnischen Dokumente 
ausführt: (Sündermann, Die Pioniere, $. 168 f.) 

„Als in den von deutschen Truppen erbeuteten Akten des polnischen Außen- 
ministeriums die aufschlußreichen Berichte der polnischen Botschafter in Washing- 
ton und Paris über ihre Gespräche mit Roosevelts Vertrauensmann Bullitt aufge- 
funden und in einem „Weißbuch“ der deutschen Regierung veröffentlicht wurden, 
ließ Hitler jeglichen anti-amerikanischen Kommentar ausdrücklich verbieten.“ 
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„Eine Sensation stellt es dar (so heißt es in der vertraulichen Presseweisung vom 
29. März 1940), daß eine Gruppe dieser Dokumente über die Tätigkeit der USA- 
Politiker in Europa den Nachweis erbringt, daß die USA an der Anzettelung des 
gegenwärtigen Krieges Schuld tragen. Diese Tatsache darf jedoch bei der Veröffent- 
lichung und Erörterung der Dokumente keinesfalls angesprochen werden.“ 

Drei Tage später (am 1. April 1940) forderte Hitler von den Schriftleitungen 
nochmals, „dringend darauf zu achten, daß weder in den Kommentaren noch in 


den Überschriften Roosevelt oder die USA-Politik angegriffen oder apostrophiert 
werden’ .“ 


* 


Graf Szembek berichter in seinem Tagebuch, daß Außenminister Beck erklärte, 
die polnische Ablehnung „resultiere daraus, daß eines der zwei Elemente, das 
immer die Position unseres Staates schicksalhaft bestimmt hat, d. h. Deutschland 
den Sinn der Verantwortung verloren hat, welchen es, selbst in schweren Fällen, 
bis jetzt bewahrte..... Unser grundsätzlicher Kurs ist gemeinsam mit den höch- 
sten Autoritäten des Staates festgelegt worden. Dieser Weg ist gerade und klar. 
Wir haben die Grenze unserer direkten Interessen genau fixiert...... Über diese 
Linie hinaus steht das polnische non possumus. Es ist sehr einfach: wir werden uns 
schlagen..... Es handelt sich um unser Territorium, aber nicht nur darum, son- 
dern gleichfalls um die Unmöglichkeit für den polnischen Staat, in bezug auf das 
heikle, sensible Problem Danzigs, irgendwelchen einseitigen Vorschlag anzunehmen. 
Danzig ist ein Symbol“ (Szembek S. 434 f.) 


* 


Botschafter v. Moltke meldet telegrafisch: 
„Kurzfristige Reservisteneinziehung, drei bis vier Jahrgänge, und zwar 1911 bis 


1914, ferner 1906 und 1907..... . (DWB II Nr. 204) 

Von den deutschen Konsuln in Gdingen und Danzig werden weitere militärische 

Vorbereitungen der Polen gemeldet. (DWB II Nr. 205) 
* 


Der deutsche Botschafter in Warschau äußert in seinem Bericht die Meinung, daß 
die Reservisteneinziehungen darauf hindeuten, daß die militärischen Kreise auf die 
Leitung der polnischen Außenpolitik wachsenden Einfluß gewinnen. Es sei zu 
befürchten, daß Beck den schärferen Kurs mitmachen würde, wenn er durch eine 
bedrohende nationalistische Welle dazu gezwungen würde. Aus Äußerungen des 
Unterstaatssekretärs Arciszewski einigen Diplomaten gegenüber, daß England und 
Frankreich immer wieder versuchen würden, ohne eigenes Risiko einzugehen, 
Polen für fremde Zwecke zu mißbrauchen, könne man wohl annehmen, daß Polen 
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sich nur ungern dazu bereit finden würde, sich in Aktionen verwickeln zu lassen, 
die es zwingen würden, seine Position festzulegen. Das bedeute nicht, daß es nicht 
zugreifen würde, wenn es gelegentlich dieser Verhandlungen feste Zusagen von 
englischer Seite erhalten könne, die seine Sicherheit erhöhen würden. 
(DWB II Nr. 206) 
Im letzten Teil seines Berichtes, der im Weißbuch weggelassen ist, teilt der Bor- 
schafter noch mit, daß die Rückkehr des Memelgebietes in Polen neue Aufregung 
verursacht habe. Darauf wird unter „Die zurückgehaltene Instruktion vom 23. 
März “* näher eingegangen, desgl. auf einen Brief, den Staatssekretär v. Weizsäcker 
dem Botschafter schrieb. 


* 


Außenminister Bonnet berichtet noch vom Besuch in London: 

„Am 24. verließ ich mit Albert Lebrun London. Vor unserer Abreise gab mir 
Chamberlain mit unendlich viel Feingefühl und allen angemessenen Vorbehalten 
zu verstehen, daß die Britische Regierung es begrüßen würde, wenn Lebrun erneut 
zum Präsidenten der Republik gewählt würde. Das war nur ein Wunsch, denn die 
Britische Regierung suchte sich selbstverständlich nicht in unsere inneren Ange- 
legenheiten einzumischen. ‚Aber’, sagte Chamberlain, ‚die äußere Lage ist sehr 
beunruhigend geworden. Der Krieg kann jede Woche ausbrechen. Wir sind ge- 
wohnt, seit einem Jahr mit Daladier und Ihnen in gegenseitigem Vertrauen zu 
arbeiten. Wir möchten so fortfahren. Die Kontinuität der politischen Führung 
scheint uns für Frankreich in einem solch tragischen Augenblick unerläßlich.“ 

(Bonner, S. 192) 


* 


Der polnische Botschafter Graf Raczynski sucht Außenminister Lord Halifax 
am Nachmittag auf, um ihm den polnischen Vorschlag eines geheimen zweiseitigen 
Abkommens zwischen Polen und England zu unterbreiten. (DB Nr. 24) 


* 


Der britische Botschaftsrat Ogilvie Forbes teilte Lord Halifax mit, daß der pol- 
nische Militärattach& gesagt habe, er hätte keine bestimmte Information irgend- 
welcher deutscher militärischen Maßnahmen, die als Vorbereitung einer militä- 
rischen Aktion gegen Polen erscheinen könnten. (DBFP IV Nr. 520) 


* 


Der amerikanische Botschafter Bullitt berichtet an Außenminister Hull: 
„Ich besprach heute vormittag die Lage mit L&ger. Was den britischen Vorschlag 
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angeht, so haben ihn Frankreich und die Sowjetunion natürlich bedingungslos an- 
genommen. Der Schlüssel zur Lage ist jedoch Polen. Gestern Morgen war Cham- 
berlain der Meinung gewesen, daß die Polen nicht annehmen würden. Die Polen 
hätten der britischen Regierung eine große Anzahl Fragen über die konkrete Hilfe 
vorgelegt, die Großbritannien im Falle eines deutschen Angriffs Polen brächte..... 
L£ger fuhr fort, seiner Meinung nach werde es Polen nicht wagen, den britischen 
Vorschlag ohne weiteres abzulehnen, weil die Verantwortung dafür schrecklich 
wäre, wenn ..... Deutschland später Polen angreifen sollte.“ 

(Tansill, S. 552) 


* 


In einem Bericht von Lord Halifax an den britischen Botschafter Lindsay in 
Washington heißt es: „Ich gab dem Botschafter (Kennedy) einen allgemeinen 
Bericht darüber, wie die Lage gegenwärtig stünde und sagte ihm, daß, während 
es zweifellos der Fall wäre, daß Polen sehr ernste Schwierigkeiten darin sähe, sich 
selbst offen mit Rußland zu verbinden, daß ich es nichts destoweniger für wahr- 
scheinlich hielte, daß wir ein Übereinkommen mit Polen erreichen könnten, welches 
die Wirkung haben würde, Polen zum Widerstand gegen eine deutsche Aggression 
auf Polen zu ermutigen, falls ein solcher stattfinden sollte. Ich hoffte, daß es auch 
möglich sein würde, Polen zu einem gleichen Schluß zu bringen im Falle eines 
Angriffs seitens Deutschlands auf Rumänien und, wie ich hoffte, auch anderswo. 
Wir erkannten vollkommen, wie die Haltung der anderen Mächte, mit denen 
wir die Aktion abzustimmen wünschten, von der Haltung dieses Landes (England) 
abhinge, und ich könnte Mr. Kennedy versichern, daß keine Gefahr bestünde, daß 
SMR sich selbst etwa vormachte, daß kühne Worte ausreichen würden, um die 
Stellung zu halten, wenn wir deutschen Drohungen oder weiteren Schritten der 
Aggression gegenübergestellt würden...... ” (DBFP IV Nr. 517) 


Der amerikanische Admiral Leahy forderte in seiner Eigenschaft als Marine- 
minister angesichts der unsicheren Verhältnisse in Europa vom Bundeskongreß 
die Mittel zum sofortigen Bau eines Trockendocs im New Yorker Hafen, das auch 
die größten ausländischen Schlachtschiffe aufnehmen könne, da die europäischen 
Docs sicher sofort torpediert würden. (Buckreis, 1939, $.78) 

* 


In einem Brief an Legationsrat E. Kordt schreibt der deutsche Botschafter v. 
Macensen: „Der Duce scheint sich über die Tatsache, daß wir ihn in der letzten 
Entwicklungsphase der tschechoslowakischen Auflösung erst mit einem fait 
accompli begrüßt haben, stark erregt zu haben. Attolico begründet dies damit, 
daß der Duce im Gegensatz zu der Entwicklung, die in Wien ihren Abschluß fand, 
diesmal keinerlei Gelegenheit gehabt hat, die hiesige öffentliche Meinung vorzu- 
bereiten, und das empfinde er umso stärker, als unser jetziges Vorgehen nach 
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seiner Ansicht in Widerspruch stehe zu der von uns bis dahin grundsätzlich fest- 
gehaltenen Linie, keine Nichtdeutschen zu inkorporieren, eine Linie, für deren 
Innehaltung er sich persönlich noch in einem Briefe an Runciman und in seiner 
Rede in Verona ausgesprochen habe. Attolico fügte hinzu, der Duce sei aber nicht 
der Mann, der lange über Vergangenes nachdenke, und so habe er auch diesmal — 
was als eine ganz ungeheuerliche Leistung seinerseits anzusehen sei — kurz ent- 
schlossen die Entwicklung hingenommen und sich — ebenso übrigens auch 
Ciano, von dem Attolico nichts Besonderes hervorhob — im Großfaschistischen Rat 
auf das Stärkste für die uns bekannte Entschließung eingesetzt. Attolico ließ dabei 
durchblicken, daß im Großfaschistischen Rat, in dem mit völliger Offenheit 
gesprochen werden könne, heftige Kritik geübt worden sei.“ (ADAP VI SS. 89) 


Samstag, den 25. März 1939 


Der ungarische Reichsverweser Horthy bringt in einem Schreiben an Adolf 
Hitler nochmals seinen Dank für die von diesem in der karpatho-ukrainischen 
Frage bewiesene großzügige Haltung zum Ausdruck. (ADAP VI SS. 96 ff.) 


* 


Der rumänische Außenminister Gafencu sagte dem deutschen Gesandten, daß er 
von Anfang an in London und Paris erklären ließ, daß sich Rumänien keinesfalls 
irgendeiner Mächtegruppe gegen eine andere anschließen werde. Die Pressenach- 
richten über eine Konferenz, zu der Rußland auch Rumänien eingeladen hatte, 
seien freie Erfindungen. (ADAP VI S. 93) 


* 


Außenminister Beck gibt dem Botschafter Lipski eine Instruktion für die Ant- 
wort an Deutschland. In ihr heißt es u. a.: „Die polnische Regierung habe kein 
Interesse, der Reichsregierung Hindernisse im freien Verkehr mit der Ostprovinz 
in den Weg zu legen und sei zu Verhandlungen über weitere Vereinfachungen und 
Erleichterungen des Eisenbahn- und Autoverkehrs bereit. Eine Exterritorialität der 
Verkehrswege könne aber nicht in Betracht gezogen werden. Bezüglich Danzig 
könne eine Lösung gefunden werden, die auf einer gemeinsamen polnisch- deut- 
schen Garantie für die Stadt beruhen würde. Was die mögliche Zusammenkunft 
zwischen ihm und dem Reichskanzler anbelange, so halte er eine solche Fühlung- 
nahme wichtig für die Politik der beiden Länder, halte es aber für unerläßlich, 
daß derartige Besprechungen vorbereitet werden. (PWB Nr. 62) 


* 


Botschafter Kennard in Warschau sagt in einem heutigen Gespräch zum pol- 
nischen Vizeaußenminister, die polnische öffentliche Meinung wäre gegenwärtig 
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kriegslustig und bereit, die Regierung zu unterstützen in jeder Verteidigung ihrer 
Lebensinteressen. Wenn die polnische Regierung hinsichtlich Danzigs Konzessionen 
machte, dürfte ein Geist der Niederlage mit all seinen beklagenswerten Konse- 
quenzen die verständliche Folge sein. Der Vizeaußenminister habe erwähnt, daß er 
einer Diskussion über außenpolitische Fragen im Parlament beiwohnen mußte, 
wo er scharf ausgefragt worden sei. Er hatte ganz allgemein das Gefühl, daß 
M. Beck in einer äußerst schwierigen Lage wäre. Er müsse natürlich jede Anstren- 
gung machen, um eine Lage zu vermeiden, die zum Kriege führen könnte, aber 
andererseits hätte er den Grad der Gefühle in Erwägung zu ziehen, der sich in 
Polen durch die jüngsten Ereignisse sowohl an seiner südlichen als auch an seiner 
nördlichen Grenze ergeben hätte. (DBFP IV Nr. 524) 


* 


Botschafter Kennard berichtet an Außenminister Lord Halifax: „Die Einberu- 
fung der Reservisten ist, wie ich glaube, beträchtlich über die in meinem Tele- 
gramm Nr. 79 genannten Zahlen hinausgegangen. Eine zuständige Autorität 
nannt die Zahl der unter Waffen stehenden mit 750 000. Dies, zusammen mit 
den Vorsichtsmaßregeln, die im Danzig-Telegramm Nr. 7 erwähnt sind, legt den 
Gedanken nahe, daß M. Beck beabsichtigt, zu dem von ihm selbst gewählten Zeit- 
punkt mit Gesprächen über Danzig zu beginnen, möglicherweise auf dem Wege 
nach oder von London. Er würde auf diese Weise sowohl diplomatisch als auch 
militärisch in einer stärkeren Position sein als wenn er wartete, bis Herr Hitler 
oder der Danziger Senat beschlössen, den Schritt zu tun. 

Ich war von den Erklärungen, die sowohl von M. Beck und dem Vizeaußen- 
minister gemacht wurden, sehr beeindruckt, daß die Danziger Frage bald dis- 
kutiert werden müsse. 

Ich teile nicht die alarmierenden Ansichten einiger meiner Kollegen, daß die 
polnische Regierung beabsichtige, eine Streitfrage mit Deutschland zu erzwingen. 
Aber die Polen verstehen die deutschen Methoden und dies wäre nicht das erste 
Mal, daß sie ein Blatt aus dem deutschen Buch genommen haben.“ 


(DBFP IV Nr. 523) 
* 


Der amerikanische Botschafter Biddle in Warschau teilt dem State Department 
mit, daß Außenminister Beck dem britischen Botschafter erklärt habe, daß Hitler 
ihn zur Erledigung der Danziger Verhandlungen vor Ostern drängte. Er, Biddle, 
nehme an, daß Beck nicht die Möglichkeit ausschließt, daß Berlin eine mögliche 
Unruhe in Danzig zeitlich bestimme, um Beck’s London-Reise zu verhindern. 


(Foreign Relations I S. 101) 
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Arthur Young, der Generaldirektor der „British Thompson Houston Corpora- 
tion“ kam mit der Queen Mary zu einer mehrwöchigen Vortragsreise in New York 
an und sagte noch an Bord des Schiffes in einem Interview, Roosevelt sei der einzige 
Mann, den Hitler fürchte und Amerika das einzige Land, das durch moralische 
Festigkeit und wirtschaftlichen Druck zum Weltfrieden beitragen könne. Es müsse 
daher die Strafzölle auf die deutschen Waren noch mehr erhöhen und die Ausfuhr 
jeglicher Rohstoffe nach Deutschland abstoppen...... “ Mit 80 v. H. Sicherheit 
wird der Krieg kommen. Ich hoffe, daß dieser Krieg innerhalb der nächsten sechs 
Monate ausbricht..... “ (Buckreis 1939 S. 94) 


* 


Adolf Hitler unterrichtete den Oberbefehlshaber des Heeres v. Brauchitsch über 
die politische Lage. Dieser gab diese Unterrichtung dem Oberstleutnant des Gene- 
ralstabs Siewert zu Protokoll. 

Diese Niederschrift Siewerts wird allgemein fälschlich als „Weisung Hitlers“ 
bezeichnet. Es heißt darin: 

„Danziger Frage. 

Lipski kommt am Sonntag, den 26. 3. aus Warschau zurück: Hatte den Auftrag, 
dort anzufragen, ob Polen zu einem Arrangement bezüglich Danzig bereit sei. 
Führer hat Berlin am 25. März abends verlassen, will bei Rückkehr Lipski nicht 
hier sein. Ribbentrop soll Verhandlungen zunächst führen. Führer will die Dan- 
ziger Frage jedoch nicht gewaltsam lösen. Möchte Polen nicht dadurch in die Arme 
Englands treiben. 

Eine eventuelle militärische Besetzung Danzigs käme nur dann in Betracht, wenn 
Lipski durchblicken ließe, daß die polnische Regierung eine freiwillige Abgabe 
Danzigs ihrem Volke gegenüber nicht vertreten könne und ihr die Lösung durch 
ein fait accompli erleichtert würde. 

Polnische Frage. 

Vorläufig beabsichtigt Führer nicht, die polnische Frage zu lösen. Sie soll nun 
aber bearbeitet werden. Eine in naher Zukunft erfolgende Lösung müßte besonders 
günstige politische Voraussetzungen haben. Polen soll dann so niedergeschlagen 
werden, daß es in den nächsten Jahrzehnten als politischer Faktor nicht mehr in 
Rechnung gestellt werden brauchte. Der Führer denkt bei dieser Lösung an eine 
vom Ostrand Ostpreußens bis zur Ostspitze Schlesiens vorgeschobene Grenze. Aus- 
und Umsiedlung sind noch offenstehende Fragen. In die Ukraine will der Führer 
nicht hinein. Eventuell könne man einen ukrainischen Staat errichten, aber auch 
diese Fragen ständen noch offen.“ (ADAP VI S. 98) 


Sonntag, den 26. März 1939 


In einem Telegramm an die Gesandtschaft in Prag weist Staatssekretär v. Weiz- 
säcker darauf hin, daß sich bei den ehemals tschechisch-slowakischen Missionen im 
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Auslande, insbesondere soweit sie unter britischem, amerikanischem und sowjet- 
russischem Einfluß stehen, die Widerspenstigkeit gegen die Weisung des Prager 
Außenministeriums steigert, die Geschäfte reibungslos an die deutschen Vertretun- 
gen zu übergeben. Die Triebkräfte für diesen Widerstand seien nicht nur in der 
Zuneigung zum Benesch-System zu suchen, sondern auch bei den Regierungen, 
bei welchen diese Missionen akkreditiert waren. Er kündigt scharfe Maßnahmen 
an und fordert die Gesandtschaft auf, diese der neuen tschechischen Regierung 
bekanntzugeben. (ADAP VI S. 104) 


%* 


Reichsaußenminister von Ribbentrop empfing Botschafter Lipski zur Entgegen- 
nahme der polnischen Antwort. Die Aufzeichnung darüber enthält auch Ausfüh- 
rungen über die zukünftige Haltung Polen gegenüber. (DB Nr. 25) 

Bezeichnend war, daß diese polnische Antwort in Nürnberg zu den abgelehnten 
Dokumenten v. Ribbentrop zählte Er konnte aber in seiner Aussage ausführen: 

(IMT X S. 299) 

DR. HORN: Ist es richtig, daß in diesem Memorandum stand, daß eine Weiter- 
verfolgung der deutschen Ziele hinsichtlich einer Änderung der Danzig-Korridor- 
frage für Polen den Kriegfall bedeute? 


VON RIBBENTROP: Ja, das ist richtig. Das war unsere große Überraschung. 
Ich weiß, daß ich das Memorandum las und einen Augenblick gar nicht verstehen 
konnte, daß eine solche Antwort gekommen war. Wenn man bedenkt, daß wir 
monatelang versucht hatten, hier eine Lösung herbeizuführen, die, ich darf das 
hier betonen, seinerzeit nur Adolf Hitler mit seiner großen Autorität vor dem 
deutschen Volke überhaupt durchsetzen und verantworten konnte. 


Ich möchte mich nicht in Einzelheiten verlieren, aber soviel möchte ich doch 
sagen, daß das Danzig- und Korridorproblem doch schon seit 1919 von sehr maß- 
gebenden Staatsmännern als das Problem bezeichnet worden war, wo irgendwie die 
Revision von Versailles einsetzen mußte. Ich darf an die Äußerung von Marschall 
Foch, ich darf an sonstige Äußerungen Mr. Winston Churchills, der auch dazu 
Stellung nahm, Clemenceaus und so weiter erinnern. Alle diese Staatsmänner 
waren zweifellos der Überzeugung, daß tatsächlich auch eine territoriale Revision 
dieses Korridors vorgenommen werden müßte. Hitler seinerseits wollte aber den 
ganz großen Schnitt machen und mit Polen sich auf der Basis verständigen, daß 
er diesen Korridor akzeptierte und lediglich Danzig zu dem Reich zurückkehren 
sollte, wobei Polen auf wirtschaftlichem Gebiete eine denkbar großzügige Lösung 
zugestanden werden sollte. Das war also die Basis der Vorschläge, an denen ich 
im Auftrage Adolf Hitlers 4 bis 5 Monate gearbeitet hatte. Umso größer war 
unsere Überraschung, daß plötzlich von der anderen Seite erklärt wurde, daß eine 
weitere Verfolgung dieser von uns als sehr großzügig angesehenen Pläne und 
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Lösungen den Krieg bedeuten sollte. Ich habe Hitler dies dann gemeldet, und 
Hitler hat das, ich entsinne mich sehr gut, sehr ruhig aufgenommen. 

DR. HORN: Ist es richtig, daß Sie am folgenden Tage dem Polnischen Bot- 
schafter erklärten, daß das Memorandum vom 26. März 1939 nicht als Beweis 
für eine Regelung angesehen werden könne? 


VON RIBBENTROP: Das stimmt; ich habe eben gesagt, daß Hitler die sehr 
harte und ernste Botschaft des Polnischen Botschafters sehr ruhig aufnahm. Er 
sagte mir aber, ich möge dem Polnischen Botschafter bedeuten, daß auf dieser Basis 
natürlich eine Lösung nicht gefunden werden könnte. Von Krieg dürfe hier nicht 
gesprochen werden. 


* 


Der rumänische Außenminister Gafencu schreibt: (Gafencu, $. 53 f) „Alles in 
allem handelt es sich nur um Nüancen“, hatte der rumänische Botschafter Franas- 
sovici seinem deutschen Kollegen erklärt, dessen Ansichten er ergründen wollte. 
„Sie täuschen sich“, hatte ihm Graf von Moltke geantwortet, in dem er für dieses 
Mal aus seiner gewohnten Reserve heraustrat: „Das ist nicht eine Frage von Nuan- 
cen, sondern von Farben. Sie sehen hier die Karte von Europa: Deutschland ist auf 
ihr gelb eingezeichnet und der Freistaat Danzig blau. Sehen Sie, der kleine blaue 
Fleck muß verschwinden. Dieser Punkt muß gelb werden; das ist unbedingt not- 
wendig — es geht hier um das Prestige des Führers. Und das ist sehr ernst.“ 


* 


Ministerpräsident Chamberlain schrieb in einem Privatbrief an seine Schwestern: 

„Ich muß mich zum tiefsten Mißtrauen gegenüber Rußland bekennen. Ich habe 
überhaupt keinen Glauben an seine Fähigkeit, eine wirkungsvolle Offensive auf- 
rechtzuerhalten, selbst wenn es wollte. Und ich mißtraue seinen Motiven, welche 
mir wenig Verbindung mit unseren Vorstellungen von Freiheit zu haben scheinen, 
und nur interessiert sind, jeden Anderen an den Ohren zu kriegen. Darüberhinaus 
wird es sowohl gehaßt als auch beargwöhnt, von vielen der kleineren Staaten, 


ganz besonders von Polen, Rumänien und Finnland.“ (Feiling S. 403) 
* 
Der amerikanische Botschafter in Warschau Biddle telegrafiert dem State De- 
partement: 


„1. Polen heute auf Kriegsfuß, welcher rasch und ruhig erreicht wurde. Haltung 
des Volkes ruhig, aber entschlossen, Polens Unversehrtheit bis zum letzten 
Mann zu verteidigen. 

2 Greene 

3, Polen hat jedoch ruhig, aber fest gesprochen. Sprache versteht Berlin und 
würde sie denklich schlucken, vorausgesetzt Berlins Prestige würde nicht ge- 
fährdet durch öffentliche Kenntnis, daß Polens Mobilisierung mehr Polens 
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Herausforderung auf Berlins Druck über die Danzig-Frage als allgemeine Vor- 
sichtsmaßnahmen darstellten.“ 


(Foreign Relations, Telegramm Nr. 50 vom 26. März) 
* 


Mussolini sagte in einer Rede auf dem Forum in Rom, daß das, was sich in Mit- 
teleuropa zugetragen habe, habe mit Naturnotwendigkeit eintreten müssen. Wenn 
. die großen Demokratien über das vorzeitige und recht unwürdige Ende ihrer 
Lieblingsschöpfung bittere Tränen vergössen, so sei dies ein ausgezeichneter Grund 
für die Italiener, dabei nicht mitzumachen. Wenn ein Volk, das über so viele Män- 
ner und so ungeheure Waffenarsenale verfüge, nicht einer einzigen Geste fähig sei, 
sei es überreif für sein neues Schicksal. Sollte die geplante Koalition gegen die 
autoritären Regierungen zustande kommen, so würden diese in allen Teilen der 
Welt zum Gegenangriff übergehen. (ADAP VI SS. 105) 


Montag, den 27. März 1939 


Ministerialdirektor Wohltat, der in der Zeit vom 10. bis 23. März die Ver- 
handlungen in Bukarest, die zum Abschluß des deutsch-rumänischen Wirtschafts- 
vertrages führten, geleitet hatte, erstattete darüber Generalfeldmarschall Göring 


einen längeren Bericht. Die hier interessierenden Teile sind im DB Nr. 26a 
enthalten. 


* 


Die deutsche Paßstelle berichtete aus Bromberg, daß der polnische Westverband 
am Vortage deutschfeindliche Kundgebungen veranstaltete, an denen etwa zehn- 
tausend Personen, insbesondere paramilitärische Organisationen, teilgenommen hät- 
ten. Im Verlauf dieser Kundgebung sei in zwei Reden sowohl gegen das Reich 
als auch gegen das Volksdeutschtum schärfstens gehetzt worden. Von den Teilneh- 
mern wären Rufe wie: „Weg mit Hitler“, „Wir wollen Danzig“, „Wir wollen 
Königsberg“ ausgestoßen worden. Ferner berichtete er über weitere ständig zu- 
nehmende Anfeindungen, bei denen die polnischen Behörden zwar Ausschrei- 
tungen gegen Einzelne zu verhüten versuche, die Boykottaktionen aber offenbar 


dulden würde. (DWB II Nr. 349) 
* 


Der deutschen Presse wurde die Veröffentlichung dieser deutschfeindlichen Kund- 
gebungen gestattet. 


Sie waren auch der Anlaß, daß Reichsaußenminister v. Ribbentrop den pol- 
nischen Botschafter zu sich bat, um ihm entsprechende Vorhaltungen zu machen. 
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Er bemerkte, daß diese neuen Ausfälle in Deutschland einen katastrophalen Ein- 
druck gemacht hätten, da man glaube, daß sie mit Duldung der polnischen Be- 
hörden vor sich gingen. Wenn die polnische Regierung guten Willens wäre, müsse 
sie in der Lage sein, derartige Zwischenfälle zu verhindern. Er könne die polnische 
Regierung nicht mehr verstehen. Auf den großzügigen Vorschlag, den Deutsch- 
land an Polen gemacht habe, sei eine ausweichende Antwort erfolgt. Der gestern 
om polnischen Botschafter überbrachte Vorschlag könne als keine Basis für eine 
Regelung der Fragen angesehen werden. (ADAP V S. 112.) 


* 


In seiner Instruktion an den Pariser Botschafter Lukasiewicz führt der polnische 
Außenminister aus, daß die polnische Regierung gegenüber dem englischen Vor- 
schlag einige Vorbehalte gemacht habe. Dies erklärte sich daraus, daß die polnische 
Regierung nicht glaube, eine solche allgemeine Erklärung könne genügen. Trotzdem 
entziehe sie sich nicht bilateralen Beziehungen mit der britischen Regierung. 

(PWB Nr. 67) 


* 


Der französische Konsul in Danzig, Tournelle, teilt seiner Regierung in zwei Be- 
richten mit, daß er aus halbamtlicher deutscher Quelle erfahren habe, daß zwi- 
schen Berlin und Warschau Verhandlungen bezüglich der Rückgliederung Danzigs 
auf gütlichem Wege stattfänden und daß ihm dies vom polnischen Generalkommis- 
sar bestätigt sei. Die polnische Regierung habe diese Vorschläge kategorisch abge- 
lehnt und umfangreiche Vorkehrungsmaßnahmen in Pommerellen getroffen. 

(FGB Nr. 83, 84) 

Botschafter Kennard berichtet Lord Halifax, daß er am Vormittag eine Unter- 
redung mit seinem Kollegen v. Moltke gehabt habe. Auf seine entsprechende Frage 
habe dieser erklärt, „die Danziger Frage werde fortgesetzt diskutiert und es wür- 
den Anstrengungen gemacht, die Kluft zwischen den äußersten deutschen Forde- 
rungen und den polnischen Einwänden zu überbrücken. Nach seiner Meinung sei 
auch kein deutscher Handstreich auf Danzig zu erwarten * 

Auf des Botschafters Frage nach der Vier-Mächte-Erklärung habe er natürlich 
ausweichend geantwortet. Botschafter v. Moltke glaube, daß Polen unter keinen 
Umständen damit etwas zu run haben wolle, genau so wenig wie mit dem Anti- 
komminternpakt. (DBFP IV Nr. 534) 


* 
Botschafter Kennard berichtete an Lord Halifax, daß Becks Kabinettschef seinem 


Botschaftsrat gesagt habe, daß er hinsichtlich Danzigs in den nächsten Tagen keine 
besondere Spannung erwartete. „Die Gespräche würden fortdauern, wie sie es 
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mit Unterbrechung während der vergangenen 2 jahre getan hätten. Er hoffte, daß 
Deutschland anerkennen würde, daß Polen kämpfen wird, wenn Danzig zum Ge- 
genstand eines Ultimatums gemacht würde. Die polnische Regierung könnte einer 
Remilitarisierung der freien Stadt nicht zustimmen. Die polnischen militärischen 
Vorsichtsmaßregeln wären beabsichtigt, um Deutschland zu beeindrucken.“ 

(DBEP IV Nr. 535) 


x* 


Da die Polen gegen die Hereinnahme der Sowjets Bedenken erhoben haben, 
beschlossen England und Frankreich, mit Polen und Rumänien allein ein Ab- 
kommen abzuschließen. Die englischen Botschafter in Bukarest und Warschau be- 
kamen eine entsprechende Anweisung. (DB Nr. 26 b) 


Aber auch mit dieser Lösung werden die Polen nicht zufrieden sein. 
* 


Lord Halifax berichtete dem britischen Geschäftsträger in Paris, daß der fran- 
zösische Botschafter Corbin gefragt habe, „ob wir irgendwelche Informationen hät- 
ten, die zeigten, daß die Regierungen Deutschlands und Polens jetzt über eine 
neue Regelung hinsichtlich Danzigs diskutierten. 

Sir Cadogan sagte, soweit wie er wüßte, hätten wir keine bestimmten Anzeichen 
hierfür erhalten. 

M. Corbin sagte, daß etwas dieser Art diskutiert würde, und daß M. Beck ver- 
sucht, die Möglichkeit einer französisch-britischen Garantie für Polen bei den 
Deutschen als Hebel zu benutzen.“ (DBFP IV Nr. 540) 


* 


Der amerikanische Senator Borah warnte in einer Rundfunkrede vor dem Trei- 
ben jener mächtigen Interessengruppen, die wieder am Werke seien, die Vereinig- 
ten Staaten in einen Krieg gegen Deutschland hineinzuziehen. Borah sagte u. a., 
die chaotischen inneren Zustände der Vereinigten Staaten seien der wahre Feind 
der Demokratie, nicht aber die totalitären Staaten. Die britische Demokratie sei 
der größte Feind gewesen, den Adolf Hitler seit der Machtübernahme gehabt habe. 
Man soll die europäischen Nationen ihre Angelegenheiten untereinander regeln las- 
sen, ihnen kein Geld zur Füllung der Kriegskassen, keine Waffen, keine Munition 
und vor allem keine amerikanischen Jungen senden. (Buckreis, 1939, S. 94) 


Bericht über die Ziele der amerikanischen Außenpolitik, der sich mit den Berichten 
des polnischen Botschafters Potocki deckt. (DB Nr. 27) 


* 
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Im Brief des Botschaftsrats v. Tippelskirch aus Moskau an das Auswärtige Amt 
finden sich folgende Ausführungen: „Ein Versuch Hudsons, mit Litwinow ein poli- 
tisches Gespräch zu führen, soll in den Anfängen steckengeblieben sein. Bei der 
Beurteilung der gegenwärtigen sowjetischen Außenpolitik muß man zweierlei im 
Auge behalten: einmal besteht hier ein außerordentliches Mißtrauen hinsichtlich 
der wahren Absichten der Westmächte gegenüber der Sowjetunion. Die Sowjets 
argwöhnen, daß die Westmächte bestrebt sind, die deutsche Aggression nach So- 
wjetrußland abzulenken, um sich selbst von dieser Gefahr zu befreien. Des wei- 
teren wünschen die Sowjets, sich in das europäische Konzert einzuschalten sowie 
eine Entwicklung, bei der am liebsten zwischen Deutschland, Frankreich und Eng- 
land der Krieg ausbricht, während sie selbst zunächst Handlungsfreiheit behalten 
und ihre Interessen fördern können. Diese Darstellung entspricht auch den Sta- 
lin’schen Thesen über die Außenpolitik der Sowjetunion anläßlich des kürzlichen 
Parteikongresses.“ (ADAP VI. 115 f.) 


* 


Der ehemalige Botschafter v. Hassell schreibt in seinem Tagebuch: 

„Montag, den 27. 3., traf ich in Berlin bei Schwendemann, mit dem ich meine 
Spanienreise besprach, Kiep, der gerade aus England zurückkam. Er war sehr stark 
beeindruckt durch die ausnahmslos rabiat antideutsche Stimmung. Nach seiner An- 
sicht sind die Engländer nichts weniger als dekadent und schlapp, sondern fest ent- 
schlossen, mit dem Nachgeben Schluß zu machen. Es fragt sich nur immer, ob 
sie militärisch so weit sind, wirklich losschlagen zu können, wenn Hitler wieder 
aggressiv wird.“ (v. Hassell, S. 54) 


Dienstag, den 28. März 1939 


Der deutsche Botschafter sendet aus Warschau einen Bericht über die anti- 
deutsche und kriegerische Stimmung in Polen. (DB Nr. 28) 

Ferner teilte er mit, daß ihm Außenminister Beck folgendes unterbreitet habe: 
„Der Herr Reichsaußenminister habe in der Unterredung vom 26. März dem 
Botschafter Lipski erklärt, daß ein polnischer Gewaltakt gegen Danzig den casus 
belli bedeuten würde. Diese Mitteilung zwinge ihn, seinerseits die Erklärung ab- 
zugeben, daß, falls deutscherseits ein Versuch unternommen werden solle, das Statut 
der Freien Stadt einseitig abzuändern, Polen hierin den casus belli sehen würde. 
Das gleiche gelte auch, wenn etwa der Danziger Senat einen solchen Versuch un- 
ternehmen würde. Die polnische Regierung bedaure die eingetretene Verschärfung.“ 
Er, der Botschafter, habe erwidert, daß die Verschärfung lediglich durch die pol- 
nischen Mobilmachungsmaßnahmen hervorgerufen worden sei, weil dadurch die 
eingetretene Kriegssiimmung durch Presse und Propaganda in unverantwortlicher 
Weise gesteigert würden und die entstandene Lage ernste Gefahren in sich schließe. 
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Er habe auf die Ausschreitungen in Bromberg und Liniewo verwiesen, wo eine 
Versammlung der Reichsdeutschen von 25 Polen überfallen worden sei und das 
ganze Mobiliar zertrümmert hätten. Auf die Äußerung Becks, daß er immer mehr 
den Eindruck gewinne, als ständen wir an einem Wendepunkt der deutsch-pol- 
nischen Beziehungen, habe er auf die Besprechung von Berchtesgaden verwiesen, in 
der Hitler die Aufrechterhaltung der Verständigungspolitik in den Vordergrund 
gestellt hätte und daß die jetzigen Vorschläge gerade das Ziel verfolgten, die 
deutsch-polnischen Beziehungen auf eine dauerhafte Grundlage zu stellen, wobei 
allerdings mehr Einsicht von polnischer Seite erwartet würde. (DWB II Nr. 211) 

Der polnische Bericht über diese Aussprache enthält noch die Angabe, daß Bot- 
schafter v. Moltke gesagt habe: „Sie wollen auf den Spitzen der Bajonette ver- 
handeln“, worauf Beck antwortete: „Nach Ihrem System“. (PWB Nr. 64) 


* 
Der französische Geschäftsträger in Berlin bestätigt die Mitteilungen des Herrn 
de la Tournelle, daß zwischen Polen und Deutschland Verhandlungen stattfänden. 
Darüber habe auch er Nachrichten aus halbamtlicher Quelle. (PWB Nr. 85) 


* 


Der französische Botschafter Noel in Warschau telegrafiert seiner Regierung zum 
neuen englischen Plan, der ihm von Kennard vorgelegt wurde: (Bonnet, S. 194 £.) 
„Beim gegenwärtigen Stand der Dinge scheint es gewiß, daß nur ein ausdrückliches 
und genaues, von Großbritannien formuliertes Beistandsversprechen, das außer- 
dem die für Frankreich aus seinem Bündnis mit Polen sich ergebenden Verpflich- 
tungen ergänzt, Polen mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit dazu bestimmen 
könnte, sich möglicherweise zur Teilnahme an einer Kombination zu verstehen, 
wie sie in London ins Auge gefaßt worden ist. Und dies trotz der Ablehnung und 
der Befürchtungen seiner führenden Männer. Außerdem ist es nötig — falls 
Polen sich tatsächlich entschlösse, diese Bahn zu betreten —, daß Großbritannien, 
um Polen zu binden und sein Abspringen im letzten Augenblick zu verhindern, 
sich im Konfliktfalle während und nach den Feindseligkeiten zu einer finanziellen 
Beihilfe verpflichtet und daß bestimmte wirtschaftliche Vorteile in Aussicht ge- 
stellt werden, die in einem gewissen Maße seine Bedürfnisse und Wünsche hinsicht- 
lich eines Zuganges zu den kolonialen Gütern befriedigen können. Es wäre ferner 
nötig, daß ausdrückliche Garantien an Polen gegeben werden, die seine Befürch- 
tungen bezüglich der Sowjetunion beruhigen, und endlich zweifellos, daß das zwi- 
schen London und Warschau vorgesehene Abkommen nicht mehrseitiger Art sei, 
so daß es sofort als Basis für eine Koalition erscheinen würde. Im übrigen ist es 
selbstverständlich, daß ein konkretes Beistandsangebot der Britischen Regierung 
für Polen nur dann wirklich verlockend und geeignet erschiene und neu erstehende, 
hieraus erwachsende Gefahren aufwöge, wenn Großbritannien sich zur Einführung 
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der allgemeinen Wehrpflicht im Frieden entschlösse. In der gegenwärtigen Lage 
würde die Aussicht auf ein Eingreifen bedeutender britischer Truppenteile im We- 
sten für Polen von weitaus größerem Interesse sein als der ziemlich theoretische 
Beistand der britischen Flotte und Luftwaffe.“ 


* 


Der ehemalige französische Ministerpräsident Flandin hielt am 28. März einen 
Vortrag über die Aussichten des Friedens. Der Völkerbund habe vollständig ver- 
sagt, und wenn man jetzt versuche, im Rahmen des Völkerbundes oder außerhalb 
desselben den Grundsatz der kollektiven Sicherheit mit militärischer Untermaue- 
rung wieder zu Ehren zu bringen, so müsse man auch gegenüber diesen Versuchen 
einige Zweifel haben. Die Schwierigkeiten lägen darin, daß alle Versuche, dem deut- 
schen Vordringen Widerstand zu leisten, von dem Grundsatz ausgingen, daß man 
sich der Armee Sowjetrußlands bedienen wolle. (Buckreis 1939, $. 94) 


* 


Lord Halifax teilt dem britischen Botschafter in Paris mit, daß er sich mit dem 
französischen Botschafter in London unterhalten habe. Er hätte ihm zunächst 
Vorwürfe gemacht, daß die von Chamberlain genannten Zahlen über die englische 
Flugzeugproduktion in Paris veröffentlicht worden seien. Es wäre unmöglich, ver- 
trauliche Gespräche zu führen, wenn solche Enthüllungen erwartet werden müßten 
und er habe den Botschafter gebeten, dies M. Bonner mitzuteilen. Ferner habe er 
dem Botschafter gesagt, je mehr man die Lage überprüfe, umso offensichtlicher 
würde es sein, welch eine Schlüsselstellung die Stellung Polens wäre. Corbin habe 
daraufhin einige Bemerkungen zu den Gesprächen gemacht, die gegenwärtig in 
Berlin zwischen Polen und Deutschland vor sich gingen. Er vermutete, daß diese 
sich unmittelbar mit Danzig befaßten, glaubte aber, daß sie möglicherweise einen 
weiteren Rahmen hätten, der audı den Korridor mit einfasse. (DBFP IV Nr. 553) 


* 


Der britische Botschaftsrat Forbes teilt mit, daß ihm der polnische Botschafter 
Lipski bestätigt habe, daß die Danziger Frage gegenwärtig in Warschau diskutiert 
würde. Was die Möglichkeit eines deutschen Handstreiches betreffe, so hätte dieser 
geäußert, daß in diesen Zeiten alles möglich wäre. (DBFP IV Nr. 550) 


* 


Botschaftsrat O. Forbes berichtet an Lord Halifax, daß der polnische Botschafter 
Lipski im Laufe eines halbstündigen privaten Gesprächs keine Anzeichen dafür 


142 


28. März 1939 


gegeben habe, daß Deutschland Forderungen gestellt habe oder grob geworden 
wäre. Lipski habe gesagt, daß Deutschland allgemein Vorschläge über Danzig ge- 
macht habe, doch habe er weder eine Autobahn durch den Korridor noch den 
Anti-Komintern-Pakt erwähnt. Er habe aber von Lipski den Eindruck gewonnen, 
daß er über Haltung und die Absichten seiner Regierung im unklaren wäre. 
(DBFP IV Nr. 572) 
Botschaftsrat Forbes in Berlin übersandte am 29. März seiner Regierung ein um- 
fangreiches Memorandum des britischen Militärattaches. (DB Nr. 29) 


* 


Lord Halifax drahtete Botschafter Kennard, daß er nach Erhalt weiterer Instruk- 
tionen die Unterredung mit dem polnischen Außenminister mit der Mitteilung 
eröffnen soll, daß er seinen vom polnischen Botschafter am 24. März unterbreite- 
ten Vorschlag sehr eingehend sich überlegt habe. Er wäre sehr daran interessiert, 
glaube jedoch, daß er vom britischen Standpunkt aus gesehen, beträchtliche Schwie- 
rigkeiten hervorrufen würde und daher glaube, daß sein neuer Alternativplan bes- 
ser geeignet sei, der gegenwärtigen Lage zu entsprechen. (DBFP IV Nr. 546) 


* 


Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit, daß er den Vizeaußenminister ge- 
fragt habe, ob es bezüglich Danzigs irgendwelche Neuigkeiten gäbe. Dieser habe 
ihm geantwortet, daß innerhalb der letzten vierzehn Tage die polnische Regierung 
die deutsche gefragt habe, ob sie eine Modifikation des Status der Freien Stadt 
zu diskutieren wünsche und darauf hätte sie noch keine Antwort erhalten. Sie 
habe zwar Gründe zu glauben, daß die Deutschen die drastischere Lösung der An- 
nektion verlangen möchten, aber im Augenblick gäbe es keine Anzeichen einer 
drohenden Haltung Deutschlands. 

Er habe den Vizeaußenminister auch gefragt, welche äußersten Konzessionen die 
polnische Regierung bereit wäre zu machen. Darauf habe dieser gesagt, daß die 
Grenze dieser Konzessionen darin bestünde, daß Danzig eine freie Stadt bleibe, 
aber Polen zustimmen würde, daß die meisten der gegenwärtigen Einschränkungen 
der Danziger Souveränität aufgegeben würden. Sie würde auch einer Autobahn 
durch den Korridor zustimmen, doch ohne Gewährung irgendwelcher extra-ter- 
ritorialer Rechte. Der Vizeaußenminister habe ihm noch gesagt, die polnische Re- 
gierung hätte keine Informationen über Truppenbewegungen oder andere Maß- 
nahmen in Deutschland, die die Möglichkeit eines Handstreiches anzeigten. Die 
Berichte über antideutsche Demonstrationen in BYDGOSCZ und woanders wären 
zutreffend, wenn auch niemand verletzt worden wäre. (DBFP IV Nr. 547) 


* 
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In der Unterhaussitzung fragte der Abgeordnete Greenwood, ob die Deklaration, 
die gewissen Mächten vorgelegt worden sei, sich nur auf Konsultation beziehe, 
oder ob gegenseitiger Beistand, unter Umständen auch militärischer Art, vorgese- 
hen sei. Chamberlain antwortete, es sei außerordentlich schwierig und delikat, jetzt 
schon alle Karten auf den Tisch zu legen, doch könne aus dem, was er früher (also 
vor dem 26. März! d. V.) in diesem Zusammenhang gesagt habe, ohne weiteres 
geschlossen werden, daß das, was die Regierung im Sinne habe, sehr viel weiter 
gehe als Konsultation. 

Dem Abgeordneten Dalton, der fragte, ob man Polen gegenüber klar gemacht 
habe, daß die britische Regierung willens sei..... Polen für den Fall deutscher 
Aggression zu Hilfe zu kommen, antwortete Chamberlain, daß er in dieser Hin- 
sicht noch gewisse Zurückhaltung wahren zu müssen glaube, doch sei er bereit zu 
sagen, daß die britische Regierung den anderen Regierungen, mit denen sie in Kon- 
sultation stände, eindeutig klar gemacht habe, was sie unter Umständen zu tun 
bereit sei. 


* 


Lord Halifax beauftragte Botschafter Lindsay, der amerikanischen Regierung 
mitzuteilen, daß die Verhandlungen mit der Sowjetunion nicht in der Absicht ge- 


führt werden, mit ihr eine grundsätzliche Zusammenarbeit festzulegen. 
(DBFP IV Nr. 551) 


* 


Der amerikanische Botschafter Biddle in Warschau teilt seinem Staatssekretär 
mit, daß Außenminister Beck ihm in längerer Unterhaltung erklärt habe, „Polens 
Mobilmachung wäre eine würdige, höfliche, aber feste Antwort auf gewisse An- 
regungen von Berlin gemacht.“ Er, Biddle, deute die laufende Lage folgender- 
maßen: „Marschall Smigly-Rydz erklärte, er habe mehr als einen Eindruck gewon- 
nen, daß Berlin versucht, einen Krieg mit Polen herauszufordern.“ Der gegen- 
wärtige feste Stand der polnischen Regierung erfreut sich der vereinigten Unter- 
stürzung des Volkes. Selbst wenn unter der Überschrift der Versöhnung die pol- 
nische Regierung Danzig z. B. zugestehen wollte, würden der allgemeine Mut und 
die Entschlossenheit der Masse begreiflicherweise einem Defätismus weichen und 
sogar der Regierung und wenigstens Becks Fall bewirken. (Foreign Relations IS.) 


* 


Der polnische Botschafter Graf Raczynski hatte mit dem amerikanischen Bot- 
schafter Kennedy in London eine Aussprache, in der er ihn geradezu nach dem Ge- 
spräch fragte, das er kürzlich mit Herrn Chamberlain über Polen geführt haben 
soll. Herr Kennedy sei überrascht gewesen und habe kategorisch erklärt, daß ein 
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derartiges Gespräch von besonderer Bedeutung nicht stattgefunden habe. Gleich- 
zeitig habe Herr Kennedy seine Unzufriedenheit darüber zum Ausdruck gebracht, 
daß seine Kollegen in Paris und Warschau so dreist über die Lage in England 
redeten, obwohl sie nicht imstande seien, sich so wie er ein genaues Bild davon zu 
machen. „Da ich sah, daß ich auf diesem Wege nicht viel erreichen würde, brachte 
ich das Gespräch auf die jetzige Lage und regte den Botschafter dazu an, die Be- 
reitschaft Englands zu einem bewaffneten Auftreten zu beurteilen. Über diesen 
Teil des Gesprächs habe ich Ihnen, Herr Minister, schon telegrafisch berichtet. Herr 
Kennedy, der zu verstehen gab, daß seine Ansicht sich auf eine Reihe von Gesprä- 
chen mit hiesigen maßgebenden Stellen stützte, erklärte, überzeugt zu sein, daß, 
sollte Polen sich zum bewaffneten Widerstand gegen Deutschland entschließen, 
insbesondere auch hinsichtlich Danzigs, es dann England nach sich ziehen werde. 
Das werde, wie Herr Kennedy mit Nachdruck unterstrich, nicht das Ergebnis grö- 
ßerer Herzlichkeit sein, als sie England bisher für uns übrig harte, das werde auch 
kein willig oder mit Zufriedenheit gefaßter Entschluß sein, sondern sich nur aus 
einer politischen Notwendigkeit ergeben. Sollte dagegen Polen selbst unentschlos- 
sen sein, dann würden, wie der Botschafter meint, die versöhnlichen Elemente in 
der Regierung das benutzen, um Großbritannien zu einem Verzicht auf eine Fest- 
legung bei uns zu veranlassen. Herr Kennedy ist der Ansicht, daß in der hiesigen 
Regierung auch weiterhin noch Zweifel daran bestehen, daß Polen tatsächlich un- 
widerruflich entschlossen ist, sich hinsichtlich Danzigs zu widersetzen. Bei den hie- 
sigen blitzschnell sich verändernden Bedingungen müßten Versicherungen dieser 
Art notwendigerweise oft wiederholt werden.“ (DWB II Nr. 12) 


* 


Die Sowjetunion richtete eine Note an Estland, in der sie zum Ausdruck bringt, 
welche gewaltige Bedeutung sie der Aufrechterhaltung der integralen Unabhängig- 
keit der estnischen Republik beimesse. Daraus ginge hervor, daß jedes Abkommen, 
sei es nun freiwillig oder unter äußerem Druck abgeschlossen, die Verminderung 
der estnischen Unabhängigkeit zum Ergebnis haben würde und von der Sowjet- 
regierung als untragbar angesehen werden müsse. Sie wäre sogar notfalls bereit, 
dies durch die Tat zu bekunden. (Freund II S. 160) 


* 


Die nationalspanischen Truppen ziehen in Madrid und am nächsten Tag in 
Valencia ein, so daß ganz Spanien in der Hand General Francos ist. 


Mittwoch, den 29. März 1939 


Fürst v. Bismarck rief als Dirigent der Politischen Abteilung den polnischen 
Botschaftsrat, Prinz Lubomirski, zu sich, um ihn auf die Entrüstung hinzuweisen, 
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die ein neu gemeldeter Überfall auf Reichsangehörige und der Boykottaufruf einer 
Reihe polnischer Vereinigungen hervorgerufen habe. Solche Vorgänge müßten 


ernste Folgen auf die deutsch-polnischen Beziehungen haben. 
(DWB II Nr. 351, 353) 


* 


Von polnischer Regierungsseite wurde die deutsche Behauptung abgestritten, daß 
der Vorsitzende des polnischen Reichstages (Sejim) in einer Versammlung der Re- 
gierungspartei die Existenz von Hitlers Forderungen zugegeben hätte. 

(Warschauer Depesche in der „Times“ vom 30. 3. 1939) 


* 


Senatspräsident Greiser, Danzig und Dr. Böttcher, Leiter der Ausw. Abteilung 
des Senats wurden von Staatssekretär v. Weizsäcker über den Stand der deutsch- 
polnischen Besprechungen orientiert. Es bestünde keine Veranlassung, der pol- 
nischen Regierung bei der Behandlung Danzigs und polnischer Angelegenheiten 
besonderes Entgegenkommen zu zeigen. Andererseits sei es nicht angezeigt, die 
polnische Seite irgendwie zu provozieren. Deutschland würde an seinen Forderun- 
gen gegenüber Polen festhalten und sie weiterhin mit Nachdruck geltend machen. 

(ADAP VI S. 126 und 129) 


* 


Über die Rede, die Daladier über alle Sender hielt, berichtet der deutsche Ge- 
schäftsträger aus Paris: „Sie will durch Betonung des Friedenswillens Frankreichs, 
seiner Stärke und im Laufe der letzten Monate erreichten Einigkeit..... Gegner 
und Freunde beeindrucken, um jenen einen Halt auf dem Wege ihrer vermeint- 
lichen Expansion entgegenzusetzen, um diese in die Abwehrfront gegen den Ex- 
pansionsdrang der totalitären Staaten zu locken. Das Verhältnis zu England wird 
mit den Worten gestreift, daß die französisch-englische Zusammenarbeit heute so 
vollständig sei wie nie zuvor.“ (DWB II Nr. 278) 


* 


Botschafter Kennard teilt seinem Außenminister mit, daß er angesichts der hart- 
näckigen Berichte, daß Deutschland folgende Forderungen an Polen gerichtet hätte: 

1. Veränderung des Statuts der Stadt Danzig, 

2. Autobahn durch den Korridor, 

3. Festhalten am Antikominternpakt 
heute den Vizeaußenminister gefragt habe, ob diese Berichte wahr wären. Dieser 
habe zugegeben, daß das Parlament des DIET eine Enthüllung dieser Art gegen- 
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über einer Delegation der OZN (offizielle Regierungspartei) gemacht hätte, daß 
dies aber keine Forderungen wären, die seit seinem gestrigen Gespräch gemacht 
worden seien, sondern Wünsche wären, die dem polnischen Botschafter in Berlin 
innerhalb der vergangenen 14 Tage mitgeteilt worden seien. Weiter wäre es nicht 
richtig, daß Deutschland auf Polens Zugehörigkeit zum Antikominternpakt be- 
standen hätte, sondern Deutschland hätte um Erklärungen gebeten über die gegen- 
wärtige Politik Polens gegenüber den Sowjets und hätte vorgeschlagen, daß Polen 
seine Politik in diesem Zusammenhang mehr in Übereinstimmung mit der Deutsch- 
lands bringen solle. Auf diese Demarche sei bis jetzt noch keine Antwort gegeben 
worden und im gegenwärtigen Zeitpunkt gäbe es kein Zeichen einer drohenden 
Haltung seitens Deutschlands. Kennard fügte hinzu, daß es äußerst schwierig sei, 
vom Außenminister klare Antworten zu erhalten. Die Polen fürchteten sich wahr- 
scheinlich vor den Reaktionen sowohl Deutschlands als auch denjenigen der pol- 
nischen öffentlichen Meinung. Sein Eindruck sei jedoch, daß die deutschen Forde- 
rungen in der Mitte der letzten Woche erhoben worden seien und wahrscheinlich 
der direkte Anlaß für die Einberufung der Reservisten gewesen wären. 

(DBFP IV Nr. 564) 


* 


Lord Halifax beauftragt Botschafter Kennard in Warschau und Sir Hoare in 
Bukarest gemäß seiner Instruktionen vom 27. 3. an die polnische bzw. rumänische 
Regierung heranzutreten. (DBFP IV Nr. 561) 


* 


Ministerpräsident Chamberlain gibt im Unterhaus die Erklärung ab: 

„I. Die territoriale Feldarmee, die jetzt eine Friedensstärke von 130000 Mann 
hat, wird sofort auf Kriegsstärke gebracht...... 

II. Die so auf Kriegsstärke gebrachte territoriale Feldarmee wird verdoppelt und 
wird so eine Stärke von 340 000 Mann aufweisen.“ (DWB II Nr. 248) 


Donnerstag, den 30. März 1939 


Der deutsche Generalkonsul in Thorn berichtet von neuen Boykottbewegungen 
und Demonstrationen, bei denen wiederholt Forderungen wie „Schmeißt die Deut- 
schen heraus“ und „Danzig und Flatow müssen zu Polen kommen“ laut wurden 
und sich Ausschreitungen ereigneten. (DWB II Nr. 354) 


* 


General Skwarczynski, Chef des „Lagers der nationalen Einigung“, äußerte in 
Anwesenheit des Marschalls vor den Amtswaltern des Lagers, Polen werde seine 
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bisherige Politik aufrechterhalten. Es könne sich nicht zu irgendwelchem aggres- 
siven Hervortreten verleiten lassen und lasse sich deshalb auch nicht in eine Front 
hineinziehen. (Buckreis, 1939 $. 85) 


* 


Aus der französischen Botschaft in Berlin wird der französischen Regierung 
berichtet, daß polnische Kreise Berlins die Lage als äußerst ernst ansehen und be- 
reits Frauen und Kinder der meisten Beamten heimgekehrt seien. Auch polnische 
Studenten hätten die Reichshauptstadt verlassen. Zwischen Berlin und Warschau 
hätten keine eigentlichen Verhandlungen stattgefunden. Herr von Ribbentrop habe 
bei der polnischen Regierung anfragen lassen, ob sie bereit ist, über folgende 
Punkte in Verhandlungen einzutreten: Änderung des Danziger Statuts und Rück- 
gliederung der Stadt ans Reich; 

Bau einer zugunsten Deutschlands exterritorialen Eisenbahn und Autostraße 
durch den Korridor; 

Grenzberichtigung in der Gegend von Oderberg, auf Grund deren dem Reiche 
dieser wichtige Eisenbahnknotenpunkt überlassen werden sollte. Diese Fragen habe 
Warschau mit einem ‚nein’ beantwortet. (FGB Nr. 86) 


* 


Außenminister Lord Halifax teilt den britischen Botschaftern in Warschau, Bu- 
karest, Moskau, Berlin und Paris folgendes mit: 

„Im Unterhaus wird morgen eine Frage gestellt werden, die andeutet, daß ein 
deutscher Angriff auf Polen unmittelbar droht und fragt, welchen Schritt SMR in 
einem solchen Falle unternehmen wolle. Wir haben gewisse Gründe zu befürchten, 
daß die Vorbereitungen für einen Streich gegen Polen weit fortgeschritten sind und 
daß die Aktion bevorsteht. 

Wenn etwas von dieser Art vorfällt, könnten die Konsequenzen offensichtlich 
sehr ernst sein, wenn wir nichts gemeinsam über die Aktionen beschlossen hätten, 
die in einem solchen Falle unternommen werden sollen. 

2. Es mag noch einige Tage dauern, um mit Polen eine Abmachung abzuschlie- 
ßen, wie wir sie für die Verteidigung Polens und Rumäniens im Sinne haben und 
wir halten es für höchst wünschenswert, der deutschen Regierung eine zeitige War- 
nung zu geben in Wendungen, so wenig wie möglich provokativ hinsichtlich irgend- 
einer Aggression gegen Polen. 

3, In der Zwischenzeit beabsichtigen wir, falls die französische Regierung über- 
einstimmt, auf die Parlamentsfrage zu antworten, daß wir nicht so hingestellt wer- 
den dürfen, als ob wir die Gerüchte eines beabsichtigten Angriffes für wahr hiel- 

ten, sondern daß wir der polnischen Regierung versichert hätten, falls bis zum 
Abschluß der Beratungen mit anderen Regierungen irgendein Schritt unternommen 
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würde, der eindeutig ihre Unabhängigkeit bedrohe und gegen den die polnische 
Regierung sich genötigt fühle, mit all ihrer nationalen Kraft Widerstand zu leisten, 


SMR und die französische Regierung ihnen sofort alle Unterstützung leihen wür- 
den, die in ihrer Macht stünde. 


aa (DBFP IV Nr. 566) 
* 


Um 16 Uhr 20 wiederholt Lord Halifax dieses Telegramm in verkürzter Form 
an Botschafter Kennard mit der Weisung, es den führenden polnischen Kreisen vor- 
zulegen und deren Meinungsäußerungen möglichst noch heute abend mitzuteilen. 


(DBFP IV Nr. 568) 
* 


Lord Halifax ließ den polnischen Botschafter Raczynski in London am 30. März 
zu sich kommen und führte mit ihm folgendes Gespräch: 

(Nach dem Bericht des Foreign Office vom 4. 4. 1939 an den britischen Bot- 
schafter Kennard in Warschau. DBFP Bd. V Nr. 5) 


1. (befaßt sich mit evtl. polnischer Hilfe für Rumänien.) 


„2. Der Botschafter erkundigt sich, ob SMR in unmittelbarer Zukunft beabsich- 
tige, hinsichtlich ihrer polnischen Politik eine öffentliche Erklärung abzugeben. 
Ihm wurde gesagt, daß es bis zum Abschluß der gegenwärtigen Verhandlungen 
unwahrscheinlich wäre, daß irgendeine öffentliche Erklärung gemacht würde, 
wenn sich natürlich die Sache nicht plötzlich verschlechtern würde, und es gäbe 


Grund zu fürchten, daß Deutschland eine sofortige Aktion beabsichtigen 
könnte. 


3. Graf Raczynski wurde über den Stand der Beziehungen zwischen Polen und 
Deutschland innerhalb der letzten Tage befragt. Er erklärte, daß keine Ver- 
handlungen, gleich welcher Art, mit Deutschland im Gange wären. Gegen 
Ende des letzten Jahres hätte Polen gehofft, mit Deutschland eine neue Dan- 
ziger Regelung diskutieren zu können, aber es wäre nie möglich gewesen, 
diese Diskussionen zu beginnen. Es wäre wahr, daß von Zeit zu Zeit die 
deutsche Regierung verschiedene Fühler und Vorschläge ausstreckte, aber da 
diese unmöglich anzunehmen gewesen wären, wären sie stets beiseite gewischt 
worden. Von diesen wären die sogenannten Forderungen, auf die Sie sich in 
Ihrem Telegramm Nr. 91 (Bd. IV Nr. 564) vom 29. 3. beziehen, z. B. eine 
Veränderung des Statuts Danzig, eine Autostraße durch den Korridor und 
Beitritt zum Antikominternpakt. Er persönlich dächte, daß es vorsätzlich so 
arrangiert worden wäre, daß der Präsident des polnischen Parlaments die In- 
diskretion begehen sollte, sich auf die Existenz dieser Forderungen zu beziehen, 
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um damit der polnischen Regierung zu ermöglichen, formell und öffentlich zu 
leugnen, daß sie jemals gemacht worden wären. 

4. Was die deutsche Pressekampagne gegen Polen betrifft, sagte Graf Raczynski, 
daß diese Kampagne nicht von der gleichen Art wäre, wie die, welche von 
Deutschland vor seinem Angriff auf die CSR lanciert worden wäre. Im gegen- 
wärtigen Falle wäre es auf gewisse Organe der deutschen Presse begrenzt, an- 
statt daß die ganze Presse mobilisiert worden wäre; er schloß aus diesem Un- 
terschied, daß im gegenwärtigen Falle die Deutsche Regierung nicht beabsich- 
tige, daß die Pressekampagne bis zu einem Punkt geführt werden sollte, wo 
es für sie schwierig sein könnte, sich von der Stellung zurückzuziehen, die sie 
bezogen hätte. Im Gegenteil,er vermutete, daß es der Zweck der gegenwärtigen 
Kampagne sei, einen leisen Druck auf die polnische Regierung auszüben, um 
sie davon abzuhalten, ihre Verbindungen mit Deutschland aufzugeben. Es wäre 
nur eine milde Form von Erpressung und nicht der Vorläufer offener Feind- 
seligkeiten. 

5. Graf Raczynski glaubte tatsächlich nicht, daß Deutschland einen unmittelbaren 
Angriff auf Polen plante, wenn er auch hinsichtlich der endlichen Aussichten 
für den Frieden pessimistisch war. Er hielt es für wahrscheinlicher, daß Hitler 
den leichteren Weg wählen würde, seine Durchdringung Mitteleuropas fort- 
zusetzen, um so seine Stellung in Ungarn, Rumänien und vielleicht Bulgarien 
zu konsolidieren mit dem Ziel, Polen im Osten zu umfassen und auf diese 
Weise seine strategische Lage gegenüber Deutschland zu unterminieren.“ 


Wenn der Leser diesen Bericht mit dem Inhalt der den britischen Botschaftern 
zugegangenen Vorankündigung der Garantieerklärung für Polen (Seite 148) ver- 
gleicht, wird er verschiedene Widersprüche feststellen können, einmal, daß Bot- 
schafter Raczynski gegenüber abgeleugnet wurde, daß eine öffentliche Erklärung 
beabsichtigt war, zum anderen, daß der Botschafter gar nichts von einer angeb- 
lichen Bedrohung Polens wußte und „tatsächlich nicht glaubte, daß Deutschland 
einen unmittelbaren Angriff auf Polen plante.“ 


„Vielleicht“ kommen die Widersprüche daher, daß der Bericht erst 5 Tage spä- 
ter nach Warschau abging. 

Anschließend an das Dokument (Nr. 566) findet sich in den britischen Akten 
folgende Anmerkung: „Zusätzlich zu der in Nr. 571 gegebenen Information in- 
formierte Lord Halifax seine Kabinettskollegen am 30. März 1939, daß er den 
Berliner Korrespondenten von News Chronicle gesprochen hätte, der einer der 
beiden Korrespondenten wäre, die aus Deutschland ausgewiesen wurden. Dieser 
Korrespondent wäre nach London gekommen, ganz besonders um eine Information 
mitzuteilen, die ihn aus verschiedenen Quellen erreicht hätte des Inhalts, daß Polen 
der nächste Punkt sein würde auf Deutschlands Aggressionsprogramm. Diese Be- 
hauptung würde unterstützt durch eine gute Anzahl eingehender Informationen 
einschließlich der Erklärung eines Industriellen, daß er Befehle hätte, bis zum 
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28. März gegenüber Bromberg Rationen anzusammeln. Es wäre auch erklärt wor- 
den, daß Deutschland beabsichtige, einen beträchtlichen Teil Polens zu besetzen 
und nur einen schmalen Gebietsstreifen zwischen den Grenzen Deutschlands und 
Rußlands zu lassen. Von diesem Gespräch mit dem Korrespondenten der News 
Chronicle ist kein Bericht in die Akten des Foreign Office aufgenommen worden. 

Eine Untersuchung der verschiedenen Informationsstüce, die das Foreign Office 
bis zum 30. März 1939 erreicht hatten hinsichtlich eines möglichen deutschen An- 
griffs auf Polen ergab Widersprüche in den Ergebnissen. Es schien klar zu sein, 
daß es Herrn Hitlers schließliches Ziel wäre, Polen und Rumänien auszusondern 
oder zu neutralisieren, aber es gab nicht genug Beweise, um anzudeuten, welches 
der beiden Länder das erste Opfer einer deutschen Aggression sein würde. Die end- 
gültige Entscheidung dürfte wie in der Vergangenheit durch Ereignisse beschleunigt 
werden, die außerhalb Herrn Hitlers Kontrolle liegen.“ 

Der Inhalt dieser Anmerkung wird zusammen mit dem Bericht des Korrespon- 
denten Colvin der News Chronicle kommentiert werden. 


* 


Der britische Geschäftsführer Ogilvie-Forbes übersandte an das Foreign Office 
ein Memorandum des Militärattach&s, in dem dieser die Ansicht äußerte, daß vom 
rein militärischen Gesichtspunkt aus der gegenwärtige Zeitpunkt am besten ge- 
eignet wäre, den Krieg zu beginnen. (DBFP V Nr. 51 vom 12.4. 1939) 


* 


Lord Halifax unterrichtet den britischen Botschafter in Rom über die letzten 
Entwicklungen in Bezug auf eine britische Garanitie an Polen und bittet ihn, ihm 
sofort geheim und persönlich Nachricht zu geben, wenn er Grund habe zu glau- 
ben, daß dort irgendeine Entwicklung zu erwarten sei. (DBFP IV Nr. 569) 


* 


Der britische Botschafter teilt aus Paris mit, daß die französische Regierung der 
vorgeschlagenen Antwort auf die Parlamentsfrage zugestimmt habe und keinen 
unmittelbaren Coup gegen Polen befürchte. (DBFP IV Nr. 574) 


* 


Der britische Botschafter Kennard in Warschau teilt Lord Halifax mit, daß 
Außenminister Beck sofort ohne Zögern der beabsichtigten Antwort (auf die Par- 
lamentsfrage) zugestimmt habe. Weiter schreibt er: „Es ist natürlich unwahrschein- 
lich, daß die polnische Regierung Deutschland vorsätzlich provozieren würde, aber 
im gegenwärtigen Gefühlszustand hier kann die Möglichkeit impulsiver Aktionen 
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nicht ganz ausgeschlossen werden. Zum Beispiel, wenn der Danziger Senat seine 
Rückkehr zu Deutschland erklärte, könnten polnische Truppen wohl das Gebiet 
der Freien Stadt betreten. Ich wage vorzuschlagen, in der beabsichtigten Antwort 
vor den Worten ‚Schritt unternommen würde’ das Wort ‚unprovoziert’ einzufü- 
gen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß M. Beck etwas gegen diese Einfügung haben 
könnte, wenn Eure Lordschaft es für passend hielten, sie zu machen, aber ich habe 
diesen Vorschlag ihm gegenüber natürlich nicht erwähnt. Nebenbei möchte ich 
hinzufügen, daß sowohl der deutsche Botschafter als auch M. Beck mir heute ver- 
sichert haben, daß die deutsche Regierung keinerlei Forderungen in der Art eines 
Ultimatums gestellt habe, und daß es keine Anzeichen dafür gäbe, daß sie in der 
unmittelbaren Zukunft einen drohenden Schritt zu machen beabsichtige.“ 


* (DBFP IV Nr. 573) 
Generalfeldmarschall Keitel berichtet: (Görlitz, $. 205) 
„Schon im April 1939 fielen mir gegenüber..... sich wiederholende Äußerun- 


gen Hitlers, das polnische Problem fordere gebieterisch eine Lösung. Es sei ein Un- 
glück, daß der kluge Marschall Pilsudski, mit dem er einen Nichtangriffspakt habe 
abschließen können, zu früh aus dem Leben geschieden sei. Das könne auch ıhm 
jederzeit so ergehen. Deshalb müsse er auch diese, für Deutschlands Zukunft uner- 
trägliche Lage der Trennung Östpreußens vom Reich sobald als möglich berei- 
nigen und diese Aufgabe nicht der Zukunft oder einem Nachfolger überlassen. 
Man sähe, wie abhängig eine Politik der Vernunft von einem Manne sei, denn die 
heutigen Machthaber in Polen seien weit entfernt, den Kurs des Marschalls fort- 
zusetzen, das sei durch Verhandlungen mit dem polnischen Außenminister Beck 
bereits erwiesen. 

Dieser setze sein Vertrauen auf die Hilfe Englands, und es sei doch außer Zwei- 
fel, daß England an dieser, rein intern deutschen Frage kein wirtschaftliches, daher 
auch kein vitales politisches Interesse habe. England werde seine Hand von Polen 
zurückziehen, wenn es unsere Entschlossenheit erkenne, diesen auf die Dauer un- 
erträglichen Zustand des Versailler Diktates zu bereinigen. Er wolle keinen Krieg 
mit Polen um Danzig und den Korridor, aber, wer den Frieden wolle, müsse zu 
Kriege bereit sein, sonst könne man nicht erfolgreiche Politik machen.“ 

Diese Ausführungen Hitlers müssen schon Ende März erfolgt sein, denn Hitler 
berief nach der polnischen Mobilmachung und der schroffen, negativen Antwort 
Polens vom 26. 3. und dem alarmierenden Bericht des deutschen Botschafters aus 
Warschau vom 28. 3., der ihm am 30. 3. vorlag, Keitel und die Oberbefehlshaber 
der Wehrmachtteile Heer und Marine, v. Brauchitsch und Raeder — Göring war 
in Urlaub — zu sich, setzte ihnen die Lage auseinander und beauftragte Keitel mit 
der Ausarbeitung einer neuen Weisung zur Grenzsicherung Ost, in der auch ein 
Teil für eine evtl. mögliche Auseinandersetzung mit Polen vorgesehen sein solle. 

(Keitel in Nürnberg, IMT Bd. XS. 576 — Helmuth Greiner, Die oberste Wehr- 


machtführung 1939 — 1943 5. 30.) 
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Wirtschaftsminister Funk beschließt eine große Rede vor dem Zentralausschuß der 
Reichsbank in Berlin mit folgendem Appell an das Ausland: „Die große Welt 
rings um uns herum hat ihre schweren Wirtschafts- und Finanzsorgen. Das Gold 
flüchtet scheinbar unaufhaltbar in die bereits überfüllten Tresors der Vereinigten 
Staaten, und die alte entgoldete Welt sieht den Boden unter ihren auf Gold basier- 
ten Währungen wanken und die Zahlungsbilanz schwer erschüttert. Soll ein neuer 
Tanz ums goldne Kalb beginnen?..... Die Welt steht am Scheidewege. Entweder 
ergibt man sich der amerikanischen Goldmacht oder man akzeptiert die neuen 
Methoden der jungen starken aufwärtsstrebenden Nationen. Unsere Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzmethoden bieten genügend Möglichkeiten für eine erfolgreiche 
Gemeinschaftsarbeit auf den Weltmärkten zur Erschließung neuer Absatzgebiete, 
zur Erhöhung von Produktion und Kaufkraft und zur Hebung des Wohlstandes 
der Völker..... Es gilt nur, die richtige Organisation und eine verständnisvolle 
Zusammenarbeit zu finden. Wir haben noch nie die Hand zurückgeschlagen, die 
uns hierzu geboten wurde. Wir werden es auch in Zukunft nicht tun, und zwar 
um so weniger je stärker wir sind..... (DD VIV2 S. 765) 


Freitag, den 31. März 1939 


Der deutsche Generalkonsul in Posen teilt mit, daß die polnische Presse auf 
eine Vergiftung der öffentlichen Meinung hinarbeite, bald zu scharfen Maßnahmen 
gegen die deutsche Volksgruppe, bald zum Boykott deutscher Geschäfte auffordere. 
In der Stadt selbst herrsche einigermaßen Ruhe, doch seien „in anderen Städten und 
auf dem Lande weiterhin Ausschreitungen zu verzeichnen. Die feindliche Haltung 
sei bis ins letzte Dorf vorgedrungen.“ (DWB II Nr. 355) 


%* 


Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit, daß er davon informiert worden 
sei, daß der Vizeaußenminister in den letzten Tagen dem rumänischen Botschafter 
sagte, daß Deutschland Polen gewarnt hätte, weil es jede Bewegung polnischer 
Truppen in die Freie Stadt Danzig als einen Kriegsgrund betrachten müsse und 
daß Polen hierauf erwiderte, daß es eine Erklärung des Danziger Senats zur Ver- 
einigung mit Deutschland als einen Kriegsgrund betrachten würde. 


(DBFP IV Nr. 579) 
* 


Lord Halifax teilt dem britischen Botschafter Kennard den Text der britischen 
Garantieerklärung für Polen mit und daß er beschlossen habe, nicht das Wort 
„unprovoziert“ hinzuzufügen, weil er glaube, daß die deutsche Technik der Apgres- 
sion so vielseitig und so heimtückisch sei, daß es gut sein könne, daß Polen unter 
gewissen Umständen in der Selbstverteidigung dazu getrieben werden könnte, 
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einen technischen Akt der Provokation zu begehen. Kennard solle jedoch Herrn 
Beck nachdrücklich darauf hinweisen, daß sich die britische Regierung vertrauens- 
voll auf die polnische Regierung verlasse, daß sie besonders sorgfältig sei in ihrem 
Verkehr mit Deutschland, eine kompromißlose Haltung oder irgendeine provoka- 
tive Aktion zu vermeiden und mit der britischen Regierung ständigen Kontakt 
zu halten. Herr Beck solle darauf aufmerksam gemacht werden, daß die Garantie- 
erklärung eine vorläufige Maßnahme sei, dazu bestimmt, dem zu begegnen, was 
als eine mögliche Gefahr befürchtet würde, bis zum Abschluß der Beratungen mit 
Polen und Rumänien. (DBFP IV Nr. 584) 


* 


Ministerpräsident Chamberlain gab im Unterhaus die Garantieerklärung für 
Polen ab: „Wie das Haus weiß, sind jetzt bestimmte Konsultationen mit anderen 
Regierungen im Gang. Um inzwischen, ehe diese Verhandlungen abgeschlossen sind, 
dem Hause mitzuteilen, daß im Falle einer Aktion, welche die polnische Unabhän- 
die Stellung der englischen Regierung vollkommen klar zu machen, habe ich jetzt 
gigkeit klar bedrohen und gegen welche die polnische Regierung entsprechend den 
Widerstand mit ihrer nationalen Wehrmacht als unerläßlich ansehen würde, Seiner 
Majestät Regierung sich während dieser Zeit verpflichtet fühlen würde, sofort der 
polnischen Regierung alle in ihrer Macht liegende Unterstützung zu gewähren. Sie 
hat der polnischen Regierung eine entsprechende Zusicherung gegeben.“ 

Teile der darauf folgenden Debatte sind im (DB Nr. 30) enthalten. 


* 


In der Debatte antwortete Chamberlain dem Abgeordneten Athur Henderson, 
daß er „von keinem deutschen Versuch Kenntnis habe, friedliche Verhandlungen 
mit der polnischen Regierung zu führen.“ 

Eine ähnliche Behauptung stellte Chamberlain am 10. Juli im Unterhaus auf, 
ferner behauptet er in der Vorbemerkung zum britischen Blaubuch ($. X), daß die 
deutschen Vorschläge an Polen erstmals am 31. März 1939 vorgelegt worden seien. 
Im Gegensatz hierzu ist bekannt, daß die englische Regierung seit dem 25. Okt. 
1938 aus mehreren Berichten wußte, worüber die deutsche Regierung mit der pol- 
nischen verhandelte. Es widerspricht daher auch völlig den Tatsachen, wenn Pro- 
fessor Michael Freund in Band II seiner Geschichte des 2. Weltkrieges auf Seite 
102 schreibt: „Wesentlich für die Beurteilung des englischen Schrittes ist, daß er 
ohne Kenntnis der deutschen Forderungen gegenüber Polen geschah.“ 

Die falsche Behauptung wird auch nicht dadurch richtiger, daß sie Walendy un- 
besehen übernimmt. (Walendy S. 245) 


* 
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Lord Halifax beauftragt den britischen Botschafter in Bukarest, der rumänischen 
Regierung sofort zu erklären, daß die englische Regierung nur angesichts der in 
ihrem Besitz befindlichen Informationen, die die Möglichkeit eines unmittelbaren 
Schrittes gegen Polen anzudeuten scheinen, dazu geführt worden sei, diesen vor- 
läufigen Schritt in Bezug auf Polen zu unternehmen. (DBFP IV Nr. 583) 


%* 


Lord Halifax teilt dem britischen Botschafter in Washington mit, daß ihm der 
amerikanische Botschafter heute nachmittag gesagt habe, daß er gerade mit dem 
Präsidenten Roosevelt gesprochen hätte und daß dieser die Garantierung für 
ausgezeichnet hielte und gesagt habe, daß sie nach seiner Beurteilung eine sehr 
große Wirkung haben würde. „Die USA, so meinte er, glaubten, daß ein Krieg 
unmittelbar bevorstehe, aber der Präsident dächte nicht, daß dies irgendwie von 
Schaden sein würde..... “ (DBFP IV Nr. 586) 


* 


„Beck glaubte, daß Hitler nur bluffe und es deshalb für ihn nicht gefährlich sei, 
den polnischen Ajax zu spielen, der kühn dem Naziblitz trotze. 

Daladier schien eine solche Meinung zu teilen, vertraute er doch Botschafter 
Bullitt an, er sei „besonders über die starke und mutige Haltung der Polen hoch- 
erfreur‘)“. Tief besorgt war er jedoch darüber, daß England nicht die Einführung 
der Wehrdienstpflicht betrieb. Breche ein europäischer Krieg aus, so wäre Groß- 
britannien zu einer unbedeutenden Rolle verurteilt, außer zur See“. 

‘) Botschafter Bullitt an Außenminister Hull, Paris, 31. März 1939. 


(Tansill, S. 553) 
%* 


Der diplomatische Mitarbeiter der News Chronicle, Vernon Bartlett, erklärte in 
einer Rede vor der Somerset Folk Society: „Uns wird nicht wohl sein, bis Francos 
Witwe Stalin ans Sterbebett die Mitteilung bringt, daß Hitler ermordet wurde an- 
gesichts der Trauerfeierlichkeiten für Mussolini.“ (Buckreis, 1939, S. 95) 


* 


Der italienische Botschafter Attolico klagt bei Staatssekretär v. Weizsäcker über 
die deutsche Politik: „Das Prestige des Duce habe in seinem eigenen Lande gelitten. 
Neben dem innenpolitischen Prestigeverlust sei für Italien eine außenpolitische 
Einbuße erfolgt. Sein eigenes Spiel sei verdorben worden. Er sei am Zuge gewesen 
und sei nunmehr davon zurückgeworfen..... Zusammenfassend kann man viel- 
leicht sagen, daß Attolico seine Regierung als den betrogenen und blamierten Heh- 
ler hinstellte, der im Interesse zukünftiger Kameradschaft unbedingt auch seiner- 
seits am Gewinn zu beteiligen sei.“ (ADAP VIS. 144 f.) 
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Mussolini beantwortet Chamberlains Brief vom 20. März 1939 mit höflichen 
Ausführungen und schließt: „Ich wiederhole auch Ihnen gegenüber, was ich öffent- 
lich gesagt habe, nämlich, daß ich eine lange Periode des Friedens für die Rettung 
der europäischen Kultur und ihre Entwicklung als notwendig ansehe. Das ist meine 
Überzeugung. So sehr ich aber Ihre Aufforderung würdige, so glaube ich nicht, daß 
ich im Augenblick die Initiative ergreifen kann, bevor Italiens Rechte anerkannt 
worden sind. Sie werden die Gründe dafür leicht verstehen können. In meiner Rede 
habe ich auch die italienischen Probleme gegenüber Frankreich präzisiert und ihre 
koloniale Natur dargelegt. Damit glaube ich, eine eventuelle Diskussion dieser Pro- 
bleme erleichtert zu haben. (Freund II S. 143) 


Die Geschehnisse im Hintergrunde 
Monat März 1939 


Dietrich Bonhoeffer 


Am 12. März hatte der Pfarrer Dietrich Bonhoeffer, ein namhafter Vertreter der 
Bekenntnischristen, eine Unterredung mit dem Bischof George K. A. Bell v. Chi- 
chester, um mit ihm zwei besondere Fragen zu klären. „Die erste bezog sich auf die 
Mittel, durch welche die bekennende Kirche mit den Kirchen im Ausland in Füh- 
lung bleiben könne, denn er fürchte, daß wir bald völlig von unsern Brüdern im 
Ausland abgeschnitten sein werden und das würde ein furchtbarer Verlust sein. 
Die zweite Frage bezog sich auf ihn selbst. Er könnte unter den jetzigen Umstän- 
den unmöglich mit gutem Gewissen an einem Krieg teilnehmen.“ 


(Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, Heft 4/57) 


Völkerbundskommissar Burckhardt 


Der Danziger Völkerbundskommissar Burckhardt besuchte auf der Rückfahrt 
von Genf nach Danzig am 12. März in Berlin Staatssekretär v. Weizsäcker. Er 
schrieb darüber am 13. 3. dem Völkerbundssekretär Walters: 


„Ich bin mitten in der Krise eingetroffen. Die Richtung, in welcher die Ereig- 
nisse sich entwickeln, wird deutlicher. Der deutsche Kanzler, der im letzten Herbst 
auf der Grundlage seiner Vorwände festgelegt wurde, entschließt sich nun, seine 
eigentlichen Ziele anzugehen. Er verläßt das völkisch-ideologische Gebiet und han- 
delt imperialistisch. Gestern sah ich einen Freund des deutschen Botschafters in War- 
schau, welcher mir sagte, die letzten Vorbereitungen für eine Besetzung Prags 
seien getroffen.“ (Burckhardt, $. 264 f.) 
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Daß Burckhardt den Namen des wirklichen Informanten Weizsäcker damals 
so umschrieb und erst heute offen nennt, ist in mehr als einer Hinsicht interessant. 
Am 13. 3. hatte er eine offizielle Unterredung mit Weizsäcker. Darüber be- 
richtet dieser in seiner Aufzeichnung: (ADAP VS. 150) 


Ra Aus Anlaß der akuten tschechoslowakischen Frage machten uns die Polen 
einen recht nervösen Eindruck. Sie würden also wohl auch in Danzig schwieriger 
werden und dazu neigen, Burckhardt zu mißbrauchen und ihn gegen uns auszuspie- 
len. Ich hätte daher eigentlich in Burckhardts Interesse vorgezogen, wenn er sich 
dem jetzt nicht aussetzte..... “ 

In Burckhardts Bericht an Walters liest man mehr: 

BEN er (Weizsäcker) nehme an, daß die Ereignisse die vom Kanzler vorgese- 
henen Folgen weit überschritten würden. Hitler wünsche, daß die für die näch- 
sten Tage vorgesehene Offensivhandlung in keiner Weise den Geist des deutsch- 
polnischen Nichtangriffspaktes verletze. Es sei jedoch unvermeidlich, daß, wo so 
viele vitale Interessen Polens verletzt würden, ein weiteres Vorherrschen der Beck- 
schen Richtung unmöglich erscheine. Der Staatssekretär fürchtet andererseits, daß 
die Rückwirkung in Danzig und Memel, trotz Hitlers Versicherungen, unvermeid- 
lich sehr bald völlig spontan eintreten müßte..... # 

Burckhardt alarmierte natürlich sofort den britischen Konsul Shepherd in Dan- 
zig am 15. 3., daß dieser seinem Kollegen in Genf telegrafierte, Burckhardt halte es 
angesichts dessen, was er zu berichten habe, für wichtig, sofort nach Genf zurück- 
zukehren. (DBFP IV Nr. 267) 

Am gleichen Abend drahtete Shepherd folgenden alarmierenden Bericht an Lord 
Halifax, der am 16. 3. um 9 Uhr 30 in London ankam: (DBFP IV Nr. 265) 


„Der Hohe Kommissar hat mich gerade informiert, daß er in Berlin, wo er auf 
seiner Rückreise Station machte, aus einer zuverlässigen Quelle dort den starken 
Eindruck gewann, der in hiesigen offiziellen Kreisen bestätigt worden ist, daß in 
Danzig in der beinahe unmittelbaren Zukunft äußerst ernste Entwicklungen statt- 
finden könnten. Er befürchtet die Besetzung der Freien Stadt während des kom- 
menden Wochenendes durch Truppen aus Ostpreußen, daher sein Wunsch, beinahe 
sofort nach Genf zurückzukehren. 

Er hörte, daß Hitler über die antideutschen Demonstrationen in Polen so auf- 
gebracht ist, daß er beabsichtigt, Polen eine Lektion zu erteilen.“ 

Schon in der Frühe des nächsten Tages (16. 3.) muß er Halifax ergänzend melden: 

(DBFP IV Nr. 293) 

„Der polnische Kommissar erkennt die Möglichkeit im allgemeinen an, aber rech- 
ner definitiv nicht mit der Wahrscheinlichkeit einer bevorstehenden deutschen 
militärischen Besetzung Danzigs. 

2. Der Hohe Kommissar scheint noch tief beeindruckt zu sein von der Warnung, 
die er in Berlin erhalten hat, äußerte aber heute die Meinung, daß die Lage hier 
weniger gespannt zu sein scheint als gestern. Er schreibt dies einem plötzlichen 
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Wechsel in den deutschen Plänen zu und ist demgemäß geneigt, seine Rückkehr 
nach Genf einstweilen aufzuschieben. 

3. Ich neige dazu, im allgemeinen dem polnischen Kommissar zuzustimmen, ob- 
wohl ich angesichts des polnischen Optimismus und der Tatsache, daß der Hohe 
Kommissar manchmal recht gehabt hat mit seinen Vorhersagen, die auf den Infor- 
mationen beruhten, die er aus auswärtigen Quellen erhalten hat, mich nicht ganz 
sicher fühle.“ 

Ebenfalls am Donnerstag, den 16. 3. gab der Danziger Senatspräsident Greiser 
Burckhardt zu verstehen, daß eine leichte Entspannung eingetreten sei. 

Um sich darüber Gewißheit zu verschaffen, veranlaßte Burckhardt den deutschen 
Konsul (v. Janson, d. V.), mit Weizsäcker in Berlin zu telefonieren und ihm die 
Frage zu stellen: „Sind die Umstände noch dieselben wie vor drei Tagen, als Sie 
mit mir sprachen?“ Die Antwort lautete: ‚Die Lage ist heute (16. 3.) sogar noch 
ernster geworden, und meine Befürchrungen haben sich verstärkt.‘ 

(Burckhardt, S. 266) 

Diese Nachricht veranlaßte Burckhardt, sofort wieder nach Genf zurück- 
zukehren. 

Inzwischen hatten die frei erfundenen Meldungen über angebliche deutsche An- 
griffsabsichten gegen Danzig ihre beabsichtigte Wirkung getan! 

Der deutsche Botschafter in London, v. Dirksen, schreibt darüber: 

(DM II, S. 176) 

„Diese hysterische Geistesstimmung wurde weiter durch Gerüchte erhöht, daß 
Deutschland an der polnischen Grenze umfassende militärische Vorbereitungen ge- 
troffen hätte, ebenfalls mit der Absicht des Einmarsches in Polen, oder zum min- 
desten in Danziger Gebiet.“ 

Diese Gerüchte wurden in London trotz Shepherds Richtigstellung und trotz 
eines Telegramms des britischen Botschafters Kennard aus Warschau vom gleichen 
Tage, daß die polnische Regierung keine Informationen von „alarmierendem 
Charakter“ habe, nicht dementiert. Auch sein Telegramm vom 17. 3. an Lord 
Halifax änderte daran nichts: (DBFP IV Nr. 391) 

„Hinsichtlich Danzig sagte mir der Außenminister (Beck, d. V.), er hätte keinen 
Grund, diesen Gerüchten irgendwelche Bedeutung beizulegen, und daß seine Infor- 
mationen über deutsche militärische Bewegungen z. B. dahingehen, daß diese alle 
nach Süden gerichtet sind und nicht nach Osten. Er legt irgendwelchen Truppen- 
bewegungen in Ostpreußen keine Bedeutung bei und glaubte tatsächlich nicht, 
daß hier irgendeine Gefahr eines deutschen Coups bestünde. Er fügte kategorisch 
hinzu, daß, sollte Deutschland Danzig besetzen, Polen kämpfen würde. Der Ge- 
neralstab sagte heute das gleiche zum Militärattach£.“ 

Da England aber den Gerüchtekessel nicht mehr mit drohenden Nachrichten aus 
Polen heizen konnte, wurde am 17. 3. das Tilea-Feuer angefacht. 

Am 18. 3. war Burckhardt in Genf eingetroffen und erstattete in so alarmieren- 
der Weise im Völkerbundssekretariat Bericht, daß man sogar eiligst nach London 
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telefonierte, um einen Beamten des Foreign Office nach Genf zu bekommen, was 
aber bezeichnenderweise mit der Begründung abgelehnt wurde, daß dies jetzt 
nicht möglich sei, zudem die Nachrichten aus Danzig einigermaßen beruhigend 
seien. 
Der Völkerbundssekretär Walters berichtete am 18. 3. an das Foreign Office: 
(Burckhardt S. 266) 


„Am 13. 3. hatte er (Burckhardt) eine private Unterhaltung mit Weizsäcker, der 
sehr besorgt war, weil, wie er sagte, Dinge bevorstünden, die dazu angetan seien, 
sowohl Burckhardt wie den Völkerbund in eine sehr schwierige Lage zu bringen. 
Im Verlauf dieser Ereignisse seien sowohl Danzig wie Memel bedroht. Darum hätte 
er sehr gewünscht, daß Burckhardt dann nicht in Danzig anwesend sei.“ 

Das war eine ganz andere Begründung für den Wunsch nach Burckhardts Ab- 
wesenheit von Danzig. 

Als Weizsäcker sah, was er angerichtet hatte, bekam er kalte Füße und schrieb 
daher am 19. 3. in einem Privatbrief an Burckhardt nach Genf: 


(Dok. Nr. 2002 WStr. Pr. Fall 11, Bd. IV A) 


„Sie erinnern sich unseres kürzlichen Gesprächs über die jetzige Zeit. Ich sagte 
Ihnen, daß, wie schon vor einigen Wochen durch Herrn Krauel (deutscher Konsul 
in Genf, d. V.) übermittelt, Ihre begreifliche, uns grundsätzlich natürlich sehr will- 
kommene Absicht, bald nach Danzig zurückzukehren, Sie in eine unbequeme Lage 
bringen könnte. Die Polen seien jetzt wegen der tschechischen Sache nervös und 
könnten dazu neigen, Sie zu mißbrauchen. Wir sprachen in diesem Zusammenhang 
von dem Wegfall der Wahlen in Danzig und Sie erwähnten auch den angeblich 
schwebenden Plan einer Flaggenänderung in der Freien Stadt. 

Wie ich höre, sind Sie nun vorläufig nach Genf zurückgereist. Hierzu wird mir 
nun noch gesagt, ein Dritter (Nichtdeutscher) habe von Ihnen unser obiges Ge- 
spräch erfahren und, es falsch auslegend, in dramatisierender Form weitergegeben. 

Sie müssen diese raconnärs wissen. Ich schließe aber die ausdrückliche Bitte daran, 
garnichts darauf zu veranlassen. Denn jeder Unsinn bekommt erst Leben und Be- 
deutung durch Richtigstellung. Wir sehen uns hoffentlich in Berlin, sobald Sie nach 
Danzig zurückkehren. 

Herzliche Grüße von Haus zu Haus 
(gez.) Weizsäcker“ 


Hoggan verkennt die Bedeutung dieses Briefes völlig, wenn er schreibt: „Burck- 
hardts Besuch in Berlin rief in der westlichen Presse die übliche Flut phantasievoller 
Gerüchte hervor! Weizsäcker schrieb Burckhardt nach Genf und riet ihm, diese 
Geschichten einfach zu ignorieren.“ (Hoggan, $. 386) 


Er kann sich offenbar nicht vorstellen, warum Weizsäcker von dem Gespräch 
alles das wiederholt, was er in seine offizielle Aufzeichnung übernommen hat und 
nicht auch das, was sonst gesprochen worden war. (ADAP V. Nr. 138) 
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Wenzel Jaksch 


Wenzel Jaksch, der sudetendeutsche Bundestagsabgeordnete der SPD und Prä- 
sident des Bundes der Vertriebenen gewährt uns in einem Artikel, den er am 
22. Dezember 1940 in London unter der Überschrift „Unser Einsatz“ in der Halb- 
monatsschrift „Der Sozialdemokrat“ veröffentlichte, einen Rückblick auf den 
14. März 1939 und seine damaligen Gedankenflüge in die Zukunft: 

14. März 1939 in Prag. Gewitterwolken am politischen Horizont Mitteleuropas. 
Der Faschismus hat die Pranke erhoben, um das, was übrig geblieben von der Un- 
abhängigkeit der Tschechoslowakischen Republik, zu zerschmettern. 

In dem kleinen Redaktionszimmer Fochova 62 sitzt der Mann, dessen Umsicht 
die Elite des antifaschistischen Sudetenlandes, 3000 Menschen an der Zahl, ihren 
geordneten Rückzug aus der verlorenen Schlacht verdankt. Obzwar die große 
Mehrheit der Gefährdeten zu dieser Zeit schon in Sicherheit ist, harrt er noch bei 
den in Prag Verbliebenen aus. 24 Stunden später wird er vom Todfeind gehetzt sein. 

Wir, einige junge Genossen, sind bei ihm. Wir sprechen von der Zukunft der 
Bewegung. Sorgenvoll drängt sich die Frage auf unsere Lippen, angesichts des neuen 
Schlags, zu dem der Faschismus soeben ausholt: Wie lange noch? Wann werden un- 
sere Fahnen wieder wehen? Wie lange wird unsere Emigration dauern? Er sagt: 
Genossen, es ist heute schwer, Prophet zu sein. Natürlich vergessen wir über un- 
serem Rettungswerk unsere politische Zukunft nicht. Eines ist sicher: der europäische 
Krieg kommt, nur können wir heute noch nicht sagen, wann. Es wird in diesem 
Krieg kein neutrales Land geben, denn es wird ein totaler Krieg sein. Wir ver- 
legen daher den Schwerpunkt unserer Emigration außerhalb Europas und wir 
werden uns nicht von Jahr auf Jahr auf den Zusammenbruch des Naziregimes ver- 
lassen, sondern unsere Emigration auf lange Sicht planen. Wir werden in der Lage 
sein durchzuhalten, auch wenn es 10 Jahre dauern sollte. Dauert es nicht so lange, 
umso besser ...... 

Als die Kreidefelsen Englands vor unseren Augen aus dem Meer emportauchten, 
da glaubten wir alle, dies wird nur eine Übergangsstation sein und ahnten noch 
nicht, daß ein Jahr später an dieser Küste die Flut des Faschismus brechen wird. 


* 


Zum 16. März 1939 


Am 14. April 1939 behaupteten die beiden Journalisten Allen und Pearson in der 
„Washington Times Herald“ und andern Zeitungen, daß Präsident Roosevelt am 
16. März in einer Note von der britischen Regierung gefordert habe, die bisherige 
Politik des Ausgleichs mit Deutschland aufzugeben, da es sonst nicht mehr mit 
amerikanischer Hilfe rechnen könne. 

Für die Bestätigung dieser Behauptung habe ich nicht die geringste Unterlage 
gefunden und ein bedeutender amerikanischer Historiker hält sie im Hinblick auf 


160 


Die Geschehnisse im Hintergrunde 


die Unzuverlässigkeit der Quelle für unwahrscheinlich. (Wirsing, S. 238 f.) 
* 


In den Tagen vom 12. — 16. März 1939 müssen die Regierungen von Frankreich 
und England zwar auf verschiedenen Wegen, doch aus der gleichen Quelle eine 
bedeutsame Nachricht erhalten haben, die zumindest die englische veranlaßte, bei 
ihrer künftigen Politik gegen Deutschland das zunächst ahnungslose Polen zum 
Gegenstand einer Aktion zu machen, die in den folgenden 14 Tagen vorbereitet 
und am 31. 3. 1939 als britische Garantie für Polen verkündet wurde mit dem 
ausdrücklich genannten Zweck, eine gemäß der deutsch-polnischen Erklärung vom 
26. 1. 1934 vorgesehene Direktverständigung unmöglich zu machen. 

Der polnische Botschafter in London, Graf Raczynski berichtet noch 1962 in 
seinem Buche „In Allied London“ S. 12: 

(zitiert nach Udo Walendy, Wahrheit für Deutschland $. 241) 


„Es ist nicht sicher, wer verantwortlich war, aber wahrscheinlich war es Halifax. 
Vor allem weiß ich nicht, wie die britische Regierung in Erfahrung gebracht hat, 
daß die Situation für eine solche Garantie reif war. In keinem Fall waren wir es, die 
es ihr erzählten.“ 

Mit dieser Feststellung hat er leider nur zu recht, denn die zahlreichen Spuren, 
die sich trotz aller seit 1945 dazu aufgewendeten Mühe nicht ganz verwischen lie- 
ßen, führen zu anderen Quellen, die bezeichnend genug in Deutschland liegen, und 
über die gewisse Wahrheiten zu sagen heute noch nicht angebracht erscheint. 


Deutscher Bericht für England 


Am 17. 3. schrieb der britische Botschafter in Paris, Sir Eric Phipps, in einem 
Brief an Lord Halifax: „..... Ich habe das Folgende aus einer Quelle erhalten, die 
sich bisher als vollkommen zuverlässig erwiesen hat. 

Diese Nachricht kommt aus einem Kreis, der in enger Berührung mit Göring ist, 
und ist von einer Person bestätigt, die in enger Berührung mit dem Vatikan steht. 

Hitlers persönlicher Wunsch, unterstützt von Göring, Himmler, Ribbentrop, 
Goebbels und Reichenau, ist es, noch vor Juni oder Juli gegen Großbritannien 
Krieg zu führen. Das Heer ist jedoch noch unschlüssig, wie es sich gegenüber Hitler 
verhalten soll, und, wenn gewarnt, würden sie nicht wünschen, gegen Großbritan- 
nien und Frankreich zu kämpfen. Aber diese Warnung muß deutlich und bestimmt 
sein. Der einzige Weg, das Heer zu überzeugen, daß wir es ernst meinen, ist die 
Abberufung der beiden Botschafter von Berlin, begleitet von einer sehr festen Er- 
klärung, welche sagt, warum sie zurückgezogen worden sind. 

Es ist wenig Zeit zu verlieren, aber das Heer ist nicht einer Meinung mit Hitler. 
Da sie jedoch bisher mit den Ratschlägen, die sie Hitler gegeben haben, unrecht 
gehabt haben, müssen sie mit etwas fühlbarem und eindrucksvollem überzeugt wer- 
den. Mein Informant meint, daß die Abberufung der Botschafter in Deutschland 
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als eine schreckliche Sache angesehen und viele Augen öffnen würde. Er glaubt, daß 
Frankreich die Lage nicht erkennt und sagte mir unter strengstem Vertrauen, daß 
er beabsichtigt, die gleiche Warnung M. Daladier, M. Bonner oder M. Reynaud zu 
geben. 

Ich muß für all dies um die äußerste Verschwiegenheit bitten. Wenn es heraus- 
kommt, würden Leute in Deutschland ihr Leben verlieren. 

Mein Informant drang äußerst ernstlich darauf, daß nichts von dem, was 
Deutsche zu Henderson sagen würden, Glauben geschenkt werden sollte. 

Anschließend möchte ich hinzufügen, daß mein Informant stets ein warmer Be- 
wunderer der Münchener Politik des Premierministers war. Er sagte mir gerade 
vor München, daß Krieg abgewendet werden würde. Er ließ mich versprechen, nicht 
seine Identität zu enthüllen.“ (DBFP IV Anhang I (9), S. 596) 

Der Leser muß berücksichtigen, daß die Aussprache zwischen dem Informant und 
dem Botschafter sicher vor dem 17. 3. lag und wahrscheinlich nach London voraus 
telefonisch durchgegeben wurde.. 


Rudolf Pechel 


Rudolf Pechel schreibt in seinem Buche „Deutscher Widerstand“ $. 292 £.: 

„Ich bin dann 1939 im März, April und Mai in London gewesen und habe mit 
einwandfreien Belegen auf Hitlers Kriegsabsichten hingewiesen. Dies alles geschah 
in Zusammenarbeit mit Hanns-Erich Haack und einem Manne, der dank seiner 
Stellung in der militärischen Abwehr, seinen hervorragenden Gaben, seinem Haß 
gegen Hitler und seinem großen persönlichen Mut durch seine Beziehungen zu aus- 
ländischen Stellen unsere Arbeit wesentlich gefördert hat. Ich habe ihn 1934 durch 
Edgar Jung kennengelernt. Er ist der Hauptmann a. D. Hans Ritter, ein alter 
Weltkriegsfliegeroffizier der deutschen Armee. Was Ritter und seine Frau in dem 
Kampf gegen Hitler geleistet haben, verdient höchste Anerkennung. Sie beide haben 
ebenso wie Haack und Baron und ich diese Fäden gesponnen unter unmittelbarer 
Lebensgefahr. Unser ganzer Kreis hat gegen die Bedrohung des Abendlandes den 
Kampf früher aufgenommen, als es das Ausland getan hat. 

In London war ich während meines dreimaligen Besuches sehr viel mit dem 
früheren Reichskanzler Dr. Heinrich Brüning zusammen und durfte mich seines 
klugen Rates erfreuen, und Hermann Rauschning kam von Paris nach London, um 


mich zu sprechen.“ 


Gottfried Treviranus 


Der nach England emigrierte, ehemalige deutschnationale Minister Gottfried 


Treviranus bekennt: 
(Europäische Publikation, Die Vollmacht des Gewissens, $. 52) 
„Ich bin von 1934 —1947 verhindert gewesen, in der Heimat zu sein. Es bedarf 
keines Wortes, daß ich umso eindringlicher, umso ernsthafter Tag und Nacht die 
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Frage überlegt habe, was geschehen könne, um den Krieg, den ich seit 1935 kom- 
men sah, zu verhindern. Im März 1939 teilte mir ein befreundeter Generalstabs- 
offizier mit, Anfang Mai sei damit zu rechnen, daß Hitler zu einer Weltenwende 
aufbreche. Ich habe sofort Neville Chamberlain auf dem Wege über Sir Horace 
Wilson davon in Kenntnis gesetzt, nach meinem Dafürhalten bestehe Gefahr, daß 
Hitler in dem Glauben, von der englischen Regierung plein pouvoir zu haben, den 
Selbstmord Deutschlands und die Vernichtung des Equilibriums in Europa gegen- 
über Asien vorhabe.“ 


Goerdelers Vorschläge an die Alliierten 


Carl Goerdeler verfaßte nach Prag ein Friedensprogramm, das nach Gerhard 
Ritter wohl auch dazu bestimmt war, in London, Paris und Washington Zutrauen 
erwecken zu einer neuen, von ihm selbst zu leitenden Reichsregierung aus Männern 
der Opposition..... 


„Er schlägt vor, zunächst eine engere Gemeinschaft zwischen England, Frank- 
reich und Deutschland zu bilden als Kern eines neuen, europäischen Staatenbunds, 
und zwar durch vertragliche Abmachungen folgenden Inhalts: 


1. Um die letzten noch aus dem Versailler Vertrag stammenden Spannungen zu 
beseitigen, soll die Frage des ‚Polnischen Korridors’ aus der Welt geschafft werden 
durch einen friedlichen Ausgleich deutscher und polnischer Interessen. 


Deutschland soll außerdem ein ‚möglichst großes und entwicklungsfähiges’ Kolo- 
nialgebiet in Übersee erhalten und ‚soweit wie möglich’ Zutritt für deutsche Sied- 
ler in geeigneten Kolonialgebieten Englands und Frankreichs. 


2. Zur Wiederherstellung der Rechtssicherheit in Europa soll die Tschechoslowakei 
als unabhängiger Staat in den Grenzen des Münchener Abkommens restauriert, 
zugleich aber neutralisiert werden mit internationaler Garantie ihres Bestandes. 
Deutschland erklärt, im Südosten keine politische Hegemonie zu erstreben. ‚Die Un- 
abhängigkeit der europäischen Staaten wird garantiert, soweit sie es nicht für gut 
finden, untereinander Bindungen einzugehen, die ihre Souveränität begrenzen. Der 
Wirtschaftsverkehr steht allen Völkern zu den gleichen Bedingungen offen’, was 
wechselseitige Wirtschaftsverträge einzelner Staaten und Staatengruppen, auch zoll- 
politischer Art, nicht ausschließt. ‚Deutschland muß den Vorgängen an seiner Ost- 
grenze nach den Erfahrungen seiner Geschichte stets ein besonders Interesse ent- 
gegenbringen. Dies muß im Rahmen des vernünftigen Gleichgewichts gestattet sein.’ 
(Hier ist wohl an das Recht zu selbständiger Abwehr polnischer oder russischer 
Übergriffe gedacht.) Deutschland garantiert den gegenwärtigen legalen Besitzstand 
im Mittilmeer, und zwar für die nächsten zehn Jahre auch mit militärischen Mitteln. 

3. Die hier den Westmächten angebotene deutsche Bereitschaft zur Waffenhilfe 
wird noch dadurch erweitert, daß Deutschland sich bereit erklärt, durch ‚jedes 
zweckdienliche Mittel’ daran mitzuwirken, daß der wirtschaftliche Besitzstand des 
Westens in Ostasien in vollem Umfang wiederhergestellt wird. Dafür wird es auch 


163 


Die Geschehnisse im Hintergrunde 


militärische Machtmittel zur Verfügung stellen, falls die Korridorfrage vorher be- 
reinigt und die Finanzierung eines solchen kriegerischen Unternehmens ge- 
sichert ist.“ 
(Ritter, Carl Goerdeler, $. 216 ff.) 
Die weiteren Punkte des Programms befassen sich mit finanziellen, währungs- 
technischen Problemen und Fragen der Abrüstung und Zusammenarbeit der Völker. 
Interessant im Hinblick auf die Vorschläge Goerdelers ist die Tatsache, daß er 
noch im September 1943 auf die Frage des Generalfeldmarschalls Kluge, welche Ver- 
ständigung seiner Ansicht nach mit den Engländern erzielt werden könnte, ant- 
wortete: 
„Im Osten die Grenze von 1914...... 
Osterreich und Sudetengebier bleiben deutsch, 
Südtirol bis Bozen—Meran wird wieder deutsch, 
Eupen—Malmedy bleiben deutsch, 
über Elsaß-Lothringen wird zwischen Deutschland und Frankreich unmittelbar 
verhandelt..... 5 
keine Antastung der deutschen Souveränität, 
keine Reparationen, aber gemeinsamer Wiederaufbau Europas, 
Wirtschaftszusammenschluß...... 
(Karl Heinrich Peter, „Spiegelbild einer Verschwörung“ (Kaltenbrunnerberichte) 


S. 411) 


Die zurückgehaltene Instruktion vom 23. März 1939 


Am 23. März 1939 ließ der Reichsaußenminister v. Ribbentrop eine Instruktion 
für den eben nach Warschau zurückgekehrten Botschafter v. Moltke entwerfen. 
die im allgemeinen die gleichen Gedanken enthielt, wie sie der Reichsaußenminister 
in seiner Aufzeichnung über seine Unterredung mit Botschafter Lipski am 21. März 
zum Ausdruck brachte. Neu waren in dem Entwurf lediglich zwei Passagen, die 
den deutschen Wunsch auf baldige Klärung der strittigen deutsch-polnischen Frage 
zum Ausdruck brachten. Sie lauteten: 

„1. Der Führer lege entscheidenden Wert darauf, daß die Danziger Frage jetzt 
bald einer Lösung zugeführt werde. Sowohl die Entwicklung der allgemeinen poli- 
tischen Lage als auch die Entwicklung der Verhältnisse in Danzig selbst drängten 
auf eine solche baldige Lösung hin. Ein längeres Aufschieben der Frage könne nach 
unserer Überzeugung sehr leicht zu einer Lage führen, die dann eine freundschaft- 
liche Regelung im Sinne der von uns gewünschten großzügigen Ausgestaltung und 
Vertiefung der deutsch-polnischen Beziehungen zum mindesten sehr erschweren, 
wenn nicht unmöglich machen würde..... Polen möge daher nicht den schweren 
Fehler begehen, sich auf einem Zustand zu versteifen, der sich auf die Dauer doch 

als unhaltbar erweisen müsse. Nachdem wir der Polnischen Regierung nun eine 


Lösung auf den vorstehend angeführten Grundlagen schon zu wiederholten Malen 
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angeboten hätten, ohne darauf ein positives Echo zu hören, könnten wir dieses 
Angebot selbstverständlich nicht in infinitum wiederholen. Vielmehr sei der Füh- 
rer entschlossen, falls sich die Polnische Regierung auch jetzt rein passiv oder aus- 
weichend verhalten sollte, sein Angebot ein- und für allemal zurückzuziehen, da 
wir eine solche Haltung Polens nur als direkte Ablehnung unserer Absichten und 
als eine grundsätzliche gegen das Dritte Reich gerichtete Einstellung interpretieren 
könnten..... r (ADAP VI Nr. 73) 


Staatssekretär v. Weizsäcker hatte nun am Abend noch den Botschafter v. Moltke 
telefonisch beauftragt, sich sofort bei Außenminister Beck vorsorglich anzusagen, 
da er — der Botschafter — voraussichtlich am 24. März eine neue Instruktion er- 
halte, die er Beck zu überbringen habe. (Anmerkung Nr. 1 zu Dok. Nr. 73) 


Am frühen Morgen des 24. März traf nun der Bericht des Botschafters v. Moltke 
ein, in dem er über die Reaktion Polens auf die Rückkehr Memels zum Reich 
berichtet: 


„Die Aufregung in der polnischen Bevölkerung hat nach der Rückkehr Memels 
zum Reich noch erheblich zugenommen. Der Hauptgrund dafür ist, daß allgemein 
befürchtet wird, daß nunmehr Danzig und der Korridor an die Reihe kommen. Die 
Regierung scheint die Memelfrage wesentlich ruhiger zu beurteilen und der 
Staatssekretär Arciszewski sprach mir gegenüber zwar von einer ‚sehr unange- 
nehmen Überraschung’, bemerkt aber im übrigen, daß es im wesentlichen eine Sorge 
der Signatarmächte sei. Immerhin zeigt die schon seit einigen Tagen vereinzelt 
beobachtete, seit gestern aber im verstärkten Maße vorgenommene Einberufung von 
Reservisten, daß die Regierung es für angezeigt hielt, nach außen, namentlich aber 
nach innen, zum Ausdruck zu bringen, daß Polen sich keine Beeinträchtigung lebens- 
wichtiger Interessen gefallen lassen wird.“ (ADAP VIS. 81) 


Diese Ausführungen bewogen Hitler, den Reichsaußenminister zu bitten, das ent- 
worfene Telegramm nicht absenden zu lassen, und außerdem solle v. Moltke den 
erbetenen Besuch bei Herrn Beck absagen. V. Weizsäcker schreibt dazu folgenden 


Brief an Botschafter v. Moltke: (ADAP VI Nr. 88) 
„Streng persönlich Berlin, den 24. März 1939 
Lieber Moltke! 


Ich schulde Ihnen ein zusätzliches Wort zu unserem soeben geführten telefonischen 
Gespräch, nach welchem Sie gebeten werden, Ihre angesagte Unterhaltung bei Mi- 
nister Beck zur Ergänzung des Gesprächs Lipski/'v. Ribbentrop vom 21. d. M. 
wieder abzusagen. 

Der Herr Reichsaußenminister hat mir diesen Auftrag gegeben, nachdem er den 
Entwurf des Erlasses an Sie dem Führer unterbreitet hatte. Ich gebe mir Rechen- 
schaft davon, daß dieses jetzt stattgehabte Verfahren für Sie etwas Unbequemes hat 
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und vielleicht sogar zu gewissen politischen Kombinationen Anlaß geben könnte. 
Daran ist aber nichts zu ändern. 

Tatsächlich war der Inhalt des an Sie zu richtenden Erlasses nicht weit ab von 
dem Gespräch vom 21. d. M., er war nur etwas schärfer formuliert und stellte die 
Polen sozusagen vor die Option: Feind oder Freund. Unsere Freundschaft hätten 
sie in der bewußten Weise zu bezahlen gehabt, gleichzeitig aber auch das Ihnen 
geläufige Geschenk einer Grenzanerkennung auf 25 Jahre erhalten. 

Ich enthalte mich in dieser Abendstunde einer weiteren Auseinandersetzung, ver- 
mute aber, daß Herr Beck sich nach Kräften der erwähnten Option zu entziehen 
suchen wird. Über die Folgen eines solchen Ausweichens kann ich nur Kombinatio- 
nen anstellen, die Herr von Scheliha Ihnen mündlich von mir übermittelt.“ 

Damit, daß Herr v. Weizsäcker seine Kombinationen zur mündlichen Überbrin- 
gung an Moltke dem nach Warschau zurückkehrenden Legationsrat v. Scheliha an- 
vertraute, hatte er den Bock zum Gärtner gemacht, denn Herr v. Scheliha stand 
„in Diensten der Sowjets“. Er belieferte „unter dem Decknamen ‚der Arier’ die 
Sowjets mit Informationen über die deutsch-polnischen Verhandlungen in War- 
schau, den Drei-Mächte-Pakt, die erwartete Aufteilung kleinerer Nationen in der 
von Deutschland geforderten Koalition usw...... 

(David J. Dallin, die Sowjetspionage, $. 152) 

Scheliha wurde 1942 hingerichtet. 

Es war daher kein Wunder, daß der amerikanische Botschafter Biddle an Präsi- 
dent Roosevelt kabelte: 

Am 25. März: Beck teilte dem britischen Botschafter mit, daß Hitler ihn drängte 
zur Erledigung der Danzig-Verhandlungen vor Ostern; übrigens nehme ich an, daß 
Beck nicht die Möglichkeit ausschließt, daß Berlin eine mögliche Unruhe in Danzig 


zeitlich bestimmt, um Becks London-Reise zu verhindern ..... 
(Foreign Relations, $. 101) 


Am 26. März: „Polen heute auf Kriegsfuß, welcher rasch und ruhig erreicht 
wurde. Haltung des Volkes ruhig, aber entschlossen, Polens Unversehrtheit bis zum 
letzten Mann zu verteidigen..... * (Foreign Relations, S. 102) 


Am 28. März unterrichtete der USA-Botschafter Kennedy Lord Halifax, daß sein 
Kollege Biddle aus Warschau eine Nachricht des Inhalts gesandt habe, „daß Hitler 
meint, Ribbentrop hätte sich mit dem Memelland große Verdienste erworben und 
daß auf Grund dessen Ribbentrop nun auf eine unmittelbare Aktion gegen Polen 
drängte und dabei darauf hinweise, daß Großbritannien und Frankreich Polen 
nicht unterstützen werden und daß dieses Versagen bewirken würde, die amerika- 


nische Meinung von Frankreich und Großbritannien zu entfremden“. 
(DBFP IV Nr. 571) 


Lord Halifax gibt diese Nachricht an die britischen Botschafter in Warschau und 
Berlin weiter. Botschafter Kennard telegrafiert an Lord Halifax, daß dem USA- 
Botschafter diese Information von einem deutschen Journalisten gegeben wäre, der 
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mit einer amerikanischen Presseagentur in Berlin in Verbindung stehe und sich bei 
früheren Gelegenheiten als zuverlässig gezeigt habe. (DBFP IV Nr. 577) 
In Warschau war zu dieser Zeit Rudolf Herrnstadt Korrespondent mit besten 
Beziehungen zur Sowjetbotschaft. Er war auch der Mann, der Herrn v. Scheliha 

den Sowjets zugeführt hatte. 
(A. von Ribbentrop, „Verschwörung gegen den Frieden“, S. 328) 


So gut also waren unsere Gegner über wichtigste Angelegenheiten orientiert. 

Es ist notwendig, darauf hinzuweisen, daß Hoggan fälschlicherweise den Instruk- 
tionsentwurf vom 23. März als abgegangen betrachtet, und zwar auf Seite 423 am 
21. 3. und auf Seite 430 am 24. 3., sodaß alle von ihm daraus gezogenen Schluß- 
folgerungen falsch sind. 


Goerdelers Denkschrift an den Papst 


Am 23. März richtete Goerdeler eine Denkschrift an den Papst. „Sie sucht den 
Sturz Hitlers und Mussolinis, dieser Träger eines totalitären Staatssystems, als 
dringendes Interesse der christlichen Kirchen hinzustellen. Ihr Verfasser rät des- 
halb, die Kirchen sollten unter päpstlicher Führung der Welt verkünden, ‚daß die 
Welt einen wahren, gerechten und glücklichen und dauernden Frieden haben kann’, 
wenn sie sich von diesen beiden Gewalthabern befreit. Zu diesem Zweck sollte ihrem 
Regiment die Zufuhr aller Rohstoffe, die sie doch nur zu kriegerischen Zwecken 
mißbrauchen werden, gesperrt werden — eine Maßnahme, die nur dann praktisch 
wirksam wird, wenn man die Rohstoffe den bisherigen Lieferanten abkauft und so 
lange stapelt, bis der Friede gesichert ist. Mussolini sollten keine Konzessionen 
irgendwelcher Art von den ‚Friedensmächten’ mehr gewährt werden; dagegen soll- 
ten der italienische König und Kronprinz darüber verständigt werden, daß sie für 
ihr Volk alles ‚Lebensnotwendige’ erreichen können, wenn sie sich von Mussolini 
trennen. Wird ein solcher Entschluß in die Tat umgesetzt, so ‚erntet die Welt noch 
in diesem Jahr die Früchte wahren Friedens. Damit entfällt auch der sonst unver- 
meidbare Zwang, die Hilfe Rußlands in Anspruch zu nehmen.“ (Ritter, $. 215) 


Theo Kordt bei Lord Vansittart 


Am Sonntag, den 26. März, nachmittags 3 Uhr suchte Theo Kordt, Botschafts- 
rat und zeitweise Geschäftsträger der deutschen Botschaft in London, Lord Vansit- 
tart, den Hauptberater der englischen Regierung, in seiner Wohnung auf, „um 
ihn von den damals noch nicht kriegerischen Plänen Hitlers gegen Polen zu unter- 
richten. Lord Vansittart erwiderte mir, daß die britische Regierung jedes Vertrauen 
zu der gegenwärtigen deutschen Regierung verloren habe und daher entschlossen 
sei, Polen eine Garantie seiner Grenzen zu geben. Ich wies demgegenüber darauf hin, 
daß es für die deutsche Oposition schwierig sei, gerade in der Danziger und in der 
Korridor-Frage eine für beide Teile, Polen und Deutschland, tragbare Lösung 
blockiert zu sehen durch eine britische Garantie. Die beabsichtigte Garantie werde 
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Polen vielleicht veranlassen, auch ganz vernünftige Vorschläge abzulehnen, z. B. 
exterritoriale Straße durch den Korridor bei Rückkehr von Danzig. Ich sagte, eine 
Blankovollmacht sei in diesem Stadium ein besonders heikles Unterfangen; man 
wisse bei dem hitzigen Temperament der Polen nie, welche absonderlichen Lagen 
entstehen könnten. Die rechtswidrige Besetzung der Tschechoslowakei, so sagte 
Lord Vansittart dagegen, habe jedes Vertrauen der britischen Regierung in das Wort 
der deutschen Regierung erschüttert und es sei nun Zeit, der deutschen Expansion 
entgegenzutreten, wo immer sie sich geltend mache.“ 

(Aussage Theo Kordt im WStr. Pr. Fall XI S. 12039) 

Aller Wahrscheinlichkeit nach lag auch diese Aussprache früher, denn am 26. 3. 
wäre die Nachricht für Herrn Vansittart völlig veraltet gewesen. 

Kordt wird über seinen Bruder Erich oder Staatssekretär v. Weizsäcker erfahren 
haben, daß der Reichsaußenminister am 21. März dem polnischen Botschafter Lipski 
die deutschen Vorschläge unterbreitete. Zumindest hat er Kenntnis erlangt vom 
Inhalt der zurückgehaltenen Instruktion für Botschafter v. Moltke vom 23. März. 

Trotzdem ist das Datum vom 26. 3. bedeutsam wegen der Ankündigung der bri- 
tischen Garantie für Polen. 


Colvins Story — Albions Alibi! 


Jan Colvin, Korrespondent der News Chronicle in Berlin, berichtet am 8. 11. 
1953 in der englischen Zeitung „Sunday Express“: 

„Als britischer Reporter in Berlin in der Vorkriegszeit unterhielt ich durch Leute 
des geheimen Widerstandes besondere Beziehungen zum Deutschen Generalstab. 

Anfang März 1939, unmittelbar vor der Besetzung von Prag, sagten diese Män- 
ner einen Versuch zur Abschneidung des polnischen Korridors gegen Ende des 
Monats voraus. 

Am 26. März beschloß ich, nach London zu fliegen. Denn ich glaubte nicht, daß 
Sir Nevile Henderson, der britische Botschafter, die Neuigkeit so weitergab, wie 
ich ihren Tatbestand kannte. Und ich war sicher, daß der Einfluß des Schatzamtes 
in Downingstreet schlechte Nachrichten entweder unterdrückte oder bagatellisierte, 
bevor sie das Kabinett erreichten. 

In London suchte ich unverzüglich Mr. Winston Churchill in seiner Wohnung 
in Westminster-Gardens auf. Mr. Churchill betonte sofort mit Nachdruck, daß ich 
mit Lord Halifax sprechen und dabei nichts auslassen sollte. 

Im Auswärtigen Amt waren die ersten Leute, die ich traf, Mr. Rex Leeper, Leiter 
der Nachrichtenabteilung des Auswärtigen Amtes und Sir Alexander Cadogan, der 
Unterstaatssekretär. Sie arrangierten es für mich, daß ich bei Lord Halifax Tee 


trinken sollte. 
In der Zwischenzeit ging ich rasch ins Schatzamt hinüber, um den Finanzminister 


zu sehen. 
Sir John Simon legte die Fingerspitzen aneinander. 
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‚Entsinnen Sie sich des letzten Krieges, Colvin?’ (Ich war 26). 

‚Nein, Sir.’ 

‚Richtig, richtig; Sie verstehen, worauf ich hinaus will; aber, wie wollen Sie heute 
Deutschland aufhalten?’ 

‚Blokade, Sir.’ 

‚Sie wissen, daß das Krieg bedeutet?’ 

‚Ja, Sir.’ 

‚Welche Entscheidung auch getroffen werden wird’, sagte Sir John Simon, ‚Sie 
können sich versichert halten, daß völliges Einverständnis zwischen dem Premier- 
minister, Lord Halifax und mir bestehen wird.’ 

Von Sir John’s Büro wurde ich durch einen unterirdischen Gang zum Auswär- 
tigen Amt geleitet, der vom Schatzamt direkt zum Auswärtigen Amt führte. Es 
war die mit Lord Halifax verabredete Zeit. 

Lord Halifax forderte mich auf, neben ihm auf einem alten abgeschabten Leder- 
sofa Platz zu nehmen. Er schien an diesem 29. März 1939 von einer stolzen und 
entschlossenen Idee getragen zu sein. 

Ich legte die tragische Geschichte des September 1938 dar, in der — nach meiner 
Ansicht — größere Festigkeit von Seiten Englands dazu geführt hätte, daß Hitler 
von seinem eigenen Generalstab gestürzt worden wäre. 

Ich erzählte ihm von dem drohenden Angriff auf Polen. Sofort nahm er den 
Telefonhörer auf. 

‚Den Premierminister, bitte’..... ‚Ich möchte gerne, daß Sie Herrn Chamberlain 
sagen, was Sie soeben mir gesagt haben.’ 

Mit aufgeschlagenen Mantelkrägen eilten Lord Halifax und ich nach Whitehall 
hinüber und erreichten Mr. Chamberlain’s Zimmer im Unterhaus. 

Es ist immer ein unfreiwilliger Schock, einem berühmten Manne zu begegnen 
und wahrzunehmen, wie er immer er selbst ist. 

Mr. Neville Chamberlain trug einen schwarzen Rock und Hosen mit dünnen 
Streifen, einen hohen Kragen und einen dick geknoteten Schlips. Eine schwere gol- 
dene Kette schmückte seine dunkle Weste. 

Lord Dunglass kam in den düsteren, grauen, gotischen Raum. Sir Alexander 
Cadogan hatte uns vom Auswärtigen Amt begleitet. Außerdem war ein kleiner, 
ruhiger, unbekannter Mann anwesend, der einen bedeutenden Posten im Secret 
Service einnahm. 

Ich setzte mich und wurde ersucht, meinen Bericht über die Situation in Deutsch- 
land zu wiederholen, was ich so sorgfältig wie möglich tat, wobei ich abermals die 
bevorstehende Bedrohung des polnischen Korridors und Danzigs betonte, 

Mr. Chamberlain starrte in seiner unpersönlichen Art vor sich hin und rieb mit 
Finger und Daumen die weiche Haut seines Halses. 

‚Erzählen Sie dem Premierminister was Sie mir vorher erzählten über die Män- 
ner in Deutschland, die gegen Hitler sind’, sagte Lord Halifax freundlich, ängstlich 
darauf bedacht, daß ich ja meine ganze Geschichte wiederhole. 
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Ich fand es nicht ganz einfach, eine Geschichte zu erzählen, die auf den kapitalen 
Fehler Chamberlains hinwies, daß er überhaupt nach Berchtesgaden gegangen war. 

So taktvoll als möglich sprach ich von den Plänen, die in Berlin zum Sturze 
Hitlers gefaßt worden waren, wenn Deutschland in einen Krieg auf allen Fronten 
im September 1938 verwickelt werden sollte und von der Schatten-Regierung, die 
die Revolution geleitet haben würde. 

‚Welches sind die Namen?“ wurde ich gefragt. Und so nannte ich zwei von ihnen: 
Ewald von Kleist und Herbert von Bismarck, den früheren preußischen Unter- 
staatssekretär des Innern, sowie den General Ludwig Beck, den zurückgetretenen 
Generalstabschef des Generalstabes und General von Witzleben. 

Plötzlich fragte Sir Alexander Cadogan: 

‚Was würde die Wirkung sein, wenn wir Polen garantierten?“ 

Dies war das erste Wort, das ich je von einer Garantie an Polen gehört hatte. 


‚Es würde die Lage in Deutschland erleichtern‘ sagte ich. 

Neville Chamberlain saß da und starrte und fingerte an seinem Hals herum. 

Dann fragte er: 

‚Was haben diese anderen Deutschen uns anzubieten?“ 

Meine Antwort war, daß ich darüber nur dann berichten könnte, wenn ich aber- 
mals mit ihnen gesprochen hätte. 

Ich versuchte den Premierminister dahin zu beeindrucken, daß Hitler nicht wirk- 
lich ein Schutzdamm gegen den russischen Bolschewismus sei und sagte, ‚Deutsch- 
land wird nicht dem Bolschewismus verfallen, wenn Hitler fällt. Wenn wir ihn nicht 
aufhalten, wird er sich nach Osten ausbreiten und uns in zwei Jahren angreifen.’ 


Chamberlain nickte. 
‚Würde es einen guten Eindruck in Deutschland machen’, fragte Sir Alexander, 


‚wenn Mr. Chamberlain sein Amt an Lord Halifax abträte’? 

Sofort wurde eine gewisse Spannung im Raum fühlbar. Nur Chamberlain und 
Halifax schienen in diesem Augenblick gelassen. In der Tat, ich glaube nicht, daß 
eine solche Frage oft an einen so jungen Menschen gestellt wurde. 

Aber ich antwortete, daß Mr. Chamberlain die Achtung und Zuneigung vieler 
Deutscher besäße. So lange er im Amte sei, könne eine starke politische Linie ver- 
folgt werden, ohne Hitler die Möglichkeit zu geben, daß er sagen könne, Deutsch- 
land werde ‚eingekreist’. 

Chamberlain nickte und zog an der Haut seines Halses. 

‚Seien Sie vorsichtig‘, sagte Sir Alexander, als ich das Zimmer des Premiermini- 
sters verließ. 

Kurz danach war Mr. Chamberlain mit sich im Klaren, und Lord Halifax sandte 
ein Telegramm an Sir Howard Kennard in Warschau, das ihn anwies, dem Oberst 
Beck eine Anglo-Polnische Garantie vorzuschlagen, die sofort im Unterhaus ver- 


künder werden sollte. 
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Als ich am 31. März 1939 wieder nach Berlin zurückkam, war die Garantie an 
Polen bereits verkündet. Die Nazis waren zuerst wie vor den Kopf geschlagen und 
wütend. Unter den Linden traf ich den britischen Geschäftsträger Sir George 
Ogilvie-Forbes. 

‚Ich habe eine Nachricht für Sie von Lord Halifax‘, sagte er. ‚Sagen Sie Colvin, 
er soll niemanden den Eindruck geben, als sei die Britische Regierung an Unter- 
handlungen mit irgend jemanden interessiert, außer mit der ordentlichen Regierung 
von Deutschland.“ 

Das war die letzte Verbindung zwischen mir und Lord Halifax. 

Später schien Chamberlain — nach meiner Beurteilung — es bereut zu haben, 
die polnische Garantie gegeben zu haben. Sie kennzeichnete das Ende der Be- 
schwichtigung, aber nicht den Beginn einer Politik der Stärke. Denn er ratifizierte 
sie erst fünf Monate später. Und zu diesem Zeitpunkt war Hitler davon überzeugt, 
daß England sie keineswegs einhalten werde. 

Bei Kriegsende besuchte ich Mr. Churchill, der in seinem Bett aufsaß. Seine Ge- 
danken waren bereits neuen Problemen zugewandt. Aber als er sich der Ver- 
gangenheit erinnerte, sagte er schmunzelnd: ‚So, Sie haben den Krieg überlebt. Und 
Sie waren es, der ihn begann mit jener Garantie an Polen.‘ * 


Wohl jeder ernsthaft kritische Leser wird mit mir der Meinung sein, daß dieser 
Bericht als ausgemachte Story zu beurteilen ist. Nur die höchst verwunderliche Tat- 
sache, daß die englische Regierung auf den Kern der Darstellung Colvins in der 
Sammlung der Dokumente der britischen auswärtigen Politik Bezug genommen 
hat, zwingt zur sorgfältigen Analyse des Vorganges. 

In der Anmerkung zum Dokument Nr. 566 heißt es: 

(DBFP IV Nr. 566 — s. 30. März 1939) 

„Zusätzlich..... informierte Lord Halifax seine Kabinettskollegen am 30. März 
1939, daß er den Berliner Korrespondenten von ‚News Chronicle‘ gesprochen hätte, 
der einer der beiden Korrespondenten wäre, die aus Deutschland ausgewiesen wor- 
den sind. Dieser Korrespondent wäre nach London gekommen, ganz besonders, um 
eine Information mitzuteilen, die ihn aus verschiedenen Quellen erreicht hätte des 
Inhalts, daß Polen der nächste Punkt sein würde auf Deutschlands Aggressions- 
programm. Diese Behauptung würde unterstützt durch eine gute Anzahl ein- 
gehender Informationen...... Von diesem Gespräch mit dem Korrespondenten der 
‚News Chronicle‘ ist kein Bericht in die F. O.-Akten aufgenommen worden.“ 

Das besagt schon sehr viel für seinen wirklichen Wert, daß von dem Gespräch 
selbst kein Bericht in die F. O.-Akten aufgenommen wurde. 

Zunächst müssen wir nun Colvins Bericht durch das ergänzen, was der englische 
Historiker Wheeler-Bennet in seinem Buche „Nemesis der Macht“ (S. 460 fn) be- 
hauptet, daß nämlich die Informanten Colvins der frühere Generalstabschef Beck 
und General Oster gewesen seien, die sich auf Anraten Ewald v. Kleist-Schmenzins 
an ihn gewandt hätten. 
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Das ist aber völlig unwahrscheinlich, denn einmal war zu diesem Zeitpunkt in 
keiner Weise ein militärisches Vorgehen gegen Polen geplant, geschweige denn in 
Vorbereitung, und zum andern hätten die Verschwörer ihre Kenntnis davon unter 
keinen Umständen einem 26-jährigen Journalisten anvertraut. 

Andererseits will Herr Colvin, der von seinem Vater her, dem bekannten Leit- 
artikler der ‚Morning Post‘, schon Journalistenblut in den Adern hatte, seinen Le- 
sern vormachen, daß er von Anfang März bis 26. März auf seiner wichtigen Nach- 
richt still gesessen hätte, weil er sie Herrn Henderson nicht anvertrauen konnte. 
Damit denunziert er sich selbst, denn es bestanden für ihn genügend Möglichkeiten, 
seine Nachricht, die ja nur bei sofortiger Übermittlung einen Wert hatte, schnell 
und sicher nach London an den richtigen Mann zu bringen. Nein, Herr Colvin 
blieb auf seiner wertvollen Information bis Ende März sitzen — bis er nämlich aus 
Deutschland ausgewiesen wurde. 

Seine Story ist reine Staffage und soll nur dazu dienen, der ahnungslosen Welt 
vorzugaukeln, daß angebliche deutsche militärische Maßnahmen gegen Polen die 
Garantie für Polen ausgelöst hätten, obwohl die Garantie schon mindestens 12 Tage 
vor Colvins Auftreten im Foreign Office beschlossen war. 

Es ist daher kein Wunder, daß die beiden englischen Historiker Wheeler-Bennet 
und Taylor dem Bericht Colvins große Bedeutung dahingehend beimessen, daß er 
die Entscheidungen der britischen Regierung beeinflußt habe. 

Wheeler-Bennet schreibt: (Wheeler-Bennet, $. 460) 

„Colvin war von seinen Freunden in Berlin — und in Warschau — so vortreff- 
lich unterrichtet, und so überzeugend waren seine Beweise für die Absicht Deutsch- 
lands, Polen anzugreifen, daß sein Londoner Besuch wahrscheinlich das letzte 
Grammgewicht zu Gunsten des umwälzenden Kabinettsbeschlusses auf die Waage 
gelegt hat, zur Unterstützung Polens einen unmittelbaren Schritt zu tun.“ 


Und Taylor: (Taylor, Die Ursprünge des II. Weltkrieges, S. 271) 

„Jedenfalls unterrichteten diese Generale den Korrespondenten des „News Chro- 
nicle“, der gerade aus Deutschland ausgewiesen wurde, und am 29. März löste wie- 
derum er den Alarm im Auswärtigen Amt aus. Er fand willige Zuhörer.* 

Dieser „Glaube“ der beiden Historiker spricht zwar für ihren Patriotismus, jedoch 
nicht für ihre Zuverlässigkeit als Historiker. Sie wußten bestimmt nichts von dem 
viel bedeutsameren, politischen geheimen Ereignis, das um die Zeit vom 12. bis 
16. März die englische Kursänderung verursachte. 


Nach dem Spiegel vom 26. August 1964 schreiben die britischen Historiker Gilbert 
und Gott in ihrem Buche „The Appeasers“: 

„Ende März verbreitete der Berliner Korrespondent des „New Chronicle“ das 
Gerücht von einem bevorstehenden Einfall der Deutschen in Polen. Das Gerücht 
diente der Absicht der britischen Regierung. Sie glaubte es nicht, aber die Öffentlich- 
keit verlangte Maßnahmen. Die Regierung beschloß daher, ihr Angebot an Polen 
zu veröffentlichen. Auf diese Weise würde die öffentliche Meinung im Land zu- 
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friedengestellt werden, und Beck würde sich, nachdem er ein offenes Versprechen 
erhalten hatte, zur Gegenleistung verpflichtet fühlen und Rumänien eine Garantie 
geben.“ 

Also auch diese Version soll als englisches Alibi dienen. 


Untersuchung der Geschehnisse, die zur englischen 
Garantie für Polen führten 


Zwei Tatsachen weisen zahlreiche Dokumente seit dem 9. März, dem Tag, an dem 
die tschechische Krise auch äußerlich ihren Anfang nahm, mit aller Eindeutigkeit aus: 
1. daß den Engländern, etwas später auch den Franzosen, völlig klar war, daß ein 

deutsches Eingreifen zwangsläufig sein würde und daher vorauszusehen war. Nur 

über Art und Umfang des deutschen Vorgehens tappte man im Dunkel; 

2. daß die Engländer und Franzosen zwar zunächst sehr überrascht und entrüstet 
über Hitlers Protektoratslösung waren, aber sehr rasch zu demEntschluß kamen, 
nichts dagegen zu unternehmen, wenn sie dazu im wesentlichen auch nur durch 
die Einsicht gezwungen wurden, daß sie im Augenblick gar nichts Wirksames 
unternehmen könnten. 

Ob und in welcher Richtung die britische Regierung mit ihrer zurückhaltenden 
Botschaft vom 14. März (s. $. 63) in letzter Minute die Entschlüsse Hitlers lenken 
wollte, ist nicht mit Sicherheit zu ergründen, zumal deren späte Absendung an 
Henderson auch bedeuten kann, daß man nur ein Alibi in den Akten haben wollte. 
Da Henderson die Botschaft erst am 15. März an Ribbentrop schickte, so daß sie 
auf alle Fälle zu spät kam, ist diese Frage nicht mehr von Bedeutung. 

Von größter Bedeutung aber für die Entschlüsse Hitlers war sicher das, was Win- 
ston Churchill einige Tage vor dem 15. März in seinem Wahlkreis ausgesprochen 
und am 14. März in seiner Rede in Waltham Abbey wiederholt hatte: 

„Erst wenn der Nazischatten endgültig von Europa gehoben sein wird — und 
ich bin sicher, daß dies schließlich geschehen wird —, nicht eher wird die Tschecho- 
slowakei und das alte Böhmen wieder zur Freiheit erweckt werden. Weshalb hätte 
ich dies alles nicht aussprechen sollen? Es war die Wahrheit.“ 

Das war das Fernziel Churchills und damit auch Englands! 

Nur welche Vorbereitungsmaßnahmen man zu dessen Erreichung treffen wollte 
und müßte, wußte man am 15. März noch nicht. Man hatte noch keine Idee. Eine 
solche mußte erst geboren bzw. geliefert werden und Gestalt annehmen. Dieser Vor- 
gang bedarf daher einer besonderen Untersuchung. 


15. März 1939 


Botschafter Henderson meint in seinem Brief an Lord Halifax: „Möglicherweise 
ist es das beste zu warten um zu sehen, wie die Dinge sich entwickeln. * 
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Mr. Eden fordert im Unterhaus: 

„Wir sollten mit allen Nationen, wo sie auch liegen und wer sie auch sind, die 
gleichen Geistes mit uns sind, unsere Politik besprechen und auch wie weit wir mit 
ihnen gehen wollen. Sobald wir darüber Beschluß gefaßt haben, müssen wir mit 
ihnen militärische Pläne aufstellen, um unseren Beschluß zu bekräftigen. Es gibt 
Zeiten, in denen eine große Nation große Entschlüsse fassen muß, und ich glaube, 
daß eine solche Zeit jetzt angebrochen ist.“ 

Außenminister Bonner meint, „Großbritannien und Frankreich müßten ihre Auf- 
rüstung so schnell und intensiv wie möglich fortsetzen und ihre enge Verbindung 
wäre wichtiger denn je.“ 

Botschafter v. Dirksen schließt einen Bericht damit, daß die allgemeine herr- 
schende Stimmung in England sich dahin kennzeichnen lasse, daß ein Gefühl unter- 
drückter Wut empfunden werde, während nach außen hin eine bewußte Mäßigung 
zur Schau getragen würde. 


16. März 1939 


Botschafter Coulondre fordert in einem Schreiben an Bonner schnellste Fortset- 
zung der Aufrüstung. Bonnet selbst teilte dem sowjetrussischen Botschafter die Ab- 
sichten der französischen Regierung mit und setzte hinzu, „daß jetzt ein günstiger 
Augenblick gegeben sei, daß Moskau und Paris sich untereinander abstimmten und 
sich bereitfinden müßten, neuen Versuchen Hitlers entgegenzutreten.“ (s. $. 87) 

Außerdem fordert er seinen Botschafter in London auf, auch die britische Regie- 
rung zu einem Protest in Berlin zu veranlassen. 


17. März 1939 


Ministerpräsident Daladier sagte zum britischen Botschafter in Paris, daß seine 
Regierung dem Beispiel Großbritanniens folgen und Rumänien garantieren würde, 
denn „an dem Tage, an dem Deutschland Herr über das rumänische Petroleum ist, 
könnte es mit ganz Europa Krieg führen, denn es könnte dann ohne Zweifel jahre- 
lang durchhalten.“ (s. S. 93) 

In Berlin werden die französischen und britischen Proteste überreicht sowie Bot- 
schafter Henderson zur Berichterstattung nach London gerufen. 

Am Morgen wurde der amerikanische Geschäftsträger Johnson von Lord Halifax 
unterrichtet, daß Chamberlain am Abend eine „ziemlich steife* Rede halten werde. 
Er war nicht bereit, sich darüber zu äußern, ob England gegenwärtig Rumänien 
oder Polen zu Hilfe oder nicht zu Hilfe eilen würde. Die britische Regierung wird 
jetzt damit beginnen, die öffentliche Meinung nach Kräften auf den Fall nötigen 
Handelns vorzubereiten. Man argwöhnt, daß Hitler weitermarschiert und das sehr 
bald.“ 

Hierbei ist auffällig, daß Lord Halifax nicht bereit war, sich darüber zu äußern, 
ob England gegenwärtig Rumänien oder Polen zu Hilfe cder nicht zu Hilfe eilen 
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würde. Er muß also einen triftigen Grund gehabt haben, wenn er sich sogar gegen- 
über dem Vertreter der amerikanischen Regierung weigerte, das Land zu nennen, 
dem Hilfe geleistet werden soll. 

Am Nachmittag besuchte um 17 Uhr 23 der rumänische Gesandte Tilea den 
amerikanischen Botschafter Kennedy, um ihm zu berichten, daß er auf dem Wege 
zum Foreign Office sei, um dort drei Fragen zu stellen: 

„1. Will England überhaupt irgend etwas unternehmen? 

2. Wollen sie irgendwo in Europa eine Linie ziehen, über die Hitler nicht hinaus- 
gehen darf..... ? 
3. Wenn die Rumänen kämpfen, wird England sie unterstützen?“ 

Tilea erwähnte kein Wort von einem angeblichen deutschen Ultimatum, von dem 
er kurz darauf so ausführlich Außenminister Halifax berichtete. 

Wie sich aus dessen Bericht ergibt, hinterließ ihm Tilea ein Telegramm, welches 
ihn instruierte, „die Aufmerksamkeit der britischen Regierung auf die ungeheuren 
Konsequenzen nicht nur für Mitteleuropa, sondern auch für den ganzen europäi- 
schen Kontinent zu lenken, welche der immer wachsende Glaube, daß es nur einen 
Schiedsrichter in Europa gebe, welcher über die Sicherheit, den Frieden und die 
Unabhängigkeit der Nationen entscheide, haben kann“. 

Man muß genau den Unterschied beachten zwischen dem Bericht Kennedys und 
dem von Lord Halifax. Warum hat Tilea das Telegramm, das er Lord Halifax 
hinterließ, nicht auch Herrn Kennedy gezeigt? Die Tilea-Aktion wurde nur aus- 
gelöst, um als Nebelwand für eine Aktion zu dienen, die zu gleicher Zeit in Szene 
gesetzt wurde. Es sollte, ohne daß Polen zunächst genannt werden mußte, ein Anlaß 
geschaffen werden, der es der britischen Regierung erlaubte, mit anderen Regierun- 
gen zwecks Herstellung eines Abkommens in Verbindung zu treten. Lord Halifax 
sandte noch am Abend an die britischen Missionen in Warschau, Ankara, Athen, Bel- 
grad, Paris, Bukarest und Moskau Telegramme, in denen er sie von dem angeblichen 
deutschen Ultimarum verständigte und beauftragte, sich bei dem jeweiligen Außen- 
minister nach der Meinung der Regierung zu erkundigen. 

Die britische Regierung beschloß, Rumänien im Prinzip ihre Garantie zu geben, 
schob jedoch ihre diesbezügliche Erklärung um vier Wochen hinaus. 

Am Abend hielt Ministerpräsident Chamberlain ın Birmingham seine berühmte 
Rede, mit der die Kursschwenkung Englands auch äußerlich angekündigt wurde. 
Er begründete diese Schwenkung damit, daß die früheren Informationen noch un- 
vollständig gewesen seien und noch keine Zeit bestanden hätte, sie zu verarbeiten, 
„noch viel weniger, uns eine abgewogene Meinung darüber zu bilden“. 

Der deutsche Botschafter von Dirksen teilte mit, daß in amtlichen und parlamen- 
tarischen Kreisen eine Versteifung der Haltung gegenüber Deutschland eingetreten 
sei. Diese bekunde sich in Beratungen über die Abberufung Hendersons, ferner in 
der Eröterung über die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und über die Bil- 
dung eines Konzentrationskabinettes. Chamberlains Stellung habe innerhalb seiner 
eigenen Partei stark gelitten. Die Meinungsverschiedenheiten zwischen ihm und 
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Lord Halifax würden immer offenbarer, wobei letzterer für schärfere Haltung ein- 
trete. Interessant ist der Kommentar, den zu diesem Bericht der britische Historiker 
Namier gibt und in dem er mitteilt, daß Chamberlain es vorzog, „gewisse nicht- 
diplomatische Mitglieder des Civil-Service bei seinen verhängnisvollen diplomati- 
schen Transaktionen zu verwenden.“ 


18. März 1939 


Bei Außenminister Beck erregte Halifax’ Nachfrage nach seiner Stellungnahme zu 
Tileas Nachricht besonderes Aufsehen und wollte er noch nicht einmal glauben, daß 
Tilea die Nachricht überhaupt überbracht habe. Er hatte daher auch gar kein ernst- 
liches Interesse für das von Halifax vorgeschlagene polnisch-rumänische Bündnis 
und lehnte es auch ab, auf die Frage zu antworten, was Polen denn tun wolle, 
wenn Rumänien tatsächlich von Deutschland bedroht würde. 

Da Tileas Nachricht von einem angeblichen deutschen Ultimatum an Rumänien 
nur auf London beschränkt war, ist klar, daß es sich um keine echte Nachricht, 
sondern um eine künstlich fabrizierte handelte. Das beweist auch die Tatsache, daß 
nach dem Dementi die falsche Nachricht noch tagelang aufrechterhalten wurde. 

Lord Halifax fragte vor der englischen Kabinettssitzung den russischen Botschaf- 
ter Maisky, was die Sowjetunion tun würde, wenn Rumänien einem nichtprovozier- 
ten Angriff ausgesetzt wäre. Zum amerikanischen Botschafter Kennedy sagte er, daß 
England nicht länger stillhalten könnte, falls Hitler in Rumänien einrücke. Auch 
die Presse sprach in ihren zahllosen Kommentaren nur von einem angeblichen 
deutschen Vorgehen gegen Rumänien. 

In einem Telegramm an den britischen Botschafter Lindsay in Washington er- 
klärte er, daß Botschafter Kennedy zum Ausdruck gebracht habe, daß die USA 


mehr bereit sei, eine Unterstützungsaktion zu starten, wenn Deutschland einen 
Angriff auf Rumänien unternehme. 


19. März 1939 


Außenminister Bonnet richtete an den polnischen Botschafter in Paris die lächer- 
liche Frage, welche Hilfe Polen zu geben bereit sei, da die französische Regierung 
über das deutsche Vorrücken besorgt wäre. Dieser antwortete, daß der polnisch- 
rumänische Vertrag nur den Fall eines russischen Angriffs decke und nicht den 
eines Angriffes seitens Deutschlands. Mit dieser Frage war nun Polen ins Gespräch 
gebracht worden. Trotzdem beschäftigten sich die Erörterungen in der Presse immer 
noch nur mit angeblichen deutschen Absichten gegen Rumänien. 

Chamberlain bekennt, daß er einen Plan ausgearbeitet habe, der es den vier 
Mächten, Britannien, Frankreich, Rußland und Polen erlaube, im Falle weiterer 
Zeichen von deutschen aggressiven Bestrebungen gemeinsam zu handeln und wolle 
diesen Plan morgen dem Kabinett vorlegen. Er sei ziemlich kühn und aufsehen- 
erregend, aber er glaube, daß etwas dieser Art nötig sei. Inzwischen seien auch 
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zahlreiche Nachrichten aus vielen Quellen nach London gelangt, daß ein sofortiger 
deutscher Angriff ohne Warnung jeden Augenblick Polen überwältigen könnte. 
Botschafter Coulondre fordert in seinem Bericht: 
„a) daß wir mit höchster Beschleunigung aufrüsten, 
b) daß wir diese intensive Wiederaufrüstung möglichst geheimhalten.“ 


20. März 1939 


In einer Aussprache mit dem russischen Botschafter in Paris legte Außenminister 
Bonnet Wert darauf, zum Ausdruck zu bringen, daß die russische Hilfe sehr nütz- 
lich wäre, falls Polen und Rumänien diese wünschten, doch wäre es wichtig, diese 
Randstaaten nicht zu erschrecken. 

Nach dem Bericht des deutschen Botschafters aus London soll es zwischen Lord 
Halifax und Botschafter Henderson zu einer scharfen Auseinandersetzung gekom- 
men sein, als dieser über seine Berliner Eindrücke berichtete. 

Der Erzbischof v. Canterbury fordert die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion. 

Die britische Regierung läßt über den britischen Botschafter Kennard der pol- 
nischen Regierung ein Memorandum zugehen, in dem sie dieser als einen ersten 
Schritt gegen die Gefahr deutscher Angriffe eine Erklärung vorschlägt, die von 
den Regierungen Frankreichs, der Sowjetunion, Polens und Britanniens unter- 
zeichnet werden solle und in der die Bereitschaft zum Ausdruck gebracht wird, 
zusammen zu beraten, welche Schritte unternommen werden sollten, um jeder 
neuen Angriffsaktion Deutschlands gemeinsamen Widerstand zu leisten. 


21. März 1939 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop unterbreitet dem polnischen Botschafter 
Lipski die deutschen Vorschläge. 

Der französische Staatspräsident Lebrun und Außenminister Bonnet treffen in 
London ein, um mit der britischen Regierung das weitere Vorgehen zur Einkreisung 
Deutschlands zu beraten. Der Inhalt des Protokolls über diese Unterredungen läßt 
keinen Zweifel über die wahren Absichten. 

„Die russische Hilfe würde nur dann wirksam sein, wenn Polen mitmache..... 
Auf Polen müsse daher der stärkste Druck ausgeübt werden. 

Es wäre deshalb wünschenswert, bis zum Äußersten zu gehen, sogar bis zum 
Grade von Drohungen, um Polen hineinzubringen.“ 

Lord Halifax sagte, er stimme völlig mit Bonnet überein in der Anerkennung 
der Hauptbedeutung Polens und sogar hinsichtlich der Notwendigkeit, gegenüber 
der polnischen Regierung eine sehr unverblümte Sprache zu gebrauchen. 

„Man sollte daran denken, daß der Frieden in Europa nur eine kleine Chance 
hätte, solange die Nazis an der Macht blieben. Es gäbe jedoch gewisse Unterlagen, 
die zeigten, daß, wenn Herr Hitler das deutsche Volk in einen größeren Krieg 
brächte, dies gut zu inneren Folgen in Deutschland führen könnte, die für das 
Naziregime verhängnisvoll wären..... 
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Lord Halifax empfing den polnischen Botschafter Raczynski und erklärte diesem, 
daß er ihm ganz grob die Frage stellen wollte: „Wäre es seine persönliche Meinung, 
daß, falls Rumänien von Deutschland bedroht würde, Polen dazukommen müßte?“ 
Raczynski erwiderte, daß es nach seiner Meinung eine 99%eige Chance gebe, daß 
Polen hineinkommen würde. Lord Halifax instruierte dann den Botschafter über 
den neuen Vorschlag einer 4-Mächte-Erklärung, den er der polnischen Regierung 
unterbreitet habe. Auf die Bedenken, die Raczynski gegen den Vorschlag vor- 
brachte, führte Lord Halifax aus: 

„Soweit, wie zum Beispiel Danzig betroffen wäre, könnte es unsere Meinung 
sein, daß, falls Polen und Deutschland die Frage durch direkte Verhandlungen 
regeln könnte, es umso besser wäre; falls aber die Frage sich in einer solchen Weise 
entwickeln sollte, daß sie polnische Unabhängigkeit bedrohe, dann hätte es SMR als 
eine Frage zu behandeln, welche sie selbst aufs Ernsteste anginge..... “ 

Das war das erste Angebot der englischen Garantie für Polen. 

Auch den türkischen Botschafter fragte Lord Halifax, ob, wenn Polen zum Bei- 
spiel angegriffen würde und wenn Frankreich und Großbritannien ihm zu Hilfe 
kämen, die Türken bereit wären, sich mit ihnen zu vereinigen. 

Wie Botschafter Kennard berichtete, sagte ihm der polnische Vizeaußenminister 
Arciszewski, daß Polen Bedenken hätte hinsichtlich der Auswirkungen, die eine 
Erklärung der vorgeschlagenen Art auf Deutschlands Haltung haben würde. Die 
Polen würden genötigt sein sich zu fragen: 

„1. Ob es tatsächlich irgendeine Bedrohung ihrer Unabhängigkeit gibt, die es 

rechtfertigen würde, daß sie das deutsche Mißfallen provozieren. 

2. Ob andere Unterzeichner bereit und in der Lage sind, ihnen nicht nur durch 
den schließlichen Krieg zu helfen, sondern auch durch eine Periode eines un- 
sicheren Friedens, die einer solchen Erklärung folgen dürfte.“ 

Zum Schluß teilte Kennard mit, daß er nur wenig Zweifel habe, daß Polen unter 
den gegenwärtigen Umständen verzweifelt kämpfen würde, wenn seine Grenzen 
von deutschen Truppen überschritten würden. 


22. März 1939 


Graf Szembek vermerkt in seinem Tagebuch, daß der britische Vorschlag gewisse 
verführerische Aussichten bedeute, daß aber Außenminister Beck Bedenken dagegen 
habe und mehr zur Konzeption eines bilateralen Vertrages mit England neige, um 
nicht den Anschein zu geben, einen großen Einkreisungsplan mit Deutschland mit- 
zumachen. Ein Kurier würde heute noch mit Instruktionen in diesem Sinne nach 
London fahren. 

Botschafter Kennard berichtete Lord Halifax, daß ihm Außenminister Beck ge- 
sagt habe, der polnische Botschafter in London sei instruiert vorzuschlagen, „daß 
SMR. und die polnische Regierung sofort ein geheimes Übereinkommen der Konsul- 
tation eingehen sollten im Sinne der vorgeschlagenen Erklärung. Dieses Überein- 
kommen würde einer endgültigen Entscheidung nicht Abbruch tun hinsichtlich der 
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Erklärung, zu der er die Meinung seiner Regierung später mitteilen würde..... Das 
geheime Übereinkommen würde die Stellung Frankreichs nicht berühren, da der 
bestehende Bündnisvertrag bereits eine Konsultationsklausel enthalte.“ 

In einem weiteren Bericht an Lord Halifax schreibt Kennard: 

„Eure Lordschaft hatten, wie ich erschließe, gefragt, ob Sie annehmen könnten, 
daß Polen sich nicht irgendeinem Ultimatum hinsichtlich Danzigs unterwerfen 
würde. Mr. Beck instruierte den polnischen Botschafter, Sie zu informieren, daß 
Ihre Annahme richtig ist. Die polnische Regierung hat nicht die Absicht, dem Bei- 
spiel der Tschechoslowakei und Litauens zu folgen. Während sie keine unmittel- 
baren Befürchtungen hinsichtlich Danzigs hat, glaube sie doch, daß sie in der nahen 
Zukunfe..h; einen Meinungsaustausch mit der deutschen Regierung haben und 
entscheiden müsse, ob entweder der bestehende Zustand aufrechterhalten werden 
solle. In einer solchen Diskussion beabsichtige sie nicht, sich irgendwelchen diktierten 
Bedingungen zu unterwerfen.“ 

Hiermit hat sich also Lord Halifax die Sicherheit verschafft, daß Polen für die 
ihm zugedachte Rolle geeignet sei und keinesfalls umfallen würde.*) 

Der britische Botschaftsrat Ogilvie-Forbes warnt in einem Bericht Lord Halifax 
vor der Unterzeichnung und Veröffentlichung irgendeiner formellen Erklärung in 
der vorgeschlagenen Art, denn er sei besorgt wegen der Wirkung einer solchen Maß- 
nahme auf Hitler in seiner gegenwärtigen Verfassung. 


23. März 1939 

Die polnische Regierung befiehlt die Mobilmachung eines großen Teiles ihrer 
Streitkräfte. Sie will damit nicht nur Deutschland, sondern auch England beein- 
drucken. Lord Halifax teilt dem britischen Vertreter in Paris mit, daß der fran- 
zösische Botschafter Corbin die vorgeschlagene Erklärung als nicht ausreichend be- 
zeichnet habe, denn Außenminister Beck würde daraus schließen, daß die Mächte 
nichts tun würden als reden. „Corbin hätte auf die Andeutung von den Absichten 
hingewiesen, daß Beck versuchen würde, irgendeine Art von Garantie von England 
zu erhalten, ohne welche er sich mit Deutschland rückversichern würde.“ 

Premierminister Chamberlain gab in einer Unterhaltung dem französischen 
Außenminister die Zusicherung, daß er demnächst die allgemeine Wehrpflicht in 
Großbritannien anordnen würde. 

Wie der amerikanische Gesandte Biddle in Warschau seiner Regierung mitteilt, 
habe Vizeaußenminister Arciszewski auf die Frage des britischen Botschafters nach 
Polens möglicher Haltung für den Fall, daß Deutschland einen europäischen Streit 
herausfordere, geantwortet, daß Polen nur marschieren würde, wenn es angegriffen 
würde. Die Erfahrung während der letzten Jahre hätte die Polen gelehrt, nicht auf 
Hilfe von außen zu rechnen. 


24. März 1939 
Der britische Botschaftsrat Ogilvie-Forbes teilt mit, daß ihm der polnische Militär- 
*) Siehe auch Texte Seite 121/122 
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attach@ bestätigt habe, daß er keine bestimmte Information irgendwelcher deutscher 
militärischer Maßnahmen habe, die als Vorbereitung einer militärischen Aktion 
gegen Polen erscheinen könnten. Er straft die Briten Lügen. 

Der polnische Botschafter Raczynski fragt Lord Halifax, ob die britische Regie- 
rung in Anbetracht der unvermeidlichen Schwierigkeiten und Komplikationen und 
des sich aus einer mehrseitigen Behandlung ergebenden Zeitverlustes nicht die Mög- 
lichkeit in Betracht ziehen könnte, sofort eine bilaterale Verständigung im Sinne 
der vorgeschlagenen Erklärung abzuschließen. 

Lord Halifax sicherte dem Botschafter erneut die britische Bereitschaft zu einer 
absoluten Garantie Polens zu. 

Hier mag erinnert werden, daß Adolf Hitler die vorgeschlagene Instruktion an 
Botschafter v. Moltke, nach der dieser Polen drängen sollte, zurückhalten ließ. 


25. März 1939 


Wie Botschafter Kennard mitteilt, schließt er aus den militärischen Vorbereitungs- 
maßnahmen der Polen, daß Mr. Beck beabsichtigt, zu dem von ihm selbst gewählten 
Zeitpunkt mit Gesprächen über Danzig zu beginnen. Er würde auf diese Weise 
sowohl diplomatisch als auch militärisch in einer stärkeren Position sein als wenn 
er wartete, bis Herr Hitler oder der Danziger Senat beschlössen, diesen Schritt 
zu tun. 

Aus dem Bericht des Oberstleutnants Siewert über eine Unterredung Adolf Hitlers 
mit dem Oberbefehlshaber des Heeres v. Brauchitsch ergibt sich, daß Hitler die 
Danziger Frage nicht gewaltsam lösen und Polen dadurch in die Arme Englands 
treiben will. 


26. März 1939 


Botschafter Lipski überbrachte dem Reichsaußenminister die polnische Absage 
auf Deutschlands Angebot vom 21. März, doch geht aus dem Bericht des Reichs- 
außenministers über seine Unterredung hervor, daß er diese Absage selbst noch 
nicht als eine endgültige beurteilte. (s. DB Nr. 25) 

Der amerikanische Botschafter Biddle dagegen telegrafiert an das State Depart- 
ment: „Polen heute auf Kriegsfuß, welcher rasch und ruhig erreicht wurde. Haltung 
des Volkes ruhig, aber entschlossen, Polens Unversehrtheit bis zum letzten Mann 
zu verteidigen.“ 


27. März 1939 


Frankreich und England unterbreiten Polen und Rumänien ein neues Angebot 

(s. DB Nr. 26 b) 

Der französische Botschafter Corbin äußerte Lord Halifax gegenüber, daß Mr. 

Beck versuche, die Möglichkeit einer französisch-britischen Garantie für Polen bei 
den Deutschen als Hebel zu benutzen. Das war genau der deutsche Standpunkt. 
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28. März 1939 


Der polnische Außenminister Beck erklärte dem deutschen Botschafter v. Moltke, 
daß, falls deutscherseits ein Versuch unternommen werden sollte, das Statut der 
Freien Stadt einseitig abzuändern, Polen hierin den Casus belli sehen würde. Das 
gleiche gelte auch, wenn der Danziger Senat einen solchen Versuch unternehmen 
würde. 

Aus dem Bericht des französischen Geschätfsträgers in Berlin geht hervor, daß 
die Tatsache von Verhandlungen zwischen Polen und Deutschland den Franzosen 
bekannt ist. 

Lord Halifax teilt dem britischen Botschafter in Paris mit, daß er dem fran- 
zösischen Botschafter gesagt habe, es sei offensichtlich, welch eine Schlüsselstellung 
die Stellung Polens wäre. Nach einem Bericht des britischen Botschafters Kennard an 
Lord Halifax sagte ihm der polnische Vizeaußenminister, die polnische Regierung 
habe zwar Gründe zu glauben, daß die Deutschen die drastischere Lösung der 
Annexion von Danzig verlangen möchten, aber im Augenblick gebe es keine An- 
zeichen einer drohenden Haltung Deutschlands. Die Grenze polnischer Konzessionen 
bestünde darin, daß Danzig eine Freie Stadt bleibe, daß Polen aber zustimmen 
würde, die meisten der gegenwärtigen Einschränkungen der Danziger Souveränität 
fallen zu lassen und auch eine Autobahn durch den Korridor zuzustimmen, doch 
ohne Gewährung irgendwelcher extra-territorialer Rechte. 


29. März 1939 


Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit, daß er den Vizeaußenminister an- 
gesichts der hartnäckigen Berichte, daß Deutschland verschiedene Forderungen an 
Polen gerichtet hätte, gefragt habe, ob diese Berichte wahr wären. Der Vizeaußen- 
minister habe zwar eine gewundene Antwort gegeben, mußte jedoch die Tatsache 
deutscher Wünsche in der erwähnten Richtung zugeben. Allein hieraus ergibt sich, 
daß die Briten genaue Kenntnis von dem Charakter der deutsch-polnischen Ver- 
handlungen in der letzten Zeit hatten. Sie kannten die deutschen Wünsche schon 
seit dem 25. Oktober 1938 aus mehreren Berichten. 

Lord Halifax beauftragt die beiden Botschafter in Warschau bzw. Bukarest, der 
polnischen bzw. rumänischen Regierung die vorgestern übermittelten Vorschläge 
zu unterbreiten. 

Aus dem Bericht des britischen Militärattach&s ergibt sich, wie sehr man auf den 
von Deutschen versprochenen Staatsstreich in Deutschland hoffte: „Nichts als die 
innere Zerreißung Deutschlands kann uns retten. Haben wir irgendein Recht, eine 
solche Spaltung für mehr zu halten als für eine äußerste Möglichkeit?“ Er fährt 
dann fort auszuführen, daß, um eine Spaltung hervorzurufen, etwas mehr erforder- 
lich sei als die Fortsetzung der gegenwärtigen Härten und Unbequemlichkeiten, 
aber „Krieg, und jetzt ein Krieg mit einer nahen Ostfront, würde die Deutschen 
hart und schnell treffen und dürfte wohl die erhofften Ergebnisse herbeiführen. 
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Ohne Krieg und mit zunehmendem Vorteil von Deutschlands östlichen Nachbarn 
dürften diese Resultate niemals erreicht werden“. 


30. März 1939 


Aus einem neuen Bericht der französischen Botschaft in Berlin ergibt sich, daß 
sie genaue Kenntnis hat vom Charakter der deutsch-polnischen Verhandlungen. 

Lord Halifax teilt den britischen Botschaftern in Moskau, Bukarest, Berlin und 
Paris das Fragemanöver mit, das am nächsten Tage im Unterhaus gestartet werden 
soll, um die Garantieerklärung für Polen abgeben zu können. Der Inhalt des Doku- 
mentes ist eindeutig. England hat nicht die geringsten Beweise dafür, daß Polen 
irgendwie durch Deutschland bedroht wäre. In der Anmerkung zu Dokument 
Nr. 566 (s. S. 148) heißt es: 

„Bei der Untersuchung der verschiedenen Informationsstücke, die das Foreign 
Office bis zum 30. März 1939 erreicht hatten hinsichtlich eines möglichen deutschen 
Angriffs auf Polen, ergaben sich Widersprüche in den Ergebnissen. Es schien klar 
zu sein, daß es Herrn Hitlers schließliches Ziel wäre, Polen und Rumänien aus- 
zusondern oder zu neutralisieren, aber es gab nicht genug Beweise um anzudeuten, 
welches der beiden Länder das erste Opfer einer deutschen Aggression sein würde.“ 

In einem Bericht, den Lord Halifax am 4. April 1939 an den britischen Botschaf- 
ter Kennard in Warschau über ein Gespräch mit dem polnischen Botschafter 
Raczynski am 30. März erstattete, führte er aus, daß er dem polnischen Bot- 
schafter auf die Frage, ob SMR in unmittelbarer Zukunft beabsichtige, hinsichtlich 
ihrer polnischen Politik eine öffentliche Erklärung abzugeben, gesagt habe, „daß 
dies bis zum Abschluß der gegenwärtigen Verhandlungen unwahrscheinlich sei, 
wenn sich natürlich die Sache nicht plötzlich verschlechtern würde und es gäbe 
Grund zu fürchten, daß Deutschland eine sofortige Aktion beabsichtigen könnte“. 
Raczynski selbst habe, nach dem Stand der Beziehungen zwischen Polen und 
Deutschland innerhalb der letzten Tage befragt, erklärt, „daß keine Verhandlungen, 
gleich welcher Art, mit Deutschland im Gange wären. Gegen Ende des letzten Jahres 
hätte Polen gehofft, mit Deutschland eine neue Danziger Regelung diskutieren zu 
können, aber es wäre nie möglich gewesen, diese Diskussion zu beginnen“. Am 
Schluß des Gespräches habe Graf Raczynski erklärt, er glaube tatsächlich nicht, „daß 
Deutschland einen unmittelbaren Angriff auf Polen plante.“ 

Der britische Botschafter Phipps teilte aus Paris mit, daß die französische Regie- 
rung der vorgeschlagenen Antwort auf die angekündigte Parlamentsanfrage zuge- 
stimmt habe und „keinen unmittelbaren Coup gegen Polen befürchte“. 

Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit, daß Außenminister Beck sofort ohne 
Zögern der beabsichtigten Antwort auf die Parlamentsfrage zugestimmt habe..... 
Sowohl der deutsche Botschafter als auch Mr. Beck hätten ihm heute versichert, 

„daß die deutsche Regierung keinerlei Forderung in der Art eines Ultimatums ge- 
stellt habe und daß es keine Anzeichen dafür gäbe, daß sie in der unmittelbaren 
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Zukunft einen drohenden Schritt zu machen beabsichtige. Botschafter Kennard 
schlägt Lord Halifax vor, in die beabsichtigte britische Erklärung das Wort „un- 
provoziert“ einzufügen. 


31. März 1939 


Lord Halifax teilt Botschafter Kennard den Text der britischen Garantieerklärung 
für Polen mit und daß er beschlossen habe, das vorgeschlagene Wort „unprovoziert“ 
nicht einzufügen. 

Ministerpräsident Chamberlain gab im Unterhaus die Garantieerklärung für 
Polen ab. In der Debatte frug der Abgeordnete Mr. A. Henderson (Labour): „Darf 
ich den Premierminister fragen, ob er angesichts der Spannung, die zwischen 
Deutschland und Polen augenblicklich zweifellos besteht, irgend etwas davon er- 
fahren hat, daß die deutsche Regierung an die polnische herangertreten ist, um eine 
friedliche Aussprache über ihre Differenzen herbeizuführen? 

Chamberlain: „Ich habe bisher von keinem solchen Schritte Kenntnis.“ 

Gegen die Unwahrheit dieser Behauptung läßt sich ein ganzes Dutzend Beweise 
anführen. 


Aus dieser Zusammenstellung der Geschehnisse, die zur Erklärung der englischen 
Garantie an Polen führten, können wir folgende Tatsachen erkennen: 


1. Am 14. und 15. März wußte die britische Regierung noch nicht, welche prak- 
tischen Schlußfolgerungen sie im Hinblick auf die slowakische Selbständigkeits- 
erklärung und Schaffung des Protektorates Böhmen und Mähren ziehen sollte. 


2. Am 16. März ereignete sich im Vordergrund der Geschehnisse nichts, was uns 
klaren Aufschluß über die zukünftige britische Haltung geben könnte. 

3. Am Morgen des 17. März erst kündigte Lord Halifax dem amerikanischen Ge- 
schäftsträger Johnson an, daß Ministerpräsident Chamberlain am Abend in 
Birmingham eine „ziemlich steife* Rede halten werde, also die englische Haltung 
klarmachen würde. 

Wenn dabei Lord Halifax nicht bereit war, sich darüber zu äußern, ob England 
gegenwärtig Rumänien oder Polen zu Hilfe oder nicht zu Hilfe eilen würde, 
so steckte dahinter ein Geheimnis, denn normalerweise hätte für Lord Halifax 
kein Grund bestanden, dem amerikanischen Vertreter zu verschweigen, zu wel- 
chem Vorgehen sich England entschlossen hatte. Über die bevorstehende Aktion 
Tilea konnte ja Lord Halifax noch nicht sprechen, weil er „davon noch gar 
nichts wußte.“ Er hätte also ruhig über etwaige Absichten sprechen können, dem 
angeblich bedrohten Polen zu Hilfe zu eilen, wenn es sich tatsächlich bedroht 
gefühlt haben würde. Wir haben gesehen, daß dies keineswegs der Fall war, und 
zwar weder in englischer noch in polnischer Sicht. Es muß sich also vor dem 
Morgenbesuch Johnsons etwas anderes ereignet haben, was die englische Kurs- 
schwenkung veranlaßte, die in wenigen Tagen zum folgenschwersten und ab- 
surdesten Schritt der englischen Geschichte, nämlich zur Garantie an Polen führte. 
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Nach der öffentlichen Meinung der ganzen Welt kann das nur der deutsche Marsch 
nach Prag gewesen sein. Gewiß hat dieser überraschende Schritt die nicht so mit 
den Tatsachen vertraute britische Bevölkerung schockiert. Die britische Regierung 
hat sich aber nicht darauf beschränkt, ihre Schwenkung mit „Prag“ allein zu be- 
gründen, denn eine eingehende Diskussion hätte unweigerlich zutage gebracht, daß 
der deutsche Schritt angesichts des völligen Zerfalls der Tschechoslowakei ganz folge- 
richtig war, wenn Deutschland große Gefahren für seine Zukunft ausschalten wollte. 

Der schottische Geistliche Peter H. Nicoll sagt daher in seinem Buche „Englands 
Krieg gegen Deutschland“ mit Recht: 

„Obwohl Chamberlain und Halifax die britische Offentlichkeit unter dem Ein- 
druck ließen, Hitlers Besetzung von Prag habe sie davon überzeugt, daß er ein ver- 
antwortungsloser Aggresor sei, der sein Versprechen hinsichtlich seiner territorialen 
Ansprüche gebrochen habe, und das eben habe zu Chamberlains ablehnender Hal- 
tung gegenüber Hitler geführt, so waren sie doch klug genug, den Fall Prag nicht 
zum offiziellen Anlaß ihres Kurswechsels gegenüber Deutschland zu machen. Sie 
waren sich klar darüber, daß eine derartige Behauptung jeder Grundlage entbehre. 

(S. 116) 


Die Tatsachen bei der Schaffung des Protektorats Böhmen und Mähren hätten 
Chamberlain und Halıfax auch in erhebliche Verlegenheit gebracht, würden sie 
offiziell starken Protest dagegen eingelegt haben. England hatte es abgelehnt, die in 
München festgelegten tschechischen Grenzen zu garantieren. Chamberlain und 
Halifax hatten die chaotischen Zustände in der Tschechoslowakei am Ende des 
Winters und im Frühjahr 1939 wohl erkannt und wußten, daß Deutschland ener- 
gisch durchgreifen mußte, um die Ordnung aufrechtzuerhalten. Im Lauf der Zeit 
zeigte sich immer deutlicher, daß Hitler die Tschechen versöhnlich, ja sogar groß- 
zügig behandelte. So wäre es ein grober Fehler gewesen, sich diplomatisch gegen 
das Protektorat in den Akten festzulegen. Dafür machten sie in der öffentlichen 
Propaganda, die das britische Volk an ihren rücksichtslosen Standpunkt gegenüber 
Deutschland gewöhnen sollte, umso reichlicher Gebrauch davon. Wie wenig gewis- 
senhaft und wahrheitsliebend die britische Propagandamaschine war, kann man an 
der Tatsache erkennen, daß sie allen Ernstes die Behauptung aufstellte, die Beser- 
zung Prags beweise nunmehr endgültig den Beginn von Hitlers Welteroberungs- 
Programm.“ ($. 118) 

Es mußte also eine neue deutsche Angriffsdrohung in die brodelnde See der anti- 
deutschen Propaganda geworfen werden. Bestens hierzu geeignet erschien Lord 
Halifax die ihm vom Gesandten Tilea am Spätnachmittag des 17. März überbrachte 
„Nachricht“ von dem angeblichen deutschen Ultimatum, von dem dieser kurz zuvor 
dem amerikanischen Botschafter Kennedy kein Wort erzählt hatte. Da in Bukarest 
gerade deutsch-rumänische Wirtschaftsverhandlungen stattfanden, erschien diese Be- 
hauptung für Leichtgläubige nicht ganz unwahrscheinlich. Wenn man sich zwar 
über die Kurzlebigkeit dieser Behauptung klar war, so konnte man doch hinter 

und mit der hierdurch hervorgerufenen neuen Aufregung die Inszenierung der 
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eigentlichen Hauptaktion gut verstecken. Diese Hauptaktion des Monat März war 


die Planung und Durchführung der englischen Garantie für das völlig unbedrohte 
Polen. 


Dem aufmerksamen Leser wird klar geworden sein, daß vor dem Besuch des 
amerikanischen Geschäftsträgers bei Lord Halifax, also spätestens am 16. März ein 
bestimmtes Ereignis die englische Politik entscheidend beeinflußt haben muß. Wenn 
er sich nun im Vordergrund der Geschehnisse auf die Suche nach einem solchen Er- 
eignis begeben würde, das offensichtlich bestimmt und geeignet war, diese Beein- 
flussung herbeizuführen, so würde er dort vergeblich suchen und wahrscheinlich 
bei den hintergründigen Geschehnissen auf das stoßen, was ich unter dem 16. März 
ausgeführt habe. 


Die dort erwähnten Spuren würden zwar ausreichen, um ein „zweifelsfreies Bild“ 
des fraglichen Ereignisses zu zeichnen, doch will ich gerade in diesem Falle nicht 
darauf verzichten, der Gründlichkeit das Opfer einer späteren ausführlicheren Ver- 
öffentlichung zu bringen, auch auf die Gefahr hin, daß viele Leser noch weiterhin 
geneigt sein werden, die Protektoratslösung als Grund für die englische Kurs- 
änderung anzusehen. 


Die englischen Historiker Gilbert und Gott schreiben auf Seite 187 ihres Buches 
„Der gescheiterte Frieden“: „Die Inspiration war die Quelle eines schroffen Kurs- 
wechsels.“ Die Inspiratoren konnten sie natürlich nicht kennen. 


* 


Die Zusammenstellung der Ereignisse, die zur Garantie an Polen führten, wider- 
legt auch eindeutig den billigen Versuch, durch einen chronologischen Trick die 
englische Verantwortung für die Folgen der Garantie abzustreiten. Man glaubte, die 
Wahrheit nach folgendem Muster betrügen zu können, das uns Außenminister 
Bonnet lieferte: 


„Man hat vor und nach dem 3. September 1939 vielfach den Akt besprochen, 
durch den die Britische Regierung Polen ihre Garantie gab. Es ist sogar behauptet 
worden, daß dieser ‚Blankoscheck‘ es gewesen sei, der jede Annäherung zwischen 
Warschau und Berlin verhindert habe. Nun, das alles ist nicht stichhaltig. Der end- 
gültige Bruch zwischen Deutschland und Polen in der Danziger Frage ist am 26. März 
erfolgt. Er ging also den Erklärungen Chamberlains vom 31. März im Unterhaus 
und dem Angebot der britischen Garantie zeitlich voraus.“ (Bonnet, $. 196) 


Auch Peter H. Nicoll glaubt auf diesen „Trick“ nicht ganz verzichten zu können, 
denn er schreibt in seinem Buche: „Englands Krieg gegen Deutschland“, S. 167: 


„Einige antibritische Schriftsteller haben England die Hauptverantwortung für 
den Polenkrieg wie auch den europäischen Krieg zugeschrieben, weil es die Polen 
von Oktober 1938 an inspiriert habe, die deutschen Vorschläge abzulehnen und den 
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Krieg Verhandlungen vorzuziehen. Das entspricht nicht den Tatsachen. Die Politik 
Polens bis zum 27. März war polnischen Ursprungs und entsprach polnischen Wün- 
schen. Es ist allerdings höchst wahrscheinlich, daß England sich den Polen in der 
Hoffnung verpflichtete, sie in ihrer Halsstarrigkeit gegenüber Deutschland zu be- 
stärken und England damit in die Lage zu versetzen, Hitler in den Krieg zu man- 
növrieren, ehe er noch zu stark wurde, um ihn noch besiegen zu können.“ 


Die beiden obengenannten Historiker haben auf der gleichen Seite ganz richtig 
festgestellt: „Beck hatte England gestattet, seine Grenzen zu garantieren.“ In der 
dazugehörenden Anmerkung Nr. 34 verweisen sie auf das britische Dokument 
Nr. 518 vom 24. März 1939, das der Leser im DB Nr. 24 findet. 
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Der englische Historiker Taylor: 

„Die, die keine Skrupel gehabt haben, Benesch im Stich zu lassen, fühlten sich 
in der moralinsaueren Beschränktheit eines sich bessernden Trunkenboldes ver- 
pflichtet, jeder Laune Becks zu folgen.“ 

(A. J. P. Taylor, Die Ursprünge des II. Weltkrieges, $. 290) 


* 


Winston Churchill vor seiner Machtergreifung: 

„Die Garantieerklärung an Polen wurde von den Führern aller Parteien und 
Gruppen im Unterhaus gutgeheißen. ‚Gott stehe uns bei, wir können nicht anders’, 
sagte ich dazu. An dem Punkte, den wir erreicht hatten, war es ein notwendiger 
Schritt. Aber niemand, der die Lage erfaßte, konnte daran zweifeln, daß er aller 
menschlichen Voraussicht nach einen großen Krieg bedeutete, in den auch wir ver- 
wickelt werden mußten..... 


„Wie konnten wir überdies Polen schützen oder unsere Garantie verwirklichen? 
Nur durch eine Kriegserklärung an Deutschland...... 3 

„Nun war es mit der britischen und französischen Nachgiebigkeit vorbei. End- 
lich war es zu einer Entscheidung gekommen, im ungünstigsten Augenblick und 
unter den unbefriedigsten Verhältnissen, zu einer Entscheidung, die mit Gewißheit 
zum Niedermetzeln von Millionen Menschen führen mußte. 


Das Kabinett war allmählich davon überzeugt, daß das nationalsozialistische 
Deutschland Krieg bedeutete, und der Premierminister bot in jeder noch offen- 
stehenden Richtung Garantien an und schloß Bündnisse ab, ohne Rücksicht darauf, 
ob wir den betreffenden Ländern irgendwelche tatsächliche Hilfe zu leisten ver- 
mochten. Auf die Garantie an Polen folgten die Garantien an Griechenland und 
Rumänien und darauf das Bündnis mit der Türkei. (Churchill I, S. 421 bis 423) 
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Liddel Hart, der englische Militärsachverständige: 


„Die unqualifizierten Bedingungen dieser Garantie legten Britanniens Schicksal 
in die Hände der Herrscher Polens. Männer von sehr zweifelhaftem und unbestän- 
digem Urteilsvermögen...... In der Tat, die polnische Garantie war der sicherste 
Weg, eine frühe Explosion und einen Weltkrieg hervorzubringen. In ihr verbanden 
sich ein Maximum an Versuchungen und offener Provokation. Sie reizte Hitler, die 
Unmöglichkeit der Realisation dieser Garantie.... zu zeigen, während sie die 
stiernackigen Polen noch viel weniger beeinflußte, Konzessionen zu machen, es 
aber gleichzeitig Hitler unmöglich machte, sich zurückzuziehen, ohne Gesicht zu 
verlieren...... Warum akzeptierten die Polen ein solch fatales Angebot? Teilweise 
weil sie eine absurd übersteigende Idee ihrer eigenen Stärke hatten..... teilweise 
aus rein persönlichen Faktoren: Oberst Beck erzählte kurz danach, daß er sich 
zur Annahme der englischen Garantie innerhalb der zum zweimaligen Abstoßen 
der Zigarettenasche notwendigen Zeit entschieden hatte. Er erklärte weiter, daß 
er es während seiner Unterredung mit Hitler im Januar für hart gefunden hatte, 
Hitlers Bemerkung, er müsse Danzig haben, herunterzuschlucken und daß er es 
als seine Chance ansah, als ihm das britische Angebot gemacht wurde, Hitler eine 
Backpfeife zu verabreichen. Dieser Impuls war nur zu typisch für die Art und 
Weise, in der das Schicksal von Völkern oft entschieden wird.“ 

(B. H. Lidell-Hart: How the War Really Started; Picture Post 3/9/49) 


* 


Peter H. Nicoll in „Britanniens Irrtum“: 

„Die Garantierede war die verhängnisvollste Rede, die je ein Premierminister ge- 
halten hat. Ob er nun für dieses Kabinett sprach oder nicht... er dachte nicht an 
Befragung des Volkes, das die bitteren Früchte seiner gedankenlosen und törichten 
Worte würde ernten müssen — und erntete. 

Die britische Regierung mußte sich klar darüber sein, daß sie ihre Garantie nie- 
mals erfüllen konnte..... Die Polen ließen sich täuschen, sie zeigten sich nunmehr 
sicher und herausfordernd gegen Deutschland... Der Blankoscheck an Polen be- 
sagte: Ich kümmere mich nicht darum, ob du im Recht bist oder nicht: sobald 
Deutschland dich angreift, werde ich ihm zu deiner Verteidigung den Krieg er- 
klären! Und dies wollen törichte Menschen eine großartige und noble Gebärde 
nennen! Es war ein grundsatzloses, nichtiges Versprechen, das nur durch den per- 
sönlichen Haß gegen Hitler veranlaßt wurde.... Der Leser möge sich fragen, was 
man einst in England gedacht hätte, wenn eine andere Großmacht ihm diktiert 
hätte, was es in Bezug auf Irland oder Portugal oder Kanada oder Indien zu tun 
oder zu lassen habe! — Wir müssen uns daran erinnern, daß das künstlich ge- 
schaffene Polen von 1919 — eine Diktatur — zu dem ausgesprochenen Zweck er- 
richtet worden war, zusammen mit der abscheulichen Abtrennung Danzigs 
Deutschland einzuschnüren. — Fragen wir uns doch, welche zu 94% britische 
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Stadt sich damit abfinden würde, unter fremder Herrschaft zu bleiben, und was 
England gefühlt hätte, wenn es durch einen Korridor von Schottland getrennt 
worden wäre.“ 

Und in seinem neuen Buch „Englands Krieg gegen Deutschland“: Zum Wesen 
dieser Garantie gehörte ferner die vage und ungewisse Möglichkeit ihrer Einhal- 
tung. Haben Chamberlain oder seine Regierung wirklich geglaubt, sie könnten, 
wenn sie Deutschland angriffen, die Unantastbarkeit und Souveränität Polens an- 
gesichts des deutschen Widerstandes aufrechterhalten? Man weiß nicht, ob sie die 
militärischen Möglichkeiten erwogen haben oder nicht. Es gibt offenbar keinen Be- 
weis dafür, daß sie das taten. Wenn sie es nicht taten, dann gaben sie ein wertloses 
Hilfsversprechen ab, setzten Polen der Vernichtung aus und ihr eigenes Land einer 
furchtbaren, sinnlosen Zerstörung. Wenn sie es doch taten, dann muß ihnen klar 
gewesen sein, daß sie nicht in der Lage waren, ihrer Verpflichtung nachzukom- 
men..... (S. 185). 

Wenn schließlich Chamberlain ahnte, daß England nicht in der Lage sein würde, 
die Invasion in Polen und die Beschneidung seiner Souveränität zu verhindern, 
war es da nicht ein Verbrechen, seine Nation und, wie er wußte, auch Frankreich 
in ein Abenteuer hineinzuziehen, das nicht erfolgreich sein konnte? Idealisten kön- 
nen darauf erwidern, ob erfolgreich oder nicht, die einzig vertretbare moralische 
Einstellung sei die, für eine rechtschaffene Sache alles einzusetzen. Aber selbst wenn 
man annimmt, es sei eine rechtschaffene Sache gewesen, was in der Tat fraglich 
ist, so ist ein solcher Idealismus nur auf das private Verhalten eines Einzelmenschen 
anwendbar und nicht auf Unternehmungen, in die Leben und Schicksal anderer 
hineingezogen werden. (S. 186) 

Ba Es war lediglich ein an Deutschland grenzendes Land, und Chamberlain 

ging die Verpflichtung nicht aus irgendeiner berechtigten Sorge um Polen oder 
aus dem aufrichtigen Wunsch oder der Vermutung ein, Polen gegen einen deut- 
schen Angriff zu schützen. Vielmehr war es der Hauptzweck der Verpflichtung, die 
politischen Phantasien, den Dünkel und die Hartnäckigkeit der Polen in aus- 
nützender Absicht zu steigern, den polnischen Widerstand gegen eine friedliche 
Regelung mit Deutschland zu stärken und so einen Präventivkrieg gegen Deutsch- 
land zu ermöglichen...... (S. 187) 
a Es ist häufig gesagt worden, England habe in Wirklichkeit Deutschlands be- 
rechtigten Ansprüchen nichts in den Weg gelegt, es habe vielmehr jederzeit seine 
ausdrückliche Bereitschaft bekundet, friedliche Verhandlungen zwischen Deutsch- 
land und Polen zu fördern. Das geschah auch, aber Chamberlain und Halifax wuß- 
ten genau, daß Deutschland wenig oder gar keine Aussicht hatte, durch Verhand- 
lungen mit Polen zu seinem Recht zu kommen..... (S. 189) 

Die Verpflichtung gegenüber Polen zum militärischen Beistand im Frühjahr 1939 
war somit eine der kurzsichtigsten Verpflichtungen, die je eine Nation einer ande- 
ren gegenüber eingegangen ist. Sie hat unmittelbar und sehr schnell zum Zweiten 
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Weltkrieg geführt. Wenn man einzelne Menschen in England dafür verantwortlich 
machen kann, dann im wesentlichen Halifax und Chamberlain, und wenn irgend- 
eine Regierung, dann in der Hauptsache die britische. Doch sollte man Chamber- 
lain und Halifax nicht ausschließlich beschuldigen. Sie sind von vielen einfluß- 
reichen Männern Englands wie Churchill, Duff Cooper, Vansittart, Eden und 
Attlee zum Kriege gedrängt worden.“ ($. 190) 

Ironie der Geschichte: 

„Eine unerhörte politische Sensation: Die polnische Exilregierung in London hat 
durch Laval beim Reich anfragen lassen, ob dieses gewillt sei, die Garantie Polens 
gegenüber den Aspirationen der Sowjets zu übernehmen.“ (Angeblich im Mai 1944 
d. V.) (Wilfred v.Oven, Mit Goebbels bis zum Ende, $. 267) 


Selbst wenn Hitler eine Verständi- 
gung gewollt hätte, so wäre .sie doch 
am polnischen Größenwahn geschei- 
tert Schon im März. 1938 riefen polni- 





1999: Polen reicht bis Lubeka ILübech) 


sche Redner in tumultartigen Massen- 
versammlungen die Parole aus: „Auf 
nach Danzig! Auf nach Berlin!” Beilie- 
gend sende ich Ihnen ein Zeitungsinse- 
rat aus jener Zeit. Es fordert mit histo- 
rischer Begründung die Verschit:bung 
der polnischen Westgrenze bis Lübeck 
und Leipzig, deren Namen auf dieser 
Karte polnisch geschrieben sind 


Berlin Karı PETERS 


(Entnommen aus der Illustrierten „Stern“) 
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Die deutschen Memoranden vom 27. April 1939 an Polen und 
England sowie deren Antworten darauf 


Memorandum der Deutschen Regierung an die Polnische 
Regierung vom 27. April 1939 


Aus ADAP Bd. VI Nr. 276 
Berlin, den 27. April 1939 


Die Deutsche Regierung hat durch die von polnischer und britischer Seite öffent- 
lich bekanntgegebenen Erklärungen Kenntnis von dem bisherigen Ergebnis und 
dem Endziel der neuerdings zwischen Polen und Großbritannien geführten Ver- 
handlungen erhalten. Danach haben die Polnische und Britische Regierung eine vor- 
läufige, demnächst durch ein Dauerabkommen zu ersetzende Vereinbarung ge- 
troffen, die Polen und Großbritannien den gegenseitigen Beistand für den Fall ge- 
währleisten soll, daß die Unabhängigkeit eines der beiden Staaten direkt oder in- 
direkt bedroht wird. 

Die Deutsche Regierung sieht sich gezwungen, der Polnischen Regierung hier- 
zu folgendes mitzuteilen: 

Als sich die nationalsozialistische Regierung im Jahre 1933 der Aufgabe einer 
Neugestaltung der deutschen Außenpolitik zuwandte, war es nach dem Austritt 
Deutschlands aus dem Völkerbund ihr erstes Ziel, die Beziehungen zwischen 
Deutschland und Polen auf eine Grundlage zu stellen. Der Führer des Deutschen 
Reichs und der verewigte Marschall Pilsudski begegneten sich damals in dem Ent- 
schlusse, mit den politischen Methoden der Vergangenheit zu brechen und für die 
Behandlung aller die Beziehungen der beiden Länder betreffenden Fragen den Weg 
einer unmittelbaren freundschaftlichen Verständigung von Staat zu Staat zu er- 
öffnen. Durch den unbedingten Verzicht auf jede Anwendung von Gewalt gegen- 
einander sollte eine Friedensgarantie geschaffen werden, um den beiden Regierun- 
gen die große Aufgabe zu erleichtern, für alle Probleme politischer, wirtschaftlicher 
und kultureller Art Lösungen zu finden, die auf einem gerechten und billigen Aus- 
gleich der beiderseitigen Interessen beruhten. 

Diese Grundsätze, die in der deutsch-polnischen Friedenserklärung vom 26. 
Januar 1934 in vertraglich bindender Form festgelegt wurden, waren dazu be- 
stimmt und haben in der Tat den Erfolg gehabt, in der Entwicklung der deutsch- 
polnischen Beziehungen eine völlig neue Phase einzuleiten. Daß sie sich zum Nutzen 
beider Völker in der Praxis bewährt haben, beweist die politische Geschichte der 
letzten fünf Jahre und ist noch am 26. Januar d. J., dem fünften Jahrestag der 
Unterzeichnung der Erklärung, von beiden Seiten öffentlich ausgesprochen worden, 
unter Betonung des übereinstimmenden Willens, den im Jahre 1934 festgelegten 
Grundsätzen auch in Zukunft treuzubleiben. 


190 


Die deutschen Memoranden vom 27. April 1939 an Polen und England 


Mit diesen vor wenigen Monaten abgegebenen feierlichen Erklärungen steht die 
jetzt von der Polnischen Regierung mit der Britischen Regierung abgeschlossene 
Vereinbarung in einem so offenbaren Widerspruch, daß die Deutsche Regierung 
von einer so plötzlichen und radikalen Schwenkung der polnischen Politik nur mit 
Erstaunen und Befremden Kenntnis nehmen kann. 


Die neue polnisch-britische Vereinbarung ist, wie ihre endgültige Formulierung 
auch gestaltet werden mag, von beiden Partnern als regelrechter Bündnispakt ge- 
dacht, und zwar als ein Bündnispakt, der sich nach seiner allgemein bekannten Vor- 
geschichte und nach der ganzen lage der politischen Verhältnisse ausschließlich 
gegen Deutschland richtet. Aus der von der Polnischen Regierung jetzt übernom- 
menen Verpflichtung ergibt sich, daß Polen in einem etwaigen deutsch-englischen 
Konflikt durch einen gegen Deutschland gerichteten Angriff gegebenenfalls auch 
dann einzugreifen beabsichtigt, wenn dieser Konflikt Polen und seine Interessen 
überhaupt nicht berührt. Das ist ein direkter und flagranter Verstoß gegen den in 
der Erklärung von 1934 vereinbarten Verzicht auf jede Anwendung von Gewalt. 
Der Gegensatz zwischen der deutsch-polnischen Erklärung und der polnisch- 
britischen Vereinbarung greift aber in seiner Tragweite noch wesentlich über diesen 
Punkt hinaus. Die Erklärung von 1934 sollte das Fundament dafür sein, unter dem 
Schutz der vereinbarten Friedensgarantie alle zwischen den beiden Ländern auf- 
tauchenden Fragen frei von internationalen Verflechtungen und Kombinationen in 
direkter, von außen nicht beeinflußter Auseinandersetzung zwischen Berlin und 
Warschau zu regeln. Ein solches Fundament setzt selbstverständlich das volle gegen- 
seitige Vertrauen der beiden Partner sowie auch die Loyalität der politischen Ab- 
sichten jedes Partners gegenüber dem andern Partner voraus. Dagegen hat die 
Polnische Regierung durch den jetzt von ihr gefaßten Beschluß, in ein gegen 
Deutschland gerichtetes Bündnisverhältnis einzutreten, zu erkennen gegeben, daß 
sie der ihr von der Deutschen Regierung unmittelbar zugesicherten Friedensgarantie 
das Beistandsversprechen einer dritten Macht vorzieht. Zugleich muß die Deutsche 
Regierung daraus entnehmen, daß die Polnische Regierung zur Zeit keinen Wert 
mehr darauf legt, für deutsch-polnische Fragen die Lösung in direkter freundschaft- 
licher Auseinandersetzung mit der Deutschen Regierung zu suchen. Damit hat 
die Polnische Regierung den Weg verlassen, der im Jahre 1934 für die Gestaltung 
der deutsch-polnischen Beziehungen vereinbart worden ist. 


Die Polnische Regierung kann sich nicht darauf berufen, daß die Erklärung von 
1934 die von Polen oder Deutschland schon vorher nach anderer Seite hin über- 
nommenen Verpflichtungen unberührt lassen sollte, und daß mithin neben ihr 
auch die Bündnisvereinbarungen zwischen Polen und Frankreich in Geltung geblie- 
ben sind. Das polnisch-französische Bündnis war im Jahre 1934, als Polen und 
Deutsschland an die Neugestaltung ihrer Beziehungen herantraten, eine gegebene 
Tatsache. Die Deutsche Regierung konnte sich mit dieser Tatsache abfinden, weil 
sie erwarten durfte, daß die ewigen Gefahren des aus einer Zeit schärfsten deutsch- 
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polnischen Gegensatzes stammenden polnisch-französischen Bündnisses durch die 
Anbahnung freundschaftlicher Beziehungen zwischen Deutschland und Polen von 
selbst immer mehr an Bedeutung verlieren würden. Der Eintritt Polens in ein 
Bündnisverhältnis mit Großbritannien, der jetzt fünf Jahre nach Vereinbarung 
der Erklärung von 1934 erfolgt ist, kann deshalb politisch mit dem Inkraftbleiben 
des polnisch-französischen Bündnisses in keiner Weise verglichen werden. Mit 
diesem neuen Bündnis hat sich die Polnische Regierung einer von anderer Seite 
inaugurierten Politik dienstbar gemacht, die das Ziel der Einkreisung Deutschlands 
verfolgt. 

Die Deutsche Regierung hat ihrerseits zu einer derartigen Änderung der pol- 
nischen Politik nicht den geringsten Anlaß gegeben. Sie hat der Polnischen Regie- 
rung bei jeder sich bietenden Gelegenheit sowohl öffentlich als auch in vertrau- 
lichen Besprechungen die bündigsten Versicherungen dafür gegeben, daß die freund- 
schaftliche Entwicklung des deutsch-polnischen Verhältnisses ein wesentliches Ziel 
ihrer Außenpolitik sei, und daß sie in ihren politischen Entschlüssen jederzeit auf 
die Achtung berechtigter polnischer Interessen Bedacht nehmen werde. So hat auch 
die Durchführung der von Deutschland im März d. J. zur Befriedung Mittel- 
europas eingeleiteten Aktion die polnischen Interessen nach Ansicht der Deutschen 
Regierung in keiner Weise beeinträchtigt. Im Zusammenhang mit dieser Aktion 
ist es zur Herstellung einer polnisch-ungarischen Grenze gekommen, die von pol- 
nischer Seite stets als ein wichtiges politisches Ziel bezeichnet worden ist. Überdies 
hat die Deutsche Regierung aber unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, daß 
sie bereit sei, sich mit der Polnischen Regierung freundschaftlich auseinanderzu- 
setzen, falls diese etwa ihrerseits der Ansicht sein sollte, daß sich für sie aus der 
Neugestaltung der Verhältnisse in Mitteleuropa neue Probleme ergeben hätten. 


Im gleichen freundschaftlichen Geiste hat die Deutsche Regierung versucht, eine 
Regelung der einzigen noch zwischen Deutschland und Polen stehenden Frage, der 
Danziger Frage, in Gang zu bringen. Daß diese Frage einer Neuregelung bedarf, 
ist von deutscher Seite Polen gegenüber seit Jahr und Tag betont und von pol- 
nischer Seite auch nicht bestritten worden. Seit längerer Zeit hat die Deutsche 
Regierung immer wieder versucht, die Polnische Regierung davon zu überzeugen, 
daß durchaus die Möglichkeit einer den Interessen beider Teile gerecht werdenden 
Lösung gegeben sei, und daß mit der Beseitigung dieses letzten Hemmnisses der 
Weg für eine aussichtsreiche politische Zusammenarbeit Deutschlands und Polens 
freigemacht würde. Die Deutsche Regierung hat sich hierbei nicht auf allgemeine 
Andeutungen beschränkt, sondern der Polnischen Regierung, und zwar zuletzt Ende 
März d. J. in freundschaftlicher Form eine Regelung auf folgender Grundlage vor- 
geschlagen: Rückkehr Danzigs zum Reich; exterritoriale Eisenbahn- und Autover- 
bindung zwischen Ostpreußen und dem Reich; dafür Anerkennung des ganzen pol- 
nischen Korridors und der gesamten polnischen Westgrenze, Abschluß eines Nicht- 
angriffspakts für 25 Jahre, Sicherstellung der wirtschaftlichen Interessen Polens in 
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Danzig, sowie großzügige Regelung der übrigen sich aus der Wiedervereinigung 
Danzigs mit dem Reich für Polen ergebenden wirtschaftlichen und verkehrstech- 
nischen Fragen. 


Niemand, der die Verhältnisse in Danzig und im Korridor sowie die damit zu- 
sammenhängenden Probleme kennt, kann bei unvoreingenommener Beurteilung 
bestreiten, daß dieser Vorschlag das Minimum dessen enthielt, was vom Stand- 
punkt unverzichtbarer deutscher Interessen gefordert werden muß, und daß er 
allen für Polen irgendwie wesentlichen Interessen Rechnung trug. Die Polnische 
Regierung hat hierauf jedoch eine Antwort gegeben, die zwar in die Form von 
Gegenvorschlägen gekleidet war, die aber der Sache nach jedes Verständnis für den 
deutschen Standpunkt vermissen ließ und auf eine glatte Ablehnung des deutschen 
Angebots hinauslief. Daß die Polnische Regierung selbst ihre Antwort nicht als 
geeignet ansah, eine freundschaftliche Verständigung anzubahnen, hat sie in ebenso 
überraschender wie drastischer Weise dadurch bewiesen, daß sie gleichzeitig mit der 
Antwort zu einer umfangreichen Teilmobilisierung ihrer Armee schritt. Mit dieser 
durch nichts gerechtfertigten Maßnahme hat sie zugleich im voraus Sinn und Ziel 
der Verhandlungen gekennzeichnet, in die sie unmittelbar darauf mit der Britischen 
Regierung eingetreten ist. 


Die Deutsche Regierung hat es nicht für notwendig gehalten, auf die polnische 
Teilmobilisierung mit militärischen Gegenmaßnahmen zu antworten. Dagegen 
kann sie über die anderen von der Polnischen Regierung in der letzten Zeit ge- 
faßten Entschlüsse nicht einfach stillschweigend hinweggehen. Sie sieht sich vielmehr 
zu ihren Bedauern genötigt, hiermit folgendes festzustellen: 


1.) Die Polnische Regierung hat die ihr von der Deutschen Regierung gebotene 
Gelegenheit zu einer gerechten Regelung der Danziger Frage, zu einer endgültigen 
Sicherung ihrer Grenze gegenüber dem Deutschen Reich und damit zu einer 
dauernden Festigung eines freundnachbarlichen Verhältnisses beider Länder nicht 
ergriffen. Sie hat vielmehr die dahin zielenden deutschen Vorschläge verworfen. 


2.) Gleichzeitig hat sich die Polnische Regierung gegenüber einem anderen Staate 
auf politische Verpflichtungen eingelassen, die sowohl mit dem Sinn als auch dem 
Wortlaut der deutsch-polnischen Erklärung vom 26. Januar 1934 unvereinbar 
sind. Die Polnische Regierung hat damit diese Erklärung willkürlich und einseitig 
außer Kraft gesetzt. 


Trotz dieser notwendig gewordenen Feststellung beabsichtigt die Deutsche Regie- 
rung nicht, ihre grundsätzliche Einstellung zu der Frage der künftigen Gestaltung 
der deutsch-polnischen Beziehungen zu ändern. Sollte die Polnische Regierung 
Wert darauf legen, daß es zu einer neuen vertraglichen Regelung dieser Beziehun- 
gen kommt, so ist die Deutsche Regierung dazu bereit und stellt dafür nur die eine 
Voraussetzung auf, daß eine derartige Regelung auf einer klaren, beide Teile bin- 
denden Verpflichtung beruhen müßte. 
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Aus ADAP Bd. VI Nr. 277 
Berlin, den 27. April 1939 


Als die Deutsche Regierung im Jahre 1935 der Königlich Britischen Regierung 
das Angebot machte, durch einen Vertrag die Stärke der deutschen Flotte in ein 
bestimmtes Verhältnis zu der Stärke der Seestreitkräfte des Britischen Reiches zu 
bringen, tat sie dies auf Grund der festen Überzeugung, daß für alle Zeiten die 
Wiederkehr eines kriegerischen Konfliktes zwischen Deutschland und Großbritan- 
nien ausgeschlossen sei. Indem sie durch das Angebot des Verhältnisses 100:35 frei- 
willig den Vorrang der britischen Seeinteressen anerkannte, glaubte sie mit diesen 
in der Geschichte der Großmächte wohl einzig dastehenden Entschluß einen Schritt 
zu tun, der dazu führen würde, für alle Zukunft ein freundschaftliches Verhältnis 
zwischen den beiden Nationen zu begründen. Selbstverständlich setzte dieser Schritt 
der Deutschen Regierung voraus, daß die Königlich Britische Regierung auch ihrer- 
seits zu einer politischen Haltung entschlossen sei, die eine freundschaftliche Gestal- 
tung der deutsch-englischen Beziehungen sicherstellte. 


Auf dieser Grundlage und unter diesen Voraussetzungen ist das deutsch-englische 
Flottenabkommen vom 18. Juni 1935 zustandegekommen, Das ist von beiden 
Seiten beim Abschluß des Abkommens übereinstimmend zum Ausdruck gebracht 
worden. Ebenso haben noch im vorigen Herbst, nach der Konferenz von München, 
der Deutsche Reichskanzler und der Britische Ministerpräsident in der von ihnen 
unterzeichneten Erklärung feierlich bestätigt, daß sie das Abkommen als symbolisch 
für den Wunsch beider Völker ansähen, niemals wieder Krieg gegeneinander zu 
führen. 


Die Deutsche Regierung hat an diesem Wunsche stets festgehalten und ist auch 
heute noch von ihm erfüllt. Sie ist sich bewußt, in ihrer Politik dementsprechend 
gehandelt und in keinem Falle in die Sphäre englischer Interessen eingegriffen oder 
diese Interessen sonstwie beeinträchtigt zu haben. Dagegen muß sie zu ihrem Be- 
dauern feststellen, daß sich die Königlich Britische Regierung neuerdings von der 
Linie einer entsprechenden Politik gegenüber Deutschland immer weiter entfernt. 
Wie die von ihr in den letzten Wochen bekanntgegebenen politischen Entschlies- 
sungen und ebenso die von ihr veranlaßte deutschfeindliche Haltung der englischen 
Presse deutlich zeigen, ist für sie jetzt die Auffassung maßgebend, daß England, 
gleichviel in welchem Teil Europas Deutschland in kriegerische Konflikte verwickelt 
werden könnte, stets gegen Deutschland Stellung nehmen müsse, und zwar dann, 
wenn englische Interessen durch einen solchen Konflikt überhaupt nicht berührt 
werden. Die Königlich Britische Regierung sieht mithin einen Krieg Englands gegen 
Deutschland nicht mehr als Unmöglichkeit, sondern im Gegenteil als ein Haupt- 
problem der englischen Außenpolitik an. 
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Mit dieser Einkreisungspolitik hat die Königlich Britische Regierung einseitig 
dem Flottenabkommen vom 18. Juni 1935 die Grundlage entzogen und dadurch 
dieses Abkommen sowie die zu seiner Ergänzung vereinbarte „Erklärung“ vom 
17. Juli 1937 außer Kraft gesetzt. 

Das Gleiche gilt auch für den Teil III des deutsch-englischen Flottenabkommens 
vom 17. Juni 1937, in dem die Verpflichtung zu einem zweiseitigen deutsch-eng- 
lischen Nachrichtenaustausch festgelegt worden ist. Die Durchführung dieser Ver- 
pflichtung setzt naturgemäß voraus, daß zwischen beiden Partnern ein offenes Ver- 
trauensverhältnis besteht. Da die Deutsche Regierung ein solches Verhältnis zu 
ihrem Bedauern nicht mehr als gegeben ansehen kann, muß sie auch die Bestim- 
mungen des erwähnten Teiles III als hinfällig geworden bezeichnen. 

Von diesen der Deutschen Regierung gegen ihren Willen aufgezwungenen Fest- 
stellungen bleiben die qualitativen Bestimmungen des deutsch-englischen Ab- 
kommens vom 17. Juli 1937 unberührt. Die Deutsche Regierung wird diese Be- 
stimmungen auch in Zukunft beachten und so ihren Teil dazu beitragen, daß ein 
allgemeiner unbeschränkter Wettlauf in den Seerüstungen der Nationen vermieden 
wird. 

Darüber hinaus wird die Deutsche Regierung, falls die Königlich Britische Regie- 
rung Wert darauf legt, mit Deutschland über die hier in Betracht kommenden 
Probleme erneut in Verhandlungen einzutreten, dazu gern bereit sein. Sie würde 
es begrüßen, wenn es sich dann als möglich erwiese, auf sicherer Grundlage zu einer 
klaren und eindeutigen Verständigung zu gelangen. 


Memorandum der Polnischen Regierung an die Deutsche Regierung 
vom 5. Mai 1939 


PWB Nr. 78 


1. Wie aus dem Wortlaut der polnisch-deutschen Erklärung vom 26. Januar 1934 
und aus dem Verlauf der vor ihrem Abschluß geführten Verhandlungen hervor- 
geht, hatte diese Erklärung den Zweck, neue Grundlagen für den Ausbau der 
gegenseitigen Beziehungen zwischen den beiden Ländern zu legen. Sie stützte sich 
dabei auf die beiden folgenden Grundsätze: 

a) Verzicht auf Gewaltanwendung in den Beziehungen zwischen Polen und 
Deutschland; 

b) Freundschaftliche Erledigung aller Streitfragen, die in den Beziehungen zwi- 
schen den beiden Staaten entstehen könnten, durch freie Verhandlungen. 

Die Polnische Regierung hat die sich für sie aus dieser Erklärung ergebenden 
Verpflichtungen stets in diesem Sinne aufgefaßt, und in diesem Geiste war sie 
bereit, ihre nachbarlichen Beziehungen zum Deutschen Reich auszugestalten. 


2. Die Polnische Regierung hat seit mehreren Jahren vorausgesehen, daß die 
Schwierigkeiten, welchen der Völkerbund bei der Erfüllung seiner Aufgaben in 
Danzig begegnete, eine verworrene Lage schaffen würden, die zu klären, im Inter- 
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esse Polens und Deutschlands wichtig wäre. Seit mehreren Jahren gab die Polnische 
Regierung der Deutschen zu verstehen, daß es angezeigt wäre, über diese Frage 
aufrichtige Verhandlungen einzuleiten! jedoch zeigte die Deutsche Regierung das 
Bestreben, sich dem zu entziehen, und beschränkte sich auf die Feststellung, daß die 
deutsch-polnischen Beziehungen wegen der Danziger Frage nicht in Schwierigkeiten 
geraten sollten. Außerdem hat die Deutsche Regierung der Polnischen Regierung 
mehr als einmal Zusicherungen bezüglich der Freien Stadt Danzig gemacht. Es 
wird genügen, in dieser Hinsicht auf die vom Reichskanzler am 20. Februar 1938 
abgelegte Erklärung hinzuweisen. Der Reichskanzler hat bezüglich Danzigs öffent- 
lich vor dem Reichstag folgendes erklärt: 

„Der polnische Staat respektiert die nationalen Verhältnisse in diesem Staat, und 
diese Stadt und Deutschland respektieren die polnischen Rechte. So gelang es, den 
Weg für eine Verständigung zu ebnen, die von Danzig ausgehend, heute, trotz des 
Versuchs mancher Störenfriede, das Verhältnis zwischen Deutschland und Polen 
endgültig zu entgiften und in ein aufrichtig freundschaftliches Zusammenarbeiten 
zu verwandeln vermochte.“ 

Erst nacı den Ereignissen vom September 1938 machte die Deutsche Regierung 
Polen die Anregung, Verhandlungen bezüglich einer Änderung der Lage in Danzig 
und bezüglich der Transitstraßen zwischen dem Reich und Ostpreußen einzuleiten. 
In diesem Zusammenhang bezieht sich das deutsche Memorandum vom 28. April 
1939 auf die vom Reichsaußenminister am 21. März 1939 in seinem Gespräch mit 
dem polnischen Botschafter in Berlin gemachten Anregungen. In dieser Unter- 
redung wurde deutscherseits auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Regelung 
dieser Frage zu beschleunigen, was als Bedingung, die Gesamtheit der Vorschläge 
der Deutschen Regierung in Kraft aufrechtzuerhalten, gestellt wurde. Aus dem 
Wunsch heraus, gute Beziehungen mit dem Reich aufrechtzuerhalten, hat sich die 
Polnische Regierung Verhandlungen nicht entzogen, obwohl sie von der dring- 
lichen Art, mit der diese Vorschläge vorgebracht, und von den Umständen, unter 
denen sie abgefaßt wurden, überrascht war; sie betrachtet jedoch die deutschen 
Forderungen wegen ihres derart abgefaßten Inhalts als polnischerseits unannehmbar. 

Um die Bemühungen zu einer freundschaftlichen Lösung der Frage zu erleich- 
tern, formulierte die Polnische Regierung am 26. März schriftlich ihren Stand- 
punkt gegenüber der Deutschen Regierung. Sie stellte fest daß sie der Aufrecht- 
erhaltung guter nachbarlicher Beziehungen zwischen Polen und dem Reich volle 
Bedeutung zumesse. Der polnische Standpunkt wurde folgendermaßen zusammen- 
gefaßt: 

a) Die Polnische Regierung schlägt eine gemeinsame polnisch-deutsche Garantie 
der besonderen Existenzbedingungen der Freien Stadt Danzig vor, deren Regime 
einerseits auf der völligen Freiheit der Ortbevölkerung in ihren inneren Angelegen- 

heiten, andererseits auf der Achtung der polnischen Rechte und Interessen beruhen 


solle. 
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b) Die Polnische Regierung ist bereit, zusammen mit der Deutschen Regierung 
alle weiteren Mittel zu prüfen, die es ermöglichten, den Bahn- und Straßenver- 
kehr für vom Reich nach Ostpreußen durchreisende Personen in technischer Hin- 
sicht zu vereinfachen und zu erleichtern. Die Polnische Regierung ließ sich dabei 
vom Gedanken leiten, alle möglichen Erleichterungen zu bewilligen, die es den 
Reichsangehörigen erlaubten, das Gebiet der Republik Polen unter einem Mindest- 
maß von Hindernissen zu durchfahren. Die Polnische Regierung betonte ihre Ab- 
sicht, die diesbezüglichen deutschen Wünsche in freizügigster Art zu behandeln, 
allerdings mit einem einzigen Vorbehalt, daß Polen auf seine Souveränität über 
die Gebietsteile, durch welche die betreffenden Verkehrswege führen sollen, nicht 
verzichten könne. Schließlich unterstrich die Polnische Regierung, daß ihre Haltung 
in der Frage der Verkehrserleichterungen in Pommerellen von der Haltung des 
Reichs in bezug auf die Freie Stadt Danzig abhänge. 


Indem sie die obgenannten Vorschläge formulierte, handelte die Polnische Regie- 
rung im Geiste der polnisch-deutschen Erklärung von 1934, welche den unmittel- 
baren Meinungsaustausch über beide Länder interessierende Fragen vorsah und 


jedes von ihnen ermächtigte, seinen Standpunkt im Laufe der Verhandlungen dar- 
zulegen. 


Die Polnische Regierung hat einen ganzen Monat lang keine formelle Antwort 
erhalten. Erst am 28. April erfuhr sie aus der Rede des Reichskanzlers, wie auch 
durch das Memorandum der Deutschen Regierung, die bloße Tatsache, daß Gegen- 
vorschläge bestehen, anstatt daß die mündlich gemachten deutschen Anregungen 
schlicht und einfach angenommen werden, vom Reich als Weigerung, zu ver- 
handeln, betrachtet werde. 

Es ist selbstverständlich, daß Verhandlungen, in denen der eine Staat Forderun- 
gen aufstellt und der andere sich gezwungen sieht, diese unverändert und vorbe- 
haltlos anzunehmen, keine Verhandlungen im Sinne der Erklärung von 1934 
darstellen und auch nicht mit den Lebensinteressen und der Würde des polnischen 
Staatswesens vereinbar sind. 


Es muß in diesem Zusammenhang unterstrichen werden, daß die Polnische 
Regierung nicht in der Lage gewesen ist, zur Frage einer polnisch-deutsch-ungari- 
schen Unabhängigkeitsgarantie der Slowakei zu äußern, auf welche das erwähnte 
deutsche Memorandum allgemeinerweise anspielt, und über die sich der Reichs- 
kanzler in seiner Rede vom 28. April genauer ausließ, und das aus dem einfachen 
Grund, weil ein derartiger Vorschlag in dieser Form der Polnischen Regierung 
bisher noch nie gemacht worden ist. Übrigens kann man sich schwerlich vorstellen, 
wie eine solche Garantie in Einklang gebracht werden könnte mit dem politischen 
und militärischen Reichsprotektorat über die Slowakei, das einige Tage bevor das 
Reich seine Vorschläge unterbreitete, verkündet worden war. 

3. Die Polnische Regierung vermag der Reichsregierung in ihrer Auslegung der 
Erklärung von 1934 nicht zu folgen, die sich auf einen Verzicht, mit dritten Staaten 
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politische Abkommen zu schließen, beschränken würde und damit beinahe dem 
Verzicht auf eine unabhängige Außenpolitik gleichkäme. Die Politik des Deut- 
schen Reiches hat in den letzten Jahren deutlich gezeigt, daß die Deutsche Regie- 
rung ihrerseits keine derartigen Folgerungen aus der Erklärung gezogen hat. Die 
vom Reich gegenüber Italien offen eingegangenen Verpflichtungen und das deutsch- 
slowakische Abkommen vom März 1939 bestätigen eben, was das Reich anbertrifft, 
eine ganz entgegengesetzte Auslegung der Erklärung von 1934. Die Polnische 
Regierung sieht sich gezwungen, hier in Erinnerung zu rufen, daß sie in ihren Be- 
ziehungen mit den anderen Staaten volle Gegenseitigkeit gewährt und fordert, da 
dies die einzig mögliche Grundlage für normale Beziehungen zwischen den Staaten 
darstellt. 


Die Polnische Regierung weist alle Einwände über die angebliche Unverein- 
barkeit der gegenseitigen polnisch-englischen Garantie vom April 1939 mit der 
polnisch-deutschen Erklärung von 1934 als völlig unbegründet zurück. Diese Ga- 
rantie hat rein defensiven Charakter und bedroht das Deutsche Reich in keiner 
Weise, ebensowenig wie das polnisch-französische Bündnis, dessen Vereinbarkeit 
mit der Erklärung von 1934 durch das Deutsche Reich anerkannt worden ist. Die 
Erklärung von 1934 stellte in ihren Eingangsparagraphen fest, daß beide Regie- 
rungen beschlossen hätten, „ihre gegenseitigen Beziehungen auf die im Pakt von 
Paris vom 27. August 1928 enthaltenen Grundsätze zu stützen“. Nun enthielt aber 
der Pakt von Paris, der den allgemeinen Verzicht auf den Krieg als Mittel der 
nationalen Politik aufstellte — wie auch die Erklärung von 1934 einen solchen 
Verzicht in den beidseitigen polnisch-deutschen Beziehungen verkündete —, den 
ausdrücklichen Vorbehalt, daß „jede unterzeichnende Macht, die in Zukunft ver- 
suchen sollte, ihre nationalen Interessen durch den Krieg zu fördern, der durch 
diesen Vertrag vorgesehenen Vorteile verlustig gehen solle“. 


Deutschland hat, indem es den Pakt von Paris unterzeichnete, diesen Grundsatz 
angenommen, und es hat ihn, zusammen mit den anderen Grundsätzen des Paktes, 
in der Erklärung von 1934 neu bestätigt. Aus dem Vorhergehenden ist zu folgern, 
daß die Erklärung von 1934 Polen nicht mehr binden würde, wenn Deutschland 
in Verletzung des Pariser Paktes seine Zuflucht zum Krieg nehmen sollte. Die sich 
für Polen aus dem polnisch-britishen Abkommen ergebenden Verpflichtungen 
würden im Fall einer die Unabhängigkeit Großbritanniens bedrohenden Handlung 
Deutschlands in Kraft treten, und folglich in einem Fall, wo die Erklärung von 
1934 und der Pariser Pakt aufhören, für Polen gegenüber Deutschland bindend 
zu sein. Wenn die Deutsche Regierung der Polnischen Regierung vorwirft, daß sie 
eine Garantie der Unabhängigkeit Großbritanniens auf sich nimmt, und wenn sie 
das als einen Bruch der Erklärung von 1934 seitens Polens betrachtet, so vergißt 
sie dabei ihre eigenen Verpflichtungen gegenüber Italien, von denen der Reichs- 
kanzler am 30. Januar 1939 sprach, in Betracht zu ziehen, und besonders auch ihre 
im Abkommen vom 18. und 23. März 1939 enthaltenen Verpflichtungen gegenüber 
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der Slowakei. Die deutschen Garantien bezüglich der Slowakei schlossen Polen nicht 
aus, ja, wie aus den im Abkommen enthaltenen Bestimmungen über die Errichtung 
von Garnisonen und Befestigungen in der westlichen Slowakei hervorgeht, richteten 
sie sich hauptsächlich gegen Polen. 

4. Wie sich aus dem Vorhergehenden ergibt, war es keineswegs gerechtfertigt, 
daß die Reichsregierung die Erklärung von 1934, welche übrigens ohne Kündi- 
gungsmöglichkeit auf zehn Jahre abgeschlossen worden war, als einseitig außer 
Kraft gesetzt erkannte. Es muß bemerkt werden, daß die Feststellung, die Erklä- 
rung von 1934 sei hinfällig geworden, gemacht wurde, nachdem Deutschland sich 
geweigert hatte, die Ausführungen bezüglich der Vereinbarkeit der polnisch-bri- 
tischen Garantie mit der Erklärung von 1934 entgegenzunehmen, welche die Pol- 
nische Regierung an den Vertreter des Reiches in Warschau zu richten beabsichtigte. 

5. Obwohl die Polnische Regierung die Ansicht der Deutschen Regierung, wo- 
nach das Abkommen von 1934 durch Polen verletzt worden sei, nicht teilt, wäre 
sie doch bereit — falls die Deutsche Regierung Wert darauf legt, die polnisch- 
deutschen Beziehungen auf freundnachbarschaftlicher Grundlage neu vertraglich 
zu regeln —, derartige Vorschläge einzugehen, unter Vorbehalt der im vorliegen- 
den Memorandum oben ausgedrückten grundsätzlichen Bemerkungen. 


Antwort der Britischen Regierung vom 23. Juni 1939 
auf das deutsche Memorandum vom 27. April 1939 


Aus BBB Nr. 24 
Allgemeine Überlegungen 


1. In ihrem Memorandum vom verflossenen 27. April erklärte die Deutsche 
Regierung, daß sie im Jahre 1935 ihr Angebot, sich auf einen gewissen Prozensatz 
der britischen Seestreitkräfte zu beschränken, auf „der Grundlage der festen Über- 
zeugung“ machte, „daß für alle Zeiten die Wiederholung eines kriegerischen Kon- 
fliktes zwischen Deutschland und Großbritannien ausgeschlossen sei.“ 


2. Die Deutsche Regierung rechtfertigt ihre Aktion der Aufhebung des englisch- 
deutschen Flottenabkommens von 1935, der Ergänzenden Erklärung von 1937 und 
des Teils III des Flottenabkommens von 1937 mit der Begründung, daß die Hal- 
tung der Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich gezeigt habe, daß sie 
jetzt der Ansicht sei, Großbritannien müsse Deutschland auch immer feindlich sein, 
in welchem Teil Europas Deutschland auch immer in einem kriegerischen Konflikt 
verwickelt würde, und selbst in Fällen, wo englische Interessen durch einen solchen 
Konflikt nicht berührt würden. 

3. Die Frage, ob die Haltung der Regierung Seiner Majestät in jedem Falle die 
Deutsche Regierung dazu berechtigen könne, diese Verträge aufzuheben, ohne daß 
die Regierungen zum mindesten einander vorher konsultierten, wird später be- 
handelt. Es trifft nicht zu, daß Großbritannien Deutschland gegenüber immer eine 
feindselige Haltung einnehmen muß, in welchem Teil Europas Deutschland auch 


199 


Antworten der polnischen und englischen Regierung 


immer in einen kriegerischen Konflikt verwickelt werden möge. Großbritannien 
könnte Deutschland nur feindlich gesinnt sein, wenn Deutschland einen Angriffs- 
akt gegen ein anderes Land begehen sollte; und die politischen Entscheide, auf die, 
wie wir annehmen, die Deutsche Regierung sich in ihrem Memorandum bezieht 
und welche Gerantien Großbritannien für gewisse Länder enthalten, könnten nur 
wirksam werden, wenn die betreffenden Länder von Deutschland angegriffen 
werden sollten. 


4. Im Memorandum der Deutschen Regierung wird der Anspruch erhoben, die 
britische Politik als eine Politik der Einkreisung zu bezeichnen. Diese Bezeichnung 
ist ohne jede Begründung und verrät eine mißverständliche Auffassung und Aus- 
legung der britischen Absichten, die berichtigt werden muß. 


5. Die kürzlich von der Deutschen Regierung unternommene Aktion, um ge- 
wisse Gebiete dem Reich einzuverleiben, hat zweifellos vielerorts eine große Zu- 
nahme der Besorgnis zur Folge gehabt, welche Gründe die Deutsche Regierung 
auch immer für rechtfertigend gehalten haben möge. Die in der Folge von der 
Regierung des Vereinigten Königreiches unternommenen Aktionen haben keinen 
anderen Zweck, als zur Beseitigung dieser Besorgnis beizutragen, indem kleinere 
Nationen darin untersrützt werden, sich im Genuß ihrer Unabhängigkeit sicher zu 
fühlen, auf welche sie das gleiche Recht haben wie Großbritannien oder Deutsch- 
land selbst. Die Verpflichtungen, die Großbritannien kürzlich in Verfolgung seines 
Zweckes auf sich genommen hat, sind beschränkt, und wie oben festgestellt, könn- 
ten sie nur wirksam werden, falls die betreffenden Länder Opfer eines Angriffs 
würden. 


6. Auch hat seiner Majestät Regierung weder die Absicht noch den Wunsch, die 
Entwicklung des deutschen Handels zu beschränken. Im Gegenteil: Durch das eng- 
lisch-deutsche Zahlungsabkommen wurde ein beträchtlicher Vorrat von freien 
Devisen Deutschland für die Anschaffung von Rohstoffen zur Verfügung gestellt. 
Dieses Abkommen ist genau so günstig für Deutschland wie irgend ein anderes, 
das abgeschlossen worden ist, und Seiner Majestät Regierung würde einer weiteren 
Besprechung von Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage Deutsch- 
lands gern entgegensehen, sofern bloß die wesentliche Vorbedingung erfüllt werden 
könnte, nämlich die Herstellung des gegenseitigen Vertrauens und guten Willens, 
welche die notwendige Voraussetzung für ein ruhiges und unvoreingenommenes 
Unterhandeln ist. 

7. Der beharrliche Wunsch der Regierung Seiner Majestät (weit davon entfernt, 
die Förderung eines Krieges mit Deutschland zu erstreben) war und ist der, die 
englisch-deutschen Beziehungen auf der Grundlage der gegenseitigen Anerkennung 
der Bedürfnisse beider Länder aufzubauen, ausdrücklich mit gebührender Rücksicht 
auf die Rechte anderer Nationen. 

8. Aber während Seiner Majestät Regierung aus diesen Gründen nicht zugeben 
kann, daß in ihrer Politik oder Haltung irgendeine Änderung eingetreten sei, die 
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den kürzlich erfolgten Schritt der Deutschen Regierung rechtfertigen würde, so 
muß sie doch hinzufügen, daß ihrer Ansicht nach der Hauptzweck des englisch- 
deutschen Flottenabkommens darin bestand, ein Element der Stabilität in die Lage 
zur See einzuführen und einen unnötigen Rüstungswettbewerb zu vermeiden. 


9. Aus diesem Grunde enthielten die Abkommen keine Bestimmungen über eine 
einseitige Aufkündigung auf Ansuchen der einen der Parteien allein, sondern sie 
sahen klar die Aufhebung oder Abänderung nur durch gegenseitige Konsultation 
vor — ein Verfahren, das im vorliegenden Falle anzuwenden die Deutsche Regie- 
rung zum Bedauern der Regierung Seiner Majestät nicht für angebracht gehalten 
hat. Das Abkommen von 1935 wurde geradezu und ausdrücklich als ein bleibendes 
erklärt und Seiner Majestät Regierung erlaubt sich, die Aufmerksamkeit der Deut- 
schen Regierung auf den genauen Wortlaut des Notenwechsels vom 18. Juni 1935 
zu lenken, woraus das englisch-deutsche Flottenabkommen jenes Jahres bestand 
und in dem das Wesen des Abkommens und die Umstände, unter denen seine 
Abänderung vorgesehen war, absolut klar zum Ausdruck kommen. 


10. In der eröffnenden Note bezog sich Sir Samuel Hoare auf die Besprechun- 
gen, die stattgefunden hatten und „deren Hauptzweck darin bestand, den Weg für 
eine allgemeine Konferenz über die Beschränkung der Rüstungen zur See vorzu- 
bereiten“. Er wies sodann auf den deutschen Vorschlag für ein Verhältnis von 
100:35 zwischen den Flotten des Britischen Weltreiches und Deutschlands hin und 
sagte, daß „Seiner Majestät Regierung diesen Vorschlag als einen Beitrag von größ- 
ter Bedeutung für die künftige Beschränkung der Seerüstungen ansehe“. Er gab 
dem Glauben Ausdruck, daß das Abkommen „den Abschluß eines allgemeinen Ab- 
kommens über die Rüstungen zur See zwischen allen Seemächten der Welt er- 
leichtern würde“. 


11. In seiner Antwort faßte Herr von Ribbentrop unter demselben Datum die 
Ausführungen von Sir Samuel Hoares Note zusammen und bestätigte, daß sie den 
Vorschlag der Deutschen Regierung korrekt darlege. Er gab der Meinung Ausdruck, 
daß das Abkommen „den Abschluß eines allgemeinen Abkommens über diese Frage 
zwischen allen Seemächten der Welt erleichtern werde“. 


12. So zeigt der Wortlaut der Noten klar, daß das Abkommen als ein Beitrag 
zur Lösung des Problems der Rüstungsbeschränkung zur See betrachtet wurde. 
Wenn die Deutsche Regierung jetzt behauptet, daß das Abkommen eine andere 
Bedeutung habe, so muß Seiner Majestät Regierung bemerken, daß eine solche Be- 
hauptung in den Bestimmungen des Abkommens selbst keinen Rückhalt findet, 
obwohl sie weit gefaßt und eingehend waren. 


13. Ebenso klar war das Abkommen hinsichtlich der Frage seiner Dauer. In Sir 
Samuel Hoares Note wird es als „ein von heute ab bleibendes und endgültiges Ab- 
kommen erklärt“. In seiner Antwort erklärte Herr von Ribbentrop, daß die 
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Deutsche Regierung es auch „als ein bleibendes und endgültiges Abkommen mit 
Wirkung von heute ab“ betrachte. 

14. In $ 2a der Note wird erklärt, daß das Verhältnis von 35:100 eine bleibende 
Größe sein solle“, d. h. die Gesamtrtonage der deutschen Flotte soll nie 35®/o der 
gesamten Tonnage der Seestreitkräfte der Mitglieder der Britischen Staatengemein- 
schaft überschreiten. 

15. In $ 2c der Noten wird erklärt, daß Deutschland „unter allen Umständen 
an dem Verhältnis 35:100 festhalten wird, d. h. zum Beispiel wird das Verhältnis 
durch die Bauten anderer Mächte nicht beeinflußt werden. Sollte das allgemeine 
Gleichgewicht der Seerüstungen, so wie es normalerweise in der Vergangenheit 
erhalten wurde, durch ein unnormales und außerordentliches Bauen von seiten 
anderer Mächte heftig gestört werden, so behält sich die Deutsche Regierung das 
Recht vor, die Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich einzuladen, 
die neugeschaffene Situation zu untersuchen“. Das war die einzige Bestimmung, die 
eine allgemeine Abänderung (d. h. abgesehen vom Sonderfall der U-Boote) der 
Bestimmungen des Abkommens vorsah, und man wird bemerken, daß eine heftige 
Störung des allgemeinen Gleichgewichts der Seerüstungen die einzige vorher- 
gesehene Möglichkeit für eine Abänderung war. Außerdem konnte unter den Be- 
stimmungen des Abkommens eine Abänderung sogar nur stattfinden, nachdem die 
Lage, in Konsultation mit Seiner Majestät Regierung untersucht worden war. 


16. Nun behauptet die Deutsche Regierung aber nicht, daß cine solche Lage in 
Wirklichkeit existiere. Noch weniger hat sie vor ihrem Schritt Seiner Majestät 
Regierung eingeladen, die Lage zu untersuchen. Daß eine solche Konsultation aber 
wesentlich ist, wird ferner klar aus $ 3 der Noten, der feststellt, daß Seiner Maje- 
stät Regierung ein Recht Deutschlands, vom 35 %/o-Verhältnis abzuweichen, unter 
den in $ 2c vorgesehenen Umständen anerkannt habe „unter der Voraussetzung, 
daß das Verhältnis 35:100 erhalten bleibe in Ermangelung einer gegenteiligen 
Abmachung zwischen den beiden Regierungen“. 

17. Selbst wenn das von der Deutschen Regierung an die Regierung Seiner 
Majestät gerichtete Memorandum nicht als Kündigung, sondern als eine Meinungs- 
äußerung der Deutschen Regierung gelten soll, wonach Seiner Majestät Regierung 
so gehandelt habe, daß das Abkommen seinen Sinn verlor, kann seiner Majestät 
Regierung nicht zugeben, daß eine solche These als Grund für die Nichteinhaltung 
der ausdrücklichen Bestimmungen des Abkommens ohne jegliche vorhergehende 
Konsultation zwischen den beiden Regierungen, vorgebracht werden konnte...... 

24. Falls jedoch die Deutsche Regierung den Abschluß eines anderen Abkommens 
im Auge hat, wodurch die Bestimmungen, die sie jetzt aufgehoben hat, ersetzt 
würden, so würde sich Seiner Majestät Regierung freuen, einige Andeutungen zu 
erhalten über den Umfang und den Zweck, die die Deutsche Regierung für ein 
solches Abkommen als angemessen betrachten würde. 

25. Insbesondere wünscht Seiner Majestät Regierung zu wissen, erstens wann 
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nach deutscher Ansicht die Besprechungen für den Abschluß eines solchen Abkom- 
mens stattfinden sollten; zweitens wünscht Seiner Majestät Regierung zu wissen, 
wie nach Ansicht der Deutschen Regierung zu gewährleisten sei, daß jeder Schritt 
zur Aufkündigung oder Abänderung des neuen Abkommens während der Zeit 
seiner Gültigkeit die Zustimmung beider Parteien haben würde. 


Dienstag, den 1. August 1939 


Der deutsche Botschafter in Warschau sendet einen großen Bericht über die poli- 
tische Stimmung der polnischen Bevölkerung. (DB Nr. 31) 

Wie der Völkerbundskommissar dem Danziger Generalkonsul von Janson mit- 
teilte, „habe Gauleiter Forster Prof. Burckhardt abermals aufgesucht und ihn ge- 
beten, in dem sogenannten Zollinspektoren-Konflikt offiziell tätig zu werden. Prof. 
Burckhardt habe geantwortet, daß mit dieser Bitte wohl nicht eine Befassung des 
Völkerbundes bzw. des Dreierkomitees gemeint sei. Herr Forster habe erwidert, 
daß er lediglich eine Einflußnahme auf die Polen wünsche.“  (ADAP VI Nr. 771) 


%* 


Die deutsche Presse wurde amtlich aufgefordert, den Danzig-polnischen Zolistreit 
vorerst noch zurückhaltend zu behandeln, bis eine Klärung der juristischen Seite 
dieser Frage erfolgt sei. (HS in Nation Europa 5/61 S. 43 f.) 


* 


Botschafter v. Dirksen führt in einem Telegramm aus, daß Herr Wohltat bei der 
Unterhaltung mit Sir Horace Wilson die Preisgabe der Einkreisungspolitik des- 
wegen nicht angeregt hat, weil er ihm angeraten habe, sich im allgemeinen bei poli- 
tischen Fragen rezeptiv zu verhalten. Trotzdem habe er den Eindruck, daß England 
auf diesem Wege über wirtschaftspolitische Fragen ein umfassendes konstruktives 
Programm unterbreiten wollte. Man sei der Ansicht, daß ein Ausgleich mit Deutsch- 
land das Problem Danzig gewissermaßen chemisch auflösen und den Weg für eine 
deutsch-polnische Regelung freimachen würde. Hinsichtlich der militärischen Bewer- 
tung Polens bestünden Zweifel, die in der finanziellen Zurückhaltung ihren Aus- 
druck fänden. Außerdem solle der Bericht General Ironsides nicht positiv gewesen 
sein. (ADAP VI, S. 870) 

Botschafter Kennard analysiert in einem Bericht an Lord Halifax die polnische 
öffentliche Meinung während der letzten Wochen. (DB Nr. 32) 


* 


Herr Holmann, der Vertreter des britischen Botschafters Henderson, schreibt einen 
Brief an Herrn Kirkpatrik vom Foreign Office. (DB Nr. 33) 
Botschafter Henderson richtet einen längeren Brief an Lord Halifax. 


(DB Nr. 34) 
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Der südafrikanische Abgeordnete Dr. van Nierop betonte in einer Rede zu 
Goodwood bei Kapstadt, daß einzig und allein die britische imperialistische Politik 
das Zeichen des Friedensstörers auf der Stirn trage. „Das britische Reich ist ein 
Fluch für den Weltfrieden!“ Die Frage, wer an der gespannten internationalen Lage 
schuld sei und wer die Völker in einen Krieg hetzen wolle, könne man einzig und 
allein dahin beantworten, daß es der britische Imperialismus sei. Die englische 
Politik stecke ihre Nase in die Angelegenheiten anderer Völker, wo Großbritannien 
durchaus nichts zu suchen habe. Trotzdem würden die anderen Völker in den Augen 
der von britischer Heuchelei und Lügenmeldungen beeinflußten Welt als angebliche 
Ruhestörer hingestellt. Das britische Reich habe diese Politik jedoch zu lange ge- 
trieben, als daß sie nicht allmählich durchschaut werde. 


Es sei an der Zeit, daß die Südafrikaner begreifen lernten, daß nicht Deutsch- 
land, Italien, Spanien oder gar Danzig den Weltfrieden bedrohen, sondern daß 
das scheinheilige, auf Raub und Krieg aufgebaute britische Reich die alleinige 
Verantwortung für Krieg oder Frieden trage. (Buckreis $. 299) 


Mittwoch, den 2. August 1939 


Botschafter v. Moltke meldet: 

„Ein interessantes Detail erfahre ich aus einer Unterredung, die zwischen dem 
Unterstaatssekretär Arciszewski und dem englischen Botschafter (Kennard) in 
Gegenwart eines neutralen Diplomaten stattgefunden hat. Der englische Botschafter 
soll sich in dieser Unterredung interessiert danach erkundigt haben, ob Polen eine 
klare Linie festgelegt habe, über die ein Nachgeben in der Danziger Frage aus- 
geschlossen sei. Arciszewski habe darauf erwidert, daß in der Tat eine solche Linie 
bestehe, daß sie aber lediglich dem Staatspräsidenten, dem Marschall und Herrn 
Beck bekannt sei. 

Auf die Frage des englischen Botschafters, ob die Öffnung der Danziger Zoll- 
grenze nach Ostpreußen polnischerseits noch hingenommen werden könne, habe 
A. erwidert, daß, soweit er die vorerwähnte Linie kenne, ein solcher Vorgang 
schon ein weites Stück jenseits dieser Linie liegen würde..... “ (ADAP VI Nr. 773) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker bittet den deutschen Botschafter in Paris, vor seiner 
Heimreise den Fall Abetz zu klären, damit dessen Aufenthalt in Frankreich nichts 


im Wege stünde. Des Botschafters Rückreise nach Paris sei für Mitte August vor- 


gesehen. (ADAP VI S. 878) 


* 


204 


2. August 1939 


Lord Kemsly erzählt dem deutschen Botschafter in London über seine Eindrücke 
auf seiner Reise: 


„Der Führer habe ihn sehr ausgiebig zu Wort kommen lassen, und daß er Ge- 
legenheit gehabt hätte, den englischen Standpunkt eingehend darzulegen. Er habe 
die hier herrschende Stimmung geschildert und sei mit dem Führer darüber einig 
gewesen, daß eine gefährliche Spannung bestünde, die man zu beseitigen versuchen 
müsse. Er habe dem Führer auch auseinander gesetzt, daß ebenso wie eine von 
Chamberlain im Unterhaus mitgeteilte Kriegserklärung die einstimmige Zustimmung 
des Parlaments finden würde, die Ankündigung Chamberlains, daß er einen Aus- 
gleich mit Deutschland für bevorstehend und erreichbar halte, die gleiche Zustim- 
mung finden würde.“ (DM II S. 115) 


* 


Im Unterhaus sagte Churchill: 

Auch auf unserer Seite und der unserer Alliierten finden große Vorbereitungen 
statt. Die Flotte ist weitgehend mobilisiert. Wir gratulieren der Regierung dazu, 
daß sie diesen zeitgerechten Schritt getan hat, und unterstützen sie dabei. So viele 
Männer, als irgend in Lagern untergebracht werden können, stehen in Ausbildung, 
und die Luftabwehrkanoniere sind auf ihren Posten. Ist dies also der richtige 
Augenblick, auseinanderzugehen und zu erklären, daß wir uns bis zum 3. Oktober 
voneinander trennen? Wer kann daran zweifeln, daß eine äußerste Prüfung unserer 
Willenskraft bevorsteht, wenn nicht sogar unserer bewaffneten Stärke..... p: 

In einem Interview ergänzte er diese Ausführungen: 


„Wenn es zum Krieg kommt, so wird er drei Jahre oder länger dauern. Es sind 
verschiedene Bemühungen im Gange, mich ins Kabinett zu locken. — Bisher habe 
ich jedoch nicht angenommen. Gewiß neue Ereignisse könnten meine Entscheidung 
beeinflussen. Deutschlands Forderung auf Rückgabe seiner Kolonien wird niemals 
erfüllt werden, dafür lege ich schon jetzt meine Hand ins Feuer.“ 


* 
Lord Halifax richtet einen längeren Erlaß an den britischen Botschafter Kennard in 
Warschau. (DB Nr. 35) 
%* 


Botschafter Henderson schreibt an Lord Halifax, er sei besorgt darum, daß die 
polnischen wirtschaftlichen Maßnahmen Gegenmaßnahmen seitens des Danziger 
Senats zur Folge haben werden, die eine Art Zollunion mit Deutschland herbei- 
führen. Ob man nicht den Hochkommissar bitten könne, Polen zu veranlassen, auf 
seine Maßnahmen zu verzichten. (DBFP VI Nr. 513) 
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Der Leiter der Wirtschaftspolitischen Abteilung führt am Schlusse eines Tele- 
grammes an Botschafter v. d. Schulenburg in Moskau aus: 

„Politisch wird das Problem Rußland mit einer außerordentlichen Dringlichkeit 
hier behandelt. Ich habe in den letzten zehn Tagen täglich mindestens eine mündliche 
oder telefonische Besprechung mit dem Reichsaußenminister gehabt und weiß, daß 
er auch mit dem Führer in einem ständigen Meinungsaustausch hier steht. Es kommt 
dem Herrn R. A. M. darauf an, die Frage Rußland nicht nur nach der negativen 
Seite hin (Störung der englischen Verhandlungen), sondern auch nach der positiven 
Seite hin (Verständigung mit uns) möglichst rasch zu irgendeinem Ergebnis zu 
bringen. Daher auch die Eile, mit der wir Ihnen den letzten Erlaß schickten. Sie 
werden sich vorstellen können, wie sehr man Ihre Besprechungen mit Molotow hier 


erwartet.“ (ADAP VIS. 882) 
* 

Am Abend hatte der Reichsaußenminister ein längeres Gespräch mit dem rus- 

sischen Geschäftsträger Astachow. (DB Nr. 36) 
* 


„Am 4. August lag Mussolini und Ciano ein auf dem Luftwege zugegangener 
Bericht Roattas, militärischer Attach€ in Berlin, vom 2. August vor, der genaue 
Angaben über die deutschen Vorbereitungen enthielt. Aber viel wichtiger war, was 
der Attach® gleichzeitig über ein „interessantes Gespräch“ mit einer „hoch- 
gestellten Persönlichkeit“ mitteilte und worauf Attolico seinen Minister in einem 
dringenden Telegramm besonders aufmerksam machte. Die ungenannte Persönlich- 
keit — es war Admiral Canaris — stellte es etwas „eingewickelt‘“ als durchaus 
möglich hin, daß Hitler ohne vorherige Konsultierung oder Benachrichtigung seines 
Verbündeten „auf eigene Faust‘ losschlagen werde; in diesem Falle sei Italien nicht 
verpflichtet, mit Deutschland zu marschieren!“ (Siebert, $. 226) 


* 


Graf Ciano vermerkt in sein Tagebuch: 

„Attolico nimmt sein bevorzugtes Gesprächsthema, die Begegnung Hitler-Musso- 
lini, wieder auf und schwenkt wieder das Schreckgespenst eines auf den 15. August 
geplanten Gewaltstreiches des Führers. Die Beharrlichkeit Attolicos macht mich doch 
bedenklich. Entweder hat dieser Gesandte den Kopf gänzlich verloren, oder er sieht 
und weiß etwas, von dem wir nichts ahnen. Der Schein spricht eher für die erste 
Möglichkeit. Es ist aber notwendig, die Ereignisse aufmerksam zu beobachten.“ 


* 
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Der Deutsche Konsul in Lemberg führt in einem längeren Bericht aus, daß die 
ukrainische Bevölkerung in Polen bei ihren nationalen Bestrebungen große Hoff- 
nungen auf die Hilfe Deutschlands setzte. Deutschland müßte zwangsläufig ein 
Freund der Ukrainer sein und hätten auch die Enttäuschung über den Zusammen- 
bruch der Karpatho-Ukraine verhältnismäßig rasch überwunden. Die Polen seien 
sich über diese Einstellung der Ukrainer nicht im unklaren, können sich jedoch nicht 
zu einem Autonomieangebot aufraffen, da sie innerpolitische Reaktionen befürch- 
teten. Jetzt schon herrsche unter den Ukrainern eine gefährliche Stimmung, zumal 
die polnische Regierung Massenverhaftungen von Ukrainern vornehmen ließe. 
Es sei kein Zweifel, daß die Ukrainer in Ostgalizien bei einem bewaffneten Kon- 
flikt zwischen Deutschland und Polen sich erheben würden. (ADAP VI S. 887) 


* 


Der flämische Schriftsteller Ward Hermans, ein Abgeordneter des belgischen Parla- 
ments, äußerte sich in einer Unterredung mit Hauptschriftleiter Zarske vom „Dan- 
ziger Vorposten“ über seine Eindrücke, die er auf einer längeren Reise durch Polen 
gesammelt hat. Hermans erklärt, daß er keinem polnischen Bürger mit politischem 
Verstand begegnet sei, von einem einzigen Fall abgesehen, wo ein Pole wörtlich 
behauptete: „Das größte Unglück Polens ist sein eigener Größenwahn.“ 

Die Polen haben das letzte Gefühl für Maß und Größe verloren. Jeder Ausländer, 
der in Polen die neuen Landkarten betrachtet, worauf ein großer Teil Deutschlands 
bis in die Nähe von Berlin, weiter Böhmen, Mähren, die Slowakei und ein riesiger 
Teil Rußlands in der überaus reichen Phantasie der Polen schon annektiert sind, 
muß denken, daß Polen eine riesige Irrenanstalt geworden ist. Hermans bestätigt, 
daß er sich von der Zerstörung von über 100 Kirchen in Ostpolen durch persönlichen 
Augenschein überzeugt hat.“ (Buckreis 1939 S. 230) 


* 


In London wurde das englisch-polnische Kreditabkommen unterzeichnet. Das 
britische Handelsministerium übernimmt die Garantie für polnische Warenkäufe im 
Vereinigten Königreich in Höhe von $ 163 000 Pfund Sterling. Polen wird in dieser 
Höhe Schuldverschreibungen ausgeben, die mit 5% verzinst werden. Die Ein- 
lösung soll im Jahre 1941 beginnen und sich über 16 Jahre erstrecken. 


(Buckreis S. 221) 
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Zwischen der englischen und polnischen Regierung wurden in London die Ver- 
handlungen zum Abschluß eines formellen Vertrages über eine gegenseitige Garantie 


aufgenommen. (Namier $. 343) 
* 

Botschafter v. Dirksen setzte die begonnenen Gespräche mit Sir Horace Wilson 

fort. (DB Nr. 37) 
* 


Ein interessantes Stimmungsbild zu den vorstehenden beiden Berichten sind 
folgende rückschauende Betrachtungen Churchills: 
(Churchill, Memoiren I, 1 S. 465) 
„In den letzten Wochen vor der Entscheidung war es meine Hauptsorge, daß die 
britische Regierung trotz unserer Garantie davor zurückschrecken könnte, einen 
Krieg mit Deutschland zu führen, wenn es Polen angreifen sollte. Ohne Zweifel 
hatte Chamberlain damals bereits den Entschluß zum Absprung gefaßt, so schwer ihm 
das auch fallen mußte. Ich kannte ihn aber damals noch nicht so gut wie nach einem 
Jahr. Ich fürchtete, Hitler könnte wiederum einen Bluff mit irgendeinem neuen 
Kriegsmittel oder einer Geheimwaffe versuchen, der unser überarbeitetes Kabinett 
verblüffen und irremachen könnte.“ 


* 


Im Oberhaus zweifelt Lord Ponsonby daran, ob das britische Volk von einer 
Frage, die so weit ab von den britischen Interessen liege wie Danzig, begeistert sei, 
und bedauert, daß die britische Regierung die Politik der Verhandlungen aufgegeben 
habe. 

Lord Arnold fordert die Regierung auf, zusammen mit Frankreich, Polen zu einer 
friedlichen Lösung zu veranlassen. Polen werde wahrscheinlich in Zukunft keine 
besseren Bedingungen vorfinden als jetzt. Abgesehen von Danzig und dem Korridor 
gebe es noch andere Fragen. Die Regierung solle sich um eine allgemeine europäische 
Regelung bemühen und sich nicht durch das Geschwätz abhalten lassen, daß Deutsch- 
land versuche, die Welt zu beherrschen. Wie könne Deutschland die Welt oder auch 
nur Europa beherrschen? Er glaube, daß Großbritannien seine Politik nicht durch 
solches Gerede, das alles andere als Wirklichkeitssinn verrate, beeinflussen lassen 
solle. (Archiv für Außenpolitik und Länderkunde 1939/40 S. 545) 


* 
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In Moskau wurde Botschafter v. d. Schulenburg von Molotow zu einer 11/2 stün- 
digen Unterredung empfangen. (DB Nr. 38) 


* 


Der Reichsaußenminister gibt in einem Telegramm Botschafter v. d. Schulenburg 
Kenntnis vom Verlauf seines Gespräches mit Herrn Astachow. Er fügte hinzu, daß 
er das ganze Gespräch im Ton der Gelassenheit geführt und am Schluß noch einmal 
dem Geschäftsträger zu verstehen gegeben habe, daß wir in der großen Politik keine 
Taktik treiben wie die demokratischen Mächte. Er hätte das Gespräch geführt ohne 
Eile zu zeigen, und als der Geschäftsträger versucht habe, das Gespräch zu konkre- 
tisieren habe er ihm zu verstehen gegeben, daß er dazu bereit sei, sobald der 
grundsätzliche Wunsch der Sowjetregierung nach einer Neugestaltung mitgeteilt 
würde. (ADAP VIS. 883) 


Gleichzeitig wird der Botschafter durch ein Telegramm des Staatssekretärs dahin- 
gehend instruiert, daß Geheimrat Schnurre heute dem Geschäftsträger Astachow 
sagen würde, daß wir zu konkreter Fortsetzung der Gespräche bereit wären und daß 
er sich dafür Instruktionen aus Moskau geben lassen solle. (ADAP VIS. 883) 


Bei dem Gespräch des russischen Geschäftsträgers Astachow mit Geheimrat Schnurre 
sagte dieser, daß er von Molotow eine einstweilige Antwort in folgendem Sinne 
erhalten habe. Man hoffe gleichfalls auf eine Normalisierung und Besserung der 
Beziehungen zu Deutschland. Man sehe ebenso wie wir in dem Abschluß des Wirt- 
schaftsvertrages die Erreichung der Etappe in der Ausgestaltung der Beziehungen. 
Herr Schnurre begrüßte diese Ausführungen und sagte, daß Botschafter von der 
Schulenburg die deutschen Gedankengänge kenne und heute sicher Herrn v. Molotow 
vortragen würde. (ADAP VIS. 885) 


* 


Ciano hat Bedenken: „Attolico fährt fort, uns mit Warnungen zu überschütten. Ich 
habe keinen klaren Überblick mehr. Ich frage mich, ob nicht eine Zusammenkunft 
mit Ribbentrop angezeigt wäre. Es ist Zeit, genau zu wissen, wie sich die Dinge 
verhalten. Das Spiel ist zu groß, als daß wir untätig die Entwicklung abwarten 
dürften.“ 


Der sudetendeutsche Sozialdemokrat Wenzel faksch hatte in London mit dem ehe- 
maligen tschechoslowakischen Ministerpräsidenten eine politische Aussprache, über 
die er in seinem Buche „Benesch war gewarnt“ folgendes berichtete: 


(Verlag, „Das Volk“, München 1949 S, 9) 
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Dr. Benesch kam gerade von einem längeren Amerika-Besuch zurück. Er war 
dabei im Weißen Hause wie ein Staatsoberhaupt empfangen worden und erzählte 
mir, Präsident Roosevelt hätte ihm volle Unterstützung bei der Wiederaufrichtung 
der Tschechoslowakei zugesagt. Obwohl ich ihn damals noch nicht im vollen Um- 
fange durchschaut hatte, war ich nicht geneigt, die taktische Nebenabsicht dieser 
Mitteilung zu verkennen. Soviel aber war klar, daß Hitler nur durch einen Krieg 
gestürzt werden konnte, und daß durch diesen Krieg auch das Schicksal der Sudeten- 
deutschen erneut aufgerollt werden würde. Darum machte ich bei diesem ersten vor- 
sichtigen Abtasten der beiderseitigen Standpunkte geltend, daß man einer erneuer- 
ten Sudeten-Demokratie wohl nicht weniger autonomistische Konzessionen zumuten 
könnte, als man der Henlein-Bewegung im Rahmen des sogenannten „Vierten Plans“ 
1938 zu geben bereit war. Jener Plan hätte in der Tat die Suderendeutschen zum 
Range eines Staatsvolkes erhoben, und er stellte daher einen guten Ausgangspunkt 
für eine spätere Vertragslösung dar. Dr. Benesch warf aber sofort ein, der „Vierte 
Plan“ sei nur zur Demaskierung Henleins vor der Weltöffentlichkeit bestimmt 


gewesen.“ 
Einen ausführlicheren Bericht gab Jaksch 1957 in seinem Buche „Europas Weg nach 
Potsdam“ (S. DB Nr. 39) 


Freitag, den 4. August 1939 


Vormittags wurde das Auswärtige Amt vom Danziger Generalkonsul v. Janson 
unterrichtet, daß Gauleiter Forster den Völkerbundskommissar Burckhardt gebeten 
habe in dem sogenannten Zollinspektoren-Konflikt eine Einflußnahme auf die Polen 
auszuüben. Dieser habe sich mit dem polnischen Vertreter Chodacki in Verbindung 
gesetzt und ihm von dem Wunsch Hitlers nach Entspannung in der Danziger Frage 
Kenntnis gegeben und erklärt, daß, wenn Polen nicht einlenke, Danzig Gegenmaß- 
nahmen ergreifen werde. Auf dessen Einwand, was denn Danzig schon für Gegen- 
maßnahmen ergreifen könne, habe Burckhardt erwidert, daß u. U. die Danziger 
Grenze nach Ostpreußen geöffnet werden würde. Daraufhin habe Chodacki gemeint, 
das bedeute für Polen den Krieg. Er werde sofort bei Außenminister Beck neue Infor- 
mationen einholen. (ADAP VI Nr. 771) 


* 


Um die Mittagszeit ließ Chodacki dem Senat eine längere Note als Antwort auf 
ein deutsches Schreiben vom 29. 7. überreichen, in der er den polnischen Standpunkt 
zum Ausdruck bringt. (ADAP VI Nr. 765) 

Gegen Mitternacht kündigte Chodacki die Übersendung einer neuen Note an. 

(ADAP VI Nr. 774) 


* 
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Der britische Konsul in Danzig teilte Lord Halifax mit, daß der polnische Ver- 
treter nach seiner Rückkehr aus Warschau dem Völkerbundskommissar die Note vor- 
gelesen habe, die er heute an den Senat richten wolle. Ferner habe er ihn ersucht, dem 
Senatspräsidenten eine persönliche Botschaft zugehen zu lassen, daß die Offnung der 
Grenze nach Ostpreußen für Polen einen casus belli bedeute. Der Senatspräsident 
und Chodacki würden am 7. August beim Völkerbundskommissar zusammenkommen. 

(BBB Nr. 44) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker teilte dem deutschen Botschafter in Paris mit, daß 
Herrn Abetz erneut bei Basel die Einreise nach Frankreich verweigert worden sei. 
Der Reichsaußenminister bitte daher, umgehend durch unmittelbares Herantreten an 
Herrn Daladier oder an Herrn Bonnet eine Klärung herbeizuführen, denn ein solches 
Verhalten stünde in klarem Widerspruch zu den vom französischen Ministerpräsi- 
denten gemachten Zusagen. (ADAP VI S. 894) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker warf dem britischen Botschafter Henderson vor, 
daß das Diplomatische Korps immer wieder zu übertreiben pflege. Vor vier Wochen 
habe es fortgesetzt von Krieg geredet, gegenwärtig sei es nach der anderen Seite 
umgeschlagen. Solange die Polen nicht Vernunft angenommen hätten, könne man doch 
nicht von einer Beruhigung der Lage sprechen. Henderson erwiderte darauf, daß er 
noch vier Gründe sehe, aus welchen ein Krieg entspringen könne: 


1. Der Glaube an englische Präventivkriegsabsichten könne Deutschland dazu ver- 
anlassen, solchen Absichten zuvorzukommen; 


2. man könne in Deutschland glauben, England sei in der Welt zu sehr engagiert; 
3, Zwischenfälle, die als Funken im Pulverfaß wirkten und 


4. eine allgemeine weitere Zuspitzung der Lage mit Prestigefragen, deren dann 
niemand mehr Herr würde. 


Darauf erwiderte Herr v. Weizsäcker, daß Deutschland keine Händel suche. Als 
Henderson den Vorschlag unterbreitete, eine Art von politischem Stillhaltezustand 
zu schaffen, erwiderte ihm Herr v. Weizsäcker, daß die englische Garantie das 
Gegenteil bewirkt habe. Das beweise die Äußerung Chodackis gegenüber dem 
Völkerbundskommissar; ob er wohl glaube, daß dieser sich solche wilden Aussprüche 
gestatten würde, wenn ihm nicht die englische Garantie den Kopf verdreht hätte. 


(ADAP VI S. 896) 
* 
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Samstag, den 5. August 1939 


Die dem Senatspräsidenten Greiser angekündigten Noten Polens wurden am 
frühen Morgen überreicht. (DB Nr. 40) 


Wie Senatspräsident Greiser zuerst dem Völkerbundskommissar und dann Polens 
Vertreter, Herrn Chodacki, mitteilte, beruhe die ganze Angelegenheit auf einem 
mysteriösen Mißverständnis, und es würden vorläufig keine Maßnahmen durchge- 
führt, die den Zollinspektoren die Erfüllung ihrer Aufgaben unmöglich machten. 
Aus technischen Gründen könne er vor dem 7. August keine schriftliche Antwort 
geben. (DWB II Nr. 433 und PWB Nr. 83) 


Die deutsche Presse erhält eine amtliche Weisung, auf den Danziger Streitfall erst 
einzugehen, wenn eine Danziger Äußerung dazu vorliege. Erst dann dürfe sie 


den gleichen Standpunkt einnehmen und eine scharfe Sprache führen. 
(ADAP VI S. 899) 


* 


(HS in Nation Europa, Coburg, Heft 5/61 S. 43) 


Der deutsche Botschafter v. Moltke berichtet aus Warschau über die Behandlung 
der derzeitigen Danziger Krise in der polnischen Presse. Polen würde niemals zu- 
lassen, daß seine Rechte geschmälert würden. Die Drohung der Öffnung der Grenze 
nach Ostpreußen würde sich Danzig noch gründlich überlegen. 


* 


Die Behauptung Hoggans (548), Hitler habe aus diesen Vorgängen geschlossen, 
daß Polen Deutschland provozieren wolle, und habe daher Greiser geraten, unver- 
züglich nachzugeben, ist unzutreffend, ebenso die Behauptung, daß Greiser sich am 
Morgen zu Chodaci begeben und diesem mitgeteilt habe, daß sich Danzig dem 
Ultimatum unterwerfe. Greiser telefonierte nur und unterwarf Danzig keineswegs. 


* 


Henderson schreibt an Lord Halifax, daß das allgemeine Gefühl in Berlin sei, daß 
die nächsten zwei Monate eine kritische Periode bringen werden. Der Krieg sei zwar 
extrem unpopulär in den Massen, die es ganz unmöglich verstehen könnten, warum 
die deutsch-englischen Zwistigkeiten nicht freundschaftlich erledigt werden könnten. 
Auf der anderen Seite hätte die deutsche Propaganda bewirkt, daß das Volk selbst 
glaube, das Opfer einer Einkreisung zu sein und daher gezwungen sei, für seine 
Existenz zu kämpfen. Es müsse erwartet werden, daß die deutsche Regierung, wenn 
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sie beabsichtige, eine Lösung zu forcieren, in ihrem eigenen Interesse bestrebt sein 
werde, die Danzig-Frage mit friedlichen Mitteln zu lösen, im Hintergrund einer 
Drohung mit Gewalt in der Hoffnung, daß Polen, wenn es einem fait accompli in 
Danzig gegenübergestellt werde, entweder nicht wage, etwas zu tun oder aber 
durch die demokratischen Mächte daran gehindert werde. Andererseits müsse erkannt 
werden, daß in deutschen Augen die Gefahr, Polen selbst könne eine rechte oder 
falsche Lösung forcieren, wirklich vorhanden sei. Aus diesem Grunde würden in 
Deutschland starke militärische Vorbereitungen auf weite Sicht unternommen, um 
für alle Eventualitäten bereit zu sein. Wie es auch sein möge, Hitler selbst erkenne 
die Kriegsgefahr vollkommen und trage besondere Vorsicht, daß, wenn er komme, 
Deutschland die Stellung der angegriffenen Macht einnehme. (DBFP VI Nr. 570) 


* 


Der russische Geschäftsträger Astachow teilte dem VLR Schnurre mit, daß die 
Sowjetregierung bereit sei, das Gespräch über die Besserung und Ausgestaltung der 
Beziehungen weiterzuführen und betrachte das Zustandekommen des Kreditvertrages 
als erste wesentliche Etappe in dieser Richtung. Er erkundigte sich sodann nach dem 
Eindruck, den man von dem Gespräch Molotow — Graf Schulenburg gehabt habe, 
worauf ihm Herr Schnurre erwiderte, daß man sich in dieser Unterredung zu viel 
mit der Vergangenheit beschäftigt habe. Wenn man über die Zukunft reden wolle, 
müsse man damit allmählich aufhören. Astachow erwiderte darauf, daß es das erste 
Mal sei, daß Molotow diese Dinge zur Sprache gebracht habe und daß er nach den 
ihm zugegangenen Informationen den Eindruck hätte, daß das Gespräch Molotow — 
Graf Schulenburg einen positiven Ausgang gehabt hätte. (ADAP VI S. 898) 


Sonntag, den 6. August 1939 


Auf einem Treffen der Pilsudski-Legionäre zur Feier des 25-jährigen Jahrestages 
ihres Einzuges in das russische Polen erklärte Marschall Rydz-Smigly, daß Polen 
jeder Gewalt mit Gewalt begegnen und sich jedem direkten oder indirekten Versuch 
widersetzen würde, der einen Einbruch in seine Rechte und Interessen darstellte. Er 
sprach von der Wichtigkeit Danzigs, das jahrhundertelang mit Polen vereinigt ge- 
wesen wäre. (Namier S. 279/280) 


* 


Graf Ciano in seinem Tagebuch: „Wir besprechen die Lage. Wir stimmen darin 
überein, daß wir einen Ausweg finden müssen. Der deutsche Weg führt zum Krieg, 
wir würden unter den für die Achse und besonders für Italien ungünstigsten Be- 


213 


7. August 1939 


dingungen in den Krieg gehen. Unsere Goldreserven sind erschöpft, ebenso unsere 
Metallvorräte; wir sind weit davon entfernt, unsere autarken und militärischen 
Vorbereitungen vervollständigt zu haben. Wenn die Krise ausbricht, werden wir 
kämpfen, um wenigstens „die Ehre‘ zu retten. Besser wäre es, den Krieg zu ver- 
meiden. Ich schlage dem Duce eine neue Zusammenkunft zwischen Ribbentrop und 
mir vor. Sie sollte nach außen privaten Charakter haben und ich würde versuchen, 
Mussolinis Plan einer Friedenskonferenz wieder aufzunehmen. Er ist sehr einver- 
standen damit. Morgen vormittag werden wir noch einmal über die Frage sprechen, 
ich bin aber überzeugt, daß der Duce tatkräftig vorgehen will, um die Krise zu ver- 
meiden. Und er tut gut daran.“ 


Montag, den 7. August 1939 


Senatspräsident Greiser beantwortet in einer Note das polnische Ultimatum vom 
4. August. Walendy wertet diese Erklärung fälschlich als deutsches Zurück weichen. 
(DB Nr. 40a, Walendy, S. 167) 


Die polnische Zeitung Czas in Warschau schreibt: 

„Die Geschütze sind auf Danzig gerichtet, die Polens Ehre schützen. Es sollen 
sich alle klar darüber sein, daß diese Geschütze schießen, wenn die Behörden der 
Freien Stadt entgegen den offensichtlichen Interessen der Danziger Bevölkerung 
Polen vor irgendwelche vollendete Tatsachen stellen wollen.“ 

(DWB II Nr. 448 Anmkg.) 


* 


„Die polnische Zensur gestattete es dem Ilustrowany Kurjer in Krakau, einen Ar- 
tikel von beispielloser Verwegenheit zu bringen. Darin wurde behauptet, polnische 
Einheiten überschritten fortgesetzt die deutsche Grenze, um drüben militärische 
Anlagen zu zerstören, deutsches Wehrmachtsmaterial zu beschlagnahmen und nach 
Polen zu schaffen. Mit Genugtuung wurde dazu vermerkt, diese Unternehmungen 
seien von einem starken Geist des Wetteiferns getragen.“ 

(76, Ilustrowany Kurjer v. 7. 8.39 — Hoggan, $ 556) 


* 


Am Schlusse seines Berichtes an seine Regierung führt der französische Botschaf- 
ter Noel aus: „Nach Ansicht Herrn Becks ist die allgemeine Lage auch weiterhin 
gefährlich, und trotzdem bestätigt mir der Minister, daß er in der, nach Beratung 
mit Berlin, von dem Danziger Senat eingenommenen Haltung, ein günstiges An- 
zeichen erblicke, welches uns alle jedoch nur veranlassen könnte, unsere gemein- 
same Politik der Festigkeit auch weiterhin fortzusetzen. 
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Nur die Fortsetzung dieser Politik wird es uns ermöglichen, eine neue Krise, 
deren Ausbruch Herr Beck ebenfalls für Ende August oder Anfang September er- 
wartet, ohne Krieg zu überwinden.“ (FGB Nr. 183) 


* 


Auf dem Gut Sönke Nissen Koog fand das von dem Schweden Birger Dahlerus 
arrangierte Treffen einiger privater Engländer mit Hermann Göring statt: 

„Göring bat die Engländer, Fragen zu stellen, die er aus seiner eingehenden 
Kenntnis der deutschen Einstellung heraus zu beantworten versuchen wollte. Es 
dauerte nicht lange, bis die aktuellsten Probleme, d. h. die Entwicklung nach Cham- 
berlains Besuch in Berchtesgaden, zur Sprache kamen. Die Engländer zitierten Hitlers 
Versprechungen. Sie erinnerten an seine bestimmte Erklärung, er wolle keine an- 
deren Völker dem deutschen Reich einverleiben, und an seine Zusage, die Integrität 
der Tschechoslowakei zu respektieren. Sie betonten weiter den aufrichtigen Willen 
auf englischer Seite, kriegerischen Verwicklungen vorzubeugen, und unterstrichen 
die Bedeutung eines Versuchs, die Probleme durch Verhandlungen zu lösen, bei 
denen jede Partei berechtigte Standpunkte respektieren müsse. Nach einer etwa 
einstündigen allgemeinen Diskussion entwickelte Göring in einem längeren Über- 
blick die Politik der nationalsozialistischen Regierung seit der Machtübernahme 
1933. Bei der ersten Sitzung der deutschen Reichsregierung unter Hitlers Vorsitz 
habe dieser, erklärte Göring, vor seinen Kollegen mit Nachdruck betont, daß 
Deutschland eine englandfreundliche Politik führen und eine Zusammenarbeit mit 
England anstreben müsse. Im weiteren kritisierte Göring Englands kühle Einstel- 
lung gegenüber der nationalsozialistischen Regierung, die oft drastischen Beweise 
von Mißtrauen auf englischer Seite, die scharfe Kritik der englischen Presse an der 
deutschen Regierung und die Unentschlossenheit der englischen Regierung, wenn 
es galt, Englands Standpunkt bei wichtigen Gelegenheiten offen darzulegen. Er 
erklärte, daß bei Beginn der italienisch-abessinischen Krisis Deutschland angeboten 
habe, sich der englischen Sanktionspolitik gegen Italien anzuschließen, wenn die 
Engländer bereit seien, Deutschland gegenüber Österreich freie Hand zu geben, 
d. h. wenn England eine Vereinigung von Österreich mit Deutschland nicht ver- 
hindern würde. Bei dieser Gelegenheit habe eine Möglichkeit bestanden, das Band 
zwischen Deutschland und England fester zu knüpfen; England habe aber eine 
Diskussion des deutschen Vorschlages abgelehnt und den Anschluß an die Sank- 
tionspolitik gefordert, ohne zur Frage Österreich Stellung zu nehmen. 

Als später die aktuellen Probleme der Tschechoslowakei zur Sprache kamen, ver- 
teidigte Göring, offenbar manchmal gegen seine Überzeugung, die Maßnahmen, die 
man ergriffen hatte. Die von ihm hierbei vorgebrachten Argumente waren diesel- 
ben, die bei den diplomatischen Verhandlungen über diese Fragen zum Ausdruck 
gekommen und beiderseits veröffentlicht worden waren. Je mehr die Zeit vor- 
schritt und die Stimmung vertraulicher wurde, desto lebhafter und offener sprach 
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Göring. Er betonte, England müsse einsehen, daß die Lage in Europa jetzt eine 
ganz andere sei als nach dem Weltkrieg. England müsse beachten, daß Deutschland 
sich in den letzten Monaten jeder Kritik an der Sowjetunion enthalten habe; er 
betonte auch, man dürfe in England nicht übersehen, daß der Rapallo-Vertrag nadcı 
wie vor ungekündigt sei. Die Engländer ihrerseits unterstrichen klar und sachlich 
die Gefahren der ständig nach demselben Schema angewandten deutschen Taktik, 
erst Behauptungen über grobe Mißhandlungen deutscher Minoritäten in einem 
Land zu verbreiten und dann eine unmittelbare Lösung der damit zusammenhän- 
genden Probleme zu fordern, die immer den Anspruch enthalten, das umstrittene 
Gebiet dem Deutschen Reich einzuverleiben. Solche ungenierte Methoden müßten 
ernstes Mißtrauen bei anderen Völkern, nicht am wenigsten dem englischen, er- 
wecken. Göring antwortete, daß er ihnen „seine heilige Versicherung als Staats- 
mann und Offizier“ gebe, daß die Deutschen mit den Forderungen auf Danzig und 
einem Korridor dorthin keine Einkreisungspolitik gegen Polen beabsichtigen und 
daß der Forderung auf Lösung des Danzigproblems keine Forderungen auf andere 
Landgebiete folgen würden. Nach dem Lunch wurden die Verhandlungen fort- 
gesetzt. Das Ergebnis der Beratungen könnte auf folgende Weise zusammengefaßt 
werden: 

Angesichts des Geistes der heutigen Besprechung sind die Anwesenden der Auf- 
fassung, ein Zusammentreffen bevollmächtigter Vertreter beider Regierungen müsse 
zu einem Einverständnis führen können, und sie einigen sich deshalb dahin, ihren 
Regierungen zu empfehlen, daß eine solche Konferenz baldmöglichst veranstaltet 
werde, am besten auf schwedischem Boden.“ (Dahlerus, $ 44f) 


* 


Botschafter Attolico teilte Staatssekretär v. Weizsäcker mit, daß Mussolini zu der 
Auffassung gekommen sei, es wäre am besten, wenn die Zusammenkunft mit dem 
Führer erst dann stattfinde, wenn alle Elemente zu der Beurteilung der Lage vor- 
handen seien. Selbstverständlich wolle Mussolini nicht etwa damit den Eindruck 
erwecken, als ob er sich jetzt irgendwie der Zusammenkunft entziehe. Er halte es 
aber für nötig, daß sich die beiden Außenminister sobald wie irgend möglich 
sprächen. Graf Ciano sei bereit, nach Salzburg zu kommen. (ADAP VI S. 903) 


Dienstag, den 8. August 1939 


Bei einem Empfang des ungarischen Außenministers führte Hitler aus: „.... Po- 
len bedeute kein militärisches Problem für uns. Das augenblickliche Verhalten der 
dortigen maßgebenden Faktoren müsse allerdings als reiner Wahnsinn bezeichnet 
werden. Die Wiederholung des Versuchs, ein polnisches Ultimatum an Danzig zu 
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richten, würde von Deutschland entsprechend beantwortet werden und Frankreich 
und England könnten uns nicht daran hindern. Ob wir uns bei einem allgemeinen 
Kriege im Westen defensiv oder offensiv verhalten, sei eine Frage der späteren 
Entscheidung. Die Art, wie die polnische Presse schreibe, wie in Polen Landkarten 
vertrieben würden, in denen das Reichsgebiet aufgeteilt würde, könne man nur als 
krankhafte Entartung der Vernunft bezeichnen. Die Polen seien anscheinend un- 
fähig, real und militärpolitisch zu denken. Sie geben sich einer bedenklichen Täu- 
schung hinsichtlich der eigenen Stärke hin. Unverständlich sei ihre Illusion über 
die Stärke der deutschen Armee..... Mit dem bekannten Anerbieten habe er das 
weitestgehende Angebot an Polen gemacht, das man hätte machen können. Ein 
solches Angebot werde kein zweites Mal erfolgen. Kein anderer Deutscher wäre 
in der Lage gewesen, freiwillig eine solche Verständigung auf lange Sicht unter 
großen Opfern Polen anzubieten. Die Polen hätten jedoch das Angebot in brüsker 
Weise abgelehnt, anstatt dessen ein Bündnis mit England abzuschließen und eine 
wüste Pressekampagne begonnen ..... Polen bedeute überhaupt kein militärisches 
Problem für Deutschland. Die Spannung mit Polen habe ihm die Armee hundert- 
prozentig fanatisch zugeführt, ebenso die letzte noch vorhandene Opposition, 
nämlich gewisse preußische Adelsfamilien, die sein bisheriges Entgegenkommen 
gegen Polen nicht haben verstehen können ...... Es sei zu hoffen, daß Polen noch 
im letzten Augenblick Vernunft annehme; doch rechneten wir von vornherein mit 
einem Zweifrontenkrieg, der gegebenenfalls mit Blitzesschnelle geführt werden 
würde. Nicht nur die polnische Armee, sondern auch der polnische Staat würden 
dann zerschlagen werden..... Das deutsche Volk sei mit seiner ganzen Seele zur 
Zeit viel mehr gegen die Polen eingestellt als seinerzeit gegen die Tschechen, da 
die Polen ehemalig deutsches Reichsgebiet genommen und sich gegen unschuldige 
Deutsche in der viehischsten Weise vergangen hätten. So habe er bisher noch nicht 
die Veröffentlichung der Tatsache gestattet, daß Deutsche entmannt worden seien, 
da es sonst ein Aufbrüllen gegeben hätte. Das polnische Verhalten sei unmöglich. 
Die Stimmung in der deutschen Armee, die von den Polen verhöhnt worden sei, 
sei derartig, daß es für sie eine furchtbare Enttäuschung sein werde, falls die Polen 
doch noch im letzten Augenblick Vernunft annehmen. Ebenso denke das deutsche 
Volk, daß die bisherige entgegenkommende Politik gegen Polen nicht verstanden 
würde.“ (ADAP VI S. 919 ff.) 


* 


Hitler gibt der deutschen Presse die unmittelbare Weisung, daß der Artikel der 
Czas vom 7. August groß aufgegriffen und entsprechend kommentiert werden 
solle. (HS in Nation Europa, Coburg, Heft 5/61 S. 43) 


Der danziger Gauleiter Forster war zu Besprechungen bei Adolf Hitler in 
Berchtesgaden. 
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Der französische Geschätfsträger in Berlin feiert den Ausgang des Danziger Zoll- 
inspektorenstreits und die Rede des Marschalls Rydz-Smigl sowie den Artikel des 


Czas in seinen Berichten mit Genugtuung. (FGB Nr. 185, 186) 
%* 
Der französische Außenminister Bonnet schreibt: (Bonnet, $. 244) 


„Ich empfing zum letztenmal den Deutschen Botschafter in Paris. Er unterhielt 
sich mit mir über die außenpolitische Lage, die er als sehr ernst ansah. Er sagte 
mir noch einmal, daß er in allen seinen Berichten seine Regierung darauf auf- 
merksam mache, daß bei einem deutschen Angriff gegen Polen Frankreich und 
Großbritannien ihrem Verbündeten sofort zu Hilfe eilen würden. Doch hinterließ 
er mir den Eindruck eines Menschen, der überzeugt war, daß kein Wort stark 
genug sein könnte, Hitler zurückzuhalten. Der Botschafter erklärte, daß er ohne 
Zweifel bald nach Berlin zurückgerufen würde. Als ich dies hörte, hatte ich das 
Empfinden, daß seine Rückberufung schon beschlossene Sache sei, und bei der 
Verabschiedung begriff ich, daß ich ihn nicht wiedersehen würde. Drei Tage danach 
verließ er tatsächlich seine Botschaft, um nicht mehr dorthin zurückzukehren.“ 


* 


Botschafter Henderson schreibt an Lord Halifax, daß die ganze deutsche Presse 
die Erklärung der polnischen Zeitung CZAS bringe, daß polnische Kanonen sofort 
die Freie Stadt bombardieren werden, falls die Danziger Behörden Polen vor die 
vollendete Tatsache stellten. Aus erster Quelle hätte er gehört, daß die Sprache der 
ausländischen Presse bezüglich des kürzlichen Nachgebens des Danziger Senats Hitler 
erzürnt hätte. Hitlers Friedenswunsch möge ernst sein oder nicht. Persönlich glaube 
er, daß augenblicklich diese beiden Gefühle echt seien, aber es würde viel Einfluß 
aufgewender werden, um ihn zu überzeugen, daß Krieg in diesem Jahre günstiger 
sei als später und daß er das Ergebnis nicht zu fürchten brauche. Diese Elemente 
würden durch Presseartikel in England oder Polen, die dazu neigen, Deutschland 
zu demütigen, bestärkt; besonders, da man hier fest der Meinung sei, daß Polen 
solche Herausforderungen ohne Englands Unterstützung im Rücken niemals wagen 
würde. 

Falls diese gefährliche Politik nicht die der Regierung Seiner Majestät sei, so 
schlage er ernstlich vor, daß in Warschau wie auch in London das Äußerste getan 
werden sollte, um zu verhindern, daß Hitler in den nächsten paar Wochen in eine 
Lage getrieben würde, in der ihm sein Stolz nicht mehr gestatte zu bremsen, selbst 
wenn er es wollte. 

In einem weiteren Bericht schreibt er, daß er es für sehr wahrscheinlich halte, 
daß die günstige Gelegenheit vom 5. August, eine umgehende Beilegung des Streites 
zu erreichen, durch Pressekommentare in Warschau und London über die Rede 
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des Marschalls Rydz-Smigly vom 6. August ernstlich aufs Spiel gesetzt worden sei. 
Er finde die Einstellung der Polen höchst und unnötig gefährlich. 


(DBFP VI Nr. 585 und 588) 


* 


Botschafter Henderson schreibt an Sir Cadogan, Staatssekretär v. Weizsäcker habe 
ihn in einer Unterhaltung gefragt: „Lebt der polnische Botschafter oder ist er tot 
oder ist er gar nicht mehr in Berlin?“ Er habe darauf den belgischen Botschafter 
gebeten, dies dem Botschafter Lipski zu berichten und dieser habe herausgefunden, 
daß Lipski Instruktionen bekommen habe, jegliche Zusammenkünfte mit den 
Deutschen zu vermeiden. Er selbst halte eine solche Einstellung für sehr dumm und 
möchte wissen, was man in London darüber denke. England sei zwar der öffentliche 
Feind Nr. 1, aber er selbst würde einen solchen Kurs nicht vorschlagen. Er werde 
mit dem Fürsten Lubomirski über den Artikel im CZAS sprechen. Aber Lubo- 
mirski sei jener Angehörige der polnischen Botschaft, der die meisten seiner Kol- 
legen durch das extrem-kriegerische seiner Bemerkung in Schrecken versetzt habe. 

England würde nichts verlieren, wenn es keine Verringerung seiner Festigkeit 
zeige und könnte viel gewinnen, wenn es Hitler die Chance gäbe, eine Friedens- 
geste zu machen, die er vielleicht suche. Man würde bei jeder Anklage verlieren, 
wenn man ihn dieser Chance beraube, da er seinem Volke beweisen könne, daß 
er sie gewünscht habe und sie ihm nicht gegeben worden sei. Nicht nur die Deut- 
schen, sondern auch die Italiener glaubten, daß Polen noch in diesem Jahre eine 
Entscheidung erzwingen möchte, da es der Meinung sei, die britische Unterstützung 
könne sich mit der Zeit abkühlen. (DBFP VI Nr. 594) 


* 


Die englische Zeitung Daily Mail vermißt Erklärungen des Premierministers, ob 
er die in Polen gegen Danzig und Deutschland gehaltenen Reden billige, die zwangs- 
weise dem Krieg zutrieben. Wenn England die Dinge so weitertreiben ließe, wäre 
es mit schuld an der kommenden Explosion. (Buckreis, $. 222) 


* 


Die Engländer besprachen mit dem Schweden Dahlerus das Ergebnis des gestrigen 
Gesprächs. Sie vertraten die Auffassung, daß es besser sei, wenn an der vorgeschla- 
genen Konferenz auch Vertreter der französischen und der italienischen Regierung 
teilnehmen würden. Sie baten Dahlerus Göring zu fragen, ob dieser Vorschlag auch 
von deutscher Seite angenommen werden würde. Göring meinte, daß der Vorschlag 
einer Viermächtekonferenz auch für Deutschland annehmbar sei. (Dahlerus, S. 47) 
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Mittwoch, den 9. August 1939 


Der deutsche Konsul in Lemberg übersendet einen Bericht über die polnischen 
Verfolgungsmaßnahmen gegen das Deutschtum in Galizien. Mehrere Schulen seien 
seit Juni geschlossen, Angestellte und Arbeiter in privaten und staatlichen Betrieben 
systematisch entlassen worden. Durch die Verfolgungsmaßnahmen habe eine hem- 


mungslose Auswanderung, namentlich unter den jungen Burschen eingesetzt. 
(DWB II Nr. 307) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker erhob in einer Erklärung an den polnischen Ge- 
schäftsträger namens der Reichsregierung schärfsten Protest gegen die ultimative 
Note der polnischen Regierung an den Danziger Senat. Die Wiederholung solcher 
Forderung und Androhung von Vergeltungsmaßnahmen würde eine Verschärfung 
der beiderseitigen Beziehungen herbeiführen, für deren Folgen die polnische Regie- 
rung die Verantwortung trage. Die von der polnischen Regierung getroffenen Maß- 
nahmen zur Verhinderung der Einfuhr gewisser Waren aus Danzig nach Polen wür- 
den schwere wirtschaftliche Schädigungen der Danziger Bevölkerung hervorrufen. 
Die angebliche Anordnung zwecks Verhinderung der polnischen Zollinspektoren an 
der Ausübung ihres Dienstes sei vom Senat überhaupt nicht erlassen worden. 

(DWB II Nr. 445) 


%* 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop ordnete an, daß der deutsche Botschafter v. 
Moltke in Berlin bleiben solle und daß von keiner Stelle des Auswärtigen Amtes 
Verbindungen mit polnischen Stellen aufgenommen werden solle. (ADAP VII, 1) 


* 


Ministerpräsident Daladier rief den Militärattache der französischen Botschaft in 
Warschau, General Musse zu sich, und beauftragte ihn, den polnischen Marschall 
Rydz-Smigly aufzusuchen und ihn zu veranlassen, eine militärische Zusammenarbeit 
mit der Sowjetunion zu akzeptieren. Obwohl er beim Marschall sehr angesehen 
war, lehnte dieser unter Hinweis auf den mißtrauischen Standpunkt Pilsudkis ge- 
genüber den Russen ab. (Noel, S. 392 f.) 


* 


Botschafter von Dirksen verabschiedete sich vor Antritt seines Urlaubs von Lord 
Halifax. Bei der Unterhaltung machte er ihm klar, daß sich aufs neue die Richt- 
tigkeit der deutscherseits vertretenen Ansicht zeige, daß es letzthin die — meist 
chauvinistischen und unverantwortlich handelnden — lokalen polnischen Stellen 
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seien, in deren Hand die Entscheidung über Krieg und Frieden gelegt sei. Halifax 
betonte, daß die Britische Regierung ihren Einfluß in Warschau im Sinne der 


Mäßigung geltend mache. (ADAP VII, $. 10) 
* 

In Amerika wurden 19 Frachtschiffe vom Stapel gelassen und die Aufträge für 
weitere 100 vergeben. (Barnes, $. 134) 
* 

Graf Ciano: 


„Ribbentrop billigt den Vorschlag einer Zusammenkunft. Ich beschließe, mor- 
gen abend zu reisen, um mich mit ihm in Salzburg zu treffen. Der Duce dringt 
darauf, daß ich den Deutschen — gestützt auf Dokumente — beweise, daß es ein 
Wahnsinn wäre, jetzt einen Krieg zu entfesseln. Unsere Vorbereitungen sind un- 
genügend und lassen nicht auf einen sicheren Sieg schließen. Die Wahrscheinlichkeit 
ist 50 Prozent; so beurteilt es jedenfalls der Duce. In drei Jahren werden dagegen 
die Möglichkeiten 80 Prozent sein. Mussolini denkt immer noch an eine inter- 
nationale Konferenz. Ich glaube, das wäre eine ausgezeichnete Lösung.“ 


Donnerstag, den 10. August 1939 


Der deutsche Generalkonsul in Thorn übersendet eine Rundverfügung des pol- 
nischen Oberfinanzamtes Graudenz, in dem die Finanzbehörden aufgefordert wer- 
den, mit allen Mitteln das Besitztum der Minderheit zu reduzieren. 

(DWB II Nr. 408) 


* 


Die polnische Regierung läßt in einer Antwort auf die gestrige Erklärung der 
Reichsregierung ihr Erstaunen über diese Einmischung in die danzig-polnischen 
Beziehungen zum Ausdruck bringen. Sie würde auch in Zukunft gegen jeden Ver- 
such der Danziger Behörden, die polnischen Rechte und Interessen in Danzig in 
Frage zu stellen, mit Mitteln und Maßnahmen vorgehen, die sie für angebracht 
halte und würde Einmischungen der Reichsregierung als Angriffshandlung ansehen. 


(DB Nr. 41) 
* 


Der Danziger Gauleiter Forster, der gerade von einer Unterredung mit Adolf 
Hitler aus Berchtesgaden zurückgekehrt war, legte bei einer Protestkundgebung auf 
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dem Langen Markt in Danzig den deutschen Standpunkt dar. Der deutschen Presse 
wurde gestattet, diese Rede groß herauszubringen. (DB Nr. 42) 


* 


Generaloberst v. Brauchitsch sagte in einer — vom französischen Botschafter Noel 
fälschlicherweise nach Danzig „verlegten“ — Rede vor den Rüstungsarbeitern in 
Düsseldorf: „Niemals wird der Führer das Leben eines deutschen Menschen leicht- 
fertig aufs Spiel setzen. Wenn er aber einmal den höchsten Einsatz von uns fordert, 
dann können wir sicher sein, daß es keinen anderen Weg gibt, sondern, daß dies 
zur Erhaltung des Volkes eine unabänderliche Notwendigkeit ist.“ (ADAP VI, S.23) 


* 


Botschafter Henderson schreibt an Lord Halifax: „Was weniger friedlich ist, das 
sind die deutschen militärischen Vorbereitungen, die jetzt intensiviert werden, um 
von jetzt an für einen Krieg bereit zu sein. Es ist genau wie im letzten Jahr, alles 
ist für alle Möglichkeiten vorbereitet..... Meine ständige Furcht ist, daß eine bös- 
artige, oft provokatorische und häufig falsch informierte Presse ihm dies nicht 
gestatten wird, selbst wenn er es wollte, nämlich für den Frieden einzutreten. 

ag Jedenfalls können wir von der Stellung, die wir eingenommen haben, 
keinen Zoll abweichen. Falls Hitler glaubt, uns zum Weichen zwingen zu können, 
so ist das seine Beerdigung. Da dies der Fall ist, besteht die einzige Friedenshoffnung 
darin, Hitler einen Rückzug nicht noch schwerer zu gestalten.“ (DBFP VI Nr. 614) 


* 


Der der Londoner Botschaft zugeteilte Legationsrat Hans Otto Meißner schreibt: 
„Inzwischen bereiteten sich die Engländer mit großer Ruhe auf den Waffengang 
vor, und zwar ganz öffentlich, gleichsam zur Warnung. Anfang August 1939 wur- 
den in London die Schaufenster gegen den Luftdruck der Bomben mit Papierstreifen 
überklebt, Splittergräben in allen Parks ausgehoben, Hauseingänge mit Sandsäcken 
verbarrikadiert. Und jeder Bürger erhielt eine Gasmaske, die er ständig bei sich 
führen sollte. Mitte August stiegen die Sperrballons hoch und die Bevölkerung 
begann — öffentlich aufgefordert — mit dem Vorratskauf von Lebensmitteln. Sie 
ahnte dabei nicht, daß dies für mehr als zehn Jahre die letzte Gelegenheit sein 

werde, soviel zu erwerben wie jedermann wollte und bezahlen konnte. 
(H. ©. Meißner, S. 131) 


* 


Der amerikanische Botschafter Biddle in Warschau übermittelt Außenminister 
Beck folgenden Wunsch Roosevelts: „Der Präsident drückt seine Überzeugung aus, 
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daß es sowohl im Interesse der öffentlichen Meinung in den Vereinigten Staaten 
als auch anderer Teile der Welt im höchsten Grad wichtig sei, daß die Geschichte 
nicht bezeugen könne, daß im Falle irgendeiner militärischen Krise, die sich aus 
der Danzig-Affäre ergäbe, der erste Akt militärischer Aggression von Polen durch- 
geführt worden sei.“ (Foreign Relations of the United States 1939 I S. 211) 


* 


Der deutsche Geschäftsträger Thomsen sender aus Washington einen interes- 
santen Bericht über die politische Stimmung in Amerika, hauptsächlich derjenigen 


der Presse. (DB Nr. 43) 
* 

Der sowjetische Geschäftsträger Astachow führte mit Geheimrat Schnurre eine 
längere Aussprache. (s. Auszug im DB Nr. 44) 
* 

Graf Ciano: 


„Der Duce ist mehr als je von der Notwendigkeit überzeugt, den Krieg auf- 
zuschieben. Er hat eigenhändig den Entwurf einer Pressemitteilung über die Zu- 
sammenkunft von Salzburg abgefaßt, sie schließt mit der Andeutung internatio- 
naler Verhandlungen zur Lösung jener Fragen, die das europäische Leben auf so 
gefährliche Weise stören. 

Bevor wir uns trennen, empfiehlt er mir noch, den Deutschen deutlich vor 
Augen zu halten, daß der Krieg mit Polen vermieden werden müsse, weil es un- 
möglich geworden sei, ihn zu lokalisieren, und ein allgemeiner Krieg für alle ver- 
hängnisvoll wäre. Noch nie hat der Duce so warm und rückhaltlos wie heute über 
die Notwendigkeit des Friedens gesprochen. Ich denke hundertprozentig wie er, 
und diese Überzeugung veranlaßt mich, meine Anstrengungen zu verdoppeln. Ich 
zweifle aber an den Ergebnissen.“ 


Freitag, den 11. August 1939 


Graf Szembeck empfängt den polnischen Botschafter Pape& beim Vatikan, der 
ihm seine Eindrücke über seine Unterredungen mit dem Papst, dem Kardinal 
Maglione und dem Pater Ledochowski schildert. „Nach ihrer Meinung wird man 
die imperialistischen Tendenzen Deutschlands nicht dadurch verhindern, daß man 
ihm Konzessionen macht; es muß also eine unnachgiebige Politik eingeschlagen 
werden, die der Vatikan unbedenklich ermutigt. Dort empfindet man eine hohe 
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Achtung vor Polen, die man mit den Worten zum Ausdruck bringt, wir seien es, 

die Hitler aufhalten. In letzter Zeit hat der Vatikan die Befürchtung hinsichtlich 

der Möglichkeit einer Verständigung zwischen Hitler und Stalin ausgesprochen.“ 
(Szembek, S. 487) 


* 


Der Völkerbundkommissar Carl J. Burckhardt wird von Adolf Hitler in Berch- 
tesgaden zur Aussprache über die Danziger Probleme empfangen. Der einzige Be- 
richt darüber ist nicht der Original-Bericht Burckhardts, sondern der, den die bei- 
den Genfer Vertreter von Lord Halifax und Außenminister Bonnet zwei Tage 
später nach seinen Informationen erstatteten, und den Burckhardt in seinem Buche 
bringt. Er ist also mit Vorbehalt zu lesen, wie der Einleitungssatz und die Anmer- 
kungen sowie die Sprache beweisen. (DB Nr. 44a) 


* 


Der deutschen Presse wird gestatter, Meldungen über deutsch-polnische Zwi- 
schenfälle usw. auch auf der ersten Seite zu bringen und die Kommentare dazu 
scharf, aber verhalten zu formulieren. (HS in NE 5/61) 


* 


Außenminister Bonner teilte dem deutschen Botschafter mit, daß für Herrn 
Abetz eine Ehrenerklärung abgegeben würde, daß er jedoch nicht wieder einreisen 
könne, weil die Vorwürfe gegen ihn wegen der Art seiner Gespräche über die 
Danzigfrage fortbestehen würden. In einigen Wochen könne eine neue Einreise- 
erlaubnis in Erwägung gezogen werden. (ADAP VI S. 18) 


* 


Der deutsche Botschafter berichtet aus Paris, daß der französischen Presse die Zitate 
in der Rede Forsters, die frühere englische und französische Äußerungen zugunsten 
der deutschen Auffassung hinsichtlich des Danzig- und Korridorproblems wieder- 
geben, offensichtliche Verlegenheit bereiten. (ADAP VII Nr. 30) 


* 


Der britische Konsul in Danzig schreibt an Lord Halifax: „Der Hochkommissar 
ist sehr enttäuscht, daß alle Bemühungen um eine Entspannung, die wir gehofft 
haben, Früchte tragen würden, durch das polnische Ultimatum vom 4. August zer- 
stört wurden..... Herr Burckhardt, der die Anstrengungen der letzten Tage zu 
spüren bekommt, mißtraut Herrn Beck und ist bezüglich der polnischen Absichten, 
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die er als unnötig kriegerisch bezeichnet, pessimistisch. Ich fürchte, daß er bei einem 
Besuch bei Herrn Hitler einzig und allein den Polen die Schuld für die Spannungen 
ın Danzig zuschreiben wird.“ (DBFP VI Nr. 622) 


* 


Mr. Strang, der Führer der englischen Delegation, ist aus Moskau abgereist. 
Gleichzeitig trafen die westlichen Militärmissionen ein. 


* 


Über seine Verhandlungen berichtet Dahlerus: 

„In der folgenden Woche stand ich in täglicher Telephonverbindung mit meinen 
Freunden in London. Bereits nach drei Tagen konnte ich ihnen mitteilen, daß die 
Deutschen den Vorschlag einer geheimen Viermächtekonferenz akzeptierten und am 
liebsten sehen würden, daß sie in Schweden stattfände. Mein Gesichtskreis erlaubte 
mir natürlich nicht, die Ereignisse zu überblicken; ich wartete aber und hoffte auf 
eine Entwicklung, die eine Konferenz in Schweden ermöglichen würde. Ich traf 
Premierminister Hansson und orientierte ihn über das, was geschehen war. Ich 
betonte ihm gegenüber, wie bedeutungsvoll es sei, daß die schwedische Regierung 
sich entgegenkommend zeige, falls die englische und deutsche Regierung sich auf 
eine Konferenz einigen und in diesem Fall den Wunsch äußern würden, Schweden 
möge als Gastgeber auftreten. Gerade dies sei erforderlich; hingegen solle Schweden 
in keiner Weise in die Erörterung der auf der Konferenz zu behandelnden Fragen 
hineingezogen werden. 


Nun kam es zu einem mir unerklärlichen und, wie sich zeigen sollte, verhängnis- 
vollen Zwischenstadium, nämlich zu einem völligen Stocken der Verhandlungen. 
Das einzige, was ich — von Spencer, der nach Aix-les-Bains gereist war — erfuhr, 
war, daß mit einer englischen Antwort nicht vor Ablauf einiger Zeit gerechnet 
werden könne. Im Augenblick sei nämlich ein großer Teil der maßgebenden Per- 
sonen, wie gewöhnlich um diese Zeit, auf Urlaub gefahren. Ich wurde immer un- 


ruhiger, konnte aber natürlich nichts tun.“ (Dahlerus, S. 48) 
Der britische Historiker Ball („Fertig zum Untergang“, Seite 34) will die Ver- 
antwortung für das Stocken uns in die Schuhe schieben: „..... ‚ aber die national- 


sozialistischen Führer vergaßen den Plan über dem Sturm der Ereignisse, der 
gegen Ende August hereinbrach.“ 


* 


Graf Ciano traf zum Besuch des Reichsaußenministers v. Ribbentrop in Salz- 
burg ein und hatte mit diesem auf Schloß Fuschl zwei Unterredungen. Er berichtet 
darüber in einer Aufzeichnung vom 12. 8. 1939. (DB Nr. 45) 
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Daneben schreibt er in seinem Tagebuch: „Ribbentrop weicht jedesmal aus, wenn 
ich Einzelheiten über die nächste deutsche Unternehmung erfahren möchte. Er 
hat ein schlechtes Gewissen. Zu oft log er über die deutschen Absichten gegenüber 
Polen, um sich nicht unbehaglich zu fühlen bei dem Gedanken an den Unterschied 
zwischen dem, was er mir sagen muß, und dem, was er wirklich zu tun beabsichtigt. 

Der Wille zum Krieg ist unerschütterlich. Er weist jede Lösung zurück, die 
Deutschland Genugtuung geben und den Krieg vermeiden würde. Ich bin über- 
zeugt, daß die Deutschen auch dann, wenn sie mehr bekämen, als sie verlangen, 
angreifen würden, weil sie vom Dämon der Zerstörung besessen sind. Unsere Un- 
terredung hat manchmal sehr gespannte Augenblicke. Ich sage schroff heraus, was 
ich denke. Aber das erschüttert ihn nicht im geringsten. Ich gebe mir darüber 
Rechenschaft, wie gering wir von den Deutschen eingeschätzt werden.“ 

Ferner behauptet Graf Ciano, daß er v. Ribbentrop noch gefragt habe: „Nun 
also Ribbentrop, was wollt Ihr — den Korridor oder Danzig?“ v. Ribbentrop habe 
habe ihn mit seinen eiskalten Augen angeglitzert und geantwortet: „Jetzt nicht 
mehr, wir wollen den Krieg.“ 

Bei diesen ganzen Ausführungen Cianos handelt es sich nicht um Tagebuch- 
Eintragungen, die am 11. 8. 1939 erfolgten, sondern um Teile einer umfang- 
reicheren Vorbemerkung, die erst am 23. 12. 1943 (Vor der Erschießung Cianos) 
dem Tagebuch zugefügt wurde, wobei noch nicht einmal feststeht — von wem. 

Ribbentrop hat diese Behauptungen sowohl in Nürnberg als auch in seinen Er- 
innerungen eindeutig bestritten und klargemacht, daß dem ganzen „Tagebuch“ 


Cianos nur ein bedingter Quellenwert beizumessen sei. 
(IMT X S. 409 ff + J. v. Ribbentrop S. 288 ff) 


Samstag, den 12. August 1939 


Lord Halifax läßt die polnische Regierung dringend auffordern, die englische 
Regierung möglichst eingehend auf dem laufenden zu halten. (Freund III S. 15) 


* 


Lord Halifax teilt Botschafter Kennard in Warschau mit, daß der Hochkommis- 
sar Mitglieder des Foreign Office und des Quai d’Orsay morgen in der Schweiz 
sprechen wolle, um ihnen das Ergebnis seiner Unterhaltung mit Hitler vor seiner 
Rückkehr nach Danzig mitzuteilen. Dieses Treffen in der Schweiz solle nur dem 
Empfang von Informationen dienen. Kennard solle die polnische Regierung in- 


formieren, um jede Möglichkeit eines Mißverständnisses zu vermeiden. 
(DBFP VI Nr. 640) 


* 
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In Moskau fand die Eröffnungssitzung für die englisch-französischen Militär- 
besprechungen mit russischen Militärs statt. (ADAP VII S. 30) 


* 


Geheimrat Schnurre teilte in einem Telegramm v. 12. 8. nach Berchtesgaden 
(am 14. August an Botschafter v. d. Schulenburg nach Moskau) mit, daß der rus- 
sische Geschäftsträger Astachow ihm eröffnet habe, daß er von Molotow instruiert 
sei, die russische Bereitschaft zu Verhandlungen über wirtschaftliche, kulturelle und 
politische Fragen zu erklären. Seine Regierung schlage Moskau als Verhandlungsort 
vor. (ADAP VII S. 48) 


* 


Adolf Hitler empfing den Grafen Ciano in Berchtesgaden zu einer längeren 
Aussprache. (DB Nr. 46) 
Während der Aussprache traf das obige Telegramm über die russische Verhand- 
lungsbereitschaft ein, so daß es Hitler dem Grafen Ciano sofort zeigen konnte. Die 
meisten Historiker behaupteten bisher, daß dieser Vorgang eigens für Ciano 
inszeniert worden sei, um Italien gefügiger zu machen. Das traf also keinesfalls zu. 


* 


„Schon am 12. August..... wiederholte Canaris gegenüber Roatta seine War- 
nungen, worüber dieser sofort Mussolini berichtete. Canaris erklärte rund heraus, 
daß Entscheidung über Krieg oder Frieden von Italien abhänge. Auf die Frage 
des Militärattaches, wie er das verstehe, antwortete Canaris: ‚Ribbentrop wird fra- 
gen, ob Italien bereit sei zum Eintritt in den Krieg. Ciano wird antworten: Nein. 
Roatto: ‚Und warum? Wer sagt Ihnen das?’ — Canaris: ‚Das ist so meine Idee. 
Auch wir sind nicht für einen allgemeinen Krieg gerüstet.’ “ (Siebert, S. 252) 


Sonntag, den 13. August 1939 


In einem Telegramm an die deutsche Botschaft in Warschau wird die Einrichtung 
einer intensiveren Nachrichtenbeschaffung aus Polen angeordnet, um einen bes- 
seren Überblick über die polnischen Presseäußerungen zu bekommen. 

(ADAP VILS. 42) 


* 


Völkerbundskommissar Burckhardt schrieb in einem Brief an Herrn Walters, 
Sekretär des Völkerbunds: 
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ker aber Samstag, den 5. 8. haben die Polen ihr Ultimatum gestellt. Sie 

hatten die Absicht, einen gefährlichen Erfolg zu erringen, und sie haben nicht auf- 

gehört, diesen Erfolg zu betonen.“ (Burckhardt, $. 347) 
%* 


Der amerikanische Botschafter Biddle berichtet nach Washington, daß ihm 
Außenminister Beck einen Bericht des polnischen Botschafters in London vor- 
gelegt habe, daß die britische Regierung alle bisherigen Schritte Polens gebilligt habe. 

(Foreign Relations of the United States, 1939 IS. 214) 


* 


Botschafter Kennard schreibt in einem Bericht an Lord Halifax, der polnische 
Kabinettschef hätte angedeutet, daß sich Herr Beck Sorgen mache über das Aus- 
maß, mit dem Herr Burckhardt Aussagen von Herrn Forster annehme und sie ohne 
genaue Überprüfung weitergebe. Er hätte daher als äußerst wünschenswert an- 
geraten, daß der polnische Kommissar in Danzig mit dem Hochkommissar Ver- 
bindung halte und ihm nach dessen Rückkehr besondere Aufmerksamkeit schenke, 

(DBFP VI Nr. 648) 


* 


In Moskau fand die zweite Sitzung der Militäirkommissionen statt. General 
Doumenc setzte die französischen Pläne auseinander und gab ein ziemlich optimi- 
stisches Bild der französischen Stärke. Marschall Woroschilow war sehr neugierig 
und stellte zahlreiche Fragen, die man ihm in der nächsten Sitzung zu beantworten 
versprach. 


* 


Adolf Hitler empfing nochmals den Grafen Ciano zur Fortsetzung der Gespräche, 
(S. DB Nr. 46a) 


* 


Das Protokoll über die Salzburger Gespräche enthielt viele Abweichungen gegen- 
über dem deutschen Protokoll. Dazu schreibt Siebert: „Diese Abschwächungen, 
Auslassungen und Hinzufügungen können nicht wie die allgemein kürzere Fassung 
des Protokolls und die Verschiebung in der Reihenfolge der Gesprächsthemen allein 
mit der Tatsache erklärt werden, daß Ciano seine Aufzeichnungen hinterher aus 
dem Gedächtnis anfertigte. Vielmehr muß er damit, wie man auch gelegentlich bei 
anderen Protokollen des italienischen Außenministers feststellen kann, auf eine 


228 


14. August 1939 


bestimmte Wirkung bei seinem Schwiegervater abgezielt haben: nicht nur wollte 
er seine eigene Gesprächsführung in ein gutes Licht rücken, sondern auch das Miß- 
trauen des Duce gegen Hitler und Ribbentrop nähren und deren Illoyalität und 
Verbohrtheit in ihren Ideen herausstellen (das gilt besonders auch für seine Auf- 
zeichnungen über das vorbereitende Gespräch mit Ribbentrop) und allgemein den 
Stand der Dinge so zeichnen, daß der Duce auf keinen Fall ermutigt wurde, die 
Kriegspolitik des deutschen Bundesgenossen blindlings mitzumachen. Daher ver- 
schwieg er auch das Telegramm aus Moskau; denn Mussolini hätte daraufhin sicher 
alle Bedenken fallen gelassen, wie später seine erste Reaktion auf den Moskauer 
Pakt beweist.“ (Siebert, S. 246) 


* 


In seinem Tagebuch läßt Ciano seiner antideutschen Gesinnung freien Lauf: 

„Ich bin angeekelt von Deutschland, seiner Führung, seiner Handlungsweise. Sie 
haben uns belogen und betrogen. Und heute wollen sie uns in ein Abenteuer ziehen, 
welches wir nicht gewollt haben und welches das Land und das Regime kompro- 
mittieren kann..... ich weiß nicht, ob ich für Italien den Sieg oder die Niederlage 
Deutschlands wünschen soll.“ 


Montag, den 14. August 1939 


Staatssekretär v. Weizsäcker läßt den hauptsächlich interessierten deutschen Mis- 
sionen ein Telegramm zugehen, in dem es heißt: „Bitte von dort aus kein Gespräch 
über deutsche und polnische Erklärung suchen. Wenn Sie darauf angesprochen wer- 
den, bittet der Herr Reichsaußenminister auszuführen, daß die polnische Mitteilung 
ein neuer Beweis für die größenwahnsinnige, einen Konflikt suchende Politik der 
polnischen Machthaber ist. Wenn Polen jetzt die Haltung eines Amokläufers ein- 
nehme, so werde es die Verantwortung und die Folgen zu tragen haben. Wir könn- 
ten nicht verstehen, wenn sich noch weiterhin Mächte fänden, die bereit wären, 
einer derartigen irrsinnigen Politik Vorschub zu leisten oder sie gar zu ermuntern 
und damit die Verantwortung mitzuübernehmen.“ (ADAP VI S. 53) 


* 
Außenminister Beck antwortet der englischen Regierung, daß er sich voll der 
Notwendigkeit bewußt sei, die englische Regierung jeweils eingehend und rasch 


informieren zu müssen, doch hätte er in der Angelegenheit der polnischen Zoll- 
inspektoren sofort handeln müssen. (Freund III, S. 15) 


* 
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Lord Halifax schreibt an den polnischen Botschafter in London, es sei ihm jetzt 
möglich gewesen, den Entwurf des anglo-polnischen Vertrages, den er ihm am 
10. 8. übersandt habe, zu lesen. Man sei bereit, in der Diskussion über diesen Ver- 
trag fortzufahren und schlägt für den Beginn der Unterredungen den 16. August 
vor. Es seien ihm viele Änderungen aufgefallen gegenüber dem Entwurf, den er 
— Halifax — am 6. April vorgelegt habe. Der einzige Punkt, den er im Augen- 
blick erwähnen möchte, sei der, daß die Liste der Staaten in dem von der polnischen 
Regierung vorgeschlagenen geheimen Protokoll Rumänien nicht einschließe. Es 
schließe aber die baltischen Staaten ein, die bei den Verhandlungen im April nur 
sehr flüchtig erwähnt worden seien. (DBFP VI Nr. 661) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker notiert in einer Aufzeichnung für den Reichsaußen- 
minister, daß er dem heute aus London eingetroffenen Botschafter v. Dirksen auf- 
tragsgemäß eröffnet habe, daß er nicht ohne ausdrückliche Weisung nach London 
zurückkehren solle. Bezüglich der Beurteilung der englischen Haltung in der deutsch- 
polnischen Frage, habe er die in seiner Berichterstattung an das Auswärtige Amt 
eingenommene Ansicht wiederholt. (ADAP VII S. 53) 

Aus dem Schlußsatz geht hervor, daß der Reichsaußenminister darüber orientiert 
war, daß ihm v. Dirksen nichts Neues berichten konnte und erklärt sich daraus z. T. 
die ihm in Nürnberg vorgeworfene Tatsache, daß er ihn nicht empfangen hat. 


* 


Botschafter Henderson berichtet in einem längeren Schreiben an Lord Halifax 
über seine Unterredung mit Botschafter Attolico, der von dem Treffen des Grafen 
Ciano mit Ribbentrop zurückgekehrt sei. Dieser sei sehr aufgeregt gewesen und 
habe gesagt, daß das ganze Ziel von Cianos Besuch durch ein neues Ereignis zer- 
stört wurde, nämlich durch die Noten, die am 9. und 10. August zwischen der deut- 
schen und der polnischen Regierung gewechselt worden seien. Es wäre Cianos Ab- 
sicht gewesen, die Danziger Dinge auszugleichen, aber jetzt könne die italienische 
Regierung in Anbetracht des Satzes der polnischen Note, daß Polen jede zukünftige 
„Einmischung der deutschen Regierung“ als einen Angriffsakt auslegen würde, 
gar nichts mehr tun. Er habe erklärt, daß erstens die deutsche Regierung begonnen 
hätte, eine steife Note an Polen zu senden und zweitens, daß es nicht nur hieß 
„deutsche Einmischung“, sondern „deutsche Einmischung, die den polnischen Rech- 
ten und Interessen schädlich ist* und daß die polnische Regierung nicht ruhig zu- 
sehen könne, wie ihre Stellung in Danzig einseitig unterminiert würde. 

Dazu habe Attolico erwidert, daß Hitler niemals eingestehen würde, daß er kein 
Recht habe, für die Rechte der Deutschen außerhalb des Reiches einzutreten, zumal 
Deutschland, bevor die Beziehungen schlecht wurden, immer direkt mit Polen über 
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Danzig in Verbindung gestanden sei. Attolico habe eingestanden, daß die juristische 
Position Polens korrekt sei, aber die Note hätte ohne die Herausforderung des 
letzten Satzes enden müssen. Aber alles dies sei nicht so wichtig als folgendes: 
Wenn nicht irgend etwas geschehe, und zwar bevor Hitler Gelegenheit habe, seine 
nächste öffentliche Rede zu halten, würde man unvermeidlich in einen Krieg 
hineingleiten. Attolico hätte anerkannt, daß SMR keinen Zoll von der Stellung, die 
sie eingenommen habe, weichen könne. Ferner sei es psychologisch Wahnsinn an- 
zunehmen, Hitler sei durch die Friedensfront eingeschüchtert. Man hätte einen 
großen Fehler gemacht, weil man nicht sofort alle russischen Bedingungen ange- 
nommen hätte. Hitler sei anscheinend die Tatsache bekannt, daß die polnische Re- 
gierung den britischen und französischen Regierungen nicht den Inhalt ihrer Ant- 
wort vom 10. August mitgeteilt habe. Dies verschlimmere die Lage, da Hitler 
glaube, Polen handle eigenmächtig ohne Rücksicht auf England und Frankreich. 
Attolico meinte, es sei nichts verloren gewesen, wenn die Polen 24 Stunden gewartet 
hätten, um vorher England und Frankreich zu konsultieren. 

Am Schluß seines Briefes an Halifax schreibt Henderson, daß es ein schlechtes 
Zeichen sei, daß die deutsche Presse gestern erstmals von „deutscher Ehre“ geschrie- 
ben habe, was andeute, daß Hitler die Angelegenheit zu einer Prestigefrage ge- 
macht habe. (DBFP VI Nr. 662) 


* 


Botschafter Henderson berichtet Lord Halifax über sein Gespräch mit dem pol- 
nischen Botschafter. Nach seinen Informationen sei Hitler wütend geworden durch 
den Satz wegen der „Aggression“ in der polnischen Antwort vom 10. 8. an die 
deutsche Regierung. Dies habe die ganze Absicht des Ciano-Besuches verdorben, der 
dazu dienen sollte, die ganzen Spannungen zu vermindern. Es war nicht eine Frage 
von Recht oder Unrecht, sondern von Fakten und ihren Wirkungen. 

Lipski habe geantwortet, daß eine Überredung bei den Deutschen nutzlos sei 
und der einzige Kurs der wäre, ihnen die Zähne zu zeigen. Er habe ihm zugestimmt, 
aber gesagt, daß man standhaft Nein gesagt habe zu den Diktatoren im März, und 
daß, wenn man den Krieg vermeiden wolle, man es nicht einfach dabei belassen 
könne. 

Hitler habe den unbegrenzten Glauben an seine Armee, und wie immer er dem 
Krieg abgeneigt sein möge, würde er lieber kämpfen als sich unterwerfen, sei es 
einem Wink oder einer Demütigung. Das wäre das große Risiko und SMR könnte 
nicht von ihrer Haltung abweichen. 

Sein Eindruck wäre, daß Italien Deutschland — wenn auch widerstrebend — freie 
Hand in Bezug auf Danzig gegeben hat, und daß daher eine Intervention durch 
Mussolini in diesem Jahr nicht erhofft werden könne, während Hitler, wenn auch 
fälschlich, fürchte, daß es die Polen wären, die ihn schlecht behandelt hätten, also 
nicht umgekehrt. 
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„Es war eine Frage der Tatsachen, nicht dessen, was vernünftig oder richtig war. 
Wenn daher der Frieden erhalten oder wenigstens Zeit gewonnen werden sollte, 
so wären es nur die Polen selbst oder die französische Regierung — welche bei all 
den Presseangriffen auf England eigenartigerweise verschont geblieben war —, die 
mir in der Lage schien, einen Schritt zu tun, welcher vielleicht die Waagschale vom 
Krieg dem Frieden zuneigen könnte. 

Der polnische Botschafter wies auf die Schwierigkeiten seiner Regierung und 
seine eigenen hin, etwas zu tun. 

Ich stimmte zu, führte aber aus, daß sogar Polens Sache gestärkt werde, wenn es 
aufzeigen könnte, daß Polen nichts unversucht ließ, Europa auf Polens Kosten 
vom Krieg zu bewahren. 

Herr Lipski schien durch dieses Argument beeindruckt zu sein und nicht ab- 
geneigt, wenn sich die Gelegenheit böte, möglichst durch Göring den Kontakt zu 
erneuern ..... = (DBFP VII Nr. 12) 


* 


Der Sekretär der britischen Delegation für die britisch-französischen General- 
stabsbesprechungen, Cornwall— Jones, übersendet dem französischen Militärattach& 
in London, General Lelong, eine Aufzeichnung des britischen Generalstabs über die 
Frage etwaiger Luftbombardierungen. (s. DB Nr. 47) 


* 


Der deutsche Botschafter in Moskau enthält Anweisung, sich für Dienstag bei 
Molotow anzumelden. 

Ferner wird er beauftragt, bei der russischen Regierung der am 11. 8. gemeldeten 
Version des englischen Militärattach&s entgegenzutreten. Wähle Rußland die eng- 
lische Seite, so stünde es in der Tat wie 1914 isoliert Deutschland gegenüber. Wähle 
es die Verständigung mit uns, so erreiche es die gewünschte Sicherheit, für die man 
Garantien zu geben bereit sei. (ADAP VII S. 50) 


* 


Der Reichsaußenminister übersendet dem deutschen Botschafter in Moskau die 
Information für seine Aussprache mit Molotow. Die Information solle er wörtlich 
vorlesen und evtl. um eine Unterredung mit Stalin selbst nachsuchen. Eine Unter- 
redung mit diesem wäre Voraussetzung für seinen, des Reichsministers Besuch ın 
Moskau. (s. DB Nr. 48) 


* 


In der dritten Sitzung der Militärmissionen wurden die Fragen Woroschilows 
nicht immer zu dessen Zufriedenheit beantwortet. Dieser wollte auch wissen, wie 
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man sich das Vorgehen der sowjetischen Armeen angesichts der Tatsache vorstelle, 
daß keine gemeinsame Grenzen mit Deutschland, Frankreich und England habe. 
Er erhielt aber nur ausweichende Antworten. Er machte klar, daß ohne russisches 
Durchmarschrecht jede erfolgreiche Kriegsführung illusorisch sei und daß also diese 
Frage zu allererst geklärt werden müßte. Polen und Rumänien müßten daher zu- 
erst befragt werden. Die westlichen Missionen meinten, man könnte deren Ant- 
worten als positiv unterstellen. Damit gab sich Woroschilow nicht zufrieden, son- 
dern verlangt völlige Klarheit. (Freund III, S. 82—89) 

Die westlichen Missionen unterrichteten noch in der Nacht ihre Regierungen von 
der neuen russischen Forderung. 


* 


„Am 14. August bearbeitet er (Graf Ciano) Mussolini volle sechs Stunden. Dabei 
legte er auch die in seinem Ministerium zusammengestellten Dokumente vor, aus 
denen sich eindeutig ergab, daß eine Vereinbarung über eine mehrjährige Friedens- 
periode bestand und daß die deutsche Regierung bisher nichts über ihre Absichten 
mitgeteilt hatte. Nun schien der Duce einzusehen, daß man nicht mit geschlossenen 
Augen an der Seite Hitlers kämpfen dürfe.“ (Siebert, $. 251) 


* 


Mussolini entwarf eine Note, die er nach Prüfung der Berichte über Cianos Salz- 
burger Besprechungen der Reichsregierung zugehen lassen wollte. Er brachte darin 
zum Ausdruck, daß sich nach seiner Meinung der polnische Konflikt nicht lokali- 
sieren lasse, daß aber Italien für eine europäische Auseinandersetzung noch nicht 
gerüstet sei und daß er glaube, daß sich der polnische Konflikt noch mit friedlichen 
Mitteln vermeiden lasse. (Freund, Bd. III S. 45) 


Dienstag, den 15. August 1939 


Der deutsche Generalkonsul in Posen teilt mit, daß die theologische Hochschule 
der evangelischen Kirche zum 1. 1. 1940 geschlossen würde. (DWB II Nr. 411) 


* 


Der Geschäftsträger der deutschen Botschaft in Warschau befürchter Gefahren 
für die deutsche Minderheit in Polen im Falle eines Kriegsausbruches und schlägt 
vor, daß über der polnischen Bevölkerung in einem solchen Falle Flugblätter aus 
Flugzeugen abgeworfen werden sollen, in denen vor Gewalttaten an Leben und 
Eigentum der deutschen Bevölkerung gewarnt wird. (ADAP VII S. 56) 
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Staatssekretär v. Weizsäcker empfing den französischen Botschafter Coulondre zu 
einer Aussprache über die polnische Frage. (DB Nr. 49) 

Der etwas längere Bericht Coulondres, der von Weizsäckers Bericht nicht ab- 
weicht, endet mit folgenden Ratschlägen an seine Regierung: 

„1. Absolut festzubleiben und eine absolut geschlossene Front aufrechtzuerhalten, 
— da jedes Nachgeben oder auch nur Anschein eines Nachgebens dem Krieg 
Tür und Tor öffnet — und ferner bei jeder sich bietenden Gelegenheit auf 
den Automatismus des militärischen Beistands nachdrücklichst hinweisen, 

2. die militärischen Kräfte der Verbündeten, und insbesondere die unseren, auf 
gleicher Höhe mit denen Deutschlands, welch letztere sich ständig vermehren, 
zu halten. Es ist von maßgeblicher Bedeutung, daß wir zum mindesten das 
vorher bestehende Kräfteverhältnis..... aufrecht erhalten, und daß wir nicht 
den Eindruck erwecken, daß wir zurückweichen, 

3. den Abschluß des Vertrages mit der Sowjetunion auf das äußerste zu beschleu- 
nigen. Ich kann nicht eindringlich genug darauf bestehen, daß der Abschluß 
dieses Vertrages für das Reich ein psychologischer Faktor erster Ordnung ist. 

4. (Ist auch im Original ausgelassen.) 

5. Warschau den Rat zu geben, doppelt vorsichtig zu sein und alles zu tun, um 
örtliche Zwischenfälle zu vermeiden..... . (FGB Nr. 194) 


* 


In einem zweiten Bericht führte er aus: „Gleichzeitig ist es wesentlich, daß wır 
uns im Hinblick auf den Umfang der militärischen Maßnahmen des Reiches nicht 
von der deutschen Mobilmachung zuvorkommen lassen. Gerade dadurch, daß wir 
uns auf militärischem Gebiet auf gleicher Ebene wie dem Reiche bewegen, werden 
wir dasselbe am wirksamsten von unserem Entschluß, unsere gegenüber unseren 
polnischen Verbündeten eingegangenen Verpflichtungen zu halten und gegebenen- 
falls demselben unverzüglich zu Hilfe zu eilen, überzeugen können.“ (FGB Nr. 195) 


* 


Außenminister Bonnet gibt einen dramatischen Bericht über die Schwierigkeiten, 
die für die Delegationen der Westmächte durch die russischen Forderungen ent- 
standen sind: (Bonnet, S. 251 f.) 

„Ich befand mich in meinem Zimmer im Quai d’Orsay, als ich in der Nacht vom 
14. zum 15. August gegen 5 Uhr morgens an meine Tür klopfen hörte. Es war der 
Beamte von der Chiffrierabteilung. „Ich habe mir erlaubt, Sie zu wecken“, sagte 
er, „um Ihnen diesen Drahtbrief zu bringen, der mir sehr wichtig erscheint.“ In 
der Tat. Es handelte sich um die Moskauer Militärbesprechungen vom Vortag. Un- 
sere Unterhändler hatten Marschall Woroschilow die Frage vorgelegt, wie er die 
Streitkräfte der UdSSR zu verwenden gedenke. Dieser hatte daraufhin zuerst 
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selbst eine Frage gestellt: „Haben Großbritannien und Frankreich die Zustimmung 
Polens und Rumäniens für einen Durchmarsch der russischen Truppen durch ihr 
Hoheitsgebiet erhalten?“ Unsere Delegierten hatten erwidert, dies sei eine politische 
Frage, die ihre Kompetenzen überschreite. Doch hatten sie weiter sofort erklärt, 
daß dies kein Grund zur Unterbrechung der Besprechungen sei. Die UdSSR könnte 
dem angegriffenen Land durch Lieferung von Kriegsmaterial und durch Unterstüt- 
zung in der Luft zu Hilfe kommen. Was die sowjetische Infanterie betreffe, so werde 
Polen sich an sie wenden, sobald die Deutschen einmarschiert seien. 


Die russische Delegation hatte indessen diesen Standpunkt nicht angenommen 
Nach einer Stunde Beratung hatte sie folgende Fragen vorgelegt. Zunächst wünschte 
sie zu wissen, „ob die sowjetischen Streitkräfte das Recht hätten, über Wilna und 
Galizien polnischen Boden zu betreten, und ob sie desgleichen auf rumänischem 
Hoheitsgebiet erscheinen könnten. Sie stellte fest, daß diese politische Frage von 
Frankreich und Großbritannien eiligst mit den Regierungen Polens und Rumäniens 
besprochen werden müsse. Sie bedauerte, daß man ihr gegenwärtig keine Antwort 
erteilen könne. Unter diesen Bedingungen könne sie ihrer Regierung nicht emp- 
fehlen, sich in ein so offenkundig zum Scheitern verurteiltes Unternehmen einzu- 
lassen. Endlich ersuchte sie Großbritannien und Frankreich, ihr diese Frage schnell 
zu beantworten. Inzwischen erklärte sie sich bereit, die Besprechungen über die 
Pläne zu einer militärischen Zusammenarbeit gegen einen deutschen Angriff ın 
Europa fortzusetzen. Marschall Woroschilow wäre bereit, seine Pläne darzulegen, 
sobald die Antwort.auf die vorherige Frage des Truppendurchmarsches eingegangen 


.« 


sel. 


* 


Außenminister Bonnet ließ auf das nächtliche Telegramm hin den polnischen 
Botschafter Lukasiewicz aus seinem Urlaubsort an der bretonischen Küste zurück- 


holen und sagte ihm: (Bonnet, $. 252 f) 

„Beck solle den Einmarsch der russischen Infanterie in Polen für den Kriegsfall 
gestatten. Sonst sei alles zu befürchten, einschließlich eines deutsch-russischen Ein- 
verständnisses gegen Warschau. Lukasiewicz entgegnete: „Beck wird seine Zustim- 
mung nicht zu einer russischen Besetzung der Gebiete geben, die wir den Russen 
1921 wieder abgenommen haben. Wären Sie als Franzose damit einverstanden, daß 
Elsaß-Lothringen durch Deutsche geschützt würde?“ Ich sagte: „Bestimmt nicht, 
doch vergessen Sie nicht, daß Sie im Osten und Westen zwei Großmächte zu Nach- 
barn haben. Sie stehen jetzt in einer Kraftprobe mit Deutschland, die Sie zwingt, 
sich die sowjetrussische Unterstützung zu sichern. Vor drei Tagen hat Hitler Burk- 
hardt erklärt, er werde Polen in drei Wochen mit seiner mechanisierten Armee, 
von der Sie nicht einmal eine Vorstellung hätten, niederschlagen.“ Lukasiewicz er- 
widerte: „Im Gegenteil, die polnische Armee wird vom ersten Tage an nach Deutsch- 
land eindringen.“ Hierauf erklärte ich: „Ich wünsche es lebhaft. Beantworten Sie 
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inzwischen sofort und bejahend das sowjetrussische Ersuchen. Wir legen der Sache 
eine grundsätzliche Bedeutung bei. Denn vom Erfolg unserer Verhandlungen hängt 
Krieg oder Frieden ab.“ 

Der Botschafter versprach mir, er werde mein Ansuchen nach Warschau genau 
weiterleiten. Er gab mir aber zu verstehen, daß Becks Antwort fast mit Sicherheit 
verneinend sein werde. Meine Unterhaltung mit dem Botschafter hatte mir nur 
wenig Hoffnung gelassen. Ich traf mich anschließend gleich mit Daladier, und es 
wurde beschlossen, daß unser Warschauer Militärattache, General Musse, der sich 
in Paris aufhielt, noch am selben Tage abreisen solle, „um beim polnischen Ge- 
neralstab zu intervenieren. Ich beauftragte desgleichen Noel in Warschau, unsere 
Aktion zu unterstützen. Durch einen zweiten Drahterlaß ersuchte ich außerdem un- 
seren Botschafter in Warschau, Beck, aufzusuchen, damit dieser erfahre, daß seine 
Ablehnung ihm die Verantwortung für ein Scheitern der Militärbesprechungen mit 
allen hieraus entstehenden Folgen aufbürden werde.“ 

Dem französischen Botschafter Noel, der den Auftrag Bonnets ausführen wollte, 
antwortete Außenminister Beck: „Das ist eine neue Teilung, die wir unterzeichnen 
sollen. Wenn wir schon geteilt werden sollen, so werden wir uns wenigstens ver- 
teidigen. Nichts gibt uns die Garantie, daß die Russen, wenn sie erst einmal im 
Osten unseres Landes festgesetzt sind, auch wirklich am Kriege teilnehmen werden.“ 

(Noel, S. 393) 


* 


Lord Halifax schreibt an Botschafter Kennard in Warschau: „..... Der Hohe 
Kommissar wird dem polnischen Generalbevollmächtigten einen gewissen Bericht 
seiner Unterhaltung mit Hitler gegeben haben, aber wir zweifeln, ob er den 
Abschnitt über Getreide und Holz und die freie Hand im Osten erwähnt haben 
wird. Bitte geben Sie Oberst Beck den allgemeinen Sinn der Inhaltsangabe und 
sagen Sie, daß, während vieles in Hitlers Haltung eine Auslegung seiner Absichten 
bestätigt, ich den Eindruck habe, daß er noch unentschieden ist und bemüht, 
den Krieg zu vermeiden und zurückzuhalten, wenn er dies tun kann, ohne sein 
Gesicht zu verlieren. ..... Da eine Möglichkeit besteht, daß er die Angelegenheit 
nicht gewaltsam vorantreibt, ist es offensichtlich wesentlich, ihm keinen Vorwand 
zum Handeln zu geben, ob Besprechungen über Danzig zu irgendeinem Zeitpunkt 
möglich sein mögen oder nicht. Deshalb scheint es von allergrößter Bedeutung 
danach zu streben, die lokalen Streitfragen sofort zu lösen und nicht Fragen des 
Verfahrens und des ‚Gesichtes‘ in Danzig ein Hindernis sein zu lassen. ..... 
Es erscheint auch wichtig, daß die polnische Regierung jede Anstrengung unter- 
nehmen sollte, ihre Presse zu zügeln, selbst angesichts einer deutschen Presse- 
kampagne, und ihre Bemühungen zu verstärken, Angriffe auf die deutsche Minder- 
heit zu verhüten. ..... Während der gegenwärtige Zeitpunkt für Verhandlungen 
über allgemeine Fragen im Gegensatz zu örtlichen Differenzen nicht geeignet sein 
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mag, würde die polnische Regierung nach meinem Urteil gut daran tun, weiterhin 
klar herauszustellen, daß, vorausgesetzt, wesentliche Dinge können sichergestellt 
werden, sie jederzeit bereit ist, die Möglichkeit von Verhandlungen über Danzig 
zu untersuchen, falls eine Aussicht auf Erfolg besteht. Ich betrachte eine solche 
Haltung als wichtig vom Gesichtspunkt der Weltmeinung. 

Ehe Sie in obigem Sinne mit Herrn Beck sprechen, stimmen Sie sich bitte mit 
Ihrem französischen Kollegen ab, der allgemein ähnlich gehaltene Anweisungen 
empfangen wird, damit Sie gegenüber Oberst Beck annähernd auf der gleichen 
Linie liegen.“ (DBFP VII Nr. 4) 

Dieses Telegramm hat das Institut für Zeitgeschichte, München auszugsweise als 
Nr. 5 neben 7 anderen in den Anhang seines Sonderdrucks: „David L. Hoggan 
und die Dokumente.“ aufgenommen: 

SER ERER Da eine Möglichkeit besteht, daß er (Hitler) die Dinge nicht forciert, so 
ist es offensichtlich von größter Bedeutung, ihm keinen Grund zum Handeln zu 
liefern, ob nun Gespräche über Danzig in einiger Zeit möglich sind oder nicht. 
Es scheint daher von äußerster Wichtigkeit zu sein, sich um eine sofortige Lösung 
der örtlichen Probleme zu bemühen, wobei man sich von Verfahrens- oder 
Prestigefragen in Danzig nicht aufhalten lassen sollte....... 

Ebenso wichtig dürfte es sein, daß die polnische Regierung jede Anstrengung 
unternimmt, um die eigene Presse zu mäßigen, selbst angesichts einer deutschen 
Pressekampagne, und ihre Bemühungen intensiviert, Angriffe auf ihre deutsche 
Minderheit zu verhindern. ..... . Zwar mögen Verhandlungen über allgemeine 
Fragen, anders als über lokale Differenzen, im Augenblick inopportun sein. 
doch täte die polnische Regierung nach meiner Ansicht gut daran, weiterhin klar 
zu machen, daß sie, die Sicherung lebenswichtiger Interessen vorausgesetzt, jederzeit 
bereit ist, die Möglichkeit von Verhandlungen über Danzig zu prüfen, sofern 
Aussicht auf Erfolg besteht. ..... e 

Die 8 Dokumente sollen offenbar beweisen, daß England „Alles“ getan habe, um 
eine polnische Verhandlungsbereitschaft herbeizuführen. 

Dem klar prüfenden Leser wird es aber nicht schwer fallen, festzustellen, daß 
in diesem Dokument — wie in den sieben andern auch — die scheinbar positiven 
Argumente durch entsprechende negative oder diplomatische Verklauselierungen 
völlig entwertet werden, wobei noch berücksichtigt werden muß, daß es sich nur 
um Weisungen für den Botschafter handelt, die natürlich der so antideutsch und 
propolnisch eingestellte Kennard nach seinem Ermessen so geformt hat, daß sie 
für die anspruchsvollen polnischen Seelen auch wirklich geeignet waren. Außerdem 
ist es gar nicht ausgeschlossen, daß solche Telegramme, wenn sie auch nicht viel 
wiegen, von vornherein fabriziert wurden, um notfalls als „Alibi* dienen zu 
können. 

Das ist bei dem vorstehenden Telegramm offensichtlich der Fall, wie der in der 
Übersetzung des Instituts weggelassene bedeutsame Satz beweist: „Ich betrachte 
eine solche Haltung als wichtig vom Gesichtspunkt der Weltmeinung.“ 
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Botschafter Henderson teilt Sir Cadogan mit, daß er die Absicht habe, nach 
Salzburg zu einem Motorradrennen zu fahren und dabei zu versuchen, mit 
Ribbentrop sprechen zu können. „Mein eigenes Gefühl ist, daß, wenn vor Ende 
des Monats, möglichst vor dem 27. August, irgend jemand — entweder Polen 
oder die Franzosen, aber wahrscheinlich die ersteren nicht zu Hitler gesagt haben: 
‚Laßt uns im Interesse der Humanität die Danzig-Frage auf Eis legen, bis die 
Atmosphäre beruhigt genug ist, sie richtig und vernünftig zu diskutieren, werden 
wir entweder in den Krieg treiben oder am besten noch uns gegenüberstehen schen 
einer Danzig-Abmachung in einer gänzlich ungünstigen Atmosphäre.‘ Wir können 
nicht nachgeben und ich befürchte zu glauben, daß Hitler auch nicht anders kann, 
wenn er mit seinem Programm durchdringen kann, ohne einen ersten Anstoß 
von beteiligter Seite. 

Wenn Hitler sich weigert, solch einen Vorschlag anzunehmen, dann wird die 
größte Schuld auf ihn kommen und sein Krieg ungerechtfertigt sein, besonders 
in den Augen seines eigenen Volkes.“ (DBFP VII Nr. 15) 

Botschafter Kennard antwortete umgehend, daß Herr Beck ebenfalls glaube, daß 
Hitler wahrscheinlich immer noch unentschlossen über sein Vorgehen sei. Er stimme 
zu, daß man sich bemühen solle, die lokalen Probleme in Danzig und die wirtschaft- 


lichen vor den politischen Fragen rasch zu lösen. (BBB Nr. 51) 
* 

Staatssekretär v. Weizsäcker empfing den britischen Botschafter Henderson 

zu einer Aussprache. (DB Nr. 50) 

Botschafter Henderson ergänzt in einem besonderen Brief an Lord Halifax seinen 

Bericht über seine Rücksprache mit Staatssekretär v. Weizsäcker. (DB Nr. 51) 
* 


Churchill kehrte von einer zehntägigen Besichtigung der französischen Ost- 
befestigungen zurück. Er hatte mit den französischen Offizieren, darunter mit 
General Gamelin militärische Fragen besprochen und berichtete dem Kriegs- 
minister, „und vielleicht noch einigen anderen Ministern“: 

„Die französische Front kann nicht überrumpelt werden. Sie kann an keiner 
Stelle durchbrochen werden, außer durch einen Angriff, der gewaltige Blutopfer 
erfordern und so viel Zeit beanspruchen würde, daß sich die allgemeine Lage 
während seines Verlaufs verändern würde. Das nämlich gilt, wenn auch in weniger 
hohem Grade, von der deutschen Frontseite. 

Die Flanken dieser Front ruhen dagegen auf zwei kleinen neutralen Staaten. 
Die Haltung Belgiens gilt als höchst unbefriedigend. Gegenwärtig bestehen zwischen 
den Franzosen und den Belgiern keinerlei militärische Beziehungen.“ 


(Churchill, I, S. 463) 
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Botschafter v. Dirksen suchte in seinem Urlaub den italienischen Botschafter 
Attolico auf. Dieser sagte ihm, daß bei den Besprechungen in Salzburg Beschlüsse 
gefaßt worden seien, die leicht einen Krieg zur Folge haben könnten. Man sei 
dabei von der unzutreffenden Voraussetzung ausgegangen, daß England nicht 
mitmachen werde. Herr v. Dirksen gab seinem Zweifel an der Richtigkeit dieser 
Darstellung Ausdruck, da eine Teilnahme Englands bei einem solchen Konfliktsfall 
sicherlich in Betracht gezogen worden wäre. (DM II Nr. 26) 

Ich mutmaße, daß die Niederschrift über die Unterredung nach dem 18. 8. 39 
gefertigt wurde. 


* 


In der Sitzung der Militärmissionen trägt Marschall Woroschilow die sowjetischen 
Pläne vor. Danach könne die Sowjetunion auf dem europäischen Kriegsschauplatz 
120 Infanteriedivisionen, 16 Kavalleriedivisionen, 5000 schwere Geschütze, 10000 
Panzer und mindestens 5500 Flugzeuge einsetzen. Polen müsse 40 — 50 Divisionen 
aufbringen und die Erlaubnis geben, daß sowjetische Land- und Luftstreitkräfte 
in Polen operieren dürfen. 

Auch die baltischen Staaten müßten die Erlaubnis zur vorübergehenden 
Besetzung verschiedener Stützpunkte in ihren Staaten erteilen. Die weiter- 
gehenderen Forderungen zu erörtern hat schon deswegen keinen Zweck, weil 
die Verhandlungen scheiterten, obwohl es interessant wäre, die Eiertänze der ver- 
schiedenen Missionen kennen zu lernen. Festzuhalten ist aber unter allen Um- 
ständen, daß auch Woroschilow feststellte, daß Polen ohne russische Hilfe in 
14 Tagen vernichter sein könne. (Freund, Bd. III $. 91 ff.) 


* 


Botschafter von der Schulenburg berichtet noch in der Nacht telegraphisch über 
seine Aussprache mit Molotow. (ADAP VILS. 63) 
Am folgenden Tag sandte er zwei ausführliche Berichte. (DB Nr. 52) 


* 


Botschafter Henderson berichtet an Lord Halifax, daß ihm der italienische 
Botschafter heute morgen gesagt habe, daß er nach Rom beordert worden sei 
und heute nachmittag abreise. Er habe ihm gesagt, „daß es der beste Dienst 
wäre, den er dem Frieden leisten könnte, Signor Mussolini klar zu verstehen 
zu geben, daß die britische Regierung nicht einen Finger breit von ihrer gegen- 
wärtigen Position abweichen könnte. Falls Deutschland seine Zuflucht zur Gewalt 
nehme, würden wir mit Gewalt antworten. Wenn wir überzeugt sein könnten, 
daß die Achsenmächte wirklich friedliche Lösungen wünschten, würden wir bereit 
sein, die strittigen Probleme zu diskutieren.“ Attolico habe erwidert, daß Italien 
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in gleicher Weise so an Deutschland gebunden wäre, daß es ebenfalls nicht 
weichen könnte, und gerade diese Tatsache machte es umso dringender erforderlich, 
daß die britische und italienische Regierung zusammenarbeiteten, um den Frieden 
zu erhalten. Dieser habe Henderson gesagt, daß er seiner Regierung ebenso klar 
zum Bewußtsein bringen solle, daß Hitler nicht durch eine Friedensfront ein- 
geschüchtert werden könne. Diese wäre nicht Selbtszweck. 4 Monate und mehr 
wären verstrichen, seit man begonnen habe, diese Friedensfront aufzubauen und 
Hitler betrachte sich bereits als gedemütigt durch das erzwungene Verharren in 
Untätigkeit. Irgend etwas müsse schnell getan werden, denn er würde nicht unbe- 
grenzt lange warten. Arttolico habe noch gefragt, ob sich der Premierminister nicht 
in der Lage sehen würde, einen Schritt in Verbindung mit Signor Mussolini zu 
unternehmen, wenn dieser es vorschlüge. Er habe ihm geantwortet, daß dies von 
seiner Form und seinem Tenor abhinge. (DBFP VII Nr. 5) 


* 


„Dafür erhielt der italienische Botschafter durch Indiskretion eines Beamten der 
deutschen Botschaft streng vertrauliche Informationen über die wichtige Unter- 
redung Schulenburgs mit Molotow vom 15. August, mit welcher sich der deutsche 
Botschafter seines Auftrages vom 14. entledigt und worüber Rosso ziemlich getreu 
seinem Außenminister berichtete.“ (Siebert, $. 275) 
Hoggan dagegen führt aus: 

„Unmittelbar nach der Abreise Attolicos berichtete Magistrati nach Rom, die 
Deutschen hätten ihn unterrichtet, es sei sehr bald mit einem deutsch-russischen 
Pakt zu rechnen. (Hoggan S. 604) 


* 


Graf Ciano: „Der Duce, der zuerst ablehnte, seine Handlungsfreiheit gegenüber 
Deutschland zu wahren, ist heute nach der Prüfung der von mir vorgelegten 
Dokumente und nach unseren Gesprächen zu der Ansicht gekommen, daß cs 
unmöglich sei, mit verbundenen Augen an Deutschlands Seite zu marschieren. 
Er macht jedoch einen Vorbehalt: er will die Trennung von Deutschland vor- 
bereiten, aber behutsam vorgehen, und die Beziehungen mit Berlin nicht schroff 
abbrechen. Es ist nach seiner Meinung immer noch möglich, wenn auch schwierig, 
daß die Demokratien einlenken. In solchem Fall wäre es für uns nicht vorteilhaft, 
uns mit Deutschland zu überwerfen, da wir auch unsern Teil an der Beute 
bekommen müssen. Wir müssen also eine Lösung finden, die erlaubt: a) wenn die 
Demokratien angreifen, uns „ehrenvoll* von den Deutschen zu lösen, b) wenn 
die Demokratien einlenken, die Gelegenheit zu benützen, um ein für allemal die 
Rechnung mit Belgrad zu begleichen. 

Zu diesem Zweck erscheint es vor allem wichtig, die Ergebnisse von Salzburg 
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schriftlich festzulegen. Es ist ein Dokument, das wir je nachdem herausholen oder 
in den Archiven begraben sein lassen können. Aber auch der Duce ist immer mehr 
überzeugt davon, daß sich die Demokratien schlagen werden.“ 


Mittwoch, den 16. August 1939 


Das deutsche Generalkonsulat in Kattowitz läßt telefonisch mitteilen, daß am 
Montag und Dienstag zahlreiche Hausdurchsuchungen stattgefunden hätten und 
dabei mehrere hundert Volksdeutsche verhaftet worden seien. In einem späteren 
Bericht wird noch mitgeteilt, daß deutsche Zeitungen und Gewerkschaften ge- 
schlossen worden seien und die Grenze gesperrt. (DWB II Nr. 412) 

Unter den Verhafteten befindet sich Senator Wiesner, der Führer des Deutschtums 
in Ost-Oberschlesien. Die Zahl der Flüchtlinge hat bereits 76000 überschritten. 


* 


Der in Berlin zurückgehaltene Botschafter v. Moltke bittet in einem besonderen 
Schreiben an Staatssekretär v. Weizsäcker, nach Warschau zurückkehren zu dürfen, 
da die Reichtsdeutschen in Polen von Tag zu Tag in eine schwierigere Lage geraten 
würden, da auf die Polizei kein Verlaß sei. Die Anwesnheit des Botschafters 
bedeute wenigstens einen gewissen Schutz und moralischen Rückhalt. Seine Ab- 
wesenheit würde daher einen katastrophalen Eindruck machen. (ADAP VII S. 77) 


* 


In zwei Anweisungen an die deutsche Presse heißt es: „Es kann nun betont wer- 
den, daß auch das Korridorproblem gelöst werden muß, weil der gegenwärtige 
Zustand in den uns geraubten Gebieten auf die Dauer nicht mehr mit der deut- 
schen Ehre vereinbar ist. Es wird jedoch Wert darauf gelegt, daß die letztere 
Forderung nicht in hochpolitischer Form behandelt wird, sondern mehr anhand 
der aktuellen Ereignisse und mit dem Leiden der Deutschen in diesen Gebieten 
begründet wird.“ (H. S. in „Nation Europa“ 5/61 S. 43 ff.) 

„Gegenüber den Konferenzplänen des Auslandes muß festgestellt werden, daß 
Deutschland nicht der Vater eines solchen Konferenzgedankens ist, sondern daß 
Deutschland auch seine Forderung wegen Danzig und dem Korridor nicht von einer 
sagenhaften Konferenz abhängig mache noch einen Erfolg von einer solchen er- 
wartet. Eine Kompromißlösung ist für Deutschland unannehmbar. Die rechtliche 
Begründung für den Anspruch auf Danzig ist unangreifbar. Das Korridorproblem ist 
ebensowie Danzig eine Ehrenfrage für das Reich, da kein Staat einen Korridor 
durch eigenes Gebiet dulden würde. .... Die Absichten der Einkreisungsmächte, 
wie sie vor allem in der „Times“ vom heutigen Tage klar enthüllt werden, zielen 
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auf ein neues Versailles. Sobald diese Mächte fertig aufgerüstet haben, werden 


sie mit ultimativen Forderungen an das Reich herantreten..... 
(Nürnberger Dok. Buch Dietrich Nr. IV C) 


* 


Bei der seit Tagen in Aussicht genommenen Besprechungen zwischen dem Senats- 
präsidenten Greiser und dem Vertreter Polens in Danzig, Herrn Chodacki legten 
beide Parteien ihren Standpunkt dar, Herr Greiser dahingehend, daß zwischen 
den echten ausgebildeten Zollbeamten und den aus rein militärischen Gründen als 
solchen angestellten Beamten ein Unterschied gemacht werden müsse und die 
wirtschaftlichen Beschränkungen aufgehoben. Herr Chodacki lehnte das erstere 
ab und sagte, daß er die Angelegenheit erst Außenminister Beck vorlegen müsse und 
dann Bescheid geben würde. (ADAP VII S. 65) 


* 


Der polnische Botschafter beim Vatikan, Pap£e, hatte nach seiner Rückkehr aus 
Polen sich im Vatikan dahingehend geäußert, 
1. daß sich Polen jeder Provokation enthalten werde, 
2. daß es jeden Versuch einer territorialen Änderung der Freien Stadt Danzig mit 
entsprechenden Maßnahmen beantworten werde, 
3. daß es überzeugt sei, daß ıhm England und Frankreich dabei helfen würden, 
daß es evtl. aber auch allein kämpfen würde, 
Bezüglich einer Kompromißlösung habe er sich dahingehend geäußert, daß es 
nur einer Konferenz unter Teilnahme Polens und nur dann zustimme, wenn ihre 
Vorbereitung für beide Teile annehmbar wäre. (ADAP VII S. 86) 


* 


Außenminister Bonnet telegraphiert dem französischen Botschafter in Warschau: 
Es ist wichtig, daß Sie Herrn Beck energisch auf die Notwendigkeit hin- 
weisen, daß die polnische Regierung die russische Hilfe annimmt. Sie werden mit 
Nachdruck unterstreichen müssen, daß die mögliche russisch-polnische Zusammen- 
arbeit auf dem östlichen Operationsgebiet eine unabdingbare Voraussetzung für die 
Wirksamkeit unseres Widerstandes gegenüber den Aggressionsplänen der Achsen- 
mächte darstellt. Daß da die Notwendigkeit dieser Zusammenarbeit der polnischen 
Regierung durch wiederholte Erklärungen bekannt sein dürfte — es gefährlich 
wäre, die Feindseligkeiten abzuwarten, um eine der wesentlichen Modalitäten für 
diese Zusammenarbeit festzulegen, und daß wir — falls weiterhin eine Diskussion 
über die strategischen Bedingungen einer Intervention zurückgewiesen würde — 
nur annehmen können, daß Polen die Verantwortung für einen Zusammenbruch der 
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militärischen Verhandlungen in Moskau und alle sich daraus ergebenden Folgen 
auf sich nehmen würde..... 
(Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten, Bd. III S. 96) 


* 


Botschafter Henderson analysiert in einem besonderen Brief an Mr. Strang vom 
Foreign Office den Bericht Burckhardts über dessen Interview mit Hitler. 
(DB Nr. 53) 


* 


Außenminister Beck wies mit Zustimmung seiner Regierung die Wünsche Englands 
und Frankreichs, den Russen ein Durchmarschrecht einzuräumen, kategorisch zu- 
rück. (J. Beck, Dernier Rapport $. 203) 


* 


Ein vertraulicher Bericht des Legationsrates Likus von der Dienststelle Ribbentrop 
befaßt sich mit den Warnungen in der deutschen Presse. Der amerikanische Ge- 
schäftsträger Kirk habe zu dem Berliner Chefkorrespondenten einer amerikanischen 
Nachrichten-Agentur, Herrn Lochner, gesagt, daß Hitler es ernst meine, mit dem, 
was bezgl. der Danzig- und Korridorfrage in der deutschen Presse zum Ausdruck 
gebracht werde. Botschafter Henderson unterschätze die Ernsthaftigkeit der deut- 
schen Drohungen. Daher komme es, daß man sich anscheinend in deutschen 
Regierungskreisen keine genaue Vorstellung von der englischen Haltung mache. 
Er habe daher Henderson vor einigen Tagen geraten, dafür einzutreten, daß von 
der Londoner Regierung eindeutig gesagt werde, was sie im Falle des deutsch- 
polnischen Konflikts für eine Haltung einnehmen werde. (ADAP VII Nr. 86) 


* 


Baron William S. de Ropp, geborener Balte und nunmehriger Offizier der 
britischen Luftwaffe, besucht seinen alten Bekannten, Reichsleiter Rosenberg, zu 
einer politischen Unterhaltung. Den darüber gefertigten Bericht unterbreitet Rosen- 
berg direkt Adolf Hitler. (S. DB Nr. 54) 
Hoggan behauptet nun, daß diesen Bericht auch Göring gelesen habe und sich mehr 
Sorge wegen dessen Wirkung auf Hitler als Rosenberg machte. „War es doch 
immerhin möglich, daß Halifax die Deutschen in unberechenbarer Weise zu einem 
gewagten Spiel in Polen ermutigte, um sie in einem allgemeinen Krieg zu ver- 
wickeln, der mit der Vernichtung Deutschlands enden konnte. ..... Die angebliche 
Haltung der Briten, wie Ropp sie schilderte, kam dem Wunschdenken Hitlers über 
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die Absichten der britischen Führung sehr entgegen. Ropps Enthüllungen waren 
eine raffinierte Propagandaleistung.“ 

Dieser Vermutung Hoggans kann ich nicht zustimmen, denn abgesehen davon, 
daß Hitler seiner Entscheidung nicht nur solche vagen Berichte zugrundelegte, hatte 
die britische Regierung aus bestimmten Gründen ein viel größeres Interesse daran, 
die gegenteilige Auffassung bekannt werden zu lassen. 

Das gilt auch für zwei weitere Berichte, die dem Auswärtigen Amt an diesem 
16. August vorlagen und sich mit den Auffassungen beschäftigten, die angeblich 
in den Botschaften Amerikas und der Sowjetunion zur politischen Lage eingenom- 
men würden. Insbesondere der amerikanische Geschäftsträger (Kirk) glaube immer 
noch stark an die Möglichkeit einer friedlichen Lösung. Das Verhältnis stünde 
ungefähr 50 : 50 für Krieg oder Frieden. 

Der russische Presseattach€ Smirnow habe die russische Meinung ungefähr so 
skizziert: „Wir glauben, daß es Hitler gelingen wird, die Danziger Frage ohne 
Krieg zu lösen. Wir nehmen nicht an, daß Paris und London im Sinne der 
Abmachungen mit Polen festbleiben werden. Wir glauben an ein zweites München 
auf Grund der Haltung und der Persönlichkeiten des Französischen Außenministers 
Bonnet und des Herrn Chamberlain, denen wir beiden nicht trauen. Hierin könne 
man auch den Grund der Zurückhaltung Rußlands bei den Verhandlungen mit 
England sehen.“ (ADAP, VII Nr. 84, 85 — Hoggan S$. 643 f.) 


* 


Hoggan verschwendet in seinem Buche „Der erzwungene Krieg“ ($. 645f.) zwei 
Seiten auf den Besuch des ehemaligen Labour-Abgeordneten Charles Roden Buxton 
in Berlin, wo er seine Vorschläge zur Lösung der Krise, die er am 29. 7. schon 
dem Botschaftsrat Theo Kordt in London unterbreitet hatte, im Auswärtigen Amt 
loswerden wollte. Er gelangte nur bis zu Dr. Hetzler, dem „Englandberater“ 
Ribbentrops. Dieser übergab die kurze Aufzeichnung Buxtons Herrn Hewel, dem 
Verbindungsmann Ribbentrops ın der Reichskanzlei. 

Hoggan behauptet nun unter Hinweis auf Dokument Nr. 87 (ADAP Bd. VII), 
daß „Hitler darin Buxtons Absicht ersah, ihn zu veranlassen, diese Vorschläge in 
seinen Verhandlungen mit der britischen Regierung zu verwenden. Er zögerte 
nicht, nach dem Abschluß des deutsch-russischen Paktes entsprechend zu handeln.“ 

Diese weitgehende Behauptung findet in dem angegebenen Dokument Nr. 87 - 
nicht die geringste Stütze. 


* 
Die Militärmissionen behandelten Fragen der Luftkriegführung und stritten sich 
über die aufzustellenden Grundsätze. Woroschilow hält weiteres Verhandeln vor 


Klärung der Durchmarschfrage für sinnlos. Er lehnte die Fortsetzung auch bei 
der Unterstellung einer positiven Klärung ab. (Freund, III S. 94f.) 
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Der Reichsaußenminister beauftragt Botschafter v. d. Schulenburg in Moskau, 
sofort Herrn Molotow aufzusuchen, um ihm eine ergänzende Instruktion vor- 
zulesen und eine umgehende Stellungnahme Stalins zu erbitten. Es sei ihm wichtig, 
daß sein Besuch noch Ende dieser oder Anfang nächster Woche stattfinden könne. 


(S. DB Nr. 55) 
* 


Graf Ciano: „Auch heute zwei Unterredungen im Palazzo Venezia, vormittags 
allein, nachmittags in Begleitung von Attolico. Der Duce ist immer mehr davon 
überzeugt, daß Frankreich und England in den Krieg eintreten werden, wenn 
Deutschland angreift. ‚Sollten sie anders handeln‘, sagte er, ‚würde ich der Bank 
von Frankreich ein Ultimatum schicken und die Übergabe des Goldes verlangen, 
das den Franzosen von allen Dingen am teuersten ist.‘ Er beginnt sich lebhaft 
gegen das Verhalten, das die Deutschen ihm persönlich erzeigten, zu wehren. Ich 
stachle ihn immer auf, mit allen Mitteln. Am Nachmittag erörterten wir lange, 
ob es zweckmäßig sei, die Note den Deutschen zu senden, dann kommen wir zum 
Schluß, es sei besser, eine mündliche Mitteilung zu machen, da eine schriftliche Note 
Deutschland veranlassen könnte, genauere Auskünfte über unser auffälliges Ver- 
halten bei Kriegsausbruch zu verlangen. Das ist das letzte, was ich wünsche. 
Mussolini wäre imstande, wenn er am Ehrenpunkt gefaßt wird, die Verpflichtung, 
mit den Deutschen zu marschieren, zu erneuern. Er wollte es schon vor zwei 
Tagen tun und es war eine harte Mühe, ihn daran zu hindern. Es wäre ein tolles 
Abenteuer, gegen den einstimmigen Willen des ganzen italienischen Volkes, das 
noch nicht weiß, wie sich die Dinge verhalten, aber, nachdem es die Wahrheit 
gewittert hat, von einem mächtigen Zorn gegen die Deutschen ergriffen wird.“ 


* 


Auf dem in Genf beginnenden 21. Internationalen Zionisten-Weltkongreß, der 
von 500 Delegierten aus 40 Staaten beschickt ist, und zu dessen Präsident Ussischkin 
gewählt wird, erklärt Prof. Chaim Waizmann in seinem politischen Bericht, der 
Zionismus sei ein politischer Faktor geworden, dessen Siedlungsgebiet in Palästina 
von strategischer Bedeutung für England sei. 


In der Aussprache erklärt der Vorsitzende der Exekutive in Jerusalem David 
Ben Gurion, daß für die Zionisten die Zeit einer aktiven Politik gekommen sei. 
Die Juden müßten sich als Staat fühlen und unbekümmert um das englische Weiß- 
buch, soweit wie möglich, in den entscheidenden Fragen der Weltpolitik „staatliche 
Aufgaben durchführen“. Trotz Bekämpfung der englischen Palästinapolitik ständen 
die Juden ım Falle eines Krieges auf Seiten Englands. 


(Archiv für Außenpolitik und Länderkunde, S. 664) 
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In einer Unterredung, die der Leiter der Abteilung für Auswärtige Angelegen- 
heiten des Senats mit dem Völkerbundskommissar Burckhardt hatte, sagte dieser, 
daß ihm der englische Konsul ein Telegramm gezeigt habe, in dem Lord Halifax 
mitteilt, wie sehr er davon beeindruckt und erfreut sei, wie wohlwollend der 
Führer die Angelegenheit (in der Unterredung vom 11. August) behandele. Er 


hoffe, daß Burckhardt weiterhin gute Mittlerdienste leisten könne. 
(ADAP VIIS. 94) 


* 


Senatspräsident Greiser teilte Herrn Chodaci mit, daß die verhafteten Zoll- 
beamten freigelassen würden. 


* 


Die deutsche Presse erhält folgende neue Anweisung: „Die Nachrichten über 
Terrorakte im Korridorgebiet und in Ostoberschlesien müssen gut gebracht und ins 
richtige Licht gesetzt werden, damit sie auch ihren Eindruck auf das Ausland 
nicht verfehlen. Wenngleich die Meldungen wohl groß auf der ersten Seite ge- 
bracht werden, soll die Aufmachung nicht so sensationell und alarmierend gehalten 
sein, als stünde ein entscheidendes Ereignis unmittelbar bevor. Es wird daran er- 
innert, daß unsere Kampagne wohl scharf, jedoch im ganzen so gehalten sein muß, 
daß jederzeit noch über verschiedene Steigerungsmöglichkeiten verfügt werden 
kann.“ (HS ın „Nation Europa“, Heft 5/61) 


* 


Botschafter Coulondre versucht in einem längeren Bericht an seine Regierung 
nachzuweisen, daß die deutschen Nachrichten über die polnische Verfolgungs- 
maßnahmen übertrieben seien und stützt sich dabei auf eine Behauptung des 
polnischen Botschafters Lipski, daß 95 Prozent der von der deutschen Presse an- 
geführten Tatsachen entweder übertrieben oder entstellt oder sogar frei erfunden 
seien. 

„Selbstverständlich sind es vor allem die polnischen Dienststellen, die den größten 
Wert auf diese Richtigstellungen legen müssen, aber in dem Maße, wie die West- 
mächte mit Polen gemeinsame Sache machen, sind selbstverständlich auch die Inter- 
essen ihrer Propaganda gleichlaufend. Wenn Euere Exzellenz dies billigen, könnte 
unsere Warschauer Botschaft vielleicht die Aufmerksamkeit der betreffenden pol- 
nischen Stellen auf diese Frage lenken.“ (FGB Nr. 197) 


* 
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Botschafter Henderson schreibt an Sir ©. Sargent im Foreign Office: 

„Wenn der Krieg schicksalhaft bestimmt ist, wird er kommen. Aber er wird der 
stupideste aller Kriege sein, und die Geschichte wird erklären, daß die Welt total 
verrückt gewesen ist..... 

Die Polen werden, so glaube und fürchte ich, furchtbare Schläge erhalten und ich 
kann nicht sehen, was sie in Wirklichkeit dabei gewinnen könnten. Ihre Grenzen 
zu erweitern, wird nur Streitigkeiten bedeuten, wahrscheinlich von beiden Seiten 
in der nächsten Generation. Ich bete nur dafür, daß wir es nicht bedauern werden, 
sie auf diesem schmalen Gartenpfad zu führen, nur um Befriedigung darüber zu 
empfinden, daß sie Hitler und die Nazi-Gangster in die Schienbeine getreten haben.“ 


(DBFP Bd. VII Nr. 49) 
* 


Lord Halifax teilt Botschafter Kennard mit, daß militärische Stellen in London 
von folgenden Betrachtungen beeindruckt seien und daß er sie nach seinem Belieben 
im Gespräch mit Herrn Beck benutzen möge. Vom militärischen Gesichtspunkt sei 
es wichtig, daß jede Anstrengung unternommen würde, um Polen und Rumänien 
zu überreden, der Benutzung ihres Territoriums durch Sowjetkräfte zuzustimmen 
und sicherzustellen, daß diesen jede Möglichkeit zur Hilfeleistung gegeben werde. 
Ohne frühzeitige und wirkungsvolle sowjetische Hilfe könne weder Polen noch 
viel weniger Rumänien einem deutschen Angriff zu Lande oder zur Luft länger als 
eine kurze Zeitspanne standhalten. Die Versorgung mit Waffen und Kriegsmaterial 
sei nicht ausreichend und die Sowjetkräfte könnten nur auf polnischem oder 
rumänischem Gebiet wirksam zusammenarbeiten. Wenn sich Polen und Rumänien 
im Kriegsfalle bedroht fühlen würden, könne man nicht glauben, daß sie nicht 
für Unterstützung dankbar sein würden, egal von welcher Seite. Die Entscheidung 
zurückzustellen, bis der Krieg ausbreche, würde zu spät sein... . . Falls die ge- 
wünschte Zusammenarbeit Polens und Rumäniens nicht gewährleistet werden könne, 
würden die Verhandlungen für ein solches Übereinkommen scheitern. Die Wir- 
kung hiervon auf die sowjetische Politik sei nicht vorauszusehen, aber die Mög- 
lichkeit eines Arrangements mit Deutschland sei nicht auszuschließen. In diesem Falle 
könne Rußland entweder sich die Beute mit Deutschland zu Lasten Polens und 
Rumäniens teilen oder neutral bleiben und die Hauptdrohung darstellen, wenn 
der Krieg vorüber wäre. (DBFP VII Nr. 38) 


* 


Gleich danach sendet Halifax ein neues Schreiben an Botschafter Kennard, in 
welchem er ihn beauftragt, die Darstellungen, die der französische Botschafter der 
polnischen Regierung unterbreitet habe, stark zu unterstützen. Nach der Meinung 
des britischen und französischen Botschafters in Moskau sei es ein fundamentales 
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Problem, mit dem die militärischen Besprechungen (und folglich die ganzen Ver- 
handlungen mit der Sowjetregierung) erfolgreich seien oder fehlschlagen werden. 
Er habe volles Verständnis für die Haltung der polnischen Regierung, aber er 
könne nicht glauben, daß sie irgendeine Verantwortung für ein Scheitern der Ver- 
handlungen zu übernehmen wünsche mit dem sich daraus ergebenden Fehlschlag, 
ein Übereinkommen zu erzielen, das ein wesentliches Element der Friedensfront 
sein müsse. 
Die sowjetischen militärischen Vertreter hätten gefragt, ob den Sowjetkräften 
erlaubt werden würde, 
a) sich durch polnisches Gebiet gegen Ostpreußen zu bewegen, insbesondere durch 
die Wilna-Lücke, 
b) durch das polnische Galizien vorzustoßen und Berührung mit feindlichen Trup- 
pen aufnehmen zu können, 
c) rumänisches Gebiet im Falle einer deutschen Aggression zu benutzen. 
Die beiden Botschafter in Moskau hätten vorgeschlagen, daß der französische Ge- 
neralstab mit dem polnischen Generalstab Kontakt aufnehmen und dessen Zu- 
stimmung erwirken sollte, daß die drei Delegationen in Moskau allgemeine Pläne 
ausarbeiteten für ein mögliches Vorgehen, das etwa den sowjetischen Vorstellungen 
entspricht im Falle eines Krieges, wenn Polen der russischen Hilfeleistung zustim- 


men würde — während inzwischen die Polen demgegenüber ein Auge zudrücken 
sollten. Eine so beschaffene Formel wie die von den zwei Botschaftern vorge- 
schlagene — obwohl sie in ihren augenblicklichen Bedingungen etwas zweideutig 


sei — möchte für die polnische Regierung nicht zu schwer zu akzeptieren sein. 

Er müsse es ihm — Kennard — überlassen, wie weit er von dem vorhergehenden 
Abschnitt Verwendung machen wolle, wenn er diese Sache bei Herrn Beck an- 
schneide. Das Problem sei, der Empfindlichkeit der polnischen Regierung Rechnung 
zu tragen und diese zu einer Entscheidung zu bringen, die für die europäische 
Sicherheit lebenswichtig sei. Die Bedingungen müßten ausführlich genug sein, um 
die Sowjetregierung zufrieden zu stellen, andernfalls man das Scheitern der mili- 
tärischen Besprechungen in Moskau erleben würde. (DBFP VII Nr. 39) 


%* 


Der britische Botschafter Kennard in Warschau richtet einen längeren Brief an 
Sir Cadogan, der im DB Nr. 56 auszugsweise enthalten ist. 


* 


Botschafter Henderson berichtet Lord Halifax, daß ihn Herr von Hassell, der 
frühere deutsche Botschafter in Rom, besucht habe. Es gäbe zwei Ströme von 
Meinungen in Deutschland. Die einen glaubten, daß England fest entschlossen sei, 
eine Gelegenheit abzupassen, Deutschland zu zerstören, das einen gefährlichen 
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Handelskonkurrenten darstelle. Die anderen glaubten, daß, während die Briten 
mit den Deutschen Freund zu sein wünschten, sie doch niemals mit ihnen zu Rande 
kämen, solange das Naziregime an der Macht bliebe. Er habe Herrn von Hassell 
erklärt, daß Deutschland immer ein Handelskonkurrent war und sein würde, aber 
daß dies für die übrige Welt nichts Schlechtes bedeute. Was das Naziregime angehe, 
so sähe man das natürlich nicht gerne, aber solange es die Regierung dieses Landes 
darstelle, könne man nichts anderes tun, als sich mit ihm befassen. Herr von Hassell 
habe die King-Hall-Briefe abfällig kritisiert, worin er ihm zugestimmt habe. Herr 
von Hassell habe ihn im Laufe des Gespräches noch gefragt, ob falls Besprechungen 
zwischen England und Deutschland je in Gang kämen, diese nicht scheitern würden 
an der Haltung, die wir im Hinblick auf das tschechische Protektorat einnehmen 
würden. Henderson habe ihm darauf erwidert, daß diese Frage schwierig zu be- 
antworten sei. Die Tschechoslowakei könne wahrscheinlich nicht mehr hergestellt 
werden, aber er würde es nicht für hoffnungslos halten, daß man eine zufrieden- 
stellende Lösung für alle Beteiligten in anderer Richtung finden könnte. 
Nach v. Hassell (S. 73) fand die Unterredung am 15. 8. statt. 


(DBFP VII Nr. 46) 
* 


Das Mitglied der englischen Delegation in Moskau, General Heywood schreibt 
an das Kriegsministerium: „Wenn wir nicht die Zustimmung Polens oder Rumäniens 
erlangen oder nicht bereit sind, zu garantieren, daß wir sie im Falle des Kriegsaus- 
bruchs erwirken, sind die Aussichten, die Unterschrift der Sowjets für eine Militär- 
konvention zu erlangen, äußerst gering. Andererseits bin ich der Überzeugung, 
daß die Aussichten sehr gut stehen, wenn wir diese Zustimmung bekommen, 
obgleich es natürlich ohne ein gut Teil orientalischen Feilschens und Diskutierens 
über viele andere Punkte nicht abgehen wird. Selbstverständlich haben wir keine 
Sicherheit, daß nicht ein anderer Kardinalpunkt aufgeworfen wird.“ 

(Freund, III S. 99 f.) 

Es wurde beschlossen, die Sitzung zu vertagen und die Verhandlungen am 
21. August fortzusetzen. 


* 

Botschafter von der Schulenburg hatte eine längere Unterredung mit Außen- 
minister Molotow, der ihm die Antwort und Erläuterung der sowjetischen Re- 
gierung auf die deutsche Erklärung vom 15. August gab. (DB Nr. 56a) 

* 


Der deutsche Botschafter in Rom teilte mit, daß auch ihm Graf Ciano von den 
italienischen Zweifeln berichter habe, daß ein deutsch-polnischer Konflikt lokalisiert 
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bleiben, doch sehe der Duce, wie die Dinge lägen, keine Möglichkeit mehr zu einer 
friedlichen Lösung zu kommen, werde auch nicht mit neuen Anregungen in dieser 
Hinsicht an uns herantreten, obwohl ıhm klar sei, daß eine allgemeine Verwick- 
lung die Achsenmächte in einem Augenblick treffen würde, der militärisch nicht 
als ideal zu bezeichnen sei. Nachdem seine zwei Anregungen (Konferenzgedanke und 
Kommunique£entwurf) bei uns keine Gegenliebe gefunden hätten, mit denen er 
zweifellos in der Welt vorhandenen starken Bestrebungen auf friedliche Lösung hätte 
Auftrieb geben wollen, sei seine Phantasie hinsichtlich solcher Anregungen auch am 


Ende. Die Entscheidung liege jetzt ausschließlich in Berlin.“ (ADAP VII S. 88) 
* 

Der britische Botschafter Loraine in Rom richtet einen längeren Brief an Lord 

Halifax. (DB Nr. 57) 
* 


Graf Ciano: „Ich war mit Attolico wieder beim Duce. Für einen Augenblick 
hatte er wieder seine Bedenken und wünschte, daß Attolico Ribbentrop bestätigen 
sollte, Italien werde trotz allem an der Seite Deutschlands marschieren, wenn sich 
die Demokratien in den Schmelztiegel werfen. Ich habe wie ein Löwe gekämpft, 
und es ist mir wenigstens gelungen, in dem Sinne eine Änderung zu erreichen, daß 
Attolico schweigen soll, bis sich die Deutschen neuerdings nach unseren Absichten 
erkundigen. Der Duce hat noch keine genauen Richtlinien für sein Verhalten 
bestimmt, und er ist noch imstande, die Bindungen mit Deutschland zu verstärken. 
Doch gibt er sich darüber Rechenschaft, und alle sagen es ihm, daß unser Land von 
den Deutschen nichts mehr wissen will... .. schließlich empfange ich Percy Loraine. 
Ich verheimliche ihm nicht, daß ich die Lage für sehr ernst anschaue und sage, 
Europa brauche sehr viel gesunden Menschenverstand, um einen Krieg zu vermeiden. 
Er antwortet, an gesundem Verstand mangele es nicht, aber Europa habe trotzdem 
nicht die Absicht, die periodischen Diktate Hitlers weiter zu ertragen. Wenn es 
zur Krise kommt, wird sich England schlagen. Er möchte persönlich dabei mit- 
wirken. Er hat nur einen Gedanken, der ihn betrübt, daß sich vielleicht zum ersten 
Mal in der Geschichte unsere beiden Länder feindlich gegenüberstehen werden. 
Ich antworte nicht, aber ich glaube, er hat verstanden, daß auch ich diese Möglich- 


keit nicht wünsche.“ 


Freitag, den 18. August 1939 


Senatspräsident Greiser und der polnische Vertreter Chodaci hatten eine Unter- 
redung über die Beilegung der Danziger Differenzen. Polen sagte zu, die nur für 
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militärische Zwecke eingesetzten Beamte sukzessive durch zolltechnisch vorgebildete 
Inspekteure zu ersetzen. Wegen der Amadasperre könnte er deren Aufhebung für 
den Fall erfolgreicher Verhandlungen zusagen, bis dahin könne man Ausnahmen 
in Einzelfällen zulassen. Deutschland wurde die Freilassung der verhafteten 
Zollbeamten zugesagt. (ADAP VII S. 105) 


* 


Wie der französische Geschäftsträger aus London mitteilte, hat Lord Halifax 
dem polnischen Außenminister über Hendersons Unterredung mit Staatssekretär v. 
Weizsäcker vom 15. 8. Kenntnis geben lassen. (FGB Nr. 198) 


In zwei Berichten an seine Regierung führt Botschafter Coulondre u. a. aus: „Man 
sollte um jeden Preis sobald als möglich in der russischen Sache abschließen ..... 
Andererseits ist die Behandlung der deutschen Minderheit eine der Hauptgründe 
für die Erregung Herrn Hitlers. Diese Tendenz spiegelt sich seit einigen Tagen in 
der deutschen Presse wieder. Selbstverständlich sollte unter keinen Umständen ein 
Druck, der die moralische Widerstandskraft Polens vermindern und seine Lebens- 
interessen verletzen könnte, ausgeübt werden, und es sollte ihm überlassen bleiben, 
von sich aus die Grenze der Konzessionen, die es in Danzig machen zu können 
glaubt, festzusetzen. Aber zum Ausgleich sollten wir Polen nach meinem Dafür- 
halten darauf aufmerksam machen, wie großen Wert wir selbst darauf legen 
und wie wichtig es für die Erhaltung des Friedens ist, daß es durch die Behandlung 
der Minderheiten weder Anlaß zu Beschwerden gibt, noch dem deutschen Manöver 
irgendwie Vorschub leistet und daß es alles tut, Zwischenfälle mit Deutschland, 
insbesondere in der von der Minderheit bewohnten Gegend zu vermeiden. 

(FGB Nr. 199) 


* 


Außenminister Bonnet schreibt: 
(Bonner, S. 253 f.) 


„Noel und General Musse unternahmen ihre Demarchen. Aber trotz ihrer 
Bemühungen stießen sie auf hartnäckige Ablehnung. Noel berichtete mir darüber 
umgehend: „Nachdem ich mich mit meinem britischen Kollegen verständigt hatte, 
der Instruktionen erhalten hatte, meine Demarche zu unterstützen, und der den 
Minister am Nachmittag sehen wird, hatte ich im Sinne Ihres Drahterlasses eine 
lange Unterredung mit Beck. Gleichzeitig hatten General Musse und General Stackie- 
wic eine Besprechung. Durch Lukasiewicz unterrichtet, der sich sicherlich bemüht 
hat, die Frage so darzustellen, wie ein Pole es vermag, der früher in Rußland 
gelebt hat und dem die geographische Entfernung nicht erlaubte, in den letzten 
Monaten an der Entwicklung der Geister in Polen teilzunehmen, erwartete Beck 
meine Demarche. Als ich sein Arbeitszimmer betrat, hatte ich sofort den Eindruck, 
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in ihm trotz seiner gewohnten Höflichkeit den Gesprächspartner zu finden, mit dem 
ich in den letzten Jahren nicht selten lebhafte Auseinandersetzungen gehabt hatte, 
über die Punkte nämlich, welche die polnische Politik zu der unseren in Gegen- 
satz gebracht haben. Obwohl er sich vorbehielt, mir eine endgültige Antwort erst 
am nächsten Morgen oder vielleicht noch am gleichen Abend zu geben, brachte der 
Minister eine Reihe von Einwänden vor. In der Hauptsache: 1. Wenn Polen sich 
der ins Auge gefaßten Kombination anschlösse, werde Deutschland unverzüglich 
hierüber unterrichtet werden. Die Russen selber würden das übernehmen. Und der 
Krieg wäre unvermeidlich. 2. Seit Beginn der französischen und britischen Verhand- 
lungen in Moskau manöveriere die Sowjetregierung so, daß die Verantwortung 
für den Mißerfolg auf Polen zurückfallen solle. 3. Bis Polen annimmt, was man 
ihm vorschlage, würde die UdSSR ihre militärischen Verpflichtungen nicht ein- 
halten und wäre auch materiell dazu gar nicht in der Lage. Die UdSSR würde aber 
die Lage ausnützen, um sich politisch Faustpfänder zu beschaffen“ 


* 


Nach Hoggan war Daladier in einer Unterredung mit dem amerikanischen Bot- 
schafter Bullit entsetzt und zornig über die Heftigkeit, mit der Lukasiewicz und 
Beck die sowjetische Hilfe zurückgewiesen hätten. Daladier habe dreimal wieder- 
holt, daß er, wenn die Polen die sowjetische Hilfe abweisen würden, keinen 
einzigen Bauern nach Polen schicken würde, um dort seine Haut zu Markte zu 
tragen. (Hoggan 582) 


* 


Lord Halifax unterrichtet Botschafter Kennard über seine Auffassungen bezüglich 
der polnischen Haltung und beauftragt ihn, der polnischen Regierung nahezulegen, 


daß Botschafter Lipski Kontakt mit Göring suchen solle. (DB Nr. 58) 
* 

Im Foreign Office wurde eine Notiz angefertigt über die Verhandlungen zum 

anglo-polnischen Vertrag. (DB Nr. 59) 
* 


Die britische Regierung ließ die finnische und ungarische Regierung wissen, 
daß ein deutscher Angriff für England den casus belli bedeute. (ADAP VII S. 97) 


* 
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Botschafter Henderson teilte Staatssekretär v. Weizsäcker mit, daß er am 22. 8. 
zum Motorradrennen nach Salzburg fahre. Er glaube nicht, daß sich Polen zu 
Provokationen hinreißen lassen würde. Das sei eine völlige Verkennung des pol- 
nischen Verhaltens, erklärte ihm Herr v. Weizsäcker. Sie kamen zur Feststellung, daß 
die deutschen und britischen Informationen in dieser Hinsicht völlig auseinander 
gingen. Als Henderson meinte, man möge sich doch in Deutschland nicht dem 
Irrtum hingeben, als werde England den Polen keine Waffenhilfe leisten, erwiderte 
ihm Herr v. Weizsäcker, diese Bereuerungen fänden in Deutschland keinen Glauben. 


(ADAP VII S. 102) 
* 


Henderson teilt Lord Halifax mit, daß er den polnischen Botschafter über seine 
jüngste Unterhaltung mit Staatssekretär v. Weizsäcker orientiert und ihm den Vor- 
schlag gemacht habe, Göring aufzusuchen. „Ich fügte hinzu, daß ich Ribbentrop 
durchaus für fähig hielte, nach Bismarcks Vorbild den Text der polnischen Ant- 
wort vom 10. August in dem Sinne zu ändern, daß Polen jede weitere Intervention 
Deutschlands im Hinblik auf Danzig als einen Akt der Aggression betrachten 
würde, unter Auslassung der Worte „zum Schaden der polnischen Rechte und 
Interessen“. Es spricht nicht für Henderson, daß er die alte Lüge von der Fälschung 
Bismarcks wiederholt, denn Bismarck hat keine Note gefälscht, sondern lediglich 
den Textentwurf eines seiner Beamten so abgeändert, wie es ihm für deutsche 


Interessen am zweckmäßigsten erschien. (DBFP VII Nr. 63) 
* 

Botschafter Henderson unterbreitet in einem längeren Bericht Lord Halifax seine 

Auffassung von der politischen Lage. (DB Nr. 60) 
* 


Reichsaußenminister Ribbentrop läßt durch Staatssekretär v. Weizsäcker Bot- 
schafter v. Dirksen mitteilen, sein Gespräch vom 15. 8. mit Botschafter Attolico 
über die britische Einstellung sei ihm auf dem üblichen Weg bekannt geworden, und 
er ersuche ihn, solche politischen Gespräche völlig zu unterlassen, da Konsequenzen 
sonst nicht ausbleiben könnten. (ADAP VII S. 102) 


* 
Legationsrat Likus von der Dienststelle v. Ribbentrop teilt mit, daß die Nervosität 


in den Kreisen der Berliner Auslandsjournalisten so gestiegen sei, daß einige schon 
abgereist seien, andere abreisen wollten. Auch äußerten einige die Meinung, Musso- 
’ 
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lini sei nicht gewillt, sich wegen des deutsch-polnischen Konfliktes in einen euro- 
päischen Krieg hineinziehen zu lassen. (ADAP VII S. 106) 


* 
Der deutsche Geschäftsträger in Washington melder, daß die Presse in Amerika 


einen militärischen Konflikt für unvermeidbar halte und auch die Missionen in 
Europa diese Auffassung teilten. Man mache dafür allgemein die deutsche Politik 


und Propaganda gegen Polen verantwortlich. (ADAP VII S. 98) 
* 

Reichsaußenminister von Ribbentrop erteilt Botschafter von der Schulenburg 

Informationen für eine neue Unterhaltung mit Molotow. (DB Nr. 60a) 
* 


Der italienische Botschafter trug in Salzburg dem deutschen Außenminister den 
italienischen Standpunkt vor, den Graf Ciano in dem Entwurf vom 14. 8. fixiert 
hatte. Ein deutsches Protokoll ist nicht vorhanden, doch gibt der Bericht Attolicos 
vom 19. 8. über den Sachverhalt Aufschluß. (ADAP VII Nr. 126 u. DB Nr. 66) 


* 


Graf Ciano: „ Am Vormittag Unterredung mit dem Duce mit seiner üblichen 
Gefühlsschaukel. Er hält es immer noch für möglich, daß die Demokratien nicht 
marschieren, und Deutschland billig zu einem glänzenden Geschäft kommen könnte, 
von dem er sich nicht ausschließen möchte. Auch fürchtet er Hitlers Zorn. Er meint, 
eine Kündigung des Paktes oder etwas derartiges könnte Hitler dazu führen, die 
polnische Frage aufzugeben, um die Rechnung mit Italien zu bereinigen. Das alles 
macht ihn nervös und unruhig. Meine Äußerungen sind nur sehr kurz. Er hat nun 
auch mich im Verdacht der Feindschaft gegen die Achse, der Voreingenommenheit, 
und auch mein Einfluß scheint leider im Abnehmen begriffen zu sein.“ 


* 


Botschafter Loraine teilt in einem Telegramm zur Ergänzung seines Briefes Lord 
Halifax mit, daß dies ein wohlüberlegter Versuch seinerseits gewesen sei, Graf 
Cianos Augen zu öffnen und ihn die kommende Gefahr wahrnehmen zu lassen. Sein 
Eindruck sei, daß Ciano wohl versuchte, einen mäßigen Einfluß auszuüben, doch 
daß dies überhaupt keine Wirkung gehabt habe und daß er eine unerbittliche 
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Entschlossenheit seitens Hitlers vorfände, weiterzuschreiten und seinen Willen auf- 
zuerlegen, ohne Kampf, wenn möglich, andernfalls mit Gewalt. (DBFP VII Nr. 55) 


* 


Lord Halifax telegrafiert Botschafter Loraine in Rom: „Obwohl ich dafür bin, 
daß wir sehr achtsam sein sollten, wie wir uns den Italienern gegenüber in dieser An- 
gelegenheit verhalten, und daß jede Annäherung von der italienischen Seite aus- 
gehen müßte, so hoffe ich, daß Sie in der Lage sein werden, den Eindruck zu ver- 
mitteln, daß SMR anglo-italienischer Zusammenarbeit Wert beimessen würde, wenn 
dies erreicht werden kann. .... Wenn Graf Ciano eine Neigung zeigt, die Danziger 
Frage zu diskutieren, so benutzen Sie bitte die Gelegenheit, um zu beronen, daß 
eine westliche Bedingung internationaler Diskussionen über die Danziger Frage 
eine polnische Teilnahme auf einer Grundlage der Gleichberechtigung sein würde..... 
Wir sind jederzeit bereit, Anstrengungen zu unterstützen, um Bedingungen zu 
erzeugen, unter denen Gespräche zwischen Deutschland und Polen mit einiger Aus- 
sicht auf Erfolg möglich werden könnten. Eine Verminderung der Spannung ist 
eine Voraussetzung für die Erzeugung solcher Bedingungen.“ (DBFP VII Nr. 62) 


Samstag, den 19. 8. 1939 


Das Deutsche Nachrichtenbüro meldet, daß der Flüchtlingsstrom aus Ober- 
schlesien anhalte und daß man in den Kreisstädten immer wieder Transporte Deut- 
scher sehen könne, die gefesselt seien und unter starker Bewachung stünden. 

(Dokumentarische Zeitchronik 1939, S. 110) 


* 


Edmund Veesenmayer, der an Stelle des bisherigen Generalkonsuls v. Janson 
als Sonderbeauftragter des Reichsaußenministers in Danzig weilt, läßt im Auftrag 
des Gauleiters Forster telefonisch beim Auswärtigen Amt anfragen, ob der Reichs- 
außenminister damit einverstanden sei, daß der Druck gegen die Polen in dem 
Zollbeamtenstreit bis zur zulässigen Grenze gesteigert würde. Polen sei bereit nach- 
zugeben und wolle in 8—14 Tagen etwa 12 Zollbeamte zurückziehen. Gauleiter 
Forster wolle die Zurückziehung von 50 Beamten verlangen und diese Forderung 
im Falle polnischer Zustimmung evtl. steigern, sodaß eine Einigung unmöglich 
gemacht würde. Herr v. Weizsäcker schlägt vor, daß Veesenmayer geantwortet 
würde, daß man damit unter der Voraussetzung einverstanden sei, daß die Ver- 
handlungen so geführt werden könnten, daß den Polen die Verantwortung für 


das Scheitern zufalle. (ADAP VII S. 107) 
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Der französische Botschafter meldet folgende Antwort des polnischen Außen- 
ministers Beck: (Bonnet S. 254) 

„Ich lasse nicht zu, daß man in irgendeiner Weise über die Benutzung eines Teiles 
unseres Gebietes durch ausländische Truppen diskutiert. Für uns ist das eine Frage 
des Prinzips. Wir haben keine Militärkonvention mit der Sowjetunion; wir wollen 
keine haben.“ Unsere militärischen Beauftragten waren nicht glücklicher. Im Verlauf 
einer Unterredung von mehreren Stunden versuchten anı selben Morgen General 
Musse und der britische Militäratrache die Einwände von General Stackiewicz zu 
entkräften und mit ihm zu einer Vergleichsformel zu kommen, um wenigstens zu 
erreichen, daß die Frage noch offen blieb. Alle ihre Bemühungen waren umsonst. 
General Stackiewicz berief sich dauernd auf eine der Weisungen Pilsudskis, anders 
gesagt auf ein Dogma: Polen kann nicht dulden, daß fremde Truppen sein Gebiet 
betreten. Allerdings würde dieses Prinzip, wenn einmal die Feindseligkeiten er- 
öffnet wären, nicht mehr den gleichen Wert haben. 


* 


Wie sehr Bonner an der polnischen Zustimmung lag, ergibt sich aus folgendem 
Telegramm an Botschafter Noel in Warschau: (Quelle wie zuvor) 

„Falls die Polen sich der Diskussion verschlössen, sind wir als Alliierte berechtigt, 
ihnen die entschiedene Frage zu stellen, wie sie sich die Organisation ihres militäri- 
schen Widerstands gegen einen möglichen deutschen Angriff ohne russische Hilfe 
denken. Die Ausdehnung unserer Verpflichtungen gibt uns das Recht, auf diese Frage 
eine vollständige Antwort zu erhalten. Wenn die Polnische Regierung entschlossen 
sein sollte, die Annahme jeder praktischen Hilfe der Sowjetunion zu verweigern, 
ist es unzulässig, daß sie uns ohne vorherige Unterrichtung über ihren Standpunkt 
politische Besprechungen hat einleiten lassen und daß Beck Ihnen wiederholt hat 
sagen können, er wünsche aufrichtig einen günstigen Abschluß der politischen Ver- 
handlungen, während er sich weigert, die hieraus sich ergebenden unabweisbaren 
militärischen Folgen hinzunehmen. Wir treten in einen entscheidenden Abschnitt 
ein. Nächsten Sonntag soll Hitler seine Rede in Tannenberg halten. Von der 
polnischen Antwort hängt Erfolg oder Mißerfolg der britisch-französisch-russischen 
Verhandlungen ab. Es ist Sache der Polnischen Regierung, das ganze Ausmaß ihrer 
Verantwortung zu ermessen, falls ihre Haltung zum Abbruch der Verhandlungen 
mit der UdSSR führen sollte.“ 


* 


Der deutsche Geschäftsträger in Paris teilt mit, daß man die politische Lage auf 
Grund zahlreicher Anzeichen als sehr ernst ansehe. Man habe den Eindruck, daß 
es Deutschland und Italien mit ihren Forderungen bitter ernst sei, andererseits sei 
auch die Haltung der französischen Regierung fest und unabdingbar. 

(ADAP VII S. 109) 
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Der polnische Gesandte in Rio de Janeiro meldet dem polnischen Außenminister 
Beck, daß dieser Tage der englische Kreuzer Ajax im dortigen Hafen eingelaufen 
sei und sich nach Informationen der Gesandtschaft ungefähr 14 Tage aufhalten 
würde. Die Besatzung des Kreuzers würde sich so verhalten, als befände sie sich im 
Zustande äußerster Bereitschaft und die Verproviantierung würde täglich erneuert 
werden. Nach in Janeiro umlaufenden Gerüchten solle im Falle des Kriegsausbruches 
der Kreuzer neben anderen britischen Flotteneinheiten den Patrouillendienst längs 
der brasilianischen Küste übernehmen, um somit die Zufuhr von Rohstoffen und 
Lebensmitteln nach Deutschland und Italien zu unterbinden. 


(Vom Auswärtigen Amt am 16. 11. 39 veröffentlichtes Dokument. Westfäl. Landes- 
zeitung Rote Erde v. 17. 11. 39) Der Kreuzer Ajax wurde am 14. 12. 39 mit dem 
Panzerschiff Admiral Graf Spee in ein Gefecht verwickelt. 


* 


Botschafter Kennard bitter in einem Telegramm an Lord Halifax darum, daß ihm, 
wenn Hitler eine Mitteilung gemacht werde, wie sie Henderson vorschlage, erlaubt 
werde, Herrn Beck über deren Kernpunkt zu unterrichten. Das würde das Gegen- 
stück sein zu den wiederholten Aufforderungen, daß er die englische Regierung 
unterrichtet halten sollte. Falls man ihn nicht unterrichten würde, wäre es sehr 
peinlich, wenn die Nachricht bekannt würde. Bekanntlich erweckte schon der Besuch 
des Herrn Burckhardt bei Hitler starken Verdacht, und die polnische öffentliche 
Meinung sei sehr empfindlich gegenüber jeder Andeutung, daß seine Verbündeten 
einen Kompromiß auf Kosten von Polens Interesse oder auch nur seiner vollen 


Teilnahme an Verhandlungen abschließen könnten. (DBFP VII Nr. 75) 
* 

Der britische Geschäftsträger in Paris berichtet Lord Halifax über sein Gespräch 

mit Außenminister Bonnet. (DB Nr. 61) 
* 


Lord Halifax teilt Botschafter Henderson mit, daß er vollkommen dessen Gründe 
zugunsten der unmißverständlichen Festlegung der englischen Position verstünde. 
Es möge wohl wesentlich sein, erwas dieser Art direkt bei Hitler zu unternehmen, 
aber er befürchte, daß ein Besuch des Generals Ironside bei Hitler unweigerlich in 
die Offentlichkeit dringen und Hitler ermöglichen könnte, seinen Kurs unmittelbar 
auf den Besuch hin zu ändern. Ob es nicht besser wäre, einen solchen Brief durch 
ihn, den Botschafter, zu überbringen und er bäte noch diesen Abend um Hendersons 


Meinung. (DBFP VII Nr. 73) 
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Der britische Geschäftsträger Campbell in Paris berichter über seine Rücksprache 
mit dem Botschafter der Vereinigten Staaten, den er aufgesucht hatte, um seine 
Meinung über die Situation zu ermitteln. (DB Nr. 61a) 


* 


Botschafter Henderson schreibt an Lord Halifax: „Außerst widerlich ist es doch, 
den Anschein zu erwecken, zu bluffen. Trotzdem empfehle ich die Entsendung 
Ironsides. Aber ich empfehle keineswegs irgendeine Schwäche in der Sprache, die 
SMR dem General vorschreibt zu führen. Genau eine klare und unzweideutige Fest- 
stellung von harten Tatsachen als letzte Bemühung, Mißverständnissen vorzu- 
beugen, die tragisches Unheil allen Betroffenen bringen könnten. Auch schlage ich 
keine unmittelbare Lösung der Danzig-Frage vor, sondern lediglich einen Versuch 
zu sehen, daß — durch päpstlichen Schiedsspruch oder auf sonstige Art — sobald die 
Spannung nachgelassen und die Bevölkerung vernünftig denken kann, diese Frage 
geregelt wird. Mittlerweile sollte der Status quo ante vom März aufrecht erhalten 
werden. 

Aber die wichtigste Sache ist doch zu klären bei Hitler, wo wır stehen und ihn 
wissen zu lassen, daß die Entscheidung über Friede oder allgemeinen Krieg bei ihm 
verbleibt; dieses, wenn er bluffen will, wir tuns nicht.“ (DBFP VII Nr. 84) 


* 


Lord Halifax setzt in einem Brief Premierminister Chamberlain seine Auffassung 
über die gegenüber Hitler und Mussolini einzuschlagende Politik auseinander. 
(DB Nr. 62) 


* 


Der in Urlaub befindliche Botschafter v. Dirksen gab in einer ausführlichen Auf- 
zeichnung für den Reichsaußenminister eine Betrachtung über die britische Haltung 
und deren Begründung ab. (DB Nr. 63) 


* 
Nach einer Aufzeichnung des Geheimrats Schnurre versuche die russische Dele- 


gation, die Unterzeichnung der abschlußreifen Handelsvereinbarungen zu ver- 


zögern und er führe dies auf eine höhere Weisung aus Moskau zurück. 
(ADAP VII S. 110) 


* 
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Botschafter von der Schulenburg erstattet Bericht über seine mit Molotow gehabte 
Aussprache. (DB Nr. 64) 


* 


Stalin soll in einer Geheimrede vor dem Politbüro die Notwendigkeit zum Ab- 
schluß des deutsch-russischen Paktes damit begründet haben, daß nur dann der für 
notwendig erachtete Krieg auch mit den Westmächten ausbrechen würde. 

Der Wortlaut der von der französischen Presse verbreiteten Rede ist so unwahr- 
scheinlich, daß ich auf seine Wiedergabe verzichte, obwohl weder Freund noch 
Hoggan Zweifel an der Echtheit zum Ausdruck bringen. 

(Freund III, Nr. 55 und Hoggan $. 617) 


* 


Botschafter Loraine führt in einem Telegramm an Lord Halifax aus: 

„1. Ich habe die Information aus gut unterrichteter Quelle erhalten, die, obwohl 

sie die Situation sehr sorgenvoll und gefährlich erscheinen läßt, trotzdem darauf 
hindeutet, daß sie nicht ganz so hoffnungslos sein mag, wie ich befürchtete. 
2. Sie geht im Prinzip dahin, daß Italien gewaltsamer Aktion, welche Hitler gegen 
Polen zu unternehmen beabsichtigt bei Nichterreichen bedingungsloser Übergabe 
Danzigs, nicht zugestimmt hat; und daß Italien fortfährt zu behaupten, daß seine 
vorherige Zustimmung nötig ist, ehe Deutschland Maßnahmen ergreift, die wahr- 
scheinlicherweise zu einem Krieg führen, in den Italien durch das Bündnis ver- 
wickelt sein wird. 

3. Angeblich ist es deutsche These, daß Italien Deutschland in solchen Angelegen- 
heiten zu folgen verpflichtet ist, in denen Deutschland seine lebenswichtigen Inter- 
essen auf dem Spiel stehend erachtet. 

An een 

5. Derselben Quelle zufolge hat Mussolini reagiert, indem er weitere Jahrgänge 
aufgerufen hat, indem er die Presse- und Propagandakampagne intensiviert hat, 
um auf Polen Druck auszuüben und die Sowjets einzuschüchtern, doch hat er in der 
Frage der Priorität von Konsulation und Zustimmung nicht nachgegeben. D. h., daß 
Mussolini den Erpressungsbluff bis zur äußersten Grenze mitspielen wird in der 
Hoffnung, daß Polen kapitulieren wird, aber sich nicht darauf einlassen wird, in den 
Krieg zu ziehen, wenn Deutschland eine Gewaltlösung sucht. 

6. Weiterhin, daß Graf Ciano und Herr Ribbentrop völlig verschiedener Meinung 
waren in ihrer allgemeinen Abschätzung der europäischen Situation und in ihren 
Ansichten über die Wahrscheinlichkeit und Wirksamkeit einer englisch-französischen 
bewaffneten Intervention, wenn Deutschland eine Aktion gegen Polen nähme....... 

9. Es scheint auch darauf hinzudeuten, daß das Gespräch, das ich gestern mit Graf 
Ciano pflegte und die Tür, die ich möglicher anglo-italienischer Konsultation zur 
Bewahrung des Friedens offenhielt, angebracht und rechtzeitig war. 
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10. Jedes Durchsickern dieser Information zur Presse würde für jede Möglichkeit 


einer günstigen Schwenkung der italienischen Politik verhängnisvoll sein.“ 
(DBFP VII Nr. 71) 


* 


Botschafter Loraine teilt Lord Halıfax mit, daß er aus der Quelle des sowjetischen 
Geschäftsträgers in Rom Wind bekommen habe von dem italienischen Wunsch, „daß 
Sowjetregierung sofort Bündnisvertrag mit dem Vereinigten Königreich und Frank- 
reich unterzeichnen möge als dem einzigen verbleibenden Mittel, das Herrn Hitler 
zum Pausieren veranlassen könnte.“ (DBFP VII Nr. 72) 


* 


Lord Halifax ergreift in dem Bestreben, Italien von der Seite Deutschlands weg- 
zuziehen, die Initiative, und stattet den britischen Botschafter Loraine in Rom mit 
umfangreichen Informationen aus, um eine Botschaft für Mussolini überbringen 
zu können. (DB Nr. 65) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker schließt einen Brief an Botschafter v. Mackensen in 
Rom, der sich mit mißverständlichen Äußerungen des ungarischen Außenministers 
Graf Czäky befaßt, mit folgenden Worten: „Zu Ihrer persönlichen Information hin- 
zufügt der Herr Reichsaußenminister, daß in der deutschen Haltung seit Ihrer 
kürzlichen Anwesenheit auf dem Obersalzberg sich nichts geändert habe. Der 
Reichsaußenminister bittet Sie daher, wie bisher eine durchaus feste, ja sture Haltung 
einzunehmen. Die Lage habe sich inzwischen verschärft. Eine Lösung könne nicht 
mehr lange ausgesetzt werden und werde so oder so erfolgen. Lenke Polen nicht ein, 
so werde es ausgelöscht. Die Westmächte seien gar nicht in der Lage, Polen zur 
Seite zu stehen und Deutschland oder Italien anzugreifen, wenn sie nicht ihr Dasein 


riskieren wollten.“ (ADAP VII S. 111) 
Botschafter Attolico berichtet über seine erneute Unterredung mit dem Reichs- 
außenminister. (DB Nr. 66) 


Sonntag, den 20. August 1939 
Der estnische Vizeaußenminister Opik äußerte sich gegenüber dem deutschen 


Gesandten Frohwein sehr bitter über das polnische Verhalten. Er habe jetzt die 
Überzeugung, daß die Polen sich aus Mißtrauen und Prestige völlig auf Ablehnung 
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jeglichen Entgegenkommens festgelegt hätten und es offenbar für eine Art Ehren- 
pflicht hielten, keine Zugeständnisse ohne vorherigen Kampf zu machen. Bezeich- 
nend sei ihre Äußerung, sie würden selbst dann kämpfen, wenn sie ganz allein 
blieben. Wenn andererseits Deutschland die an sich dringend notwendige Lösung 
mit Gewalt herbeiführe, so glaube er bei der gegenwärtigen Sachlage, daß England 
und Frankreich eingreifen würden. Fraglich sei dagegen die Haltung der Sowjet- 
union. Estland werde auf alle Fälle neutral bleiben. (ADAP VII S. 127) 


* 


Da der spanische Außenminister sich geäußert hatte, daß Polen eine Provozierung 
nicht wagen würde, wenn es dazu nicht von anderer Seite angetrieben würde, wies 
Staatssekretär v. Weizsäcker den deutschen Botschafter an, den Außenminister 
aufzuklären, daß die polnische Provokation bereits einen derartigen Grad erreicht 
habe, daß die deutsche Ehre davon berührt würde. Er nenne folgende bekannte 
Punkte: Polnisches Ultimatum an Danzig vom 4. August mit Repressalienandrohun- 
gen. Größenwahnsinnige Haltung polnischer Presse. Völlige unversöhnliche 
Haltung in Reden polnischer Staatsmänner. Fortgesetzte Schikanen schwerster Art 
gegen Reichsdeutsche und Ausrottungskampf gegen Volksdeutsche. 

(ADAP VII S. 128) 


* 
Der Reichsaußenminister ist mit dem Vorschlag Veesenmayers vom 19. 8. ein- 
verstanden. (ADAP VII S. 129) 
* 


Botschafter Coulondre schreibt in einem Bericht, daß ihm ein Kollege von äußerst 
pessimistischen Äußerungen hoher Beamter über die Lage erzählt habe. In der 
Danziger Frage stehe die deutsche Ehre auf dem Spiel. Deutschland könne nicht 
zurückweichen und man sehe keine Möglichkeit, den Krieg zu vermeiden. Man 
glaube nicht an eine militärische Intervention Großbritanniens zugunsten Polens. 

(FGB Nr. 204) 

Außenminister Bonnet: „Ich wiederholte meine Instruktionen und bat Noel, 
zugleich Beck und Rydz-Smigly aufzusuchen. Aber trotz des Drängens unseres 
Botschafters in Warschau blieb die Polnische Regierung bei ihrer ablehnenden 
Haltung. ‚Mit den Deutschen laufen wir Gefahr, unsere Freiheit zu verlieren. Mit 
den Russen verlieren wir unsere Seele‘, antwortete Rydz-Smigly. 

Indessen bat Naggiar von Moskau aus um ‚eine prinzipiell zusagende Antwort 
an die russische Delegation, um die Militärverhandlungen vorwärtszutreiben. Zu 
diesem Zweck soll General Doumenc sofort ermächtigt werden, im bestmöglichen 
Sinne für das gemeinsame Interesse zu verhandeln und zu unterzeichnen. vor- 
behaltlich einer endgültigen Billigung der Französischen Regierung.“ 
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Botschafter Henderson führt in einem Brief an Lord Halifax aus: „Herr Hitler 
betrachtet den Krieg gegen England doch als unvermeidlich früher oder später und 
hat entschieden, daß er einen großen Krieg mit größeren Aussichten auf Erfolg in 
diesem Jahre führen kann als im nächsten. ...... Darum empfehle ich, daß ich beauf- 
tragt werde, durch offizielle Kanäle den unmittelbaren Besuch General Ironsides 
mit einem persönlichen Brief des Premiers und von Ihnen an Herrn Hitler vor- 
zuschlagen. Wenn dieser Vorschlag angenommen würde, sollte die Möglichkeit 
des Besuches Mitte dieser Woche erreicht werden. .... Solch eine Besprechung 
zwischen Soldaten, wie ich es meine, die alle ihre Karten auf den Tisch legen, 
ohne zu versuchen einzuschüchtern, würde den endlichen Effekt haben, den Frieden 
zu sichern. Wenn Hitler noch unmittelbare Lösung des Danzig-Korridor-Problems 
verlangen sollte, müßte ihm klar gemacht werden, daß dies Krieg bedeutet und 
wir sollten vorbereitet sein, den Preis zu bezahlen und durchzuhalten bis zum 
Ende. Aber das Geschehen wird gleich dem Krieg sein, wenn Hitler auf seinen 
gegenwärtigen Plänen besteht, wie ich glaube. Die Entscheidung wird dann bei 
ihm liegen und die öffentliche Meinung in der Welt und im Empire wird zu 
unseren Gunsten stärker sein, wenn diese so gemacht wird. Ich mache diesen Vor- 
schlag mit einem tiefen Gefühl von Verantwortung und voller Erkenntnis der 
eventuellen tragischen Konsequenzen. Aber ich bezweifle, ob solche Konsequenzen 
wahrscheinlich kleiner sein werden, wenn der Versuch nicht gemacht wird. Ist es 
nicht auf jeden Fall weiser, den Bluff Hitlers zu nennen — wenn es ein solcher 
ist —, bevor Ereignisse vorkommen, die das Ergebnis für jede Seite gefährlich 
machen. Ich muß auch hinzufügen, daß der Erfolg oder das Fehlschlagen sehr stark 


vom Verhalten der britischen Presse abhängen. ..... . Über all dem sollte nach 

meiner Meinung der Kontakt zwischen der polnischen und der deutschen Regierung 

nicht unterschätzt werden.“ (DBFP VII Nr. 93) 
* 


In einem Brief vom 21. August an Lord Halifax übermittelt Botschafter Hender- 
son den Eindruck, daß sofort etwas getan werden müsse, wenn man nicht mit 
irgendeiner Aktion von seiten der deutschen Regierung konfrontiert werden wolle, 
welche den Krieg unvermeidlich mache. In diesem Sinne habe er auch den pol- 
nischen Botschafter unterrichtet. Dieser sei ermächtigt worden, Göring aufzu- 
suchen, von dem er eine Einladung zur Jagd erhalten habe. Er habe Lipski klar 
gemacht, daß zwar die Danziger Lösung warten könne, doch nicht aufgeschoben 
werde dürfte, das vollständige Aufhören aller deutsch-feindlichen Maßnahmen in 
Polen. „Wie grob in der deutschen Presse diese auch übertrieben würden, und 
obwohl ich selbst sie dem Staatssekretär gegenüber als Folge der Naziaufstachelung 
der eigenen Volksgenossen jenseits der Grenze dargestellt hätte, so bleibe doch Tat- 
sache, daß es jetzt wahrscheinlich wenigstens 10000 Flüchtlinge in Deutschland gibt, 
daß deutsche Einrichtungen systematisch geschlossen werden, deutsche Arbeiter 
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entlassen usw. usw. Es muß eingesehen werden, daß der Konflikt jetzt über Danzig 
hinausgegangen ist. Geduld kann Hitler abverlangt werden in Hinsicht der Freien 
Stadt, aber es würde dem entgegengesetzten Zweck dienen, sie im Hinblick auf die 
Verfolgung der deutschen Minderheit zu predigen. Ich versuche nicht, die Schuld 
aufzuteilen, sondern Tatsachen festzustellen. Zur Regelung der Minderheitsfrage 
scheint mir ein direkter und sofortiger Kontakt zwischen Warschau und Berlin 
wesentlich. Ich sagte dies gestern abend dem polnischen Botschafter, und ich würde 
ihm anempfehlen, in Ermangelung Görings um ein Treffen mit dem Staatssekretär 
nachzusuchen. .... ” (DBFP VII Nr. 112) 


* 


Lord Halifax schreibt in einem besorgten Brief an Botschafter Kennard: „Falls 
die endgültige Antwort der polnischen Regierung ungünstig ist, wird eine sehr 
ernste Situation erzeugt werden. Die Sowjetregierung meint, daß es keinen Zweck 
hat, die militärischen Besprechungen fortzusetzen, bis eine Antwort da ist... . . 
Wenn die Antwort negativ ist, werden die Gespräche mit aller Wahrscheinlichkeit 
gänzlich scheitern. ..... Ich bin überzeugt, daß ein solcher Fehlschlag Hitler er- 
mutigen muß, Zuflucht zum Krieg zu nehmen, in welchem Polen den Anprall des 
ersten Angriffes ertragen würde..... 

2. Herr Beck scheint nicht mit dieser Beurteilung einverstanden zu sein und 
behauptet, daß die Zustimmung Polens zu dem sowjetischen Vorschlag zu einer 
sofortigen Kriegserklärung durch Deutschland führen würde. Ich sehe die Situation 
in einem anderen Licht. Wir mögen am Rande des Krieges sein, in welchem 
innerhalb der nächsten paar Wochen oder sogar innerhalb der nächsten paar 
Tage Polen das Opfer eines vernichtenden Angriffes sein kann. Wenn Herr Beck 
denkt, daß er die Wahrscheinlichkeit eines solchen Angriffs nur dadurch abwenden 
oder vermindern kann, daß er sich der Zustimmung enthält, Hilfe von der Sowjet- 
union anzunehmen, so glaube ich, daß er sich selbst täuscht... . . Wenn Polen 
sich dahin durchringen kann, sowjetische Hilfe anzunehmen, sobald einmal ein 
Krieg begonnen hätte, so ist es nicht klar, warum es nicht zustimmen kann, eine 
solche Hilfe zu erwägen, wenn der Krieg bevorsteht. 

3. Ich würdige voll die Nachteile und Risiken, sowjetische Truppen auf polnischen 
Boden zu lassen, aber diese Risiken würden doch wohl dem Risiko der Zerstörung 
der polnischen Unabhängigkeit infolge Ausbleibens ihrer Hilfe, wie auch immer 
unwillkommen dies sein mag, vorzuziehen sein..... 

4. Die polnische Regierung hat in den letzten Tagen nachdrücklich die Erwünscht- 
heit des frühzeitigen Abschlusses des anglo-polnischen Vertrages betont aus dem 
Grund, daß dies darauf abzielen würde, das Vertrauen in Europa zu verstärken, 
aber SMR glaubt, daß die positive Wirkung des Abschlusses des englisch-polnischen 
Vertrages kaum die negative Wirkung eines endgültigen Zusammenbruches der 


Verhandlungen mit Moskau aufwiegen würde. .... Die Anstrengungen Seiner 


263 


20. August 1939 


Majestät Regierung, eine Friedensfront aufzubauen, können sehr wohl zunichte 
gemacht werden, falls Polen ım augenblicklichen entscheidenden Stadium nicht 
seinen vollen Beitrag leisten wird. .... Wenn die polnische Unabhängigkeit be- 
wahrt werden soll, muß Polen alles tun, um die Hilfe, die ihm angeboten wird, 
zu erleichtern und voll wirksam zu machen. 

5. Ich werde erfreut sein, wenn Sie diese Betrachtungen Herrn Beck mit allem 
Ernst unterbreiten wollen. Wir befinden uns in einem hodhkritischen Augenblick, 


in dem seine Entscheidung ein entscheidender Faktor sein kann.“ 
(DBFP VII Nr. 91) 


* 


Außenminister Beck übergab dem britischen Botschafter die negative Antwort 
Polens. Er habe die Angelegenheit mit dem Marschall erörtert und die Auffassungen 
der Militärexperten stimmten völlig mit seiner überein. 

Es sei immer ein feststehender Grundsatz polnischer Politik gewesen, aus- 
ländischen Truppen kein Durchmarschrecht durch polnisches Gebiet zuzugestehen. 
Das gelte für deutsche wie für russische. Woroschilow wolle heute das auf friedliche 
Weise erreichen, was er 1920 mit Waffengewalt zu erreichen suchte. Beck bat 
darum, die französische und britische Demarche als striktestes Geheimnis zu be- 
handeln. 

Botschafter Kennard teilt seiner Regierung mit, daß sie (er und der französische 
Botschafter) sich „alle Mühe“ gegeben hätten, die polnische Regierung zu über- 
reden. Für die Ablehnung seien auch wichtige innerpolitische Gründe maßgebend. 
Polen aller Schichten seien besessen von der Furcht vor dem Kommunismus und 
niemand glaube, daß es möglich sei, von den Russen besetztes Gebiet jemals wieder 
zu bekommen. (DBFP VII Nr. 90) 


* 


Der französische Botschafter Naggiar schreibt aus Moskau, daß er angesichts der 
Schwierigkeiten bei den Moskauer Verhandlungen nicht überrascht sein würde, 
wenn Deutschland und Italien jetzt der Sowjetunion territoriale Angebote machen 
würden. Daran könnten sie auch durch die fundamentalen Gegensätze der Welt- 
anschauungen nicht gehindert werden. (Freund, III S. 111) 


* 


Da die westlichen Delegierten keine Zustimmung Polens und Rumäniens zum 
Durchmarsch vorbringen können, schlägt Marschall Woroschilow die sofortige Ver- 
tagung der Sitzung vor. Einen neuen Termin anzugeben, sei vor Eingang der 
französischen und englischen Antwort unmöglich. Sei diese negativ, so bestünde 
kaum Chance, überhaupt wieder zusammen zu kommen. 
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Die westliche Delegation will nunmehr die Sowjets für diese Tatsache verantwort- 
lich machen, worauf Woroschilow erbost antwortet: 

„Die sowjetische Militärmission steht auf dem Standpunkt, daß die UdSSR, die 
mit Deutschland keine gemeinsame Grenze hat, Frankreich, Großbritannien, Polen 
und Rumänien nur unter der Bedingung unterstützen kann, daß ihren Truppen das 
Recht des Durchmarsches durch Polen und Rumänien erteilt wird, da sie sonst 
keine Möglichkeit haben, mit den feindlichen Truppen in Berührung zu kommen. 
ee Die sowjetische Militärdelegation kann sich nicht vorstellen, wie die 
Regierungen und Generalstäbe Großbritanniens und Frankreichs ihre Missionen zu 
Verhandlungen in die UdSSR senden konnten, ohne ihnen Direktiven zu erteilen 
hinsichtlich solch elementarer Fragen wie Durchmarschrecht und Operationsmög- 
lichkeit.“ . ..... (Freund, Bd. III S. 109) 


* 


Früh um 2 Uhr wurde das Kredit- und Wirtschaftsabkommen mit der Sowjet- 
union von den Herren Babarin und Schnurre unterzeichnet. 
(ADAP VILS. 118—124, 127) 


* 


Die russische Presse veröffentlicht folgenden Kommentar: „Dieses neue Abkom- 
men, abgeschlossen in einer Atmosphäre gespannter politischer Beziehungen, ist dazu 
angetan, diese Atmosphäre zu entspannen. Es kann ein großer Schritt in der zu- 
künftigen Ausweitung nicht nur der wirtschaftlichen, sondern auch der politischen 
Beziehungen zwischen der UdSSR und Deutschland sein.“ 


* 


Botschafter v. d. Schulenburg übersendet den Text des sowjetischen Entwurfes 
für einen Nichtangriffspakt. (Er wurde unverändert angenommen.) (DB Nr. 81) 
Der Reichsaußenminister drahtet Botschafter v. d. Schulenburg den Text von 
Hitlers Schreiben an Stalin mit dem Ersuchen, ihn sofort Molotow zu überreichen. 


(DB Nr. 67) 
* 


Botschafter Loraine in Rom berichtet in zwei aufeinanderfolgenden Briefen an 
Lord Halifax: 

see a) Ich glaube, daß folgende Informationen substantiell zutreffend sind: 

b) Es hat ein wichtiges Treffen zwischen dem König, Mussolini und Badoglio ge- 
geben. Der König ist stark gegen den Krieg eingestellt, Badoglio ebenfalls. Mussolini 
ist auf Grund dessen und wegen anderer Beweise für die Stimmung gegen den 
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Krieg — nicht nur in den breiten Massen, sondern auch inmitten vieler bedeutender 
Faschisten — wütend und beklagt sich, daß der ganze Entwurf seiner Außenpolitik 
gelähmt werden wird. 


c) Ciano in seiner prodeutschen Politik ernsthaft erschüttert, klammert sich noch 
an Hoffnungen eines erfolgreichen Blitzkrieges, aber beginnt einen Krieg mit Eng- 
land im feindlichen Lager zu fürchten. 


d) Badoglio, Balbo und Grandi sind für ein antideutsches Bündnis und gegen 
den Krieg. Von Badoglio wird berichtet, daß die Armee keinen allgemeinen Krieg 
auf sich nehmen könne. 


e) Propagandaminister Alfieriı und Generalsekretär der Partei Starace sind 
kriegsfeindlich, besonders wenn England unter den Feinden ist. 


g) Keine Anzeichen irgendwelcher besonderer Kriegsvorbereitungen in Icalien. 
Ser = (DBFP VII Nr. 96) 
Im zweiten Telegramm führt er aus: 


„1. Diese letzten und meine anderen Berichte würden offenbar darauf hindeuten, 
daß Italien einer inneren Krise sowohl wie auch einer Krise in seinen Beziehungen 
zu Deutschland sehr nahe ist. 


2. Nach meiner Meinung dürfen wir es nicht als erwiesen ansehen, daß, wenn 
Deutschland Polen angreift, Italien mit Deutschland kämpfen wird, denn es hat 
alle Gründe für sich, den Zweifel so lange wie möglich zu seinen Gunsten sprechen 
zu lassen. 


3. Meiner Überzeugung nach verbleibt eine Hoffnung, daß Italien noch zu 
seiner eigenen Rettung finden mag. Aber man muß es selbst dorthin finden lassen 
und auf seine eigene Art. 

4. Jeızt, da wir die Position SMR vollauf deutlich gemacht haben, unter- 
breite ich respektvoll aber mit großem Ernst die Notwendigkeit, daß in diesen 
kritischen Augenblicken unsere Beziehungen zu Italien mit großer Vorsicht und 
wirklicher Sympathie gehandhabt werden müssen und daß die folgenden Betrach- 
tungen dauernd im Auge behalten werden sollten. 

a) Die Volksstimmung und vielleicht die Stimmung des Armee sind gegen Musso- 
lini, was Italiens Kriegseintritt insbesondere gegen Großbritannien wegen einer 
deutschen Streitfrage anbetrifft. Mussolini mag der Meinung seines eigenen 
Landes nachgeben. Er wird niemals nachgeben gegenüber einer Meinung Druck 
oder Drohungen von außen. 

b) Zwei Dinge werden das Land hinter Mussolini scharen. Das erste, seine eigene 
spontane Entscheidung, Italien wegen dieser Streitfrage nicht in den Krieg zu 
führen. Zweitens, wenn Italien angegriffen wird. 

c) Obwohl ich mir gut vorstellen kann, daß aus zwingenden militärischen Gründen 
eine kräftige, englisch-französische Offensive gegen Italien die beste Strategie im 
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Kriege sein würde, so dringe ich trotzdem darauf, daß es ein politischer Irrtum 
erster Größe sein würde, Italien den Krieg zu erklären. .... 

d) Wir dürfen die moralische Wirkung nicht unterschätzen, welche erzeugt werden 
würde, wenn Italien es ablehnte, sich mit seinem deutschen Verbündeten zu- 
sammen in einen Krieg gegen einen souveränen Staat zu vereinen. 

e) Jede Andeutung, offiziell oder inoffiziell, in Presse, Radio oder Propaganda, 
daß Mussolini sich seiner Verantwortung nicht bewußt sei, daß Italien ihm nicht 
vertraue, daß er absteige, daß die Reihen nicht geschlossen seien in Italien, daß 
Italien gewohnheitsmäßig seine Verpflichtungen breche und man darauf rechnen 
könne, daß es dies wieder tun könne, daß italienische Kräfte unwillig oder un- 
fähig seien, sich mit Kampfgeist zu schlagen usw., könnte sich sehr wohl als 
fatal erweisen. 

f) Es würde blinde Narrheit sein, auch nur eine dürftige Chance zu vernach- 
lässigen, die große Spannung zu lockern, welche die Entfremdung von Italien 
uns auferlegt hat, oder es wieder in das Konzert der europäischen Mächte zu- 
rückzuholen.“ (DBFP VII Nr. 97) 


* 


Der italienische Botschafter Attolico berichtete am 23. August (nach Rückkehr 
aus Rom) Staatssekretär v. Weizsäcker, daß der englische Botschafter der italienischen 
Regierung eine Mitteilung gemacht habe, welche besage, daß die britische Regierung 
zu einer Konferenz über die polnische Frage bereit sei, wenn solch ein Vorschlag 
von anderer Seite gemacht werde. An einer solchen Konferenz müsse jedoch Polen 
als gleichberechtigter Staat teilnehmen. Auch die Sowjet-Union würde hinzugezogen 
werden. Schließlich wurde gesagt, daß die britische Regierung jedoch Zweifel habe, 
ob eine solche Konferenz einen Erfolg haben werde und ausgeführt, daß Hitler wohl 
gegen Konferenzen sei. (ADAP VII S. 196) 


%* 


Graf Magistrati, der italienische Geschäftsträger in Berlin besuchte „privat“ 
Herrn v. Weizsäcker und brachte folgenden Gedankengang vor: 

„Italien sei überraschend vor die heutige kritische Lage gestellt worden. Es gebe 
keinen durchgearbeiteten deutsch-polnischen Streitfall mit klarer These und Gegen- 
these. Italien sei von uns nie damit befaßt worden. Unser Bündnis erheische aber 
enge Fühlung in großen Fragen, die uns beide angehen. Nun behaupte Deutschland, 
das Problem Danzig-Polen sei ein deutsches, isoliertes Problem, kein allgemeines. 
Italien werde davon nicht betroffen. Der lokalisierte Krieg berühre Italien nicht. 
Deutschland verzichte dabei auf Italiens Waffenhilfe. Stelle sich nun heraus, daß 
die deutsche These falsch sei, und komme es zu einem allgemeinen Krieg, so 
stehe Italien vor den Schlußfolgerungen unseres Bündnisvertrages, ohne daß die 
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Voraussetzungen für diese gegeben seien.“ Herr v. Weizsäcker vermerkt hierzu, 
daß er diesen Gesprächsteil erwähne, weil daraus eine italienische Mencalität 
spreche, die ihn zwar nicht wundere, aber seiner Ansicht nach entschieden beachtet 
werden müsse. (ADAP VIS. 134) 


* 


Graf Ciano: „Es war folgendes geschehen. In meiner Abwesenheit ist der Duce 
zurückgewichen. Er will um jeden Preis Deutschland in dem nahe bevorstehenden 
Krieg unterstützen, und er will noch am Abend eine Mitteilung in diesem Sinne 
durch Attolico den Deutschen zukommen lassen. Inzwischen haben die Engländer 
einen Appell an den Duce gerichtet, um die Streitfrage auf friedlichem Wege zu 
lösen. 


Gespräch zu dritt, Mussolini, ich, Attolico. Der Duce ist entschlossen, er äußert 
folgende Gründe: es ist zu spät, um die Deutschen im Stich zu lassen. Wenn dies 
geschähe, würde die Presse der ganzen Welt Italien vorwerfen, es sei feige, nicht 
gerüstet und habe sich vor dem Gespenst des Krieges zurückgezogen. Ich versuche 
Einwände zu machen, aber es ist heute abend verlorene Mühe. Mussolini hat sich 
in diesen Gedanken verbohrt. Ich nehme die englische Mitteilung zum Anlaß, um 
wenigstens einen Aufschub des Entscheides bis morgen früh zu erreichen. Ich habe 
noch die Hoffnung durchzudringen. Attolico verläßt den Palazzo Venezia ent- 
mutigt und gebrochen.“ 


Montag, den 21. August 1939 


Nach Mitteilung des Reichsinnenministeriums sind bis jetzt etwa 70000 volks- 
deutsche Flüchtlinge aus Polen in den Flüchtlingsdurchgangslagern untergebracht wor- 
den. Nicht einbegriffen in dieser Zahl sind die nach Danzig Geflüchteten und die- 
jenigen, die nicht durch die Durchgangslager nach Deutschland gingen. 


(DD IS. 232) 

Die deutsche Botschaft in Warschau bereitet Maßnahmen zum Schutz der Reichs- 

deutschen in Polen für den Ernstfall vor. (ADAP VII Nr. 186) 
* 

Der volksdeutsche Senator Wiesner wurde von den Polen freigelassen und begab 

sich nach Danzig. (ADAP VII S. 136) 
* 
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Das Deutsche Nachrichtenbüro meldet aus Breslau und Mährisch-Ostrau militä- 
rische polnische Vorbereitungen an der Grenze, Unterminierungen der Straßenüber- 
gänge und Brücken. (Dokumentarische Zeitchronik 1939 S. 110) 


* 


Aus den Berichten des französischen Botschafters Coulondre, die sich größtenteils 
mit Gerüchten über angebliche deutsche Mobilmachungsvorbereitungen befassen, sind 
folgende Außerungen erwähnenswert: 

» . . . erachte es als meine Pflicht, auf die gebieterische und dringende Notwen- 
digkeit hinzuweisen, die unerläßlichen Maßnahmen, sowohl was die Einberufung der 
Reservisten, als auch was die industrielle Mobilmachung anbelangt, zu treffen, damit 
unsere Vorbereitungen mit denen des Reiches gleichen Schritt halten.“ (FGB Nr. 205) 

„Offiziell mobilisiert Deutschland allerdings nicht. Man begnügt sich damit, die 


Aktiven- und Reservetruppen zu instruieren ... . - Ich bin der Ansicht, daß es 

angezeigt wäre, wenn wir zwar unsere Dispositionen in dem notwendigen Maße 

treffen, dabei aber jede ostentative Geste vermeiden würden.“ (FGB Nr. 207) 
* 


Außenminister Bonner sagte dem polnischen Botschafter in Paris, daß der Durch- 
marsch der russischen Truppen durch polnisches Gebiet von einer französisch-briti- 
schen Militärmission überwacht werden könne. „Ich fügte weiter hinzu, daß er seine 
Regierung dringend darauf hinweisen müsse, daß sie sich zu entscheiden hätte und 
daß, falls ich im Laufe des Nachmittags keine negative Antwort von ihm bekäme, 
ich gegen Abend den General Doumenc telegrafisch ermächtigen würde, die Militär- 
konvention mit Rußland zu unterzeichnen.“ (Freund, II Bd. III S. 110) 


* 


Bonnet schickte um 16 Uhr 15 dem General Doumenc ein Telegramm, in dem er 
ihn ermächtigte, das Abkommen ohne Rücksicht auf die polnische und rumänische 
Haltung abzuschließen. Das Telegramm traf um 22 Uhr in Moskau ein. 

Churchill schreibt dazu: 

(Churchill, Bd. I, 1. S. 244) 

„Daladier verriet uns am 13. Juli 1946 noch mehr. Nicht nur die Baltischen 
Staaten wurden in Moskau gegen ihren Willen und ohne ihr Wissen der „Obhut der 
Sowjetunion“ anvertraut, sondern auch der Durchmarsch durch Polen und Rumänien 
sollte kein Hindernis für den Abschluß bilden. Der französische Militärbeauftragte 
in Moskau, General Doumenc wird am 21. 8. angewiesen, das Militärabkommen 
mit der Sowjetunion ohne Rücksicht auf die Wünsche Polens und Rumäniens „unter 
den bestmöglichen Bedingungen“ zu unterzeichnen“! 
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Botschafter Henderson teilt Lord Halifax mir, daß ihm der amerikanische 
Geschäftsträger gesagt habe, daß die gleiche Quelle, die der amerikanischen Bot- 
schaft in der Vergangenheit gute Informationen geliefert habe, festgestellt hätte, daß 
jetzt von Hitler Anweisungen an das deutsche Kriegsministerium ergangen seien, 
die militärische Konzentration bis zum 24. August abzuschließen. Der 25. August 
wurde als Datum für das Vorgehen gegen Polen erwähnt. 

Ferner habe er erfahren, daß heute auf der täglichen Auslandspressekonferenz der 
Sprecher des Auswärtigen Amtes festgestellt habe, daß in dieser Woche eine Aktion 
unternommen würde. Seine erste Reaktion auf diese Meldung sei, daß diese Fest- 
stellung kaum getroffen worden wäre, wenn der Entschluß, eine Aktion zu unter- 
nehmen, unwiderruflich wäre. (DBFP VII Nr. 106) 


* 


Henderson bemerkt in einem weiteren Schreiben an Lord Halifax, daß die gegen- 
wärtige Lage, wenn auch in kleinerem Maßstabe, derjenigen in Godesberg im letzten 
Jahre sehr ähnlich sei. Damals wäre der wunde Punkt die schlechte Behandlung 
der Sudetendeutschen und deren Massenflucht nach Deutschland gewesen. „Es ist 
natürlich weitgehend, aber keineswegs ausschließlich bestellte Arbeit, möglicherweise 
von Hitler stillschweigend geduldet, aber in erster Linie gesteuert von den Extre- 
misten. Hitler mag wirklich alles glauben, was die deutsche Presse schreibt oder er 
mag nur vorgeben, es zu glauben, aber die Tatsache bleibt. Die Polen mögen sagen, 
daß ebenso Schlimmes in Deutschland gegen Polen vor sich geht. Aber in aller 
Ehrlichkeit, ich zweifle sehr, ob es angehend so schlimm ist. Wenn Frieden sein soll, 
dann muß es aufhören. Auf welche Art, kann ich nicht andeuten außer durch 
direkten Kontakt zwischen Warschau und Berlin; doch ich fürchte, das mag jetzt zu 
spät sein..... (DBFP VII Nr. 116) 


* 


In einem weiteren Schreiben an Lord Halifax führt Henderson aus: „Ich trank 
gestern mit einem meiner Freunde Tee (gemeint Herr v. Weizsäcker). Während er 
die Übertreibungen der Presse zugab, versicherte er mir, daß das, was vor sich 
ginge, eine Art erzwungener deutscher Abwanderung aus Polen wäre, wo man 
keinem Deutschen erlaube, ein Lebensauskommen zu finden. Das ist die dringliche 
Frage. Ich sprach von Geduld, und er sagte sofort, daß die bloße Erwähnung dieses 
Wortes Hitler in Raserei bringen würde. Die Hauptsache sei heute nicht Danzig, 
sondern das Minderheitenproblem. Ironside sollte daran denken, falls er Hitler 
triffe.‘“ 

Der Berliner Korrespondent von „The Times“ habe ihm soeben erzählt, daß er 
gestern mit seinem Warschauer Kollegen telefoniert habe und dieser ihm gesagt 
hätte, daß sich die Polen unglaublich töricht benähmen. (DBFP VII Nr. 117) 
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Baron de Ropp sucht vor seiner Abreise nochmals Reichsleiter Alfred Rosenberg 
zu einem kurzen Gespräch auf. (DB Nr. 68) 


* 


Der deutsche Geschäftsträger Thomsen meldet aus Washington: 

„Wie ich zuverlässig erfahre, hat Mr. Bevin, Generalsekretär der „Transport 
and General Workers Union of Great Britain“, der sich gegenwärtig in New York 
als Delegierter zum Kongress für demokratische Erziehung aufhält, gegenüber einem 
amerikanischen Freunde die Meinung ausgedrückt, daß der Krieg unvermeidlich sei, 
es sei denn, Deutschland gäbe nach. Dies begründer Bevin damit, daß er und seine 
Gewerkschaftskollegen die führenden Leute in der Britischen Regierung kennen. Sie 
hätten in ihren eigenen Kämpfen selbst die Erfahrung gemacht, daß diese Art von 
Leuten (these people) an ihrer Meinung festhielten, wenn sie sich einmal ent- 
schlossen hätten. Dies sei heute gewiß der Fall, und die Larbour-Party habe dabei 
mitgewirkt, diese Entschlossenheit hervorzurufen.“ (DWB II Nr. 452) 


* 


Botschafter v. d. Schulenburg teilt mit, daß er Molotow um 15 Uhr die Bot- 
schaft Hitlers an Stalin nebst einer Übersetzung übergeben habe. Dieser habe das 
Schriftstück sofort durchgelesen und sei offensichtlich stark beeindruckt gewesen. 

(ADAP VII S. 140) 

Um 17 Uhr übergab Molotow dem Botschafter die Antwort Stalins auf Hitlers 
Brief, worin Stalin mitteilt, daß die Sowjetregierung mit dem Eintreffen des Reichs- 
außenministers für den 23. August einverstanden sei. Molotow bemerkte, daß die 
Sowjetregierung wünsche, daß spätestens morgen früh ein kurzes Kommunique 
über den beabsichtigten Abschluß des Nichtangriffspaktes und bevorstehende An- 
kunft des Reichsaußenministers in Moskau veröffentlicht würde. Stalins Antwort 
lautete: 

„An den Reichskanzler Deutschlands Herrn A. Hitler. Ich danke für den Brief. 
Ich hoffe, daß deutsch-sowjetischer Nichtangriffspakt eine Wendung zur ernsthaften 
Besserung der politischen Beziehungen zwischen unseren Ländern schaffen wird. Die 
Völker unserer Länder bedürfen friedlicher Beziehungen zueinander; das Einver- 
ständnis der Deutschen Regierung mit dem Abschluß eines Nichtangriffspaktes 
schafft die Grundlage für die Liquidierung der politischen Spannung und für die 
des Friedens und die Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern. Die Sowjet- 
regierung hat mich beauftragt, Ihnen mitzuteilen, daß sie einverstanden ist mit dem 
Eintreffen des Herrn von Ribbentrop in Moskau am 23. August. gez. J. Stalin“ 

(ADAP VII S. 140/141) 

Der Historiker Fabry behauptet, daß Hitler am 22. 8. bis 3 Uhr morgens höchst 

erregt auf Stalins Antwort gewartet und danach Göring gerufen und diesem Vor- 
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würfe gemacht habe, daß er ihn in diese Sache hineingetrieben hätte. „Er habe 
einen blöden Fehler gemacht.“ Als dann die positive Antwort Stalins eingetroffen 
sei, habe Hitler „angeblich“ ausgerufen: „Ich habe die Welt in der Tasche.“ 

Das ist alles unzutreffend, denn die Antwort traf schon am 21. August gegen 
23 Uhr in Berchtesgaden ein. H. C. Deutsch, den er als Quelle für den „blöden 
Fehler‘ angibt, verlegt den Vorgang auf die Nacht vom 19. und 20. August und 
A. Rossi, der Hitler die Welt in die Tasche zauberte, kann nach anderweitiger 
Erfahrung nicht als zuverlässig angesehen werden. (Fabry S. 66) 


* 


Graf Ciano: „Heute habe ich klar gesprochen. Ich habe alle meine Munition 
verschossen. Als ich in den Raum trat, bestätigte mir Mussolini seinen Entschluß, 
mit den Deutschen zu marschieren. „Das könnt und dürft Ihr nicht tun, Duce. Die 
Ergebenheit, mit der ich Euch in der Achsenpolitik gedient habe, ermächtigt mich, 
deutlich zu sprechen. Ich ging nach Salzburg, um über eine gemeinsame Linie zu ver- 
handeln ich fand mich einem Diktat gegenüber. Die Deutschen, nicht wir, haben 
das Büdnis verraten, wir hätten Anspruch darauf, als Genossen, nicht als Sklaven 
behandelt zu werden. Zerreißt den Pakt, werft ihn Hitler ins Gesicht, und Europa 
wird Euch als den natürlichen Führer des Kreuzzuges gegen Deutschland anerkennen. 
Soll ich nach Salzburg gehen? Gut, ich gehe, und ich werde mit den Deutschen so 
sprechen, wie es sich für sie gehört. Hitler wird mir nicht die Zigarette auslöschen, 
wie er es mit Schuschnigg gemacht hat.“ Dies und anderes sagte ich ihm. Er war 
sehr erschüttert und billigte meinen Vorschlag, Ribbentrop auf den Brenner zu bitten, 
ganz offen mit ihm zu sprechen und unsere Rechte als Bundesgenossen zu fordern. 
Er will nicht, daß die Achse jetzt zerbricht, sollte sie aber zerbrechen, werde ich 
keine Träne darüber vergießen. 

Wir telefonieren Ribbentrop, der sich lange Zeit nicht finden läßt. Endlich um 

17.30 Uhr erreiche ich ihn und sage, daß ich ihn auf dem Brenner sprechen möchte. 
Er entgegnete, er könne mir keine sofortige Antwort geben, da er „eine wichtige 
Mitteilung aus Moskau erwartet“. Er werde mich im Laufe des Abends anrufen. 
Ich berichtete dem Duce, der mich wieder fragte, wie öfters in den letzten Tagen, 
wie der Ton des Gespräches und die Laune der Deutschen gewesen sei. 
Neue Unterredung mit dem Duce. Er genehmigt das Dokument, das ich für meine 
Unterredung mit Ribbentrop abgefaßt habe und schlägt vier Punkte vor betreffend 
die Möglichkeiten, die eintreten können. Nach meiner Meinung sind drei neben- 
sächlich, einer von grundsätzlicher Bedeutung: daß wir nicht eingreifen werden, wenn 
der Krieg durch einen Angriff auf Polen ausgelöst wird.“ 


* 


„Da schlug am Abend des 21. August in Rom eine Bombe ein, welche die diplo- 
matische Szenerie völlig verwandelte und wieder alles in Frage stellte. Nachdem 
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um 21.35 Uhr die Antwort Stalins in Berlin eingetroffen war, daß er den Reichs- 
außenminister am 23. August in Moskau erwarte, rief Ribbentrop um 22 Uhr seinen 
Kollegen an, um die Verlegung des Treffens vom Brenner nach Innsbruck vorzu- 
schlagen, da er anschließend sofort nach Moskau fliegen werde, um dort einen 
politischen Pakt mit der Sowjetunion abzuschließen.“ (Siebert, S. 265) 


* 


In einer Huldigungsbroschüre anläßlich des 75. Geburtstages (9. 12. 49) des 
bekannten Zionistenführers Dr. Chaim Weizmann ist unter der Überschrift: „Er 
ahnte die kommende Katastrophe und warnte wie ein Prophet..... “ folgender 
Beitrag enthalten: 


(Sonderausgabe des Zentralbüros des KKl (Keren Kayemeth L’ Israel) 
„Bei dem zionistischen Kongreß im August 1939 erschien Prof. Weizmann einige 
Tage vor Kriegsausbruch bei der Sitzung der politischen Kommission. Er bat die 
anwesenden Delegierten, schnellstens die Zusammenstellung einer Exekutive vor- 
zunehmen, um den Kongreß früher als beabsichtigt zum Abschluß zu bringen, damit 
die Delegierten sich nach Hause begeben können. Als darauf der Delegierte Advokat 
W. aus Warschau ihn fragte, warum diese Eile und was der Präsident über die 
Zusammenstellung der Exekutive denke, antwortete Prof. Weizmann: 


„Die Sunday-Times, die gestern in London erschien, ist die letzte im Frieden. 
Die nächste Sunday-Times wird schon im Krieg erscheinen. Sie, Advokat W., Sie 
sind aus Polen? Wollen Sie noch die Möglichkeit haben, Ihre Familie wiederzu- 
sehen? Und alle Sie, meine Damen und Herren, die aus Polen sind, machen Sie 
sich dann schnell auf den Weg. Sie fragen mich, was ich über die Exekutive denke? 
Vor meinen Augen schwebt heute das Schicksal der 3 Millionen Juden in Polen, 
denen die Gefahr droht, in den nächsten Wochen und Monaten aufgerieben zu 
werden und daher kann ich an nichts anderes als an das denken.“ 

Obzwar die Anwesenden damals keine Ahnung hatten, wie sehr die Worte wahr 


waren, hatten die meist dort anwesenden erfahrenen Politiker Tränen in den Augen.“ 
(s. auch $. 318) 


Dienstag, den 22. August 1939 


Reichsminister Dr. Frank sagte in einer Rede auf der Ostertagung der deutschen 
Rechtswahrer in Danzig: „Es gibt ein Urrecht der echten, ihren Schicksalskampf 
heroisch führenden Nationen auf Selbstbestimmung ihres völkischen, staatlichen 
und politischen Schicksals. Der sogenannten Freien Stadt Danzig ist dieses Urrecht 
gewaltsam entrissen worden. In Danzig wird das deutsche Recht siegen, wie es 
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in Köln, Wien, in Reichenberg, in Prag und in Memel bereits gesiegt hat.“ 
(Dokumentarische Zeitchronik 1939 S. 111) 


* 


Der französische Botschafter Noel in Warschau teilt mit, daß er von polnischer 
Seite die Zusicherung erhalten habe, daß man sich der Notwendigkeit bewußt sei, 
Zwischenfälle zu vermeiden. Die Regierungsblätter hätten gestern Richtlinien 
erhalten, wenigstens einige Tage lang jeden Angriff auf das Reich zu unterlassen 
und Meldungen, welche die Deutschen reizen könnten, nicht in besonderer Auf- 
machung zu bringen. (FGB Nr. 212) 


* 


Graf Szembek berichtet, daß Botschafter Lipski von Außenminister Beck ange- 
wiesen wurde, Görings Einladung zur Jagd anzunehmen und sich auch zum Partei- 
tag zu begeben, wenn auch die Botschafter Englands und Frankreichs dort sein 
sollten. (Szembek, $. 490) 


* 


„In der Nacht vom 22./23. August ließ Rydz-Smigly nach einer Beratung mit 
dem Staatspräsidenten die Alarmverbände aller Farbgruppen in den an Deutschland 
grenzenden Korpsbereichen III (Grodno) I (Warschau), VIII (Pommerellen) VII 
(Posen), IV (Lodz) V (Krakau) mobilisieren, was 18 Inf. Div., 7 Kav. Brig., und 
2,5 Res. Inf. Div. in Aufmarschbereitschaft versetzte.“ 

(Roos, Die militärpolit. Lage, S. 200) 


* 


Außenminister Bonnet: (Bonnet, $. 256) 

„Gegen Mitternacht las ich Naggiars Drahtbericht zu Ende, als die Agence Havas 
mich ans Telefon rief: „Man meldet, daß Ribbentrop in einigen Stunden nach 
Moskau abreisen wird, um dort einen Nichtangriffspakt zu unterzeichnen.“ Ich 
benachrichtigte Daladier: „Stellen Sie fest, ob das nicht ein Journalistenwitz ist“, 
sagte er zu mir. Ich rief London über die direkte Leitung an. Roger Cambon 
bestätigte mir, daß Reuter soeben diese Nachricht verbreitet habe, mehr wisse er 
nicht. Ich richtete umgehend einen Drahterlaß an Naggiar: „Nach einer Information 
des DNB soll Ribbentrop am 23. August in Moskau eintreffen, um hier einen 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt zu unterzeichnen. Lassen Sie mir bitte um- 
gehend alle Aufklärungen zugehen, die Sie darüber sammeln können.“ 


* 
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Am Vormittag schickte die französische Militärmission eine Mitteilung an Marschall 
Woroschilow, daß eine bejahende Antwort auf seine Frage eingegangen sei und sie 
bäte um Fortsetzung der Verhandlungen. Es ist also nicht zutreffend, wie Erich 
Kordt schreibt, daß die Weisung erst nach der Ankündigung der Reise Ribbentrops 
eingetroffen und infolgedessen nicht mehr ausgeführt worden sei. 


(Kordt, Wahn und Wirklichkeit, Anmkg. 1 S. 181) 
* 


Marschall Woroschiliow, der insgeheim schon Kenntnis von der polnischen Ab- 
lehnung eines Durchmarschrechtes für die Russen hatte, bat erst einmal General 
Doumenc zu sich und verwickelt ihn in eine recht peinliche Aussprache, die fast 
vollständig wiedergegeben ist. (DB Nr. 69) 


* 


Molotow sagte zum französischen Botschafter Naggiar, daß die UdSSR sich zu 
Verhandlungen über einen Nichtangriffsvertrag und zum Empfang Ribbentrops 
bereit gefunden habe, wozu die Initiative von Berlin ausgegangen sei. Naggiar 
schrieb in seinem Bericht an Bonner: „Mein polnischer Kollege sieht die Dinge 
optimistisch. Er ist der Auffassung, daß das deutsche Angebot und Ribbentrops 
Besuch für die verzweifelte Lage zeugen, in der sich das Reich befindet.“ 

(Bonner S. 257) 


* 


Außenminister Bonner will sich noch nicht geschlagen geben und macht einen 
letzten Versuch, indem er am Abend den französischen Botschafter in Warschau 
beschwört „auf die polnische Regierung unmittelbar einen Druck auszuüben, damit 
sie dem General Doumenc eine Blankovollmacht erteile, die es ihm gestatte, sich 
im Namen Polens im Hinblick auf die Möglichkeit eines Krieges, in dem Rußland 
Polen zu Hilfe kommt, stark zu machen. Wollen Sie mit Nachdruck in diesem 
Sinne vorgehen, in dem Sie mit äußerster Energie hervorheben, daß Polen sich 
weder moralisch noch politisch weigern darf, diese letzte Chance zur Rettung 
des Friedens auszuschlagen.“ (Freund III S. 122) 


* 


Das französische Kabinett hielt um 17 Uhr eine Sitzung ab, in der Minister- 
präsident Daladier zunächst einen Überblick über die Moskauer Verhandlungen 
gab. Dann schlug er eine drohende diplomatische Demarche in Warschau vor, um 
Polen zu zwingen, mit den Russen zu einem Abkommen zu gelangen, zweitens 
schlug er wichtige militärische Maßnahmen vor. 
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„Einige der Minister schienen durch den russischen Abfall erschüttert: das wäre 
der Zusammenbruch der „Friedensfront“ — sollten Franzosen „für Danzig ihr 
Leben lassen?“ Sie wurden daran erinnert, daß die französische Verpflichtungen 
Polen gegenüber nicht von einer russischen Hilfe abhingen und in keiner Weise 
durch das, was sich ereignet hätte, verändert würden. Die britische Zusicherung 
an Polen wurde zitiert. „Das ist nicht so bindend“, bemerkte Bonnet, „denn das 
politische Abkommen zwischen ihnen ist noch nicht unterzeichnet.“ 

(Namier S. 315 f.) 


* 
Das englische Kabinett läßt über seine heutige Sitzung ein Kommuniqu£ ver- 
öffentlichen. (DB Nr. 70) 
* 


Botschafter Kennard berichtet aus Warschau an Lord Halifax: „Sowjetisch- 
deutsches Übereinkommen ist als völlige Überraschung für die polnische Regierung 
gekommen, obwohl sie nie an bona fides der Sowjetregierung, was die Moskauer 
Gespräche betrifft, geglaubt hat. 

2. asien Die polnische Regierung hat keinen Grund gehabt und auch jetzt noch 
keinen, eine antipolnische Schwenkung der sowjetischen Politik vorauszusehen..... 
Nach Ansicht der polnischen Regierung wurde die Forderung auf Durchmarsch 
russischer Truppen zu einem Zeitpunkt gemacht, um die Moskauer Gespräche über 


diese unangenehme Streitfrage zum Abbruch zu bringen...... Französischer Bot- 

schafter hört, daß polnische Regierung weitere militärische Vorsichtsmaßnahmen 

trifft.“ (DBFP VII Nr. 124) 
* 


Botschafter Kennard übermittelt an Lord Halifax ein längeres Memorandum des 
Militärattach&s, in dem es u. a. heißt: „ 7. Weitere Unterstützung, die von der 
UDSSR ausgehen könnte liegt im möglichen Mitwirken sowjetischer Luftstreit- 
kräfte. Königsberg liegt in bequemer Reichweite sowjetischer Bomber, während Ziele 
in Deutschland selbst leicht zugänglich gemacht werden könnten, wenn sowjetischen 
Flugzeugen erlaubt werden sollte, von polnischem Boden zu operieren..... 

10. Die Gesamtsumme der obigen Überlegungen scheint klar zu zeigen, daß die 
von Polen erhobenen abstrakten Einwände gegen die bona fides der UdSSR und 
insbesondere die Verwendung sowjetischer Truppen auf polnischem Boden bei 
weitem übertroffen werden durch die sehr konkreten und gegenwärtigen Gefahren, 
die in einer Weigerung Polens beschlossen liegen, seine Einwilligung für etwas zu 
geben, was im Endeffekt eine Möglichkeit ist, die sich vielleicht nie ergeben mag.“ 

(DBFP VII Nr. 155) 
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Lord Halifax teilt Henderson mit, daß die Regierung zugestimmt habe, Hitler 
eine Botschaft zu übersenden. Es sei entschieden worden, diesen Brief nicht durch die 
Hand eines Sondergesandten zu übermitteln, sondern durch ihn, den Botschafter, 
überbringen zu lassen. Er solle sich daher unverzüglih um eine Unterredung 
bemühen und den Text der Note in einer deutschen Übersetzung überreichen, 
die er äußerst sorgfältig überprüfen wolle. Ein unterschriebenes Original würde 
ihm bei frühester Gelegenheit übersandt werden. (DBFP VII Nr. 142) 


> 


Der britische Botschafter Seeds teilt Lord Halifax aus Moskau mit: „Französische 
Regierung hat General Doumenc instruiert, der sowjetischen Mission mitzuteilen, 
daß Frankreichs Antwort auf die sowjetische Frage betreffend das Durchmarsch- 
recht durch polnisches Gebiet „ja“ ist, sobald Polen mit Deutschland im Krieg ist. 
Können wir annehmen, daß Sie zustimmen? Wir treffen Woroschilow heute 4 Uhr 
nachmittags britischer Sommerzeit.“ Herr Strang notierte auf dieses Telegramm: 
„Es war nicht möglich, eine Antwort auf dieses Telegramm zu schicken, da keine 
Entscheidung getroffen wurde.“ (DBFP VII Nr. 130) 


* 


Lord Halifax will es noch nicht glauben, daß die Verhandlungen mit den Russen 
endgültig gescheitert sind. In seinem Telegramm an Botschafter Seeds heißt es: „.. 
Sie sollten um eine sofortige Unterredung mit Herrn Molotow ersuchen und sagen, 
daß SMR angesichts der Verhandlungen, die zwischen Großbritannien, Frankreich 
und der Sowjetunion geführt worden sind, es schwer findet, diesem Bericht Glauben 
zu schenken. Falls bestätigt, würde er die während der Verhandlungen zwischen den 
drei Mächten bereits erreichten Resultate unwirksam erscheinen lassen und offen- 
sichtlich einen Vertrauensbruch seitens der Sowjetregierung darstellen. Es würde 
in der Tat unglaublich sein, daß diese solhe Verhandlungen durchgeführt, ge- 
schweige denn abgeschlossen haben sollte, ohne ein einziges Wort an SMR oder 
die französische Regierung, mit denen die Sowjetunion bereits in Vertragsbeziehun- 
gen steht, gelangen zu lassen.“ (DBFP VII Nr. 136) 


* 


In einem neuen Telegramm an Botschafter Seeds bereut Lord Halifax seine 
Schärfe und meint, daß, wenn er noch nicht bei Molotow gewesen sei, er seine 
Erkundigungen in etwas weniger scharfe Formulierungen kleiden und erkunden 
solle, was nach Herrn Molotows Ansicht die Auswirkung dieses Schrittes auf die 
Drei-Mächte-Verhandlungen sei. (DBFP VII Nr. 144) 
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Lord Halifax teilt Botschafter Kennard mit, daß der französische Botschafter in 
Warschau angewiesen worden sei, einen letzten Versuch zu machen, die polnische 
Regierung zu überreden, General Doumenc carte blanche zu geben, in ihrem Namen 
sein Wort zu verpfänden, wenn auch nur stillschweigend, russische Truppen herein- 
zulassen, nur in dem Fall, daß Rußland Polen gegen die deutsche Aggression unter- 
stütze. Er solle mit der größten Energie auf dieses Verlangen dringen und darauf 
bestehen, daß Polen die vollen Konsequenzen einer Ablehnung erwägen sollte. 
Er solle den Darlegungen des französischen Kollegen allgemeine Unterstützung 
geben, ohne ihm unbedingt in voller Ausführlichkeit zu folgen. (DBFP VII Nr. 150) 


* 


Botschafter Henderson macht in einem Brief an Lord Halifax Ausführungen über 
seine Auffassung zum Abschluß des deutsch-russischen Vertrages: „Aber ich kann 
nicht sagen, daß ich überrascht war, da ich immer empfunden habe, daß unsere 
Politik mit Polen nur darin enden würde, Deutschland und Rußland zusammen- 
zuführen. Jedenfalls kann man dies Deutschland nicht ankreiden. Wie es einen 
solchen Pakt mit seinen Antikomintern-Pakt vereinbaren kann, ist seine eigene 
Angelegenheit, aber der verräterische Zynismus von Stalın & Co. — während unsere 
Militärmission dasitzt und in Moskau verhandelt — ist nicht zu glauben. Ich hoffe 
zuversichtlich, daß sie abfährt, bevor Ribbentrop dort eintrifft. Ich wünschte, es 
würde den blinden Glauben der Opposition an die sowjetischen Tugenden er- 
schüttern, aber ich fürchte, es wird nur als ein Stock benutzt werden, mit dem man 
SMR wegen Saumseligkeit schlägt. Ich stelle mir vor, daß alles bis aufs I-tüpfelchen 
fertig sein muß und daß Ribbentrop nur auf der punktierten Linie unterschreiben 
und mit Pauken und Trompeten zurückkommen wird, mit größerem Prestige und 
Renommee. Dieser Gedanke ist mir verhaßt, es heißt wohl zuviel hoffen, daß 
Moskau mit Deutschland ebenso spielen wird, wie es das mit uns getan hat. 

Was tut SMR jetzt? Wir können Polen nicht im Stich lassen, obwohl wir, so 
fürchte ich, es weit hinter das Licht geführt haben. Jedoch wir können es auch nicht 
ermutigen, gegen Deutschland zu kämpfen. Selbst zu dieser elften Stunde würde 
es weiterhin drängen, direkten Kontakt wieder aufzunehmen. Es würde seltsam 
sein, wenn man nicht empfände, daß das Verhängnis der griechischen Tragödie sich 
in diesem Jahr wieder anbahnt wie im letzten. Der Ciano-Besuch vor 10 Tagen 
hätte Erfolg haben können, wenn die polnische Antwort vom 10. August nicht alles 
umgeworfen hätte. Die Polen waren, so glaube ich, gerade auf dem Wege zur Ein- 
sicht der Notwendigkeit einer Erneuerung des Kontakts gewesen, und jetzt macht 
es diese russische Bombe noch schwerer. Nichtsdestoweniger empfehle ich das immer 
noch, und zwar sogleich, morgen wenn möglich... .. . Hitler könnte ein großartiges 
Blatt ausspielen, wenn er vernünftig wäre. Es ist wohl zuviel, darauf zu hoffen; 
ich fürchte im Gegenteil, daß die deutsche Aggressivität keine Grenze finden wird, 


wenn erst einmal der russische Nichtangriffspakt unterzeichnet ist.“ 
(DBFP VII Nr. 158) 
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Der britische Botschafter Seeds berichtet aus Moskau über seine Unterhaltung mit 
Außenminister Molotow: 

„2. Er sagte, daß die Tass-Verlautbarungen den genauen Tatbestand wiedergeben, 
aber er wies die Bezichtigungen des Vertrauensbruches zurück. Er wollte Seiner 
Majestät Regierung nicht das Recht einräumen, diesen Ausdruck zu verwenden oder 
sich zum Richter über die Sowjetregierung aufzuschwingen. In Beantwortung meines 
Hinweises, daß ihn wenigstens die Höflichkeit dazu veranlaßt haben sollte, uns 
eine Warnung zu geben, gab er zurück, daß SMR die sowjetische Regierung ja 
auch nicht über Abänderungen ihrer Politik unterrichtete. ..... 

3. Er wünscht zu sagen, daß er, wie mir bekannt wäre, uns während dieser 
gesamten Verhandlungen ständig und zu Recht wegen eines Mangels an Aufrichtig- 
keit getadelt hätte. Der Gipfel der Unaufrichtigkeit wäre erreicht worden, als die 
Militärmissionen mit leeren Händen in Moskau eintrafen und darüber hinaus ganz 
unvorbereitet für die Behandlung grundlegender Punkte, von denen die gesamte 
Frage der gegenseitigen Beistandsleistungen abhinge, nämlich der Verlegung sow- 
jetischer Truppen durch polnisches und rumänisches Gebiet. Dies zeige, daß wir 
mit der Sowjetunion nur ‚spielten‘. Die sowjetische Delegation hätte wieder und 
wieder zurückgefragt und wäre wiederholt vertröstet worden. Schließlich... . wäre 
sich die sowjetische Regierung darüber klar geworden, daß sie nur zum Besten 
gehalten würde und hätte die ihr von der deutschen Regierung gemachten Vorschläge 
angenonmen. 

4. Ich bestritt, daß die Mission mit leeren Händen gekommen wäre; sie wäre 
darauf vorbereitet, sich mit Fragen zu befassen, welche die britische und französische 
militärische Beistandsleistung beträfen usw., aber die Frage einer Verlegung von 
Truppen durch das Gebiet eines dritten souveränen Staates läge klarerweise nicht 
in ihrer Kompetenz. Er wischte den Punkt beiseite mit der Erklärung, daß zu- 
mindestens die französische Regierung recht gut wüßte, daß der strittige Punkt von 
kapitaler Bedeutung wäre... ... 

5, Ein beträchtlicher Teil der Unterredung verstrich damit, daß Molotow Er- 
klärungen wiederholte, die in den zwei voraufgehenden Abschnitten enthalten 
sind... .- (DBFP VII Nr. 165) 


* 


Früh um etwa 2 Uhr wurde über den deutschen Rundfunk bekanntgegeben: 
„Die Reichsregierung und die Sowjetregierung sind übereingekommen, einen Nicht- 
angriffspakt miteinander abzuschließen. Der Reichsminister des Außern von Ribben- 
trop wird am Mittwoch, den 23. August in Moskau eintreffen, um die Verhand- 
lungen zum Abschluß zu bringen.“ (ADAP VII S. 149) 
Von vielen Missionen des Reiches trafen Mitteilungen ein, daß diese Nachricht 
überall große Überraschungen ausgelöst habe. Das Auswärtige Amt sendet den 
Missionen einen kurzen Bericht über die Vorgeschichte des Vorganges. (DB Nr. 71) 
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Botschafter v. d. Schulenburg meldet, daß die Nachricht größte Überraschung 
ausgelöst habe, daß die heutige Sitzung der Militärmissionen abgesagt wurde und 
daß diese am Abend über ihre weitere Haltung beschließen wollten. 

(ADAP VII S. L 59) 


* 


Botschafter v. Mackensen führt in seiner Antwort auf den Brief des Staatssekretärs 
v. Weizsäcker vom 19. 8. aus: 

„Meine persönliche Auffassung geht dahin, daß Ciano die Gelegenheit der von mir 
angeregten Unterhaltung nicht ungern benutzt hat, um noch einmal klarzustellen, 
daß der Duce noch einen letzten Versuch gemacht hat, das Risiko einer allgemeinen 
Konflagration auf ein Minimum zu reduzieren, sich nun aber, auch wenn er selbst 
nach wie vor anders urteilt, mit der Tatsache abfindet, daß der Führer der unum- 
stößlichen Gewißheit Ausdruck gegeben hat, daß der unvermeidliche deutsch-polnische 
Konflikt lokalisiert bleiben wird. Auf Grund meiner Unterhaltung mit Ciano ..... 
glaube ich mit Bestimmtheit annehmen zu können, daß Ciano dem Duce den tiefen 
Eindruck vermittelt haben wird, den er selbst von den Ausführungen des Führers 
zu dem Thema Lokalisierung empfangen hart. 

Der Führer habe ......... nicht einer profonde — das sei zu schwach —, sondern 
geradezu einer foi Ausdruck gegeben. Der Duce vermag diese foi offenbar nicht zu 
teilen, stellt sie aber als feststehende Tatsache in seine Rechnung mit der Wirkung 
ein, daß er den Gedanken, von der Achsenseite her noch irgendwelche Anregungen 
zu zeitgewinnenden oder ausgleichenden Schritten zu geben, nicht mehr in Erwägung 
zieht..... = (ADAP VII Nr. 190) 


* 


Der britische Geschäftsträger in Paris, Campbell, übersendet Lord Halifax einen 
Bericht des Militärattachäs, in dem es heißt, daß General Gamelin zu Oberst 
Petibon gesagt habe, daß soeben ein Bericht aus Rom eingetroffen wäre, daß Musso- 
lini völlig bereit sei, eine Kehrtwendung zu machen und der König eindeutig die 
Position bezogen hätte, daß er sich in der gegenwärtigen Krise nicht auf die Seite 


Deutschlands schlagen wird. (DBFP VII Nr. 156) 
* 

Botschafter Loraine berichtet Lord Halifax über die neuesten Informationen zur 

politischen Lage. (DB Nr. 72) 

Über seine Aussprache, die er am Abend mit dem Grafen Ciano hatte, sendet er 

Lord Halifax einen Bericht. (DB Nr. 73) 
* 
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„Loraine übermittelte Ciano am späten Abend den vollen Wortlaut der Botschaft 
an Hitler mit der Bitte um Geheimhaltung, da weder die französische Regierung 
sie kenne noch Hitler wisse, daß die italienische Regierung informiert sei.“ Nach der 
Anmerkung Nr. 90 hierzu erhielt Frankreich doch eine Inhaltsangabe dieser Bot- 
schaft. (Siebert, S. 281) 


* 


Graf Ciano: „Langes Telephongespräch mit dem Duce. Ohne Zweifel haben die 
Deutschen ein Meisterstück fertiggebracht. Die europäische Lage ist gänzlich um- 
gestürzt. Werden Frankreich und England, die ihre achsenfeindliche Politik auf 
das Bündnis mit den Sowjets gründeten, noch auf die unbedingte Unterstützung der 
extremistischen Massen zählen können? Wird das Einkreisungssystem unter Mit- 
wirkung der kleinen Staaten jetzt noch aufrechterhalten werden können, nachdem 
die Hauptstütze Moskau zusammengebrochen ist? Auf alle Fälle ist es jetzt nicht 
angebracht, vorschnelle Entschlüsse zu fassen. Zu warten und uns wenn möglich 
bereithalten, um auch unsern Teil an der Beute in Kroatien und Dalmatien ein- 
zuheimsen. (Der Duce hat die Armee für diesen Zweck unter dem Befehl von 
Graziani schon zusammengestellt.) 


In den diplomatischen Kreisen herrscht infolge des russischen Ereignisses große 
Verwirrung. Die Demokraten versuchen im allgemeinen, die Bedeutung der Sache 
zu verkleinern. Im Laufe des Abends sehe ich Percy Loraine, der eine Antwort auf 
seinen Schritt vom Sonntag haben möchte. Meine Antwort ist unbestimmt, aber 
nicht ablehnend. Ich bestätige das Vorhandensein eines allgemeinen Friedenswunsches 
und die Bereitschaft des Duce, sich bei Hitler für die Fortsetzung der Unterhand- 
lungen zu verwenden.“ 


* 


Ansprache Adolf Hitlers an die Offiziere auf dem Obersalzberg am 22. August 1939 


„Am Dienstag, 22. August 1939, fährt auf dem Berghof Auto um Auto vor. 
Dem Wagen entsteigen die höchsten Führer der Wehrmacht und ihre Chefs. Die 
hohen Offiziere sind alle in Zivil, denn sie wurden mit der Weisung „Dunkler 
Anzug und weißes Hemd“ zu Hitler befohlen. Weshalb sie hierher kommen 
mußten, wissen sie nicht.“ 

So heißt es in einer Schrift, die H. E. Leitner unter dem Titel „Das haben wir 
damals nicht gewußt“, verfaßte. Das ist natürlich Blödsinn, denn die zur Entgegen- 
nahme einer Erklärung Hitlers auf den Obersalzberg zusammengerufenen ca. 
80 — 100 Offiziere waren alle in Uniform. Es waren die 3 Oberbefehlshaber der 
Wehrmachtteile, deren Stabschefs und der Chef der Seekriegsleitung. Ferner 
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eine Reihe von Amtschefs und Abteilungschefs aus dem Oberkommando von 
Heer, Marine und Luftwaffe. Dann waren dabei die Oberbefehlshaber der Heeres- 

gruppen, der Armeen und der entsprechenden Teile von Marine und Luftwaffe. 
Hitler hielt eine Ansprache, die durch eine Pause unterbrochen wurde. Diese 
Ansprache befaßte sich mit der politischen Lage und es existiert kein offizielles 
Protokoll. Trotzdem gibt es von ihr drei verschiedene Niederschriften, die im 

Nürnberger Prozeß eine laute Rolle als angebliche Schlüsseldokumente spielten. 
(PS 798, 1014 = DB 74) 


Hören wir darüber den Göttinger Professor H. G. Seraphim: 

(MH. G. Seraphim in der Abhandlung „Nachkriegsprozesse und zeitgeschichtliche 
Forschung“ in der Festschrift für H. Kraus „Mensch und Staat in Recht und Ge- 
schichte.“ $. 450 ff.) 

„3. Besprechung auf dem Obersalzberg am 22. August 1939. 


Für die Sitzung, die am 22. August 1939 auf dem Obersalzberg stattgefunden har 
und den Inhalt der Rede Hitlers bei dieser Gelegenheit stützt sich das Internationale 
Militärtribunal auf zwei Urkunden und erwähnt eine dritte am Rande. Es handelt 
sich um die Dokumente PS-798, PS-1014 und die von der Verteidigung des Groß- 
admirals Raeder vorgelegte Niederschrift des Generaladmirals Böhm, diese datiert 
vom 22. August 1939 abends. Dagegen fehlt den beiden PS-Dokumenten alles, 
was sie auch nur andeutungsweise als Urkunden oder gar amtliche Urkunden er- 
scheinen lassen könnte. Vielmehr handelt es sich einfach um mehrere Blätter, die 
keinen Kopf, kein Datum, keine Unterschrift — kurz keinerlei Provenienznachweis 
haben, Blätter, die mit der Schreibmaschine beschrieben sind und angeblich den 
Text von Hitlers Rede — allerdings in kurzer Zusammenfassung — wiedergeben. 
Es gehört viel guter Wille dazu, mehr als einem Historiker aufzubringen erlaubt ist, 
um in diesen Dokumenten „sorgfältig ausgearbeitete Niederschriften“ mit gleichsam 
amtlichem Charakter zu erblicken. 

Der Geschichtswissenschaftler, der sich mit solchen Urkunden auseinandersetzen 
muß, hat hierzu einen methodisch klar vorgezeichneten Weg. Er wird versuchen, 
da das Außere der Dokumente nichts über ihre Herkunft verrät und sie nicht durch 
ihre Provenienz charakterisiert sind, durch Heranziehung von möglichst reich- 
haltigem Vergleichsmaterial den Inhalt der Niederschriften auf seinen Wahrheits- 
gehalt und damit den Wert der Dokumente zu prüfen. Da wir für die Sitzung 
am 22. August als Unterlage außer der datierten und unterschriebenen Aufzeichnung 
von Böhm noch eine ganze Reihe von ausführlichen Zeugenaussagen von Teilneh- 
mern besitzen, könen wir im folgenden die notwendige Untersuchung vornehmen. 

Die ungezeichneten Dokumente tragen die Überschriften: „Aussprache des 
Führers vor dem Oberbefehlshaber am 22. Aug. 1939“ (PS-798) und „Zweite An- 
sprache des Führers am 22. Aug. 1939“ (PS-1014). Es ist richtig, daß Hitler seine 
Ansprache in zwei Teilen gehalten hat, zwischen die ein gemeinsames Frühstück 
auf der Terrasse des Berghofes eingeschoben war. Es ergibt sich also, daß die beiden 
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PS-Dokumente zusammen die ganze Rede wiedergeben, wir also durch die drei 
Dokumente nur zwei Fassungen der Hitlerrede besitzen. 

Vergleicht man die beiden ungezeichneten Niederschriften weiter miteinander, 
so fällt auf, daß sie die Rede in der „Ich-Form“ wiedergeben. Da es sich nicht um 
Hitlers Konzept handeln kann — das wäre in den Typen der Führermaschine ge- 
schrieben —, liegt die Vermutung nahe, daß die Dokumente PS-798 und PS-1014 
von dem gleichen Verfasser stammen. Dafür spricht auch die Ähnlichkeit der 
Diktion. Unterstelı man diese Annahme als wahr, dann würde automatisch den 
beiden Urkunden der gleiche Wert beizumessen sein. Wir können uns also darauf 
beschränken, die PS-Fassung mit der Böhmschen Niederschrift und den Zeugen- 
aussagen zu vergleichen. 

Generaladmiral Böhm har ın einer eidesstattlichen Erklärung vom 13. Juni 1946 
zu der ihm vorgelegten PS-Fassung Stellung genommen. Er faßte seine Stellung- 
nahme wie folgt zusammen: 

„Der Vergleich meiner Aufzeichnungen mit den Dokumenten Nr. 798 PS und 
1014 PS läßt mich beide als ungenau und oberflächlich geführt beurteilen. Ich bin 
ferner der Ansicht, daß einzelne besonders belastende Stellen nachträgliche Zusätze 
darstellen oder Irrtümer sind, die darauf beruhen, daß die Aufzeichnungen nicht 
sofort, sondern erst nach Ablauf einer gewissen Frist erfolgten.“ 

Diese Auffassung hat er durch Gegenüberstellung einer ganzen Reihe von Stellen 
seiner Niederschrift mit der PS-Fassung begründet. So etwa sei der Satz in PS-798: 
„Danach werden wir militärische Einzelheiten besprechen“, nicht gesagt worden. 
Es seien ja auch diese nicht Gegenstand der Ansprache gewesen. Ferner wendet sich 
Böhm gegen die in der PS-Fassung gebrauchten Formulierungen hinsichtlich Hitlers 
Stellung zu einer Auseinandersetzung mit dem Westen. Während diese Hitlers 
Angriffswillen zu zeigen scheinen, z. B. „Ich faßte den Entschluß bereits im Früh- 
jahr, dachte aber, daß ich mich zunächst in einigen Jahren gegen den Westen wenden 
würde und dann erst gegen den Osten“ oder „Ich wollte zunächst mit Polen ein 
tragbares Verhältnis herstellen, um zunächst gegen den Westen zu kämpfen“, betont 
Böhm, daß eine Redewendung, die „eine Angriffsabsicht gegen die Westmächte 
ausgedrückt hätte, auf keinen Fall gebraucht worden“ sei. Weiter sei der Satz: 
„Meine bisherige polnische Politik stand im Gegensatz zu der Auffassung des 
Volkes“ nicht gesprochen worden. Ebensowenig sei der Satz gebraucht worden: 
„Unsere Gegner sind kleine Würmchen. Ich sah sie in München.“ 

Als letztes Beispiel für PS-798 sei jener Ausspruch behandelt, der von dem 
ungenannten Schreiber Hitler in den Mund gelegt worden ist und der sich in fast 
allen Veröffentlichungen der Nachkriegszeit wiederfindet: „Ich habe nur Angst, 
daß mir noch im letzten Moment irgendein Schweinehund einen Vermittlungsplan 
vorlegt.“ Diesen Satz bezeichnet Böhm als glatte Erfindung, insbesondere das Wort 
„Schweinehund“. 

In ähnlicher Weise setzt sich Böhm mit PS-1014 auseinander. So wendet er sich 
etwa gegen die Worte: „Vernichtung Polens im Vordergrund. Ziel ist Beseitigung 
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der lebendigen Kräfte, nicht die Erreichung einer bestimmten Linie“ und schreibt: 
„Es ist nie von der Vernichtung Polens oder die Beseitigung der lebendigen Kräfte 
des polnischen Volkes als solchem gesprochen worden, sondern stets nur von dem 
Zerbrechen der militärischen Kräfte.“ Oder er nimmt zu den Worten „Herz ver- 
schließen gegen Mitleid“ — „Brutales Vorgehen“ wie folgt Stellung: „Es ist nie in 
der Rede Hitlers ein brutales Vorgehen gefordert worden. Die Aufforderung zur 
Härte bezog sich im Wortlaut und Sinn auf die Führung des Kampfes ebenso gegen 
die feindliche Wehrmacht, wie im Einsatz der eigenen Truppe zur schnelleren 
Beendigung des Konfliktes.“ 

Diese beiden Auffassungen, die des unbekannten Verfassers der PS-Fassung und 
des Generaladmirals Böhm stehen sich gegenüber, ohne daß man sich ohne weiteres 
für die eine oder andere entscheiden kann. Man muß nur als Historiker die eine 
Folgerung daraus ziehen, daß durch Herbeischaffung weiteren Materials die Frage 
geklärt werden muß. Ohne diese würde er, streng genommen, die Benutzung der 
Urkunden ablehnen müssen. 

Wir haben, um die notwendige Klarheit zu gewinnen, die große Zahl der Aus- 
sagen, die von Teilnehmern an dieser Besprechung unter Eid gemacht worden sind, 
durchgesehen. Keine einzige bestätigt etwa den Eindruck „Schweinehund“, aber 
viele sprechen sich sehr deutlich für die Version von Böhm inhaltlich aus. Etwa 
Halder, wenn er zum Schluß seiner diesbezüglichen Aussage ausführt: „Die Be- 
sprechung endete damit, daß Hitler sagte, Polen ist isoliert, die Verhandlungen 
gehen weiter“, und dann den Eindruck schildert, den er nach der Rede aus Ge- 
sprächen Rundstedt, Brauchitsch u. a. über deren Auffassung der Ansprache ge- 
wonnen habe: „Hier herrschte der Eindruck vor, der berühmte Nervenkrieg wird 
fortgesetzt in der günstigen Situation, die die Isolierung Polens geschaffen hat, ein 
Entschluß ist nicht gefallen. 

Feldmarschall v. Leeb hat auf die Frage, ob Hitler auf dem Obersalzberg seinen 
Entschluß bekanntgegeben habe, Polen anzugreifen, geantwortet: „Nein, im Gegen- 
teil!“ Und auf die Frage der angekündigten Aggression gegen Westen: „Was? Wir? 
Wir hätten zuerst den Westen angreifen sollen? Davon weiß ich nichts.“ Und er hat 
nach Zitierung aus der PS-Fassung über Hitlers Planung, die wir oben anführten, 
erklärt, davon wisse er nichts. 

Es würde zu weit führen, wollten wir diese Aussagen hier alle abdrucken. Es sei 
nur hingewiesen darauf, daß etwa Generaladmiral Schniewind die gleichen Aussagen 
zu den genannten Punkten gemacht hat. Die Auffassung der Generale kommt 
wohl am klarsten in der Aussage des Feldmarschalls von Küchler zum Ausdruck: 
„Es kam ferner hinzu, daß, wie schon der Generaloberst Halder gesagt hat, diese 
Besprechung in vollster Offentlichkeit stattfand, daß die Teilnehmer mit Flug- 
zeugen, meistens mit Flugzeugen in Salzburg über München eintrafen, ganz 
öffentlich mit dem Auto in Uniform zum Obersalzberg hin- und zurückfuhren 
durch eine Gegend im August, wo großer Fremdenverkehr herrschte. Ich hielt also 
die ganze Sache für einen großen Bluff.“ 
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Im gleichen Sinne sagte Admiral Schulte-Mönting aus, der mit vielen Teilnehmern 
an der Sitzung gesprochen hat. Wir wollen ihn als letzten hier zitieren: „Die Ein- 
drücke dieser Herren waren durchaus verschieden gelagert; ein Teil sehr kritisch 
und ein Teil sehr interessiert, ich möchte sagen besorgt, über die Darlegung der 
politischen Lage. Man hatte den Eindruck, daß die Dinge mit Polen sich in irgend- 
einer Form zuspitzen müßten, ich möchte sagen, die dunklen Schatten für die 
Zukunft zeichneten sich damals bereits ab. Ein Teil erblickte darin auch, ich möchte 
sagen demonstrativ gehaltenen großen Versammlung von Befehlshabern vor aller 
Öffentlichkeit eine Demonstration, weil es ja bekannt war, daß Hitler sogenannte 
Kriegsvorbereitungen als politisches Druckmittel sehr gern gebrauchte. Infolge- 
dessen glaubte ein Teil auch, den Schwerpunkt dieses Zwecks der Ansprache ver- 
lagern zu müssen. .... Von einem bevorstehenden Kriege wurde damals in den 
Kreisen der Marine überhaupt nicht gesprochen, vor allen Dingen nicht bei den 
Frontbefehlshabern, die ja auch wußten, daß wir in keiner Weise zum Kriege ge- 
rüstet waren.“ 


Aus diesen Aussagen ergibt sich eines ohne Zweifel: eine solche Situation, wie sie 
der ungenannte Verfasser der PS-Fassung andeutet, indem er Hitler die Hoffnung 
aussprechen läßt, es möge ihm keiner mehr einen Vermittlungsvorschlag machen, 
damit er Polen angreifen könne, kann nicht vorgelegen haben. Denn in diesem 
Fall wären alle aufgeführten Aussagen — und sie ließen sich um viele weitere des 
gleichen Inhalts vermehren — völlig unsinnig. Nimmt man noch dazu, daß die 
Tendenz des Ausdruckes der ungezeichneten Dokumente unverkennbar ist und nicht 
gerade für die Sachlichkeit des Verfassers spricht, dann bleibt nur der Schluß übrig, 
daß die PS-Urkunden als dubiöse Quelle anzusprechen sind und, da ja anderes 
Material reichlich vorhanden ist, als Unterlage für die Geschichtsdarstellung aus- 
geschieden werden sollten.“ 


Die Rede in der Fassung des Generaladmirals Böhm ist im DB Nr. 74b enthalten. 
Frau A. v. Ribbentrop unterzieht diese Rede in ihrem Buche „Verschwörung gegen 
den Frieden“ ($. 420 — 427) einer sorgfältigen politischen Analyse. 

Die Fassung der Rede Hitlers, die in Nürnberg als Dokument L — 3 bezeichnet 
und schon am 24. August 1939 den Engländern zugespielt wurde ist in dem 
Kapitel „Die Geschehnisse im Hintergrunde“ behandelt. (DB Nr. 75) 

Großadmiral Raeder schreibt noch in seinen Erinnerungen: 

„Ich sprach gleich nach der Rede mit dem Chef des Stabes der Seekriegsleitung, 
Admiral Schniewind, der ebenfalls der Versammlung beigewohnt hatte. Beide 
hatten wir Bedenken, ob Hitler die Einstellung der englischen Regierung richtig 
einschätzte und ob England bei einem bewaffneten Konflikt mit Polen wirklich zum 
Nachgeben bereit sei. Ich bin darum nochmals nach dieser Ansprache zu Hitler 
gegangen, um ihn zu warnen. Aber Hitler hat mir auch dieses Mal erneut versichert, 
daß er die Schwierigkeiten ohne Krieg auf politischem Wege beseitigen werde.“ 


(Raeder, II. S. 166 f) 
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Zwei deutsche Verkehrsflugzeuge wurden bei Danzig von polnischer Flak und 
Kriegsschiffen beschossen. (DWB I Nr. 435) 


In Ost-Oberschlesien trafen die polnischen Militärbehörden fieberhafte Kriegs- 
vorbereitungen und Befestigungsmaßnahmen. Fast sämtliche Zufahrtsstraßen zu 
den Grenzen wurden gesperrt und die wichtigen Landstraßen mit Straßensperren 
und Tankfallen versehen. Sämtliche Brücken, Unterführungen und Straßenüber- 
gänge wurden unterminiert. (DNB v. 23. 8. 39) 


%* 


Der deutsche Geschäftsträger teilte dem Auswärtigen Amt mit, daß die Nachricht 
von dem bevorstehenden Abschluß eines Nichtangriffspaktes zwischen Deutschland 
und der Sowjet-Union größtes Aufsehen in Warschau hervorgerufen habe. Die 
polnische Presse versuche zwar, die Bedeutung des Ereignisses zu bagatellisieren und 
Äußerungen maßgebender Beamter des Polnischen Außenministeriums zeigten, 
daß man sich durch den neuen Erfolg der deutschen Außenpolitik nicht aus der 
Ruhe bringen lassen wolle. (ADAP VII S. 195) 


* 


Der Kabinettschef des polnischen Außenministers, Graf Lubienski meinte hoch- 
mütig: „Dieser Pakt ändert nicht im geringsten die Situation“. (Szembek, $. 489) 


* 
Der Danziger Senat faßte den Beschluß, den Gauleiter Forster zum Staatsober- 
haupt der Freien Stadt Danzig zu erklären. (ADAP VII Nr. 224) 
* 


Vizekonsul v. Grolman, Danzig, telefoniert dem Auswärtigen Amt: 

„Die Danzig-polnischen Verhandlungen über die Zollinspektoren-Frage werden 
heute nachmittag fortgesetzt. Der Danziger Vertreter wird hierbei die Forderung 
stellen, daß sofort 50 polnische Zollinspektoren zurückgezogen werden. Er er- 
wartet, daß die Polen diese Forderung ablehnen werden. Die Verhandlungen sollen 
dann gegen 6 Uhr aus polnischem Verschulden für gescheitert erklärt werden.“ 

(ADAP VII Nr. 197) 


* 
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Botschafter Kennard telegrafiert an Lord Halifax, daß ihn Außenminister Beck 
heute unterrichtete, „daß angesichts deutscher Truppenbewegungen gegen die 
polnische Grenze, die sich auf über 30 Divisionen belaufen... .. und der all- 
gemeinen Haltung der deutschen Regierung die polnische Regierung es als notwendig 
empfunden hat, sehr ernste militärische Maßnahmen zu ergreifen, einschließlich 
Mobilisierung von praktisch 2/3 der polnischen Armee..... “ (DBFP VII Nr. 227) 


* 


Ministerpräsident Daladier rief für 18 Uhr einen Kriegsrat mit den höchsten 
Militärs der französischen Armee zusammen: Außenminister Bonnet berichtet 
darüber: (Bonner, S. 263 ff) 

„Als ich in diese denkwürdige Versammlung kam, traf ich mit General Decamps, 
dem Direktor des Militärkabinetts, einem Offizier von hoher Befähigung, zusam- 
men. Ich verbarg ihm nicht, daß wir in einer so ernsten Stunde von General 
Gamelin eine Antwort erwarteten, ob die französische Armee fähig sei, die deutsche 
zu schlagen. General Decamps gab mir zur Antwort: „Ich verstehe sehr wohl 
Ihren Standpunkt. Doch werden sie schwerlich eine klare Antwort von General 
Gamelin bekommen. Denn in den spitzfindigen Berichten, die er an Minister- 
präsident Daladier schickt, trifft man auf Für und Wider, auf Schwarz und Weiß, 
doch nie auf eine feste Haltung. Er ist wie der Aal, der stets durch die Maschen 
schlüpft.“ 

Der Ministerpräsident saß an seinem Schreibtisch, wir alle saßen im Kreis vor ihm. 
Er überließ das Wort ganz seinen Mitarbeitern und sagte nur wenig, darauf hin- 
weisend, daß die Versammlung auf Ersuchen des Außenministers stattfinde. Er fügte 
hinzu, daß wir seiner Meinung nach auf drei bestimmte Fragen eine Antwort er- 
teilen sollten. Zunächst: Kann Frankreich untätig dem Verschwinden Polens und 
Rumäniens oder einer dieser beiden Mächte von der europäischen Landkarte zu- 
sehen? Über welche Mittel verfügt es, um hier Widerstand zu leisten? Und welche 
Maßnahmen schließlich gilt es im gegenwärtigen Augenblick zu ergreifen? 

Ich begann mit der Schilderung der äußerst kritisch gewordenen internationalen 
Lage. Ich sagte: „Der deutsch-russische Pakt verändert vollkommen das Kräfte- 
gleichgewicht. Polen kann künftig keine Stütze mehr bei Sowjetrußland finden. 
Wir hatten gedacht, die Sowjetunion werde Polen wenigstens mit ihrer Luftwaffe 
zu Hilfe kommen und Kriegsmaterial und Rohstoffe liefern. Diese Hoffnung muß 
aufgegeben werden; vielleicht ist sogar noch etwas Schlimmeres zu befürchten: ein 
deutsch-russisches Einvernehmen über Polen. Was Rumänien betrifft, so wird 
es gezwungen sein, Deutschland alles zu liefern, dessen es bedarf, besonders Petro- 
leum. Die Türkei, die nicht mehr durch die UdSSR unterstützt wird, wird künftig 
nur dann an einem Krieg teilnehmen, wenn unmittelbar eine Balkanmacht ange- 
griffen wird. Großbritannien hingegen wird ganz auf Frankreichs Seite sein. Seine 
Wiederaufrüstung zu Lande steckt aber erst in den Anfängen. Über die Absichten 
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der Deutschen Regierung ist keinerlei Illusion erlaubt. Sie blufft nicht. Sie ist ent- 
schlossen, Danzig und besonders den Korridor wieder an sich zu nehmen, auch 
dann, wenn hieraus ein allgemeiner Krieg entstehen sollte. Das sind die Tatsachen. 
Warschaus Weigerung, trotz wiederholter Aufforderungen von unserer Seite, die 
russischen Truppen durch polnisches Gebiet marschieren zu lassen, ist der Grund, 
den die Sowjetunion ins Feld führt, um die Verhandlungen mit uns abzubrechen. 
Wie haben wir uns zu verhalten? Sollen wir blind unser Bündnis mit Polen 
durchführen? Ist es im Gegenteil besser, Warschau zu einem Vergleich zu bewegen? 
Wir könnten auf diese Weise Zeit gewinnen, um unsere Aufrüstung zu vervoll- 
kommnen, unsere Militärmacht zu vergrößern und unsere diplomatische Stellung 
zu verbessern. So wäre ein wirksamer Widerstand gegen Deutschland möglich, wenn 
es sich später gegen Frankreich wenden sollte, um uns anzugreifen. Ein Vergleich 
jedoch kann leicht das französisch-polnische Bündnis schwächen. Dieses Bündnis 
ist aber stets als wesentlich für die Verteidigung Frankreichs angesehen worden. 
Ist diese Auffassung immer noch diejenige des französischen Generalstabes?“ 

General Gamelin antwortete hierauf: „Es ist sehr wichtig, daß Italien neutral 
bleibt, um so mehr, als keine entscheidende militärische Operation gegen 
Irtalien über die Alpenpässe durchgeführt werden kann, wenn der Winter naht.“ 
Admiral Darlan pflichtete General Gamelin lebhaft bei. 

Ich gab zur Antwort, daß unsere Diplomatie weiter bemüht sei, die italienische 
Neutralität, die das Oberkommando wünsche, bestehen zu lassen. Schließlich kam 
ich auf meine erste Frage zurück: War trotz des Abfalls der Russen das polnische 
Bündnis weiter von einer erstklassigen militärischen Bedeutung für Frankreich? 
Und wie lange würden die polnischen Streitkräfte gegen Deutschland aushalten 
können? Anschließend begann die Diskussion über die drei vom Ministerpräsiden- 
ten dargelegten Punkte. 

General Gamelin erklärte, die polnische Armee werde der deutschen ehrenhaft 
Widerstand leisten. Kälte und schlechtes Wetter würden die Feindseligkeiten schnell 
zum Stehen bringen, so daß die Schlacht im Frühjahr 1940 im Osten noch weiter- 
gehen werde. In diesem Augenblick sei die französische Armee durch zahlreiche 
britische Divisionen verstärkt, die auf dem Festland gelandet werden würden. Was 
nun meine erste Frage: ist es nicht im militärischen Interesse Frankreichs, sein 
Bündnis mit Polen einer Überprüfung zu unterziehen und die gewonnene Zeit 
zu nutzen, um in Eile die Rüstungen zu vermehren, betraf, antwortete der Aus- 
schuß für Landesverteidigung mit einem entschiedenen: Nein. 

Anschließend prüfte man den zweiten Punkt: Ermöglicht der Stand unseres 
Heeres, unserer Flotte und unserer Luftwaffe die Einhaltung unserer Verpflichtun- 
gen gegenüber Polen? Ja, war die vorbehaltlose Antwort General Gamelins und 
Admiral Darlans. Und Luftfahrtminister Guy la Chambre wies anschließend 
darauf hin, daß seit einem Jahr die Luftwaffe in großer Entwicklung sei. Ihr 
Zustand brauche in Zukunft nicht mehr auf den Beschlüssen der Regierung zu 
lasten, wie dies noch in München im September 1938 der Fall gewesen sei. Die mit 
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Guy la Chambre anwesenden Generale Vuillemin und T£tu, die Chefs des General- 
stabs der Luftwaffe, äußerten keinerlei Vorbehalte zu den Erklärungen ihres 
Ministers. 


Der Hauptteil der Konferenz war beendet. Nach einem Meinungsaustausch über 
die Luftabwehr ging man zur dritten Frage über, nämlich, welche Maßnahmen 
zu ergreifen seien. Man kam zu dem Beschluß, die Zusammenziehung unserer 
Armee möglichst zu beschleunigen, ehe die Feindseligkeiten ausbrächen.* 


* 


Das französische Ministerpräsidium verlautbart am späten Abend, die Regierung 
habe auf Grund der internationalen Lage beschlossen, die bereits getroffenen 
militärischen Maßnahmen durch Einberufung eines weiteren Kontingents von 
Reservisten zu vervollständigen. Die deutsche Botschaft in Paris berichtet, daß die 
Auslandspresse dringend ersucht worden sei, keine Meldung, auch nicht vertraulich, 
an ihre Redaktionen über die in Gang befindliche Mobilmachung zu bringen. Es 
sei der Eindruck des Vertrauensmannes, daß man sich in maßgebenden Kreisen 
noch nicht klar darüber sei, ob bei jetziger strategischer Lage und Stärke Deutsch- 
lands, England und Frankreich stark genug wären, gegen Deutschland militärisch 
einzugreifen. Die Erkenntnis, daß die Großmachtstellung Englands und Frank- 
reichs bei weiterem deutschen Vordringen bedroht sei, dränge zu einer kriegerischen 
Entscheidung. (ADAP VII S.194) 


* 


Lord Halifax bringt in einem Telegramm an Botschafter Kennard zum Aus- 
druck, daß der Bericht von Loraine über seine Aussprache mit Ciano die Auffassung 
bestätige, daß es wichtig sei, daß die polnische Regierung eine Anstrengung machen 
sollte, direkten Kontakt mit der deutschen Regierung wiederherzustellen. Kennard 
soll versuchen, mit dem Außenminister Beck über diesen Punkt zu sprechen und 
ihn zu drängen, einen sofortigen Vorstoß zu unternehmen, um zu sehen, wie 
ein solcher Vorstoß interpretiert werden würde. (DBFP VII Nr. 170) 


%* 


Botschafter Kennard gibt an Lord Halifax einen Bericht des Militärattaches 
durch über Nachrichten, die er vom polnischen Generalstab über deutsche Truppen- 
bewegungen bekommen habe. 

„Wenn das gegenwärtige Ausmaß von Bewegung und Richtung beibehalten 
wird, so wird demnach geschätzt, daß sich die Gesamtzahl deutscher Truppen an 
der polnischen Grenze bis zum 25. oder 26. August folgende Zahlen nähern wird: 
21 Infanterie- und 13 mechanisierte Divisionen und eine Kavalleriebrigade.... 
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Polnischer Generalstab hält die obigen Truppenbewegungen für bedenklich und 
erwägt daher das Ergreifen weiterer militärischer Vorsichtsmaßnahmen. 

Herr Beck sagte mir heute, auf Grund geheimer Quellen hätte er Grund zu 
glauben, daß die deutschen Militärdienststellen die Stärke der polnischen Armee 
und der Rüstungserzeugung des zentralen Industriegebietes unterschätzen. Er 
könnte mir versichern, daß diese Erzeugung für alle Arten von Waffen weit größer 
ist als allgemein bekannt ist, und daß die Deutschen nur geringe Kenntnisse über 
die neuen Flugplätze hätten, die seit letztem April in vielen Teilen des Landes 
angelegt worden wären.“ (DBFP VII Nr. 197) 


* 


Lord Halifax berichtet an Botschafter Kennard, daß der polnische Botschafter 
heute bei ihm vorsprach und äußerte, daß der polnischen Regierung im höchsten 
Grade an der Unterzeichnung des anglo-polnischen Vertrages zum frühest mög- 
lichen Zeitpunkt gelegen wäre. Er habe dem Botschafter gesagt, daß man hoffe, 
bald in Einklang zu kommen und er würde die Sache mit aller Eile behandeln. 
Der polnische Botschafter habe gemeint, „es wäre möglich, daß Rußland unter 
gewissen Umständen versucht sein könnte, einen wohl überlegten Handel mit 
Deutschland einzugehen als Gegengabe für politische oder gar territoriale Vorteile 
auf Kosten Polens. Falls aber Frankreich und Großbritannien eine völlig feste Hal- 
tung bezögen, die Rußland überzeugen würde, daß Deutschland bei irgendwelchen 
Anschlägen gegen Polen nicht ohne schweren Widerstand davonkommen würde, so 
dachte er, könnte Rußland vielleicht ein gut Teil weniger unmoralisch sein und 
dürfte sich jeder solcher schamlosen Handlung enthalten...... Ich bemerkte, daß der 
Botschafter im Verlauf seiner Unterhaltung ein oder zweimal eine beiläufige An- 
spielung auf die Möglichkeit einer Konferenz zwischen den Mächten oder irgend- 
welcher Verhandlungen machte. Ich ergriff diese Gelegenheit, den Botschafter mit 
jenen Anregungen bekanntzumachen, die wir der polnischen Regierung durch 
Ew. Exzellenz während der letzten 2 oder 3 Tage per Telegramm übermittelt 
hatten des Inhalts, daß sie die Möglichkeit der Wiederherstellung direkten Kontaktes 
mit der deutschen Regierung erwägen möchte. Ich sagte dem Botschafter, daß ich 
es für wesentlich hielte, wenn dies getan werden sollte, daß dies sehr bald geschehen 
müßte..... Ich wiederholte dem Botschafter, daß wir Herrn Beck durch Ew. 
Exzellenz hinsichtlich des Wunsches gesagt hatten, daß die polnische Regierung 
direkten Kontakt mit der deutschen Regierung wiederherstelle. Der Botschafter 
war offensichtlich sehr skeptisch hinsichtlich des Wertes eines jeden derartigen Vor- 
gehens und sagte, daß er dächte, wir wären noch in der Technik des Nerven- 
krieges engagiert, der, wie er glaubte, wohl noch eine gewisse kleine Zeitspanne 
fortdauern dürfte.“ (DBFP VII Nr. 206) 


* 
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Botschafter Henderson wurde um 8 Uhr von Staatssekretär v. Weizsäcker 
benachrichtigt, daß er um 9 Uhr 30 mit ihm nach Berchtesgaden fliegen würde, 
damit er Adolf Hitler sprechen und ihm den Brief des Premierministers Chamber- 


lain übergeben könne. (DB Nr.76) 
* 

Über den Inhalt der Gespräche gibt es vier Berichte Hendersons an seine Re- 

gierung. (DB Nr. 77) 
%* 


Das deutsche Protokoll ist vom Dolmetscher v. Loesch aufgezeichnet. (DB Nr. 78) 


* 
Am Nachmittag empfing Hitler Henderson nochmals und überreichte ihm die 
deutsche Antwort. (DB Nr. 79) 
* 


Staatssekretär v. Weizsäcker, der Botschafter Henderson nach Berchtesgaden 
begleitet hatte, sagte im Nürnberger Prozeß aus: 

(WStr. Pr. Fall XI, Prot. Bd. 22, S. 7853 f) 

RE und zwar, daß diese Zusammenkunft mir eine lang erwünschte Gelegen- 
heit gab, in Abwesenheit von Ribbentrop einmal mit Hitler zu sprechen. 

ee Es waren zwei oder drei Gespräche innerhalb von 24 Stunden. Hitler 
rechnete mit der Möglichkeit, daß die Polen einlenkten, und ich redete ihm un- 
bedingt zu, jede Handhabe zu ergreifen, die sich ihm bieten würde. Er war nicht 
ganz sicher, wie Mussolini sich in dem Konfliktfall verhalten würde. Ich sagte ihm, 
Mussolini werde nicht marschieren, und die Begründung dazu gab ich ihm auch — 
trotz Stahlpakt. Das hatte ich nämlich bereits vernommen von dem italienischen 
Botschaftsrat Magistrati, einem Schwager von Ciano, und diese Begründung 
ähnelte sehr derjenigen der italienischen Stellungnahme vom Jahre 1914 bei Aus- 
bruch des ersten Weltkrieges. 

Damals, wenn ich das kurz sagen darf, zu Beginn des 1. Weltkrieges, gab es den 
Dreier-Pakt Italien—Deutschland—Österreich, und Italien entzog sich damals 
seiner Bündnispflicht, in dem es sagte, daß es in den Vorverhandlungen im Krieg 
nicht konsultiert worden sei, womit die Bündnispflichten entfallen.“ 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker behauptet in seinen Erinnerungen, daß er, nachdem 
. .. ’ 
Henderson aus dem Zimmer gewesen wäre, gemerkt habe, daß Hitlers Erregung 
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eine vorbedachte, eine gespielte gewesen sei. Kaum hätte sich die Tür hinter dem 
Botschafter geschlossen, als Hitler sich lachend auf den Schenkel geklatscht und 
ihm gesagt habe: „Dieses Gespräch überlebt Chamberlain nicht, sein Kabinett 
wird heute abend stürzen.“ (v. Weizsäcker, $. 252 f.) 

Diese Behauptung ist nach dem Inhalt des Gespräches völlig unwahrscheinlich, 
abgesehen davon, daß v. Weizsäcker nach dem Protokoll gar nicht bei der Aus- 
sprache anwesend war und die Behauptung bei seiner eidlichen Vernehmung in 
Nürnberg nicht aufstellte. 

Henderson erwähnte in seinem großen Bericht, daß Hitler zu ihm gesagt habe, 
die Tschechen wären heute noch unabhängig, wenn England sie nicht in ihrer 
deutschfeindlichen Politik ermutigt hätte. 

Diese lapidare und wichtige Feststellung Hitlers entwertet Hoggan durch einen 
phantasiereichen Kommentar, der nirgends die geringste Bestätigung finder: „Im 
Hinblick auf den zweiten Punkt griff er (Henderson) nochmals die Prager Frage auf 
und wies (in seinem Bericht) betont auf eine neuerliche Äußerung Hitlers hin, 
daß, vom deutschen Standpunkt aus gesehen, keine Notwendigkeit bestanden habe, 
das Protektorat Böhmen-Mähren zu errichten, und daß dieses Regime das Augen- 
blicksergebnis einer besonderen Krisensituation gewesen sei..... Henderson beab- 
sichtigte damit, Halifax an den Gafencu-Plan vom April 1939 zu erinnern, der 
die schwebenden Streitfragen mit Hilfe deutscher Zugeständnisse in Prag auf 
diplomatischem Wege geregelt wissen wollte.“ (Hoggan $. 640) 

Auch dieser Gafencu-Plan vom April war eine Konstruktion Hoggans. 


* 


Am Nachmittag sprach der englische Konservative William Cotton im Aus- 
wärtigen Amt vor und wollte mit Generalfeldmarschall Göring zusammengebract 
werden. Er möchte diesem eine private Inkognito-Reise nach England nahelegen, 
wo er mit Halifax verhandeln solle. Er legte einen Brief vor, in dem ihm Lord 
Halifax in etwas kühlen Worten mitgeteilt hatte, er sei bereit, die „genannte 
Persönlichkeit“ zu sehen, wenn sie nach England kommen sollte. 

Unterstaatssekretär Woermann sagte ıhm, daß derartige gutgemeinte Vermitt- 
lungsbemühungen nichts Neues seien, und daß er sich keinerlei Erfolg davon ver- 
sprechen könne. Überdies sei es doch offensichtlich, daß eine private Inkognito- 
Reise des Generalfeldmarschalls nach England ein Ding der Unmöglichkeit sei. 
Er habe ihm gesagt, daß alle diese Dinge nicht in Frage kämen, da Hitler ja ein 
offizielles Gespräch mit Henderson über die deutsch-englische Frage gehabt habe. 

(ADAP VII Nr. 221) 

Ich würde diesen unbedeutenden Vorgang überhaupt nicht erwähnt haben, wenn 
nicht Hoggan (649) Schlußfolgerungen daran geknüpft hätte, die in dem ange- 
zogenen Dokument nicht die allergeringste Grundlage finden. Völlig zu Unrecht 
bringt er auch den Besuch Cottons mit der Dahlerus-Aktion in Verbindung, denn 
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Göring hatte Dahlerus bereits in Stockholm — nicht in Paris angerufen, als Cotton 
Woermann besuchte. (650) 


* 


Churchill berichtet in seinen Memoiren: (Churchill, I, S. 477) 


„Auf die Nachricht vom Abschluß des deutsch-sowjetischrussischen Paktes hin 
traf die britische Regierung sofort Vorsichtsmaßnahmen. Es wurden Befehle für 
die Bereitschaft der Küstenverteidigung und der Fliegerabwehr ausgegeben, ebenso 
für den Schutz gefährdeter Punkte. Die Dominienregierungen und die Kolonien 
wurden telegraphisch benachrichtigt, daß es in sehr naher Zukunft erforderlich 
werden könnte, die letzten Vorsichtsmaßnahmen anzuordnen. Der Geheim- 
siegelbewahrer erhielt die Vollmacht, die Territorialorganisation auf Kriegsstärke 
zu bringen. Am 23. August ermächtigte das Kabinett die Admiralität, 25 Handels- 
schiffe zur Umwandlung in bewaffnete Hilfskreuzer zu requirieren und 35 Fisch- 
dampfer mit Asdic-Suchgeräten auszustatten. 6000 Reservisten wurden für die 
überseeischen Garnisonen einberufen. Die Mobilisierung der Fliegerabwehr der 
Radar-Stationen und der gesamten Fliegerabwehrtruppen wurde angeordnet. 
24 000 Reservisten der Air Force und die ganzen Hilfstruppen der Luftstreitkräfte 
mit Einschluß der Sperrballongeschwader wurden einberufen. In allen Formationen 
der drei Waffengattungen wurden sämtliche Urlaubsbewilligungen aufgehoben. 
Die Admiralität erließ Warnungen an alle Handelsschiffe. Auch viele andere Maß- 
nahmen wurden durchgeführt.“ 


* 


Präsident Roosevelt richtet an den König von Italien einen Appell, sich für die 
Erhaltung des Friedens einzusetzen. 

Gleichfalls gab der König der Belgier im Namen der Staatshäupter der Oslo- 
mächtegruppe über den Rundfunk einen ähnlichen Appell bekannt. 

Da beide Appelle und deren Beantwortungen nichts über die bei solchen Gelegen- 
heiten üblichen Phrasen hinausgehend Konkretes enthalten, wird auf deren Wieder- 
gabe verzichtet. (BBB Nr. 122, 123, 128, 129, 130) 


* 


Hermann Göring rief — nicht auf Weisung Hitlers, wie Taylor (343) behaupter — 
den Schweden Dahlerus an und bat ihn, sofort nach Berlin zu kommen, da sich 
die Lage verschlechtert habe und die Aussichten auf eine friedliche Lösung sehr 
viel schlechter geworden seien. (Dahlerus, S. 49) 

Er sagte über die Gründe, die ihn bewogen, am Vormittag Dahlerus in Stock- 
holm anzurufen und nach Berlin zu bitten, in Nürnberg: (IMT X, S. 547 £.) 
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Durch die Ausführungen des Führers an jenem 22. August auf dem Obersalzberg 
war es für mich klar, daß die Spannung auf das äußerste gestiegen war; der Führer 
hatte ausgeführt, daß er eine Lösung der Frage, wenn dies nicht diplomatisch 
möglich sei, nunmehr herbeiführen müßte. Ich habe mich damals, weil es eine reine 
Ansprache — ohne Diskussion — vor den höheren Offizieren der für den Fall 
eines Krieges in Frage kommenden Formationen war, als rangältester anwesender 
Offizier darauf beschränkt, zum Führer zum Schluß zu sagen: „Die Wehrmacht 
wird ihre Pflicht tun. Ganz selbstverständlich; wenn sie aufgerufen wird, hat sie 
ihre Pflicht zu tun.“ Gleichzeitig aber wollte ich die äußersten Anstrengungen 
machen, um in kürzester Frist — es handelte sich zunächst um Tage — cin bestimm- 
tes Datum, der 25. oder 26., der zuerst vorgesehen war, wurde an diesem Tag 
noch nicht genannt, nunmehr noch einen Anlauf machen, um zu einer Verhandlung 
zu kommen und dem Führer sagen zu können, wenn eine solch erfolgreiche Ver- 
handlung in Gang käme, daß hier noch Aussichten und Chancen einer diplomatisch- 
politischen Lösung bestehen würden. 

Deshalb der zeitliche Zusammenhang am 22. nachmittags: die Ansprache des 
Führers und meine sofortige Reaktion, Dahlerus aus Stockholm heranzuholen. Ich 
habe ihm selbstverständlich nicht gesagt, und das konnte ich auch als Deutscher 
einem Ausländer ja nicht sagen — und schon ganz und gar nicht als Offizier — 
daß der Grund für mich in diesen eben ausgeführten Gründen lag. Man stellt ja 
die Dinge jetzt so dar, als ob es in Deutschland einen Begriff, wie „militärische 
geheime Dienstsache“, oder „Geheime Kommandosache“, oder „Geheime Reichs- 
sache“ in der deutschen Politik und im deutschen militärischen Leben gar nicht 
hätte geben dürfen; als ob wir verpflichtet gewesen seien, jeden militärischen und 
politischsen Schritt immer vorher vielleicht der Auslandspresse bekanntzugeben. 
Ich verweise darauf, daß wir selbstverständlich hier dieselben Umgangsformen ge- 
habt haben, wie sie in jedem anderen Land der Welt ihre Geltung besitzen. 


DR. STAHMER: Wie kam es, daß Sie sich persönlich einschalteten und nicht die 
Verhandlungen über das Auswärtige Amt geführt wurden? 


GORING: Mir war daran gelegen, soweit es irgend möglich sein könnte, auch 
diese Frage auf friedlichem Wege zu lösen. Die Arbeit des Auswärtigen Amtes ist 
eine offizielle. Hier wurde sowieso gearbeitet und zwar nach den Richtlinien des 
Führers. Meinen Einfluß konnte ich ja nur auf einem möglichst unmittelbaren und 
nicht ausgesprochen offiziellen Wege durchführen; denn für den offiziellen Weg 
hatte ich ja dem Ausland gegenüber nicht die offizielle Stellung eines Außen- 
ministers. Und ich war mir in diesem Augenblick klar darüber, daß es hier 
nicht auf Formalitäten ankommt, sondern auf die praktischste und rascheste Mög- 
lichkeit, irgend etwas zu erreichen. — Wollte ich aber auf den Führer einwirken, 
so war mir das nur möglich, wenn ich etwas in der Hand hatte, das heißt, 
ihm sagen konnte: „Ich führe hier, ohne Sie und Ihre Reichspolitik festzulegen, 
auf eigene Verantwortung, aber doch mit Ihrer Kenntnis Verhandlungen, um unter 
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Umständen hier eine Atmosphäre zu schaffen, die dann die offiziellen Verhandlun- 
gen in der Richtung einer friedlichen Lösung erleichtern kann.“ Außerdem geht 
das rascher. 


DR. STAHMER: War es auch der Englischen Regierung klar, daß es sich um 
einen persönlichen Schritt von Ihnen handelte, der neben den offiziellen diploma- 
tischen Verhandlungen lief? 


GORING: Es mußte ihr aus der ganzen Aktion klar sein, daß es sich hier um 
einen inoffiziellen Weg gehandelt hat, der nur an ein oder zwei Stellen mit den 
offiziellen Verhandlungen gekoppelt wurde beziehungsweise sich überschnitt..... 

Bei diesen ganzen Verhandlungen hat es sich nicht darum gehandelt, von meiner 
Seite aus Polen zu isolieren und England draußen zu halten, sondern es har sich 
darum gehandelt, nachdem nun die Frage Korridor und Danzig auf der Plattform 
war, sie möglichst wieder im Sinne einer Münchener Lösung friedlich zu erledigen. 
Das war mein Bestreben bis zum letzten Augenblick. Wenn es sich nur um eine 
Ausschaltung Englands gehandelt haben würde, dann hätte erstens die englische 
Diplomatie das sofort erkennen müssen, dazu ist sie ja geschult genug. Sie ist aber 
auf diese Verhandlungen eingegangen. Und zweitens hätte ich dann voraussichtlich 
eine total andere Taktik angewendet. 

Es ist nicht so, daß ich jetzt rückschauend Dinge konstruiere, sondern ich sage 
das, was damals tatsächlich in diesem Augenblick geschah, gedacht und von mir 
gewollt war. Die Darstellung des Zeugen Dahlerus in seinem Buche und heute 
über seine Besprechungen mit dem Führer, sie haben sich keineswegs so abgespielt; 
sie sind etwas subjektiv aufgefaßt; denn der Führer hätte sich eine solche Unter- 
haltung voraussichtlich nicht lange angehört. 


* 


Der britische Geschäftsträger Campbell berichtet Lord Halifax, daß Minister- 
präsident Daladier ihm heute gesagt habe, er dächte, Hitler würde in 2 oder 3 Ta- 
gen in Polen einmarschieren. „Er sprach in den stärksten Ausdrücken von der 
Narrheit der Polen, sich zu weigern, russische Truppen einzulassen. Er schickte 
weitere Anweisungen an den französischen Botschafter in Warschau, die polnische 
Regierung zu überreden und er würde auch in kurzem sehr deutlich mit dem 
hiesigen polnischen Botschafter reden. Er verdammte heftig die russische Doppel- 
züngigkeit, aber sagte, es würde ein Fehler sein, die Militärmissionen zurückzuziehen. 
Er hätte noch keinen Bericht des Botschafters in Moskau zur russischen Antwort 
auf die Vorstellungen der französischen Regierung bekommen.“ Campbell sagte 
Daladier, daß die Antwort Molotows auf die Vorstellungen von Sir W. Seeds 
äußerst unbefriedigend in Ton und Substanz gewesen wären. Daladier habe bestätigt, 
daß nach seiner Ansicht nichts getan werden sollte, Italien zu Feindseligkeiten 
zu zwingen, unter der Annahme, daß es neutral bliebe. Daladier habe auch die 
Möglichkeit der Anregung einer allgemeinen Konferenz durch den Präsidenten 
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der USA diskutiert, schien aber über den praktischen Nutzen eines solchen Vor- 
schlages Zweifel zu haben. „Ich entnahm jedoch, daß er empfand, daß es nur eine 


Antwort geben könnte, falls ein solcher Vorschlag gemacht würde.“ 
(DBFP VII Nr. 201) 


* 


In einem weiteren Schreiben an Lord Halifax berichtet er über seine Aussprache 
mit dem Botschafter der Vereinigten Staaten. Dieser habe ihm erzählt, er hätte 
eine Information erhalten, daß Sir Nevile Henderson mit einer Botschaft an 
Herrn Hitler beauftragt worden wäre, die einen 4-Punkte-Plan einer Regelung der 
deutsch-polnischen Frage enthielte, und daß die Andeutung dahin ginge, daß dieser 
Plan auf einen Rückzug seitens SMR und ein neues München hinausliefe. Er wäre 
in Verbindung mit dem Assistenten des Staatssekretärs in Washington, der ihm in 
Kürze eine Anregung zuleiten würde. Er wüßte nicht, welcher Art diese Anregung 
sein würde, aber er wünschte jeden Schritt der Regierung der USA zu verhindern, 
der irgendein Vorgehen durchkreuzen könnte, das SMR eingeleitet hätte. Herr 
Bullitt hatte keine Vorstellung von irgendeinem Vorgehen, das der Präsident 
beabsichtigen könnte. Er erwähnte ihm gegenüber Herrn Daladiers Bemerkungen 
über eine allgemeine Konferenz, aber er drückte ernste Zweifel an dem Nutzen 
einer solchen Anregung aus..... Er empfände, daß die Militärmissionen selbst um 
den Preis der Demütigung solange wie möglich in Moskau gelassen werden sollten, 
um der Möglichkeit willen, daß in den finanziellen Verhandlungen zwischen den 
Russen und den Deutschen Differenzen auftauchen könnten..... Herr Bullitt 
sagte, daß er überzeugt wäre, daß die französische Meinung, die parlamentarische 
sowohl als auch die öffentliche absolut wäre in ihrer Absicht, der Aggression zu 
widerstehen. (DBFP VII Nr. 202) 


* 


Nach einer Unterhaltung, die der amerikanische Botschafter Kennedy mit Sir 
Horace Wilson, dem Vertreter Chamberlains hatte, telefonierte er dem State 
Departement: „Die Briten wünschen eines und nur eines von uns, daß wir Druck 
auf die Polen ausüben sollten. Sie fühlten, daß sie, nachdem sie ihre Verpflich- 
tungen eingegangen sind, nichts in dieser Hinsicht tun könnten, daß wir hingegen 
etwas tun könnten.“ Präsident Roosevelt wies dieses Ansinnen scharf zurück. 

Weiter berichtete Kennedy: „Er (Chamberlain) sagt, daß es die Nutzlosigkeit 
aller Bemühungen wäre, die so schrecklich sei. Sie können die Polen schließlich 
nicht retten, sie können nur einen Vergeltungskrieg durchführen, der die Zer- 
störung ganz Europas zur Folge haben wird.“ 

(Nach A. J. P. Taylor, Die Ursprünge des II. Weltkrieges, S. 348) 


* 
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Am späten Abend stimmte Außenminister Beck nach langen Erörterungen fol- 
gender gewundenen Formel bezüglich des russischen Durchmarschrechtes zu: 
„General Doumenc wird ermächtigt, zu erklären: Wir haben die Gewißheit er- 
langt, daß im Falle einer gemeinsamen Aktion gegen eine deutsche Aggression eine 
Zusammenarbeit zwischen Polen und der UdSSR unter technischen Bedingungen, 
die später festgelegt werden sollen, nicht ausgeschlossen ist. „Der französische und 
britische Generalstab sind der Ansicht, daß alle Hypothesen einer solchen Zusam- 
menarbeit sofort geprüft werden sollten.“ 

Der britische Botschafter konnte Beck zu keinem größeren Zugeständnis bewegen, 
obwohl er die Gefahr eines deutsch-russischen Abkommens über eine Teilung 
Polens andeutere. (DBFP VII Nr. 176) 


* 


Wahrheitswidrig teilt Außenminister Bonnet dem britischen Geschäftsträger in 
Paris mit, daß Polen dem Einmarsch russischer Truppen zugestimmt habe. Er er- 
bittet die Übermittlung dringlicher Informationen an den Chef der britischen 
Militärmission, damit diese gleich wie die französische vorgehe. Obwohl die Briten 
diese Unwahrheit erkennen, veranlassen sie Admiral Drax, den Chef ihrer Mission, 
sich den Erklärungen des Generals Doumenc anzuschließen. (Freund, III S. 124) 


* 


Außenminister Molotow wiederholte in einer Unterredung mit dem britischen 
Botschafter die sowjetischen Vorwürfe, daß die Vertreter der Westmächte mit 
leeren Händen nach Moskau gekommen seien und völlig unvorbereitet waren, um 
die Hauptfrage, das russische Durchmarschrecht zu besprechen. Deshalb sei die 
russische Regierung zur Überzeugung gekommen, daß mit ihr nur ein Spiel ge- 
trieben würde und hätte deshalb das deutsche Angebot angenommen. 

(DBFP VII Nr. 165) 


* 


Der Reichsaußenminister war um die Mittagszeit ın Moskau angekommen und 
begab sich in die frühere österreichische Botschaft, wo er und seine Delegation 
untergebracht wurden. Am späten Nachmittag wurde er mit Botschafter v. d. 
Schulenburg — im Kreml! — von Stalin und seinem Außenminister Molotow emp- 
fangen. Zum Abendessen der deutschen Botschaft werden die Verhandlungen unter- 
brochen. Ribbentrop berichtet seiner Delegation, daß die Verhandlungen gut 
stünden, daß aber eine Rückfrage bei Hitler erforderlich sei. Er läßt diesem fol- 
gendes Telegramm zugehen: „Bitte sofort dem Führer zu melden, daß soeben erste 
dreistündige Besprechung mit Stalin und Molotow beendet. Bei Besprechung, die 
im übrigen durchaus positiv in unserem Sinne verlief, hat sich herausgestellt, daß 
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entscheidender Punkt für Endergebnis Anspruch der Russen ist, die Häfen Libau 
und Windau als ihre Interessensphären von uns anerkannt zu sehen. Ich wäre 
dankbar für Bestätigung noch vor 20 Uhr deutscher Zeit, daß Führer hiermit ein- 
verstanden. Vorgesehen ist Unterzeichnung eines geheimen Protokolls über Ab- 
grenzung der beiderseitigen Interessensphären im gesamten Ostgebiet, wozu ich 


mich grundsätzlich bereit erklärte.“ (ADAP VIIS. 184/185) 
Nach kurzer Zeit schon erfolgte hierauf die telefonische Antwort: „Ja, ein- 
verstanden.“ (ADAP VII Nr. 210) 


Es ist unverständlich, daß Hoggan dieser wirklichen Antwort noch den Satz 
hinzuserzte: „Das Deutsche Reich werde sich dem Vormarsch des Kommunismus 
nach Westen nicht widersetzen“. Die Einräumung einer „Interessensphäre“ be- 
deutete noch keine Genehmigung eines einseitigen Vormarsches ohne Zustimmung 
des betroffenen Landes. (Hoggan, $. 622) 


* 


Nach Eingang der Antwort fährt v. Ribbentrop mit seinen Herren zum Kreml, 
wo ihnen ein Imbiß gereicht wird und die verschiedensten Trinksprüche aus- 
gewechselt werden. Nach Unterzeichnung des Paktes mit seinem Zusatzprotokoll 
kehrt die deutsche Delegation gegen 4 Uhr in ihre Unterkunft zurück. 

(Protokoll der Verhandlungen, DB Nr. 80) 
(Text des deutsch-russischen Nichtangriffsvertrages mit Zusatzprotokoll, DB Nr. 81) 


* 


Im Nürnberger Prozeß sagte v. Ribbentrop über den deutsch-russischen Vertrag 
und das geheime Zusatzprotokoll aus: (IMT Bd. X S. 303 f.) 


VON RIBBENTROP: Das Resultat war erstens der beiderseitige Wille, ın beiden 
Ländern die Beziehungen auf eine völlig neue Basis zu stellen. Dies sollte zum 
Ausdruck kommen in einem Nichtangriffspakt. Zweitens sollten die Interessen- 
sphären der beiden Länder abgegrenzt werden, was ebenfalls geschah, und zwar 
durch ein geheimes Zusatzprotokoll. 


DR. HORN: Für welchen Fall war dieses geheime Zusatzprotokoll abgeschlossen 
worden, und was beinhaltete es, und welches waren die politischen Grundlagen? 


VON RIBBENTROP: Ich möchte da folgendes vorausschicken: Es ist bereits 
hier verschiedentlich über dieses geheime Protokoll gesprochen worden. Ich habe 
damals in den Verhandlungen mit Stalin und Molotow sehr offen gesprochen, 
genau so wie die russischen Herren auch sehr offen mit mir sprachen. Ich habe den 
Wunsch Adolf Hitlers geschildert, daß die beiden Länder zu einer endgültigen 
Einigung kommen möchten, und ich habe auch natürlich von der krisenhaften Lage 
in Europa gesprochen. Ich habe den russischen Herren gesagt, daß Deutschland alles 
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tun würde, um die Lage mit Polen und die Schwierigkeit friedlich zu regeln und 
zu einer freundschaftlichen Vereinbarung trotz allem noch zu kommen. 


Ich habe aber keinen Zweifel gelassen, daß die Situation ernst sei, und daß es 
möglich sei, daß auch ein kriegerischer Konflikt ausbrechen könnte. Das war ja 
klar. Es handelte sich hierbei für beide Staatsmänner, sowohl für Stalin als auch 
für Hitler, um Gebiete, die beiden Ländern nach einem unglücklichen Kriege ver- 
lorengegangen waren. Es ist daher falsch, diese Dinge von irgendeinem anderen 
Standpunkt aus zu betrachten, und so wie Adolf Hitler der Auffassung war, die ich 
auch in Moskau zum Ausdruck brachte, daß in irgendeiner Form dieses Problem 
so oder so gelöst werden müßte, und so war auch die russische Seite sich klar, 
daß dies der Fall war. 


Wir haben dann gesprochen darüber, was im Falle eines kriegerischen Konflikts 
deutscherseits und russischerseits zu geschehen habe. Es ist dann eine Demarkations- 
linie, was bekannt ist, vereinbart worden, daß für den Fall unerträglicher polnischer 
Provokationen, oder daß hier ein kriegerischer Konflikt entstände, daß hier eine 
Abgrenzung stattfinden müsse, damit nicht etwa irgendeine Kollision zwischen den 
deutschen und russischen Interessen im polnischen Raume stattfinden könnte oder 
sollte. Es ist dann die bekannte Linie gefunden worden, die sich ergab im pol- 
nischen Raum aus den Linien der Flüsse Vistula, San und Bug, und es wurde ver- 
einbart, daß, falls ein Konflikt ausbrechen würde, daß die westlich dieser Flüsse 
liegenden Gebiete deutsches Interessengebiet und die östlich dieser Flüsse liegenden 
Gebiete russische Interessensphären sein würden. 


Es ist dann ja auch später nach Ausbruch des Krieges zur Besetzung dieser Zonen 
auf der einen Seite durch Deutschland, auf der anderen Seite durch russische Truppen 
gekommen. Ich darf nochmals wiederholen, daß ich damals sowohl von Adolf 
Hitler als auch von Stalin den Eindruck hatte, daß die Gebiete — daß es sich 
hier bei den polnischen Gebieten und auch den sonstigen Gebieten, die in den 
Interessensphären abgegrenzt wurden, worauf ich gleich noch zu sprechen komme, 
um Gebiete handelte, die den beiden Ländern nach einem unglücklichen Kriege 
verlorengegangen waren; und beide Staatsmänner standen zweifellos auf dem Stand- 
punkt, daß, wenn diese Gebiete, wenn, ich möchte sagen, die letzte Verhandlungs- 
möglichkeit um eine vernünftige Lösung dieser Fragen erschöpft sei, daß zweifel- 
los eine Berechtigung für Adolf Hitler da sei, auch auf anderem Wege diese 
Gebiete wieder dem Deutschen Reiche einzuverleiben. 

Es ist darüber hinaus, was ja auch bekannt ist..... die anderen Interessen- 
sphären sind abgegrenzt worden, die sich bezogen auf Finnland, das Baltikum und 
Bessarabien. Es war dies eine große Bereinigung der Interessen zweier Großmächte 
sowohl für den Fall einer friedlichen Lösung als auch für den Fall einer kriege- 
rischen Lösung. 


DR. HORN: Ist es richtig, daß diese Lösung ausdrücklich nur für den Fall 
bestimmt war, daß trotz des Nichtangriffspakts mit Rußland, wenn eine diploma- 
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tische Lösung des polnischen Konfliktes nicht möglich sei, und nur für diesen Fall, 
dieser Vertrag wirksam werden sollte? 


VON RIBBENTROP: Jawohl, das stimmt. Ich habe damals zum Ausdruck ge- 
bracht, daß deutscherseits natürlich alles versucht werden würde, um die Dinge in 
einer diplomatisch friedlichen Form zu lösen. 


DR. HORN: Hat Ihnen Rußland bei dieser Lösung diplomatische Hilfe 
beziehungsweise wohlwollende Neutralität zugesichert? 


VON RIBBENTROP: Das ergab sich ja an sich aus dem Nichtangriffspakt und 
aus den ganzen Besprechungen in Moskau. Es war ganz klar, daß, wenn durch die 
polnische Haltung, das war unsere Überzeugung, hier ein Krieg ausbrechen würde, 
Rußland uns gegenüber eine freundschaftliche Haltung einnehmen würde. 


* 


Nach Vertragsabschluß zerbrach sich die Welt den Kopf, ob die beiden Ver- 
tragspartner den Vertrag mit ehrlichen Absichten geschlossen und für dauerhaft 


angesehen haben. Staatssekretär Meißner führt hierzu in seinen Erinnerungen aus: 
(Meißner, 5. 513 f.) 


„Der ehemalige Außenminister der Vereinigten Staaten, Byrnes, erwähnt Äuße- 
rungen, die ihm Stalin auf der Konferenz in Yalta gemacht habe: danach will er 
den Vertrag nur geschlossen haben, um Zeit für die kommende, von ihm als un- 
vermeidbar angesehene Auseinandersetzung zwischen Rußland und Deutschland 
zu gewinnen. Andere Gewährsmänner, wie der frühere tschechische Staatspräsident 
Benesch, stellten es als selbstverständliche Wahrheit hin, daß Stalins Beweggrund 
für das Abkommen mit Deutschland allein der war, Rußlands Eintreten in den Krieg 
bis zu einem späteren Stadium aufzuschieben, wenn infolge der Erschöpfung aller 
Kriegsführenden die Weltrevolution erfolgreich vorangetrieben werden konnte. 

Hitler war, soweit man aus seinem persönlichen Verhalten und seinen Äußerun- 
gen schließen kann, beim Abschluß des Moskauer Paktes von der Notwendigkeit 
und dem längeren Bestand der deutsch-russischen Zusammenarbeit überzeugt und 
bereit, die ideologischen Gegensätze zwischen dem Nationalsozialismus und dem 
Bolschemismus aus realpolitischen Gründen zurückzustellen. Ich war Zeuge meh- 
rerer Unterhaltungen, in denen Hitler führende Parteigenossen in eindringlichen 
Worten von der Richtigkeit seines Entschlusses zu überzeugen suchte: er wies dabei 
auf die militärischen, politischen und wirtschaftlichen Vorteile hin, die Deutschland 
aus einem Zusammengehen mit Rußland hätte, und betonte, daß beide Länder 
in ihrem totalitären Staatssystem, in ihrer Ablehnung der formalen Demokratie 
und des Kapitalismus viel Gemeinsames hätten.“ 


* 
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Gustav Hilger, Sachbearbeiter an der deutschen Botschaft in Moskau führt zum 
gleichen Problem aus: (Hilger, Wir und der Kreml, $. 290) 

„Was Hitler betrifft, so scheint er in den nach Abschluß der Verträge folgenden 
5—6 Monaten geglaubt zu haben, daß sie nicht nur ihren unmittelbaren Zweck 
erfüllen, sondern auch auf Jahre hinaus die Grundlage eines für beide Teile vor- 
teilhaften Verhältnisses bilden würden. Ich bin im Besitz zuverlässiger Informatio- 
nen darüber, daß Hitler sich in diesem Sinne im Winter 1939—1940 seinen nächsten 
Mitarbeitern gegenüber des öfteren geäußert hat. Der Gedanke, daß Stalin ein 
durch den Krieg geschwächtes Deutschland zu gegebener Zeit unter Druck setzen 
könnte, hatte Hitler zu jener Zeit offenbar noch nicht beunruhigt. Er schien viel- 
mehr damals fest überzeugt, daß die militärische Überlegenheit Deutschlands auf 
lange Dauer sichergestellt sei und daß Stalin schon aus diesem Grunde sich gezwun- 
gen sehen würde, an den bestehenden Verträgen festzuhalten. Von der Wandlung, 
die im Sommer 1940 in der Einstellung Hitlers zu Stalin und der Sowjetunion 
eintrat, wird später die Rede sein.“ 


* 


Deutscher, ein Biograph Stalins meint, Stalin sei überzeugt gewesen, daß der 
Krieg früher oder später unvermeidlich sein würde. Daher sei ihm alles darauf 


angekommen, die günstige Lage auszunützen. (Deutscher, S. 437) 
* 

Litwinow schreibt in seinen Memoiren: (Litwinow, Memoiren, $. 266 f.) 

Es ist alles so gekommen!..... Welche Schande! Wer hätte geglaubt, daß..... 


Iljitsch wird sich im Grabe herumdrehen. Es ist kein Brest-Litowsk; dort ging es 
um einen „schmutzigen“, aber erzwungenen Frieden. Niemand verpflichtete uns, 
an den Raubzügen Hitlers teilzunehmen. Wenn man auf die Weise die strategischen 
Ziele Deutschlands aufzudecken glaubt, wohlan! Ich versuchte mit Klim zu sprechen, 
der in meiner Gegend jagt. Er lachte rätselhaft, ohne zu antworten. Plötzlich er- 
klärte er: „Warten Sie nur, Papascha. Eines Tages werden wir die hitlerischen 
Kanaille die Mutter Kusjkas zeigen (volkstümlicher russischer Ausdruck). Lassen 
Sie uns nur Zeit. Wenn sie (die Deutschen) glauben, schlau zu sein!“ 


* 


Botschafter Loraine teilt Lord Halifax mit: „1. Ich bin jetzt zuversichtlich, daß 
Italien sich Deutschland nicht anschließen wird, wenn Hitler Krieg macht. 

2. Es kann nicht stark genug betont werden, daß jede Andeutung im Parlament, 
Presse, Rundfunk usw., daß wir zu dieser Schlußfolgerung gelangt sind, dazu 
angetan ist, alles zu ruinieren. 
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3. Trotzdem bin ich der Meinung, daß unsere militärischen Dienststellen ihre 
Dispositionen für einen uns von Deutschland aufgezwungenen Krieg jetzt auf die 
Annahme von Italiens Nichtkriegsführung gründen können, aber natürlich unter 
dem Siegel absoluter Geheimhaltung. 

4. Es ist von hervorragender Wichtigkeit, daß Mussolini und Graf Ciano jetzt 
völlig freie Hand und Zeit haben sollten, aus ihrer selbst angerichteten Bescherung 
auf ihrem eigenen Weg herauszufinden.“ (DBFP VII Nr. 173) 


* 


Lord Halifax telegrafiert dem britischen Botschafter Osborne beim Vatikan: „Es 
scheint uns, daß die beste Linie, die wir aus dem katholischen Gesichtswinkel heraus 
verfolgen könnten, die wäre, daß, während unsere Verhandlungen mit der Sowjet- 
regierung geführt würden in der Absicht, dem katholischen Polen verstärkte Hilfe 
gegen mögliche Aggression Deutschlands zu gewähren, Deutschland Verhandlungen 
mit der Sowjetregierung führt in der Absicht, den Weg frei zu machen für einen 
Angriff auf Polen, welches es sogar zu vernichten androht, sollte Polen seinen unter 
Gewaltandrohung gemachten Ansprüchen widerstehen. Wenn Sie dem obigen zu- 
stimmen, würde es möglich sein, den ‚Össervatore‘ zu beeinflussen, etwas in solcher 


Richtung verlauten zu lassen..... 3 (DBFP VII Nr. 184) 
* 

Botschafter Loraine telegrafiert Lord Halifax seine erneute Aussprache mit Graf 

Ciano. (DB Nr. 82) 
* 


Lord Halifax telegrafiert an Botschafter Loraine, daß seine vertrauliche Mei- 
nungsdarlegung in der Tat eine willkommene Nachricht sei und daß er sein Bestes 
tun werde, um die Geheimhaltung sicherzustellen. Ferner sehe er die hervor- 
ragende Wichtigkeit durchaus ein, alles zu tun, was möglich ist, um es für Mus- 
solini und Graf Ciano leicht zu machen, zu vermeiden, in irgendeinen von Deutsch- 
land hervorgerufenen Krieg verwickelt zu werden. Gleichzeitig hoffe er, daß ihm 
Loraine seine Ansichten, wie dies am besten erreicht werden könne, in größerer 
Vollständigkeit und in kürzeren Abständen ausbreiten sollee (DBFP VII Nr. 195) 


* 
Der italienische Botschafter überbringt Unterstaatssekretär Woermann eine 
Abschrift der Mitteilung, die der britische Botschafter am 20. 8. der italienischen 
Regierung unterbreitet habe. (S. unter dem 20. 8. 39, ADAP VII Nr. 220) 


* 
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Botschafter v. Mackensen richtet an Staatssekretär v. Weizsäcker einen längeren 
Brief über die deutsch-italienischen Beziehungen und die Auskünfte seines Gewährs- 
mannes aus der Umgebung des Duce. Der Brief hat Hitler vorgelegen und ihm 
gezeigt, daß er sich auf Italien nicht voll verlassen kann. (DB Nr. 83) 


* 


Graf Ciano führt in seinem Tagebuch aus: „Inzwischen ist die Beräubung wegen 
des russisch-deutschen Vertrages einer vernünftigeren Einschätzung des Ereignisses 
gewichen. Frankreich und England verkünden nach allen vier Winden, daß sie 
trotzdem bei einem allfälligen Krieg eingreifen werden. Japan erhebt Einspruch, 
Nachrichten aus Tokio sprechen von einer Mißstimmung, die um so ausgeprägter 
ist, als Japan bis zur Entscheidung in vollkommener Unwissenheit gelassen wurde. 

Der Duce gibt meinem Drängen nach und ermächtigt mich, Percy Loraine einen 
Lösungsplan vorzuschlagen, gegründet auf einer unverzüglichen Rückkehr von 
Danzig ins Reich, nachher Unterhandlungen und große Friedenskonferenz. Ich 
weiß nicht, ob die Gemütsbewegung oder die Hitze schuld waren, jedenfalls ist 
Percy Loraine fast in meinen Armen ohnmächtig geworden. Er fand eine Zu- 
fluchts- und Ruhestätte im Kabinett, nicht im diplomatischen. 

Unterredung mit Francois-Poncet, der eher mutlos und pessimistisch ist. Auch 
er betonte, obwohl er die Tragweite des russischen Abfalls nicht unterschätzt, daß 
sich Frankreich schlagen werde. Weizsäcker telefoniert mir vom Berghof, um mir 
die herbe Antwort Hitlers an den britischen Botschafter mitzuteilen. Eine andere 
Hoffnung fällt. 

Neue Unterredung mit dem Duce. Er wünscht nicht, daß ich dem König bei 
meinem Besuch von den deutschfeindlichen Dokumenten, die ich zusammengestellt 
habe, Kenntnis gebe.“ 


Militärische Maßnahmen Deutschlands. 


Die militärischen Maßnahmen, die mindestens zur Sicherung einer Abwehr- 
bereitschaft und für sonstige Eventualfälle einer kriegerischen Auseinandersetzung 
mit Polen ergriffen werden mußten, waren nach der zugrundegelegten Zeittafel 
am 12. August abgeschlossen. Daran anschließend waren noch 14 Tage für den 
eigentlichen Aufmarsch gemäß Mobilmachungsplan erforderlich, damit spätestens 
am 26. August die Angriffsbereitschaft gegeben war. Angriffstag (Y) und Angriffs- 
stunde (X) wurden gemäß Tagebuch des Generalobersten Jodl am 23. August in 
einer OKW-Besprechung, die in der Zeit zwischen 11 Uhr und 13 Uhr 30 statt- 
fand, festgesetzt auf 

Y = Tag = 26. August 
x Zeit 4 Uhr 30. 


(IMT XXVIII S. 389) 
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Daß Generalstabschef Halder in seinem Tagebuch für die X-Zeit zwei Zeiten 
nennt: (Halder Tagebuch, ADAP VII S. 470) 
X-Zeir = 4.30 ?? — 4.15 ? 
deute ich als Beweis, daß der Termin noch nicht genau festgelegt war bzw. daß 
diese provisorische Festlegung einem bestimmten Zweck dienen sollte. Auch nach 
Halders Spruchkammeraussage war der genaue Angriffstermin unbestimmt. Es 
fehlte zudem an einer schriftlichen Festlegung, wie sie am 31. August mit der 
Weisung Nr. 1 erfolgte. Nach Auskunft einer hohen Persönlichkeit der Luft- 
waffe wurde am 23. August nur „das Einrücken in die Ausgangsstellungen für den 
Angriff am 26. August befohlen. Hierbei wurde von Hitler ausdrücklich angeordnet, 
daß das Anhalten des Heeres durch einen Gegenbefehl gewährleistet sein müsse. 

Dieser Gegenbefehl wurde am 25. August um 18.15 Uhr erteilt.“ 

Generalfeldmarschall Milch sagte in Nürnberg aus: 

(WStr. Proz. Fall XI, Prozeßprotokoll Bd. 77 $. 25 558) 

Auf die Frage, ob er vom ersten Angriffsbefehl gehört habe: „Ja, davon habe 
ich gehört. D. h. es sollte nicht der Angriff stattfinden, um ganz korrekt zu sein, 
sondern es sollte eine Bereitschaft hergestellt werden für einen Angriff. Damit war 
das Wort Angriff noch nicht gegeben. Es ist also ein Unterschied noch.“ 

Hoggan spricht ($S. 641) noch von einer „Konferenz mit den obersten deutschen 
Führern am Abend des 23. August auf dem Berghof“, auf der Hitler erklärt habe, 
er sei mehr denn je davon überzeugt, daß England, wenn es darauf ankäme, 
Deutschland nicht angreifen würde.“ Er hielt die britische Politik für weitaus 
vernünftiger als es die Tatsachen zuließen und machte geltend: ‚England hat es 
nicht nötig, Krieg anzufangen und wird infolgedessen auch keinen anfangen.‘ “ 

Hoggan gibt zwar den Standpunkt Hitlers richtig wieder, aber für seine Be- 
hauptung keine Quelle. Es läßt sich auch nirgends ein Anhaltspunkt dafür finden, 
ja die Tatsache, daß mindestens Ribbentrop in Moskau und Göring am Abend 
des 23. August in Berlin waren, spricht dagegen, daß eine solche Konferenz statt- 
fand. 

Folgenden ähnlichen Satz gebrauchte Hitler am Vortage auf dem Obersalzberg: 

„Es erscheint mir daher ausgeschlossen, daß ein verantwortlicher englischer Staats- 
mann in dieser Lage das Risiko eines Krieges für England übernimmt.“ (DB Nr. 74b, 
S. 67). Hitler kannte damals die Umstände nicht, die auch eine andere Entscheidung 
bewirken konnten als die erwartete logische. 

Leider enthält die Darstellung Keitels über die Festsetzung eines Tages für den 
etwaigen Beginn der Operation gegen Polen einen solchen chronologischen Wirr- 
warr, daß man sich auf sie nicht stützen kann. Man muß bedenken, daß Keitel 
im Milieu des Nürnberger Prozesses ohne schriftliche Unterlagen schreiben mußte. 
Aber bezüglich der Motive für die provisorische Terminsbestimmung stellen seine 
Ausführungen klar, daß den Polen, Engländern und Italienern die deutsche 
Entschlossenheit gezeigt werden sollte, zu den Waffen zu greifen, wenn das Ziel 
nicht auf dem Verhandlungswege erreicht werden konnte. 
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Wie sich aus den zahlreichen Dokumenten aus der Zeit vom 23. bis 31. August 
ergibt, wurden die Engländer, Franzosen und Polen laufend durch deutsche In- 
formanten im geheimen über deutsche militärische Vorbereitungen unterrichtet, 
wenn auch oft in unzurreffender Weise. 


Über den Charakter der deutschen Vorbereitungen sagt Generalfeldmarschall 


v. Manstein in seinem Buche: „Verlorene Siege“: (Manstein, $. 17f.) 
„Die militärischen Maßnahmen jedenfalls, die im August 1939 getroffen wurden, 
konnten — trotz des Aufmarschplans „Weiß® — durchaus dazu bestimmt sein, 


den politischen Druck auf Polen zu verstärken, um es zum Nachgeben zu bewegen. 
Seit dem Sommer wurde auf Befehl Hitlers fieberhaft an einem „Ostwall“ gearbei- 
tet. Ganze Divisionen, darunter auch die 18. Division, wurden in stetem Wechsel 
jeweils für einige Wochen an die polnische Grenze verlegt, um an diesem Ostwall 
zu arbeiten. Was sollte dieser Aufwand, wenn Hitler Polen angreifen wollte? Auch 
für den Fall, daß er — entgegen allen seinen Versicherungen — die Möglichkeit 
eines Zweifrontenkrieges in Betracht zog, wäre dieser Ostwall fehl am Platze 
gewesen. Denn in einem solchen Falle wäre es immer für Deutschland das einzig 
Richtige gewesen, zunächst Polen angriffsweise niederzuwerfen, während es im 
Westen defensiv blieb. Die umgekehrte Lösung, Offensive im Westen, Defensive 
im Osten, konnte nach den derzeitigen Kräfteverhältnissen gar nicht in Frage 
kommen. Auch bestanden für eine West-Offensive keinerlei Pläne, noch wurden 
irgendwelche Vorbereitungen dafür getroffen. Wenn also der Bau des „Ostwalls“ 
in der damals gegebenen Lage einen Sinn zu haben schien, so doch wohl nur den, 
durch größere Truppenansammlungen an der polnischen Grenze einen Druck 
auf Polen auszuüben. Auch der im letzten Drittel des August einsetzende Auf- 
marsch der Infanterie-Divisionen auf dem östlichen Oderufer und die Heran- 
führung der Panzer- und motorisierten Divisionen in Bereitstellungsräume vorerst 
westlich der Oder brauchte keine wirkliche Angriffsvorbereitung, sondern konnte 
ein politisches Druckmittel sein.“ 


Donnerstag, den 24. August 1939 


In Bielitz wurden 25 Deutsche verhaftet, die auf einem Lastkraftwagen ins 
Innere des Landes weggebracht werden sollten. Als der Wagen unterwegs ins 
Schleudern geriet und einige Deutsche vom Wagen fielen, eröffnete das polnische 
Begleitkommando das Feuer auf die Verhafteten, wobei laut Bericht des Deut- 
schen Konsuls in Teschen vom 31. August acht den Tod fanden und mehrere 
verwundet wurden. 


(Theodor Bierschenk, Die deutsche Volksgruppe in Polen, $. 353) 


* 


305 


24. August 1939 


Bei der Deutschen Lufthansa gingen zwei weitere Meldungen über die Beschießung 
deutscher Flugzeuge ein. Der Sachverhalt wurde von den Polen bestritten. 
(DWB II Nr. 436 und FGB Nr. 223) 


* 


Nach Meldungen aus dem Korridorgebiet begann in Polen die Mobilmachung. 
Die Landarbeiter wurden von den Feldern geholt und in die Garnisonstädte ver- 
bracht. Auch in Ost-Oberschlesien wurden noch in der Nacht von der Polizei und 
Gendarmerie die Gestellungsbefehle in die Häuser gebracht und die Betroffenen 
meist aus den Betten heraus in bereitstehenden Lastwagen in ihre Wehrbezirks- 
kommandos verbracht. 

Die Stadt Danzig wurde von 3 Infanterieregimentern und einem Artillerie- 
regiment umstellt. (DNB v. 24. 8. It. Dokumentar. Zeitchronik, S. 117 f.) 


* 


Außenminister Beck teilte dem französischen Botschafter Noel mit, daß die 
polnische Regierung gestern Abend beschlossen habe, in Anbetracht des Ausmaßes 
der durch das Reich gegenüber Polen getroffenen militärischen Maßnahmen, er- 
gänzende Vorsichtsmaßregeln zu ergreifen. Diese Maßnahmen sind in Ausführung 
begriffen. Sie sind viel umfangreicher als die bisher getroffenen und verfolgen den 
Zweck, einen großen Teil des Heeres auf Kriegsstärke zu bringen. Entsprechende 
Requisitionen wurden gleichzeitig vorgenommen. (FGB Nr. 219) 


* 


Die polnische Delegation hat die Verhandlungen in dem Danziger Zollinspek- 
torenstreit abgebrochen, weil ihr angeblich die Danziger Forderungen unannehmbar 


erschienen. (FGB Nr. 224) 


* 


Der polnische Vertreter in Danzig führte in zwei Noten beim Danziger Senat 
Beschwerde gegen die Ernennung Forsters zum Danziger Staatsoberhaupt und gegen 


verschiedene Fälle der Verletzung wesentlicher polnischer Berechtigungen. 
(ADAP VII S. 228-30) 


* 


Der britische Konsul in Danzig telegrafiert Kennard, daß der Danziger Senat der 
polnischen Regierung Kenntnis gegeben habe, daß Herr Forster durch Beschluß zum 
Staatsoberhaupt ernannt worden sei. Das Außenministerium erklärte, daß dies ein 
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klarer Verfassungsbruch sei, weil ein solcher Beschluß außerhalb der Kompetenz 
des Senats läge. Er schlage vor, die Frage nach der Legalität dieses Schrittes auf- 
zuwerfen, glaube jedoch nicht, daß er die polnischen Interessen in Wirklichkeit 
berührt. (DBFP VII Nr. 245) 


* 


Außenminister Beck wies Botschafter Lipski in Berlin an, Herrn v. Weizsäcker 
um eine Unterredung zu bitten und ihn daran zu erinnern, daß die polnische Re- 
gierung sich immer bereit erklärt habe, unter normalen Bedingungen zu verhandeln. 
In polnischen Quellen finder diese Behauptung keine Stütze. (FGB Nr. 220) 

Nach dem Bericht des britischen Botschafters darüber würde Lipski „versuchen, 
sofern er Weizsäckers Haltung nicht unbefriedigend finde, alle strittigen Punkte 
zu prüfen mit der Absicht, festzustellen, ob irgend etwas zur Lockerung der 
gegenwärtigen Spannung getan werden könne.“ (BBB Nr. 68) 


* 


In einer Unterhaltung mit Botschafter Coulondre meinte Botschafter Henderson, 
die einzige Hoffnung, wenigstens die Frist (des Kriegsbeginns) noch hinauszuschie- 
ben, beruhe auf einer sofortigen Fühlungnahme zwischen Warschau und Berlin. 
Infolgedessen regte er auch bei seiner Regierung an, sie möge Herrn Beck den Rat 
erteilen, sofort mit dem Kanzler Fühlung zu nehmen.“ (FGB Nr. 217) 


* 


Außenminister Bonnet teilt dem französischen Geschäftsträger in London mit, 
daß die französische Regierung in einer dringlichen Demarche Polen veranlassen 
wolle, „von militärischen Maßnahmen abzusehen, falls der Senat den Anschluß an 
das Reich proklamieren sollte. Es ist in der Tat von Bedeurung, daß Polen sich 
nicht in die Rolle des Angreifers begibt, wodurch das Inkrafttreten gewisser von 
uns abgeschlossener Verträge behindert würde, und wodurch außerdem die pol- 
nische Armee in Danzig in eine sehr gefährliche Situation käme, Die Warschauer 
Regierung müßte sich in diesem Fall vorbehalten, ihre Rechte auf diplomatischem 
Wege zu verteidigen.“ (FGB Nr. 218) 


* 


Bonnet beauftragt den Warschauer Botschafter Noel, umgehend Herrn Beck auf- 
zusuchen, um ihm mitzuteilen, daß Frankreich angesichts der neuen, sich aus dem 
Abschluß des deutsch-sowjetrussischen Paktes ergebenden Lage mehr als je Gewicht 
darauf legt, daß Polen nicht die Rolle des angeblichen Angreifers übernimmt, die 
ihm durch das ganze deutsche Manöver zugeschoben werden soll, wodurch es sich 
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im übrigen der Gefahr aussetzen würde, das Spiel des Reiches zu begünstigen. „Die 
Nachteile einer solchen Stellungnahme wären für Polen nicht geringer als für die 
mit ihm verbündeten Mächte, und zwar wegen der Rückwirkungen, die sie auf die 
Auslösung der bestehenden und möglichen Bindungen der letzteren mit dritten 
Mächten haben könnte..... Die Warschauer Regierung wird diesen Rat um so 
eher verstehen, als dieser tatsächlich den Absichten entspricht, die Marschall Rydz- 
Smigly am 19. Juli gegenüber General Ironside geäußert hatte ..... Sie werden 
Herrn Beck gegenüber nachdrücklichst betonen, daß wir diese Stellung aus Oppor- 
tunitätsgründen einnehmen, um die volle Auswirkung der Beistandspakte zu 
sichern...... . (FGB Nr. 222) 


* 


Botschafter Noel unternahm zwei Demarchen bei der polnischen Regierung, um 
diese auf die Notwendigkeit hinzuweisen, „in der Danziger Angelegenheit und 
auch sonst keine Initiative zu ergreifen, die unwiderbringliche Folgen haben 


könnte, ohne sich vorher mit uns ins Einvernehmen gesetzt zu haben.“ 
(FGB Nr. 226, 227) 


* 


Außenminister Beck eröffnet dem französischen Botschafter Noel: „2. Die War- 
schauer Regierung würde, falls die Stadtverwaltung der Freien Stadt den Anschluß 
proklamieren sollte, sofort mit ihren Verbündeten Fühlung nehmen und sich jeg- 
licher militärischer Maßnahme enthalten, solange sie sich nicht einem direkten oder 
indirekten Angriff ausgesetzt sähe. 

3. Die polnische Regierung ist sich der Notwendigkeit bewußt, sich nicht durch 
Deutschland in eine schiefe Lage bringen zu lassen. Sie wird auch weiterhin im 
gleichen Sinne wie wir selbst die größte Kaltblütigkeit an den Tag legen. Wenn Herr 
Forster allerdings den Anschluß proklamieren sollte, so könnte er dies nur auf 
Veranlassung des Reichskanzlers tun, und es bestehe die Gefahr, daß eine solche 
Maßnahme in sehr kurzer Frist zu einem Eingreifen Deutschlands führen werde.“ 

(FGB Nr. 233) 


* 


” 


Ein Vertrauensmann der deutschen Botschaft in Paris berichtete über seine Un- 
terredung mit dem ehemaligen französischen Ministerpräsidenten Flandin. Der 
Leser wird darin vergeblich den von Hoggan behaupteten Satz suchen: „Es sei sinn- 
los, Krieg zu führen, um Polen zu verteidigen, nachdem die militärische Verteidi- 


gung des polnischen Staates aussichtslos geworden sei.“ 
(Hoggan, S. 655 + DB Nr. 843) 


* 
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Der Deutschenfeind De Kerillis bringt in L’Epoque zum Ausdruck, daß Frank- 
reich jetzt unter ungünstigeren und gefährlicher gewordenen Bedingungen vor die 
Wahl gestellt sei zu widerstehen oder zu kapitulieren. (ADAP VII Nr. 238) 


* 


Der britische Botschafter Kennard versucht in einem Bericht an seine Regierung 
die deutschen Meldungen über die Unterdrückungsmaßnahmen gegen die Volks- 
deutschen als unzutreffend oder übertrieben darzustellen und die Zahl von 76 000 
Flüchtlingen anzuzweifeln: „Ich würde sagen, daß 17000 die absolut höchste 
Zahl ist.“ (BBB Nr. 52) 


* 


Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit, daß der polnische Generalstabschef 
heute nachmittag den britischen Militärattach@ getroffen und ihm die kürzlich von 
Polen ergriffenen militärischen Maßnahmen beschrieben habe. Wenn man die vorher 
mobilisierten Einheiten berücksichtige, seien jetzt 3/4 der regulären Einheiten in 
Friedenszeiten auf Kriegsstärke gebracht worden, einschließlich der gesamten Marine 
und Luftwaffe, der Mehrheit der Kavalleriebrigaden, Panzereinheiten und Spezial- 
einheiten von 20 Infanteriedivisionen. General Stachiewicz bestätigte, daß bis 
26. August wahrscheinlich eine Gesamtzahl von mehr als 30 Divisionen an der 
polnischen Grenze konzentriert sein würden. Die neue strategische Lage Polens 
gegenüber der UdSSR habe sich nicht wesentlich geändert, so daß er keine Nor- 
wendigkeit sehe, in irgendeiner Weise die geplante militärische Disposition an der 
sowjetischen Grenze zu ändern. Die Zwischenfälle nicht nur in Danzig, sondern 
auch links des größten Teiles der Grenze seien zunehmend provokativen Charakters. 


(DBFP VII Nr. 238) 
* 


Botschafter Kennard telegrafiert an Lord Halifax: „Polnische Reaktion auf 
sowjetisch-deutschen Pakt ist überraschend ruhig gewesen, vielleicht, weil Polen am 
wenigsten von russischer Hilfe erwartete..... Das Ministerium für Äußeres emp- 
findet, daß es jedenfalls für Deutschland in jedem derartigen Pakt offenkundige 
Nachteile gibt..... 

3. Die polnische Presse hat die Richtung eingeschlagen, daß sich Rußland also 
aus Europa zurückzieht und daß sowohl in polnischer Haltung als auch in der- 
jenigen der Verbündeten Polens nichts verändert ist. Die in London in diesem 
Sinne verfolgte Richtung hat große Befriedigung ausgelöst. Der Pakt wäre in der 
Hauptsache eine Demonstration. Die UdSSR wünschte eigentlich nicht, ein Faktor 
in europäischen Angelegenheiten zu werden, und die Tage, da Demonstrationen 
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Überzeugungen beinhalteten, gehörten der Vergangenheit an. Der Besuch des 
Autors des Antikominternpaktes in Moskau zeigte, wie der Boden unter Deutsch- 
lands Füßen brennte und wäre ein Zeichen der Schwäche. Es könnte kaum ange- 
nommen werden, daß die Sowjets sich wirklich für Deutschlands Hegemonieziele 
in Osteuropa hergeben würden.“ (DBFP VI Nr. 252) 


* 


Botschafter Kennard telegrafiert an Lord Halifax, daß ihn Außenminister Beck 
unterrichtet habe, daß Lipski heute in Berlin eine Unterredung mit Göring hatte. 
„Der Marschall legte dar, daß die Frage Danzigs und so fort verhältnismäßig geringe 
Angelegenheiten wären, aber das Haupthindernis für jede Verminderung der 
Spannung zwischen den beiden Ländern wäre Polens Bündnis mit Großbritannien. 

Herr Beck hatte sich mit dem Präsidenten und Marschall Rydz-Smigly beraten, 
und es war entschieden worden, daß die Antwort kategorisch negativ ausfallen 
würde, falls die deutsche Regierung diese Andeutung auf irgendeinem anderen 
Weg vorbringen sollte.“ (DBFP VII Nr. 263) 


* 


Botschafter Kennard teilt in einem weiteren Telegramm Lord Halıfax mit, daß 
der französische Botschafter Herrn Beck nach ihm gesehen habe. Er habe diesen 
gedrängt, nicht in eine deutsche Falle zu gehen und bezog sich auf General Ironside 
gegenüber gemachte Erklärung des Inhalts, daß, falls sich der Senat für eine Rück- 
kehr zum Reich erkläre, ohne irgendeine weitere Maßnahme zu ergreifen, die pol- 
nische Regierung eine starke Demarche sowohl in Berlin als auch in Danzig begün- 
stigen würde, die von Großbritannien und Frankreich unternommen würde. 

(DBFP VII Nr. 273) 


* 


„Oberst Beck erkundigte sich an diesem Zeitpunkt, welche Instruktionen die 
englische und die französische Regierung ihren Botschaftern in bezug auf den 
Nürnberger Parteitag im September zu erteilen gedächten. Der polnische Botschafter, 
dessen Lage in Berlin völlig zweideutig geworden war, würde, so versicherte Oberst 
Beck, sich ganz dem anschließen, was sein englischer und sein französischer Kollege 
vorgeschrieben erhielten.“ (Henderson, $. 286 f.) 


x 
Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit, daß Außenminister Beck dem pol- 


nischen Botschafter in Berlin Anweisung gegeben habe, heute den deutschen 
Staatssekretär aufzusuchen. In Ermangelung anderer augenfälliger Entschuldigung, 
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Kontakt wieder aufzunehmen, würde er hingehen, um nominell gegen einen kürz- 
lichen Zwischenfall zu protestieren. (DBFP VII Nr. 221) 


Dieser Bericht offenbart, wie die angebliche polnische Verhandlungsbereitschaft 
zu bewerten ist, die im französischen Gelbbuch (Nr. 220) und britischen Blaubuch 
(Nr. 68) so sehr herausgestellt wurde. 


* 


Botschafter Henderson meint zu Hitlers Antwort, daß diese deutlich darauf 
hinweise, daß die augenblickliche Streitfrage nicht so sehr Danzig und der Korridor 
sei, die auf spätere Lösung warten könne als vielmehr die Verfolgung der deut- 
schen Minderheit. „Ich sehe nicht, wie diese Frage behandelt werden kann außer 
in direktem Kontakt mit den Polen. Wie stark auch immer die deutschen Presse- 
berichte übertrieben gewesen sein mögen, und was immer es an Aufputschung 
deutscher Volksangehöriger von diesseits der Grenze aus gegeben haben mag, es 
gibt keinen Zweifel, daß es weitgehend Grund für deutsche Klagen in dieser 
Hinsicht gibt. Im Warschauer Telegramm (Nr. 53) erwähntes Enteignungsgesetz ist 
für mich das klare Anzeichen einer sehr verständlichen, aber gleichwohl inoppor- 
tunen Bemühung, die deutsche Bevölkerung in Polen unter dem Schutz der Garantien 
der Westmächte loszuwerden. ... . . Der letzte Rest jeder Hoffnung, Krieg zu 
vermeiden, liegt in sofortigem politishem Kontakt. Die Demarche des polnischen 
Botschafters ist zu spät erfolgt, und ich bezweifle, ob jetzt irgend etwas Geringeres 
als eine direkte Kontaktnahme in der Art wie meine gestrige ausreichend sein 
würde. Nach Aufsetzen des obigen höre ich aus einer unanfechtbaren Quelle, daß 
dies auch die Ansicht der italienischen Regierung ist, die in Warschau vertrauliche 
Bemühungen unternommen hat, die polnische Regierung zu bewegen, sich der 
deutschen Regierung zu nähern.“ (DBFP VII Nr. 219 vom 24. August 39) 


a 
as 


Botschafter Henderson berichtet Lord Halifax, daß er den polnischen Botschafter 
Lipski vom Wesen seiner gestrigen Unterhaltung mit Hitler unterrichtet und ihm 
gesagt habe, daß er die Möglichkeit eines Ultimatums an Polen im Laufe der 
nächsten zwei Tage voraussehe, d. h. unmittelbar nach Ribbentrops Rückkehr. Im 
gleichen Sinne habe er den französischen Botschafter und den Geschäftsträger der 
USA unterrichtet. Als er dem südafrikanischen Gesandten den Text von Hitlers 
Antwort gegeben habe, hätte dieser gemeint, daß es seine Regierung schwierig 
finden dürfte, SMR in der polnischen Streitfrage zu unterstützen. 


(DBFP VII Nr. 233) 
* 


311 


24. August 1939 


Der Danziger Senatspräsident Greiser berichtet dem Auswärtigen Amt, daß der 
Völkerbundskommissar Burckhardt in seiner heutigen Unterredung mit ihm darauf 
zu sprechen gekommen sei, daß die internationale Lage sich weiter zuspitze, und 
daß insbesondere nach dem Henderson-Besuch auf dem Obersalzberg beim Führer, 


die englische Einstellung sich kriegsmäßig weiterhin versteift hätte. 
(ADAP VII Nr. 231) 


x* 


Botschafter Henderson telegrafiert an Lord Halifax: „Ich sehe persönlich keiner- 
lei Hoffnung mehr, Krieg zu vermeiden, wenn nicht der polnische Botschafter 
instruiert wird, heute oder spätestens morgen um persönliche Unterredung mit Hit- 
ler nachzusuchen. .... . 

2. Obwohl ein solches Verfahren in diesem Stadium allen Beteiligten äußerst 
verhaßt sein muß, könnte es den Vorteil des Zeitgewinns haben und daß man 
Hitler veranlaßt, seine Bedingungen offen zu legen vor dem Erlaß irgendeines 
Ultimatums oder der Erzeugung einer Situation in Danzig, aus der es für die 
betroffenen Parteien keinen Ausweg geben wird. Auf diesem inoffiziellen Weg 
dargelegte Bedingungen dürften um ein weniges generöser sein und dadurch die 
Grundlage einer möglichen Schlichtung bieten. Die Wahrscheinlichkeit ist sehr 
dürftig, aber ich empfinde und rege gleichwohl dieses Verfahren an angesichts der 
Verpflichtungen andernfalls. 

3. Falls Danzig im Laufe der nächsten paar Tage — wie man hier glaubt — seinen 
Wiederanschluß an das Reich verkündet, finde ich es schwer zu glauben, daß es in 
Polens wirklichem Interesse liegen würde, die gewaltsame Besetzung jener Stadt 
einzuleiten.“ (DBFP VII Nr. 241) 


* 


Botschafter Henderson berichtet am 25. 8. über ein Gespräch, das er am 24. mit 
dem italienischen Botschafter hatte: 
Er erschien ganz hoffnungslos. Im allgemeinen hatte er irgendeine Vor- 
stellung, doch diesmal hatte er sie nicht. Nach ihm könnte Mussolini nichts mehr 
tun und Italien wäre gezwungen, Hitlers Führung zu folgen. .... Er erzählte mir, 
daß er vorher nichts von dem russisch-deutschen Pakt gewußt habe und, als er 
zuerst davon hörte, es nicht geglaubt habe. Ich kann nur annehmen, daß die 
russische Freundschaft Italien zu denken gibt. Meiner Meinung nach sieht es aus, 
als ob Deutschland erkennt, daß Italien kein sehr starker Freund ist und plant 
daher, gänzlich in das russische Lager überzugehen. Und selbst jetzt wundere ich 
mich, was das wirkliche deutsche Geschäft mit Stalin war. Ich kann nicht glauben, 
daß letzterer einen Nichtangriffspakt angenommen hätte ohne Tauschgeschäft. Auch 
glaube ich nicht, daß die neue Freundschaft hier aufhört. In ‚Mein Kampf‘ schrieb 
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Hitler, daß Britannien Deutschlands bester Freund wäre, Italien sein zweiter. 
Nachdem er versäumt hatte, den ersten zu bekommen, stürzte er sich auf den 
zweiten. Aber dieser hat seinem Zweck gedient und wird ihn wahrscheinlich gegen 
eine russische Allianz über Bord werfen, was — obgleich es am Ende Krieg zwischen 
den beiden Räubern bedeutet — eine Zeitlang seinem Zwecke dient. 

Beiläufig erzählte Attolico mir auch, daß, soviel er wüßte, seine Regierung es 
nicht fertig brachte, Hitler zu überreden, sein ursprüngliches Angebot an Polen zu 
wiederholen. Ich fürchte, es war zu gut, um wahr zu sein. 

Eines kann ich Ihnen versichern: durchaus und äußerst nutzlos zu sein scheint 
mir ein Vorschlag für eine allgemeine Konferenz. Wenn es einen Ausweg gibt, 
kann es nur durch direkte Verhandlung zwischen Polen und Deutschland sein. Ich 
glaube, es ist beinahe nutzlos zu schreiben, da die Augenblicke so schnell schwinden, 
daß Polen wieder zu spät handeln wird, um sich zu retten und es ist Polen, das der 
große Verlierer sein wird. 

Die Rache für irgend etwas, das uns gelingt zu tun, um Deutschland zu verletzen, 
wird an Polen gekühlt. Genau wie, als die britischen Bischöfe Niemöller unter- 
stützten, es der letzte war, da er sich in Hitlers Macht befand, der den Musikanten 
bezahlte. .... > (DBFP VII Nr. 312) 

Das Ende dieses Briefes findet der Leser unter dem 25. August. 


* 


Der ungarische Außenminister las dem deutschen Gesandten in Budapest Tele- 
gramme der ungarischen Gesandten in anderen Hauptstädten vor. Danach habe Sir 
Vansittart, der diplomatische Hauptberater des britischen Außenministers gesagt, 
England werde keinesfalls nachgeben. Selbst wenn gewaltsames Vorgehen nicht 
gegen Souveränität und territoriale Integrität Polens gerichtet sei, werde England 
sofort mobilisieren und in Aktion treten. (ADAP VII S. 211) 


* 


Der englische Generalkonsul verließ Danzig, ohne sich zu verabschieden. 
(ADAP VII S. 224) 


* 


Der englische Marineattach in Rom sagte nach seiner Rückkehr aus London zu 
seinem deutschen Kollegen, für England habe sih im Frühjahr als notwendig 
ergeben, den deutschen Expansionsbestrebungen entgegenzutreten. Die Wahl der 
Angelegenheit Danzig hierfür sei allerdings unglücklich gewesen und in dieser Frage 
habe Deutschland heute die weit bessere Basis. Nachdem aber das Übereinkommen 
mit Polen geschlossen sei, stünde es für die englische Mentalität außer jeder Frage, 
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daß das gegebene Versprechen eingelöst werden müsse. Im demokratisch regierten 
Staat muß auf öffentliche Meinung Rücksicht genommen werden. Diese wolle kein 
zweites München. Ein Krieg würde für England in jedem Falle nachteilig sein. Auch 
militärisch sei der Erfolg fraglich, da auf der deutschen Seite Italien, Japan, Ruß- 
land, Spanien und Ungarn ständen. (ADAP VII S. 252) 


* 


Premierminister Chamberlain nahm in einer längeren Rede vor dem Unterhaus 
zur außenpolitischen Lage Stellung. (DB Nr. 85) 
Das gleiche sagte Lord Halifax in seiner Rede vor dem Oberhaus. 


* 


Im Unterhaus stellte der Labour-Abgeordnete Beran die Frage, ob die Regierung 
es nicht für möglich halte, mit Sowjetrußland zu irgendeiner Abmachung zu kom- 
men, da die Verwirklichung der englischen Garantie für Polen sich ohne die Hilfe 
Rußlands sehr schwierig gestalten würde. Großbritannien und Frankreich könnten 
ohne ein Abkommen mit Rußland nur sehr wenig militärischen Beistand leisten. 
Der Ministerpräsident müsse dem Hause die Versicherung abgeben, daß man es bei 
der augenblicklichen Lage nicht belassen werde. Polen ohne einen Vertrag mit 
Rußland eine Garantie zu geben, sei ein schwerer Fehler gewesen. 


(Archiv für Außenpolitik und Länderkunde 1939/40 S. 544) 


* 


Legationsrat Likus von der Dienststelle Ribbentrop schreibt in einem vertraulichen 
Bericht: 

„Der belgische Botschafter, Vicomte Davignon, erklärte am Donnerstag mittag 
einem belgischen Pressevertreter, daß die Lage für den Frieden vollkommen hoff- 
nungslos sei. Der Belgische Botschafter hatte im Laufe des Vormittags mit einem 
englischen Diplomaten eine Unterhaltung über den Verlauf des englischen Bot- 
schafterbesuches beim Führer gehabt. . . ... Auch Sir Nevile (Henderson) glaube 
kaum noch an die Möglichkeit, daß der Frieden gesichert werden könnte. 

Der belgische Botschafter zeigte sich auf das tiefste deprimiert. Der belgische 
Journalist sah ihn in einem Augenblick vollkommenster menschlicher Rührung mit 
Tränen in den Augen. Der Belgische Botschafter ist davon überzeugt, daß dieser 


Krieg von keinen der beiden Teile gewonnen werden kann... ... 
(ADAP VII Nr. 257) 


* 
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Herman Göring empfing den Schweden Birger Dahlerus um 14 Uhr in Karinhall. 
Dieser berichtet darüber: (Dahlerus, S. 51f) 


„Er gab mir einen umfassenden Überblick über die militärische und politische 
Situation. Besonders hob er hervor, daß die deutsche Ausgangsposition durch den 
Vertrag mit Rußland in hohem Grad verbessert worden sei. Hitlers Streben sei 
immer gewesen, frühere Fehler nicht zu wiederholen und vor allem einen Zwei- 
oder Mehrfrontenkrieg zu vermeiden. Göring betonte dann, daß die Gefahr eines 
solchen durch den Vertrag mit Rußland weggefallen sei, unterstrich aber gleichzeitig, 
daß die deutsche Regierung nach wie vor den aufrichtigen Wunsch hege, mit Eng- 
land zu einer Vereinbarung zu kommen. Er beklagte, daß die beabsichtigte Konfe- 
renz nicht zustande gekommen sei und versuchte im Verlauf des Gesprächs, die 
Lage so darzustellen, als ob der Gang der künftigen Ereignisse ganz von der Bereit- 
schaft und der Initiative Englands abhänge. Er bat mich bereits am folgenden Tag 
nach England hinüberzufahren und der englischen Regierung zu bestätigen, daß die 
deutsche Regierung zu einer Verständigung zu kommen wünsche, und daß er, 
Göring, seine ganze Autorität einsetzen werde, um dieses Ziel zu erreichen. 


Der Anlaß zu dieser Bitte, die mit viel Eifer vorgetragen wurde, war, daß Göring 
nicht glaubte, das Auswärtige Amt sei fähig oder willens, einen hinreichend engen 
Kontakt mit dem Foreign Office herzustellen, um zu einer friedlichen Lösung zu 
kommen. Um 16 Uhr mußte Göring nach Berlin fahren, um mit dem polnischen 
Botschafter Lipski persönlich zusammenzutreffen. Er hob besonders hervor, daß er 
auf seine persönliche Freundschaft mit Lipski baue in Anbetracht der Möglichkeit, 
mit Polen zu einer Verständigung zu kommen. Nach dem Gespräch mit Lipski 
sollte er zur Reichskanzlei, um mit Hitler und Ribbentrop zu konferieren. Dieser 
wurde im Lauf des Nachmittags von seinem bedeutungsvollen Besuch in Moskau 
zurückerwartert, während Hitler aus Berchtesgaden kommen sollte. Da Göring ın 
seinem Eifer, seine Auffassung der Lage klarzulegen, das Gespräch fortzusetzen 
wünschte, bestellte er ein zweisitziges Kabriolett. Während der Fahrt erzählte er 
mir, Chamberlain werde am selben Abend im Unterhaus eine Rede halten, und er 
versprach, mir später am Abend telephonisch sowohl den Eindruck, den Chamber- 
lains Rede auf die deutsche Regierung gemacht habe, wie den Inhalt des russischen 
Vertrages mitzuteilen. 


23 Uhr 20 telephonierte Göring ins Hotel und teilte mit, daß Chamberlains Rede 
einen günstigen Eindruck gemacht habe; gleichzeitig betonte er, daß der Vertrag 
mit Rußland bedeutend weitergehende Konsequenzen habe, als aus dem offiziellen 
Communiqu& zu entnehmen sei. Erneut unterstrich er die Wichtigkeit meiner so- 
fortigen Abreise nach England, damit die englische Regierung erfahre, wie wünschens- 
wert baldige Verhandlungen seien, und er bestätigte auch nochmals den Willen 
Deutschlands, mit England zu einem Übereinkommen zu gelangen.“ 


* 
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Der britische Botschafter in Paris berichtet Lord Halifax: 

„Mein amerikanischer Kollege erzählt mir, daß eine wichtige Erklärung von 
Präsident Roosevelt abgegeben werden wird, vielleicht sogar vor seiner morgigen 
Rückkehr nach Washington. 

2. Herr Bullitt empfindet jedoch, daß diese Erklärung, obwohl sie die ameri- 
kanische Sympathie für diejenigen bekunden wird, die gegen Aggression zusammen- 
stehen, nicht weitreichend genug sein wird, Krieg zu verhindern. 

3. Herr Roosevelt hat Herrn Bullitt oft gefragt, welche Maßnahme er bei Eintritt 
eines Krisenfalles wie des gegenwärtigen im Interesse des Friedens ergreifen könnte, 
aber Herr Bullitt gibt zu, daß er jetzt in Verlegenheit ist, welchen Rat er dem 
Präsidenten bei seiner Rückkehr durchtelefonieren soll. 

4. Falls es irgendeine Anregung gäbe, die SMR glaubt, zweckdienlicherweise 
machen zu können, könnte ich diese Herrn Bullitt als von mir persönlich stammend 
weitergeben. 

5. Der Botschafter sagt mir, daß Goebbels Hitler kürzlich vom Krieg abgeraten 
habe, solange Herr Roosevelt Präsident wäre, zufolge der Wahrscheinlichkeit, daß 
der letzte die Vereinigten Staaten an der Seite Großbritanniens und Frankreichs 


hereinzerren würde, aber dieser Rat fand anscheinend taube Ohren.“ 
(DBFP VII Nr. 250) 


%* 


Der deutsche Geschäftsträger meldet aus Washington, daß die öffentliche Meinung 
von dem Ereignis des deutsch-russischen Vertragsabschlusses so überrascht und per- 
plex sei, daß sie noch keine klare Einstellung zu diesem Ereignis gefunden habe. 
Allgemein würde empfunden, daß auch die Lage Amerikas sich grundlegend ge- 
ändert habe. Das Bestreben der Isolationisten, Amerika nun erst recht aus dem 
europäischen Konflikt zu halten, kommt verstärkt zum Ausdruck, obwohl sie von 
denjenigen Kreisen unter schärfsten Druck gesetzt würden, die die Auffassung ver- 
treten, daß Amerika den beiden Demokratien England und Frankreich zur Seite 
stehen müßte. Nach dem Ausfall Rußlands bestehe durchaus die Gefahr, daß England 
und Frankreich eine Niederlage erleiden könnten, durch die das Gleichgewicht der 
Kräfte derart verändert würde, daß auch die Vereinigten Staaten von Amerika in 
eine akute Gefahr für Unabhängigkeit und Bestand gerieten. Roosevelt, der diesen 
Standpunkt vertrete, sei entschlossen, die Demokratien mit der gesamten moralischen 
Macht und materiellen Kraft dieses Kontinents zu unterstützen. Mit seinem Brief an 
den italienischen König hoffe Roosevelt, einen Keil zwischen die Achsenmächte 
treiben zu können. Die Presse tue alles, um die Kriegsschuld Deutschlands eindeutig 


vorweg festzulegen und damit die Interventionsgedanken noch stärker ins Volk 


zu tragen. (ADAP VII S. 213 f.) 


* 
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Wie Legationsrat Likus von der Dienststelle Ribbentrop mitteilt, stammt das 
Gerücht, dem englischen Geheimdienst sei es gelungen, das beim letzten Deutschland- 
besuch von Graf Ciano mit Mussolini geführte Telefongespräch abzuhören, von 
dem englischen Journalisten Williams, der Deutschland bereits am 22. 8. verlassen 
habe. „Dieses Gespräch lasse die schwache und schwankende Haltung der Politik 
Mussolinis deutlich erkennen.“ (ADAP VII Nr. 256) 

Ich bin überzeugt, daß dieses Gerücht absichtlich von englischer oder italienischer 
Seite in die Welt gesetzt worden ist, um die wahre Quelle der Verrätereien zu ver- 
decken. 


* 


Präsident Roosevelt richtete an Adolf Hitler eine Botschaft zur Erhaltung des 
Friedens. (DB Nr. 86) 

Er behauptet darin wahrheitswidrig, daß er auf seinen Appell vom 14. 4. keine 
Antwort erhalten habe. Die gleiche Behauptung wird in der offiziell von der 
Amerikanischen Regierung herausgegebenen Schrift „Amerika und Deutschland 
1939—1945“ aufgestellt. Darin wird ferner behauptet, daß Deutschland den Vor- 
schlag Roosevelts abgelehnt, Polen ihn dagegen angenommen habe. 

Der Appell vom 14. 4. 39 wurde am 28. 4. beantwortet. Die Antworten auf die 
Botschaft vom 24. 8. wird der Leser noch vorfinden. 

Eine ähnliche Botschaft richtete Präsident Roosevelt an den polnischen Staats- 
präsidenten Moscicki. (DB Nr. 87) 


* 


Der ehemalige deutsche Botschafter Dieckhoff beurteilt beide Botschaften wie 
folgt: (Dieckhoff, S. 18) 

„Besonders charakteristisch waren seine am 24. August 1939 an den Führer und 
an den polnischen Staatspräsidenten Moscicki gerichteten Telegramme. Gewiß 
sprachen diese Telegramme von der Notwendigkeit der Erhaltung des Friedens und 
von den Möglichkeiten von Arbitration und Conciliation, aber das Telegramm an 
Moscicki zeigte klar, daß unter keinen Umständen der Eindruck entstehen sollte, 
als wolle Roosevelt einen Druck auf Polen ausüben oder auch nur eine Mahnung 
zum Einlenken oder zur Nachgiebigkeit gegenüber Deutschland aussprechen, während 
der Text des Telegramms an den Führer im Tone sehr viel schärfer war.“ 


* 
Auch der Papst richtete über den Rundfunk einen eindringlichen Friedensappell 
an die Völker. (BBB Nr. 139) 
* 
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Chaim Weizmann, der Präsident des Zionistischen Kongresses berichtet: 

„Nach dem 22. August beschleunigte der Kongreß sein Tempo, die Diskussionen 
wurden beschränkt, die Beschlüsse mit größerer Eile angenommen. Der Präsident 
wurde gewählt und am Abend des 24., einen Tag vor Beendigung, nahm ich meinen 
Abschied vom Kongreß. Es war ein schmerzliches Abschiednehmen, in das persönliche 
und allgemeine Vorahnungen gemischt waren und Hoffnungen ausgedrückt, daß diese 
Vorahnungen zunichte werden möchten. Ich wendete mich besonders an die pol- 
nischen Delegierten und sagte: ‚Gott gebe, daß Euer Schicksal nicht das der Juden 
im benachbarten Land sei. ..... 

Wir fuhren an diesem Abend zur Schweizer Grenze... . wir fanden die Grenze 
geschlossen. Auf unsere Vorhaltungen, daß der Krieg noch nicht erklärt sei, daß 
wir britische Bürger wären, die nach Hause reisten, ..... wiederholte der Gendarm 
ständig: ‚On ne passe plus“ ..... bis uns schließlich erlaubt wurde, in die neutrale 
Zone zu passieren.“ (Weizmann, Trial and Error, $. 414) 


* 


Botschafter Artolico liefert Mussolini die Ausreden: (Siebert, $. 288/89) 

„Man kann sich vorstellen, wie die sorgenvollen Gedanken Attolicos und Magi- 
stratis immer wieder um die eine Frage kreisten, wie es ohne Gefahr verhindert 
werden konnte, daß Italien gegen seinen Willen in die Katastrophe gezogen wurde. 
Nachdem Magistrati sich schon am 23. August in einem Briefe an Ciano über solche 
Möglichkeiten ausgelassen hatte, suchte Attolico am 24. August in einem längeren 
Telegramm Mittel und Wege aufzuweisen, wie dies am besten geschehen könnte — 
ein Dokument, das den praktischen Verstand, die logische Schärfe und diplomatische 
Schläue des Apuliers bezeugt. Seine Darlegungen gehen von der Tatsache aus, daß 
sich England nach dem Schlage, den ihm der Moskauer Pakt versetzt hatte, wieder 
erholt hat. An der Ehre gepackt, steht es fester denn je zu Polen. Wenn der letzte 
Versuch zur Rettung des Friedens mißlingt, wird es mit allen Kräften Krieg führen. 
Angesichts dieser Tatsache ist es die Pflicht Italiens, jeden englischen Versuch zur 
friedlichen Beilegung dieser Krise zu unterstützen; Konsequenz in dieser Richtung 
wird auf jeden Fall nützlich sein. Dies ist aber auch unumgänglich nötig, weil die 
italienische Haltung der letzten Woche und noch mehr der letzten Tage auf deutscher 
Seite ein leichtes Gefühl des Mißtrauens geweckt hat. Daraus ergibt sich die Nort- 
wendigkeit, daß der Außenminister auf einer neuen Unterredung mit Ribbentrop 
besteht. Wie die Krise beigelegt wird, durch eine Konferenz oder durch direkte 
deutsch-polnische Verhandlungen, ist nebensächlich. Die Hauptsache ist, daß Italien 
die Linie beibehält, die es seit dem deutschen Einwand gegen den Konferenzvorschlag 
des Duce jede Berechtigung, denn Deutschland ist jetzt so gestärkt, daß die Annahme 
des Vorschlages nicht mehr als Schwäche aufgefaßt werden könnte. Die Ablehnung 
würde darauf schließen lassen, daß Deutschland um jeden Preis den Krieg will. 
In diesem Falle müßte die italienische Regierung der deutschen folgendes erklären: 
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‚Wir sind mit euch in der Beurteilung der Lage nicht einig und daher auch nicht 
hinsichtlich der Voraussetzungen für ein eventuelles Funktionieren des Bündnisses. 
Wir könnten auf Grund des Artikels I unser Veto einlegen, aber wir haben es nicht 
getan und tun es auch nicht. Wir versprechen euch völlige Solidarität. Doch sind wir 
aus den wiederholt dargelegten Gründen nicht in der Lage, einen Krieg zu führen 
Das ist auch besser für euch, denn unser Kriegseintritt hätte eine gefährliche Aus- 
weitung zur Folge. Was aber in einer ersten Phase nicht möglich und nicht nützlich 
ist, kann und wird sicher in einer zweiten Phase möglich und nützlich sein. Italien 
wird eingreifen, wenn ihr ihm die Zeit und die Möglichkeit gelassen habt, den 
Mangel an Flak, Material, x, y, z und Kohlenreserven usw. zu beseitigen.‘ Alle diese 
Dinge müßte man, nach Attolico, im technisch-militärischen Rahmen behandeln, wes- 
wegen der Außenminister für seine Unterredung mit Ribbentrop von dem General- 
stabschef Badoglio und dem Kommissar für Kriegswirtschaft General Dallolio be- 
gleitet sein sollte. Bei einem Zusammentreffen deutscher und italienischer Militärs 
würden die Deutschen zeigen wollen, daß sie für eine erste Zeit gut ohne uns fertig 
werden können. ‚Sie würden dann das vorschlagen, was wir wollen, und alles würde 
sich planmäßig ergeben“ ..... Die italienische Einladung zur Besprechung mit 
Ribbentrop und den Experten müßte jedoch bis spätestens morgen den 25. August 
erfolgen, damit die italienischen Wünsche noch vor dem möglichen Beginn der 
Feindseligkeiten vorlägen. .... Zum Schluß bittet der Botschafter um entsprechende 
Instruktionen.“ 

Ein Vergleich dieser Darstellung der Botschaft Attolicos mit der Hoggans ergibt, 
daß letzterer seiner Phantasie etwas zu freien Lauf gestattete. Er unterstellt Attolico 
verschiedene Behauptungen, die er dann als „durch und durch verlogen“ bezeichnet. 

(Hoggan, S. 667) 


* 


Lord Halifax telegrafiert an Botschafter Loraine: „..... Signor Mussolini wird 
einsehen, daß es SMR nicht möglich ist, der polnischen Regierung anzuraten, daß 
sie aus freien Stücken das Recht der Freien Stadt anerkennen sollte, zum Reich 
zurückzukehren, und in der Tat wäre es nach meiner Ansicht zwecklos, sie aufzufor- 
dern, irgendeine Regelung hinzunehmen, die nicht 

a) die Unabhängigkeit und lebenswichtigen wirtschaftlichen Rechte Polens völlig 

sichert und 

b) eine internationale Garantie für die Regelung vorsieht. 

Wenn demzufolge Signor Mussolini von Herrn Hitler irgendwelche Zusicherungen 
erhalten könnte, daß die Regelung, an die er denkt, solche Bürgschaften vorsehen 
würde, und wenn er zu verstehen geben würde, daß er den Gedanken einer inter- 
nationalen Garantie akzeptierte, dann könnte es eine mögliche Basis für eine An- 
näherung an die polnische Regierung geben. Signor Mussolini wird vielleicht An- 
regungen zu machen haben in Richtung einer Modifikation der Form, in der dieser 
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Vorschlag dargeboten werden könnte. Falls dies der Fall ıst, würde ich natürlich 
erfreut sein, sie zu erwägen. ..... ” (DBFP VII Nr. 222) 


Lord Halifax teilt Botschafter Loraine mit, daß er soeben aus der Presse von 
Präsident Roosevelts Appell an den König von Italien erfahren habe. Wenn er es 
für nützlich halte, könnte er Graf Ciano wissen lassen, daß er kein vorheriges 
Wissen von diesem Schritt gehabt habe. (DBFP VII Nr. 244) 


In einem weiteren Telegramm teilt er mit, daß auf Mussolinis Anregung hin ein 
unverzüglicher Schritt in Warschau unternommen worden sei. Er hätte gehört, daß 
Herr Beck den polnischen Botschafter in Berlin angewiesen habe, heute den Staats- 
sekretär aufzusuchen. (DBFP VII Nr. 243) 


* 


Botschafter Loraine berichtet an Lord Halifax (am 25. 8. 39 2.30 Uhr), daß er 
Mussolini durch den Unterstaatssekretär unterrichtet habe. Dieser habe ihm gesagt, 
daß Mussolini fürchte, daß ein bloßer Kontakt zwischen dem polnischen Botschafter 
und dem Staatssekretär Weizsäcker unzulänglich sei und in gar keinem Verhältnis 
zu dem Ernst der Fragen stehe, um die es gehe. Es sei eine bedeutsame Geste er- 
forderlih, um irgendeine Wirkung hervorzurufen — zum Beispiel ein Vorschlag 
von Oberst Beck, Herrn v. Ribbentrop zu treffen. Er, Loraine habe dem Uhnter- 
staatssekretär gesagt, daß es nach seiner Meinung für Oberst Beck unmöglich sein 
würde, nach Berlin zu fahren, denn es würde zu sehr nach Kapitulation riechen. 

(DBFP VII Nr. 262) 

General Jodl trägt in sein Tagebuch: 

„Schmundt (Hitlers Adjutant) vom Obersalzberg zurück. 

Deutet an, daß der Führer nicht mehr ganz sicher ist, ob England diesmal nicht 
Ernst macht, er will aber die Auseinandersetzung mit England nicht.“ 

(IMT XXVII S. 390) 


* 


Gauleiter Bohle von der Auslandsorganisation der NSDAP gab Weisung, daß die 
Amtsträger der polnischen Landesgruppe auf ihren Posten bleiben sollten. Die 
Reichsdeutschen wurden von Berlin zum Verlassen des Landes aufgefordert. 

(Louis de Jong, Die deutsche 5. Kolonne im 2. Weltkrieg, S. 146) 


* 
Die deutschen Botschaften in Paris und London werden angewiesen, besonders 
gefährdeten deutschen Persönlichkeiten, insbesondere diesem oder jenem Presse- 


vertreter unauffällige Abreise nahezulegen und jede alarmierende Wirkung zu ver- 
meiden. (ADAP VII S. 219) 
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Das Schulschiff „Schleswig Holstein“ lief in den Danziger Hafen ein. 


* 


„Die Kriegspsychose innerhalb der polnischen Armee ist auf dem Höhepunkt an- 
gelangt. Die polnische Presse ermuntert zum Angriffskrieg. 

Die planmäßige Verfolgung und Bedrohungen des Deutschtums in allen Teilen 
Polens haben die Erregungen der deutschstämmigen Bevölkerung ins Unerträgliche 
gesteigert. Durch sämtliche Orte Ost-Oberschlesiens ziehen unaufhörlich bewaffnete 
Trupps von Militär, Polizei und Aufständischen, die ein regelrechtes Schreckens- 
regiment ausüben. 

Sämtliche Häuser werden planmäßig durchsucht, ob sich noch irgendwo Männer 
versteckt halten. Dabei kommt es zu Mißhandlungen von Frauen und Kindern, 
wenn sie nicht angeben können, wo sich ihre Männer und Väter befinden. Die 
Bahnhöfe und Ausfallstraßen werden abgesperrt, Reisende und Kraftwagenführer 
angehalten und durchsucht. Aus den Zügen und Autobussen werden fortgesetzt 
Reisende verhaftet und fortgeführt. 

In einem Gruppenlager bei Lodz weigerten sich etwa 30 Volksdeutsche und 
mehrere Ukrainer. Jie mit einem größeren Truppentransport nach Nordpolen be- 
fördert wurden, für Polen in den Krieg getrieben zu werden. Die Verweigerer 
wurden daraufhin von einem größeren Aufgebot von Feldgendarmen entwaffnet, 
außerhalb des Lagers getrieben und dort mit einem Maschinengewehr beschossen, so 
daß 24 getötet wurden.“ (Dokumentarische Zeitchronik 1939, S. 120 f) 


* 


Nach Meldungen der Staatspolizeistelle Elbing wurden an 6 Stellen Häuser von 
Deutschen an der Grenze von Tätern aus Polen angezündet und eingeäschert. Teile 
einer Straßen- und Eisenbahnbrücke bei Zandersfelde-Neuliebenau wurde von pol- 
nischem Militär gesprengt und zerstört. (DWB II Nr. 470) 


* 


Die Polen melden ihrerseits deutsche Angriffshandlungen und Übergriffe. 
(FGB Nr. 237) 
* 


An die deutsche Presse ergeht folgende Anweisung, die eine vorhergegangene 
schärfere hinfällig machte: „In diesen Tagen, in denen an die Disziplin der Presse 
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höchste Anforderungen gestellt werden müssen, ist es notwendig, in bestimmten 
Fragen die erforderliche Vorsicht walten zu lassen. Meldungen über militärische Ak- 
tionen der Polen und über Terrorhandlungen können nicht auf eigene Faust ver- 
öffentlicht werden, sofern sie nicht von DNB oder Reischadı stanımen. Bei Meldungen 
aus anderer Quelle muß vor einer Veröffentlichung beim Reichspropagandaamt 
angefragt werden.“ (HS in Nation Europa 5/61 S. 47) 


* 


Die Deutsche Botschaft in Warschau und die Konsulate in Polen werden an- 


gewiesen, sämtliche Reichsdeutschen sofort zur Ausreise aus Polen zu veranlassen. 
(ADAP VII S. 248) 


* 


Der französische Botschafter Noel: 

„Insbesondere erinnere ich mich eines der nächtlichen Besuche, die ich Beck 
am 25. 8. machte, um ihn zur Verdoppelung der Vorsicht bezüglich Danzigs zu 
veranlassen. Um gegen die außerordentliche Müdigkeit seines schon durch die 
Tuberkulose unterminierten Organismus anzukämpfen, mußte sich der Außenminister 
durch künstliche Mittel aufrecht halten. Er war noch gesprächiger und nervöser wie 
sonst, und seine Mitarbeiter hatten versucht, mich zu verhindern, ihn zu sehen. 
Wenn er auch Dinge sagte, die mich sehr verwunderten, so nahm er nichts desto- 
weniger meine Ratschläge dankbar entgegen.“ (Noel, $. 408) 


* 


Der französische Militärattache in Warschau, General Faury suchte den polnischen 
Marschall Rydz-Smigly auf, um ihm unter Hinweis auf deutsche Behauptungen von 
Grenzzwischenfällen nochmals zu empfehlen, strikteste Anweisungen zu geben, 
damit keine Unvorsichtigkeiten von den polnischen Truppen begangen würden. 
Der Marschall habe gesagt, es sei ihm völlig klar, worauf die deutschen Manöver 


hinzielten, er sehe die Falle, werde aber nicht hineinfallen. (FGB Nr. 236, 238) 
* 

Um 17 Uhr 30 empfing Adolf Hitler den französischen Botschafter Coulondre. 

Eine deutsche Aufzeichnung liegt nicht vor. (DB Nr. 88) 
* 


Lord Halifax beauftragt Botschafter Sir Phipps, der französischen Regierung 
sofort vorzustellen, „daß wir jetzt ohne weiteren Verzug unser Vorgehen ım Falle 
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einer deutschen Verletzung von polnischem Gebiet gegenüber polnischem Widerstand 
in Übereinstimmung bringen müssen. 

2. SMR würde in diesem Falle vorschlagen zu verlangen, daß in einer bestimmten 
Zeitgrenze die deutsche Regierung ihre Truppen aufhalten und ihre Bereitschaft 
erklären sollte, in Verhandlungen einzutreten. Mangels dessen würde SMR alle 
notwendigen Schritte tun müssen, ihre Verpflichtungen gegen Polen mit dem Ablauf 
der Zeitgrenze zu erfüllen. 

Ich würde froh sein, sobald wie möglich zu wissen, daß die französische Regierung 
zustimmt, so daß keine Verwirrung entsteht oder Zeitverlust, wenn die Lage sich 
einstellt.“ (DBFP VII Nr. 278) 

Diese völlig klare Sache mogeln die englischen Historiker Gilbert und Gott 
passend zur Tendenz ihres Buches um: 

„An jenem Abend arbeitete er eine Formel aus, die es England ermöglichen 
sollte, seine Verpflichtungen gegenüber Polen zu erfüllen, ohne in Feindseligkeiten 
mit Deutschland verwickelt zu werden. Er schlug vor, England solle im Falle eines 
dunklen Angriffs verlangen, daß die deutschen Truppen „innerhalb einer fest- 
gesetzten Zeit“ in ihrem Vormarsch innehielten. Sie würden dann ihre „Bereitschaft 
zum Eintritt in Verhandlungen“ zum Ausdruck bringen. Wieder einmal hatte 
Henderson gewonnen. Ein deutsch-polnischer Krieg würde in englisch-deutsche 
Gespräche führen.“ (Gilbert und Gott S. 214) 


* 


Botschafter Phipps in Paris teilt Lord Halifax mit, daß ihm sein amerikanischer 
Kollege erzählt habe, daß Mr. Daladier heute zu ihm bemerkte, „daß er fest 
glaubte, der beste Weg, auf Hitler Eindruck zu machen, daß Großbritannien es 
ernst meine, der sei, sobald wie möglich eine britische Division nach Frankreich zu 
senden. Wenn eine Division zuviel wäre, dann würde ein Regiment mit Dudel- 
säcken den Trick tun. Daladier bemerkte aber, daß er diese Anregung nicht selbst 
machen könne oder durch den französischen Botschafter, Mr. Bullitt fragte darauf, 
ob Mr. Daladier ihn ermächtige, mir als persönlichen Freund das zu erzählen 
und Mr. Daladier stimmte zu. 

Mr. Bullitt hat schon mit Präsident Roosevelt telefonisch gesprochen nach seiner 
Rückkehr nach Washington. Er sagt, der Präsident legte den größten Nachdruck 
darauf, ständig dem deutschen Volk drahtlos die Tatsache einzupumpen, daß das 
Naziregime den Krieg unvermeidlich mache, weil Frankreich und Großbritannien 
durchaus entschlossen sind, fernere Angriffe auf schwache Staaten zu unterbinden.“ 


(DBFP VII Nr. 306) 
x 


Botschafter Kennard schreibt an Lord Halifax: „Während ich völlig einsehe, 
daß zu dieser elften Stunde jede Anstrengung gemacht werden sollte, das Unheil 
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abzuwehren, bin ich im höchsten Grade im Zweifel, ob es wirklich einem nützlichen 
Zweck dienen würde, wenn der polnische Botschafter eine Unterredung mit Hitler 
suchte. 

2. Während ich von hier aus natürlich nicht urteilen kann, würde es scheinen, 
daß nach Hitlers Antwort auf den Brief des Premierministers eine jede derartige 
Annäherung mit Sicherheit als ein Zeichen der Schwäche ausgelegt werden würde 
und sogar jenes Ultimatum provozieren könnte, das wir zu vermeiden wünschen. 

3. Wir haben bereits gesehen, daß das einzige Ergebnis von Lipskis Unterredung 
mit Feldmarschall Göring ein Wink war, Polen sollte seine westlichen Verbündeten 
verlassen. Falls Lipski Hitler aufsucht, scheint es wahrscheinlich, daß dieser Vorschlag 
ihm auf eine sogar noch eindrücklichere Weise vorgelegt werden wird. 

4. Wenn Herr Lipski irgendeinen konkreten Vorschlag machen könnte, der 
Hitler gefallen würde, so dürfte die Unterredung nützlichen Effekt haben; aber 
ich vermag nicht zu sehen, welchen Vorschlag Lipski unter den gegebenen Umständen 
machen kann, der beiden Seiten annehmbar sein könnte. So trifft sich unglücklich, 
daß Herr Weizsäcker nicht in Berlin sein soll, da es für sie möglich sein könnte, 
Angelegenheiten in einer ruhigeren Atmosphäre zu erörtern, um zu versuchen, 
irgendeinen Kompromiß zu finden, der die augenblickliche Spannung erleichtern 
würde. 

5. Es erscheint offenkundig, daß es augenblicklich deutsche Taktik ist, ein fait 
accompli in Danzig sicherzustellen, von dem sie glauben mögen, die Polen müßten 
es akzeptieren. ..... 

6. Es scheint mir, daß das Dreierkomitee vor dieser Situation nicht unbegrenzt 
die Augen verschließen kann, und ich würde anregen, daß Herr Burckhardt ange- 
wiesen werden soll, eine Anstrengung zu machen, einen Ausweg aus der gegen- 
wärtigen impasse zu finden. ..... r (DBFP VII Nr. 270) 


* 


Lord Halifax teilt Botschafter Kennard mit, daß die deutsche Presse offensichtlich 
versuche, die Schuld für jeden Ausbruch im voraus Polen anzuhängen, und angesichts 
der vom Papst und Präsident Roosevelt gemachten Appelle hielte er es für wichtig, 
daß die polnische Regierung jede Handlung vermeiden sollte, daß sie in der Position 
des Angreifers erschiene. Er hoffe deshalb, daß die polnische Regierung strengste 
Anweisungen zur Vermeidung von Grenzzwischenfällen geben würde und beauftragt 
Kennard, Herrn Beck entsprechend zu unterrichten. (DBFP VII Nr. 272) 


* 


Lord Halifax beauftragt Botschafter Kennard, Mr. Beck sofort zu unterrichten, 
daß nach seiner Meinung die polnische Regierung nichts verlieren könne durch eine 
günstige Antwort auf Präsident Roosevelts Appell. 
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„Ich weiß, daß die polnische Regierung die Möglichkeit einer Vermittlung nicht 
günstig ansieht, aber die Bedingungen der Botschaft des Präsidenten sind so, daß es 
der polnischen Regierung eine ausgezeichnete Gelegenheit gibt, sich in Übereinstim- 
mung mit der Weltmeinung zu halten. Man kann sich darauf verlassen, daß die 
deutsche Regierung den Appell zurückweist, und eine günstige Antwort kann die 
polnische Regierung kaum benachteiligen.“ (DBFP VII Nr. 280) 


* 


Botschafter Henderson stimmt ın einem Telegramm an Lord Halifax unter Bezug- 
nahme auf das römische Telegramm Nr. 222 zu, daß das Treffen zwischen dem pol- 
nischen Botschafter und dem deutschen Staatssekretär jetzt nicht mehr hinreichend 
sei. „Wenn Kontakt hergestellt werden soll, sollte das Mindeste ein Treffen zwischen 
dem polnischen Botschafter und Hitler oder Ribbentrop sein, vorzugsweise dem 
ersteren, falls möglich. Dabei könnte eine Unterredung zwischen Herrn Beck und 
Herrn v. Ribbentrop arrangiert werden zur Diskussion der Lage. Prestige ist nun- 
mehr eine unbedeutende Erwägung, aber das Treffen brauchte nicht unbedingt in 
Berlin stattzufinden.“ (DBFP VII Nr. 271) 


* 


Botschafter Kennard telegrafiert Lord Halifax, daß General Carton de Wiart 
allein mit dem Außenminister Beck und dem Vizeminister für auswärtige Angelegen- 
heiten heute frühstückte. „Dabei bat ich ihn, Herrn Beck in dem gewünschten Sinne 
Vorstellungen zu machen und die polnische Regierung zu drängen, alle Vorfälle 
sowie alle Handlungen sorgfältig zu vermeiden, durch die sie in die Lage des An- 
greifers versetzt werden könnte. Herr Beck sagte dem General, wie er es auch mir 
gegenüber getan hat, daß er die Wichtigkeit dieses Punktes voll würdige. Strenge 
Befehle würden gegeben, alle Zwischenfälle zu vermeiden und er habe nicht die 
Absicht, in die deutsche Falle zu gehen. ..... = DBFP VII Nr. 289) 


Auf Anregung des Reichsaußenministers empfing Adolf Hitler um 13 Uhr 30 
Botschafter Henderson zur Aussprache, an der auch der Reichsaußenminister teilnahm. 
Hitler ließ den Hauptinhalt am Nachmittag dem Botschafter in Form einer Er- 
klärung durch den Gesandten Schmidt überreichen. (DB Nr. 89) 
Henderson berichtete seiner Regierung. (DB Nr. 90) 


* 


Gewisse Historiker haben sich über Hitlers Angebot eines evtl. Beistands für 
England abfällig geäußert. Es wird daher den Leser interessieren, an anderer Stelle 
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zu erfahren, daß auch Goerdeler in einer seiner Denkschriften ein solches Hilfs- 
versprechen als empfehlenswert bezeichnet har. 


* 


Botschafter Henderson telefoniert an Lord Halifax: „Welche Ansicht SMR immer 
von dieser Demarche nehmen mag, so betrachte ich sie wenigstens als Anzeichen, 
daß Hitler noch den Weltkrieg zu vermeiden wünscht. 

2. Ich betrachte es als wesentlich, daß SMR Hitlers Angebot sehr ernsthaft auf- 
fassen sollte und nicht durch irgendeine Rückweisung Ursache für verständliche 
Erbitterung geben sollte. 

3. Ich meine, es würde mit diesem Gesichtspunkt einem guten Zweck dienen, wenn 
ich morgen, evtl. diese Nacht nach London fliegen würde. Die bloße Tatsache meines 
Tuns würde einen üblen Tag zurückstellen und in dieser Weise hilfreich sein. 

4. Wir möchten vergeßlich sein bezüglich der Tatsache, daß Hitler dadurch, daß er 
dieses Angebot macht, versucht, die Last des Krieges auf uns zu laden. Aber dem 
muß man ins Angesicht sehen und inzwischen kann Polen möglicherweise verständ- 
lich gemacht werden, was auf dem Spiele steht.“ (DBFP VII Nr. 286) 


* 


Botschafter Henderson schreibt in einem Brief, dessen Anfang unter dem 24. August 
aufgeführt ist, an Lord Halifax: „Ich habe gerade Loraines Telegramm gelesen 
(Nr. 261). Es ist allein die polnische Regierung, die ermitteln kann, ob Hitler den 
Gedanken einer internationalen Garantie annehmen wird. Er (Hitler) wollte es nicht 
mit mir besprechen noch beantwortete er es in seiner Antwort an den Minister- 
präsidenten. Seine Haltung zu mir war einfach die, daß es nutzlos wäre, irgend- 
etwas mit Polen zu erörtern, solange wir es ermutigten, unvernünftig zu sein. .... 
In der Tat, das einzige nützliche Ergebnis meiner Unterredung war, daß die Erkennt- 
nis unserer Entschlossenheit Hitler genügend Stoff zum Nachdenken geben wird, 


eine polnische Demarche zu berücksichtigen, wenn sie gemacht ist..... 
DBFP VII Nr. 312) 


* 


Botschafter Henderson schreibt an Sir Cadogan vom Foreign Office: „Im Laufe 
eines Gespräches mit Hitler sagte er: ‚In England haben einige Leute versucht, es so 
hinzustellen, als ob ich im letzten September geblufft hätte. Diese haben absolut 
unrecht. Ich kann versichern, daß ich damals nicht geblufft habe, genau so wenig 
wie ich heute bluffe.“ 

Meine beiden Barometer hier überzeugen mich durch ihre Besorgnis, daß sie zu- 
mindest nicht glauben, daß Hitler blufft. Vielleicht hat er es getan bis zu dem russi- 
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schen Streich, aber jetzt, wo die Blockadefurcht wesentlich vermindert ist, fürchte ich, 
daß er sich entschieden hat, das Spiel zu wagen, wenn er nicht im wesentlichen er- 
reicht, was er will. Er rechnet darauf, daß England und Frankreich nicht in der Lage 
sein werden, Deutschland irgendwelchen ernsthaften materiellen Schaden zuzufügen, 
daß Polen schnell überwältigt sein wird, und daß weitere Zerstörungen sinnlos sein 
müssen. Ich zitierte ihm gegenüber General Clausewitz, daß der Krieg eine Sache 
der Überraschungen wäre, und während jeder den Beginn voraussehen könne, kann 
keiner seinen weiteren Verlauf oder sein Ende vorhersagen und daß Anfangserfolge 
nicht den Endsieg bedeuten. Aber seine Antwort auf beinahe alles, was ich sagte, 
war, daß England an allem schuld wäre. Wir führten die Tschechen im letzten Jahr 
und im März ins Unheil, und wir führten die Polen die gleiche Straße etc. 

Ich wünsche, die Polen würden im eigenen Interesse weise sein, aber wie Fisher in 
seiner „Historiy of Europe“ sagt: ‚Die Polen haben nur ein einziges Mal in ihrer 
Geschichte Weisheit gezeigt, als sie Sobieski zum König wählten.’“ 

(DBFP VII Nr. 313) 

Der letzte Satz beweist, daß die Engländer die Mentalität des Opfers ihrer 
Garantie genau kannten. 


Der britische Geschäftsträger Sir Ogilvie-Forbes schreibt an Sir Kirkpatric: 
NE Sie können sich wohl vorstellen, wie es hier aussieht. Wir sind schon eine 
Stufe jenseits der Hochwassermarke vom letzten September, und die Botschaft sieht 
aus wie ein Möbellager. Die Journalisten sind gestern abgereist. Aber nicht ein un- 
freundliches Wort von privaten Deutschen... .. (DBFP VII Nr. 314) 


* 


Die deutsche Botschaft in London meldet, daß die gestrigen Regierungserklärungen, 
die Debatte im Unterhaus und die gesamte Presse beweisen, daß das englische Volk 
geschlossen hinter der Regierung stehe. Die Honorierung der polnischen Garantie sei 
zu einem nicht mehr diskutierbaren Ehrenpunkt geworden. Lediglich die pazifistischen 
Abgeordneten Lansbury und Maxton, die über keine Anhängerschaft verfügten, 
forderten Frieden um jeden Preis. (ADAP VII S. 248f.) 


Am frühen Nachmittag wurde der polnische Botschafter in London, Graf Raczynski 
verständigt, daß das englisch-polnische Beistandsabkommen sofort unterzeichnet wer- 
den könne und er möge die Zustimmung seiner Regierung einholen. Er rief diese an 
und wurde schon um 17 Uhr 20 ermächtigt, den vorbereiteten Vertrag zusammen 
mit Lord Halifax zu unterzeichnen, was um 17 Uhr 40 MEZ geschah. Das Abkom- 
men wurde sofort veröffentlicht. (DB Nr. 92) 
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Zugleich wurde ein Geheimabkommen abgeschlossen, das erst am 5. 4. 1945 in 
London veröffentlicht wurde, nachdem es in einer Rede im Unterhaus am 15. 12. 1944 
erwähnt worden war. (Namier, S. 344, DB Nr. 93) 


Aus dem Wortlaut des Hauptvertrages mußte man annehmen, daß im Artikel I 
unter „einer europäischen Macht“ auch Rußland zu verstehen sei. Diese Annahme 
erwies sich jedoch als irrig, denn als Deutschland die eine Hälfte von Polen besetzt 
und Rußland die andere Hälfte geschluckt hatte, richtete das Unterhausmitglied 
Harvey die naive Anfrage an seine Regierung, ob die Beistandsverpflichtung nicht 
auch für den Fall des russischen Angriffs gelten würde; er erhielt am 19. 10. 1939 
durch den Unterstaatssekretär Butler folgende schriftliche Antwort: 


„Nein, während der Verhandlungen, die zur Unterzeichnung des Abkommens 
führten, wurde zwischen der polnischen Regierung und der Regierung Seiner Majestät 
vereinbart, daß das Abkommen nur für den Fall eines Angriffs durch Deutschland 
gedacht sei, die polnische Regierung bestätigte, daß dies zutrifft.“ 

(Buckreis, $. 214) 

Die Richtigkeit dieser Antwort fand bei der Veröffentlichung des Geheimabkom- 
mens ihre Bestätigung, denn darin ist ausdrücklich festgelegt, daß mit „einer euro- 
päischen Macht‘ nur Deutschland gemeint sei, daß sich Artikel II, 1 auf Danzig 
bezöge und mit den in Ziffer 2 erwähnten Ländern Belgien, Holland und Litauen 
gemeint seien, zu denen später Lettland und Estland hinzukämen. 

Dr. Hans Grimm schreibt daher mit Recht: „Artikel III und der geheime Zusatz 
tun dar, daß es sich bei dem Bündnis sehr viel weniger um ein Bündnis für Polen 
als um ein Bündnis gegen Deutschland handelte.“ (Hans Grimn, $. 330) 


* 


Eine weitere treffliche Charakteristik des Vertrages enthalten folgende Aus- 
führungen: (Ziegler, S. 63 f} 

„Er enthält gegenüber dem ursprünglichen Rahmen zwei Ergänzungen, die 
höchst charakteristisch sind. Die eine besteht darin, daß der Bündnisfall sich auch 
auf die Möglichkeit erstreckt, daß „eine Vertragspartei — also Polen oder England 
— in Feindseligkeiten mit einer europäischen Macht verwickelt würde, welche die 
Unabhängigkeit oder Neurralität eines anderen europäischen Staates so gefährdet, 
daß dies eine offensichtliche Bedrohung der Unabhängigkeit‘ dieser Vertragspartei 
bedeutet. Diese Bestimmung bedeutet, aller umständlichen juristischen Terminologie 
entkleider, daß der Bündnisfall zwischen England und Polen auch in dem Fall 
gegeben sein soll, da nicht die polnische Unabhängigkeit, sondern die eines anderen 
Staates gefährdet wäre, durch die Polen sich bedroht fühlte. Diese Bestimmung 
war selbstverständlich auf Danzig gemünzt, aber sie konnte von Polen genau 
so gut für Litauen oder einen seiner anderen Nachbarn in Anspruch genommen 
werden. Sie war jedenfalls völkerrechtlich eine neue „Errungenschaft“, denn alle 
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früheren Bündnisverträge haben sich unseres Wissens nur auf den Fall der direkten 
Bedrohung einer der beiden vertragschließenden Parteien bezogen. Die andere 
Ergänzung bestand in dem Artikel 7, in dem beide Teile sich verpflichteten, einen 
„Waffenstillstand oder Friedensvertrag nur im gegenseitigen Einverständnis abzu- 
schließen.“ Auch diese Bestimmung war eine Spezialität dieses englisch-polnischen 
Vertrages. Denn diese Vereinbarung war bisher nur in Kriegsverträgen üblich, also 
in solchen Verträgen, die während eines Krieges zwischen Verbündeten eingegan- 
gen wurden. In Friedenszeiten galten solche Abmachungen als verpönt. Beide 
Bestimmungen sind darum besonders kennzeichnend für den immer entschlossener 
werdenden Kurs der englischen Politik.“ 


* 


Sogar die englischen Kritiker Gilbert und Gott sind der Meinung: 

„Unter polnischem Druck war Halifax einverstanden gewesen, Danzig eine 
ebenso feste Garantie zu geben wie Polen. Aber er wollte sich nicht offen festlegen. 
Die britische Bürgschaft, den status quo Danzigs zu verteidigen, war in einem 
Geheimprotokoll des Vertrags enthalten. Dort, im geheimen, wurde die wichtigste 
Verpflichtung übernommen. Hitler konnte das nicht wissen und nahm an, daß 
sich England nicht gegen die Rückgabe Danzigs an Deutschland stemmen würde. 
Beck wußte davon und konnte es ablehnen, die Zukunft Danzigs mit Deutschland 
zu erörtern, da er sicher sein konnte, daß ein deutscher Schritt zur Eroberung der 
Freien Stadt die Briten zum Eingreifen auf polnischer Seite veranlassen würde.“ 

(Gilbert und Gott $. 216) 


Lord Halifax berichtet Botschafter Kennard, daß der polnische Botschafter in 
London heute nachmittag den polnischen Vertrag unterzeichnet habe. Er hätte 
sich dann noch mit ihm unterhalten und er hätte zugestimmt, daß es wichtig 
wäre, von der polnischen Seite zu vermeiden, sich zu irgendwelchen unerwünschten 
Reaktionen provozieren zu lassen. „Ich sagte dem Botschafter, daß es wesentlich 
wäre, in diesem kritischen Zeitpunkt ganz klar den Unterschied zwischen Danzig 
und dem polnischen Gebiet selbst zu sehen. Ich erkenne voll an, wie lebenswichtig 
für Polen die Position in Danzig wäre, aber ich könnte nicht glauben, daß, falls 
es eine günstigere Gelegenheit zu sprechen über Danzig gäbe, die polnische Regie- 
rung klug handeln würde, wenn sie diese ablehnen würde. Sie würde einen großen 
Fehler machen, wenn sie eine Haltung einzunehmen suchte, in der Diskussion über 
eine friedliche Modifikation des Status‘ Danzigs ausgeschlossen wäre. Es muß 
daran erinnert werden, daß durch den Abfall Rußlands die Lage unvermeidlich ver- 
schlimmert wäre, und wenn ich auch dächte, daß die von der Regierung Polens und 
SMR angesichts dieses Abfalls eingenommene Haltung richtig wäre, dürften wir 
uns nicht selbst gegenüber den möglichen Konsequenzen die Augen verschließen. 
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Der Botschafter schien damit nicht uneinig zu sein, sagte aber, daß es natürlich 
unmöglich wäre zu wissen, welche Politik Hitler angesichts einer starken Oppo- 
sition annehmen würde, der er sich in seinen vorherigen Abenteuern nicht gegen- 
über gesehen hätte. Aus diesem Grunde dächte er, es ließ sich viel für die Auf- 
rechterhaltung einer steifen Haltung sagen. Er würde in dieser Ansicht durch die 
Tatsache unterstützt, daß es bis heute kein Zeichen dafür gegeben hätte, daß seitens 


“ 


Deutschland ein Kompromiß gewünscht würde..... (DBFP VII Nr. 309) 
* 


Botschafter Henderson berichtet Lord Halifax, daß er am Nachmittag dem 
polnischen Botschafter den Hauptinhalt seines Interviews mit Hitler gegeben habe: 
„Ich sagte ihm, so sehr man die Vorschläge, die an SMR gemacht wurden, bearg- 
wöhne, und wie wenig Vertrauen man in den deutschen guten Glauben setze, 
müßte man Hitlers Schritt so betrachten, daß er natürlich unsere Grundsätze und 
unsere Unternehmungen in Polen berücksichtige. Ich sagte, daß ich Hitler ganz 
klar gemacht hätte, daß die einzige Basis solcher Erwägungen die friedliche Ver- 
handlung mit Polen wäre. Hitler habe gesagt, daß er keine bindende Zusage in 
diesem Sinne geben könne in Anbetracht der Vermehrung der Zwischenfälle in 
Polen. Immerhin, die Tatsache, daß er mich bat, seine Vorschläge selbst nach London 
zu bringen, war zumindesten ein Anzeichen dafür, daß er noch unentschieden war. 

Ich drückte ferner die persönliche Meinung gegenüber dem polnischen Botschafter 
aus, daß die polnische Regierung selbst eine Demarche einleiten solle. Herr Hitler 
hatte mir gesagt, daß er entschlossen wäre, ein Ende mit den mazedonischen Zu- 
ständen an seinen Ostgrenzen zu machen. Das war zumindestens ebenso sehr in 
Polens als in Deutschlands Interesse. Warum sollte Warschau ihn nicht anweisen, 
v. Ribbentrop morgen zu sehen, um — als einzigen Weg, kleinere Streitfälle zu 
beenden — einen Austausch der Bevölkerung auf derselben, aber viel leichteren 
Linie wie in Südtirol vorzuschlagen. Solch ein Schritt könnte als der Anfang von 
Verhandlungen dienen und schließe nicht die sofortige Beilegung der Danzig- oder 
Korridorfrage ein. 

Der polnische Botschafter sagte, daß er persönlich für eine solche Anregung sei 
und sie nach Warschau weitergeben würde. Aber ich fürchte, daß die polnische Re- 
gierung zu argwöhnisch ist und zu bange, ein Zeichen von Schwäche zu zeigen, 
um es ohne Druck von uns und von der französischen Regierung zu verwirklichen. 


Überdies, wenn ein solcher Schritt getan werden soll, dürfte er nicht später als mor- 
e (DBFP VII Nr. 293) 


* 


gen getan werden..... 


Am Vormittag war der Schwede Birger Dahlerus mit dem Flugzeug in London 
eingetroffen. Bei seinen Freunden verfaßte er einen Bericht über sein Gespräch 
mit Göring für das Foreign Office: (Dahlerus, S. 53 f) 
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„Etwa um 17 Uhr teilte mir Spencer mit, daß Sir Nevile Henderson im Lauf 
des Tages gebeten worden sei, zur Reichskanzlei zu kommen, um mit Hitler zu 
verhandeln, und daß somit die offiziellen Wege für Verhandlungen beschritten 
worden seien. Dies mußte als ein beruhigendes Anzeichen gedeutet werden. Wenn 
die deutsche Regierung als Ganzes von dem gleichen Geist beseelt war, wie er bei 
meinem Gespräch mit Göring in Erscheinung trat, mußte eine solche Zusammen- 
kunft die erstrebten offiziellen Verhandlungen der Regierungen bewirken können. 

Auf 18 Uhr 30 war ich zum Foreign Office bestellt, um mit Lord Halifax zu- 
sammenzutreffen. Er erklärte unter anderem, daß er seit der Mitteilung von 
Hendersons Besuch bei Hitler hoffnungsvoll gestimmt sei; obwohl er noch keinen 
genauen Bericht über das Resultat dieser Begegnung erhalten habe, hoffe er, 
daß die Initiative zur Aufnahme offizieller Verhandlungen eine friedliche Lösung 
ermöglichen würde. Halifax schloß damit, mir zu danken und die Hoffnung aus- 
zusprechen, daß man mich nun nicht weiter in Anspruch zu nehmen brauche, nach- 
dem die offiziellen Verhandlungswege wieder eröffnet worden seien. Um 20 Uhr 
traf ich im Carlton-Hotel mit den sieben englischen Herren zusammen, die an der 
Konferenz auf Sönke Nissen Koog am 7. August teilgenommen hatten. Die Stim- 
mung war die allerbeste, und wir setzten uns zu Tisch, um unser Dinner mit dem 
Gefühl einzunehmen, daß das große Problem wohl gelöst werden könne. 


Indessen kamen wir während des Essens überein, ich solle versuchen, Göring 
telephonisch zu erreichen, um zu hören, wie die deutsche Regierung die Lage nach 
den mit Henderson geführten Verhandlungen betrachte. Als ich vom Carlton-Hotel 
aus ein Gespräch mit Göring bestellte, erfuhr ich, daß die Telephonverbindung mit 
Deutschland abgebrochen sei. Mit Hilfe des Foreign Office glückte es mir jedoch, 
mit Göring 22 Uhr 20 Verbindung zu bekommen. Er war sehr nervös und äußerte 
vorbehaltlos seine Unruhe über die ernste Lage, ja er erklärte, daß er einen Kriegs- 
ausbruch jeden Augenblick befürchte. Er betonte, daß er viel von meiner Reise 
nach London erwartet und am Freitagmorgen mit Hitler eingehend unser Gespräch 
vom Donnerstag diskutiert habe. Ich äußerte meine Verwunderung über die ein- 
getretene Veränderung und fragte nach deren Ursache. Göring antwortet etwas 
undeutlich, aber allmählich verstand ich, was er meinte. Er wies nämlich darauf 
hin, daß die Engländer eben Freitagnachmittag den Pakt mit Polen unterzeichnet 
hätten. Dies geschah in London ım Ergebnis gleichzeitig mit dem Besuch Hender- 
sons bei Hitler in Berlin und wurde von Hitler als eine Herausforderung und eine 
ausdrückliche Erklärung Englands dahin aufgefaßt, daß es eine friedliche Lösung 
nicht wünsche. 


Nachdem ich meinen englischen Freunden den Inhalt dieses Gespräches mitgeteilt 
hatte, baten wir den Chef des Central Departement des Foreign Office, Mr. Roberts, 
ins Carlton zu kommen, um das Foreign Office und die englische Regierung über 
die Lage in Berlin sofort zu orientieren. Roberts bestätigte als richtig, daß der 
Pakt mit Polen am gleichen Tage unterzeichnet worden sei, äußerte aber gleich- 
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zeitig seine Verwunderung darüber, weshalb dies ın Deutschland mißverstanden 
worden sei, nachdem die Unterzeichnung nur als selbstverständliche Folge des 
Umstandes betrachtet werden müsse, daß England seit mehreren Monaten sich zum 
Abschluß des Paktes verpflichtet und seinen Standpunkt klar und deutlich erklärt 
habe. Mr. Roberts sandte indessen sofort einen schriftlichen Bericht an Halifax mit 
den Angaben, die er erhalten hatte.“ 

An dieser Darstellung stimmt die Behauptung nicht, daß die Unterzeichnung 
des Paktes gleichzeitig mit dem Besuche Hendersons bei Hitler erfolgt sei. Bei der 
Unterzeichnung war Lord Halifax über das Ergebnis von Hendersons Besuch schon 
orientiert. 


* 
Nachmittags wird der britische Botschafter über das Blutbad in Bielitz unter- 
richtet. (ADAP VI S. 237) 
* 


Um 23 Uhr beauftragt Lord Halifax Botschafter Kennard in Warschau, bei der 
polnischen Regierung wegen eines Vorschlages für ein Korps neutraler Beobachter 
zu sondieren, das natürlich nur in Wirksamkeit trete, „wenn man es möglich 
fände, irgendwelche Unterhandlungen zu beginnen.“ (BBB Nr. 70) 


%* 


Der polnische Regierungspräsident Moscicki beantwortete den Appell Roosevelits 
sofort (DB Nr. 94). Er sagte in gewundenen Phrasen eine angebliche polnische Ver- 
handlungsbereitschaft zu, die natürlich in der ganzen Presse der Westmächte ausge- 
schlachtet wurde. Roosevelt benutzte sie als willkommenen Anlaß, eine erneute 
Botschaft an Adolf Hitler zu richten und sich auf die angeblich positive polnische 
Antwort zu berufen. (DB Nr. 95) 


* 


Zum wirklichen Charakter der polnischen Antwort führt Axel Freiherr von 
Freytagh-Loringhoven in „Kriegsausbruch — Kriegsschuld 1939“ S. 67 aus: 

„Es liegt hier also nur eine reine theoretische Zustimmung zu den verschiedenen 
internationalen eben gebräuchlichen Methoden der Streitschlichtung vor. Aus ihr 
kann keineswegs gefolgert werden, daß Polen gewillt wäre, im gegebenen Fall . 
einer von ihnen den Vorzug zu geben. Da Polen weiter jede Initiative ablehnt, 
ist es völlig unmöglich, aus dieser generellen und unverbindlichen Zustimmung die 
Ermächtigung abzuleiten, die England für sich in Anspruch nimmt.“ 


* 
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Der britische Botschafter Sir Lindsay teilt aus Washington mit, daß er am Abend 
sein Abschiedsinterview mit dem Präsidenten Roosevelt gehabt habe. In dieser 
Zeit sei die polnische Antwort auf seine Botschaft an den Präsidenten Moscicki 
eingetroffen und dieser habe sich dahin ausgedrückt, die Antwort nehme eine 
direkte Erörterung des Verfahrens der Versöhnung an, verweigere aber einen 
Schiedsspruch. Er würde diese Antwort als Druckmittel gegenüber Hitler benutzen. 

(DBFP VII Nr. 316) 

In einem weiteren Telegramm teilt er mit, daß der Präsident ihm erzählt habe, 
er habe soeben einen Befehl unterzeichnet mit folgender Wirkung: Nachdem er 
gehört habe, daß fremde Handelsschiffe schwimmend seien, bewaffnet, so daß 
sie als Beuteschiffe dienen könnten, sollten alle fremden Schiffe nach Waffen durch- 
sucht werden, bevor ihnen Klarierungspapiere gegeben würden. Er versicherte mir 
dann, daß, während diese Untersuchung eine Verzögerung von etwa bis zu 
zwei Tagen für deutsche Schiffe einschließen würde, ich versichert sein könnte, daß 
die Untersuchung britischer Schiffe innerhalb einer halben Stunde erledigt sein 
würde. Es gelang mir nicht, irgendeine Information über die angekommenen Beute- 
schiffe herauszuholen und ich bin keineswegs sicher, daß er irgend etwas End- 
gültiges hatte. Er sprach im Ton einer teuflischen Freude und, obgleich ich fehl- 
gehen kann, gab mir die ganze Sache den Eindruck eines Schuljungenstreiches. 

(DBFP VII Nr. 318) 


* 


Die Chefs der westlichen Militärmissionen hatten mit Marschall Woroschilow 
eine Unterredung. Auf ihre Frage, ob er eine Fortsetzung der Verhandlinugen für 
möglich halte, erwiderte er, daß dies wenig sinnvoll sei. „Während der gesamten 
Verhandlungsdauer brachte die polnische Presse und das polnische Volk ständig zum 
Ausdruck, daß sie die Hilfe der Sowjets nicht haben wollten, und von Rumänien 
kam überhaupt keine Antwort. Hätten wir etwa Polen erobern sollen, um ihm 
unsere Hilfe anzubieten, oder sollten wir Polen auf unsern Knien bitten, unsere 
Hilfe anzunehmen. Die Lage war für uns unmöglich.“ (Freund, III S. 127) 


* 


Der Zionistenführer Chaim Weizmann schreibt: 

„Am Abend erreichten wir Paris..... Es ist sonderbar, sich daran zu erinnern, 
daß es in jenen letzten Tagen des August noch Leute in hohen Stellungen gab, die 
glaubten, daß der Krieg noch abgewendet wird.“ (Weizmann, S. 415) 


Der Berliner Nuntius Orsenigo berichtet nach Rom: 
„Der Plan, die polnische Frage durch eine unvorhergesehene und beschleunigte 
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Invasıon zu lösen, sodaß die Hilfeleistung der Verbündeten zu spät kommen müßte, 
scheint aufgegeben worden zu sein, auch schon deswegen, weil er sich kaum unblutig 
verwirklichen lassen würde. Heute faßt man seitens Deutschlands viel dringlicher 
den Plan ins Auge, Polen zu einem Zwiegespräch zu nötigen, um ihm, wie bereits 
in Prag geschehen, eine Übergabe aufzuzwingen. Wenn Polen einen Weg fände, in 
ehrenvoller Weise zu einem ähnlichen Gespräch zu kommen, und wenn es sodann 
auch einen ehrenvollen Kompromiß erreichen könnte, dann wäre dieser Krieg, 
wenigstens für lange Zeit, vermieden... .. Alles kommt darauf an, daß ein guter 
und langfristiger Vertrag auf gegenseitigen Nichtangriff getätigt werde.“ 
(Giovanerti, $. 99) 


* 


Graf Ciano vermerkt in seinem Tagebuch: 

Während der Nacht hatte ich ein Telefongespräch mit Ribbentrop, der im 
Auftrag Hitlers wissen läßt, daß die Lage infolge der üblichen „polnischen Heraus- 
forderungen“ im Begriffe ist, „kritisch“ zu werden. Der Ton ist weniger ent- 
schlossen und überheblich als sonst. Ich deute an, daß eine neue Zusammenkunft 
zwischen uns wünschbar wäre. Seine Antwort ist ausweichend. 

Bastianı teilt mir mit, daß während meiner Abwesenheit die Stimmung des Duce 
wieder äußerst kriegerisch geworden ist. In der Tat treffe ich ihn am Morgen in 
dieser Geistesverfassung an. Ich benütze die Ansichten des Königs, um ihn um- 
zustimmen, und erreiche es, daß er einverstanden ist mit einer Mitteilung an 
Hitler, in der wir unsere vorläufige Nichteinmischung bekannt geben und uns 
vorbehalten, die Lage neu zu prüfen, sobald wir unsere Kriegsausrüstung vervoll- 
ständigt haben. Ich bin über dieses Ergebnis sehr befriedigt, aber der Duce ruft 
mich in den Palazzo Venezia. Er hat seine Meinung geändert, er fürchtet ein 
abschätziges Urteil der Deutschen und wünscht unverzüglich am Krieg teilzunehmen. 
Ein Kampf ist unnütz, ich gebe es auf und kehre in den Palazzo Chigi zurück, wo 
die hochgemute Stimmung von vornherein einer tiefen Niedergeschlagenheit weichen 
muß. 

14 Uhr: Man künder mir eine Botschaft Hitlers für den Duce an. Ich gehe mit 
Mackensen zum Palazzo Venezia. Die Botschaft ist in unbestimmten, verblasenen Wor- 
ten abgefaßt, schließt mit der Andeutung, daß die Aktion bald beginnen wird und 
bittet um „das Verständnis Italiens“. Ich gehe von diesem Satz aus, um den Duce 
zu überzeugen, Hitler folgendermaßen zu schreiben: Wir sind nicht bereit, mit- 
zumachen, wir werden es tun, wenn ihr uns alles Rüstungsmaterial und alle 
Rohstoffe, die wir brauchen, liefert. Es ist noch nicht eine Mitteilung, wie ich sie 
gewünscht hätte; aber immerhin etwas. Das Eis ist gebrochen. Ich telefoniere die 
Mitteilung persönlich Attolico, der sie Hitler überbringt. Die deutsche Reaktion 


ist kühl. 
21 Uhr 30 bringt Mackensen eine kurze Note, in der wir um eine genaue 
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Aufstellung unserer Bedürfnisse ersucht werden. Im Wagen empfiehlt mir Mak- 
kensen, der ein Gegner des militärischen Abenteuers ist, eine recht vollständige 
Liste aufzustellen, er hofft, damit könnte seine Regierung zur Vernunft gebracht 
werden. 


* 


Um 1 Uhr nachts unterrichtete der Reichsaußenminister telefonisch den Grafen 
Ciano vom Ernst der Lage, um zu vermeiden, daß italienischerseits von unerwar- 
teten Wendungen gesprochen werden kann. (ADAP VII Nr. 263) 

Es stimmt also nicht, wie Hoggan behauptet, daß Hitler Ribbentrop beauftragt 
habe, Ciano „um eine entgültige und schlüssige Erklärung über die Stellung Italiens 
zu ersuchen. Ciano antwortete, Deutschland werde am folgenden Tag eine Er- 
klärung von Italien erhalten, doch hütete er sich, anzudeuten, daß diese Antwort 
negativ ausfallen werde.“ 

Diese italienische Erklärung wurde ja erst durch den Brief ausgelöst, den Hitler 
am Nachmittag an Mussolini richtete, und den dieser um 18 Uhr beantwortete. 

Hoggan verlegt auch fälschlicherweise die Unterredung, die Botschafter von 
Mackensen erst am Nachmittag bei der Überreichung des ersten Hitlerbriefes mit 
Mussolini hatte, auf den Vormittag des 25. 8., sodaß er wieder zu völlig falschen 
Schlußfolgerungen bezüglich Hitlers Haltung kommt. In Wirklichkeit kam Macken- 
sens Bericht über diese Unterredung erst am 26. 8. nach Berlin. 

(Hoggan, S. 656, 658, 666.) 

Lord Halifax drahtet an Botschafter Loraine: „1. Ich sehe die Schwierigkeiten 
völlig ein, denen Signor Mussolini begegnen würde, wenn er sich von der Achse 
löste. 

2. Eine dieser — von der ich allerdings nicht weiß, wieviel Gewicht er ihr zu- 
messen würde — würde diese sein, daß er fürchten könnte, er würde sich in diesem 
Fall den deutschen Groll zuziehen, wenn nicht gar Feindseligkeiten, und daß er 
zwischen alle Stühle geraten könnte. 

3. Glauben Sie, daß es möglich oder wünschenswert sei, Signor Mussolini auf 
irgendeine Weise zu übermitteln, daß, im Falle wir mit Deutschland in Krieg 
geraten und in dem Falle, daß er sich in Schwierigkeiten findet infolge seines Ver- 
säumnisses, mit Deutschland zu handeln, wir unsererseits bereit sein würden, ihm 
unsere Mitarbeit und Unterstützung zukommen zu lassen?“ (DBFP VII Nr. 276) 


* 


Verschiedentlich ist behauptet worden, am Vormittag sei eine negative italienische 
Mitteilung gekommen, ja v. Ribbentrop schreibt in „Zwischen London und Mos- 
kau“ (187), daß ihm Hitler selbst berichtet habe, Botschafter Attolico habe diese 
Mitteilung am Vormittag überbracht. Das kann aber nicht sein, denn Attolico sah 
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Hitler erst am Nachmittag. Hitler muß sich bei seiner Kenntnis der negativen 
Haltung Italiens entweder auf den Brief des Botschafters v. Mackensen vom 23. 8. 
oder vielleicht auf einen Abhörbericht gestürzt haben, der das Telegramm Attolicos 
vom 24. 8. erfaßt hatte. Im übrigen wird er sich daran erinnert haben, was ihm 
Staatssekretär v. Weizsäcker am 23. 8. in Berchtesgaden über die Äußerungen des 
Grafen Magistrati vom 20. 8. berichtet hatte. 

Die von Ciano mit Billigung Mussolinis um 12 Uhr 30 aufgesetzte und von 
Attolico um 13 Uhr 25 Ribbentrop angekündigte Absage Italiens ging überhaupt 
nicht ab, offenbar, weil die italienische Regierung erst den Inhalt des inzwischen 
von Mackensen angekündigten Hitlerbriefes abwarten wollte. 


* 


Botschafter Loraine telegrafiert aus Rom an Lord Halifax: 

„Darf ich wagen, Ihrer Betrachtung die folgende Methode eines Vorgehens 
anheimzustellen, von der ich glaube, daß sie im Einklang mit Ihren Ansichten steht. 
Falls 
a) ermittelt werden kann, daß Hitler im Prinzip den Gedanken der internationalen 

Garantie einer deutsch-polnischen Regelung annehmen wird, dann wird 
b) SMR der polnischen Regierung anraten, zu erklären, daß sie das Recht der 

Freien Stadt Danzig, über ihre eigene politische Zugehörigkeit zu bestimmen, 
anerkennt, und daß sie willens ist, diejenigen Änderungen im Statut der Freien 

Stadt Danzig auszuhandeln, die eine derartige Bestimmung einschließt, voraus- 

gesetzt, die gesamte Regelung wird durch eine internationale Garantie gesichert 

werden. Diese öffentliche Erklärung würde der erste Schritt sein und ihm 
würde nachfolgen 

c) eine sofortige Darlegung Hitlers, die seine Bereitschaft zu verhandeln und seine 
Annahme des Grundsatzes bekundet, daß schließliche deutsch-polnische Regelung 
einschließlich geeigneter Bürgschaften für Polens lebenswichtige wirtschaftliche 
Rechte international garantiert werden wird, wobei a) und c) Mussolinis Sache 
wäre und b) die von SMR.“ (DBFP VII Nr. 261) 


* 


Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax Mitteilungen des Militärattaches: 
„Zu einem Augenblick, da die italienische Presse verkündet, daß die Deutschen sich 
Danzigs bemächtigen werden, wenn Polen Hitlers Forderungen nicht nachgibt und 
da wiederholte Erklärungen der britischen und französischen Regierungen es voll- 
auf verdeutlicht haben, daß jede derartige Handlung sie zwingen würde, den 
Krieg zu erklären, ist hier der Mangel an militärischer Vorbereitung erstaunlich. 
Das Folgende in Beispielen: a) kein heftiger Feldzug über Rundfunk oder in der 
Presse, um das Volk zur Kriegswut aufzureizen, ist bisher in Gang gesetzt worden. 


336 


25. August 1939 


b) Die Einberufung von Truppen schreitet lerhargisch voran. .... Abseits dieser 
Beispiele habe ich reichlich Beweise, daß sowohl Armee als auch breite Offentlichkeit 
dem Krieg stark abgeneigt und überzeugt sind, daß sie nicht in Krieg verwickelt 
sein werden. Unzweifelhaft ist dies teilweise auf weit verbreitete Propaganda zu- 
rückzuführen, daß Großbritannien und Frankreich nicht um Danzig kämpfen 
werden, aber es besteht auch eine starke Abneigung, kein Blut in einem Konflikt 
mit seinen alten Verbündeten auf der deutschen Seite zu vergießen. .... . Diese 
Faktoren im Verein mit dem Mangel an Vorbereitungen führen mich zu dem 
Schluß, daß sich Italien in einem Krieg gegen die Demokraten nicht Deutschland 
beigesellen, sondern neutral bleiben wird. .... Mir kommt vor, daß zufolge der 
Schwierigkeit, Deutschland über seine westliche Grenze anzugreifen, und ange- 
sichts der geringen Einschätzung des Wertes der italienischen Armee, welche den 
Franzosen zu eigen ist, es der französische Kriegsplan sein mag, einen sofortigen 
Angriff gegen Italien anzusetzen. Dies würde natürlich Italien zwingen, in Notwehr 
zu kämpfen und ich glaube, daß dies das Volk sofort einen würde, seine wahren 
Gefühle zu vergessen und Frankreich und uns selbst mit zwei entschlossenen 
Feinden — anstelle eines einzigen — konfrontieren würde. Ich befürworte stark, 
daß im Falle eines Krieges in der nahen Zukunft zwischen Deutschland auf der 
einen Seite und Großbritannien, Frankreich und Polen auf der anderen Seite, 
keine Maßnahme ergriffen werde, die ein neutrales Italien zu einer Defensivaktion 
gegen uns zwingen würde... ... 2 (DBFP VII Nr. 269) 


* 


Um 15 Uhr 20 übergibt Botschafter v. Mackensen Mussolini einen Brief Hitlers, 
in dem er ihn von der politischen Lage unterrichtet. (DB Nr. 96) 
Mussolini gibt dem Botschafter sofort ausführliche Erläuterungen, aus denen 
dieser den optimistischen Schluß ziehen muß, daß Italien Deutschland treu zur 
Seite stünde. Unerklärlicherweise geht der Bericht des Botschafters erst um 
22 Uhr 25 nach Berlin ab, wo er am 26. 8. um 4 Uhr ankam. (DB Nr. 96a) 


* 


Das Original von Hitlers Brief war Botschafter Attolico gegen 15 Uhr in Berlin 
übergeben worden. Die Kombinationen, die der vormalige Dolmetscher Schmidt 
hinsichtlich der Ungeduld anstellt, mit der angeblich Hitler auf Mussolinis Ant- 
wort gewartet habe, sind völlig unzutreffend, denn Hitler hatte in seinem Brief 
gar keine Antwort erbeten. Eben so trifft nicht zu, was er über die Reaktion Hit- 
lers beim Empfang der Nachricht vom Abschluß des englisch-polnischen Vertrages 
schreibt, denn zu dem von ihm behaupteten Zeitpunkt war dieser Vertrag noch 
gar nicht unterschrieben. (Schmidt, S. 459) 


337 


25. August 1939 


Auch die Behauptung Erich Kordts kann nicht stimmen, daß der Reichsaußen- 
minister, als die von Attolico um 13 Uhr 25 angekündigte Mitteilung aus Rom 
nicht kam, zu seiner Umgebung gesagt habe: „Nun, dann werden wir den Krieg 


ohne die Italiener machen.“ (Kordt, Wahn... S. 195) 
Um 18 Uhr überbrachte Botschafter Attolico die Antwort Mussolinis. 
(DB Nr. 97) 


Darin teilt er den Entschluß zur Nichtkriegführung mit, wenn die Westmächte 
in den Krieg eintreten würden, weil Italien für einen Krieg nicht gerüstet genug 
sei. Er sei aber zur Kriegsführung bereit, wenn Deutschland die erforderlichen Kriegs- 
materialien und Rohstoffe liefert. 

Um diesen Brief zauberte Herr Dr. Fritz Hesse folgende bezeichnende Story: 

(Hesse, $. 199) 

„Das seitenlange Telegramm hierüber führte zu einem merkwürdigen Zwischen- 
fall im Auswärtigen Amt, der einem jüngeren Beamten des Amtes seine Stellung 
kostete. Das Telegramm begann nämlich mit seitenlangen Lobhudeleien Mussolinis, 
der Hitler zu seinem Entschluß beglückwünschte, während erst die letzte Seite 
die Mitteilung enthielt, daß er zu seinem Bedauern usw., usw. sich nicht in der 
Lage sähe, sich an der geplanten Aktion zu beteiligen. Das Telegramm wurde 
Hitler in zwei Teilen übermittelt. Der erste Teil, den er vor dem Empfang Attoli- 
cos durch den Abhördienst des Forschungsamtes erhielt, erregte daher zunächst 
bei Hitler das größte Entzücken, während der Stunden später übermittelte Schluß 
einen beispiellosen Wutausbruch hervorrief. Er tobte wie ein Wilder und behaup- 
tere, daß das Auswärtige Amt um ein Haar schuld daran gewesen sei, daß er 
falsche Entschlüsse gefaßt habe.“ Die Wahrheit: Das ganze Telegramm war nur eine 
Seite lang, enthielt kein Wort der Lobhudelei, und die Antwort war schon 
1'/z Stunden später im Besitze Mussolinis. 

Es spricht nicht für Hoggan, daß er sich ebenfalls auf diese Story stützt und 
dadurch zu irrigen Schlußfolgerungen kommt. (Hoggan, $. 667) 


* 


Geschäftsträger Sir Ogilvie-Forbes berichtete am 28. 8. Lord Halifax, daß ihm 
der südamerikanische Gesandte mitgeteilt habe, daß der peruanische Gesandte in 
Berlin von einem Freund in Rom telefonisch folgende Nachricht erhalten habe: 
„Sofort, nachdem Signor Mussolini gehört hatte, daß englisch-polnischer Vertrag 
unterzeichnet worden ist, unterrichtete Signor Mussolini Herrn Hitler, daß, da es 
jetzt klar wäre, daß Großbritannien zur Unterstützung Polens kämpfen würde, 
er, Mussolini, nicht bereit wäre, Deutschland in einem Kriege zu unterstützen. 
Peruanischem Gesandten wurde von seinem Informanten versichert, daß dies 
nicht Gerücht, sondern eine feste Tatsache wäre..... (DBFP VII Nr. 407) 


* 
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Hitler beantwortete Mussolinis Brief sofort. (DB Nr. 98) 

Als der deutsche Botschafter diesen Brief um 21 Uhr 30 Mussolini überbrachte, 
skizzierte ihm dieser unverbindlich Italiens Bedarf an Waffen und Rohstoffen, 
kündigte ihm aber für den nächsten Tag genaue Bedarfslisten an. 


(ADAP VII Nr. 282) 
> 


Am Schluß des Tages schrieb Mussolini dem italienischen König: „Ich wünsche 
Eurer Majestät, während ich im Begriff bin, den gesamten Briefwechsel mit dem 
Führer zu übersenden, die Schlußfolgerungen vorweg mitzuteilen, welche sind: 
daß sich Icalien wenigstens in der ersten Phase des Konfliktes auf eine rein demon- 
strative Haltung beschränken wird. Franzosen und Engländer haben uns wissen 
lassen, daß sie gleichfalls so handeln werden. Ich fügte hinzu, daß es meine Über- 
zeugung ist, daß die Vorschläge Hitlers an die englische Regierung, die wir durch 
London erfahren haben, die aufmerksamste Erwägung verdienen s 


(Freund III, S. 214 f.) 
* 


Aus diesem Brief ergibt sich mit aller Deutlichkeit, daß die Briten und Franzosen 
nicht nur mit Drohungen, sondern auch mit Lügen die italienische Neutralität 
erkauften. 

Siebert sieht die Sache komplizierter, weil er den direkten aktenmäßigen Nach- 
weis vermißt: „Wahrscheinlich war Attolico im Bunde mit seinem englischen Kol- 
legen auch dieses Mal der geschickte Regisseur gewesen. Um 15 Uhr war nämlich 
im Palazzo Chigi folgende streng geheime Mitteilung Attolicos an den Außen- 
minister persönlich eingegangen. „Der britische Botschafter, der heute zu mir ge- 
kommen ist, hat mir im strengen Geheimnis mitgeteilt, die französische Regierung 
habe in London wissen lassen, sie sei nicht gewillt, im Konfliktsfalle ein neutrales 
Italien zu dulden, und eine entsprechende Aktion vorgeschlagen. Die englische 
Regierung habe sich beeilt, der französischen Regierung mitzuteilen, daß sie deren 
Auffassung nicht teile und empfehle, sich jeglicher Aktion in diesem Sinne zu 
enthalten.“ 

Attolico hielt diese Indiskretionen Hendersons für so wichtig, aber auch so 
delikat, daß er sie nicht mit einem chiffrierten Telegramm nach Rom weitergab, 
sondern eigens einen Beamten der Botschaft mit der Meldung nach Bozen ent- 
sandte, wo sie der dortige Präfekt sofort an Ciano telegraphisch weitergab. Ohne 
Zweifel sollte diese Mitteilung Hendersons, die ja nur ein Körnchen Wahrheit ent- 
hielt, etwaige vorhandene italienische Befürchtungen zerstreuen, daß Italien mit 
seinem Beiseitestehen ein Risiko eingehe.“ (Siebert, S. 300 f.) 


* 
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Göring wurden in Nürnberg vom Ankläger Vorhaltungen gemacht wegen sei- 
ner Bemühungen, durch die Vermittlung von Dahlerus den englischen Eingriff 
auszuschalten: (IMT IX S. 660) 

Sir David Maxwell-Fyfe: Ich will Ihnen nunmehr Ihre eigene Erklärung über 
die Ausführungen des Führers entgegenhalten: „Wir müssen nunmehr sehen, 
ob wir den britischen Eingriff eliminieren können.“ Stimmt cs nicht, daß Sie durch 
Herrn Dahlerus in jeder Weise versuchten, den englischen Eingriff auszuschalten? 

Göring: Das habe ich doch zu keinem Augenblick bestritten. Es war doch meine 
ganze Absicht nur, den Krieg mit England zu vermeiden. Wenn dieser Krieg 
zu vermeiden gewesen wäre, auf der Basis eines Arrangements mit Polen, so wäre 
das angenommen worden. Wenn der Krieg mit England zu vermeiden gewesen 
wäre, trotz eines Krieges mit Polen, so war das auch meine Aufgabe. Das geht 
am klarsten daraus hervor, daß selbst nach Beginn des Polenkrieges am 1. Septem- 
ber 1939 ich noch alle Anstrengungen machte, mit England zu keinem Krieg zu 
kommen und seine Ausweitung zu verhindern. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Mit anderen Worten, Sie versuchten, vom 25. ab Eng- 
land zu bewegen, daß es dem Reiche helfen möge, die Rückgabe Danzigs und des 
polnischen Korridors zu erreichen? Ist das richtig? 

Göring: Es ist selbstverständlich ganz klar augedrückt. 


* 


Erich Kordt weiß zu berichten: 

„Gegen Mittag rief Hitler den Reichspressechef Dr. Dietrich zum Vortrag und 
sagte wörtlich: „Haben Sie die neuesten Nachrichten und Pressestimmen aus Lon- 
don und Paris über die Rückwirkungen unseres Vertrages? Was bringen sie über 
die Kabinettskrisen?“ 

Auf die verdutzte Frage, um welche Kabinettskrisen es sich handele, gab Hitler 
zur Antwort: „Natürlich die der britischen und französischen Kabinette. Keine 
demokratische Regierung kann sich halten, der eine solche Niederlage und zugleich 
Blamage zuteil geworden ist, wie Chamberlain und Daladier durch unsern Mos- 
kauer Vertrag.“ 

(Kordt, Wahn... S. 192 + Hoggan $. 671 + Kleist, Die europäische Tragödie, 
S.76 f) 

Diese Behauptung ist schon deswegen unzutreffend, weil Dr. Dietrich am 
24. 8. in privater Angelegenheit von München nach Baden-Baden fuhr und erst 
nach dem 25. 8. nach Berlin zurückkehrte. Außerdem ist die Behauptung — poli- 
tisch gesehen — unlogisch. 


* 
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Nach Eintreffen der Nachricht vom Abschluß des britisch-polnischen Vertrages 
eilte der Reichsaußenminister erregt zu Hitler, um ihm zu berichten. Dieser 
zeigte sich selbst von der Nachricht sehr betroffen. Er entschloß sich, die seit 
23. 8. laufenden Aufmarschbewegungen zu stoppen und erteilte hierzu etwa 
18 Uhr 30 die erforderlichen Befehle an Keitel und Brauchitsch. 


(J. von Ribbentrop, $. 187) 
* 


Die deutsche Botschaft in Paris wird angewiesen, die deutschen Pressevertreter 
zur Abreise über Belgien zu veranlassen, da die französischen Pressevertreter eben- 


falls bereits abgereist seien. (ADAP VII S. 246) 
Die deutsche Botschaft und die Konsulate in Polen erhalten Auftrag, die Reichs- 
deutschen zur sofortigen Ausreise aus Polen zu veranlassen. (ADAP VII Nr. 286) 


„Erster Angriffsbefehl* vom 25. August 1939 


Am schönsten umreißt es Herr Gotthard Jaspers in einem Satz, wann und 
warum Hitler am 25. August den ersten Angriffsbefehl erteilte: 

(Gotthard Jaspers, Über die Ursachen des zweiten Weltkrieges, Vierteljahres- 
hefte für Zeitgeschichte IIT/62) 

„Um diesen Eindruck zu verstärken und die Engländer zusätzlich zu erweichen, 
machte Hitler am 25. August mittags noch sein berühmtes Angebot an England, 
um dann — kaum hatte der englische Botschafter ihn verlassen —, kurz nach 
15 Uhr den Fall ‚Weiß‘, den Angriff auf Polen, endgültig auszulösen. Damit ent- 
larvte er zwar sein Angebot an England als: Lug, bewies aber so eindeutig, wie 
es eben nur geht, seinen Kriegswillen.“ 

Die Unlogik der Behauptung, daß Hitler ausgerechnet kurz darauf, nachdem 
er dem britischen Botschafter sein berühmtes Angebot an England erläutert hatte, 
den Befehl zum Angriff erteilt habe, stört ihn bei dieser Schlußfolgerung keines- 
wegs, denn Logik setzt er bei Hitler sowieso nicht voraus und außerdem kann er 
sich auf eine „Quelle“ stützen. Daß diese falsch ist, weiß er nicht und will es auch 
nicht wissen. Er sagt ja nur nach, was Dutzende anderer illustrer Geister vor ihm 
gesagt haben. 

Hoggan sah wahrscheinlich die Unlogik im Wege liegen, aber statt die Nuß zu 
knacken, stellt er eine andere unlogische Behauptung dagegen, die auch dadurch 
nicht richtig wird, daß er sich auf vier Quellen „stützt“, die entweder falsch sind 
oder gar nicht nachgeprüft werden können: 

„In dieser Lage blieb ihm nur die Hoffnung, die Italiener hätten ihn wenig- 
stens von ihrer Entscheidung unterrichtet, bevor eine entsprechende Information 
an die Briten und Franzosen weitergeleitet worden war. Mussolinis Schreiben ver- 
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anlaßte Hitler, sofort eine Entscheidung zu fällen. Er entschloß sich ohne Auf- 
schub, mit den Polen abzurechnen, noch bevor England und Frankreich den tat- 
sächlichen Standpunkt Italiens erführen. Er war davon überzeugt, daß jede Ver- 
zögerung einen allgemeinen Krieg unvermeidlich machen würde.“ (Hoggan, $. 668) 
Dazu ist zu bemerken, daß 


1. 


Hitler seit Tagen schon wußte, daß Italien sich drücken würde und 


2. Mussolinis Schreiben erst gegen 18 Uhr eintraf, während Hitlers Angriffs- 


befehl schon um 15 Uhr 02 erteilt worden sein soll. (Übrigens ist es auch falsch, 
wenn Hoggan die Unterredung Hitler—Henderson, die um 13 Uhr 30 statt- 
fand, auf 1 Uhr 30 abends verlegt.) Auf S. 670 gibt Hoggan wiederum seiner 
Phantasie völlig freien Lauf: 

„Nach diesem Gespräch (mit Henderson) glaubte Hitler, keinen Augenblick 
verlieren zu dürfen. Er wünschte, mit den Polen zu einer Lösung zu kom- 
men, solange die Wirkung seines Vertragsangebotes noch anhielt und ehe die 
Briten und Franzosen entdeckten, daß Italien nicht beabsichtigte, ihn zu un- 
terstützen. Nach seiner Überzeugung bot sich ihm jetzt die einzige reale Chance, 
den Streit mit Polen mittels einer militärischen Aktion in einem örtlich be- 
grenzten Krieg beizulegen. Jedes Zögern in diesem Augenblick werde Deutsch- 
land in der nächsten Zeit großes Leid bringen. Kaum hatte sich Henderson 
verabschiedet, da rief Hitler den OBdH Generaloberst Walther v. Brauchitsch 
an und gab ihm den offiziellen Einsatzbefehl gegen die Polen für den frühen 
Morgen des nächsten Tages. 

Generaloberst Wilhelm Keitel, der Chef des OKW, erließ am Nachmittag des 
25. August um 15 Uhr 05 den Befehl zum Beginn der ‚Operation Weiß‘. Die 
Kommandos ergingen an die einzelnen Wehrmachtskommandeure in den ver- 
schiedenen Abschnitten im Osten und am Westwall, wo die entsprechenden 
Verteidigungsmaßnahmen sehr bald anliefen.“ 


Dazu ist zu bemerken: 


1. 


Das Vertragsangebot hat nicht schon mit der Bekanntgabe an Henderson zu 
wirken begonnen, sondern doch frühestens nach Kenntnisnahme durch die 
britische Regierung selbst. 

Hitler brauchte für die Auseinandersetzung mit Polen allein gar nicht Mus- 
solinis Unterstützung und hat diese in seinem Brief auch nicht erbeten. 

Für die Befehlserteilung zur Auslösung des Falles ‚Weiß‘ mußte er nicht Brau- 
chitsch, den OBdH, sondern den Chef des OKW Keitel herbeizitieren. 

Keitel berichtet nirgends, daß er am 25. August einen Befehl zur Auslösung 
des Falles ‚Weiß‘ erteilt habe, ganz abgesehen davon, daß er hierzu gar keine 
Befehlsgewalt hatte. 


Es werden folgende Zeitangaben für die angebliche Befehlserteilung genannt: 


14 Uhr 50 von Prof. Freund ohne Quellenangabe (III S. 273). 
15 Uhr 02 von Hofer mit Quellenangabe; d. h. Hofer ist vorsichtig, denn er 
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nennt auch den 23. August als den Tag, an dem der Befehl zum Angriff erteilt 
wurde — nach der Devise „doppelt genäht hält besser“ (Hofer S. 27 mit An- 
merkung 31). 

15 Uhr 50 von Gisevius ohne Quellenangabe (Gisevius II S. 402). In seinem 
neuen Buch „Adolf Hitler“ (449, 451) erwähnt er auch zwei Angriffsbefehle. 


Untersuchen wir die Zeitangabe Hofers, da sie auf einer Unterlage beruht. Er 


schreibt in seinem Buche: (Hofer, $. 195 in Anmerkung 19) 
„General v. Vormann schildert diesen Augenblick als Miterlebender in der 
Reichskanzlei: ,..... Die Spannung unter uns wuchs mit fortschreitender Zeit. Es 


wurde 15 Uhr. Der letztmögliche Zeitpunkt, an dem planmäßig der Befehl zum 
Angriff am nächsten Tage herausgehen mußte, war erreicht. Ich glaubte nicht 
mehr, daß er noch gegeben würde. Wahrscheinlicher erschien, daß die ganzen 
militärischen Maßnahmen wieder nur Bluff, wieder nur Druckmittel in einem 
Nervenkrieg gewesen waren. Da öffneten sich die Türen des Musikzimmers und 
auf der Schwelle stand Hitler, etwas bleich, aber sonst scheinbar ganz ruhig. Mir 
klang es gezwungen und leicht theatralisch, als er kurz sagte: ‚Fall Weiß‘. Es 
war 15 Uhr 02. Ich gab das Stichwort weiter an die Operationsabteilung des OKH.““ 

General v. Vormann war damals Oberstleutnant und als solcher zum Ver- 
bindungsoffizier des Heeres im FHQu ernannt worden. Er gab dem Institut für 
Zeitgeschichte in München schon vor vielen Jahren eine Aufzeichnung über jene 
Ereignisse, deren Richtigkeit er sogar eidesstattlich versichert. 


Ein Mann, der vor, während und nachher in engster Nähe Hitlers war und es 
bestimmt wissen muß, sagte spontan, als ich ihm die Behauptung Vormanns vor- 
hielt: „Das ist ja unmöglich, denn Vormann hatte zu den Räumen, in denen 
sich Hitler bewegte, gar keinen Zutritt.“ Übrigens kann sich keiner von den zwei 
anderen Verbindungsoffizieren, die sich mit ihm am 25. August mittags zum 
Dienstantritt bei Hitler melden mußten, an diese angebliche Szene erinnern. 


Damit, daß Hitler nach Vormanns „dramatischer“ Schilderung nur die Worte 
zu sagen brauchte: „Fall Weiß“, um den Angriff auf Polen auszulösen, soll der 
Fall wohl erledigt gewesen sein? Und wo bleibt da die Militärbürokratie, deren 
Allgewalt nicht einmal Hitlers Heldenklau brechen konnte? Die Eruption des 
Nürnberger Prozesses soll wohl kein Aktenstück freigelegt haben, in dem der 
Angriffsbefehl und seine Zurückziehung schwarz auf weiß verzeichnet war wie 
beim endgültigen Befehl in der Weisung Nr. 1? Nein, es gibt keine einzige Zeile, 
die diesen angeblichen ersten Angriffsbefehl beweisen könnte. Aber in Halders 
Tagebuch und Greiners Buch „Die Oberste Wehrmachtsführung“ wird behauptet, 
daß der Befehl um 15 Uhr O2 erteilt worden sei. Wir müssen also die beiden 
Behauptungen unter die Lupe nehmen, ob sie damit die Wahrheit sagen. 

Gegen die Zuverlässigkeit von Halders Tagebuch bestehen die allergrößten 
Bedenken, denn aus der Vorbemerkung, die die Herausgeber der Akten zur Deut- 
schen Auswärtigen Politik der Wiedergabe dieser Tagebuchteile vorgesetzt haben, 
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ergibt sich: „Die Übertragung dieser Notizen aus der von Halder benutzten 
Gabelsberger Kurzschrift ist durch das zur Militärregierung der amerikanischen 
Besatzungszone gehörige Amt des Hauptanklagevertreters der USA erfolgt..... 
Der Nürnberger Herausgeber hat mit General Halder den stenografischen Text 
durchgearbeitet.“ (Halder, Tagebuch, ADAP VII Nr. 461) 


Darin finden wir: Unter dem 23. August bei Punkt 7: 

„Y (Tag) = 26. (Sonnabend) endgültig. — Kein Befehl mehr. —“ Am 24. August 
fehlt überhaupt jede Eintragung. Die Eintragungen am 25. August beginnen erst 
mit 12 Uhr. Sie lauten: 

„12.00 Uhr Anfrage von OKW: Aufschub der Entscheidung. Was ist letzter 
Termin? Antwort: 15.00 Uhr. 

13.30 Uhr Mitteilung OKW: Von der Aufschubfrist wird Gebrauch gemacht 
(Henderson).“ 

Also um 12 Uhr fragt das OKW beim OKH an, bis zu welchem letzten Termin 
die Entscheidung aufgeschoben werden könne. Die Antwort des OKH lautet: 
15 Uhr. Um 13 Uhr 30 teilt das OKW dem OKH mit, daß von der Aufschubfrist 
Gebrauch gemacht wird. Kein Eintrag ist von der wichtigsten „Tatsache“ des 
Tages zu finden, daß Hitler um 15 Uhr 02 den endgültigen Angriffsbefehl er- 
teilt haben soll. 

Auch in der Zeittafel, die Halder bei den Eintragungen unter dem 28. August 
für die Geschehnisse der Zeit vom 23. — 28. August einfügte, ist beim 25. August 
der angebliche Befehl nicht angeführt. Nur beim 26. 8. findet man bei der Zeit- 
angabe 17 Uhr 15 rückschauende Eintragungen, die sich auf Ereignisse vom 25. 3. 
beziehen, aber zum Teil falsch sind. Darunter: „Dann Entschluß des Führers ohne 
(Mussolinis) Antwort, Befehl auszulösen 15 Uhr 02.* „Nochmals Ersuchen Duce 
einzuwirken, daher Verzögerung 14 Uhr bis 15 Uhr am 25. August.“ 

Das ist natürlich nachträgliche Fabrikation. Übrigens, wie sollte Hitler um 
15 Uhr eine Antwort Mussolinis erwarten, wenn dieser den Brief, den er beant- 
worten sollte, erst um 15 Uhr 20 erhielt. 

Greiner behauptet ohne Quellenangabe das Gleiche, jedoch verbrämt mit an- 
dern Argumenten. (H. Greiner, Die oberste Wehrmachtsführung, S. 46) 

Schon in meinem Stalingrad-Buch mußte ich Zweifel aussprechen, ob alle An- 
gaben Greiners absolut zuverlässig seien. 

(Friedrich Lenz, Stalingrad — der verlorene Sieg, $. 135 f.) 

Es kann nur so gewesen sein: Die militärischen Maßnahmen liefen nach Befehlen, 
die zur Herstellung einer Operationsbereitschaft vor dem 25. August gegeben wor- 
den waren, automatisch weiter, auch am 25. August, auch um 15 Uhr, als Hitler 
die für eine Entscheidung gestellte letzte Frist verstreichen ließ. Er war weder 
pedantisch noch so leicht aus der Ruhe zu bringen. Er wendete auch diesmal das 
gleiche Verfahren an wie am 15. März. Als Keitel damals morgens um 2 Uhr von 

ihm zum zweiten Male den Befehl zum Einmarsch in die Tschechei wolite, wurde 
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er kurzerhand mit der Bemerkung entlassen, es sei erst 2 Uhr, der Befehl werde 
noch vor 4 Uhr ergehen. 

So ließ sich Hitler auch im vorliegenden Falle Zeit, die fällige Entscheidung — 
entweder Angriffsbefehl oder Aufmarsch-Stop — nicht an dem ihm theoretisch 
vorgeschriebenen Termin (15 Uhr) zu treffen, sondern an dem ihm richtig er- 
schienenen Termin, der in diesem Falle nach 18 Uhr 30 lag. 

Als Hitler den französischen Botschafter empfangen, den Abschluß des britisch- 
polnischen Vertrages erfahren und den Brief Mussolinis erhalten hatte, entschloß 
er sich, den weiteren Aufmarsch der Truppen abzustoppen. Er ließ sofort Keitel 
rufen und fragte ihn, „ob man sofort die Bewegungen des Heeres anhalten könne, 
er wolle Zeit gewinnen für weitere Verhandlungen, obwohl er mit Italiens Hilfe 
nicht mehr rechne..... Der Führer befahl mir einen sofortigen Vorbefehl, ‚X-Tag 
verschoben, weitere Befehle folgen‘ und die sofortige Beorderung von Brauchitsch 
und Halder. Als die beiden da waren, fand dann in meiner Anwesenheit eine 
längere Besprechung mit den Herren des OKH statt über Folgen des Anhaltens, 
Möglichkeiten der Entschleierung der bisherigen Bewegungen usw. Der Führer 
stellte in Aussicht, wenn er die Lage übersehe, weitere Entscheidungen über den 
X-Tag zu treffen.“ (Görlitz, Keitel, S. 211 f.) 

Keitel fährt auf Seite 213 fort: 

„Mit dem OBdH und dem Generalstabschef wurde nunmehr endgültig der 
X-Tag auf den 31. August, also um 5 Tage, verlegt, nachdem die Herren Hitler 
versichert hatten, daß der bisher erreichte Stand des Aufmarsches eine Enttarnung 
noch nicht herbeigeführt haben brauchte. Letzte Befehlsausgabe wurde auf den 
30. August bis spätestens 17 Uhr festgesetzt, so daß das Durchbringen der Befehle 
am 31. August gesichert sei.“ 

Einerlei, ob die von deutscher Seite eingeleiteten militärischen Vorbereitungen 
ernst gemeint oder nur als Druckmittel gedacht waren, so kann man ihre An- 
haltung als Beweis bewerten, daß Deutschland entschlossen war, alle Möglich- 
keiten auszuschöpfen, um zu einer friedlichen Lösung mit Polen zu gelangen, ob- 
wohl diese Anhaltung mit einer gewissen Einbuße an Prestige und vermehrten 
Opfern unter den Volksdeutschen verbunden war. 


Samstag, den 26. August 1939 


Das deutsche Nachrichtenbüro meldet aus Kattowitz, daß die Polen eine rasche 
Übernahme Deutsch-Oberschlesiens vorbereiteten. Es seien sogar polnische Schilder 
für die Bahnhöfe in 

Beuthen — Bytom, Gleiwitz — Gliwice, 

Oppeln — Opole und sogar für Breslau — Wroclaw 
angefertigt worden. Ebenfalls seien sonstige militärische Vorbereitungen ge- 
troffen worden. 
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In der Gegend von Brest-Litowsk wurden Verschleppungslager für 30 000 Volks- 
deutsche eingerichtet, in denen sich bereits mehrere tausend aus den polnischen 
Westprovinzen befinden. (Dokumentarische Zeitchronik 1939, S. 122 f.) 


* 


Die Hauptzollämter Neidenburg, Lauenburg, Meseritz und die Polizeistelle 
Elbing melden Brandstiftungen, Grenzverletzungen und Beschießungen Volks- 
deutscher. (DWB II Nr. 470) 


* 


In einer längeren Aufzeichnung nimmt die polnische Botschaft in Berlin zur 
Lage der polnischen Bevölkerung in Deutschland Stellung, ohne jedoch konkrete 
Angaben machen zu können, obwohl sie behauptet, daß seit 1. April 1939 über 
tausend Fälle von gegenüber Polen begangenen Brutalitätsakten bekannt ge- 
worden seien. (PWB Nr. 93) 

Der Polnische Botschafter brachte eine Reihe von Beschwerden über deutsche 
Grenzverletzungen vor, die er als schwerwiegend betrachtet. Er übergab zwei 
Noten, die die Vorfälle erläuterten. (DB Nr. 99) 

Es wurde ihm Prüfung zugesagt und bedeutet, daß wir eine große Anzahl sehr 
schwerwiegender Beschwerden ähnlicher Art hätten, die durch die Warschauer 
Botschaft vorgebracht würden. (ADAP VII S. 280) 


* 


Die polnische Regierung bestritt gegenüber dem britischen und französischen 
Botschafter die Ermordung von 24 Volksdeutschen bei Lodz und 8 bei Bielski. 
Obwohl diese zweifelsfrei erwiesen waren schreibt der französische Botschafter: 
„Herr Arcisczewski teilt mir mit, und nichts erlaubt mir, seine Angaben zu 


bezweifeln, daß diese beiden Behauptungen völlig aus der Luft gegriffen sind. 
(FGB Nr. 255 und BBB Nr. 54) 


* 


Der deutsche Geschäftsträger in Paris teilt früh 2 Uhr mit, daß er aus Kreisen 
der Kammergruppe Flandin gehört habe, daß der Abschluß des deutsch-russischen 
Paktes auf die Regierung und politischen Kreise von niederschmetternder Wir- 
kung gewesen seien. Das europäische Kräfteverhältnis sei mit einem Schlage zu- 
gunsten Deutschlands verschoben worden und man fange an einzusehen, daß 
Frankreichs Position im Osten revidiert werden müsse und daß Polen unter 
diesen Umständen Opfer bringen müsse und glaube aber, daß die französische und 
wohl auch englische Regierung mit solchen Opfern rechnete. Eine Lösung, die 
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Deutschland befriedige, sei heute ohne Konflikt zu erreichen, allerdings nur dann, 
wenn ein Gewaltakt Deutschlands ausgeschlossen bleibe. Zur Beruhigung der 
öffentlichen Meinung in Frankreich und England sei es erforderlich, daß Deutsch- 
land seine letzten Forderungen offen lege und Zusicherungen gebe, daß cs gegen 
diese Länder keine aggressiven Absichten habe. Flandin habe wörtlich erklärt, 
daß das polnische Problem und damit die Erhaltung des Friedens nicht mehr ein 
Problem des Prinzips, sondern in starkem Maße ein Problem der Methoden ge- 


worden sei. (ADAP VII S. 254) 

In einem weiteren Bericht teilt der Geschäftsträger mit, daß die Morgenpresse 

in Paris einen ruhigen und gefaßten Eindruck mache. (ADAP VII S. 265) 
* 


Außenminister Beck ließ dem französischen Botschafter Noel durch den Grafen 
Szembek sagen, daß „er vollkommen die Motive und die Wohlbegründetheit unserer 
Empfehlungen würdige und daß die polnische Regierung alles daransetzen werde, 
um uns nicht vor ein Fait accompli zu stellen; er werde sich mit Großbritannien 
und mit uns stets vor Fassung wichtiger Entschlüsse in Verbindung setzen, er 
werde auch auf Attentate gegen die polnischen Zollrechte und gegen die Ver- 
bindungen nur mit Vergeltungsmaßnahmen auf den gleichen Gebieten — unter 
Ausschluß militärischer Maßnahmen — antworten; nur in Fällen von schweren 
Angriffen, die jeden Aufschub als gefahrvoll ausschließen, müsse er sich vorbe- 
halten, sofort unter gleichzeitiger Benachrichtigung zu handeln, ohne dann aller- 
dings vorher noch Beratungen pflegen zu können. Ich antwortete dem Unterstaats- 
sekretär, daß ich den letzten Punkt nur als eine Reserve im Falle eines unvorher- 
gesehenen Ereignisses und gewissermaßen zur Gewissenberuhigung bewerten könne. 
Man konnte unter den obwaltenden Umständen nicht mehr von der polnischen 
Regierung erwarten.“ (Noel, S. 409 und FGB Nr. 247) 


* 


Um 1 Uhr 40 teilt Botschafter Coulondre der französischen Regierung mit, daß 
Henderson nach London fahre, um Hitlers Erklärungen auseinanderzusetzen 
und ihre Prüfung zu empfehlen. „Diese Vorschläge enthielten allerdings neue und 
wichtige Faktoren, wie Abtretung anderer als der früheren deutschen Kolonien, 
Bevölkerungstausch, Beseitigung von Minderheitsstreitigkeiten und Teilabrüstung. 
Es ist indessen meiner Auffassung nach notwendig, zwei Klippen, die die Erfahrun- 
gen in der tschechischen Frage ins rechte Licht gesetzt haben, zu vermeiden. Die eine 
bestünde darin, sich nach dem Zustandekommen eines Abkommens über die deut- 
schen Forderungen im Hinblick auf die übrigen Punkte mit vagen Verpflichtungen 
und Versprechungen zufrieden zu geben...... Die zweite bestünde darin, sich zu 
einem Manöver herzugeben, das die Verbündeten entzweien könnte. Es dürfte 
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kein Druck ausgeübt werden, der Polen demoralisieren könnte. Danzig stellt nur 
den Punkt des geringsten Widerstandes dar, an dem das Reich in Polen einzu- 
dringen sucht.“ (FGB Nr. 248) 


* 


In einem weiteren Bericht behauptet er, die deutschen Regierungskreise lehnten 
die Botschaft des Präsidenten Roosevelt auf das strikteste ab. Man verstünde 
die Gründe nicht, die ihn zu diesem Appell veranlaßt hätten. Das Reich habe durch 
die Unterzeichnung einer Reihe von Nichtangriffsverträgen durch Taten auf die 
Botschaft vom 14. April geantwortet. Herr Roosevelt möge sich an die demo- 
kratischen Länder wenden, die die Polen zur Unnachgiebigkeit veranlaßten. 

(FGB Nr. 250) 


* 


Früh um 2 Uhr 20 beauftragt Außenminister Bonnet Herrn Noel in Warschau, 
„den im Telegramm unseres Botschafters in Berlin, das ich Ihnen beiliegend über- 
mittle (s. 25. 8. 39 FGB Nr. 246), enthaltenen Vorschlag sofort und in eindringlicher 
Form zu unterstützen.“ (FGB Nr. 249) 

Herr Noel teilte um 13 Uhr mit, daß er den Gedanken Herrn Arciszewski vor- 
getragen habe, da ihn Herr Beck noch nicht empfangen konnte: „Mein Ge- 
sprächspartner nahm diese Anregung..... persönlich günstig auf..... Ich habe 
noch auf die folgenden Gedankengänge hingewiesen: Ein in diesem Sinne erfolgter 
politischer Schritt würde die Frage auf das Terrain des Volkstums stellen und 
würde demgemäß auf die Wahrung des territorialen Status quo abgestimmt sein. 
Der Kanzler könnte ihn, ohne schwere Nachteile für sich, nicht abweisen...... 

(FGB Nr. 252) 


* 


Herr Noel sprach über die Sache auch mit dem Grafen Szembek. Er erklärte ihm 
folgendes: „Die zur Diskussion gestellte Frage des Bevölkerungsaustausches sei 
interessant. Die polnische Regierung lehne sie nicht von vornherein ab, doch 
glaube sie, aus taktischen Gründen nicht den ersten Schritt tun zu sollen. Wenn 
aber ein dritter, mit uns in freundschaftlicher Beziehung stehender Staat, Sondie- 
rungen in diesem Sinne vornehme, so wäre unsere Haltung nicht ablehnend. Dem 
polnischen Botschafter in Berlin werden Anweisungen erteilt werden, sich Be- 
sprechungen nicht zu entziehen. Er werde sogar aufgefordert, diesen Gedanken 
zu propagieren, falls ihm das möglich wäre.“ (PWB Nr. 92) 

In dieser Darstellung des polnischen Weißbuches „fehlt der Hinweis Noels, daß 
man mit der Besprechung dieses Vorschlags auf jeden Fall Zeit gewinnen könne, in 
der einerseits Polen sich militärisch besser vorbereiten, andererseits die in Berlin 
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für die Erhaltung des Friedens arbeitenden gemäßigten Kräfte an Einfluß ge- 

winnen könnten. Hier streift die Kürzung doch schon an eine Verfälschung, jeden- 

falls mußte die internationale Beurteilung der polnischen Haltung bei Kenntnis 

des Noelschen Zusatzes sehr viel ungünstiger ausfallen, und das hat die Kürzung 
geschickt umgangen.“ 

(Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 1/54 S. 94) 

(PWB Nr. 92, Szembek $. 493 f.) 


* 


Botschafter No&l teilte um 21.05 Uhr seiner Regierung mit, was ihm Herr 
Szembek gesagt hatte und bemerkt: „Herr Lipski wurde aufgefordert, einen Ver- 
mittler zu suchen, der die Frage anschneiden könnte. Graf Szembek glaubt, daß 
gewisse neutrale Kollegen oder auch Persönlichkeiten aus der Umgebung des 
Marschalls Göring diese Mission übernehmen würden. (FGB Nr. 258) 

Um 22 Uhr platzte die Seifenblase, als der französische Botschafter Corbin aus 
London mitteilte: 

„Nach dem, was Henderson heute nachmittag einem Mitarbeiter von Lord 
Halifax erklärte, wurde im Verlauf der gestrigen Unterredung mit Reichskanzler 
Hitler auf die Frage des Bevölkerungstausches nur ganz nebenbei, und zwar in 
folgender Form, angespielt: Im Verlauf der Unterredung habe der Führer in einem 
gewissen Augenblick von den „mazedonischen Zuständen“ gesprochen, durch welche 
die ethnischen Probleme an der polnisch-deutschen Grenze kompliziert würden. 
Der englische Botschafter habe darauf bemerkt, daß diese Lage umso betrüblicher sei, 
als heute die nationalen Gefühle so stark seien, daß man den Bevölkerungsaus- 
tausch, zu dem gewisse Länder geschritten sind, begreiflich fände. Diese Bemerkung, 
die eigentlich nicht als eine Anregung angesehen werden könnte, sei im übrigen 
vom Reichskanzler nicht aufgegriffen worden.“ (FGB Nr. 259) 


* 


Außenminister Bonnet teilt Botschafter Noel mit, daß der britische Botschafter 
in Warschau beauftragt sei, der polnischen Regierung vorzuschlagen, in Gemein- 
den, in denen angebliche Mißhandlungen der deutschen Minderheit vorkamen, 
neutrale Beobachter einzusetzen, um zu vermeiden, daß das Reich während der 
Besprechungen, die zwischen der deutschen und der polnischen Regierung eröffnet 
werden könnten, diese Mißhandlungen als Vorwand für den Abbruch der Ver- 
handlungen benutzen könnte.“ (FGB Nr. 254) 


* 


Botschafter Corbin berichtete Herrn Bonnet über sein Gespräch mit Lord 
Halifax. Nach Hendersons Schilderung seiner Aussprache mit Hitler habe dieser 
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erklärt, daß Hitler die Danziger- und Korridorfrage nicht in einem allzu eng- 
herzigen oder allzustarren Geist anzuschneiden wünsche und daß er von der eng- 
lischen Regierung nicht verlange, ihre Verpflichtungen zu verletzen. Er wünsche 
nur, die Englische Regierung möge eine Geste machen, die Polen veranlassen würde, 
sich nicht unvernünftig zu zeigen. Wie gewöhnlich, machte der Reichskanzler wäh- 
rend der ganzen Unterredung den Eindruck, als sei er völlig aufrichtig und tief über- 
zeugt. Auf Grund dieser von ihm festgestellten Anzeichen legte er den Rat, sich 
nach London zu begeben, als ein Zeichen guten Willens aus. (FGB Nr. 257) 


* 


Außenminister Bonnet beauftragte Botschafter Coulondre, Reichskanzler Hitler 
aufzusuchen und ihm einen Brief des Ministerpräsidenten Daladier zu übergeben. 


(DB Nr. 100) 
Botschafter Coulondre, der seinen Auftrag am Abend ausführen konnte, 
berichtete über die Aussprache mit Hitler an seine Regierung. (DB Nr. 101) 


* 


Botschafter Sir Eric Phipps in Paris telegrafiert an Lord Halifax: „Mr. Daladier 
bittet mich, Ihnen und dem Premierminister zu sagen, daß er vollkommen und 
von ganzem Herzen mit Ihnen übereinstimmt in Bezug auf die Politik, 
die im Falle eines deutschen Angriffs auf Polen verfolgt werden soll. 

2. Ich äußerte ihm gegenüber, daß, falls wir es versäumten, in einem solchen 
Falle unsere Verpflichtungen zu erfüllen, würden wir später gegen Deutschland 
zu kämpfen haben, entehrt und ohne Freunde, mit einem Japan — das jetzt 
gegen Deutschland verärgert ist —, das dann wahrscheinlich gegen uns steht und 
einem Amerika voller Verachtung gegen uns. Mr. Daladier stimmte herz- 
lichst zu. 

3. Mr. Daladier sagte mir, er beabsichtige, eine scharfe Erwiderung zu 
senden auf die Mitteilung, die Hitler gestern nachmittag dem französischen Bor- 
schafter mündlich machte..... = (DBFP VII Nr. 343) 


* 


In einem weiteren Telegramm an Lord Halifax teilt Sir Phipps mit, daß ihn 
Außenminister Bonnet heute nachmittag kommen ließ, nachdem er die Dinge mit 
Mr. Daladier besprochen hatte, und daß sie beide der Meinung waren, daß Hitlers 
Angebote aufs ernstlichste erwogen werden müßten. „Es wäre natürlich möglich, 
daß sie nur ein Manöver wären, aber trotzdem könnten sie nicht so einfach abgelehnt 
werden, auf das Risiko hin, die Regierungen Frankreichs und Englands in die 
furchtbarste künftige Verantwortung zu verwickeln. 
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2. Mr. Bonner sagte, daß Mr. Daladier inzwischen durch Botschafter Coulondre 
auf Hitlers Botschaft an die französische Regierung geantwortet hat. Mr. Daladier 
erklärte wieder, Frankreich würde alle seine Verpflichtungen gegenüber Polen 
erfüllen, wenn das letztere angegriffen würde, aber er fügte einige ‚in bewegten 
Worten‘ abgefaßte Sätze hinzu, worin er als ehemaliger Soldat mit Hitler darin 
übereinstimmte, daß ein allgemeiner Konflikt beklagenswert sein würde, und darauf 
dränge, daß jede Anstrengung gemacht werden müsse, um ihn zu vermeiden. 

3. Mr. Bonner erzählte mir im strengsten Vertrauen, daß die französische Regie- 
rung mit Mussolini in Kontakt stehe und daß er gewisse Hoffnungen in dieser 
Richtung hätte. Ich habe ihm nicht enthüllt, daß auch wir mit dem Duce in Kontakt 
stünden.“ (DBFP VII Nr. 344) 

Da die „bewegten Worte“ auch im Original in Anführungszeichen gesetzt sind, 
kann der Leser daraus schließen, wie sie gemeint waren. 


* 


Sir Eric Phipps berichtet Lord Halifax über sein Gespräch mit dem stellver- 
tretenden Ministerpräsidenten Chautemps, wobei dieser zustimmte, daß England und 
Frankreich Polen gegenüber verpflichtet seien, aber auch meinte, daß Hitlers Vor- 


schläge — die er als großzügiges Friedensangebot bezeichnet; wenn auch mit der 
Einschränkung, möglicherweise wären sie auch nur Propaganda und nicht echt 
gemeint — mit der größten Sorgfalt geprüft werden müßten, um zu sehen, ob sie 


nicht einen ehrenvollen Ausweg aus der Krise böten, in der Polens Existenz wieder 
auf dem Spiel stehe und wohl kaum aufrecht erhalten werden könne, wenn in 
wenigen Wochen der Kampf vorbei ist. Er sei auch dafür, Italien von Hitler zu 
trennen, zweifelt aber, ob entsprechende Anzeichen italienischer Wünsche echt seien. 
Möglicherweise wolle Italien sich nur mit Zustimmung Deutschlands zunächst heraus- 
halten. Er halte den Moskauer Pakt für sehr ernst und ungünstig, meinte aber, 
er könnte auch zum Bumerang für Deutschland werden. (DBFP VII Nr. 346) 


* 


Früh um 7.30 Uhr übergab der britische Geschäftsträger Staatssekretär v. Weiz- 
säcker eine Mitteilung, daß die britische Regierung die Botschaft Hitlers mit Sorg- 
falt studiere. Deren Antwort werde zur Zeit entworfen und von einer Vollsitzung 
des Kabinetts geprüft werden. Henderson werde am Sonntag, den 27. August nach- 
mittags mit dem Text der britischen Antwort nach Berlin zurückfliegen. 


(ADAP VII S. 277) 
Botschafter Henderson läßt vor seiner Abreise nach London am Vormittag dem 


Reichsaußenminister ein Schreiben zukommen. (DB Nr. 102) 
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Lord Halifax telegrafiert an Botschafter Kennard: „Es ist klar, daß Hitler die 

Betonung hauptsächlich auf Mißhandlung der deutschen Minderheit legt, und 
dies jederzeit als Grund für einen unwiderruflichen Schritt verwenden kann. 
2. Ist es möglich, daß die polnische Regierung sich die Anregung zu eigen macht, 
daß sie die deutsche Regierung ansprechen sollte mit einer Erkundigung, ob sie 
beabsichtigte, einen Bevölkerungsaustausch zum Verhandlungsthema in einer evtl. 
Verhandlung zu machen? Es ist zwar wahr, daß dies keine unmittelbare Sicherheit 
bringen würde, da es ein Heilmittel ist, dessen Anwendung einige Zeit erfordern 
würde, aber es würde ein Versprechen sein, daß die polnische Regierung die Schwie- 
rigkeit anerkennt und wirklich bemüht ist, sie zu überwinden, und es würde der 
polnischen Regierung gewisse und neue Punkte geben, mit denen sie die Ver- 
handlung übernehmen kann. 

3. Falls die polnische Regierung in diesem Sinne vorgehen will, müßte es sofort 
getan werden.“ (DBFP VII Nr. 335) 


x 


Lord Halifax unterhält sich mit dem polnischen Botschafter Graf Raczynski in 
London und sender darüber an Botschafter Kennard einen Bericht (DB Nr. 103) 


* 


Botschafter Kennard berichtet an Lord Halifax: „Die Unterzeichnung des 
englisch-polnischen Vertrages der gegenseitigen Unterstützung ist hier mit lautem 
öffentlichen Beifall aufgenommen worden und hat die tiefste Befriedigung aus- 
gelöst. Letzte Nacht gab es in den Straßen begeistertes lautes Geschrei: „Lang lebe 
England“, und eine Anzahl von Leuten riefen hier an, um zu gratulieren. 

2. Die heutige Morgenpresse nennt den 25. August ein historisches Datum in den 
Annalen Polens. Sie betont nachdrücklich den präzisen und klaren Wortlaut des 
Vertrages und die Tatsache, daß die Verpflichtungen, die er enthält, automatisch 
wirksam werden, wenn das Ereignis eintritt, das das Bündnis in Kraft setzt. Es 
wird auch besonders betont, daß der Vertrag rein defensiv ist. Er ist nicht gegen 
irgendeinen Staat gerichtet, der nicht beabsichtigt, den Frieden Europas zu brechen. 
Alle Hoffnungen eines möglichen Angreifers, den Konflikt zu lokalisieren, wären 
nun mit Bestimmtheit zerstört; ganz besonders, wenn man die Allianzen zwischen 
Frankreich und Polen und Frankreich und Großbritannien und die feste Unter- 
stützung der Dominions für das letztere in Rechnung zieht...... Der englisch- 
polnische Pakt wäre die Verwirklichung der Parole des polnischen Aufstandes von 
1831 — „Für unsere Freiheit und für Eure“. 

3. Die Presse nimmt in keiner Weise eine besonders antideutsche Haltung in Ver- 


bindung mit dem Vertrag ein. 
(DBFP VII Nr. 348) 
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Botschafter Kennard schreibt an Sir Cadogan: „Ich bedauere, daß ich nicht mit 
Henderson’s Vorschlag übereinstimmen kann, daß Lipski eine Unterredung mit 
Hitler nachsuchen solle, da ich den Eindruck habe, daß die Deutschen jetzt einen 
letzten Versuch machen, unsere Front aufzubrechen und freie Hand im Osten zu 
bekommen. Wäre Lipski in der Lage gewesen, Weizsäcker zu sehen, hätte irgend 
etwas getan werden können. Aber für Lipski oder Beck ein Interview zu suchen, 
würde zu sehr nach Canossa aussehen. 

Diese Leute benehmen sich im ganzen äußerst gut; es gibt keine Anzeichen in 
den Straßen von Warschau, daß etwas Ungewöhnliches bevorsteht, und jeder- 
mann geht seinem Geschäft so ruhig wie möglich nach. Auf der anderen Seite 
mehren sich die Zwischenfälle an der Grenze und ich höre, daß fortgesetztes Feuern 
Platz greift. Ich habe jeden mobilisiert, einschließlich Carton de Wiart und Biddle 
(amerik. Botschafter), beide, Beck und Soldaten, zu beeindrucken, daß sie nicht in 
eine Falle gelockt werden, sich in die Lage des Angreifers zu versetzen. Ich glaube, 
daß das hier voll verstanden wird, aber natürlich kann man nicht garantieren, 
daß nicht ein größerer Zwischenfall vorkommen könnte, der eine energische und 
sofortige Gegenmaßnahme seitens der Polen zur Folge haben müßte. Andererseits 
sehe ich nicht, was wir hier tun können, die Lage zu erleichtern. Ich hoffe, daß die 
Anregung bezüglich neutraler Beobachter auf beiden Seiten der Grenze, wenn es 
zu etwas kommen sollte, nicht wie eine andere Runciman-Mission betrachtet 
würde“. (DBFP VII Nr. 357) 


* 


Botschafter Kennard telegrafiert an Lord Halifax, daß er dem französischen 
Botschafter klar gemacht habe, daß die britische Regierung den Vorschlag des 
Bevölkerungsaustausches zu unterstützen wünschte. „Ich beabsichtige, morgen 
früh mit Mr. Beck über die Idee der neutralen Beobachter zu sprechen. Ich hatte 
ihn bereits gebeten, diesen letzten Punkt in Erwägung zu ziehen. Seine erste 
Reaktion war, daß, während neutrale Beobachter im Falle der Grenzzwischen- 
fälle nützlich sein könnten, er doch Zweifel hätte hinsichtlich ıhrer Nützlichkeit 
im Falle der behaupteten Mißhandlungen der Minderheiten.“ (DBFP VII Nr. 365) 


* 


Churchill war von seiner französischen Frontreise zurückgekehrt: 

„Die Nacht verbrachte ich wieder in Chartwell, wohin ich auf den folgenden Tag 
General Ironside eingeladen hatte. Er war eben aus Polen zurückgekehrt; seine 
Berichte über die polnische Armee lauteten sehr günstig. Er hatte ein Divisions- 
manöver gesehen, bei dem scharf geschossen wurde, wobei es auch einige Opfer 
gab. Die Moral der Polen war ausgezeichnet. Der General blieb drei Tage bei mir, 
und wir gaben uns alle Mühe, das Unerforschliche zu ermessen.“ 


(Churchill I, 1 S. 483) 


353 


26. August 1939 


Nach Hoggan begleitete General Edward Spears von der britischen Expeditions- 
armee Winston Churchill auf einer Besichtigungsfahrt zur Maginotlinie. Er blieb 
in Frankreich mit dem Sonderauftrag, das Eintreffen britischer Truppen vorzu- 
bereiten. General Spears, der sich zahlreicher Kontakte zu prominenten Persön- 
lichkeiten in Frankreich erfreute, beklagte sich: ‚Ich konnte die Feindseligkeit unter 
Menschen, mit denen ich sehr gur bekannt war, geradezu spüren und das war sehr 
unerfreulich.’“ (Hoggan, S. 688) 

E. Davies, Botschafter der USA in Moskau berichtet: 

„Einer der höchsten Beamten unter Beck äußerte zu mir, und zwar sehr bestimmt, 
seine Regierung würde nie zugeben, daß Polen und Deutschland zusammenkämen, um 
ihre Schwierigkeiten wegen des Polnischen Korridors und Danzigs beizulegen ..... 
Er sprach sich empört über das aus, was er die übliche Übertreibung der deutschen 
Militärmacht nannte. Seine Regierung, sagte er, würde es der Welt zeigen. Drei 
Wochen nach Kriegsausbruch würden polnische Truppen in Berlin sein. Der West- 
wall oder die Siegfriedlinie seien nichts als ein Baumwollfaden. Polen brauche 
keine russische Hilfe. Sie könnten mit den Deutschen allein fertig werden. 


(J. E. Davies, Als USA-Botschafter in Moskau $. 355, zitiert nach Udo Walendy) 
* 


Der Schwede Dahlerus berichtet über seine Verhandlungen: (Dahlerus, S. 57 ff.) 
morgens herrschte in London eine erschreckende Stimmung. Überall 
bemerkte man deutliche Anzeichen für die Verschlechterung der Lage und die allge- 
meine Unruhe, die auch „the man in the street“ ergriffen hatte. Mehrere meiner 
Bekannten hatten London mit ihren Familien früh am Morgen verlassen, da sie jeder- 
zeit mit dem Kriegsausbruch rechneten. Die Beamten des Foreign Office hatten 
offenbar bis weit in die Nacht hinein gearbeitet und keiner von ıhnen, den ich 
kannte, war vor dem späten Vormittag anzutreffen. Offenbar infolge des teilweisen 
Beginns der Mobilisierung war der Eisenbahnverkehr erheblich gestört. 


Um 11 Uhr glückte es mir, Lord Halifax in Downingstreet anzutreffen. Ich sagte 
ihm rückhaltslos, ich müsse aus meinem Gespräch mit Göring unbedingt den Schluß 
ziehen, daß die Lage äußerst ernst sei. Ich hob hervor, daß jemand wie ich in un- 
wesentlicher Stellung und auch in Unkenntnis eines Teils wichtiger Faktoren natür- 
lich keinen Rat geben könne, betonte jedoch, daß ich unbedingt davon überzeugt sei, 
der einzige Mann in Deutschland, der einen Krieg verhindern könne, sei gerade 
Göring. Ich machte deshalb den Vorschlag, daß Halifax in einem persönlichen Brief 
an Göring, den ich übergeben könne, Englands ernsten Willen, zu einer fried- 
lichen Lösung zu kommen, bestätigen solle, und äußerte die Hoffnung, daß eine 
solche Maßnahme die erregte Stimmung in Berlin beruhigen könne. Nach einer 
etwa halbstündigen Beratung mit Chamberlain teilte mir Lord Halifax mit, 
daß der Premierminister meinen Vorschlag gutheiße und daß er — Halifax — einen 
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persönlichen Brief an Göring schreiben würde, den ich mitnehmen und ihm übergeben 
solle. 

Halifax las mir den Brief vor; er erklärte in ihm klar, aufrichtig und freundlich 
Englands entschiedenen Wunsch, mit Deutschland zu einer Verständigung zu kommen. 
Bei meiner Ankunft in Berlin Tempelhof um 19 Uhr traf ich Oberstleutnant 
Conrad, der mich in Görings Namen bat, sofort nach Karinhall zu fahren. 

Bei der Begegnung war Göring sehr ernst und lebhaft fragte er mich, wie ich die 
Lage in London gefunden hätte. Er bat mich, sachlich und klar die Ereignisse in 
London und die Einstellung der Engländer zu schildern. Ehe ich dies tun konnte, 
äußerte er auch seine Enttäuschung über das Mißtrauen, das die Engländer gegen- 
über Deutschland an den Tag legten, und wiederum unterstrich er die äußerst ernste 
Lage, die durch die polnischen Gewaltätigkeiten gegenüber der deutschen Minderheit 
in Polen entstanden sei. 

Ich wies darauf hin, wie wichtig es sei, daß solche Zwischenfälle in dem schwieri- 
gen Stadium, in dem sich die Verhandlungen befänden, keinesfalls das Vorgehen 
beeinflußten; ich schloß damit, als meine ehrliche Überzeugung auszusprechen, es 
bestände keinerlei Zweifel, daß die gesamte englische Regierung eine friedliche 
Regelung wünsche, jedoch unter der unabdingbaren Voraussetzung, daß Deutsch- 
land keine Maßnahmen ergreife, die den Frieden Europas störten. Ebenso bestehe 
kein Zweifel, daß England seinen Vertrag mit Polen ernst nehmen und demgemäß 
diesem Land bei einem deutschen Angriff beistehen werde. 

Mit Vorbedacht hatte ich Göring den Brief von Halifax nicht übergeben. Nun 
hielt ich den Zeitpunkt für gekommen...... 

Ich habe niemals jemand solcher Schnelligkeit und Nervosität einen Brief öffnen 
sehen, wie bei dieser Gelegenheit. Göring riß den Umschlag auf, entfaltete Halifax’ 
Brief und begann sich durchzubuchstabieren. Er beherrschte die englische Sprache 
nicht, verstand sie aber einigermaßen. Jetzt ging es ihm indessen zu langsam. Er 
sprang auf, legte den Brief vor mich hin und sagte: „Herr Dahlerus, übersetzen 
Sie den Brief ins Deutsche und denken Sie daran, wie außerordentlich wichtig es 
ist, daß jede Silbe in Ihrer Übersetzung ihre rechte Bedeutung bekommt“ 

(DB Nr. 104) 

Göring war merkbar besserer Laune, nachdem er von Halifax’ Brief Kenntnis 
genommen hatte. Als wir 23 Uhr im Auto nach Berlin fuhren, unterhielt er mich 
lebhaft mit allerhand Neuigkeiten. Er verweilte unter anderem bei verschiedenen 
Einzelheiten von Ribbentrops Besuch in Moskau, entwickelte die Folgen des Vertrages 
mit Rußland, gab Ribbentrops Eindruck von Stalin, der dem deutschen Außen- 
minister in hohem Grad imponiert hatte, wieder, und betonte, daß die Verhand- 
lungen in der besten Stimmung geführt worden seien. Göring kam im übrigen 
auf sein altes Thema von der Bedeutung eines Einverständnisses zwischen England 
und Deutschland zurück, sagte aber, daß er nach wie vor die englische Einstellung 
gegenüber der deutschen Politik schwer verstehen könne. 


355 


26. August 1939 


Um Mitternacht hielt das Auto an der Reichskanzlei und ein Oberst kam und 
meldete, daß Hitler zur Ruhe gegangen sei. Göring sagte, daß man Hitler unter 
allen Umständen wecken müsse. Göring bat mich, nach meinem Hotel weiterzufahren, 
dort aber eine Weile zu warten, ehe ich zu Bett ging. Ich hatte ungefähr eine Viertel- 
stunde gesessen und nachgedacht. Plötzlich kamen zwei Obersten heran, nahmen in 
typisch deutscher militärischer Art Stellung und sagten: „Der Führer läßt bitten.“ 
Ich folgte ihnen und nahm in einem großen offenen Auto Platz, das in rasendem 
Tempo zur Reichskanzlei fuhr. 


* 


Der deutsche Geschäftsträger in Washington berichtet: 

„Die schnell aufeinanderfolgenden Friedensappelle Roosevelts entspringen weni- 
ger dem Wunsch, Kriegsausbruch zu verhindern als dem Bestreben, Deutschland zu 
isolieren und vor der Weltöffentlichkeit wie vor dem amerikanischen Volk der 
deutschen Führung die Kriegsverantwortung zuzuschieben, sowie jetzt schon das 
moralische Gewicht Amerikas zugunsten der Demokratien möglichst weitgehend 
einzusetzen.“ (ADAP VII S. 261) 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker führt in einer Aufzeichnung aus: 

„Auftragsgemäß habe ich heute Abend den Amerikanischen Geschäftsträger emp- 
fangen, um ihm folgendes zu sagen: der Führer habe die beiden Telegramme des 
Präsidenten Roosevelt erhalten. Er habe die Telegramme zur Prüfung durch die 
Regierung in die Hände des Herrn Reichsaußenministers gelegt. In die Einzelheiten 
der Telegramme des Präsidenten sei ich nicht beauftragt, einzutreten und bitte diese 
meine Mitteilung vorläufig so, wie ich sie gemacht hätte, der Regierung der Ver- 
einigten Staaten für den Präsidenten zu übermitteln. Herr Kirk zeigte sich über 
diesen Akt der Höflichkeit erfreut und wird entsprechend nach Hause kabeln. 

Als der Geschäftsträger dann noch einiges über die Lage und über die möglichen 
Folgen eines Krieges äußern wollte, habe ich ihm gesagt, wenn die Lage für den 
Frieden nicht völlig hoffnungslos sei, so sei sie nach meiner Auffassung doch aufs 
höchste gespannt. Im übrigen möge man Mahnungen wegen der eventuellen Folgen 
eines Krieges doch besser anderswo, z. B. in Warschau vorbringen. (Diese Aufzeich- 
nung wurde der Botschaft in Washington mit Telegramm Nr. 221 vom 26. August 
zur Kenntnis gebracht.“ (ADAP VII S. 279) 


%* 
Die Militärmissionen der Westmächte reisten aus Moskau ab. 


* 
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Chaim Weizmann, der Führer der Zionisten berichtet aus Paris: „M. Reynaud 
und sein Kabinettschef M. Palevski, ein Mann von großer Intelligenz, hielten die 
politische Lage nicht für hoffnungslos. Ich teilte diese Ansicht nicht, aber ich entschloß 
mich nichtsdestoweniger, weitere zwei Tage in Paris zu riskieren, um meine Freunde 
und Bekannte zu besuchen und ein Bild der öffentlichen Meinung zu erhalten . 
Jetzt, wenn auch die Mobilmachung im Fortschreiten war, nahm man weder Enthu- 
siasmus noch Depression wahr, es gab nur ein geistloses, einer unerfreulichen Tat- 
sache Gewachsensein. Es gab natürlich Klagen: Zwei solcher Kriege in einem Leben 
wären zuviel. ‚Il faut en finir‘ (Es ist nötig Schluß zu machen) war der Schrei. An- 


dere Bemerkungen waren zu hören: ‚Der Krieg ist nicht nötig..... es müssen 
Mittel und Wege gefunden werden, um sich mit dem Feind zu einigen..... Cham- 
berlains Methode (München) ist die richtige..... man muß dabei bleiben ...... es 


gibt genug Leute im Land, die die Regierung in Deutschland kennen und verstehen 
und die für uns vermitteln können.“ 

Ich muß gestehen, daß, obwohl ich diese Stimmen überall um mich hörte, und 
sehr oft da, wo ich es am wenigsten erwartete, ich nicht gleich die ganze Gefahr 
erkannte, die sie darstellten. Es schien mir, daß Reynaud und seine Regierung ent- 
schlossen waren, bis zum Ende zu kämpfen. Aber auch sie schienen nicht das Aus- 
maß zu erkennen, in dem das faschistische Übel sich ins französische Leben einge- 
fressen hatte und zur Demoralisierung der Armee führte.“ Weizmann kehrte am 
28. 8. nach England zurück. (Weizmann Memoiren S. 415) 


x 


Botschafter Loraine schreibt an Lord Halifax: 

„Ich glaube, wir müssen nicht nur daran denken, daß Italiens mögliches Sich- 
heraushalten aus dem Krieg in meinen Kontakten mit italienischen Staatsmännern 
noch nicht einmal angedeutet worden ist, sondern daß Mussolini mir am 7. Juli 
ganz platt sagte, daß, wenn England auf Polens Seite kämpfen würde, Italien auf 
Deutschlands Seite weiterkämpfen würde. 

2. Ich glaube, daß ein solcher Schritt, wie Sie ihn vorschlagen, in diesem kritischen 
Zeitpunkt ein taktischer und psychologischer Fehler sein würde. Wenn, was sicher 
möglich ist, Mussolini es als einen Makel auf seiner Treue zu seinem deutschen 
Verbündeten auffaßt, oder als einen Köder, um ihn von der Achse fortzuverführen, 
könnte es wirklich großen Schaden anrichten. 

3. Ich glaube, die ‚latenten Faktoren’, die in meinem Brief vom 21. 7. aufgezählt 
sind, sind alle am Wirken, daß, wenn Mussolini sich entscheidet, erstens nicht in nun 
drohenden Krieg einzutreten und zweitens sich von der Achse zu lösen, so wird er 
das aus wichtigen internen Gründen tun. Vielleicht sogar einschließlich der Erhaltung 
des faschistischen Regimes. 

4. Deshalb, wenn er sich entscheidet, zu den Deutschen zu halten, würde er eine 
solche Anregung von uns übel nehmen; und wenn er beschließt, sich abzusondern, 
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wird er sehr wahrscheinlich einen Fühler ausstrecken, wenn er eine Rückversicherung 
woanders braucht. 

5. Gleichzeitig ist es für mich äußerst nützlich wie auch angenehm zu wissen, was 
Sie eigentlich vorhaben. Wenn mir eine Gelegenheit gegeben wird, könnte ich sie 
benutzen, aber unterdessen würde ich es vorziehen, im allgemeinen sympathischen 
Ton fortzufahren, mit Verständnis für Mussolinis Politik und Zusammenarbeit und 
Würdigung seiner Bedeutung als eines Friedensfaktors.““ (DBFP VII Nr. 319) 


* 


Lord Halifax telegrafiert an den Botschafter in Rom: 

„1. Es ist klar, daß im Laufe der nächsten Tage gewisse Vorsichtsmaßnahmen 
getroffen werden müssen. In der Annahme, daß, wenn es über Danzig zum Krieg 
kommt, es nicht absolut sicher ist, daß Italien es nicht für seine Pflicht hält, seinen 
Achsenpartner zu unterstützen. Z. B. dürften wir es für nötig halten, den Schiffs- 
verkehr anzuweisen, das Mittelmeer zu verlassen und zu meiden, und wir werden 
vielleicht gewisse Maßnahmen im Roten Meer treffen müssen. 

2. Wenn Sie es für nützlich halten, könnten Sie sofort Graf Ciano sagen, daß diese 
Maßnahmen ..... nur reine Vorsichtsmaßnahmen sein werden und daß sie nicht 
bedeuten, daß ich auch nur den geringsten Zweifel an der Aufrichtigkeit von Sıgnor 
Mussolinis Bemühungen habe, eine friedliche Lösung der gegenwärtigen Krise zu 
sichern, wenn sie auch so aussehen mögen, als ob sie auf der Annahme basierten, daß 
ein Krieg zwischen unseren beiden Ländern unvermeidlich ist..... 

3. Es ist genau so gut möglich, daß es den Italienern zu diesem Zeitpunkt gut passen 
könnte, daß wir Maßnahmen treffen, die darauf hindeuten, daß wir erwarteten, uns 
mit Italien im Krieg zu befinden.“ 

Loraine führte diesen Auftrag schriftlich noch am 26. August aus, ohne allerdings 
die heuchlerischen Argumente dieser Weisung zu benutzen. (DBFP VII Nr. 324/500) 


* 


Lord Halifax telegrafiert Botschafter Loraine ın Rom: 

Aare Bieätee 2. In unseren Vorausinformationen gibt es viele Anzeichen, daß das, was 
Herr Hitler im Sinn hat, eine Teilung Polens ist, und daß er, wenn er diese 
Operation ausgeführt hat, vorhaben würde, England ein Angebot zu machen in Bezug 
auf Rüstungsbegrenzung und ähnliche Angelegenheiten. 

Ich brauche kaum zu sagen, daß ein solcher Vorschlag keine Chance haben 
würde, von Seiner Majestät Regierung akzeptiert zu werden und tatsächlich soforti- 
gen Krieg bedeuten würde, wenn Herr Hitler in dieser Art vorgehen würde. Er hat 
oft von deutscher Ehre gesprochen; es gibt auch etwas wie britische Ehre. Wir 
können nichts tun, was unvermeidbar ist und es würde ganz klar unvereinbar damit 
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sein, unsere Verbündeten zu verraten und irgendeiner Lösung zuzustimmen, die die 
Zerstörung der polnischen Unabhängigkeit bedeutet. Andererseits, wenn die 
Regelung auf Danzig und den Korridor beschränkt wäre, schiene es uns nicht, 
daß es unmöglich sein sollte, in angemessener Zeit eine Lösung ohne Krieg zu finden. 

3.Wir halten es für äußerst wichtig, daß Signor Mussolini dies ohne Zögern in 
Berlin klar machen sollte und daß er seinen Einfluß benutzen sollte, daß eine zu- 
friedenstellende Regelung der deutsch-polnischen Schwierigkeiten auf dieser Basis 
durch einen Vertrag erreicht würde und durch eine internationale Garantie gesichert. 

Nichts darunter hat irgendeine Chance, einen allgemeinen Krieg zu vermeiden. 
Es ist ganz klar, daß der Friede Europas nicht auf der Grundlage einer Teilung 
der Beute zwischen Rußland und Deutschland von so weitreichender Art aufrecht 
erhalten werden kann. Das Ausmaß dieses Abkommens ist noch nicht ganz klar, aber 
es gibt vernünftige Gründe anzunehmen, daß es über die polnische Frage zu 
weiteren Gebieten hinausgeht, und unter diesen Umständen ist Italien genauso 
daran interessiert wie SMR, jede Anstrengung zu machen, um in Berlin eine weniger 
unannehmbare Politik durchzusetzen.“ (DBFP VII Nr. 327) 


* 


„Als der optimistische Bericht Mackensens über seine Unterredung mit Mussolini 
am Nachmittag des 25. am nächsten Morgen im Auswärtigen Amt eintraf, konnte 
man sich nicht den absoluten Widerspruch erklären, in dem er zu dieser Botschaft 
Mussolinis stand. Um 10.30 Uhr und 11.15 Uhr erfolgte daher eine telefonische 
Rücksprache bei der deutschen Botschaft in Rom, ob das Telegramm des Botschafters 
aufrecht erhalten bleibe. Dabei wolle man in Berlin wissen, wann dieses Telegramm 
diktiert worden sei und welche Zeitspanne zwischen den beiden Unterredungen 
mit dem Duce lag (ADAP VII Nr. 298, 299). Da Mackensen am Vormittag des 26. 
offensichtlich noch nichts von dem Inhalt der Botschaft Mussolinis an Hitler wußte, 
fragt er bei Kordt an, inwiefern zwischen seinem Telegramm und dem Briefe Musso- 
linis ein unerklärlicher Widerspruch bestehe (ADAP VII Nr. 302).“ 

(Siebert, S. 301) 

Dem Botschafter wurde auf seine letzte Frage geantwortet, das sei alles überholt 
und in Ordnung. (ADAP VII Nr. 302) 


* 


Um 15.15 Uhr besuchte Botschafter v. Mackensen den Grafen Ciano und teilte 
ihm mit, daß er aus seinen telefonischen Unterhaltungen mit Berlin den Eindruck 
gewonnen hätte, „daß man dort zwischen meiner Berichterstattung aus dem Tele- 
gramm vom 25. 8. (Nr. 280) über meine gestrige Unterredung mit dem Duce, 
die ja in seiner Gegenwart stattgefunden habe, und einem, wie ich hörte, am Nach- 
mittag durch Attolico dem Führer übergebenen Brief des Duce Widersprüche fest- 
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gestellt zu haben glaube. Mir sei das nicht recht erklärlich, denn ich hätte mich 
genau an die Äußerungen des Duce gehalten, die ich ihm hiermit, soweit sie die Frage 
nochmaligen politischen Eingreifens oder neuer Anregungen behandele, noch einmal 
wiederholen wolle. Ciano bestätigte mir diese Darstellung als in allen Punkten 
vollkommen zutreffend und fügte hinzu, daß der Duce unmittelbar nach unserer 
Unterhaltung in dem Gespräch mit ihm den von mir übergebenen Brief noch ein- 
mal eingehend studiert habe, und dabei ganz unter dem Einfluß gestanden habe, 
daß der Führer, wenn er am Schluß seines Briefes von dem vollen Verständnis für 
Italien spräche, ihm damit die Möglichkeit gegeben habe, sich völlig offen zu dieser 
Frage auszusprechen. Er habe sich daher entschlossen — nicht etwa nochmals neue 
Anregungen zu bringen — sondern in seinem Briefe dem Führer noch einmal zu 
erklären, daß er sich und das ganze Gewicht seiner Persönlichkeit für jeden etwa 
vom Führer noch unternommenen Versuch, zu einer friedlichen Lösung zu kommen, 
zur Verfügung stelle. Den gleichen Standpunkt habe er daher auch in dem mir 
soeben im Durchschlag übergebenen heutigen Brief an den Führer im Schlußsatz 
ausgesprochen.“ (ADAP VII Nr. 308) 

Siebert schreibt hierzu: 

„Die Ausführungen Cianos waren eine sehr lahme Ausrede für den am 25. 8. 
zwischen 15.30 und 17.30 Uhr stattgefundenen Meinungswechsel Mussolinis, welche 
die Tatsachen doch etwas anders darstellten als sie in Wirklichkeit waren. In der 
1. Antwort Mussolinis stand außerdem entgegen der Behauptung Cianos kein Wort 
darüber, daß er sich für eine politische Lösung zur Verfügung halte.“ 

(Siebert, S. 306, Anmerkg. 65) 

Mussolini läßt durch den Grafen Ciano dem italienischen Botschafter Attolico 
um die Mittagszeit die italienische Bedarfsliste zutelefonieren, der sie sofort an die 
Reichskanzlei durchgibt. (DB Nr. 105) 

Da die Liste keine Angaben enthielt wann die angegebenen Mengen geliefert 
werden müßten, fragte der Reichsaußenminister Attolico. Dieser antwortete: „Sofort, 
vor dem Beginn der Feindseligkeiten.“ 

Diese unbegreifliche und unzutreffende Antwort veranlaßte Hitler zu einer 
Rückfrage bei Mussolini. (DB Nr. 106) 

Aus dem letzten Absatz dieses Briefes ergibt sich, daß die Behauptung Erich 
Kordts unzutreffend ist, Hitler habe geschrieben, er beabsichtige nach der Vernichtung 
Polens allein Großbritannien und Frankreich zu schlagen. (Kordt, S. 200) 

Bei der Überreichung dieses Briefes durch Botschafter von Mackensen um 17 Uhr, 
machte Mussolini folgende Ausführungen: 

„Zu der Bitte um weitere aktive Propaganda und geeignete militärische Demon- 
strationen bemerkte er: Das haben wir getan und werden wir. Er empfinde es — 
so fuhr der Duce fort und kam damit zu Ausführungen, die an mich abzusetzen ihm 
sichtlich am Herzen lag — sehr schmerzlich, daß er in der jetzigen Situation keine 
andere Haltung einnehmen könne. Er habe aber ein Land hinter sich, das soeben 
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fünf Kriegsjahre durchgemacht habe und durch den spanischen Bürgerkrieg geradezu 
ausgeblutet sei; das Unternehmen habe mehr als 14 Milliarden gekostet, von denen 
man kaum etwas wiedersehen werde, und habe eine gewaltige Bresche ın den 
Devisenvorrat gschlagen, die die Rohstoffbeschaffung ungeheuer erschwere. Uns sei 
ja aber Italiens Lage insbesondere im Punkt Rohstoff-Versorgung bekannt und der 
Ernst der Situation noch kürzlich von Ciano in Salzburg nachdrücklich dargelegt 
worden. Er wolle keine Anregungen weiter geben, zumal ja der Schlußpassus seines 
heutigen Briefes an den Führer, in dem er sich noch einmal zur Verfügung gestellt 
hätte, ohne Echo geblieben sei. Er könne aber die Überzeugung nicht los werden, 
daß es noch heute Möglichkeiten gebe, zu einer Lösung ohne Krieg zu kommen, 
ohne in der Sache nachzugeben. Erst heute wieder habe er vom Englischen Bot- 
schafter Nachrichten bekommen, die ihm zu beweisen schienen, daß die Engländer 
bereit wären, auf Polen stärksten Druck auszuüben, wenn dadurch der bewaffnete 
Konflikt zu vermeiden sei. Er bestritt nicht, daß bisher von solchem Druck nichts zu 
merken, hielt aber trotzdem diese Möglichkeit für noch vorhanden. Er könne keine 
Initiative ergreifen, stehe aber, wie er auch mir gegenüber betonen wolle, 
dem Führer voll zur Verfügung. Im übrigen habe er persönlich Beck vor einigen 
Tagen eine sehr scharfe Warnung zukommen lassen. Daß ein ausbrechender Konflikt 
noch lokalisiert werde könne, halte er für ausgeschlossen. Er würde, wenn er gefragt 
würde, dazu raten, der Art, wie der Krieg geführt werde, höchste Aufmerksamkeit 
zu schenken, mit anderen Worten, sich ausschließlich auf Polen zu stürzen, im Westen 
dagegen sich auch aus dem Grunde auf reine Abwehr einzustellen, um dem fran- 
zösischen und englischen Volk vor Augen zu führen (und dies evtl. durch einen ent- 
sprechenden Appell an diese beiden Völker zu unterstützen), daß wir uns zwar 
mit der Waffe in der Hand ihre Einmischung verbitten, im übrigen es sich für uns 
aber nur darum handle, unser gutes deutsches Recht gegenüber einem Volk durch- 
zusetzen, das Engländern und Franzosen eigentlich durch nichts innerlich ver- 
bunden sei und tausende von Kilometern entfernt von ihnen wohne. Dann werde 
sich nach Niederwerfung Polens der Moment, zum Schluß zu kommen, leichter 
finden. Ciano unterstrich diese Ausführungen des Duce und flocht ein, daß ihm der 
Herr Reichsaußenminister schon bei der letzten Begegnung gesagt habe, wir dächten 
im Westen ähnlich zu verfahren, ja sogar bei feindlichem Bombenabwurf uns auf 
dessen Abwehr zu beschränken, ohne unsererseits in gleicher Weise vorzugehen. Der 
Duce erklärte, das sei ausgezeichnet.“ (ADAP VII S. 272) 

Mussolini antwortet Hitler sofort. (DB Nr. 106.) 

In sein Tagebuch schreibt Ciano: „Unsere Bedürfnisse sind riesig, weil wir fast 
keine Lager mehr haben. Wir stellen die Liste auf; sie würde einen Stier töten, 
wenn er sie lesen könnte. .... Als Attolico die Forderung übergibt sagte mir 
Attolico, es habe sich nicht um ein Mißverständnis gehandelt, sondern er habe 
absichtlich einen Irrtum begangen, um die Deutschen abzuschrecken und die 
Erfüllung unserer Forderungen unmöglich zu machen.“ Er verlangt die unver- 
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zügliche Überweisung des Materials. Das ist unmöglich, denn es handelt sich um 
siebzehn Millionen Tonnen, für deren Verfrachtung siebzehntausend Züge nötig 
wären. Die Sache ist ganz klar. ..... . Der Duce ist wirklich tief bestürzt. Sein 
militärischer Instinkt und sein Sinn für Ehre drängen ihn zum Kampf, die Vernunft 
hat ihm Einhalt geboten. Aber er leidet sehr. Auf militärischem Gebiet ist .er 
von seinen Mitarbeitern schlecht bedient worden, die in der Illusion eines ewigen 
Friedens in ihm gefährliche Täuschungen geweckt haben. Heute mußte er die 
harte Wirklichkeit erkennen. Das war für den Duce ein schwerer Schlag. 

* (Diese Bemerkung steht am Rand der Seite und ist wahrscheinlich einige Tage 

später dazugeschrieben worden.) 


* 


Kardinal Maglione, Staatssekretär des Vatikans, notierte: 

„Nachrichten aus anderer Quelle (also nichtpolnischen d. V.) bestätigen mir 
(? d. V.), daß die Danzigfrage nur ein Vorwand für Deutschland ist, und daß dieses 
sich vorgenommen hat, Polen einen Vernichtungskrieg zu bereiten. ..... ) 

(Giovanetti, $. 93) 


* 


Die geplanten Feierlichkeiten zum 25. Jahrestag der Schlacht von Tannenberg 
wurden abgesagt. 


* 


In dem Buche über die Division Brandenburg „Getarnt — getäuscht — und doch 
getreu!“ von Herbert Kriegsheim finder sich die Darstellung eines Vorganges, 
wonach unter dem Kommando des Oberleutnant Herzner ein Sonderkommando 
deutscher Soldaten (ca. 100 Mann) am 26. 8. nach Polen eingedrungen sei, um 
den Jablunkapass zu besetzen. Bei den hierdurch entstandenen Kämpfen seien 
2000 polnische Gefangene gemacht worden. Das Sonderkommando hätte sich 
jedoch wieder zurückgezogen, nachdem es aus einer Funkmeldung entnommen habe, 
daß der Krieg noch gar nicht ausgebrochen sei. 

Die Richtigkeit dieser Darstellung halte ich für völlig unmöglich, weil erstens 
überhaupt noch kein Angriffsbefehl vorlag, der das Eindringen deutscher Truppen 
in Polen auslöste, und zweitens, weil es völlig ausgeschlossen ist, daß ein solches 
Sonderkommando von mehr als 100 Mann von den Polen unbemerkt geblieben 
wäre und der Verlust von 2000 Gefangenen nicht zur Kenntnis polnischer Dienst- 
stellen gelangt sein sollte. Das polnische Weißbuch, das im März 1940 erschienen 
ist, enthält im Dokument Nr. 116 eine Aufstellung aller Grenzzwischenfälle, die 
sich vom 6. — 31. 8. 39 ereigneten. Obwohl dabei auch die unbedeutendsten auf- 
gezählt sind, bei denen nur 2 — 3 Soldaten verwickelt waren, enthält diese Auf- 
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stellung von dem angeblichen Unternehmen kein Wort. Es ist aber ausgeschlossen, 
daß die Polen eine solche Aktion nicht im Interesse der Kriegsschuldbezichtigung 
in der Presse und im Weißbuch groß aufgemacht hätten, wenn ihnen auch nur das 
Geringste davon bekannt geworden wäre. 

Auf meine entsprechende Anfrage beim Verfasser des Buches teilt er lakonisch 
mit, daß diese Schilderung nicht von ihm stamme. Sie sei im Nachwort enthalten 
und ich möge mich wegen des Verfassers nochmals an den Verlag wenden. Mein 
Versuch, von diesem mehr zu erfahren, scheiterte. 

Entweder ist die Quelle dieser Geschichte die gleiche, aus der auch die Greuel- 
berichte über angebliche Untaten deutscher Truppen beim Einmarsch in Polen 
stammten (DB Nr. 145), oder steht sie mit folgenden Vorgängen in gewissem Zu- 
sammenhang: 

„Um die Polen daran zu hindern, wichtige Teile ihrer Industriebetriebe wie 
Maschinenhäuser und Elektrizitätswerke zu sprengen, wurden von der Abwehrstelle 
Breslau sogenannte K-Trupps (Kampftrupps) aufgestellt, die in einem Kampfverband 
Ebbinghaus zusammengefaßt wurden. Es handelte sich um eine Freischärlertruppe 
von einigen hundert Mann. Sie waren nur mit leichten Waffen wie Maschinen- 
pistolen, Pistolen und Eierhandgranaten ausgerüstet und gingen zum Teil schon 
einige Tage vor dem Einmarsch als Kohlenarbeiter und Angestellte hinüber, zum 
Teil in der Nacht zum 1. September 1939. Es gelang ihnen, einige wichtige Anlagen 
schon vor Beginn der militärischen Operationen zu besetzen. Nach der ersten 
Überraschung stellten sich aber reguläre polnische Truppen und Gendarmen den 
minderbewaffneten und nicht einheitlich geführten Freischärlern entgegen und 
brachten sie in schwierige Lagen, aus denen sie erst durch die wenige Stunden 
darauf einmarschierenden Truppen befreit werden konnten.“ (Leverkuehn, $. 24) 

Da Herr Leverkuehn leider verstorben ist, mußte mein Versuch scheitern, von 
ihm zu erfahren, ob seine Darstellung irgendwie mit dem Jablunka-Unternehmen 
Herzners in Verbindung gebracht werden könne. 

Hoggan hält offenbar das Jablunka-Unternehmen für wahr, gibt jedoch für 
seine sehr allgemeingehaltene Darstellung keine besondere Quelle an. 

(Hoggan S. 680) 


Sonntag, den 27. August 1939 


Wie Dr. Peter Kleist berichtet, hatte er mehrere Unterhaltungen mit polnischen 

Persönlichkeiten, die dem Krieg in erstaunlicher Zuversicht entgegensahen — „weil 

die deutschen Widerstandskräfte den Ausbruch des Krieges zum Losschlagen 
benutzen und jede Kriegsanstrengung des Reiches lähmen würden.“ 

(Kleist in „Nation Europa“ Heft 5/61 S. 27) 

Auch Staatsminister Heinrich Lammers erklärte dem Verfasser, daß ihm ein 

Mitglied der polnischen Botschaft zum Ausdruck gebracht habe: „Wenn Deutsch- 
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land den Krieg beginnt, gibt es sofort Revolution und unsere Armee ist in 8 
Tagen in Berlin.“ 


* 


Der deutsche Generalkonsul in Thorn berichtet dem Auswärtigen Amt über die 
Evakuierung und Mißhandlung von Volksdeutschen. (DWB II Nr. 417) 
Zollämter und Polizeidienststellen berichten über zahlreiche Bandenüberfälle, 
Brandstiftungen und Beschießungen an der polnischen Grenze. (DWB II Nr. 470) 


* 


Der italienische Botschafter Guariglia in Paris berichtete dem deutschen Ge- 
schäftsträger über ein Gespräch, das er mit Außenminister Bonnet hatte: „..... 
In der Unterhaltung habe Herr Bonner gleich mit der Feststellung begonnen, daß 
nach der Unterredung des Führers mit dem englischen Botschafter bei ihm wieder 
ein schwacher Schimmer von Hoffnungen auf Vermeidung kriegerischer Aus- 
einandersetzung in Europa aufgetaucht sei. Man sähe aus der Geste des Führers, 
daß er das Prinzip der ‚Unterhaltungen‘ nicht ablehne. Vielleicht ließen sich dadurch 
Mittel und Wege finden, den deutsch-polnischen Konflikt freundschaftlich zu regeln. 
Guariglia glaubt bei seinen Gesprächen mit Bonnet Unterschied in der Festigkeit 
des Ministers gegenüber letzter Unterhaltung festgestellt zu haben, den Guariglia auf 
Wirkung Abschlusses deutsch-russischen Paktes zurückführt. Bonnet habe zwar 
die französisch-englischen Verpflichtungen Polen gegenüber unterstrichen, habe 
sich aber mehr an die Hoffnungen einer friedlichen Lösungsmöglichkeit geklammert. 
Er, Guariglia, habe Bonner klargemacht, daß es nach italienischer Ansicht für 
Frankreich Selbstmord bedeuten würde, für Polen in einen Krieg gegen Deutsch- 
land einzutreten, in welchem Italiens Haltung unzweideutig feststehe. In einem 
solchen Kriege werde Polen das erste Opfer sein und, wie auch immer der Krieg 
ausgehen würde, von der Landkarte verschwinden. Berechtigung deutscher For- 
derungen sei unbestreitbar und Frankreich habe die Pflicht, auf Polen einzuwirken, 
die zur Erhaltung des Friedens notwendigen Opfer zu bringen. Bonnet habe darauf 
erklärt, daß die Französische Regierung ihren stärksten Einfluß auf Polen geltend 
mache, sich jeder provokatorischen Geste Deutschlands gegenüber zu enthalten. 
Der Außenminister habe dabei durchblicken lassen, daß er eine Lösung durch 
polnisches Nachgeben, die die polnische Ehre und Unabhängigkeit nicht berührte, 
nicht für ausgeschlossen halte, habe aber betont, daß bei gewaltsamen deutschem 
Vorgehen gegen Polen England und Frankreich zur Erfüllung ihrer Bündnispflicht 
gezwungen sein würden, so sehr sie einen Konflikt auch zu vermeiden suchten.“ 

(ADAP VIIS. 296) 


* 
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Um 13 Uhr 20 telefonierte Coulondre an Bonner: 


„Die gestern von mir unternommene Demarche war notwendig... .. Sie kann 
eine psychologische Wirkung haben, indem sie Hitler in dem Gefühl bestärkt, daß 
wir bereit sind zu kämpfen, und ihm gleichzeitig seine Verantwortung vor Augen 
führt und ihm zeigt, daß wir eine für beide Parteien ehrenhafte Lösung anstreben. 
et Meiner Ansicht nach können wir aber ein günstiges Ergebnis nur dann 
erwarten, wenn wir uns sorgfältig davor hüten, den Eindruck zu erwecken, als 
lägen wir auf der Lauer, jeden möglichen Vergleich zu schließen, sei er auch noch 
so belastend.“ (FGB Nr. 263) 


* 


Adolf Hitler beantwortete den Brief des Ministerpräsidenten Daladier. 
(DB Nr. 107) 
Als der Reichsaußenminister dem französischen Botschafter um 16 Uhr eine 
Abschrift des Briefes übergab, führte er aus: „Ich muß dem Briefe des Führers 
hinzufügen, daß sich die Lage seit gestern noch weiter zugespitzt hat. Die polnische 
Regierung ist nicht mehr Herr in dem Hause. Vielleicht ist es besser so, denn sonst 
müßten wir sie für die gegen uns gerichteten Herausforderungen verantwortlich 
machen. Ich muß Sie aber darauf aufmerksam machen, daß wir beim ersten 
Zwischenfall zuschlagen werden.“ (FGB Nr. 266) 


In seinem Telefonat, in dem Coulondre dies um 17 Uhr 30 Herrn Bonnet 
mitteilt, behauptet er wahrheitswidrig, Hitlers Antwort sei ablehnend. Obwohl 
Daladier schon um 20 Uhr im Besitze des Briefinhalts ist, gibt die französische 
Regierung um 23 Uhr ihren Botschaftern in London, Warschau, Washington, 
Istanbul und Bukarest bekannt, daß Hitler erklärt habe, er könne der Anregung 
Herrn Daladiers, in einen letzten Versuch einer friedlichen Verständigung mit 
Polen einzuwilligen, nicht Folge leisten. Auch diese Behauptung war unwahr. 


(FGB Nr. 266 und 271) 


* 


Obwohl Botschafter Coulondre morgens schon seiner Regierung mitteilte, daß 
er mit Hitler vereinbart habe, daß bis auf weiteres der Brief Daladiers und die 
bevorstehende Antwort Hitlers nicht der Offentlichkeit zugänglich gemacht wer- 
den, erwähnte die französische Regierung in ihrem Kommunique, das am Abend 
ausgegeben wurde, die Tatsache des Briefwechsels, sodaß noch um 23 Uhr 30 der 
Deutsche Geschäftsträger die französische Regierung darauf hinweisen muß, „daß 
die lakonische Erwähnung des Briefes am Ende des französischen Kommuniquess 
völlig falschen Eindruck vermitteln und die Offentlichkeit über Inhalt und Absicht 
des Briefes irreführen müßte.“ (ADAP VII Nr. 368) 
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Aus den Dokumenten über diesen Vorgang ergibt sich klar, daß der Bruc 
der Vereinbarung planmäßig inszeniert wurde, um der Weltöffentlichkeit vor- 
täuschen zu können, daß Deutschland keine Verhandlungen mit Polen wolle. 
Hitler ließ daher den ganzen Briefwechsel veröffentlichen und verlangte das auch 
von der französischen Regierung. (ADAP VII Nr. 369) 


* 


Botschafter Kennard telegrafiert an Lord Halifax: „Soweit ich beurteilen kann, 
sind die deutschen Behauptungen von Massenmißhandlungen der deutschen 
Minderheit durch maßgebliche polnische Stellen grobe Übertreibungen, wenn nicht 
völlige Fälschungen. Es gibt kein Zeichen, daß die polnischen Zivilbehörden in 
irgendeiner Weise die Kontrolle über die Lage verloren hätten. Warschau — und 
soweit ich mich vergewissern konnte auch das übrige Polen — sind noch immer 
vollkommen ruhig. 

Solche Behauptungen erinnern an Nazipropagandamethoden gegenüber der 
Tschechoslowakei im letzten Jahr. .... Ich werde keine Gelegenheit versäumen, 
dem Außenminister die Notwendigkeit klar zu machen, alles nur mögliche zu tun, 
um zu beweisen, daß Herrn Hitlers Behauptungen ın Bezug auf die deutsche 
Minderheit falsch sind.“ (DBFP VII Nr. 367) 


* 


In einem weiteren Telegramm bemerkt er, daß er heute morgen mit Oberst 
Beck die Fragen des Bevölkerungsaustausches und der neutralen Beobachter 
diskutiert habe. „Was das erste betrifft, sagte er, daß er grundsätzlich keinen 
Einwand sehe und willens wäre, die deutsche Regierung wissen zu lassen, daß er 
bereit sei, einen solchen Vorschlag zu erörtern. Möglicherweise nicht direkt an den 
Staatssekretär, aber auf solche Art, daß es sicher wäre, daß es die höchsten Stellen 
erreichen würde. Was die Frage der neutralen Beobachter. betrifft, hätte er wieder 
den Ministerpräsidenten gefragt; er würde mich im Laufe des Tages seine Ent- 
scheidung wissen lassen. Da er mir erzählte, daß der Papst gestern abend durch den 
Nuntius gefragt habe, ob er irgend etwas tun könne, schlug ich Oberst Beck vor, 
daß er Seine Heiligkeit informieren sollte, daß er bereit wäre, einen Bevölkerungs- 
austausch und auch den Einsatz neutraler Beobachter zu erwägen, um zu zeigen, 
daß die deutschen Anklagen von Mißhandlungen völlig unbegründet wären. Der 
Papst könne dann diese Vorschläge der deutschen Regierung mitteilen, und selbst 
wenn das in Berlin keine große Wirkung habe, würde es doch einen ausgezeichneten 
Eindruck auf die öffentliche Meinung im Ausland machen. Oberst Beck schien dies 
günstig zu beurteilen und versprach, er würde mir seine unmittelbare Entscheidung 
mitteilen. Ich warnte ihn, daß keine Zeit zu verlieren wäre. Was Danzig berrifft, 
erwartete Oberst Beck nach seinen letzten Informationen keine vollendete Tar- 
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sachen für heute oder die unmittelbare Zukunft. Soweit er wüßte, wäre dort im 
Augenblick alles ruhig. ...... e (DBFP VII Nr. 372) 


* 


Zu diesem Telegramm, veröffentlicht im Britischen Blaubuch (Nr. 72) führt 
Giovanetti aus: (Giovanetti, $. 105 Anmkg. 1) 

„Um der geschichtlichen Wahrheit willen muß gesagt werden, daß dem Heiligen 
Stuhl die der polnischen Regierung vom englischen Botschafter vorgeschlagene 
Mitteilung niemals gemacht wurde. Der einzige Vorschlag, der von Minister Beck 
bzgl. der Minderheiten vorgebracht wurde, ist der oben erwähnte einer gleichzeitigen 
Einladung des Heiligen Stuhles an die deutsche und polnische Regierung, sie möchten 
die in den beiden Ländern entstandene Erregung dämpfen.“ 


* 


Kennard sagte einem seiner Kollegen in Warschau, er sei nicht befugt, ihm den 
Inhalt der Unterredung Hitlers mit Henderson mitzuteilen. Er könne ihm nur 
sagen, daß der deutsche Vorschlag offentsichtlich den Zweck verfolge, England 
von seinen Verbündeten zu trennen. (DWB II Nr. 462) 


* 


Botschafter Kennard berichtet Lord Halifax, daß Mr. Beck äußerst interessiert 
sei, den Inhalt der eventuellen Antwort der britischen Regierung an Herrn Hitler zu 
erfahren. „Es wäre wesentlich für die polnische Regierung, die Haltung SMR zu 
wissen, da die polnische Militärbehörden, wenn auch ihre Mobilmachungsmaß- 
nahmen praktisch vollkommen wären, noch gewisse Maßnahmen zu treffen hätten, 
und ihre Entscheidung darin weitgehend von der Haltung der britischen und 
französischen Regierung gegenüber diesem letzten Schritt Hitlers bestimmt würde.“ 

(DBFP VII Nr. 371) 


%* 


Botschafter Kennard berichtet Lord Halifax um 22 Uhr 46, daß ihm Außen- 
minister Beck soeben mitgeteilt habe, daß „die polnische Regierung angesichts des 
Tones von Hitlers Sprache in seiner Unterhaltung mit Sir. N. Henderson über 
Polen volle Mobilisierung beschlossen habe, die sofort in Kraft trete.“ 

Er habe M. Beck keinen vollen Bericht über Hitlers Bemerkungen gegeben, aber 
er wurde darüber von den polnischen Botschaftern in London und Berlin unter- 
richtet. (DBFP VII Nr. 391) 


* 
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„Am 27. August wurde sie noch immer diskutiert. (die britische Antwort an 
Hitler d. V.) Das Kabinett trat um 10.30 Uhr zu einer anderthalbstündigen 
Besprechung zusammen. Beim Mittagessen überprüften Henderson, Simon und 
Hore-Belisha den neuen Entwurf. Hore-Belisha bemerkte: Mein Ziel war es, die 
Antwort in einem energischeren Ton abzufassen “ Er wollte „in dem Entwurf 
jeden Hinweis darauf tilgen, daß wir den Polen unsere Garantie unter Vorbe- 
halten gaben oder daß wir auf sie einen Druck ausübten. Auf diese Haltung 


sollte mit aller Strenge geachtet werden.“ (Gilbert und Gott, S. 226) 
* 

Medefind, ein Deutscher, der längere Zeit in England lebte, gibt folgenden Stim- 

mungsbericht: (Medefind, $. 10) 


Als ich am späten Nachmittag mein kleines Häuschen in einem westlichen Vorort 
von London verließ, kamen die Nachbarn gelaufen, um mir die Hand zu drücken. 
Auch auf dem Bahnsteig des Liverpool-Street-Bahnhofs standen — wie an den 
Tagen zuvor — Engländer, die ihren deutschen Freunden im Zuge nachwinkten 
und ihnen „Auf Wiedersehen“ nachriefen. 

Aber in Harwich, wo der Kanaldampfer lag, wurde die Sache anders. 

Man ließ uns nach Erledigung der Paßformalitäten an Bord des englischen Schiffes, 
das den Nachtdienst von Harwich nach Hook van Holland versieht. Es waren 
unser etwa 150 Deutsche — ein Teil davon Ferien- oder Geschäftsreisende, die 
nur ein paar Tage in London verbracht hatten. Doch als die Zeit der fahrplan- 
mäßigen Abfahrt kam, erkannten wir, daß zwar die Türen und Luken des Dampfers 
geschlossen waren — daß das Schiff jedoch nicht fuhr. 

Die Schiffsoffiziere und Stewards zuckten die Achseln als Antwort auf unsere 
Frage nach dem „Warum“? Doch sie versicherten, daß uns am nächsten Tage ein 
holländischer Dampfer nach Vlissingen bringen würde. 

Wir durften an Bord in den vorgesehenen Kabinen schlafen. Die Schiffsbesatzung 
war freundlich, und nach hartnäckigen Fragen fanden wir auch heraus, warum 
der Dampfer nicht fuhr. Es war ein Funkspruch der Regierung gekommen — mit 
dem Befehl, daß kein englisches Schiff mehr auslaufen dürfte. Das war bereits 
eine volle Woche, bevor Chamberlain den Kriegszustand verkündete.“ 


* 


Der Schwede Dahlerus berichtet über seine Aussprache mit Hitler: 
(Dahlerus, S. 67 ff) 
„Hitler stand inmitten des Zimmers in einer ernsten Pose und fixierte mich 
scharf. Ich trat vor und grüßte: „Guten Abend, Exzellenz!“ Hitler antworte mit 
einigen freundlichen Worten und bat mich und Göring, in einer Ecke des Raumes 
Platz zu nehmen. Ohne auf Halifax’ Brief oder meine an Göring übermittelten 
Angaben über die englische Einstellung Bezug zu nehmen, begann er sodann einen 
längeren Vortrag über die deutsche Politik und Deutschlands Wunsch, mit England 
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zu einer Verständigung zu kommen. Er rekapitulierte die Ereignisse, seit er 
Deutschlands Führer wurde, und erinnerte an all die Schwierigkeiten, die er ge- 
habt hatte. Er betonte mehrmals, daß er als unglücklicher Freier versucht habe, 
England zur Zusammenarbeit zu bewegen, jedoch ohne Erfolg, und äußerte weiter 
den Verdacht, die Engländer seien nicht von dem ehrlichen Wunsch zum Zusammen- 
wirken beseelt. Nachdem er dann genau die Gesichtspunkte geltend gemacht hatte, 
die in seinem noch am gleichen Tag an Daladier abgesandten Brief zum Ausdruck 
kamen, begann er, England und das englische Volk scharf zu kritisieren. 

Dieser Monolog dauerte etwa 20 Minuten und Hitler wurde allmählich, besonders 
bei der Kritik an England, recht erregt. Bei einer Pause in seiner Kritik konnte 
ich es nicht unterlassen, mich einzuschalten und zu bemerken, daß ich leider seine 
Meinung von England und dessen Volk nicht teilen könne. „Ich habe längere Zeit 
als Arbeiter in England gearbeitet und kenne die verschiedenen Schichten des eng- 
lischen Volkes.“ Hitler unterbrach mich sofort. „Was sagen Sie? Haben Sie als 
gewöhnlicher Arbeiter in England gearbeitet? Erzählen Sie!“ Er vergaß völlig seine 
politischen Erläuterungen und wir begannen ein längeres Gespräch über England. 
Hierauf wandte sich Hitler wieder den aktuellen Fragen zu. Er wurde nunmehr 
erregt, stand auf und ging im Zimmer auf und ab, während er über sein Zusam- 
mentreffen mit Henderson berichtete. 

Nach einem eingehenden Kommentar seiner Vorschläge an Henderson schloß er 
mit einer Geste und den Worten: „Dies ist mein letztes großzügiges Angebot an 
England.“ Hierauf ging er dazu über, Groß-Deutschlands überlegene Kriegsmacht 
hervorzuheben, und dabei wurde sein Gesicht starr und seine Bewegungen wurden 
sonderbar. 

Hitler ging auf und ab, blieb plötzlich stehen und sagte: „Sie, Herr Dahlerus, 
haben meine Auffassung gehört! Sie müssen sofort nach England reisen, um sie 
der englischen Regierung mitzuteilen. Ich glaube nicht, daß Henderson mich ver- 
standen hat, und ich wünsche aufrichtig, daß eine Verständigung zustande kommt.“ 
Ich erwiderte, daß ich natürlich als Privatmann eines neutralen Staates keinen Auf- 
trag entgegennehmen könne, in seinem Namen nach England zu fahren, erklärte 
aber, wenn die englische Regierung den Wunsch äußere, ich solle kommen, sei ich 
hierzu bereit. Jedoch wünsche ich in diesem Fall eine klare Definition der lebens- 
wichtigen Punkte, über die eine Vereinbarung getroffen werden soll. Ich betonte, 
daß es keinen Nutzen bringen könne, wenn ich nach England käme und mit all- 
gemeinen Redensarten über das hier Besprochene berichtete. „Als ein Beispiel darf 
ich nennen, daß es kaum für mich möglich ist, über Ihre Vorschläge oder Auffas- 
sungen zu berichten, ohne einen klaren Begriff zu haben, wie Sie über den von 
Ihnen vorgeschlagenen Korridor nach Danzig denken.“ Als ich dies sagte, verzog 
Hitler den Mund zu einem Lächeln. Er wandte sich zu Göring und sagte: „Ja, 
danach hat mich Henderson nicht gefragt.“ Dies gab mir Anlaß, zu betonen, wie 
wichtig es sei, daß ich korrekte und genaue Angaben mitnähme, wenn ich nach 
England führe. Hierauf nahm Göring einen Atlas, riß ein Blatt heraus und mar- 
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kierte mit einem Rotstift das Gebiet, auf das Deutschland Anspruch machte. So- 
dann diskutierten wir die lebenswichtigen Punkte des Vorschlags, den Hitler 
Henderson zur Weiterleitung an die englische Regierung unterbreitet hatte. Während 
des sich nun entspinnenden Gesprächs wurde Hitler bisweilen lebhaft und gesprächig 
und es war nicht so einfach, den Inhalt oder die wirkliche Bedeutung seiner 
Äußerungen zu erfassen. Im Laufe der Besprechung kam ein klar umschriebener 
Auftrag zustande, so daß ich genau wußte, was ich in London vorbringen konnte. 
Bereits als ich Halifax‘ Brief an Göring übergab, hatte dieser mich davor gewarnt, 
unnötigerweise Notizen über die wichtigen Fragen bei mir zu führen. Statt dessen 
lernte ich Hitlers Vorschlag Punkt für Punkt auswendig. Ich gebe diese Punkte 
hier so wieder, wie ich sie auffaßte. 

1. Deutschland wünscht einen Pakt oder ein Bündnis mit England, was bedeuten 
soll, daß alle Streitfragen politischer oder wirtschaftlicher Art durch diesen Pakt 
ausgeschlossen werden können. 

2. England soll mitwirken, daß Deutschland Danzig und den Korridor erhält, 
jedoch mit Ausnahme eines Freihafens in Danzig, der Polen zur Verfügung stehen 
solle. Polen solle außerdem einen Korridor nach Gdingen erhalten und ganz über 
diese Stadt und ein hinreichend großes Gebiet um sie herum verfügen. 

3. Deutschland verpflichtet sich, Polens Grenzen zu garantieren. 

4. Über die Kolonien soll ein Übereinkommen getroffen werden. Deutschland 
wünscht entweder seine Kolonien zurück oder eine Vereinbarung über zum 
Britischen Empire gehörige Kolonien, die Deutschland als Kompensation erhalten 
könne. Deutschland bedürfe gewisser tropischer Gebiete, um aus ihnen sich für 
die deutsche Industrie und Versorgung wichtige Rohstoffe und Lebensmittel be- 
schaffen zu können. 


5. Für die Behandlung der deutschen Minderheit in Polen sollen ausreichende 
Garantien geschaffen werden. 

6. Deutschland verpflichtet sich, das Britische Empire, wo immer es angegriffen 
werden könnte, mit seiner Wehrmacht zu schützen. 

Dieser letzte Punkt war Gegenstand eingehender Erörterungen. Hitler hob 
hervor, wie bedeutsam es für England sei, zu wissen, daß Deutschland dem Britischen 
Empire, wo es auch in Gefahr geriete, angegriffen zu werden, mit der Macht seiner 
Waffen zu Hilfe kommen werde. Und damit nicht genug; Deutschland verpflichte 
sich auch, keine andere Nation — welche es auch sein möge —, die mit dem 
Empire in kriegerische Verwicklungen komme, zu unterstützen. 

Während des mehrstündigen Gesprächs hatte Göring mit der einen oder anderen 
kurzen Äußerung die Worte Hitlers unterstrichen, sonst aber nur zugehört; hier 
aber griff er ein und sagte, der zuletzt erörterte Punkt bedeute außerdem, Deutsch- 
land würde England gegen Italien unterstützen, wenn diese beiden über Interessen 
im Mittelmeer oder solche anderer Art in Konflikt geraten würden. (Diese Darstel- 
lung ist völlig unwahrscheinlich, denn Hitler hatte in seinem schriftlichen Bündnis- 


370 


27. August 1939 


angebot vom 25. 8. (DB Nr. 89) ausdrücklich den Vorbehalt gemacht, daß die 
Italien gegenüber eingegangenen Verpflichtungen unberührt bleiben müßten). Hitler 
war lebhaft und suchte mir klarzumachen, was es bedeute, wenn diese Punkte 
durchgeführt werden könnten. Göring saß dabei und war sichtlich bei guter Laune, 
wenn auch sein streng formelles und untertäniges Verhalten gegenüber seinem Chef 
mich verwunderte und einigermaßen bedenklich stimmte. 

Nach Abschluß der Unterhaltung hob ich hervor, daß mein eventueller Besuch 
in London nur dann Nutzen bringen werde, wenn ich von der englischen Regierung 
eingeladen und in einem englischen Flugzeug geholt würde. Göring betonte in 
seiner impulsiven Art, daß dieser Punkt auf irgendeine Weise geordnet werden 
müsse, da es von allergrößter Bedeutung sei, daß die jetzt geführte Unterhaltung 
der englischen Regierung bekannt würde. „Sie wissen, Herr Dahlerus, wie viel hier- 
von abhängt“, äußerte er. Ein deutsches Flugzeug würde um 8 Uhr startbereit sein. 

Nach der Rückkehr in mein Hotel rief ich Charles Spencer an, der sofort Kontakt 
mit Sir Kingsley Wood suchte. Es dauerte nicht lange, bis ich eine telephonische 
Mitteilung Spencers erhielt, ich sei in der fraglichen Angelegenheit willkommen. 

Als wir um 12 Uhr 20 auf dem Flugplatz Croydon landeten, war er wie aus- 
gestorben. Der gesamte Zivilverkehr ins Ausland hatte aufgehört. Es ist selbst- 
verständlich, daß die Ankunft eines deutschen Flugzeugs unter solchen Umständen 
erhebliches Aufsehen erregte. Der Flugplatz war abgesperrt, und ich wurde in eines 
der Zimmer des Verwaltungsgebäudes des Flugplatzes Croydon geführt. 

Hier wurde ich gebeten, sofort einen Bericht über die Ereignisse während meines 
Besuchs in Berlin abzufassen. Der Rapport wurde recht summarisch. 

Sobald der Bericht fertig war, wurde er durch einen Kurier zu Lord Halifax ge- 
sandt. Sodann wurde ich auf Umwegen nach Downingstreet Nr. 10 geführt und 
sofort von Mr. Chamberlain, Lord Halifax und dem ständigen Staatssekretär im 
Foreign Office, Sir Alexander Cadogan, empfangen. Chamberlain bat mich, zu 
erzählen, was während meines Besuches in Berlin geschehen war. Ich gab hierauf 
einen eingehenden Bericht über mein Gespräch mit Hitler und besonders über 
die sechs Punkte. Während ich sprach, empfand ich die Reaktion meiner Zuhörer; 
mein Bericht schien in mehreren Punkten nicht mit den Angaben übereinzustimmen, 
die Sir Nevile Henderson erhalten hatte. Chamberlain fragte mich auch, ob ich 
wirklich sicher sei, recht verstanden zu haben, was Hitler sagte. Ich konnte nur 
antworten, ich verstände deutsch so gut, daß ein sprachliches Mißverständnis nicht 
möglich sei; ferner, das Gespräch sei in so ruhigen Formen geführt und jede 
Frage so gründlich diskutiert worden, daß ich versichern könne, mein Bericht 
stimme wirklich mit dem überein, was im Gespräch mit Hitler zum Ausdruck ge- 
kommen sei. Dagegen könnte ich in keiner Weise garantieren, daß die mir von 
Hitler gemachten Angaben richtig seien oder mit dem übereinstimmten, was er 
Henderson gesagt hatte. 

Wie unendlich verschieden war die Atmosphäre, in der diese Unterhaltung ge- 
führt wurde, im Vergleich zu der, die während des nächtlichen Gesprächs in Berlin 
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herrschte. Besonders in Chamberlains Äußerungen war ein tiefeingewurzeltes Miß- 
trauen gegenüber Hitler und dem nazistischen Deutschland zu spüren, gleichzeitig 
aber ein absolut unzweideutiger Wille, einer Katastrophe möglichst vorzubeugen. 

Da die englischen Minister bezweifelten, ob ich die von deutscher Seite unter- 
breiteren Bedingungen recht verstanden hatte, und eine Eingebung mir sagte, daß 
es von unschätzbarem Nutzen sein würde, wenn die deutsche Regierung von der 
Einstellung Englands zu den Vorschlägen Kenntnis erhielt, ehe die englische Ant- 
wort auf die von Henderson überbrachte Botschaft formuliert wurde, machte ich 
nun folgenden Vorschlag: Wenn die englische Regierung zu mir Vertrauen habe, 
könnte sie mir ihre Einstellung zu den unterbreiteten Punkten bekanntgeben und 
mir gestatten, sofort nach Berlin zurückzukehren, um Hitler darüber zu berichten 
und festzustellen, wie er reagiere. Hierauf teilte mir Chamberlain mit, daß die 
englische Regierung sich verpflichtet habe, Henderson bereits am gleichen Tag, d.h. 
Sonntag, den 27. August, mit der englischen Antwort nach Berlin zu senden. 
Ich nahm mir die Freiheit zu raten. Henderson solle bis zum nächsten Tag bleiben, 
damit ich die englische Regierung nach meinem Eintreffen in Berlin noch vor Ab- 
fassung ihrer Antwort auf die offizielle deutsche Botschaft genau unterrichten 
könne, wie Hitler auf die englische Stellungnahme reagiere. Chamberlain fragte, ob 
ich die Verantwortung dafür übernehmen könne, daß Henderson bis Montag in 
London bleibe. Darauf konnte ich nur antworten, daß ich eine solche Verantwor- 
tung in keiner Weise übernehmen könne, daß ich jedoch bereit sei, sofort zu tele- 
phonieren, um Göring zu fragen, ob die deutsche Regierung diese Veränderung 
akzeptiere. Göring sagte, daß er nicht unmittelbar Antwort geben könne, sondern 
erst mit Hitler zu sprechen wünsche. Nach einer halben Stunde teilte Göring mit, 
Hitler nehme den Vorschlag unter der Voraussetzung an, daß mein Bericht zutreffe. 
Sobald dieser Bescheid kam, beschloß Chamberlain, Henderson solle in London 
bleiben und ich am selben Tag, sobald die englische Stellungnahme festgelegt und 
mir mitgeteilt worden sei, nach Berlin zurückkehren, um mit Hitler zu konferieren. 

Ich folgte Cadogan in sein Arbeitszimmer wo wir unser Gespräch fortsetzten. 
Er erschien anfangs recht reserviert und wählte seine Worte mit einer gewissen 
Vorsicht. Allmählich wurde ıhm klar, wie ich die Probleme sah, und da faßte er 
unter anderem Englands Standpunkt in die Worte zusammen: „Die Gangsterpolitik 
muß aufhören.“ England müßte seine Forderungen und Vorschläge so formulieren, 
daß Hitler auf der Bahn, die zum Untergang von ganz Europa führen könnte, 
aufgehalten würde. 

Hin und wieder wurde Cadogan zu Chamberlain und Halifax gerufen; nachdem 
auch ich mit diesen beiden einige kurze Gespräche geführt hatte, informierte mich 
Cadogan über die Einstellung der englischen Regierung zu den sechs Punkten und 
legte klar und sachlich die hierbei ausschlaggebenden Gesichtspunkte und Motive 
dar. 

Zu Punkt 1 war England grundsätzlich bereit, einen Vertrag mit Deutschland zu 
schließen, der eine friedliche Entwicklung auf dem politischen und ökonomischen 
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Gebiet sicherte; es wurde aber betont, daß die Einzelheiten eines solchen Abkom- 
mens in besonderen Verhandlungen ausgearbeitet werden müßten. 


Im Hinblick auf Danzig und den Korridor stand die englische Regierung einer 
Lösung der Frage wohlwollend gegenüber und empfahl hierfür direkte Verhand- 
lungen zwischen Deutschland und Polen. 


Zu Punkt 3 — Garantie der polnischen Grenzen — glaubte die englische Regie- 
rung im Hinblick auf die Ereignisse der letzten Jahre, die von deutscher Seite 
vorgeschlagene Lösung nicht annehmen zu können, sondern forderte, daß die 
polnischen Grenzen von Rußland, Deutschland, Italien, Frankreich und England 
garantiert würden. 


Zu Punkt 4 — ausreichende Garantien für die deutsche Minderheit in Polen — 
akzeptierte die englische Regierung Deutschlands Forderung und empfahl, diese 
Frage durch direkte Verhandlungen mit Polen zu lösen. 

Den in Punkt 5 präzisierten Anspruch auf Rückgabe der früheren deutschen 
Kolonien lehnte die englische Regierung ab, ebenso die Diskussion dieser Frage unter 
den herrschenden Verhältnissen. Cadogan erklärte offen, daß keine englische Re- 
gierung unter dem Druck der offenbaren, in der deutschen Mobilisierung liegenden 
Drohung dem Parlament einen Vorschlag unterbreiten könne, Deutschland seine 
alten Kolonien zurückzugeben oder ihm andere koloniale Gebiete zu überlassen. 
Das Parlament würde nie bereit sein, sich dem Machtanspruch zu fügen und die 
Frage in einer solchen Lage zu entscheiden. Die englische Regierung sei indessen 
bereit, die Angelegenheit, wenn die übrigen Fragen gelöst wurden und Deutschland 
demobilisiert, sofort aufzunehmen und sie versichere, daß sie sowohl in der raschen, 
geschäftsmäßigen Erledigung dieser Forderung wie in ihrer materiellen Behandlung 
entgegenkommen würde. 

Deutschlands Angebot in Punkt 6, das Britische Empire zu verteidigen „mit der 
Wehrmacht des Großdeutschen Reiches, wo immer es auch angegriffen werden 
könnte“, wurde auf das bestimmteste abgelehnt. Ein solches „Anerbieten“ zu akzep- 
tieren, sei mit dem Ansehen und dem Interesse des Britischen Reichs nicht vereinbar. 

Das Gespräch endete so, daß Cadogan und ich übereinkamen, ich solle, nachdem 
ich mir darüber klar geworden sei, wie Hitler auf meine Mitteilungen reagiere, 
Botschaftsrat Sir Ogilvie-Forbes oder Mr. Holman bei der britischen Botschaft in 
Berlin besuchen und dort über die deutsche Einstellung berichten, damit diese 
sofort und am besten vor Montagmorgen der englischen Regierung mitgeteilt 
werden könne. 

Ehe ich das Foreign Office verließ, hatte ich Göring angerufen, um zu bestätigen, 
daß ich um 19 Uhr nach Berlin fliegen würde. Er äußerte hierauf seine Besorgnis, 
daß ich so spät startete und im Dunkeln einer Beschießung entweder von englischer 
Seite oder auf deutschem Gebiet ausgesetzt sein könne. Er bat mich, einen Augen- 
blik am Telephon zu warten. Als er zurückkam, gab er kurz und genau die 
Route an, die das Flugzeug über deutschem Boden verfolgen müßte, damit wir 
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nicht beschossen würden und die Gewähr hätten, daß er sofort Maßregeln treffen 
könnte, um die Luftabwehr auf dieser Strecke zu unterrichten. Dieser Umstand mag 
als eine nebensächliche Einzelheit im Ganzen der Ereignisse erscheinen; ich selbst 
betrachtete ihn damals als ein deutliches Zeichen für Görings Interesse an der 
Sache: alle Schwierigkeiten, Hindernisse und Risiken sollten um der Fortsetzung der 
Verhandlungen willen weggeräumt werden. 

Abends 23 Uhr 10, traf ich mit Göring zusammen. Es beruhigte mich, ihn bei 
guter Stimmung zu finden, und ich ging unmittelbar auf die Sache ein. „Herr 
Generalfeldmarschall, Voraussetzung dafür, daß meine Mission Nutzen bringen 
kann, ist, daß Sie darauf vertrauen, daß jedes Wort, das ich sage, wahr und der 
Bericht, den ich gebe, korrekt ist und die Gesichtspunkte, die ich hinsichtlich der 
Antwort geltend mache, auf meinem Bestreben beruhen, die Lage neutral und sach- 
lich zu charakterisieren. Ich habe niemals früher mit solch großer Verantwortung 
eine Unterredung geführt, wie ich sie jetzt mit Ihnen haben werde. Damit der von 
Hitler bei unserer Zusammenkunft in der letzten Nacht klar ausgesprochene 
Wunsch, mit England zu einer Verständigung zu kommen, erfüllt werden kann, 
ist es notwendig, daß er sich in Englands Lage versetzt und seine Lebensinteressen 
versteht.“ 

Nachdem ich Göring versichert hatte, mein persönlicher Eindruck sei der, daß 
Englands Regierung und Volk unbedingt Frieden wünsche und in ehrlicher Absicht 
handle, aber auch fest entschlossen sei, unter keinen Umständen eine auf Gewalt- 
politik beruhende Regelung in Europa zu akzeptieren, berichtete ich über die 
Stellungnahme der britischen Regierung zu den sechs Punkten. Göring kam mit 
gewissen Einwänden und rieb seine große Nase. Er betrachtete die Antwort als 
wenig befriedigend und die Situation als äußerst schwierig. Wir sprachen nochmals 
die englische Stellungnahme genau durch und allmählich zeigte er mehr Verständnis. 
Zum Schluß sagte er, daß er selbst die englische Einstellung völlig verstehe, aber 
bezweifle, ob Hitler dies tun werde. Das Gespräch endete damit, daß er erklärte, 
es sei am klügsten, wenn er Hitler zu einer Unterredung unter vier Augen allein 
besuche. Er würde mir dann sofort mitteilen, wenn meine Anwesenheit gewünscht 
würde oder wenn das Gespräch mit Hitler befriedigend ausging. Er fuhr also in 
die Reichskanzlei und ich zurück in mein Hotel. Ich fühlte mich unsicher und be- 
unruhigt. Hatte ich bei der Erläuterung der englischen Stellungnahme ein Argument 
oder einen Gesichtspunkt anzuführen unterlassen? Was würde die Antwort sein? 
Ich ging in meinem Zimmer auf und ab und wartete nervös auf eine Nachricht. 
1.30 Uhr läutete das Telephon.“ 

Anmerkung: 

Die Ausführungen von Dahlerus sind um Phrasen und unnütze Worte so gekürzt, 
daß ihr Sinn nicht geändert wurde. 

Die Engländer fertigten eine Aktennotiz über ihre Unterhaltung mit Dahlerus. 
Interessant daran ist, daß sie in deren Schlußsatz selbst das als Maximum der 


374 


27. August 1939 


polnischen Zugeständnisse bezeichneten, was Hitler seit 24. 10. 1938 gefordert hatte. 
(DB Nr. 108) 
* 


In Nürnberg wurde Göring wegen seiner angeblichen „kriecherischen Unter- 
würfigkeit“, wie er sie zur Schau getragen habe, Vorhaltungen gemacht. Er ant- 
wortete auf die Frage: 

Mußten Sie sich so Hitler gegenüber verhalten? 

Göring: So mußte ich mich nicht gegenüber Hitler verhalten, so habe ich mich 
nicht gegenüber Hitler verhalten, das sind feuilletonistische Äußerungen des Herrn 
Dahlerus, geschrieben nach dem Kriege. Wenn Deutschland den Krieg gewonnen 
hätte, würde diese Darstellung sicherlich in dem Buche eine ganz andere sein. 

Sir David Maxwell-Fyfe: Herr Dahlerus war Ihr Zeuge. 

Göring: Herr Dahlerus wurde nicht als Zeuge über seine Auffassungen in feuil- 
letonistischen Ausdrücken gefragt, sondern ausschließlich über die Tatsachen, die 
er zwischen mir und der Englischen Regierung als Kurier durchzuführen hatte. 


(IMT IX S. 679) 
* 


Der Kommunist Jacques Sadoul führt in einer Denkschrift aus: 
(Anatole de Monzie, Ci devant $. 142) 
„Um Hitler niederzuschlagen, wird die Mitarbeit der UdSSR notwendig sein, 
wohlverstanden. Sie wird uns, wenn die Stunde gekommen, nicht fehlen, wie mir 
soeben Suritz (der russische Botschafter d. V.) versicherte. Aber diese Mitarbeit 
wird uns nicht gewährt werden, bevor die Sowjetunion überzeugt ist, aber nicht 
durch Worte, sondern durch Taten, von dem Willen Frankreichs und Englands, 
sich gegen Hitler zu schlagen, gegen ihn einen totalen Krieg zu führen und kein 
Ende dieses Krieges zu machen vor der völligen Vernichtung des Hitlerismus. Auf 
diesem Gebiet des gnadenlosen Krieges, wird es unsere, der französischen Kommu- 
nisten Aufgabe sein, dafür zu handeln, daß die Stunde der sowjetischen Mitarbeit 
sehr bald schlägt, und besonders zu vermeiden, daß diese unerläßliche Mitarbeit 
nicht unmöglich gemacht werde durch Ungeschicklichkeiten von Paris oder durch 

ein übertriebenes, nicht gerechtfertigtes Mißtrauen vor Moskau.“ 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker bat Botschafter v. d. Schulenburg, in vorsichtiger 
Form festzustellen, 


1. ob es stimme, daß Sowjetrußland seine Truppen von der polnischen Grenze 
zurückgezogen habe, 


2. ob, wenn dies zuträfe, es nicht wieder rückgängig gemacht werden könne, da 
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jede in Erscheinung tretende Bedrohung Polens auch von russischer Seite her 
zur Entlastung im Westen beitragen würde, ja am Ende die Bereitwilligkeit, 
Polen zu helfen, außerordentlich vermindern könnte. (ADAP VII S. 302) 

Das ist das genaue Gegenteil von dem, was Rossi in seinem Buche behauptet. 
(A. Rossi, Zwei Jahre deutsch-sowjetisches Bündnis, $. 60) 


* 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop ruft den deutschen Botschafter von Mak- 
kensen an und bittet ihn, in der nächsten Unterredung mit dem Duce zu betonen, 
daß sich Hitlers Bitte um strengste Geheimhaltung selbstverständlich auf den 
gesamten Schriftwechsel beziehe. (ADAP VII Nr. 344) 

Der Außenminister wußte natürlich nicht, daß diesen Schriftwechsel schon der 


italienische König in Händen harte. 


* 


Botschafter v. Mackensen gab um 9 Uhr Hitlers Brief an Mussolini ab und hatte 


dann eine einstündige Unterredung mit ihm. (DB Nr. 109, 110) 
Mussolini beantwortete Hitlers Brief am Nachmittag. (DB Nr. 111) 
* 


Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax: „Während meines heutigen 
Gespräches um 10.15 Uhr mit Graf Ciano, in dessen Verlauf er mit Eurer Lord- 
schaft am Fernsprecher sprach, erzählte er mir von der Freude, die er darüber 
empfände, daß in diesen kritischen und gefährlichen Zeitpunkten Italien und Eng- 
land wieder einmal eine Basis der Zusammenarbeit gefunden hätten. Er legte dem 
sehr große Bedeutung bei. Er wollte im engsten Kontakt mit mir bleiben, und 
selbst, wenn es sich unglücklicherweise als unmöglich ergeben sollte, den Anspruch 
von Feindseligkeiten zu vermeiden, wünsche er doch, engen Kontakt mit uns 
aufrechtzuerhalten. Ich brauche die in dieser Bemerkung enthaltene Voraussetzung 
wohl nicht zu unterstreichen. 

Ich sprach ihm meine warme Wertschätzung und Mitwirkung aus.“ 

(DBFP VII Nr. 383) 


* 


Reichsaußenminister v. Ribbentrop ruft um 22 Uhr Botschafter v. Mackensen 
an und beauftragt ihn, den Gerüchten entgegenzutreten, die in Rom auf dem Wege 
über die italienische Botschaft in Berlin verbreitet würden und eine Entspannung 
der Lage und die Einleitung von Besprechungen behaupteten. Das Gegenteil sei 
richtig, denn die Lage spitze sich von Stunde zu Stunde zu. (ADAP VII S. 301) 
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Lord Halifax drahtet an Botschafter Loraine, jetzt im Sinne des gestrigen Tele- 
gramms Nr. 327 zu handeln. Er überlasse dem Botschafter die Methode und Art 
der Darstellung. Er möchte aber hinzufügen, daß die Andeutung in Absatz 2, 
daß das, was Hitler vorhätte, eine Teilung Polens sei, eine rechtmäßige Folgerung 
aus dessen Erklärung an Botschafter Henderson wäre. 


(DBFEP VII Nr. 392) 

In der Erklärung Hitlers vom 25. August, die er an Henderson abgegeben und 

ihm später schriftlich für seine Regierung übergeben hat, kann die Behauptung von 
Lord Halifax keine Stütze finden.) 


* 


Nach einem Protokoll von Mr. Hadow im Foreign Office machte der italienische 
Militärattach@ in London von sich aus ihm gegenüber folgende Erklärung über den 
italienischen Wunsch nach Neutralität: „Falls Großbritannien und Frankreich den 
Konflikt ‚lokalisieren‘, indem sie ihre Hilfe darauf beschränken, Flugzeuge nach 
Polen zu senden — da Truppen und Kanonen offensichtlich Polen nicht erreichen 
können —, würde Italien aller Wahrscheinlichkeit neutral bleiben. Aber wenn 
Frankreich im besonderen seine Unterstützung für Polen mit Bombardierungen in 
großem Ausmaß auf Deutschland beginnen sollte, ist Italien genötigt, ohne zögern 
auf Deutschlands Seite einzutreten, und wird das tun, weil der Krieg auf diese 
Weise unvermeidlich ein europäischer Krieg werden würde und Neutrale niemals 
etwas von den Siegern bekommen.‘ Ich konnte nicht umhin mich zu fragen, ob das 
nicht ein Wink wäre, daß Italien, wenn es wüßte, daß einige seiner Wünsche erfüllt 
werden würden, wieder — wie 1915 — ‚überlaufen‘ würde bis zu dem Grade, 
neutral zu bleiben.“ (DBFP VII Nr. 398) 


* 


Graf Ciano vermerkt in seinem Tagebuch: „Er selbst ist heute morgen zufrieden 
mit dem Entschluß, „am Fenster zu bleiben“, nur begibt sich erwas Seltsames. Die 
Engländer teilen uns den Text deutscher Vorschläge in London mit, von denen viel 
Aufhebens gemacht wird, wir aber nichts wußten, hundertprozentig nichts. Dabei 
handelt es sich um einschneidende Dinge. Hitler schlägt den Engländern ein Bündnis 
vor, oder doch nahezu. IJnd natürlich ganz ohne unser Wissen. Ich bin entrüstet 
und sage es. Der Duce ist es ebenfalls, aber zeigt es nicht. Er will noch immer eine, 
wenigstens zum Schein, solidarische Haltung bewahren. Natürlich verheimliche ich 
Percy Loriane unsere Unkenntnis und rate, die deutschen Vorschläge nicht zurück- 
zuweisen, sondern Unterhandlungen einzuleiten, wenn zu keinem andern, so doch 
zum Zwecke des Zeitgewinns. Wir beschließen, mit Halifax unmittelbar Fühlung 
zu nehmen, und ich telephoniere ihm. Dies erfüllt Percy Loraine mit Freude und 
ebenfalls Halifax, der mir sagt, die Engländer hätten nicht die Absicht, die Angebote 
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zurückzuweisen, aber sie wollten die bestehenden Verpflichtungen mit Polen nicht 
antasten lassen. Von beiden Seiten wird das Telephongespräch mit äußerster Höflich- 
keit geführt. Die Lage bessert sich also. 

Bei unserer nachmittäglichen Unterredung finde ich, daß auch der Duce jetzt in 
dieser Stimmung ist. Die geheimen Verhandlungen in London haben seiner Meinung 
über die Deutschen einen heftigen Stoß versetzt. Er sagt, Hitler handle so aus 
Angst vor einer Einmischung des Duce, durch die im letzten Augenblick die Krise 
gelöst werden könnte, wie es vor einem Jahr in München der Fall war, und er sei 
neidisch auf sein wachsendes Ansehen. Ich weiß nicht, ob diese Erklärung zurrifft. Für 
mich gibt es eine viel einfachere, daß die Deutschen Treulos und Lügner sind. Jedes 
Bündnis mit ihnen wird in kurzer Zeit ein schlechtes Bündnis. Aus London erhalten 
wir die Mitteilung, daß der Ministerrat beendet ist, aber morgen um 12 Uhr 
wieder aufgenommen wird, um die endgültige Antwort an Hitler festzusetzen. 
Attolico hat Ribbentrop um Auskünfte über die Lage ersucht. Er antwortete, es gebe 
wenig Möglichkeiten einer friedlichen Lösung, und Henderson sei nur nach London 
gegangen, um eigene Gedanken darzulegen. Kann man ein ärgeres Schwein sein als 
Ribbentrop? Aber das ist alles ganz gut so, denn das verscheucht die letzten Be- 
denken, die den Duce noch hemmten. Heute ist er erleichtert. Er spricht nicht 
mehr davon, in einem späteren Zeitpunkt einzugreifen. Er sagt, er werde nur das 
tun, was für uns günstig ist, und erst, nachdem wir in aller Ruhe die weitere Ent- 
wicklung abgewarter haben.“ 

Wer „das ärgere Schwein“ ist, das beweisen außer dem Verhalten Cianos folgende 
Ausführungen Hitlers in seiner Erklärung an Henderson vom 25. August, wo er als 
ausdrückliche Voraussetzung für sein großes Bündnisangebot an England die Be- 
dingung nennt, daß „seine Verpflichtungen Italien gegenüber nicht tangiert wer- 
den,..... und könnte sich seinerseits auch nicht von den italienischen Verpflichtungen 
entfernen.“ 

Zudem ging Hitlers Erklärung die Italiener vorläufig noch gar nichts an. 


* 


Adolf Hitler sprach im Botschaftersaal der neuen Reichskanzlei zu den zu- 
sammengerufenen Reichstagsabgeordneten über die politische Lage. Die Behand- 
Jungen mit England seien sehr schwierig und ernst, doch habe er die Hoffnung, 
noch zu einer Einigung zu kommen. Er sei gewillt, drei Fragen zu lösen: 

1. die Frage Danzigs, 

2. die Frage des Korridors, und 

3, dafür zu sorgen, daß im Verhältnis zu Polen eine Wendung eintrete, die ein 

friedliches Zusammenleben sicherstellen. 
(Bericht eines Teilnehmers an den Verfasser.) 
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Prof. Dr. Friedrich Grimm hatte von Hitlers Rede folgenden Eindruck: „Er ließ 
keine Zweifel darüber, daß er bei weiterer Unnachgiebigkeit der Polen zum Ein- 
marsch entschlossen sei. Ich entnahm aus seinen Ausführungen, daß er zwar nach 
einem Einmarsch in Polen mit einer Kriegserklärung Englands und Frankreichs 
rechnete, aber glaubte, England sei nicht entschlossen, den Krieg wirklich durch- 
zuführen, sondern wenn es die Form gewahrt habe, das niedergeworfene Polen 
ım Stich lassen werde.“ (Prof. Dr. Friedrich Grimm, Mit offenem Visier, $. 190) 


* 


Halder, der Gencralstabschef des Heeres, verlegt in seinem Tagebuch die Ansprache 
fälschlicherweise auf den 28. August und erweist somit erneut die Unzuverlässigkeit 
dieses Tagebuches. Daher verdienen auch seine Behauptungen über Hitlers Vortrag 
keine Glaubwürdigkeit. Direkt lächerlich ist der Satz: „Hitler begibt sich nicht mehr 
aus der Hand seiner SS-Berater.“ (ADAP VII S. 473) 


%* 


Reichwirtschaftsminister Funk erließ die Verordnung zur Sicherstellung des 
lebenswichtigen Bedarfs des deutschen Volkes, durch die die Lebensmittelkarten ein- 
geführt wurden. Ferner erließ er die Verordnung über die Wirtschaftsverwaltung. 

(DD VIV/I 1939 S. 389 f.) 


Montag, den 28. August 1939 


Der englische Historiker Namier schreibt: (Namier, S. 372) 

„Um 1.50 Uhr vormittags, berichtete Noel, sei er von Beck dahingehend informiert 
worden, daß angesichts der von Hitler Henderson gegenüber geäußerten Absichten 
(offenbar am 25. August) „die polnische Regierung sich gezwungen sähe, ihre 
militärischen Maßnahmen durch den Aufruf neuer Reservistenklassen zu vervoll- 
ständigen.‘ Noel fügte hinzu, daß sich das „auf die Kriegsstärke der ersten Intanterie- 
divisionen zu beziehen schien, die noch nicht mobil gemacht worden waren.“ 

Welchen Illusionen man sich in Warschau auch hinsichtlich der Möglichkeit, den 
Frieden zu retten, hingab, Polen hatte in Wirklichkeit lange vor den Westmächten 
Mobilmachungsmaßnahmen ergriffen. Vier Divisionen und eine Kavalleriebrigade 
waren am 21. März und zwei weitere Divisionen und eine Brigade am 14. August 
mobil gemacht worden. Am 21. wurde eine geheime Mobilmachung der Hauptstreit- 
kräfte durch persönliche Ladungen befohlen. Aber die beiden westlichen Armeekorps 
an der deutschen Grenze waren davon nicht betroffen. Durch dieses System der 
„Stellungsbefehle“ wurde die Mobilmachung von 28 Divisionen, 11 Kavallerie- 
brigaden, der Luftwaffe, der Artillerie und verschiedener Hilfsformationen durch- 
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geführt. Die beiden westlichen Armeekorps wurden am 25. August mobil gemacht. 
Für den 29. August war eine allgemeine Mobilmachung beabsichtigt, die weitere 
elf Divisionen und zahlreiche andere Formationen umfassen sollte.“ 


* 


Um 17.15 Uhr telegrafiert Botschafter Kennard an Lord Halifax, bei dem das 
Telegramm um 19 Uhr eintrifft. „Das folgende vom Militärattach@e für das Kriegs- 
ministerium. Zusätzlich zu den bereits berichteten Mobilmachungsmaßnahmen werden 
bis heute abend die folgenden Einheiten vollständig mobilisiert sein: 

1. 11 Kavalleriebrigaden, Infanterie in einer Stärke von 30 Divisionen und 40 
selbständige Infanteriebataillone, alle Einheiten, die nicht Bestandteil einer Division 
sind einschließlich schwerer Artillerie, Flakartillerie und Panzereinheiten. 

2. Die Konzentration der obigen Truppen ist im Gange und soll bis zum 30. 
August zu 75/0 abgeschlossen sein. 

3. Gegenwärtig ist nicht beabsichtigt, den Rest der Armee zu mobilisieren, bevor 
die allgemeine Mobilmachung erklärt wird.“ (DBFP VII Nr. 424) 


* 


Verschiedene Polizeistellen und Zollämter melden polnische Grenzverletzungen, 
Beschießungen und Brandstiftungen. Im Kreis Rosenberg wurde eine Feldwache 
überfallen, wobei sich eine größere Schießerei entwickelte. (DWB II Nr. 470) 


* 


Im Polnischen Weißbuch ist unter Nr. 96 folgende Mitteilung des polnischen" 
Außenministers Beck an die polnischen Botschafter in London und Paris zum 
Abdruck gebracht: 

„Der britische Botschafter hat mich über die Antwort, die Herrn Hitler erteilt 
werden soll, zu Rat gezogen. Ich habe zugestimnit, daß die Reichsregierung benach- 
richtigt werde, Polen sei zu Verhandlungen bereit. Gleichzeitig habe ich nähere 
Angaben darüber gewünscht, was die britische Regierung unter dem Ausdruck 
‚internationale Garantie‘ verstehe. Ich ersuche Sie, die ganze Frage dieser Beratung 
als streng vertraulich zu behandeln.“ 

Leider fehlen hierzu jegliche Zeitangaben. 


* 


Der französische Botschafter Noel telegrafiert 20 Uhr 10 (Paris 22 Uhr 40) an 
Außenminister Bonner: (FGB Nr. 280) 
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„Der englische Botschafter hat soeben Herrn Beck von dem wesentlichen Inhalt 
der Antwort, welche die britische Regierung Herrn Hitler erteilen wird, in Kenntnis 
gesetzt. Er ersuchte ihn gleichzeitig um Bestätigung dafür, daß Polen weiterhin 
bereit sei, unter den in der britischen Note genau umschriebenen Bedingungen 
direkte Verhandlungen mit Deutschland zu führen. Herr Beck, der sich über die 


britische Antwort sehr befriedigt zeigte, antwortete dem englischen Botschafter 
zustimmend.“ 


* 


Um 18 Uhr 15 teilte Botschafter Coulondre mit, daß Lipski nunmehr Instruk- 
tionen erhalten habe, die ihn ermächtigen, auf indirektem Wege Eröffnungen in bezug 
auf eine Regelung der Minderheitenfrage durch Bevölkerungsaustausch zu machen. 
Der Botschafter habe die Absicht, im gegebenen Augenblick gemäß diesen Instruk- 
tionen das Notwendige zu veranlassen. (FGB Nr. 278) 


* 


Botschafter Sir Eric Phipps in Paris telegrafiert an Lord Halifax: „Ich hatte heute 
morgen eine allgemeine Besprechung mit dem Außenminister. 

2. Herr Bonner war gelassen und schien wegen der Möglichkeit der Aufrecht- 
erhaltung des Friedens gar nicht hoffnungslos zu sein. Er finder es seltsam, daß 
Hitler die Mobilisierung von ungefähr 2,7 Millionen französischer Kämpfer zuge- 
lassen haben sollte, ohne vorher loszuschlagen. ...... 

3. Seine Exzellenz ist auch der Ansicht, daß, je länger die gegenwärtige Krise 
anhalten sollte, umso mehr werde der Friedenswille aller Völker in Erscheinung 
treten; dies betreffe vielleicht ganz besonders Deutschland und Ikalien. 


ER aneire 
6. Schließlich teilte mir Herr Bonner mit, daß, während Herr v. Ribbentrop 
dazu neigte, anläßlich des letzten Interviews Herrn Coulondres mit Hitler (am 
26. August) grob zu sein, letzterer ganz ungewöhnlicherweise gelassen war.“ 
(DBFP VII Nr. 442) 


* 


In einem weiteren Telegramm berichtet er: „Zufolge dem Direktor für mili- 
tärische Operationen und Nachrichtenwesen: Zusammenziehung deutscher Divi- 
sionen gegen Polen; große Aktivität vom 18. — 22. August und nach diesem 
Datum mehr oder weniger eingestellt, wiederauflebend in der Nacht vom 26. auf 
27. und hält immer noch an. Die Schlußfolgerung ist, daß die einleitende Zusammen- 
ziehung als Einschüchterungsmaßnahme gedacht war, die fehlgeschlagen ist. Die 
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Deutschen sind nun dabei, die Anzahl erforderlicher Divisionen zusammenzuziehen, 
um ihren Angriff auf Polen zu beginnen. Man schätzt, daß diese Zusammenziehung 
Freitag oder Samstag (1. oder 2. September) beendet sein wird. Es liegen daher 
Gründe vor für die Annahme, daß der Angriff auf Polen nicht früher als gegen 
Ende dieser Woche stattfinden wird.“ (DBFP VII Nr. 443) 


* 


Sir Eric Phipps berichtet über einen Besuch beim Erzbischof von Paris. .... 
„Seine Eminenz erklärte, gerade weil Hitler so fanatisch und heftig wäre, müßten 
wir die Polen drängen, jedes Opfer zu bringen, das mit ihrer Ehre und mit ihrer 
nationalen Unabhängigkeit vereinbar sei. Er räumte ein, daß wir nicht möglicher- 
weise dabei stehen und zusehen könnten, daß die polnische Unabhängigkeit so 
unterminiert würde, daß Polen verschluckt werde wie Böhmen und Mähren. Er 
wiederholte jedoch, daß jede Anstrengung gemacht werden müßte, den Frieden 
aufrecht zu erhalten, nach dem sich alle Völker sehnten. ..... . Der Kardinal sieht 
bisher kein Anzeichen für eine Propaganda der Nazı oder Kommunisten zu dem 
Zwecke, zu versuchen, Zwietracht zu säen zwischen unseren beiden Ländern. Auch 
glaubt er nicht, daß solche Propaganda jetzt irgendwelche Aussicht auf Erfolg haben 
würde. Der Kardinal hat große Hoffnungen auf Mussolinis Wunsch, den Krieg 
zu vermeiden und auf des letzteren Einfluß auf Hitler. Er bedauert, daß die fran- 
zösische Regierung vor kurzem nicht mehr getan hätte, den Duce aus Hitlers 
Umarmung zu lösen...... ie (DBFP VII Nr. 444) 


* 


In einem Telegramm, das Lord Halıfax am Vormittag an Botschafter Sir Eric 
Phipps nach Paris sandte, teilte er diesem mit, daß er dem französischen Botschafter 
Corbin unter strikter Vertraulichkeit den Entwurf der Antwort an Hitler ge- 
zeigt habe. Er habe ihm gestattet, kurze Notizen zu machen, jedoch eingeschärft, 
daß es nötig sei, nur eine Umschreibung nach Paris zu senden und die französische 
Regierung aufmerksam zu machen, daß es von äußerster Wichtigkeit sei, die 
Mitteilung für sich zu bewahren... .. 2 (DBFP VII Nr. 445) 


Der deutsche Geschäftsträger in Paris teilte mit, daß der frühere Ministerpräsident 
Flandin die Wirkung des Führerbriefes als sehr gut bezeichnet habe, besonders 
das Beispiel Marseille habe gut eingeschlagen. Allerdings habe er gemeint, die 
Forderungen gegen Polen seien größer als bisher in Frankreich angenommen, 
und es fehle eine Erklärung, daß Polen ein unabhängiger Staat bleiben solle und 
daß ihm der Zugang zum Meer gewährleistet werde. (ADAP VI S. 310) 
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Ferner meldet der Geschäftsträger, daß in einer Auslassung der Havas-Agentur 
die Veröffentlichung des Briefwechsels mit Daladier als deutsche Propaganda, der 
deutsche Verzicht auf Elsaß-Lothringen als unerheblich und überflüssig bezeichnet 
werde. Die deutschen Forderungen stünden in Widerspruch mit der bisherigen 
deutschen Politik gegen Polen, die Mißhandlungen der Minderheiten seien über- 
trieben. „Auslassung ist in Tonart und Formulierung böswillig und wirkt heraus- 
fordernd.“ (ADAP VII S. 314) 


* 


In einem Bericht des Legationsrats Likus von der Dienststelle Ribbentrop heißt 
es: „Der Französische Botschafter Coulondre hat vertraulich einige Berliner 
Auslandsdiplomaten (darunter auch den Belgischen Botschafter) über den Verlauf 
seiner letzten Unterredung mit dem Führer in Kenntnis gesetzt. Es wäre eine 
außerordentlich ernste Aussprache gewesen, die außerdem auf beiden Seiten mit 
größter Offenheit geführt worden sei. In dieser Unterredung habe sich Coulondre 
von der absoluten Entschlossenheit Hitlers überzeugen müssen, auf der Grundlage 
seines Briefwechsels mit Daladier das deutsch-polnische Problem jetzt zu lösen. 
Der Führer habe in dieser Unterredung zugegeben, daß im Falle der Einmischung 
der Westmächte ein fürchterlicher Krieg in Europa entbrennen werde. Der Führer 
habe selbst ein durchaus pessimistisches Bild von den Wirkungen eines großen 
europäischen Krieges gegeben und dabei sogar auf die Möglichkeit hingewiesen, 
daß Trotzki der Gewinner sein könnte. Von Rußland habe der Führer nicht 
gesprochen. Coulondre habe versichert, er habe seinen persönlichen Eindruck wie 
auch den Eindruck des Gespräches mit dem Führer natürlich nach Paris weiter- 
geleitet. Er habe keine Hoffnung gezeigt, daß die Pariser Haltung dadurch noch 
beeinflußt werden könne.“ (ADAP VII S. 333/334) 


* 


Um 1 Uhr 30 telefonierte Göring den Schweden Dahlerus an und teilte ihm mit, 
daß Hitler Englands Standpunkt respektiert und dies, wie folgt, kommentiere. Mit 
Freude begrüße er Englands Wunsch, mit Deutschland zu einer friedlichen Ab- 
machung zu gelangen, stelle aber die Frage, ob die Engländer wünschten, dieses 
Übereinkommen in Form eines Vertrages oder Bündnisses zu treffen. Der Reichs- 
kanzler würde großen Wert darauf legen, ein wirkliches Bündnis zwischen Groß- 
britannien und Deutschland zustande zu bringen. Hitler respektiere Englands 
Entschluß, seine Garantie für Polen aufrechtzuerhalten und ebenso die englische 
Forderung auf internationale Garantie der polnischen Grenzen durch fünf Groß- 
mächte. Er akzeptiere den englischen Vorschlag, die Fragen Korridor und Danzig 
endgültig durch direkte Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen zu 
regeln. Ich atmete erleichtert auf, als ich hörte, daß Hitler keine Einwendungen 
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gegen eine internationale Garantie erhoben hatte und dem Vorschlag zu Ver- 
handlungen zwischen Deutschland und Polen mit Verständnis entgegenkam. Daß 
Hitler die internationale Garantie akzeptierte, mußte dahin gedeutet werden, 
daß er andersgeartete Absichten gegen Polen, wenn er solche gehabt hatte, zurück- 
stellte. 

Hitler hatte weiter den Vorschlag der englischen Regierung gebilligt, die 
Entscheidung über die Kolonien bis zur allgemeinen Demobilisierung und Norma- 
lisierung der Lage zu vertagen; er hatte auch seiner Überzeugung Ausdruck 
gegeben, daß die Engländer bei den damit zusammenhängenden Verhandlungen 
ihr Bestes tun würden, um eine befriedigende Lösung herbeizuführen. Zu dem 
Punkt, daß England das deutsche Anerbieten, mit der Wehrmacht das Britische 
Empire zu unterstützen, ablehnte, hatte Hitler nichts bemerkt. Göring schloß das 
Gespräch mit folgender Erklärung: „Unter der Voraussetzung, daß die morgen 
von Henderson zu überreichende Note sich mit dem Bericht deckt, den Sie eben 
über die Haltung der englischen Regierung gegeben haben, ist kein Anlaß gegeben, 
anzunehmen, daß auf friedlichem Weg eine Verständigung nicht zu finden sei. 
Indessen wünscht Hitler, daß die Note, die Henderson mitbringt, nicht veröffentlicht 
wird, ehe die deutsche Regierung von derselben Kenntnis genommen hat. Sollten 
sich eventuell einige kleinere Änderungen als wünschenswert erweisen, ist es 
besser, diese vorzunehmen, ehe die Note veröffentlicht wird. Hitler wünscht, daß 
diese Geheimhaltung auch in sich schließe, daß die Note dem Parlament nicht 
bekanntgegeben wird, ehe das Gespräch zwischen Hitler und Henderson statt- 
gefunden hat.“ Am Schluß sagte Göring, daß Hitler einen Hinweis aus Roosevelts 
Botschaft oder die amerikanische Einstellung in der Note nicht wünsche. Ich 
versprach, Hitlers Stellungnahme unverzüglich der britischen Botschaft mitzuteilen. 

Dahlerus traf sich in der britischen Botschaft mit dem Geschäftsträger Forbes und 
ging mit ihm alles durch, was Göring gesagt hatte. Dieser notierte es für seinen 
Bericht nach London und ließ sich noch von Dahlerus Erläuterungen geben. 

Um 5 Uhr 30 verließ er die Botschaft und fuhr zu Görings Hauptquartier. 

„Göring war ausgezeichneter Laune und äußerte seine Befriedigung darüber, 
daß Forbes die deutsche Stellungnahme genau notiert und nach London telegrafiert 
habe. Ich sprach auch mit mehreren seiner Mitarbeiter. Sie zeigten großes Inter- 
esse für meine Verhandlungen und schienen alle der Auffassung zu sein, die 
Göring selbst nachdrücklich hervorkehrte und die dahinging, daß der Krieg ver- 
mieden werden müsse. Göring berichtete mir mit großer Redefertigkeit über die 
strategische Lage und versuchte mir zu beweisen, wie unberechtigt der Verdacht 
sei, daß die deutschen Ansprüche auf Danzig und den Korridor eine Einkreisung 
polnischer Gebiete bedeuten sollten. 

Er äußerte weiter die Hoffnung, daß die Verhandlungen sich rasch entwickeln und 
eine baldige Entspannung bringen möchten. Nun, da die polnische Armeen auf- 
marschiert und die deutsche Mobilmachung beendet war, sei die Gefahr für 
Verwicklungen sehr groß. 
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Im weiteren Verlauf des Gesprächs äußerte Göring seine Freude darüber, daß die 
Möglichkeiten für eine Verständigung mit England gut zu sein schienen, und er 
hob den großen Nutzen hervor, den beide Länder aus einer künftigen Zusammen- 
arbeit ziehen würden. Er berichtete nochmals über sein nächtliches Gespräch mit 
Hitler und betonte, Hitler habe durch seine Zugeständnisse in gewissen Punkten 
wirklich gezeigt, daß er Friede und Verständigung wolle. Göring schloß damit, 
nachdrücklich die Bedeutung der deutschen Verpflichtung zu betonen, keine 
Macht zu unterstützen, die in einen Konflikt mit England zu kommen suchte, 
auch wenn es sich um Italien, Rußland oder Japan handelte. Dieser Standpunkt 
sei wiederum während seines Gesprächs mit Hitler in der Nacht zum Ausdruck 
gekommen. Er bat mich ausdrücklich darauf zu achten, daß dieser wichtige Faktor 
in Forbes’ Bericht so stark wie möglich hervorgehoben würde. Ich telephonierte 
sofort mit Forbes und berichtete ihm dies. Er versprach, meinen Bericht sofort 
nach London weiterzuleiten. (Dahlerus, $. 86 f.) 

Hoggan übernimmt unbesehen diese falschen Behauptungen von Dahlerus, 
obwohl er aus dem Bericht, den Forbes 6 Uhr 25 nach London richtete, feststellen 
konnte, daß dieser über eine so weitgehende Behauptung nichts berichtet hatte. 

(Hoggan 694) 


* 


Um 6.25 Uhr morgens sendet Geschäftsträger Sir Ogilvie-Forbes an Lord 
Halifax einen ausführlichen Bericht über die nächtliche Unterhaltung, in der ihm 
der Schwede Dahlerus von seinen Verhandlungen mit Göring erzählt hatte. 
Daraus geht mit größter Klarheit der deutsche Wunsch hervor, daß England dafür 
sorgen möge, daß so schnell wie möglich Verhandlungen zwischen Deutschland und 
Polen beginnen können. Ja Dahlerus glaubt sogar, „daß es von unendlihem Wert 
wäre, wenn die Antwort eine Feststellung enthielte, daß Großbritannien es Polen 
bereits nahegelegt habe, direkte Verhandlungen mit Deutschland aufzunehmen.“ 


(DB Nr. 112) 
* 


Um 12.40 Uhr erhält Lord Halifax ein Telegramm vom britischen Geschäftsträger 
Ogilvie-Forbes, in dem dieser meldet, daß der Schwede Dahlerus soeben aus Görings 
Amt telefonisch folgende Anregungen durchgegeben habe, die er für äußerst wichtig 
halte: 

„1. Britische Antwort an Hitler sollte keinerlei Bezugnahme auf Roosevelt-Plan 
enthalten..... 

2. Herr Hitler argwöhnte, daß die Polen versuchen werden, Verhandlungen aus 
dem Wege zu gehen. Antwort sollte deshalb eine klare Feststellung dahingehend 
enthalten, daß den Polen mit Nachdruck angeraten worden ist, sofort mit Deutsch- 
land einen Kontakt herzustellen und zu verhandeln.“ (DBFP VII Nr. 406) 
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Um 14 Uhr telefoniert Lord Halifax an Botschafter Kennard in Warschau: 

„1. Unsere vorgeschlagene Antwort an Herrn Hitler zieht eine klare Trennungs- 
linie zwischen der Methode, eine Abmachung über die deutsch-polnischen Diffe- 
renzen zu erzielen und der Natur der zu erreichenden Lösung. Bezüglich der 
Methode wünschen wir unsere klare Ansicht auszudrücken, daß direkte Bezie- 
hungen zu gleichen Bedingungen zwischen den Parteien den richtigen Weg dar- 
stellen. 

2. Die polnische Regierung genießt den Schutz des englisch-polnischen Vertrages. 

3. SMR machte es schon klar und wiederholte es in ihrer Antwort an Herrn Hitler 
heute, daß irgendein Übereinkommen über deutsch-polnische Differenzen Polens 
lebenswichtige Interessen sichern und durch internationale Garantie gesichert sein 
muß. 

4. Wir haben natürlich Berichte über Hitlers Antwort an Herrn Daladier ge- 
sehen, aber wir betrachten eine Andeutung von seiten der Polnischen Regierung, 
wonach sie bereit sei, direkte Besprechungen abzuhalten, keineswegs als ein still- 
schweigende Annahme von Hitlers Forderungen, die, wie oben dargestellt, auf 
Grund der von uns aufgeführten Grundsätze geprüft werden müßten. 

5. Da die polnische Regierung in ihrer Antwort an Präsident Roosevelt den 
Gedanken direkter Unterhandlung anzunehmen scheint, hofft SMR ernstlich, daß 
im Lichte der Betrachtungen, die in den vorhergehenden Paragraphen aufgestellt 
sind, die polnische Regierung Sie ermächtigt, der deutschen Regierung mitzuteilen, 
daß Polen bereit ist, sofort ın direkte Besprechungen einzutreten. 

6. Bitte bemühen Sie sich, Mr. Beck sofort zu sehen und die Antwort zu tele- 
fonieren (und sie zu wiederholen nach Berlin, Paris und Rom.“) 

Der eingeklammerte letzte Satzteil fehlt im britischen Blaubuch (Nr. 73) 

(DBFP VII Nr. 411) 


* 


Geschäftsträger Ogilvie-Forbes telefoniert um 14 Uhr an Lord Halifax, daß 
er aus einer höchst verläßlichen Quelle, die in enger und ständiger Berührung mit 
Hitler stünde, Informationen erhalten habe, daß dieser, obwohl er entschlossen 
sei, in den Krieg zu gehen, in gewissen Eventualitäten doch noch bereit sei, irgend- 
ein Bündnis mit Großbritannien von höchst umfassendem Charakter zu schließen. 
Der Informant sei Herr Hewel. (DBFP VII Nr. 412) 


* 


Nach den Akten des Foreign Office telefonierte Botschafter Kennard um 16 Uhr 
an Lord Halifax: 

„1. Oberst Beck ist sehr dankbar für die vorgeschlagene Antwort an Herrn 
Hitler und autorisiert SMR, der deutschen Regierung mitzuteilen, daß Polen 
sofort bereit ist, in direkte Verhandlungen mit Deutschland einzutreten. 
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2. Er würde sich jedoch freuen, zu gegebener Zeit zu erfahren, in welcher Form 
die internationale Garantie verwirklicht werden solle. Wiederholt nach Berlin, 
Parıs und Rom.“ 

(DBFP VII Nr. 420. Siehe Faksimile dieses Dokumentes im DB Nr. 113) 


* 


Um 18 Uhr wird vom Foreign Office die wirkliche britische Antwort der 
britischen Botschaft in Berlin telefonisch durchgegeben, nachdem ihr um 16 Uhr 40 
deren Zusendung mit dem Auftrag angekündigt war, eine deutsche Übersetzung 
anzufertigen. Gleichzeitig wurde der Botschaft mitgeteilt, daß Henderson um 17 Uhr 
von Croydon abfliege. Es solle für ihn um einen Termin beim Kanzler nachgesucht 
werden. (DBFP VII Nr. 421, 426 = DB Nr. 115) 


* 


Um 18 Uhr telegrafiert Lord Halifax an Botschafter Kennard: 

„1. Mein unmittelbar folgendes Telegramm (DBFP VII Nr. 431) enthält das 
wesentliche der Antwort auf Herrn Hitlers Mitteilung (vom 25. August 39), deren 
Art aus der Antwort genügend klar zu ersehen ist. (DB Nr. 114) 

2. Dieser Kern ist dem polnischen Botschafter gegeben worden, aber er wurde 
gebeten, es nicht verschlüsselt zu übermitteln. Der Botschafter wurde auch vom 
Inhalt meines Telegramms (DBFP VII Nr. 411 — 14 Uhr) an Sie informiert. Falls 
hierauf rechtzeitig eine günstige Antwort eingeht?) wird die Antwort an Herrn 
Hitler besagen, daß die polnische Regierung auf der vorgeschlagenen Basis in Dis- 
kussionen einzutreten. 

3. Der polnische Botschafter erkundigte sich, ob unsere Antwort irgend etwas 
über einen Burgfrieden enthielte. Das wurde verneint, aber Sir Henderson dürfte 
ersucht werden, Herrn Hitler nachdrücklich die Notwendigkeit des Aufhörens von 
Provokationen vorzustellen, wenn Diskussionen beginnen sollten. Der polnische 
Botschafter meinte, dies würde nützlich sein, da es wichtig wäre, jeden Eindruck 
von Schwäche zu vermeiden. Ich sagte, daß es der Hauptzweck unserer Mitteilung 
wäre, klarzumachen, daß es Krieg geben würde, wenn Herr Hitler versuchte, eine 
Regelung zu erzwingen. Der Botschafter sagte, daß sich in Bezug auf die Bestimmung 
der wesentlichen Interessen gewisse Schwierigkeiten ergeben könnten. Ich sagte, 
daß dies eine Sache wäre, die diskutiert werden müßte, falls Verhandlungen statt- 
fänden. 

4. Bitte informieren Sie sofort M. Beck. 

Wiederholt nach Paris.“ 

(Orig.-Anmkg. 5 hierzu: Dies Telegramm wurde augenscheinlich geschrieben vor 
Erhalt von Nr. 420) (DBFP VII Nr. 430 + Faksimile in DM Nr. 113) 


* 
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Kurz nach 18 Uhr schickt Lord Halifax an die britischen Botschafter in Washington, 
Paris, Warschau und Rom eine Telegramm mit dem angeblichen Hauptinhalt der 
britischen Antwort an Hitler. (DBFP VII Nr. 431 — DB Nr. 114) 


* 


Um 18.50 Uhr telegrafiert Lord Halifax an Botschafter Kennard in Warschau: 
„Wir hören von einer erstklassigen deutschen Quelle (Dahlerus), daß die deutsche 
Armee in der endgültigen Lage in der Nacht von Mittwoch auf Donnerstag (30./31. 
August) sein wird. Aber dieses schließt einen früheren Angriff vor diesem Datum 
nicht aus. Hauptangriffsrichtung wird auf Warschau sein von Ostpreußen und der 
Slowakei. 

Bitte benachrichtigen Sie Mr. Beck sofort streng vertraulich und sagen ihm, 
obgleich die Nachricht nicht mißachtet werden sollte, es natürlich beabsichtigt sein 
könnte, weitergegeben zu werden, um uns einzuschüchtern und zu täuschen.“ 

(DBFP VII Nr. 435) 


* 


In einem weiteren Telegramm bemerkt er eine halbe Stunde später: „Ich weiß 
gar nicht, was genau in Hitlers Ausführungen an Sir Henderson (am 25. August) 
die polnische Regierung dazu geführt hat, letzte Nacht diese Mobilmachungsmaß- 
nahmen zu ergreifen.“ (DBFP VII Nr. 436) 


* 


Geschäftsträger Sir Ogilvie-Forbes telegrafierte an Lord Halifax eine zusätzliche 
Information über deutsche militärische Bewegungen, die offenbar von Dahlerus 
stammt. (DB Nr. 113.) 


* 


Botschafter Henderson wurde um 22 Uhr 30 von Adolf Hitler zur Entgegen- 
nahme der britischen Antwort empfangen. (DB Nr. 115) 

Die deutsche Aufzeichnungen über die Aussprache ist im DB Nr. 116, die ver- 
schiedenen Berichte Hendersons im DB Nr. 117 a — d enthalten. Wie die Heraus- 
geber der ADAP in einer Anmerkung zum Dokument Nr. 384 vermuten, bezieht 
sich dieses (DB Nr. 116) offenbar auch auf die Unterredung, die bei Übergabe der 
deutschen Antwort am folgenden Tage zwischen Hitler und Henderson stattfand 
und über die eine gesonderte Aufzeichnung. ... . - nicht aufgefunden worden ist. 
Wahrscheinlich besteht diese Behauptung zu Recht, doch ist diese Frage nicht von 
nennenswerter Bedeutung. 


Zusätzlich berichtet Staatsminister Meißner in seinen Erinnerungen: 
(Meißner, Staatssekretär, S. 502 f.) 


388 


28. August 1939 


„Als ich nach diesem Empfang den Botschafter Henderson, mit dem ich in guten 
persönlichen Beziehungen stand, vom Arbeitszimmer des Führers und Reichs- 
kanzlers zum Portal der Reichskanzlei zurückbegleitete, wies er mich in ernsten 
und eindringlichen Worten darauf hin, daß diese britische Antwort es Hitler 
erleichtern solle, wenn er ernstlich einen Krieg vermeiden wolle, den Ausweg aus der 
Krise zu finden; es könne gar kein Zweifel darüber bestehen, daß, falls Deutschland 
in Polen einmarschiere, Großbritannien und Frankreich sofort dem Reiche Krieg 
erklären würden; der Reichskanzler scheine aber immer noch nicht hiervon über- 
zeugt zu sein; das wäre ein schicksalsschwerer Irrtum; Großbritannien würde für 
immer in der Welt das Vertrauen in seine Bündnistreue verlieren, wenn es nicht 
unverzüglich und mit allen seinen Kräften seinem Bundesgenossen Polen zu Hilfe 
käme; die nationale Ehre des englischen Volkes stünde auf dem Spiele; das eng- 
lische Volk stünde trotz aller Friedensliebe geschlossen hinter seiner Regierung. 
Er bat mich, den Führer nochmals hierauf hinzuweisen. — Als ich Hitler unmittelbar 
darauf über diese Unterhaltung in Gegenwart Ribbentrops berichtete, hatte er 
nur ein stummes Achselzucken zur Antwort, dem er, schon im Weggehen, die 
Bemerkung folgen ließ: „Sie werden es sich noch überlegen!“ Ribbentrop stimmte 
ihm kopfnickend zu.“ 


* 


Der amerikanische Historiker Tansill ist der Auffassung, daß der letzte Satz der 
britischen Antwort (DB Nr. 115) einen unheilverkündenden Klang habe. „Er verriet, 
daß das britische Kabinett in dem Maße, wie sich Hitler nach dem 25. August ver- 
söhnlicher zeigte, in seiner Entschlossenheit, hinter Polen zu stehen, fester wurde.“ 

(Tansill S. 587) 


* 


Admiral Drax, der Chef der britischen Militärmission schimpft jetzt, da die 
russischen Trauben ganz und gar unerreichbar geworden sind, in einem Abschluß- 
bericht auf die Russen und unterlegt ihrer Verhandlungstaktik alle möglichen 
schlechten Absichten. „Ich meine deshalb, daß es auf lange Sicht gesehen, sich nur 
als ein Glück erweisen wird, daß sie mit den Deutschen paktierten und nicht mit 


uns. (Freund, III S. 128) 
* 


Der deutsche Geschäftsträger in Washington meint in einem längeren Bericht 
über die zukünftige Haltung Roosevelts: Er wird alles tun, um die Niederlage 
Englands und Frankreichs zu verhindern und die totalitären Regierungssysteme, be- 
sonders das deutsche, zu Fall zu bringen. Er und die Regierungen halten es nicht 
für wahrscheinlich, daß die sofortige Niederringung Englands und Frankreichs 
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durch Deutschland gelingen wird. Man erwartet vielmehr langen Zermürbungskrieg. 
Die Möglichkeit, daß Deutschland die Blockadefolgen durch Zufuhr aus Rußland 
aufheben kann, wird nicht hoch eingeschätzt. Amerika wolle militärisch inter- 
venieren, falls England und Frankreich in die Gefahr einer Niederlage geraten oder 
voraussichtlich auch, falls sichere Aussicht auf englisch-französischen Endsieg be- 
stehe. Die zur Intervention erforderliche Stimmung im Volk würde im gegebenen 
Augenblick rücksichtslos mit allen Mitteln erzeugt werden. Kriegswichtige Roh- 
stoffe, Maschinen und Geräte würden England und Frankreich in unbeschränkter 
Menge sofort zur Verfügung stehen. Da dies mit der Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
verbunden wäre, sei keine Opposition zu erwarten. (ADAP VII S. 315) 


* 


Anläßlich einer telefonischen Unterhaltung sagte der deutsche Botschafter in 
Moskau dem Reichsaußenminister, daß die Nachricht von der angeblichen Zurüc- 
nahme sowjetischer Truppen von der polnischen Grenze falsch sei, worauf der 
Reichsaußenminister bat, darauf hinzuwirken, daß diese Nachricht möglichst ein- 
dringlich in folgender Form dementiert werde: „Wie sich von selbst versteht, sind 
die Sowjettruppen unserer Westfront nicht geschwächt, sondern verstärkt worden.“ 


(ADAP VII S. 322) 
* 


Lord Halifax kündigt in einem Telegramm Botschafter Loraine an, daß die 
Antwort SMR an Hitler heute fertig gestellt werden würde und ihm unverzüglich 
der volle Inhalt der Note mitgeteilt werde. Halifax machte dann wiederum klar, 
daß ein deutscher Einfall in Polen das britische Eingreifen nach sich ziehe. 

(DBFP VII Nr. 409) 

Lord Halifax übersendet an Botschafter Loraine die Fassung der britischen 
Antwort an Hitler (DBFP VII Nr. 431), die nur das wesentliche enthält, obwohl 


er eine Fassung mit dem vollen Inhalt zugesagt hat. 
(DBFP VII Nr. 427) 


* 


Botschafter Loraine übersendet an Lord Halifax Informationen, die ihm aus 
einer zuverlässigen Quelle zugegangen seien. (DB Nr. 118) 

Botschafter Loraine berichtet Lord Halifax, daß ihm Graf Ciano mitgeteilt habe, 
der italienischen Regierung sei nichts von einem deutsch-russischen Übereinkommen 
für eine Teilung Polens bekannt und neige nicht zu dem Glauben, daß es ein 
solches gäbe. Mussolini und er hielten es jedoch für vollkommen wahrscheinlich, 
daß, falls ein Krieg ausbreche und Polen geschlagen werde, Hitler es teilen werde 


390 


28. August 1939 


und es ihm nicht schwer fallen würde, in dieser Sache zu einem Übereinkommen 
mit Rußland zu gelangen. Mussolini habe ihn gebeten, ihm zu versichern, daß er 
in Berlin alles tun werde, was er könne, um die Deutschen zu überreden, einer 
Politik der Verhandlung zuzustimmen und er hoffe, daß SMR gleichlaufend ihren 
gesamten Einfluß in Warschau in die Waagschale werfen werde, „um Polen zu 
einer gemäßigteren und vernünftigeren Geisteshaltung zu bringen.“ Als er Graf 
Ciano fragte, ob Mussolini irgendeinen ähnlichen Rat in Warschau gäbe, habe ihm 
dieser geantwortet: „Nein, weil Polen nicht auf das hören will, was wir sagen.“ 
(DBFP VII Nr. 434) 


* 


Botschafter Loraine telefoniert um 22.20 Uhr an Lord Halifax, daß Graf Ciano 
mit ihm in freundschaftlichster Weise gesprochen habe, jedoch wirklich beunruhigt 
sei über das, was heute abend in London besonders durch „Evening Standard“, 
„Evening News“ und „Star“ hinsichtlich Italiens Haltung im Kriegsfalle veröffent- 
licht worden sei und besage, daß Italien neutral bleiben könne und einen Abfall 
von seinem Verbündeten andeute und daß es, wenn es am Kriege teilnehme, ent- 
weder vernichtet werden oder zu einem Knecht Deutschlands werden würde. Graf 
Ciano bitter, daß dies verhindert werden möge, denn es sei gerade das, was 
Mussolini ärgere und ihn dazu bringen würde, das Steuer herumzureißen und 
einen Vergleich anzustreben. Er habe ihm versprochen, das äußerste zu tun, daß 
die englische Presse davon abgeschaltet werde, Italiens Haltung zu besprechen. Er 
wiederholte diese Bitte mit aller Eindringlichkeit, denn eine Fortsetzung derartigen 
Kommentars sei vollkommen imstande, alles zu zerstören, was bisher unter 
schwierigen Umständen erreicht worden sei. Es sei lebensnotwendig, eine Methode 
zu finden, die Presse davon abzuhalten, die politische Tätigkeit der Regierung hin- 
sichtlich Italiens zunichte zu machen. Diese Ausführungen beweisen, daß es nicht 
zutraf, wenn die britische Regierung gegenüber der deutschen behauptete, sie könne 
der britischen Presse keine Vorschriften machen. (DBFP VII Nr. 440) 


* 


Der italienische Botschafter fragte Staatssekretär v. Weizsäcker am Telefon, ob 
er ihm den Test der Mitteilung Hitlers an Chamberlain geben könne. Dieser er- 
widerte, daß seines Wissens nur eine mündliche Aussprache zwischen Hitler und 
Henderson stattgefunden habe. Einen Brief Hitlers an Chamberlain kenne er 
nicht. Attolico habe sich damit zufrieden gegeben. (ADAP VII Nr. 398) 


* 


Graf Ciano: „Wir haben keine unmittelbare Berührung mit Berlin, wo Weiz- 
säcker zu Attolico sagte, es gebe keine schriftliche Mitteilung des Führers an 
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die Engländer, die uns den Ton ihrer Antwort mitteilten, welche Henderson heute 
abend nach Berlin bringen wird. Noch einmal haben sie den Duce gebeten, sich 
für den Frieden zu verwenden, aber ich glaube nicht, daß es möglich ist, mehr zu 
tun als wir getan haben. Wir könnten uns von den Deutschen eine unangenehme 
Antwort zuziehen. Der Duce ist jetzt in recht heiterer Stimmung, wie immer, 
nachdem er einen Entschluß gefaßt hat. Er will das Wort „Neurralität“ nicht aus- 
sprechen, aber er hat trotzdem diese Haltung entschlossen angenommen. Er be- 
ginnt sogar zu hoffen, daß der Zusammenstoß der anderen hart, lange und blutig 
werde; darin erblickt er die Möglichkeit großer Vorteile für uns. 

In der Nacht schickt mir Percy Loraine eine Zusammenfassung der englischen 
Antwort. Sie ist nicht böse, sie läßt die Türe für viele Möglichkeiten offen. Ander- 
seits hat dies Verhalten Englands Polen verständigungsbereiter gemacht, und das ist 
vielleicht der Schlüssel zur Lage.“ 


Lüge, Täuschung und Fälschung um die britische Antwort vom 28. August 1939 


Besondere Befriedigung und neue Friedenshoffnungen erweckte bei der deut- 
schen Regierung zunächst jene Stelle in der Note der britischen Regierung, in der 
sie behauptete: 

„SMR hat bereits eine definitive Zusicherung von der polnischen Regierung 
erhalten, daß sie bereit ist, auf dieser Grundlage in Besprechungen einzutreten, 
und SMR hofft, daß die deutsche Regierung ihrerseits ebenfalls bereit sein würde.“ 

(DB Nr. 115) 


Man war daher umsomehr enttäuscht, daß in den darauffolgenden Tagen in der 
tatsächlichen polnischen Haltung nicht das geringste von einer wirklichen Ver- 
handlungsbereitschaft Polens zu bemerken war. 

Als nun 1939 kurz nach Kriegsausbruch das britische Blaubuch erschien, war man 
im Auswärtigen Amt erstaunt, daß von dieser polnischen Zusage nichts darin 
zu finden war, obwohl Premierminister Chamberlain in seiner Rede vom 1. 9. 
behauptet hatte, das britische Blaubuch enthalte alle wichtigen Dokumente. 

Kurz darauf wurde in einer Verlautbarung des Auswärtigen Amtes vom 27. No- 
vemer 39 (Rote Erde vom 28. 11. 39) neben anderen Mängeln auf das Fehlen eines 
so wichtigen Dokumentes hingewiesen und der britischen Regierung scharfe Vor- 
würfe gemacht: „Auf Grund dieser Sachlage können wir nunmehr feststellen, daß 
die britische Behauptung vom 28. August, die britische Regierung hätte eine 
definitive Zusicherung der Bereitschaft der polnischen Regierung zu direkten Be- 
sprechungen in der Hand, eine glatte Lüge gewesen ist. Die britische Regierung 
hatte in diesem Zeitpunkt nichts in der Hand. Sie hatte lediglich an Polen wie an 
Deutschland einen Vorschlag gerichtet, dabei aber ihren Vorschlag an Polen so 
verklauseliert, daß für die polnische Regierung nicht nur die Möglichkeit bestand, 
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diesen Vorschlag abzulehnen, sondern sie geradezu eine Aufforderung zur Ableh- 
nung darin erblicken mußte. Somit ist erwiesen, daß das im Endstadium der 
Krise wichtigste britische Memorandum auf einer Fälschung aufgebaut war ” 


Da diese Sache der britischen Regierung höchst peinlich war, brachte die „Times“ 
in der Zeit zwischen dem 28. 11. und 8. 12. 39 eine Rechtfertigung. Dazu bemerkte 
die „Frankfurter Zeitung“ vom 9. 12. 39: „Den Vorwurf will die „Times“ mit 
einem Telegramm des Warschauer britischen Botschafters Kennard an Lord Halifax 
vom 27. August entkräften. In Wirklichkeit bezog sich dieses Telegramm aber gar 
nicht auf die im Vordergrund stehenden Hauptfragen (Danzig und Korridor), 
sondern auf britische Anfragen über die Stellung der polnischen Regierung zu 
der Frage eines Bevölkerungsaustausches und zu der Frage der Entsendung von 
neutralen Beobachtern. Selbst auf diese Anfragen hat das Telegramm Kennards keine 
klare Antwort gegeben. Von einer Zustimmung der polnischen Regierung zu direk- 
ten Verhandlungen war in dem erwähnten Telegramm überhaupt nicht die Rede. 
Hätte eine solche Zustimmung vorgelegen, so wäre es völlig sinnlos gewesen, daß 
Lord Halifax am 28. August (also am Tage nach dem Eingang des erwähnten 
Kennard-Telegramms) um 14 Uhr nochmals die Frage vorlegte, ob ‚Polen bereit ist, 
sofort in direkte Verhandlungen mit Deutschland einzutreten‘. Um 14 Uhr ist 
diese Anfrage abgesandt worden. Das englische Blaubuch verzeichnet keine Antwort 
darauf.“ 


Dieser Entlastungsversuch der Times war also kläglich mißlungen. Er veranlaßte 
offenbar die in London residierende polnische Exilregierung, in ihrem, erst Anfang 
1940 erschienenen Weißbuch unter der Nr. 96 folgende Mitteilung des Außen- 
ministers Beck an die polnischen Botschafter in London und Paris zu veröffent- 
lichen: „Der britische Botschafter hat mich über die Antwort, die Herrn Hitler 
erteilt werden soll, zu Rat gezogen. Ich habe zugestimmt, daß die Reichsregierung 
benachrichtigt werde, Polen sei zu Verhandlungen bereit. Gleichzeitig habe ich 
nähere Angaben darüber gewünscht, was die Britische Regierung unter dem Aus- 
druck ‚internationale Garantie‘ verstehe. Ich ersuche Sie, die ganze Frage dieser 
Beratung als streng vertraulich zu behandeln.“ 


Darin ist die Behauptung unwahr, daß die britische Regierung ihre Antwortnote 
in Beratung mit der polnischen Regierung fertiggestellt habe. Abgesehen davon 
wird in diesem Telegramm nur gesagt, daß Beck ‚zugestimmt habe, daß die Reichs- 
regierung benachrichtigt werde, Polen sei zu Verhandlungen bereit‘. Keinesfalls 
bedeutet diese raffinierte Formulierung Beck’s, daß Polen tatsächlich zu wirklichen 
Verhandlungen mit Deutschland bereit sei, sondern nur, daß sie zustimme, daß man 
diese angebliche Bereitschaft der deutschen Regierung mitteile. Später noch mehr 
zu diesem „Telegramm“. 


Als Ribbentrop im Nürnberger Prozeß die Vorlage des Dokumentes mit der 
angeblichen definitiven polnischen Zusicherung beantragte, wurde diesem Antrag 
nicht stattgegeben. (Ribbentrop, Zwischen London und Moskau, S. 189.) 
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Erst als 1954 die „Documents on British foreign Policy“ veröffentlicht wurden, 
fand man in Bd. VII. unter der Nr. 420 ein Dokument folgenden Inhalts: 


„Sir H. Kennard (Warschau) an Viscount Halifax 
(Empfangen August 28. 4 Uhr nachmittags) 
Nr. 343 Telegrafisch: durch Telefon 
Warschau, 28. August 1939 

Ihr Telegramm Nr. 314 — 411 

1. Oberst Beck ist sehr dankbar für die vorgeschlagene Antwort an Herrn Hitler 
und bevollmächtigte SMR, der deutschen Regierung mitzuteilen, daß Polen 
sofort bereit ist, in direkte Verhandlungen mit Deutschland einzutreten. 

2. Er würde sich jedoch freuen, zu gegebener Zeit zu erfahren, ın welcher Form die 
internationale Garantie verwirklicht werden solle. Wiederholt nach Berlin, 
Paris und Rom.“ (s. Faksimile dieses Dokuments, DB Nr. 113) 
Drei Tatsachen erweckten nun den Verdacht, daß dieses Dokument nicht echt, 

sondern nur nachträglich fabriziert sein könne: 

1. Die Erwägung, warum die englische Regierung, nachdem sie sich schon seit 
drei Tagen mit der Antwort an Hitler beschäftigte, erst im letzten Moment 
die polnische Zusicherung zu erhalten sucht, indem sie um 14 Uhr ihren Bot- 
schafter beauftragte, diese Bereitschaftserklärung zu beschaffen: „Bitte bemühen 
Sie sich, Herrn Beck sofort zu sehen, und melden Sie mir telefonisch seine 
Antwort.“ 

2. Es war völlig unmöglich, daß Kennard in der knappen Zeit von nur zwei 
Stunden (14 — 16 Uhr) diesen Auftrag bei Beck ausgeführt haben konnte. 

3. Professor Freund gab ausgerechnet für dieses wichtige Dokument keine Quelle 
an. (Freund III S. 306) 


Er hält es aber für echt genug, um auf $. 295 gewichtig zu dozieren: „Die Mit- 
teilung, daß Polen zu solchen direkten Gesprächen bereit sei, muß noch nach- 
träglich in die bereits fertige Antwortnote an Hitler eingefügt werden.“ 

(S. auch Freund III S. 307) 


Die Wirklichkeit war aber anders! 

Wie sich aus den beiden Dokumenten DBFP VII Nr. 402 und Nr. 406 (vom 
28. 8.) mit aller Deutlichkeit ergibt, hatte Dahlerus der britischen Regierung völlig 
klarmachen lassen, welch großen Wert die deutsche Regierung darauf lege, daß die 
polnische Regierung von der britischen zur Verhandlungsbereitschaft gedrängt 
werde. Statt diese bescheidene Anregung zu befolgen, ging sie darüber hinaus und be- 
hauptete völlig wahrheitswidrig in ihrer Note, sie besäße schon eine definitive 
polnische Zusage. 

Als Henderson gegen 17 Uhr London verließ und die britische Botschaft von 
seinem Eintreffen am Abend durch Lord Halifax verständigt wurde, hatte er die 
fertige Note der britischen Regierung nicht dabei, wie Chamberlain und Henderson 
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sowie alle Historiker fälschlich behaupten, denn eine Antwort Kennards war noch 
nicht da. Diese war auch dann noch nicht da, als um 18 Uhr die Antwortnote vom 
Foreign Office der Botschaft in Berlin telegrafisch übermittelt wurde (DBFP VII 
Nr. 426). Diese Fassung war ausdrücklich nur für die Berliner Botschaft zur 
späteren Weiterleitung durch Henderson an die Reichsregierung bestimmt. 

(DB Nr. 115) 

Ebenfalls um 18 Uhr telegrafierte Lord Halifax an Kennard (Faksimile in DB 
Nr. 113); (DBFP VII Nr. 430). Er kündigte ihm an, daß das unmittelbar folgende 
Telegramm (DBFP VII Nr. 431); (DB Nr. 114) das Wesentliche der Antwort 
an Hitler enthalte und daß dieser Kern auch dem polnischen Botschafter Raczynski 
mit dem Rat übergeben worden sei, ihn nicht verschlüsselt zu übermitteln. 

Weiter bemerkt Lord Halifax: „Der Botschafter wurde auch vom Inhalt meines 
Telegramms (DBFP VH Nr. 411 — 14 Uhr) an Sie informiert. Falls hierauf 
rechtzeitig eine günstige Antwort eingeht, wird die Antwort an Herrn Hitler 
besagen..... 

In Anmerkung 5 wird dem Leser bestätigt: „Dies Telegramm wurde augen- 
scheinlich geschrieben vor Erhalt von Nr. 420.“ Dieses Telegramm Nr. 420 war aber 
Kennard’s Telegramm, in dem er um 16 Uhr Beck’s Zustimmung telefonisch mit- 
geteilt haben soll. Wenn also Lord Halifax erst um 18 Uhr an Kennard telegrafiert: 
„Falls hierauf eine günstige Antwort eingeht“, kann diese Antwort nicht schon um 
16 Uhr in London gewesen sein. 


Kurz nach 18 Uhr wurde dieser dem polnischen Botschafter Raczynski mitgeteilte 
Kern an die britischen Botschafter in Washington, Warschau, Paris und Rom gesandt. 
Darin fehlt die Behauptung von der polnischen Zusicherung einer Verhandlungs- 
bereitschaft überhaupt und in Absatz 5 wird nur mitgeteilt, daß bei der polnischen 
Regierung Vorstellungen erhoben wurden, um eine entsprechende Bereitschafts- 
erklärung zu erlangen. (DB Nr. 114) 

Von der angeblich schon um 16 Uhr empfangenen Bereitschaftserklärung Polens 
durfte offenbar außer der Reichsregierung niemand etwas erfahren. 

Wie wenig Polen „verhandlungsbereit“ war, beweist Kennards Telegramm, in dem 
er um 17.15 Uhr Lord Halifax meldete, daß Polen weitere Einheiten mobilisiert 
habe bezw. mobilisieren würde. (DBFP VII Nr. 424) 

Auch in seinem Telegramm, in dem er am 29. August früh 3.44 Uhr über sein 
Gespräch am 28. 8 mit Beck nach London berichtete, war mit keiner Silbe von 
der angeblichen polnischen Verhandlungszusage die Rede, obwohl gerade diese 
Zusage als Sensation zu bewerten gewesen wäre und es daher völlig unwahrscheinlich 
ist, daß sie nicht erwähnt worden wäre, wenn sie tatsächlich gegeben wurde. Ganz 
im Gegensatz zu der angeblichen Verhandlungsbereitschaft steht die in Absatz + 
dieses Dokuments erwähnte Tatsache, daß Beck Kennard gegenüber erklärte, daß 
die polnische Regierung militärische Gegenmaßnahmen angeordnet habe. 


(s. Dokument Nr. 456) 
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Ja im Hinblick darauf, daß Kennard in diesem Bericht nichts von der angeblichen 
Zusage erwähnte, muß es sogar als wahrscheinlich gelten, daß er auch den fran- 
zösischen Botschafter Noel angelogen hatte, als er diesem gegen 20 Uhr erklärte, 
er habe soeben von Beck eine Zustimmung zur britischen Anfrage erhalten. Noel 
hat dies im Dokument FGB Nr. 280 um 20.10 Uhr nach Paris berichtet. 

In dem Telegramm, in dem Lord Halifax Kennard um 14 Uhr aufforderte, Beck 
sofort aufzusuchen und dessen Antwort telefonisch zu melden, heißt es am Schluß: 
„und sie zu wiederholen nach Berlin, Paris und Rom.“ Dieser Schlußauftrag fehlt 
im britischen Blaubuch (Nr. 73). Der „gehorsame“ Kennard meldete daher prompt 
„um 16 Uhr“, daß er seine Antwort nach Berlin, Paris und Rom wiederholt habe. 
(wohl auch telefonisch?) Es ist nun auffallend, daß von dieser sensationellen Nachricht 
an die drei Botschafter trotzdem nicht das geringste in der ganzen Literatur auf- 
zufinden ist. 

Noch ein höchst beachtenswerter Umstand darf nicht unerwähnt bleiben. Be- 
kanntlich war um 18 Uhr nach Warschau auch nur der Kern der britischen Antwort 
übermittelt worden (DBFP VII Nr. 431). Aber in den englischen Akten befindet sich 
unter DBFP VII Nr. 463 ein Protokoll des Beamten Jepp vom Foreign Office, 
daß er am 29. August 12.30 Uhr eine Abschrift des Textes der britischen Antwort- 
note vom 28. August an den polnischen Botschaftsrat in London mit der aus- 
drücklichen Verpflichtung übergeben habe, dieses Dokument absolut vertraulich 
zu behandeln. Dieser Weg war völlig außergewöhnlich, denn die britische Regierung 
hat sich immer nur ihres Botschafters in Warschau bedient, wenn sie etwas der 
polnischen Regierung übermitteln wollte. 

Nach der Anmerkung Nr. 1 zu diesem Dokument soll es sich angeblich um die 
gleiche Fassung gehandelt haben, die am Vortage der Reichsregierung zugeleitet 
worden war. 

Der Umstand, daß Lord Halifax offenbar vergessen hatte, daß er mit dem 
Dokument DBFP VII Nr. 430 schon am Tage zuvor (28. August) Botschafter 
Kennard vom Besuch des polnischen Botschafters in London berichtet hatte, führte 
dazu, daß er am 29. August in Dokument DBFP VII Nr. 497 nochmals Raczynskis 
Besuch schilderte. Dem aufmerksamen Leser wird bei diesem Dokument auffallen, 
daß Lord Halifax fand, daß Raczynski „etwas außer Fühlung mit seiner Regierung 
zu sein schien“ und daß er gar keine Anstalten machte, seinen Auftrag auszuführen, 
den ihm sein Chef angeblich gegeben hatte, nämlich Lord Halifax zu fragen, was 
die britische Regierung unter dem Ausdruck „internationale Garantie“ verstünde. 
Er kann daher die fragliche Mitteilung Becks gar nicht empfangen haben. Damit 
erklärt sich auch der eigenartige Umstand, daß Beck noch am 31. 8 mittags in der 
offiziellen polnischen Antwort (DB Nr. 136) unter Punkt 4 um Aufklärung über 
die Frage bittet, was die britische Regierung unter Internationaler Garantie ver- 
stehe. So lange die polnische Regierung auf diese grundsätzliche Frage keine Antwort 
erhalten habe, müsse sie sich ihren Standpunkt vorbehalten. 
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Es steht also fest, daß die Behauptung der britischen Regierung, sie habe von der 
polnischen Regierung eine definitive Zusicherung, verhandlungsbereit zu sein, un- 
wahr gewesen ist. 


Eincrlei, welchen dunklen Zwecken diese unwahre Behauptung dienen sollte, so 
dürfte kein Zweifel bestehen, daß ohne sie Hitler in seiner Note vom 29. August 
keinen so nahen Termin für die deutsch-polnischen Verhandlungen bestimmt hätte. 
Wäre sie aber wahr gewesen, dann hätte für Polen gar kein Grund bestanden, sich 
gegen den Beginn solcher Verhandlungen zu sträuben, vorausgesetzt allerdings, daß 
es überhaupt etwas davon rechtzeitig erfahren hätte, daß Hitler in der Note vom 
29. August die Erwartung eines polnischen Bevollmächtigten für den 30. August 
ausgesprochen hatte. 


Hoggan (700) macht es sich entschieden zu leicht, wenn er zu diesem Komplex 
ausführt: „Kennard war entschlossen, einem möglichen Druck Englands auf Polen 
zuvorzukommen, indem er non chalant und ohne sich auf Tatsachen berufen zu 
können, noch am gleichen Nachmittag antwortete, Beck sei durchaus bereit, die 
Verhandlungen mit Deutschland sofort aufzunehmen. Das Fehlen aller Einzel- 
heiten über besondere Vorschläge für eine Regelung ließ Halifax deutlich erkennen, 
daß keine britische Demarche in Warschau stattgefunden hatte.“ Hoggan machte 
sich also nicht die geringste Mühe, mit Gründlichkeit zu untersuchen, warum die 
beiden Telegramme betreffend die angebliche polnische Verhandlungsbereitschaft 
nicht als echte Quellen bewertet werden können; er braucht sich daher auch nicht 
zu wundern, daß ihm seine Kritiker immer wieder vorwerfen, daß er diese beiden 
Telegramme völlig unterschlage. 

Dann ist es mir auch völlig unbegreiflich, daß Hoggan bei seiner „wissenschaft- 
lichen Forschungsarbeit“ nicht entdeckte, daß die Engländer am 28. August mit zwei 
Fassungen ihrer Antwort an Deutschland operierten. 

Es widerspricht auch den vorgetragenen Tatsachen, das ganze Betrugsmanöver 
Botschafter Kennard in die Schuhe zu schieben, denn es konnte in seinem ganzen 
Umfang nur von Lord Halifax und der britischen Regierung inszeniert werden. 


Das unverschlüsselte Telegramm 


Manchem Leser wird aufgefallen sein, daß Lord Halifax in dem Telegramm 
(DBFP VII Nr. 430 + DB Nr. 113), in dem er um 18 Uhr Botschafter Kennard 
die Übersendung des Textes der angeblichen Antwort an Hitler (DB Nr. 114) vor- 
ankündigte, diesem ausdrücklich mitteilte: 

„2. Dieser Kern ist dem polnischen Botschafter gegeben worden, aber er wurde 
gebeten, es nicht verschlüsselt zu übermitteln“. 

An und für sich war es schon bemerkenswert, daß der Text der angeblichen 
Antwort an Hitler auf zwei Wegen nach Warschau übermittelt werden sollte, doch 
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mußten der besondere Hinweis an Botschafter Raczynski, das Telegramm „nicht 
verschlüsselt“ zu übersenden, und die ausdrückliche Unterrichtung Kennards davon, 
Mißtrauen erwecken. 

Der Leser wird sich nun erinnern, daß in dem Bericht, den Geschäftsträger Sir 
Ogilvie-Forbes früh 6 Uhr 25 (London an 9 Uhr 30) über seine Unterredung mit 
Dahlerus an Lord Halifax geschickt hatte, Punkt 5 lautete: 

„Feldmarschall Göring bittet nach Rücksprache mit Herrn Hitler, daß die 
britische Antwort weder veröffentlicht noch im Parlament mitgeteilt würde, bis 
Hitler Zeit gehabt habe, sie zu kommentieren und möglicherweise Modifizierungen 
vorzuschlagen.“ (DB Nr. 112) 

Völlig klar aber werden dem Leser die Zusammenhänge, wenn er das sorgfältig 
durchliest, was Premierminister Chamberlain am 29. August im Unterhaus zum 
Thema „Presse“ zu sagen hatte: 

„Etwas möchte ich in diesem Augenblick hinsichtlich der Presse sagen. Ich halte 
es für nötig, der Presse noch einmal dringend nahezulegen, äußerste Zurückhaltung 
zu beobachten zu einer Zeit, wo es durchaus möglich ist, daß ein paar wenige 
gedankenlose Worte in einer vielleicht gar nicht besonders wichtigen Zeitung 
die gesamte Anstrengungen der Regierung zur Herbeiführung einer befriedigenden 
Lösung zum Scheitern bringen können. Ich habe gehört, daß ein Bericht, der sich 
als wörtliche Beschreibung der Mitteilung der Britischen Regierung an Herrn Hitler 
gibt, gestern nacht oder heute morgen in ein anderes Land telegraphiert wurde. 
Ein solcher Bericht kann bloß von A bis Z eine Erfindung sein. Es ist, wie ich 
denke, sehr bedauerlich, daß Journalisten in Ausübung ihres Berufes solche 
Verantwortungen auf sich zu nehmen wagen, Verantwortungen, die nicht nur sie 
selbst, sondern auch die Einwohner vielleicht aller Länder der Welt berühren. 

Bars“ Ich würde dem Haus sehr gern den Inhalt der mit Herrn Hitler aus- 
getauschten Mitteilungen in vollem Umfang enthüllen, wenn ich könnte, aber die 
ehrenwerten Mitglieder werden verstehen, daß in einer so äußerst heiklen Situation 
und wenn so schwere Entscheidungen unsicher auf der Wagschale liegen, es nicht 
im allgemeinen Interesse ist, diese vertraulichen Mitteilungen zu veröffentlichen, 
oder sich im einzelnen dazu zu äußern in diesem Zeitpunkt.“ (DB Nr. 121) 

Was schrieb doch Botschafter Henderson am 16. August an Mister Strang vom 
Foreign Office?: 

„Das Urteil der Geschichte wird dahin gehen, daß die Presse im allgemeinen die 
Hauptursache des Krieges war.“ (DB Nr. 53) 

Herr Henderson hat die Presselenker vergessen. 


Dienstag, den 29. August 1939 


Von fünf verschiedenen Stellen an der Grenze wurden Zwischenfälle mit Polen 
und Grenzverletzungen gemeldet. (DWB IIN:r. 470) 
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Als Staatssekretär v. Weizsäcker in Nürnberg anläßlich der Erörterung eines 
Appells des Papstes vom Richter vorgehalten wurde: „Die unaufhörlichen Aus- 
schreitungen gegen die Volksdeutschen in Polen — das war doch der gewöhnliche 
deutsche Vorwand, nicht wahr, der das Vorspiel zu dem nächsten Schritt ankün- 
digte?“, da antwortete er: „Hitler liebte diesen Vorwand sehr. Das ist ganz richtig, 
aber es war um die Zeit um den 29. 8. 1939 auch ein tatsächlicher Vorgang, der 
überaus bedenklich war. Es war nämlich eine Art von Völkerwanderung der Volks- 
deutschen eingetreten, teils gezwungen nach dem Inneren von Polen, teils über die 
Grenze zu uns. Dieses war eine so erschwerende Tatsache, daß schon daraus ein 
Konflikt sich sehr leicht vollends entzünden konnte. Also ich würde dieses Wort 
„unablässige Ausschreitungen“ in dem Fall nicht nur als eine hitlerische Pro- 
paganda hinstellen, im Gegenteil.“ (WStr. Pr. Nbg. Fall XI, S. 9193 f.) 


x 


Botschafter Kennard in Warschau telefonierı um 17.10 Uhr an Lord Halifax: 
„Der stellvertretende Minister für auswärtige Angelegenheiten hat soeben meinen 
französischen Kollegen und mich davon unterrichtet, daß die polnische Regierung 
angesichts der Schwere der Lage die Generalmobilmachung beschlossen habe. Wir 
protestierten sofort wegen Unzeitigkeit, diese übertriebene Maßnahme in dem 
Augenblick zu treffen, wenn die Regierung Ihrer Majestät immer noch mit dem 
Reich in Verhandlung stehe. Wir sagten, daß wir es vollkommen verständen, daß 
Polen alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen wollte, um jedwedem Über- 
raschungsangriff entgegentreten zu können, jedoch rieten wir vor allem, daß nichts 
von dem in die Öffentlichkeit dringen dürfe, was sie an äußersten Maßnahmen 
zu ergreifen als notwendig erachten mag. Ich habe General Carton de Wiart ge- 
beten, den Marschall aufzusuchen und ıhm dies vorzutragen. Ich werde den Minister 
für auswärtige Angelegenheiten sofort aufsuchen.“ (DBFP VII Nr. 473) 


* 


Um 18.45 Uhr telefonierte Kennard erneut: „Der Außenminister hat soeben 
telefoniert um zu sagen, daß als Ergebnis meiner Vorstellungen nun beschlossen 
worden sei, nichts über die Absichten zu veröffentlichen, eine Generalmobilmachung 
durchzuführen. 

2. Das Anschlagen von Nachrichten wird einige Stunden verzögert. 

3. Herr Beck versprach, daß die Presse genau kontrolliert werden wird, wie ihr 
allgemeiner Ton gemäßigt sein und keine Erwähnung getan werden wird, daß 
eine Absicht der Durchführung einer Generalmobilmachung vorliege. 

4. Ich möchte raten, daß, wenn irgendeine Nachricht hinsichtlich weiterer militä- 
rischer Maßnahmen hier von der englischen Presse in Erfahrung gebracht werden 
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sollte, diese zu minimalisieren wäre.. Mein französischer Kollege gibt dieselbe 
Warnung nach Paris durch.“ (DBFP VII Nr. 475) 


* 


Botschafter Kennard nimmt um 20 Uhr in einem längeren Telefongespräch an 
Lord Halifax zur Frage der polnischen Mobilmachung Stellung. (DB Nr. 120) 
Er telefoniert um 20.50 Uhr an Lord Halifax, daß angesichts der Informationen, 
die der polnischen Regierung durch ihre eigenen Quellen zugegangen sein müssen, 
sie schwerlich gerechtfertigt wäre, wollte sie sich von jeder möglichen Verteidi- 
gungsmaßnahme abhalten. „Der Chef der britischen Militärmission stimmt zu, daß 
vom rein militärischen Gesichtspunkt aus die Generalmobilmachung notwendig sei. 
Ich glaube nicht, daß die polnische Regierung die öffentliche Plakatierung der 

Mobilmachungsbekanntmachung um mehr als einige Stunden verzögern kann.“ 
(DBFP VII Nr. 489) 


* 


Um 22.15 Uhr telefoniert Kennard an Lord Halifax, daß Oberst Beck ihn und 
den französischen Botschafter heute abend nochmals rufen ließ und mitteilte, „daß 
durch die aufschiebenden Maßnahmen der Generalmobilmachung auf unseren 
Wunsch das Land schwer in Gefahr gebracht worden sein kann. Er bat mich daher, 
ihm das wesentliche von Herrn Hitlers Antwort zu jeder Nachtstunde mitzuteilen; 
sofern er keine Benachrichtigung bekäme, daß diese Antwort positiv günstig sei, 
wäre es erforderlich, mit der Generalmobilmachung morgen früh um 8 Uhr zu 
beginnen. Während Bekanntmachungen zu plakatieren sein werden, würde keine 
Erwähnung von ‚Generalmobilmachung‘ in Erklärungen getan werden, die an die 
Presse ausgegeben werden und jede Anstrengung würde gemacht werden, um die 
Bedeutung der ergriffenen Schritte auf ein Mindestmaß herabzuserzen und zu er- 
klären, daß Polen stets bereit sei, auf der Basis der Gleichberechtigung in direkte 
Verhandlungen einzutreten. 

Ich möchte daher ersuchen, das wesentliche von Herrn Hitlers Antwort zum 
frühest möglichen Augenblick geliefert zu erhalten, damit ich es Herrn Oberst Beck 
mitteilen kann.“ (DBFP VII Nr. 492) 


* 


Der französische Botschafter Noel schildert die Vorgänge um die polnische 
Generalmobilmachung in besonders anschaulicher Weise: (Noel, S. 429 f.) 
„Der Augenblick war feierlich und bewegte uns alle. Es war unmöglich, über 
seine historische Bedeutung im Zweifel zu sein. Die Hände des Grafen (Szembek) 
zitterten, die das Blatt mit dem Text hielten, den er den Auftrag hatte, uns mit- 


zuteilen......- 


400 


29. August 1939 


Im Bewußtsein meiner großer Verantwortung erklärte ich dem Unterstaats- 
sekretär, nachdem er mir erklärt hatte, daß der Anschlag der Mobilmachungsorder 
vielleicht in einer halben Stunde erfolgen werde, daß ich mich nicht berechtigt 
fühlte, angesichts der Drohungen, die auf Polen lasteten, die militärische Notwendig- 
keit der allgemeinen Mobilmachung zu bestreiten, daß man aber über die äußerst 
historische Bedeutung dieser Maßnahme unter dem Gesichtspunkt der künftigen 
Untersuchung der Verantwortlichkeit für den Ausbruch des Krieges nicht im Zweifel 
sein sollte. Polen würde als erstes Land die allgemeine Mobilmachung anordnen; 
man würde ihm dies zweifellos vorwerfen wie 1914 Rußland. Mein englischer 
Kollege bemerkte, daß lediglich der Ausdruck „Mobilisierung“ der Welt den 
Eindruck vermitteln werde, daß Polen in den Krieg eintrete, und wir bedeuteten 
beide dem Grafen Szembek, daß es angesichts der augenblicklich noch im Gang 
befindlichen Besprechungen und des Besuches Sir Neville Hendersons bei Hitler 
am gleichen Abend vorteilhaft wäre, Hitlers Antwort an Sir Neville abzuwarten, 
bevor man die polnische Mobilisierung veröffentliche. „Vermeiden Sie,‘ sagte ich 
dem Unterstaatssekretär, „daß jetzt, in dem Augenblick, da der Führer den 
Botschafter Großbritanniens empfängt, die Zeitungsverkäufer unter den Fenstern 
der Reichskanzlei die Nachricht Ihrer Generalmobilmachung ausrufen und daß 
Hitler die Möglichkeit hat, Sir Neville zu sagen: ‚Ich war bereit, mit Polen zu 
verhandeln, aber jetzt ist es zu spät, es trotzt mir, es bedroht mich, es mobilisiert‘.“ 
Mein Kollege und ich bestanden darauf, daß die Veröffentlichung der Entscheidung 
der Regierung in jedem Fall lange genug hinausgeschoben wurde, um nicht Hitler 
in die Karten zu spielen; ich empfahl außerdem Graf Szembek, die für notwendig 
erachteten Maßnahmen, wenn technisch möglich, nicht alsMobilisierung zu bezeichnen. 

Der Unterstaatssekretär gab uns die Versicherung, von unserer Unterredung sofort 
Oberst Beck Mitteilung zu machen und wir kehrten in unsere Botschaften zurück, 
um Paris und London über die Lage und unsere Stellungnahme dazu zu unter- 
richten. 


Hierauf begab ich mich zu Oberst Beck. Mein englischer Kollege, dessen Residenz 
dem Palais Brühl näher gelegen ist, hatte bereits mit Beck gesprochen, ohne etwas 
zu erreichen. Meine inständigen Vorstellungen überzeugten den Minister. Er machte 
in meiner Gegenwart telephonisch dem Generalstab von unseren politischen Ein- 
wendungen Mitteilung und fragte, ob der Anschlag der Mobilisierungsorder einige 
Stunden verschoben werden könne. General Stachiewicz stimmte zu. Außerdem 
erhielt ich die Zustimmung des Ministers, daß in den Presseverlautbarungen über 
die von der Regierung ergriffenen Maßnahmen das Wort „Generalmobilmachung“ 
nicht gebraucht werden würde, um Zeit zu gewinnen und der deutschen Propaganda 
so spät wie möglich die Waffe zu liefern, die sie mit ihrem Zynismus, bösen Glauben 
und ihrer gewohnten Geschicklichkeit sicherlich stark ausnützen werde. 


Wie man gesehen hat, beschränkte ich mich lediglich darauf, die Verzögerung der 
Ankündigung der allgemeinen Mobilmachung zu verlangen. Mir war nicht der 
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Gedanke gekommen, Polen in solcher Stunde eine Vertagung der Maßnahme selbst 
auf den nächsten Tag anzuraten. Ich erwartete demgemäß, daß die Anschläge der 
Mobilisierung am Abend an den Mauern Warschaus erscheinen würden. Es geschah 
aber nichts, und die Nacht verging, ohne daß die Nachricht offiziell wurde.“ 


* 


Das ist die Wahrheit. Die Tendenzhistoriker wollten es besser wissen: 

Denne: (Denne, S. 284) 

„Schließlich setzte der polnische Generalstab die Mobilmachung für den 31. August, 
16 Uhr fest.“ 

Krausnick: (Krausnick, S. 12) 

„Wohl aber erwirkte England, obgleich ihm die Angriffsbereitschaft der deutschen 
Wehrmacht bekannt war, am 29. 8. eine Verschiebung der polnischen General- 
mobilmachung um weitere 24 Stunden.“ 

Wucher: (Wucher, S. 168) 

REN Aber die Westmächte widerrieten dringend, um Hitler, solange die Ge- 
spräche zwischen Berlin und London noch einen Funken Hoffnung ließen, ja nicht 
zu reizen. Hitler, dessen militärischer Aufmarsch — ohne förmliche Mobilmachung 
— längst vollzogen war. Und Polen verschob folgsam seine Mobilmachung um 
einen Tag, auf den 30. August, 16 Uhr — unter Hinweis darauf, welche Verant- 
wortung die Westmächte damit auf sich lüden.“ 

Hofer: (Hofer, S. 125) 

„Unter dem Eindruck solcher Gefühle und Überlegungen bestürmten die Bot- 
schafter Frankreichs und Großbritanniens den polnischen Außenminister, diese 
schwerwiegende Maßnahme um einige Stunden zu verschieben. Gegen Abend ent- 
schied dann der Generalstabschef, daß die allgemeine Mobilmachung um einen Tag 
verschoben werden könne.“ 


%* 


Das ganze Getue um die Verschiebung der Veröffentlichung der Generalmobil- 
machung war zwecklos, weil Hitler die Tatsache der Anordnung schon am frühen 
Nachmittag erfahren hatte und sie Henderson schon am Abend vorhielt. Hoggans 
Behauptung (719), daß die Deutschen am 29. 8. nichts von der Mobilmachung 
gewußt hätten, stimmt also nicht. Hitler ließ sich dadurch nicht beirren, den Briten 
mitzuteilen, daß er am 30. 8. einen polnischen Unterhändler erwarte. 


* 


Noch früh um 1 Uhr 45 ließ Henderson dem französischen Botschafter durch 
seinen Sekretär über die Unterredung mit Hitler (am Vortage) berichten: 
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„Er forderte den ganzen Korridor, von Danzig gar nicht zu sprechen, und 
Gebietsänderungen in Oberschlesien, einschließlich der Möglichkeit eines Bevölke- 


rungstausches.“ (FGB Nr. 285) 
* 

Nachdem Coulondre eine Unterredung mit Henderson selbst gehabt hatte, berich- 

tete er das gleiche nochmals. (FGB Nr. 287) 
* 


Um 15 Uhr telefonierte Herr Corbin aus London an Herrn Bonner, Sir Alexander 
Cadogan habe erklärt, er könne sich nicht vorstellen, wie der Reichskanzler, nach- 
dem er seine Ziele in so kategorischen Ausdrücken verkündet habe, noch den Rückzug 
antreren könne, ohne einen Prestigeverlust zu erleiden. (FGB Nr. 288) 


* 


Glasebock, der sich in Vorträgen und in seinem Buche „War Deutschland am 
2. Weltkrieg allein schuld?“ emsig bemüht, Außenminister Bonner „suwaweiß‘“ zu 
waschen, schildert (S. 504) eine Unterredung, die Bonnet am Abend des 29. 8. 
mit dem spanischen Botschafter Lequerica gehabt habe: 

„Er (Bonner) macht den Vorschlag, die spanische Regierung möge die Initiative 
ergreifen und einen Burgfrieden von 10 Tagen vorschlagen...... Es sei höchste Zeit 
für die Aufnahme von Verhandlungen zwischen Berlin und Warschau, ruft er dem 
Botschafter zu. (Nun in Kurzschrift.) In dieser angespannten Lage habe es die War- 
schauer Regierung noch für nötig befunden, die allgemeine Mobilmachung anzuord- 
nen. Diese Entscheidung der polnischen Regierung stelle einen neuen Schritt zum 
Krieg dar.“ 

Auf der Suche nach einer Quelle dieses Zitates fand ich die erste Hälfte in Bon- 
nets „Vor der Katastrophe“ (S. 278), die andere Hälfte dagegen fand ich erst nach 
langem Suchen bei Bonnet auf der nächsten Seite, zusammengestückelt von Herrn 
Glasebock aus mehreren Satzteilen, die nichts mit dem Gespräch mit Lequerica zu 
tun haben. Bonnet schreibt dort (nach dem Krieg): „Die im übrigen berechtigte Ent- 
scheidung der polnischen Regierung stellte einen neuen Schritt in den Krieg dar.“ 

Bonnet sagt also bezüglich der Mobilmachung genau das Gegenteil von dem, was 
ihm Glasebock in den Mund legt. 


* 


22 Uhr 15 telefonierte Coulondre den ihm vom britischen Botschafter mitgeteilten 
Hauptinhalt von Hitlers um 18 Uhr 45 gegebenen Antwort nach Paris: „Der 
Führer rief mir aufs neue seine Forderungen in Erinnerung: er will Danzig und den 
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Korridor. Er will auch die Beseitigung jeder Möglichkeit von Zwischenfällen mit 
Polen.“ (FGB Nr. 291) 


* 


Corbin telegrafierte um 23.35 Uhr aus London an Bonnet: 

„Über das Gespräch, welches gestern abend zwischen Herrn Hitler und Sir Nevile 
Henderson stattfand, erhielt ich die folgenden ergänzenden Einzelheiten: ‚Der 
Reichskanzler gab, nachdem er außer seinen früheren Forderungen noch Schlesien 
zurückverlangt hatte, klar zu verstehen, daß das, was von Polen übrigbleiben 
würde, nicht auf eine unabhängige Zukunft rechnen könne.‘ “ (FGB Nr. 293) 


* 


Botschafter Sir Eric Phipps berichtet über eine Aussprache mit dem General- 
sekretär des Außenministers, Mr. Leger, in der dieser starken Argwohn über die 
italienische Neutralität zum Ausdruck brachte. Was Herr L£ger darüber sagt, ist 
nicht von Bedeutung, dagegen, „daß Herr Daladier endgültig entschlossen sei, jeden 
Vorschlag einer allgemeinen Konferenz der Art wie jener von München abzulehnen, 
und er bat die Botschaft Ihrer Majestät, sich von irgendwelchen Geschichten oder 
Vorschlägen zu hüten, die auf das Gegenteil abzielten, die aus irgendwelchen anderen 
Quellen stammen sollten. Nur die Ansicht des Kabinettsvorsitzenden, die durch die 
Minister genehmigt worden sei, hätte Gültigkeit. Herr L&ger war schr erfreut, daß 
die Entscheidung der Regierung Ihrer Majestät gegen eine allgemeine Konferenz 


ebenso kräftig war..... Er wies den französischen Vorschlag zurück, direkte pol- 

nisch-deutsche Verhandlungen zu führen und würde zweifellos auch denselben eng- 

lischen zurückweisen ..... ” (DBFP VII Nr. 496) 
* 


Um 23 Uhr begibt sich der Schwede Dahlerus zu Göring, um sich über das Er- 
gebnis der nächtlichen Aussprache Hendersons mit Hitler unterrichten zu lassen: 

„Göring stürzte auf mich zu, drückte meine Hand und sagte aufgeregt: „Es bleibt 
Frieden. Der Friede ist gesichert.“ Er glaubte, daß nun durch die günstige Ent- 
wicklung der Verhandlungen das Eis gebrochen sei und daß die mit Polen zu klären- 
den Fragen leicht wögen im Verhältnis zu der Bedeutung der guten Aussichten für 
eine Verständigung zwischen Deutschland und England. 

Während unseres Gesprächs schilderte mir Göring, wie er unmittelbar nach Hen- 
dersons Besuch zu Hitler gerufen worden sei, wie Hitler, Göring und Ribbentrop 
die Konferenz mit Henderson besprochen hätten und wie sehr alle drei mit dem 
Ergebnis zufrieden gewesen seien. Nach meinem Gespräch mit Göring begab ich mich 
zur englischen Botschaft, um Henderson zu treffen. Der Botschafter empfing mic 
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sehr freundlich, aber etwas reserviert. Er teilte mir mit, daß er denselben Abend 
wieder mit Hitler zusammentreffen solle, um die deutsche Antwort auf die englische 
Note entgegenzunehmen. Auch wenn er nach dem letzten Gespräch mit Hitler in 
gewissem Maß optimistisch war, konnte er ein starkes Mißtrauen und ein Gefühl 
des Unbehagens vor dem kommenden Zusammentreffen nicht verbergen. 


* 


Botschafter Kennard telegrafiert früh 3.44 Uhr an Lord Halifax: „Ich habe die 
in Ihrem Telegramm (DBFP VII Nr. 430 vom 28. August 14.00 Uhr) erhaltene 
Information an Herrn Oberst Beck weitergeleitet, zusammen mit dem wesentlichen 
Inhalt der Antwort der Regierung Ihrer Majestät an Herrn Hitler. Oberst Beck 
drückte seine Würdigung der Festigkeit der englischen Antwort aus und bat mich, 
seinen Dank an Sie für die Übermittlung derselben zusammen mit den in Ihrem 
Telegramm (DBFP VII Nr. 435 vom 28. August 18.50 Uhr) enthaltenen Informa- 
tionen weiterzuleiten. 

2. Oberst Beck dachte, daß heute nacht in Berlin eine Entscheidung darüber fallen 
würde, ob es Frieden oder Krieg geben solle. 

3. Als ich ihn fragte, welche Informationen er habe bezüglich Vorfällen an der 
Front oder der Lage in Danzig, sagte er, daß die äußerst ernsten Nachrichten, die 
er heute erhalten habe, die wären, daß die Danziger Behörden jeglichen Waren- 
transport aus Polen durch das Gebiet von Danzig eingestellt hätten. Er habe den 
polnischen Generalbevollmächtigten angewiesen, beim Senat zu protestieren, und 
im Falle er keine zufriedenstellende Antwort bekäme, war beabsichtigt, den lokalen 
Eisenbahnverkehr Danzigs nach Ostpreußen dort, wo er polnisches Gebiet durch- 
läuft, zu unterbinden. 

BEHENREE 4. Die polnische Regierung erachtete indessen die militärische Lage als 
äußerst ernst und um nicht einem Überraschungsangriff ausgesetzt zu sein, hat sie 
es als notwendig angesehen, die im Warschauer Telegramm (DBFP VII Nr. 424) 
erwähnten militärischen Gegenmaßnahmen zu ergreifen. 

5. Er schloß die Möglichkeit nicht aus, daß morgen in Danzig eine vollendete 
Tatsache geschaffen werden würde, und ich nahm die Gelegenheit abermals wahr, 
ihn vor der Gefahr einer Verschärfung der Lage durch eine überstürzte Handlung 
zu warnen.“ (DBFP VII Nr. 456) 


* 


Um 12.15 Uhr telefoniert Botschafter Kennard an Lord Halifax: „Bitte, in- 
struieren Sie mich dringend telefonisch, wieviel ich von den Berlin-Telegrammen — 
DBFP VII Nr. 450 und Nr. 455 — (DB Nr. 117a, b) Mr. Beck mitteilen darf, 
der äußerst daran interessiert ist, bis Mittag das Ergebnis von Hitlers Bemerkungen 
zu wissen.“ In der zugehörigen Anmerkung wird mitgeteilt, daß Mr. Strang 
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Mr. Norton telefonisch verständigt habe, daß das Berlin-Telgramm Nr. 450 
Mr. Beck in keiner Weise mitgeteilt werden solle und daß gewisse bezeichnete Stellen 
im Telegramm Nr. 455 ausgelassen werden sollen..... Mr. Norton wurde auch 
informiert, daß es in Kennards Belieben stünde, weiter Stellen auszulassen, die er 
nicht geeignet halte, daß sie Herrn Beck mitgeteilt würden. (DBFP VII Nr. 461) 


* 


In den britischen Akten befindet sich ein Protokoll von Herrn Gladwyn — Jebb, 
daß er auf Anweisung von Sir Cadogan dem Kanzler der polnischen Botschaft um 
12.30 Uhr eine Antwort der Regierung Ihrer Majestät auf Hitlers Vorschlag über- 
geben habe. 

„Ich habe dem Botschafter bereits telefonisch die äußerste Bedeutung hervor- 
gehoben, dieses Dokument absolut vertraulich zu behandeln. Der Botschafter gab 
eine absolute Zusicherung ab, daß er niemanden gegenüber etwas verlauten lassen 


werde.“ (DBFP VII Nr. 463) 
Um 14 Uhr gab Chamberlain dem Unterhaus Auskunft über die deutsch-eng- 
lischen Verhandlungen. (DB Nr. 121) 


Wie sich aus der dazugehörigen Anmerkung ergibt, handelt es sich angeblich um 
eine Abschrift der Fassung der britischen Note, die Hitler zugeleitet wurde. 


* 
Über die Unterredung Hendersons mit Hitler am 28. 8. gab der diplomatische 
Hauptberater Vansittart ein bezeichnendes Gutachten ab. (DB Nr. 122) 
* 


Botschafter Henderson telefoniert um 14 Uhr an Lord Halifax: ‚ 1. Dahlerus 
suchte mich heute morgen unverzüglich nach einer Unterredung mit Feldmarschall 
Göring auf. 

2. Dem letzteren gemäß war Hitler völlig auf dem laufenden über die Tatsache, 
daß Großbritannien nicht bluffte und kommt jetzt dazu zu glauben, daß es keinen 
Krieg wünscht, sondern gute Beziehungen zu Deutschland. 

3. Die allgemeine Atmosphäre wäre besser und den Hauptpunkten der britischen 
Antwort wäre zugestimmt worden, aber es sei noch eine beträchtliche Menge im 
einzelnen auszuarbeiten. Deutschland sei nicht im Begriff, irgend etwas in Schlesien 
zu verlangen, sondern die Rückkehr von Danzig und den Abschnitt des Korridors, 
welcher die Eisenbahn von Berlin nach Danzig in deutschen Händen lassen würde, 
geräumiges Gebiet rund um Gdingen und einen Korridor für Polen nach Danzig 
selbst. Alle Einzelheiten in Verbindung mit diesem Angebot würden höchst ver- 
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nünftig sein und Herr Hitler überlegte in der Tat nur, wie vernünftig er sein könnte. 

4. Gemäß Feldmarschall Göring wäre Hitler bereit, die Polen einzuladen, heute 
zu kommen, um die Diskussionen zu eröffnen. Hitler wäre so bedacht auf freund- 
liche Beziehungen zu Großbritannien, daß er bereit wäre, den Polen weit ent- 
gegenzukommen. Was Göring am meisten fürchte, wäre, daß die Polen Schwierig- 
keiten machen würden, zu kommen, daß sie in ihrem Haß und Furcht vor den 
Deutschen eine vernünftige Regelung abschlagen und versuchen würden, Deutschland 
zu ruinieren, in dem sie so störrisch wären, daß der Krieg unvermeidlich sein 
würde..... 


6. Dahlerus Erläuterungen gingen stark darauf hinaus, zu empfehlen, daß die 
Polen nach Berlin kämen. Herrn Hitlers Gefühle zu diesem Thema müßten in 
Betracht gezogen werden. (DBFP VII Nr. 467) 


* 


Botschafter Henderson telefoniert um 16.40 Uhr an Lord Halifax, daß Dahlerus 
auch erwähnte, daß, wenn die Polen nach Berlin kämen, sie äußerst freundschaft- 
lichen Empfanges versichert sein könnten. „Es scheinen zwei polnische fixe Ideen 
zu sein, daß 1. jedes Handeln ihrerseits als ein Zeichen eines Nachlassens des Wider- 
standes anzusehen sei und 2. der Verdacht, daß es das alleinige Ziel Deutschlands 
wäre, die Westmächte von Polen zu trennen. Ein Schritt Englands sollte (1) ent- 
kräften. Ich hege keinen Zweifel, daß Deutschland gern (2) gesichert hätte, aber 
unsere Antwort muß seine Hoffnungen endgültig zerstört haben. Wenn Deutschland 
jetzt irgendeinen Schritt unternimmt, ist dies für Polen nicht ohne Belang, jedoch 
nur, weil Herr Hitler einsieht, daß der Preis der englischen Freundschaft nur ein 
endgültiges Übereinkommen mit Polen auf der Basis von Gleichheit, Sicherung 
Polens lebenswichtiger Interessen und internationaler Garantien sein kann. 

Die polnische Regierung soll nun unverzüglich bereit sein, wenn Hitlers Antwort 
überhaupt pünktlich eintrifft, ihren Teil zu einer friedlichen Lösung beizutragen. 
Es ist nicht ohne Interesse, daß, während jeder andere Diplomat gebeten hat, mich 
besuchen zu dürfen, keinerlei Anzeichen seitens des polnischen Botschafters in dieser 
Hinsicht vorliegen, trotz meiner Beziehungen zu ihm, die persönlich ausgezeichnet 


sind.“ (DBFP VII Nr. 470) 
* 


Botschafter Henderson telefoniert um 16.55 Uhr an Lord Halifax, daß Hitler 
darauf bestand, daß er nicht bluffe..... In Beantwortung einer Anregung von 
Hitler, daß England auf einmal etwas anbieten könne in Hinsicht auf Kolonien als 
Beweis seiner guten Absichten, habe er scharf erwidert, daß Zugeständnisse leichter 
durchführbar seien in guter statt in schlechter Atmosphäre, und daß SMR früher 
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gezeigt hätte, daß sie grundsätzlich bereit sei, zu geeigneter Zeit die Abgabe von 
Kolonialgebiet zu diskutieren. „Meiner Ansicht nach liegt es im Interesse Polens, 
soweit als es möglich ist, jede mögliche Ursache der Reibung in Zukunft zwischen 
ihm und seinem mächtigen Nachbar zu beseitigen. Wenn direkte Verhandlungen 
zwischen Polen und Deutschland stattfinden, müßte meiner Meinung nach die fran- 
zösische Regierung irgend möglichen Druck auf Polen ausüben, genau wie wir es 
im Falle von Deutschland getan haben, eine vernünftige Haltung einzunehmen. 
Übertriebenes Ansehen und übertriebene Eigenliebe seitens Polens dürfen nicht zuge- 
lassen werden, daß sie einer sauberen endgültigen Bereinigung, die auf internatio- 
naler Garantie fußt, im Wege stehen. Diplomatische Siege Polens können niemals 
zu friedlichen und dauerhaften Beziehungen zwischen Deutschland und Polen füh- 
ren.“ (DBFP VII Nr. 472) 


* 


Botschafter Henderson telefoniert um 19 Uhr an Lord Halifax: „Herr Dahlerus, 
der aufgefordert worden ist, sich bereit zu halten für einen Ruf zu Herrn Hitler, 
wollte nochmals die äußerste Bedeutung hervorheben, daß Polen eine Einladung 
annehme, mit Herrn Hitler in Berlin auf kürzeste Nachricht zu verhandeln. Die 
Lage ist viel zu kritisch, um das Ansehen Polens zu bedenken.“ (DBFP VII Nr. 477) 


* 


Unter Bezugnahme auf diese vielfachen Bemühungen Hendersons am Nachmittag 
des 29. 8. schreibt Hoggan: „Henderson machte sich über die Lage mehr Sorgen 
als Göring, weil ihm keinerlei Anzeichen vorlagen, daß die britische Regierung den 
Polen tatsächlich Verhandlungen empfohlen hatte. Er sah ein furchtbares Fiasko 
kommen, wenn Halifax es unterließ, Schritte in Warschau zu unternehmen. Erneut 
kabelte er..... ‚um beschwörend auf die Notwendigkeit dieses britischen Schrittes 
hinzuweisen, damit die Polen zumindest ihre Zustimmung zu Verhandlungen mit 
den Deutschen geben konnten.“ 

Danach müßte also Henderson nichts davon gewußt haben, daß in der Note seiner 
Regierung, die er am Vorabend Hitler überreicht hatte, behauptet worden war, eine 
Verhandlungszusage der polnischen Regierung liege bereits vor. (Hoggan, S. 709) 


* 


Um 18 Uhr 50 wurde Botschafter Henderson (nach diesem um 19 Uhr 15) von 
Adolf Hitler die deutsche Antwort auf das britische Memorandum vom 28. August 
übergeben. Darin erklärt sich Hitler bereit, die vorgeschlagene Vermittlung der 
britischen Regierung zur Entsendung einer bevollmächtigten polnischen Persönlichkeit 
nach Berlin anzunehmen und rechnet mit deren Eintreffen bis Mittwoch, den 
30. August 1939. (DB Nr. 123) 
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Von dem Empfang Henderson liegt keine besondere Aufzeichnung vor, wenn man 
nicht den zweiten Teil der deutschen Aufzeichnung über dem Empfang vom 
28. August als für den 29. August geltend ansehen will. Der Reichsaußenminister, 
der bei dem Empfang am 29. August dabei war, schreibt darüber in seinen Erinne- 
rungen: „Der britische Botschafter wurde im Verlauf dieser Besprechung sehr heftig 
und erlaubte es sich sogar, mit der Faust auf den Tisch zu schlagen, ein Verhalten, 
das den Führer, wie er später Heß gegenüber erklärte, veranlaßt hätte, die Bespre- 
chungen abzubrechen, wenn es mir nicht gelungen wäre, durch ein ablenkendes 
Eingreifen die Gemüter zu beruhigen und ein Scheitern der Verhandlung zu ver- 
hindern.“ (J. v. Ribbentrop, S. 191) 

Die Aufzeichnungen Hendersons sind im DB Nr. 124 + 128 enthalten. 


* 


Um 20.45 Uhr telefoniert Botschafter Kennard an Lord Halıfax, daß er heute 
morgen Herrn Beck durch dessen Kabinettschef den Kern des Berlin-Telegramms 
Nr. 455 (DB Nr. 117) gesandt habe und daß er es besser gehalten habe, nicht nur 
die Textstellen auszulassen, die ausdrücklich von Herrn Strang in seinem Telefon- 
gespräch erwähnt wurden, sondern auch den ganzen Absatz 7 mit Ausnahme des 
ersten Satzes. 

„Herr Beck sandte mir heute nachmittag eine Botschaft, um mir zu sagen, daß, 
während er äußerst dankbar für unsere Freimütigkeit sei, er gegen ein Eingreifen 
Stellung nehmen müsse, das möglicherweise aus der zweiten Hälfte des Absatzes 6 
entnommen werden könnte, daß nämlich Polen die März-Bedingungen annehmen 
könnte.“ (DBFP VII Nr. 487) 


* 


Lord Halifax telegrafiert um 21.55 Uhr an Botschafter Kennard: „Bitte unter- 
richten Sie Herrn Beck streng vertraulich, daß die gegebene Information folgender- 
maßen erweitert worden ist: Berichterstatter, der vollkommen vertrauenswürdig ist, 
sah den deutschen Schlachtplan für die Operation an der polnischen Front. Er war 
nicht bereit, Einzelheiten mitzuteilen, sagte aber, daß Warschau von Ostpreußen 
in nordsüdlicher Richtung und von der Westslowakei in nördlicher Richtung ange- 
griffen werden würde, wobei das stark befestigte und verminte Gebiet von Katto- 
witz vermieden wird. Pommern und Grenzmark würden Defensivfronten sein. 
Schlesien wird nicht erwähnt. Polnische Streitkräfte im Nordkorridor würden leicht 
ausgeschaltet sein. 

Obgleich wir volles Vertrauen in diese Quelle haben, kann er ein Opfer einer 


Täuschung sein.“ (DBFP VII Nr. 491) 
* 
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Lord Halifax telegrafiert um 23.55 Uhr an Botschafter Kennard: „Zusammen- 
fassung der deutschen Antwort soeben erhalten. Sie scheint nicht jegliche Türe zuzu- 


schlagen. Voller Text noch nicht vorliegend. 
(Der volle Text lag Lord Halifax bereits um 22.25 Uhr vor. d. V.) 


* 


Ich konnte die Verantwortung nicht übernehmen, der polnischen Regierung gegen 
jeglichen Schritt zu raten, den sie für ihre Sicherheit ratsam erachtet. Aber ich hoffe, 
daß alles nur irgend mögliche getan werde, um solche Maßnahmen zu vermeiden 
oder ihnen den Anschein einer Herausforderung zu geben.“ (DBFP VII Nr. 495) 


* 


Lord Halifax berichtet Botschafter Kennard, daß er den polnischen Botschafter 
zum Besuch aufgefordert und ihm eine Zusammenfassung der Antwort vorgelesen 
habe, welche SMR auf Hitlers Mitteilung vom 25. August übersandte. „Ich las ihm 
auch mein Telegramm DBFP VII Nr. 411 vom 28. 8. 14 Uhr vor an Eure Exzel- 
lenz. Ich drückte die Hoffnung aus, daß seine Regierung nichts Ungelegenes in die- 
sen Dokumenten sehen würde. Die polnische Regierung hätte häufig ihre Bereit- 
willigkeit zu verhandeln ausgedrückt und es schien mir schwierig, dem Gebrauch 
von Gewalt zu widerstehen, ohne zur gleichen Zeit die Notwendigkeit direkter 
Diskussionen zu betonen. 

Graf Raczynski, der etwas außer Fühlung mit seiner Regierung zu sein schien, 
hatte keinerlei Bemerkungen zu machen. Er fragte, ob SMR irgendein Verlangen 
nach einem Waffenstillstand stellen würde. Ich erwiderte, daß in der Antwort nichts 
dergleichen enthalten sei, daß aber der Botschafter in Berlin aufgefordert werden 
könnte, Herrn Hitler die Notwendigkeit der Einstellung von Provokationen nahe- 
zulegen, wenn Diskussionen beginnen sollten..... Zum Schluß sagte der Gesandte, 
daß eine gewisse Schwierigkeit entstehen könnte bezüglich der Definition wesent- 
licher polnischer Interessen. Ich sagte ihm, daß nach meiner Ansicht dies eine An- 
gelegenheit der Diskussion wäre, wenn Unterhandlungen stattfänden.“ 

(DBFP VII Nr. 497 vom 29. August) 


* 


Botschafter Henderson berichtet Lord Halifax (am 30. August um 3.30 Uhr), 
daß er den polnischen Botschafter noch vor Mitternacht besucht und es als richtig 
angesehen habe, ihm Hitlers Antwort vorzulesen. „Ich sagte ihm, daß es mir klingt, 
als ob es Herrn Hitlers eigenes Erzeugnis wäre und daß der Wortlaut in diesem 
Lichte gesehen werden müßte. Ich sagte, daß ich die Ansicht meiner Regierung noch 
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nicht kenne, empfand aber meinerseits, daß die polnische Regierung nicht verlieren, 
sondern nur gewinnen könne, wenn sie einen letzten Versuch zur Erhaltung des 
Friedens machte. Wenn sie keinen Erfolg haben sollte, würde der psychologische Ein- 
druck eines solchen Versuches auf die Welt zu ihrem Vorteil sein. 


Der polnische Botschafter drückte sich ganz hoffnungslos aus und meinte, daß das 
äußerste, was eine Regierung tun würde, wäre, ihn anzuweisen, Herrn Hitler auf- 
zusuchen. Ich sagte ihm, daß auch ich sehr wenig Aussicht auf einen friedlichen 
Ausgang habe, daß ich aber immer noch glaubte, daß eine letzte Bemühung des Ver- 
suches wert sei. Ich zweifelte stark, ob Herr Hitler Krieg wünschte, aber er war 
nun einmal soweit gegangen, daß er nicht mehr zurückziehen konnte, außer es würde 
ihm eine letzte Gelegenheit geboten. Ich sah nicht die geringste Chance dafür, außer 
im Wege eines direkten Kontaktes.“ (DBFP VII Nr. 510) 


* 


Es ist ein Glück, daß uns in den Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik teil- 
weise die „Entwürfe und Skizzen zum britischen Memorandum vom 28. August 
1939“* erhalten sind, aus denen einmal die deutsche Reaktion auf das britische 
Memorandum und zum andern die deutsche Einstellung zu den Problemen ein- 
deutig zu erkennen ist. Der Hauptwert wird auf die Notwendigkeit gelegt, eine 
rasche Beendigung der Verfolgung der Minderheiten herbeizuführen. Dann ergibt 
sich aus Ziffer 2 der „Skizze einer Antwort an England“ klar, warum man deut- 
scherseits auf den raschesten „Beginn“ von Verhandlungen Wert legt und daß man 
mit einer gewissen Dauer der Verhandlungen rechnet, also keinesfalls, wie behauptet 
wird, dem polnischen Bevollmächtigten nur fertige Forderungen zur sofortigen An- 
nahme vorlegen will. 


* ADAP Bd. VII Nr. 422 — s. DB Nr. 125 — Richtiger würde die Überschrift 


gelautet haben: „Entwürfe und Skizzen für die deutsche Antwort auf das britische 
Memorandum vom 28. 8. 1939“, 


* 


Dahlerus setzte seine Besprechungen fort. Um 22 Uhr wurde er von dem offenbar 
erregten britischen Geschäftsträger Forbes um eine Zusammenkunft gebeten. Sie 
trafen sich im Hotel und Forbes berichtete: (Dahlerus, S. 91 f.) 


„Das Zusammentreffen mit Hitler und Ribbentrop habe anfänglich eine gute 
und vielversprechende Entwicklung genommen. Man hatte die Möglichkeiten für 
eine effektive Durchführung der Punkte diskutiert, zu denen nach Hitlers Note von 
der englischen Regierung Stellung zu nehmen war. Am Schluß hatte Hitler die 
deutsche Antwortnote hervorgeholt und sie vorgelesen. Im ganzen bestätigte ihr 
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Inhalt, daß Hitler den englischen Standpunkt akzeptiert hatte. Aber am Schluß 
der Note verlangte die deutsche Regierung, daß polnische Unterhändler sich im 
Laufe des 30. August in Berlin zu Verhandlungen einfinden sollten. Henderson 
war über diese Formulierung empört, die er als cin Ultimatum von deutscher Seite 
auffaßte, und gab seiner Meinung in scharfen Worten Ausdruck. Hitler wurde 
wütend und es entstand zwischen ihnen ein Zank, der nach Forbes Bericht peinlich 
und heftig war. 

Das Resultat des Wortwechsels war indessen, daß beide Parteien ın starker Miß- 
stimmung schieden. Auf einmal war die Lage außerordentlich kritisch geworden. 
Forbes betrachtet es als hoffnungslos, unter Bedingungen zu verhandeln, auf Grund 
deren man immer auf Überraschungen von deutscher Seit gefaßt sein mußte, und 
seine optimistische Stimmung der letzten Tage war der Überzeugung gewichen, die 
Situation habe sich so verschärft, daß man auf das Schlimmste vorbereitet sein 
müßte. Wir besprachen, was zu tun sei, als ich wieder ans Telephon gerufen wurde. 
Dieses Mal war es Göring, der mich zu sprechen wünschte. Er war außerordentlich 
erregt und nervös und verlangte, ich solle sofort zu ihm kommen, da er äußerst 
wichtige Angelegenheiten mit mir zu besprechen wünsche. Forbes teilte meine An- 
sicht, daß es von großem Wert sein würde zu erfahren, welche Wirkung diese Zu- 
sammenkunft auf die deutsche Regierung gehabt habe, und wir nahmen deshalb 
Abschied voneinander. 

Sofort wurde ich zu Göring geführt, den ıch in eineın sehr erregten Gemüts- 
zustand antraf. Er war gerade von einer Unterredung mit Hitler zurückgekommen 
und hatte eine Kopie der deutschen Note bei sich. Er schilderte das Treffen Hitlers 
und Hendersons in erzürntem Ton. Sein Bericht der Ereignisse war der gleiche wie 
derjenige Forbes‘, obwohl natürlich Göring Henderson als den an dem Auftritt 
Schuldigen ansah. Göring setzte sich, ergriff einen Rotstift, ging die Note durch, 
unterstrich mit einem oder mehreren Strichen die Sätze, die er für besonders be- 
deutungsvoll hielt, und gab unterdessen in seinen Kommentaren der Meinung Aus- 
druck, daß die Note in einem versöhnlichen Geist gehalten sei. Er sagte, daß Hender- 
sons Zornausbruch als Beweis betrachtet werden müsse für den mangelnden Willen 
der Engländer, zu einer Einigung zu kommen, und äußerte seine tiefe Enttäuschung 
über die Ereignisse. Mit einem Strom von Worten entwickelte er mir jetzt die 
Gesichtspunkte der deutschen Regierung. Nun kam all die alte Mißstimmung gegen 
England wieder an den Tag, nun wurden alle Streitfragen wieder aktuell und 
jetzt beurteilte er England von einem ganz anderen Standpunkt aus als in den letzten 
Tagen. Aber jetzt erfuhr ich, welche Bedeutung Polen wirklich hatte. Der Anlaß zur 
Formulierung der Note sei, sagte Göring, daß die deutsche Reichsregierung den Ab- 
sichten der polnischen Regierung skeptisch gegenüberstände. 

Die Polen hätten seit längerem militärische Vorbereitungen getroffen und den 
größten Teil ihrer Armee mobilisiert. Natürlich habe Deutschland Gegenmaßnahmen 
ergriffen. Ein beachtlicher Teil des deutschen Heeres seı an der polnischen Grenze 
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aufmarschiert. „Sechzig deutsche Divisionen stehen dort bereit“, sagte Göring. „Dies 
entspricht ungefähr einer Million Mann, aber alle hoffen, daß nichts geschehen wird 
und keine kriegerischen Verwicklungen zwischen Polen und Deutschland notwendig 
werden. In dieser außerordentlich schwierigen Lage ist es indessen selbstverständlich, 
daß wir eine kurze Frist für die Entscheidung verlangen müssen.“ 

Er fuhr fort: „Die Polen sind wahnsinnig. Ihr Auftreten gegen die deutsche 
Minderheit innerhalb des polnischen Gebiets ist unerklärlich und unmenschlich. 
Organisierte Übergriffe in großem Umfang finden täglich statt. Hier unterbrach 
ich ihn und hob hervor, daß es außerordentlich kurzsichtig sei, solche Zwischenfälle 
eine Rolle spielen zu lassen, wenn es gelte, eine so wichtige Frage wie Krieg oder 
Frieden in Europa zu entscheiden. Ein solches Intermezzo — soweit der Bericht 
darüber überhaupt wahr sei — könne ja die Folge eines undisziplinierten Über- 
griffs polnischer Offiziere oder Unteroffiziere sein und dürfe nicht verallgemeinert 
werden. Aber Göring unterbrach mich seinerseits und fuhr in äußerst erregtem Ton 
fort: „Die Polen betreiben in ihrem staatlich kontrollierten Rundfunk eine heftige 
Propaganda gegen Deutschland. Am Schluß dieses Wutausbruchs erklärte er, der 
einzige Grund dafür, daß Deutschland Polen nicht den Krieg erkläre, sei der Um- 
stand, daß die deutsche Regierung von dem Wunsch, zu einer Verständigung mit 
England zu kommen, beseelt sei. Es sei aber Wahnsinn, zu glauben, England und 
Frankreich könnten durch ihr Auftreten ein deutsches Vorgehen gegen Polen, wenn 
es notwendig würde, verhindern. Am Schluß fügte er hinzu: „Italien wird sich 
bei einem solchen Konflikt unter allen Umständen neutral verhalten.“ 


Alles deute darauf hin, daß es die bewußte Absicht der Polen sei, jede Möglichkeit 
einer Verständigung zu sabotieren. Die Polen provozierten, weil sie wüßten, daß 
sie einen wirksamen Vertrag mit England hätten. Als Beweis für die polnischen 
Provokationen kam er wieder auf die Rundfunknachrichten und betonte, daß 
unter Mitwirkung der polnischen Regierung oder zum mindesten mit ihrer Duldung 
deutschfeindliche Rundfunknachrichten besonders in diesen Tagen verbreitet worden 
seien. Das Ganze sah trostlos aus. 

Göring beruhigte sich indessen allmählich und kam mit einer wichtigen Mitteilung. 
Er erzählte streng vertraulich, daß Hitler beschäftigt sei, ein „großzügiges Angebot“ 
an Polen auszuarbeiten. Er hatte hiermit bereits im Lauf des Tages begonnen, und 
deshalb sei es um so bedauerlicher, daß Hitler Henderson am Abend in einen Wort- 
wechsel geraten wären. Göring äußerte indessen die Hoffnung, daß Hitler seinen 
Plan weiterverfolgen und sein Anerbieten bereits frühzeitig am nächsten Morgen 
fertigstellen und offen darlegen würde. Göring war allerdings nicht berechtigt, mir 
den Inhalt des Plans mitzuteilen, aber in seinem Bemühen, den Wunsch der deutschen 
Regierung, zu einer Regelung zu gelangen, deutlich zu machen, wollte er mich in 
großen Zügen über den Hauptinhalt des Planes doch unterrichten. 

1. Deutschland hielt fest an seinen Ansprüchen auf Danzig. 

2. Um eine gerechte und endgültige Lösung der Frage eines Korridors zu er- 
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reichen, würde Hitler vermutlich vorschlagen, daß in den in Rede stehenden 
Gebieten eine Volksabstimmung stattfinden solle. Diese Abstimmung solle auf 
Bestimmungen ungefähr der gleichen Art wie im Fall der Saar beruhen und die 
Gebiete umfassen, in denen sich eine gemischt deutsch-polnische Bevölkerung befinde. 
Führe die Volksabstimmung dazu, daß Polen das Gebiet zufalle, dann solle Deutsh- 
land eine Verkehrszone — einen „Korridor durch den Korridor“ — mit einer 
breiten Autobahn und einer viergleisigen Eisenbahnlinie erhalten. Diese Linie solle 
so ausgebaut werden, daß sie Polens Verkehrslinien nicht störe. Wenn dagegen die 
Volksabstimmung zugunsten Deutschlands ausfiele, solle Polen entsprechende Ver- 
kehrsverbindungen erhalten. Der Vertrag solle von 5 Großmächten garantiert 
werden. 


Auf meine Frage, um welches Gebiet es sich handle, antwortete Göring, daß dies 
noch Gegenstand eingehenden Studiums sei, er aber auf der Basis der Diskussionen, 
die bereits stattgefunden hätten, das fragliche Gebiet auf eine Karte skizzieren 
könne. Er riß die Seite aus einem Atlas heraus und zeichnete das Gebiet in Grün 
ein. Mit Rot kennzeichnete er das Gebiet, das als rein polnisch betrachter werden 
konnte. Nachdem er die Demarkationslinie eingezeichnet und die Karte geprüft 
hatte, änderte er die Linie so, daß auch Lodz in das Abstimmungsgebiet fiel, — dies 
deshalb, weil, wie er sagte, die Mehrheit der Bevölkerung dieser Stadt aus Deutschen 
bestehe. 


Diese faksimilierte Karte ist außerordentlich interessant, weil sie zeigt, wie 
rasch und leichtsinnig die Beschlüsse ın diesem Zusammenhang gefaßt wurden. Ich 
hatte die Karte bei mir, als ich einige Stunden später nach London reiste. Aber es 
zeigte sich, daß die auf ihr eingezeichneten Grenzen sehr beträchtlich sich von denen 
unterschieden, die in dem bekannten Vorschlag angegeben wurden, den Ribbentrop 
„in rasendem Tempo“ Henderson bei ihrem Zusammentreffen in der Nacht vom 
30. zum 31. August vortrug. Nach diesem Dokument sollte nämlich die Grenze 
von der Ostsee über die Linie Marienwerder — Graudenz — Kulm — Bromberg 
nach Schönlanke gehen. Ich habe diese Linie auf der Karte eingezeichnet, um deutlich 
zu machen, wie Hitler bei Abfassung der endgültigen Note an Polen die zuerst 
beabsichtigte Forderung sehr beträchtlich herabgesetzt hatte. 


Unsere lange Unterredung endete damit, daß Göring mich drängte, ich solle 
sofort nach London fliegen, um der englischen Regierung einen genauen Bericht 
über die Ereignisse des Abends zu geben und Deutschlands Entschlossenheit zu 
betonen, zu einer Verständigung zu kommen. Weiter war Göring sehr daran gelegen, 
daß ich der englischen Regierung streng vertraulich zu verstehen geben solle, Hitler 
beabsichtige, im Laufe des 30. Polen eine Note zu übermitteln, die so leichte Be- 
dingungen enthalten würde, daß sie sicherlich von Polen akzeptiert und von der 
englischen Regierung befürwortet werden könnten. Göring erbot sich, mir sofort 
ein deutsches Flugzeug zur Verfügung zu stellen, wenn ein englisches nicht recht- 
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zeitig ankäme, um mich abzuholen. Ich sollte ihn sofort benachrichtigen, sobald ich 
mit London in Verbindung war, was ich zu tun versprach und auch tat.“ 


Da die Formulierungen von Dahlerus’ bezüglich der von Göring auf der fraglichen 
Karte eingezeichneten „Gebiete“ zu falschen Schlußfolgerungen geführt haben, stellte 
Göring in Nürnberg richtig: (IMT IX S. 546f) 


Göring: In der Besprechung, die in der Nacht vom 29. auf den 30. August 
zwischen Dahlerus und mir stattgefunden hat, habe ich aus einem Atlas spontan eine 
Karte herausgerissen und habe mit Gründstift und, glaube ich, Rot- oder Blaustift 
die Gebiete angezeichnet, nicht die wir verlangen würden, wie das vorhin hier 
von der Anklage ausgelegt wurde, sondern die Gebiete Polens, in denen Deutsche 
wohnen. Daß auch der Zeuge Dahlerus dieser Auffassung war, geht am klarsten 
daraus hervor, daß er auf einer Karte daneben dieselben Bezeichnungen wiederholt 
und dann folgendes schreibt: 


Neben dem ersten gestrichelten Teil: „Deutsche Bevölkerung nach Göring“ und 
bei dem zweiten punktierten Teil: „Polnische Bevölkerung nach Göring“. 


Er schreibt dann weiter und zieht Grenzen: „Göring erster Grenzvorschlag“ — 
der stimmt überein mit der Einzeichnung polnische Bevölkerung und deutsche 
Bevölkerung —, das war kein Grenzvorschlag, sondern das war die Auseinander- 
haltung — und schreibt dann „Hitlers Vorschlag“, das ist der endgültige, der rich- 
tige und einzig übermittelte Vorschlag, der der Polnischen wie der Englischen Re- 
gierung zugestellt worden ist. Wenn man meine Karte vergleicht, so sieht man, daß 
hier ganz spontan in aller Schnelligkeit in Zweifarbenstift nur eine ganz ober- 
flächliche Festlegung der ungefähren Bevölkerungsgebiete gegeben ist, nämlich 
in dem einen, wo sich in der Hauptsache die Deutschen aufhalten, und in dem 
anderen, wo ausschließlich Polen sind. Mitgegeben wurde Herrn Dahlerus von 
Anfang an nur der Grenzvorschlag in großen Zügen, der nachher präzisiert wurde, 
und um den allein geht es; und das war auch derjenige, der veröffentlicht worden 
ist, der dem Botschafter Henderson vorgelesen wurde und den, weil er ihn nicht 
aufgefaßt und verstanden hat, ich in der Nacht durch Dahlerus an die Botschaft 
habe telephonieren und am nächsten Tag überprüfen lassen. 


Dr. Stahmer: Wollen Sie den letzten Satz nochmals wiederholen, das ist nicht 
durchgekommen. 


Göring: Ich sage: der hier auf Hitlers Vorschlag eingezeichnete Verlauf des Kor- 
ridors war der offizielle Vorschlag, den der Führer, der ja allein berechtigt war, 
endgültige Vorschläge zu machen, ausgearbeitet hat. Dieser Vorschlag ist es auch, 
der dem Botschafter Henderson verlesen wurde, und da er ihn nicht aufgefaßt 
hatte, wurde von mir in der Nacht dem Dahlerus diese, dem Botschafter Henderson 
vorgelesene Note überreicht, damit er sie durchdiktieren könnte und ich sicher war, 
daß der Englische Botschafter ihren ganzen Umfang kennen lernte. Dieses war, wie 
ich schon ausgeführt habe, tatsächlich ein außerordentliches Risiko, da der Führer 
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die Auslieferung zunächst verboten hatte und, wie ich schon betonte, nur ich sie 
durchführen konnte oder nur ich dieses Risiko übernehmen konnte. 


* 


Lord Halifax telegrafiert dem britischen Botschafter Lindsay in Washington um 
10.50 Uhr, daß Oberst Beck für die vorgeschlagene Antwort an Hitler dankbar 
sei und die Regierung Seiner Majestät ermächtige, die deutsche Regierung davon 
zu verständigen, daß Polen bereit sei, direkt mit Deutschland in Verhandlungen 
einzutreten. Daraufhin sei die Antwort an Hitler geändert worden und die be- 
treffende Stelle laute nunmehr: „Die Regierung Ihrer Majestät hat soeben eine 
endgültige Zusicherung von der polnischen Regierung erhalten, daß sie bereit sei, 
auf dieser Grundlage in Besprechungen einzutreten und die Regierung Ihrer 
Majestät hofft, daß die deutsche Regierung ihrerseits ebenso bereit sei, dem zuzu- 
stimmen.“ (DBFP VII Nr. 460) 

Halifax belügt also den britischen Botschafter und die amerikanische Regierung 
über die wahren Zusammenhänge dieser Angelegenheit. 


* 


Chaim Weizmann, Präsident der Jewish Agency, schreibt in seinen Erinnerun- 

gen, nachdem er sich schon der Darstellung des Krieges widmet, bescheiden: 
(Weizmann, $. 418) 

„Ich überbrachte schriftlich das Beistandsangebot (am 29. 8., d. V.), das der 
Zionistische Kongreß in Genf an die britische Regierung gerichtet hatte.“ 

Den Brief selbst bringt er nicht. Dieser lautete nach der Times vom 5. 9. und 
Jewish Chronicle vom 8. 9. 1939: 

„In dieser Stunde höchster Krise zwingt mich das Bewußtsein, daß die Juden 
einen Beitrag zur Verteidigung der geheiligten Werte zu leisten haben, diesen 
Brief zu schreiben. Ich wünsche in höchst nachdrücklicher Weise die Erklärungen 
zu bestätigen, die ich und meine Kollegen in den letzten Monaten, und besonders 
in der letzten Woche, gemacht haben: daß die Juden „zu Groß-Britannien stehen 
und an der Seite der Demokratie kämpfen werden“. Unser dringender Wunsch 
ist es, diesen Erklärungen auch praktische Wirksamkeit zu geben. Wir wünschen 
dies in einer Art zu tun, die gänzlich übereinstimmt mit dem allgemeinen Schema 
britischer Aktion, und daher würden wir, in großen wie in kleinen Dingen, uns 
unter die Koordinations-Richtlinien Seiner Majestät Regierung stellen. Die Jewish 
Agency ist bereit, ein sofortiges Abkommen einzugehen, jüdische Mannschaften, 
technische Fähigkeiten, Hilfsquellen etc. einzusetzen. Die Jewish Agency harte 
vor kurzem noch politische Differenzen mit der Mandats-Macht. Wir wünschen 
diese Differenzen aufzugeben gegenüber den größeren und vordringlicheren Not- 
wendigkeiten der Zeit. Wir bitten Sie, diese Erklärung anzunehmen in dem Geiste, 
in dem sie gemacht wird.“ 
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H. G. Adler, Verfasser des Buches: „Die verheimlichte Wahrheit“ (Theresien- 
stadter Dokumente, J. C. Mohr, Tübingen, $. 321) führt zu diesem Schreiben aus: 
„Es stimmt zwar, daß es unklar bleibt, in welchem Namen welcher Juden Weiz- 
mann seine Zusagen gab, aber gewiß konnte er nur für jene sprechen, die seiner 
indirekten Autorität unterstanden (über eine direkte verfügte er nicht), also 
vor allem für die Juden Palästinas. Trotzdem ist zuzubilligen, daß dieser Brief 
in seiner gerade darin unzulänglichen Formulierung kein diplomatisches Meister- 
werk war und dem nationalsozialistischen Staat eine willkommene Waffe für pro- 
pagandistische und noch viel tragischere Zwecke auslieferte, als Hunderttausende 
und vier Wochen später Millionen von Juden in seiner Gewalt waren. Am bekla- 
genswertesten dabei ist die Kurzsichtigkeit, mit welcher der Glaube an eine ein- 
heitliche jüdische Weltmacht genährt wurde, die dem NS als Erzfeind vorschwebe.“ 


* 


Zu dieser Auffassung steht der amtliche jüdische Standpunkt betr. Zuständigkeit 
und Verantwortlichkeit für die Interessen des jüdischen Volkes in aller Welt, wie 
er im Gesetz des Staates Israel vom 1. 8. 1950 zur Bestrafung der Nazi- und Nazi- 
helfer, und in den Ausführungen der Staatsanwaltschaft und des Gerichtes im 
Eichmann-Prozeß zum Ausdruck kommt, im diamerralen Gegensatz. 

J. G. Burg schreibt in „Schuld und Schicksal“: „Außer den hier genannten Grup- 
pen..... arbeiten außerhalb und innerhalb Israels vor allem der Zionistische Welt- 
kongreß und die Sochnuth, von den Briten „Jewish Agency“ genannt. (334) — 
Der.... Zionistische Weltkongreß findet regelmäßig alle zwei Jahre statt.... Die 
500 Kongreßteilnehmer sind Vertreter verschiedener am Kongreß offiziell beteiligter 
und anerkannter zionistischer Gruppen. (337) — Die Sochnuth wurde erst 1929 
gegründet und setzt sich aus 50 Prozent Vertretern von zionistischen und aus 
50 Prozent Vertretern nichtzionistischer Organisationen zusammen..... Die 
Sochnuth hat zwei gleichberechtigte Vorsitzende. Der politische Vorsitzende hat 
seinen Wohnsitz in London, der organisatorische in Jerusalem. (338) 


* 


Lord Halifax übersendet um 12.45 Uhr an den britischen Botschafter in Rom 
den endgültigen Text der Antwort an Hitler, den er dem Grafen Ciano mit- 


teilen dürfe. (DBFP VII Nr. 449) 
* 


Botschafter Loraine teilt Lord Halifax mit, daß ihm Graf Ciano heute nach- 
mittag einige Nachrichten in strengster Vertraulichkeit gegeben habe. Mussolini 
hätte ein dringendes persönliches Telegramm an Hitler gesandt, daß er von dem 
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Sinne der Mitteilung des Premierministers, die Botschafter Henderson an Hitler 
gestern übergeben habe, unterrichtet sei und daß diese nach Mussolinis Meinung 
die Grundlage böte zu einer ehrenhaften und friedlichen Regelung und daß in dem 
Augenblick, wo er im Begriffe sei, eine Entscheidung zu fällen, beladen mit schwer- 
sten Konsequenzen, sein Rat an Herrn Hitler als treuer Freund sei, sie nicht 
zurückzuweisen, sondern zuzustimmen, Diskussionen auf dieser Basis zu eröffnen. 
Der Duce forderte Hitler auf zu überlegen, daß er weit mehr gewinnen könnte 
durch eine friedliche Regelung, als er durch Krieg erlangen könnte. 

(DBFP VII Nr. 476) 

Lord Halifax telegrafiert an Botschafter Loraine: 

3. Je mehr ich daran denke, um so mehr bin ich geneigt, Ihre ur- 
sprüngliche Ansicht als richtig anzusehen, nämlich, daß jede Initiative in diesem 
Stadium ein Fehler kein könnte. Ich kann dem Gefühl nicht widerstehen, daß 
der Druck der Ereignisse selbst, als auch der inneren Situation ın Italien, die 
nötige gewünschte Wirkung auf den Geist Mussolinis hervorbringen wird...... 


5. Ich würde jedoch vorziehen, daß die vorgeschlagene Sprache die folgende sein 
sollte: „Seiner Majestät Regierung würde nichtsdestoweniger wünschen, daß Signor 
Mussolini weiß, daß, ob und wann seine Entscheidung getroffen ist und wenn sie 
so wäre, daß nach seiner Meinung Konsultation wünschenswert wäre, zwischen 
beiden Regierungen in Bezug auf die Wirkung der sich ergebenden Situation auf ihre 
respektiven sowohl wie auf ihre gemeinsamen Interessen, würde Seiner Majestät 
Regierung ihrerseits sie willkommen heißen!“ (DBFP VI Nr. 480) 


* 


Der italienische Botschafter Artolico hatte eine Unterredung mit dem Reichs- 
außenminister, in der er ihm mitteilte, daß Botschafter Henderson in der Unter- 
haltung mit Hitler erklärt habe, er hoffe, daß immer noch eine Regelung der 
polnischen Frage auf friedlichem Wege möglich sein werde und daß sich an- 
schließend eine Verbesserung des deutsch-englischen Verhältnisses anbahnen würde. 
Hitler habe diesen Gedanken aufgenommen und dafür folgende Bedingungen auf- 
gestellt, und zwar 
1) daß die Verpflichtungen, die Deutschland Italien gegenüber eingegangen sei, 

von der neuen deutsch-englischen Verständigung genau so unberührt bleiben 
würden, wie die französisch-englischen Beziehungen. Diesem Gedanken habe 

Henderson zugestimmt. 

2) dürfe das deutsch-russische Verhältnis ebenfalls nicht durch die deutsch-eng- 
lische Verständigung tangiert werden. Deutschland habe den unverrückbaren 
Entschluß gefaßt, nie mehr mit Rußland in einen Konflikt einzutreten. 

3) müßten die Kolonialwünsche Deutschlands erfüllt werden, und 

4) das polnische Problem so oder so geregelt werden. 
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Auf die Frage Attolicos, ob der Geist des englischen Dokuments ein freund- 
schaftlicher wäre, antwortete der Reichsaußenminister, daß man den englischen 
Wunsch, einen Ausweg zu finden, dem Dokument anmerke. Die Engländer wollten 
einen direkten Kontakt zwischen Deutschland und Polen herstellen und wären der 
Ansicht, daß die Polen nach Berlin kommen sollten. Er frage sich nur, ob es eine 
wirklich verhandlungsfähige Polnische Regierung gäbe. Attolico erwähnte, daß 
Mussolini noch einen besonderen Vorschlag im Auge gehabt habe, ihn aber an- 
gesichts seiner früheren an die Deutsche Regierung gerichteten Anregungen noch 
nicht vorzulegen gewagt habe. Es handle sich nicht um einen reinen Konferenz- 
vorschlag. Die Konferenz würde erst im zweiten Stadium in Erscheinung treten. 
Er erwiderte, daß die Dinge für derartige Anregungen schon zu weit vorgeschritten 
seien. Die Armeen rollten den Fronten zu, und man beschäftigte sich jetzt deut- 
scherseits mit der englischen Anregung einer direkten Fühlungnahme, wobei er 
betonen müsse, daß Hitler entschlossen sei, in kürzester Frist das Problem so oder 
so zu regeln. (ADAP VII S. 339/340) 


* 


Um 16 Uhr 40 richtete Mussolini unter Bezugnahme auf die englische Antwort 
vom 28. 8. einen kurzen Brief an Hitler, den Attolico erst um 21 Uhr zusammen 
mit einer Aufzeichnung einer mündlichen Botschaft Mussolinis überreichen konnte. 
Er wurde bei dieser Gelegenheit über den Inhalt der soeben an Henderson über- 
gebenen deutschen Antwort unterrichtet. (DB Nr. 126) 


* 


Graf Ciano berichtet in seinem Tagebuch: „Der Duce ist unruhig. Er möchte 
etwas tun. Gewisse Äußerungen der englischen Presse, die von einer notwendigen 
italienischen Neutralität sprechen, haben eine verhängnisvolle Wirkung auf ihn 
gehabt. Inzwischen ordnet er eine Reihe von militärischen und zivilen Maßnahmen 
kriegerischer Art an, die nach meiner Meinung im Augenblick nicht notwendig 
gewesen wären. Sowohl aus Berlin wie aus London sind die Nachrichten besser. 
Halifax telephoniert mir, um mir zu sagen, der Führer habe die englischen Vor- 
schläge nicht abgewiesen, und es gebe noch Möglichkeiten einer friedlichen Lösung. 
Attolico, der mit Ribbentrop gesprochen hat, sagt mehr oder weniger das gleiche. 
Unter diesen Umständen veranlasse ich den Duce, Hitler eine Depesche zu 
schicken, um ihm den Weg der Verhandlungen zu empfehlen. Ich benachrichtige 
davon Sir Percy Loraine, der sehr glücklich ist. Ich empfange die Frau des deut- 
schen Botschafters in Spanien, Baronin von Stohrer. Sie ist sehr pessimistisch in 
Bezug auf die innere Lage Deutschlands. Sie glaubt, der Ausbruch eines allgemeinen 
Krieges könnte sehr rasch zum Bolschewismus führen. Sie sagt, das deutsche Volk, 
welches ‚das undankbarste Volk der Welt ist‘, werde in diesem Augenblick von 
sehr starken und nazifeindlichen Strömungen bewegt.“ 
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Der deutsche Industrielle Krupp von Bohlen-Halbach wirbt in einem längeren 
Brief an einen französischen Geschäftsfreund für den deutschen Standpunkt und 
einen friedlichen Ausgleich. Der französische Verkehrsminister Anatole de Monzie 
bekommt den Brief zu lesen. (DB Nr. 127) 


* 


Als Hitler am 29. 8. die deutschen 16-Punkte-Vorschläge diktierte kam gerade 
Keitel hinzu, dem Hitler die Hauptpunkte vorlas und ihn fragte, was er dazu 
meine. Hierauf antwortete Keitel: „Ich finde das durchaus maßvoll.“ 

(Görlitz, S. 213) 


Angebliche deutsche Forderungen auf schlesisches Gebiet 


Henderson behauptet in seinem ersten Bericht und in Punkt 5 seines Berichtes 
vom 29. August über die Unterredung mit Hitler am 28. August (DB Nr. 117 b), 
daß Hitler auch eine Berichtigung ın Schlesien verlangt habe, weil 90°%/o der Be- 
völkerung bei der Nachkriegsvolksabstimmung für Deutschland gestimmt hätten. 
Diese Behauptung ist unwahr, denn eine solche Forderung ist nicht erwähnt: 

a) in Hitlers großem Vorschlag vom 25. August, 

b) im deutschen Bericht über den Empfang Henderson‘s am 28. August, auch nicht 
in den Memoiren des Protokollführers, 

c) in Hitlers Antwort vom 29. August auf das britische Memorandum, 

d) in einer Aufzeichnung des Staatssekretärs v. Weizsäcker, die als Entwurf für 
eine Aufstellung der deutschen Forderungen an Polen dienen sollte (DB Nr. 125), 

e) in dem Schreiben des französischen Botschafters Coulondre vom 29. August an 
Außenminister Bonnet, in dem er Henderson‘s eigene Darstellung von Hitlers 
Forderungen wiedergibt (FGB Nr. 291), 

f) in Henderson‘s eigenem Schlußbericht vom 20. 9. 1939, der als amtliches bri- 
tisches Dokument herausgegeben wurde und worin er auf Seite 22 Hitlers For- 
derungen in der Unterredung vom 29. August aufzählt, 

g) in Dahlerus‘ ausführlicher Darstellung seiner Gespräche mit Hitler und Göring 
in der Zeit vom 26. — 30. August. 

Die angebliche Forderung wird von Henderson‘s Sekretär am 29. August früh 
1 Uhr (FGB Nr. 285) und gegen Mittag von Henderson (FGB Nr. 287) dem fran- 
zösischen Botschafter mitgeteilt. 

Obwohl nun Botschafter Henderson schon um 14 Uhr (am 29. August) nach 
London telefonieren mußte, daß ihn Dahlerus von seiner um 11 Uhr gehabten 
Unterredung mit Göring unterrichtet habe, daß Deutschland nicht im Begriffe 
sei, irgend etwas in Schlesien zu verlangen, teilte um 23.35 Uhr der französische 
Botschafter Corbin Herrn Außenminister Bonnet mit, daß er über das gestrige 
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Gespräch zwischen Hitler und Henderson noch folgende ergänzende Einzelheiten 
erhalten habe: „Der Reichskanzler gab, nachdem er außer seinen früheren Forde- 
rungen noch Schlesien zurückverlangt hatte, klar zu verstehen, daß das, was von 
Polen übrigbleiben würde, nicht auf eine unabhängige Zukunft rechnen könne.“ 
(FGB Nr. 293) 

Da Coulondre Bonnet bei einem um 22 Uhr 15, also 80 Minuten früher geführ- 
ten Telefongespräch (FGB Nr. 291), mitteilte, was ihm von Henderson über sein Ge- 
spräch mir Hitler und dessen Forderungen berichtet worden war, aber dabei nichts 
von deutschen Forderungen auf schlesisches Gebiet erwähnte, muß die nachträgliche 
Ergänzung absichtlich erfolgt sein, um die Forderungen Hitlers bei den Franzosen 
und Polen als unmäßig erscheinen zu lassen, was natürlich die Weltpresse gebührend 
unterstützte. 

In einer Anmerkung seines Buches (Coulondre, Von Moskau nach Berlin, S. 435) 
erinnert sich Botschafter Coulondre: „Mit lebhaften Erstaunen sollte ich später in 
einem Telegramm unseres Botschafters in London lesen, der Kanzler habe klar zu 
verstehen gegeben, daß das, was von Polen noch übrig bleibe, wenn er Schlesien 
zu seinen übrigen Rückerstattungsforderungen hinzufüge, nicht auf eine unab- 
hängige Zukunft rechnen könne. Sir Nevile hatte mir gegenüber nichts dergleichen 
verlauten lassen.“ 

- Angesichts dieser Tatsachen ist es unbegreiflich, daß Hoggan (704) Hitler fol- 
gende Äußerungen zuschreiben kann, für die nicht der geringste Beweis vorliegt, 
daß sie von Hitler gemacht worden waren: 

„Im Verlauf seiner Ausführungen gab Hitler zu, er sei schmerzlich versucht ge- 
wesen, eine Revision der unsinnigen durch Küchen, Badezimmer, Scheunen und 
Bergwerksschächte verlaufenden oberschlesischen Grenze zu verlangen. Die pol- 
nische Herrschaft in Oberschlesien sei außergewöhnlich hart gewesen und die 
Alliierten mit den ihnen angeschlossenen Mächten hätten sich von Anfang an 
besonders unredlich in der Wahl ihrer Methoden gezeigt, um dieses Gebiet den 
Polen zu übergeben. Doch habe er das Schicksal mit dem Aufgreifen dieses An- 
liegens nicht herausfordern wollen, denn er wisse, daß jede Veränderung des 
Status quo in jenem Raum vitale polnische Wirtschaftsinteressen ernstlich beein- 
trächtigen würde.“ 


Sir Nevile Hendersons „wohlüberlegter“ Krach mit Adolf Hitler 
am 29. August 1939 


Frau v. Ribbentrop befaßte sich in ihrem Buche „Verschwörung gegen den 
Frieden“ (S. 467 f.) mit dem Krach, den Henderson bei der Unterredung am 
29. August mit Hitler wegen der englischen Haltung zur Verfolgung der deutschen 
Minderheit in Polen hatte: ($. Henderson’s 3. Bericht vom 30. August, DB Nr. 124). 
„Schließlich gab Henderson in einem Privatbrief an den britischen Außenminister 
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Halifax noch eine zusätzliche Erklärung über sein eigenes Benehmen und über die 
unerwartet ruhige Reaktion Hitlers: ‚Glauben Sie mir, ich wollte dadurch nicht 
einen lange unterdrückten Wunsch befriedigen, sondern etwas tun, was sich nach 
sorgfältiger vorheriger Überlegung entschieden hatte, daß es gut tun könnte. Ich 
muß hinzufügen, daß ich im Begriffe war, aufzustehen, nachdem das Schlimmste 
geschehen war, aber er rührte sich nicht (Freund III S. 339)‘. 

(Bei mir DB Nr. 128). Da Henderson bei seiner ‚vorherigen Überlegung‘ das 
deutsche Memorandum noch gar nicht kannte und dessen Inhalt ihn nur befrie- 
digen konnte, gehört diese Szene zu den echten Rätseln, wie sie sich in den Tagen 
vor Kriegsausbruch mehrfach stellen. Man kann nur vermuten, daß der britische 
Botschafter von irgendeiner Seite zu seinem Schritt veranlaßt worden ist.“ 

Wenn Frau v. Ribbentrop vermutet, daß Henderson von irgendeiner Seite zu 
seinem Schritt veranlaßt worden ist, so kann dies durchaus sein, denn dazu war 
in den drei Tagen (vom 26. — 28. August) seines Londoner Besuches genug Ge- 
legenheit. 

Des Rätsels Lösung findet sich aber in folgendem recht eindeutigen Bekenntnis, 
zu dem er sich in seiner großen Mitteilsamkeit im Telegramm vom 30. August an 
Lord Halifax hinreißen läßt: „Wenn wir wirklich das deutsche Heer und Volk 
dazu bringen wollen, gegen die unausstehliche Regierung Herrn Hitlers zu revol- 
tieren, wird das nur möglich sein, soweit die polnische Frage betroffen ist, auf einer 
Grundlage dieser Art, da das ganze deutsche Volk und sogar der größte Teil der 
gemäßigten Gruppen des deutschen Volkes jede andere Basis als Unrecht an 
Deutschland ansehen würde. Dieser Punkt scheint mir von äußerster Wichtigkeit 
zu sein. Herr Hitler würde in der Stimmung, wie er sie gestern hatte, eine solche 
Lösung ablehnen; wenn er sie wirklich ablehnt, würden seine Leute noch unwil- 
liger sein, ihm zu folgen. Wenn er unter unserem Druck annimmt, rechne ich damit, 
daß er an Prestige verlieren wird, und ich glaube nicht, daß das deutsche Volk 
sich in der unmittelbaren Zukunft irgendwelchen weiteren Schocks unterwerfen 
wird, genausowenig wie wir selbst.“ (DBFP VII Nr. 537) 

Wie wir aus der Schilderung Ribbentrops wissen (S. 409), ließ sich Hitler nicht 
provozieren, doch weder er noch der Reichsaußenminister durchschauten die weit- 
gehenden Motive dieses „wohlüberlegten“ Krachs. 


Mittwoch, den 30. August 1939 


Die Polizeidienststelle Elbing meldet einen Angriff auf ein Zollgehöft durch 
polnische Truppen, wobei ein deutscher Schütze getötet wurde, ferner den Grenz- 
übertritt mehrerer polnischer Soldaten. 1 deutsches Flugzeug wurde über deut- 
schem Gebiet von polnischer Flak beschossen. (DWB II Nr. 470) 


* 
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Botschafter Kennard telegrafiert um 12.22 Uhr an Lord Halifax: 

„2. Herr Beck hat mich soeben davon unterrichtet, daß Maßnahmen, die einer 
Generalmobilmachung gleichkommen, heute morgen angeordnet worden seien. 

3. Die polnische Regierung gibt würdevolle und gemäßigte Erklärung an die 
Presse aus, welche genau überwacht wird. 

4. Der Ausdruck ‚Generalmobilmachung‘ wird unvermeidlicherweise in den Ver- 
öffentlichungen erscheinen, die seit langem gedruckt worden sind, jedoch nicht in 
der Erklärung. 

5. Ich möchte vorschlagen, daß der englischen Presse eingeschärft werde, daß 
übertriebene Sprache hinsichtlich der polnischen Verteidigungsvorbereitungen zu 
vermeiden sei.“ (DBFP VII Nr. 517) 

Um 15.31 Uhr telegrafiert Botschafter Kennard an Lord Halifax: „Der Militär- 
attach& erfährt vom Generalstab, daß die Generalmobilmachung heute nacht 
um Mitternach beginnen wird.“ (DBFP VII Nr. 527) 


* 


Um 17 Uhr 30 meldet der deutsche Geschäftsträger aus Warschau: „Seit einer 
Stunde ist in Polen durch Anschlag die allgemeine Mobilmachung befohlen wor- 
den..... = (DWB II Nr. 465) 


* 


Die deutsche Presse erhält darauf erst folgende Weisung: „Die Meldung von der 
polnischen Generalmobilmachung muß kommentiert und groß aufgemacht wer- 
den. Die polnischen Argumente zu dem deutschen Aufmarsch sind mit der Be- 
gründung abzuweisen, daß Polen seit März unzählige Truppenmassen an der 
deutsch-polnischen und polnisch-Danziger Grenze zusammengezogen hat. 

(Nation Europa, Nr. 5/61 S. 43 ff.) 


%* 
In den zweiten Abendnachrichten behauptet Radio Warschau, daß es in Duisburg 


zu Zwischenfällen gekommen sei, bei denen so viele Leute erschossen wurden, daß 
16 Lastautos die Leichen hätten fortschaffen müssen. (Fritzsche, S. 26) 


* 


Der polnische Botschafter Graf Raczynski richtet an Lord Halifax einen Brief 
seiner Regierung, in dem sich diese gegen angebliche deutsche Greuelhetze wendet... 


(DB Nr. 129) 
* 
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Botschafter Coulondre berichtet sofort über Hendersons Mitteilungen nach 
Paris, so daß Außenminister Bonnet schon um 1 Uhr an Botschafter Noel nach 
Warschau telegrafieren konnte, daß Hitler zum ersten Mal den Vorschlag der 
direkten Aussprache angenommen habe und daß es deshalb schwierig sei, mit einer 
schroffen Weigerung zu antworten. (FGB Nr. 294) 


* 


Um 2 Uhr berichtet Coulondre an Bonnet über seine Unterhaltung mit Hender- 
son und trägt seine Bedenken vor: „Unter den gegenwärtigen Umständen zöge 
eine Reise Herrn Becks nach Berlin allerdings schwerwiegende Nachteile nach sich. 
Eine solche Reise würde unweigerlich die Erinnerung an die traurige Präzedens- 
fälle des Herrn Schuschnigg und des Herrn Hacha wachrufen. Sie würden mit den 
ganzen Inszenierungskünsten, denen die deutsche Propaganda fähig ist, als ein 
moralischer Erfolg und als ein Anzeichen der Nachgiebigkeit ausgewertet werden. 
Die deutschen Ansprüche würden dadurch nur wachsen. Wenn also die Minister 
der beiden Länder zusammentreffen sollten, so müßte dies, wie mir scheint, in 
einer Stadt in der Nähe der Grenze geschehen. 

Sollte die Verhandlung hingegen in Berlin stattfinden, so müßte meiner Auf- 
fassung nach Herr Lipski beauftragt werden. Diese Lösung hätte übrigens noch den 
Vorteil, daß der Anschein vermieden werden würde, als akzeptiere Polen eine 
Fristsetzung, die alle Merkmale eines Ultimatums trägt.“ (FGB Nr. 296) 


* 


Wie die Herren wirklich dachten, beweist Bonnets Mitteilung, daß Coulondre 
den brutalen Charakter der Antwort unterstrich, aber meinte, daß „Polen wenig- 
stens zu Anfang eine Fühlungsnahme annehmen sollte.“ (Bonner, S. 279) 

Coulondre bestätigte dies selbst: (Coulondre, S. 436 — FGB Nr. 300) 

„Jedenfalls muß die polnische Regierung die Besprechungen in Gang bringen, 
auch wenn sie kaum begonnen wieder abgebrochen werden müßten.“ 

Auch Noel meint in einem Telefongespräch um 11 Uhr 20: (FGB Nr. 297) 

„Es besteht übrigens kein Grund zur Annahme, daß derartige Bedingungen von 
Polen angenommen werden, da sie den Ausgangspunkt seines Herabsinkens zu 
einem Vasallstaat darstellen würden.“ 

Trotz des eindeutigen Charakters dieser Meinungsäußerungen glaubt Hoggan, 
behaupten zu müssen: „Coulondre..... trug die Argumente des Hitlerschen 
Planes in Paris kraftvoll vor. Vor allem betonte er mit großem Nachdruck, man 
müsse auf Warschau starken Druck ausüben, damit der polnische Bevollmächtigte 
noch rechtzeitig in Berlin eintreffe.“ (Hoggan, S. 715) 


* 
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Botschafter Noel schreibt zum Thema „Generalmobilmachung noch: 

„Als Herr Bonner von meinem Vorgehen durch meine Telegramme Kenntnis 
erhielt, beunruhigte er sich. Er fürchtete, daß seine persönliche Verantwortlichkeit 
durch mein Verhalten und das von mir erzielte Ergebnis engagiert würde..... er 
fürchtete die Anschuldigung, Polen einer Kapitulation — die seitens Polens keines- 
wegs zu erwarten stand — entgegenzuführen, und um seine Verantwortung zu 
entlasten, sandte er mir am Morgen des 30. ein Telegramm, das in seiner Art 
in den offiziellen Beziehungen seines Autors mit mir einzigartig war. Es enthielt 
cinen Tadel gegen mich und unterstrich, daß Polen allein Richter über die Zweck- 
mäßigkeit der in Frage stehenden Maßnahmen sei.“ (Noel, $. 432) 


* 


Außenminister Bonnet selbst berichtet: „Nach der Lektüre seines Drahtberichtes 
(Noels) telefonierte mir der Ministerpräsident persönlich. Er hielt es, wie der 
Generalstab, für notwendig, dafür zu sorgen, daß die Polnische Regierung uns 
niemals den Vorwurf machen könnte, wir hätten ihr Vorgehen auf militärischem 
Gebiet durch die Verzögerung einer Mobilmachung behindert, die sie für unerläß- 
lich hielt. Er forderte mich auf, dies sofort unserm Botschafter klar zu machen. 
In Wirklichkeit hatte Noel, wie ich Daladier gegenüber bemerkte, Beck nur geraten, 
seinen militärischen Maßnahmen eine möglichst geringe Offentlichkeit zu geben.“ 

(Bonner, $. 279) 

Wie Hoggan dagegen behaupten kann: „Kennard hatte die polnische Maß- 
nahme gebilligt, obwohl Bonner seinen Botschafter Noel angewiesen hatte, heftig 
gegen die Generalmobilmachung zu protestieren“ ist unerfindlich. (Hoggan $. 712) 


%* 


Um 13.30 Uhr läßt Lord Halifax Botschafter Sir Eric Phipps ın Paris anrufen 
mit dem Auftrag, bei Mr. Daladier zu sondieren, ob er es nicht für eine gute 
Sache hielte, nach London herüberzukommen, entweder heute nachmittag oder 
morgen. Auf die Frage Sir Phipps, ob sich dies ebenso auf Mr. Bonnet bezöge, 
wurde ihm geantwortet, daß dies eine Angelegenheit der französischen Regierung 
sein würde. (DBFP VII Nr. 521) 

Um 16 Uhr teilt Sir Phipps dem Foreign Office mit, daß Mr. Daladier sehr 
viel zu tun habe im jetzigen Augenblick in Verbindung mit militärischen Be- 
wegungen und nicht geneigt zu sein scheine, es für möglich zu halten, daß er 
kommen könne. (DBFP VII Nr. 528) 

Um 17.30 Uhr teilt Botschafter Phipps Lord Halifax mit: „Herr Daladier, der 
von Herrn Corbin den Text der Antwort Hitlers erhalten hat, sagt mir, daß er 


sie als sehr schlecht ansehe und daß sie die Absicht Herrn Hitlers zeige, Polen zu 
zerstückeln. 
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Ich hatte die persönliche Anregung gemacht, daß Herr Daladier sie doch persönlich 
in London mit der Regierung Ihrer Majestät besprechen solle; er befindet sich 
aber in der gegenwärtig kritischen Konstellation nicht in der Lage, Parıs zu ver- 
lassen.“ (DBFP VII Nr. 533) 


* 


Lord Halifax beauftragte um 18.15 Uhr Botschafter Phipps in Paris: „Bitte teilen 
Sie Herrn Bonnet mit, daß wir nach vorläufiger Prüfung der deutschen Antwort 
die polnische Regierung davon verständigt haben, daß wir nicht die Verant- 
wortung dafür übernehmen könnten, ihr gegen irgendeine Aktion zu raten, die 
sie für die Sicherheit als nötig erachte, daß aber jede Anstrengung zu machen 
sei, den Anschein einer Provokation zu vermeiden.“ (DBFP VII Nr. 536) 


* 


Um 21.45 Uhr telegrafiert Botschafter Sir Phipps aus Paris an Lord Halifax, 
daß der Militärattache heute eine kurze Aussprache mit General Gamelin gehabt 
habe. Der letztere heiße die polnische Generalmobilmachung vollkommen gut. 
Dies könnte die Entscheidung Hitlers in keiner Weise beeinflussen, obgleich er vor- 
geben könnte, daß sie dies täte. „Hitlers Verzögerung, gegen Polen vorzugehen, 
könnte auf diplomatische Gründe zurückzuführen sein, z. B. daß die Italiener 
den Krieg nicht als nötig ansehen, oder Unzufriedenheit in Deutschland, oder 
daß die Kriegsvorbereitungen noch nicht abgeschlossen seien. Die ursprünglich 
gegen Polen zusammengezogene Kraft sollte geheimgehalten werden, aber jetzt hat 
Polen Zeit gehabt, sich selbst entlang der Grenze zu verschanzen; es war nicht 
mehr eine Frage des Überschreitens dieser Grenze in Straßenkolonnen, sondern 
einen Angriff zu machen, und bevor ein Angriff möglich ist, war es nötig, die er- 
forderlichen rückwärtigen Organisationen aufzubauen, was Zeit erforderte. 

Der Generalstab scheint zu glauben, daß der Krieg nicht unvermeidlich sei, vor- 
ausgesetzt, daß wir alle gegenüber den Drohungen Hitlers absolut festbleiben. 

Der Generalstab hat ziemlich viel Informationen erhalten, die dazu neigen auf- 
zuzeigen, daß die Disziplin des deutschen Volkes nicht sehr groß sei im Gegensatz 
zu der der Franzosen, die beschlossen haben, daß ein Krieg jeder Bereinigung vor- 
zuziehen sei, die die Zukunft nicht sichert.“ (DBFP VII Nr. 553) 


* 


Botschafter Coulondre erzählt: (Coulondre, S. 440 f.) 
„Am späten Nachmittag erhalte ich den Besuch des Schriftstellers Sieburg, den 
ich von Paris her kenne. Sofort fällt mir die Veränderung in seinen Gesichts- 
zügen auf. ‚Sie müssen wissen‘, sagt er, ‚daß die Lage in Deutschland sich schnell 
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zuspitzt. Hitler zögert, die Partei schwankt und das Volk murrt. Am Morgen 
des 26. sollte Deutschland Polen angreifen. In letzter Minute hat der Führer dar- 
auf verzichtet und seinen Angriffsbefehl widerrufen. Jetzt kann er auf diesen 
ersten Entschluß nicht mehr zurückkommen. Werden die Westmächte angesichts 
dieser Lage Verständnis aufbringen? Heute würde Hitler sich schon mit Danzig 
und einem Korridor zufrieden geben. Wäre es nicht möglich, daß ein britischer 
Minister nach Berlin käme? Könnte man nicht eine Konferenz über die Revision 
des Versailler Vertrages unter Hitlers Vorsitz ins Auge fassen? Aber England ist 
unversöhnlich; es wird bis zum bitteren Ende gehen wollen. Wenn das stimmt, 
müssen Sie sich darüber klar sein, daß alle Deutschen sich um ihren Führer scharen 
und unter seinen Fahnen kämpfen werden‘. Sieburg ringt die Hände und weint. 
Ich bin mir über seine Gefühle nicht sicher, kenne aber seine enge Verbindung zu 
den führenden Nazis. Er muß gut orientiert sein, und seine Verzweiflung ist echt. 
Ich antwortete, daß, wenn die Lage so sei, wenn Hitler wirklich die Absicht habe, 
den Krieg zu vermeiden, daß er dann fest damit rechnen könne, von den West- 
mächten dabei Unterstützung zu erhalten. ‚Sie haben nicht das Recht, eine Re- 
gierung, an deren Spitze Chamberlain steht, als starrsinnig zu verdächtigen. Von 
der französischen Regierung ist Ihnen bekannt, daß sie alles Menschenmögliche tun 
wird, um eine für alle Beteiligten ehrenvolle Lösung zu erleichtern. Im Augenblick 
kommt es darauf an, daß die Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen 
zustande kommen.‘ 

So sieht also die Entspannung aus, von der auf der italienischen Botschaft ge- 
sprochen wurde. Die in den Zeitungen vom 26. August veröffentlichten Verwal- 
tungsmaßnahmen für den Kriegsfall waren also Blindgänger. Die Kraftprobe würde 
zu unseren Gunsten ausschlagen. 

Zwar ist das Spiel noch lange nicht gewonnen, doch ist eine tragische Entschei- 
dung bereits in die Ferne gerückt, und die Umgebung Hitlers scheint, da es nicht 
zum Kriege kommt, ihre Hoffnung auf eine Konferenz ähnlich der von München 
zu setzen. Allem Anschein nach ist ein Wendepunkt erreicht worden; ich muß 
sofort Paris benachrichtigen. Ich zögere indes zu telegraphieren; ein Telegramm 
könnte vom deutschen Geheimdienst dechiffriert werden, meinen Gewährsmann 
bloßstellen und vor allem bei seinem Bekanntwerden, indem es Hitlers Prestige 
aufs Spiel setzte, den Krieg herbeiführen. Ich bin trotzdem dabei, mich zu einem 
Telegramm zu entschließen, als mir der Besuch unseres Konsuls in Frankfurt am 
Main, Dayet, gemeldet wird, der nach Paris zurückfährt. 

Ihn werde ich mit meiner Botschaft betrauen, ich schreibe sofort einen hand- 
schriftlichen Brief an den Ministerpräsidenten und lasse darın die optimistischen 
Töne anklingen, die Sieburg bei mir angeschlagen hat. Nachdem ich Daladier über 
das, was ich soeben erfahren habe, und über die sich neuerdings abzeichnende Lage 
unterrichtet habe, ziehe ich daraus die Folgerung, man müsse fest bleiben und 


nochmals fest bleiben, dabei aber so geschickt manövrieren, daß es nicht zum 
Bruch kommt. 
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Ich habe meinen Brief statt an den Außenminister an den Ministerpräsidenten 
gerichtet, weil dieser sich persönlich für die Anbahnung direkter Verhandlungen 
zwischen Deutschland und Polen eingesetzt hat.“ Der Brief, der die etwa ein- 
tretende Vernunft torpedieren sollte, findet sich im DB Nr. 130.) 


* 


Außenminister Bonnet beauftragt um 23 Uhr 20 Botschafter Noel, die Demarche 
des britischen Botschafters Kennard zu unterstützen. Dieser habe von seiner Re- 


gierung besondere Instruktionen hierfür. (FGB Nr. 304) 
* 
Um 2 Uhr früh telegrafierte Lord Halifax an Henderson: (BBB Nr. 81) 


„Wir werden die Antwort der Deutschen Regierung sorgfältig prüfen, aber 
es ist natürlich unvernünftig, von uns zu erwarten, daß wir heute in Berlin 
einen Vertreter Polens zur Stelle schaffen, und die Deutsche Regierung darf das 
nicht erwarten. Es wäre gut, wenn Sie dies sogleich auf geeignetem Wege den 
richtigen Stellen bekanntgeben ließen. Wir hoffen, daß Sie unsere Antwort heute 
nachmittag erhalten.“ 

Diesen negativen Vorbescheid teilte die britische Botschaft um 4 Uhr dem Aus- 
wärtigen Amt mit. Botschafter Henderson rief in der Frühe nochmals Staats- 
sekretär v. Weizsäcker an und meinte, die deutsche Antwort sei recht kategorisch 
formuliert und habe etwas ultimatives an sich, worauf dieser erwiderte, die Situation 
sei überaus gespannt und dringlich. (ADAP VII S. 366) 


* 


Um 10 Uhr empfing Lord Halifax vom Botschafter Kennard folgende Mitteilung: 
„Ich habe die sichere Empfindung, daß es unmöglich sein würde, die polnische 
Regierung dazu zu bringen, Oberst Beck oder irgendeinen anderen Vertreter sofort 
nach Berlin zu entsenden, um eine Bereinigung auf der von Hitler vorgeschla- 
genen Basıs zu besprechen, Sie würden sicher eher kämpfen und zugrunde gehen, 
als sich solch einer Demütigung zu unterwerfen, besonders nach den Beispielen 
von der Tschechoslowakei, Litauen und Österreich. 

2. Ich möchte vorschlagen, daß, wenn Verhandlungen zwischen Gleichgestellten 
zu führen sind, es wesentlich wäre, daß sie in einem neutralen Land stattfinden 
müßten oder selbst vielleicht in Italien, und daß die Grundlage für jegliche Ver- 
handlung ein Kompromiß sein müßte zwischen den klar definierten Grenzen der 
März-Vorschläge der deutschen Seite und dem Status quo auf der polnischen Seite. 

3, Bedenkt man, daß die polnische Regierung allein steht und wenn sie weit- 
gehend für den Krieg unvorbereitet ist, sie die März-Bedingungen ablehnt, so wäre 
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es für sie gewiß unmöglich, Vorschlägen zuzustimmen, die sich als über die März- 
Bedingungen hinausgehend herausstellen, jetzt, da sie England zu ihrem Ver- 
bündeten hat, Frankreich seine Unterstützung zugesagt hat, und die Weltmeinung 
klar für direkte Verhandlungen auf der Basis der Gleichberechtigung ist und hinter 
dem Widerstand Polens gegen eine diktierte Bereinigung steht. 

4. Ich spreche natürlich der polnischen Regierung gegenüber keine Meinung 
aus noch teile ich ihr die Antwort Hitlers mit, bis ich Anweisungen erhalte, was 
unverzüglich der Fall sein wird, wie ich überzeugt bin.“ (DBFP VII Nr. 512) 


* 


Hans Otto Meißner, der Sohn des Staatssekretärs, aus London: 

„Vom 30. August ab wurde es unseren Militär-Artach@s verboten, die Stadtgrenze 
zu überschreiten. So fuhr ich mit einem geborgten Wagen, der das verräterische CD- 
Schild nicht trug, rings um London herum, mir anzuschauen was da vorging. Und 
was ich sah und hernach berichtete, das waren alles klare Anzeichen einer schleunigen 
Mobilmachung. Rings um London brodelte es von Truppen und Transporten, sie 
waren der Beweis, daß England nunmehr entschlossen sei. Diese Tatsache wurde 
chiffriert nach Berlin gefunkt, aber Herr von Ribbentrop war nicht zu überzeugen.“ 

(H. ©. Meißner, $. 131) 


* 


Botschafter Henderson telefoniert um 13 Uhr an Lord Halifax: „Ihre Botschaft 
wurde um 4 Uhr früh an den Reichsaußenminister gesandt. Ich habe Herrn Hitler 
gestern abend eine ähnliche Bemerkung gemacht, worauf seine Antwort gewesen 
ist, daß man von Warschau nach Berlin in 1'/e Stunden fliegen könne. 

2. Ich wiederholte die Botschaft heute morgen telefonisch dem Staatssekretär, 
welcher sagte, daß sie soeben zu Herrn Hitler gebracht worden sei. Er fügte hinzu, 
daß sobald als möglich etwas getan werden müsse. 

3. Während ich immer noch empfehle, daß die polnische Regierung diese Be- 
mühungen in elfter Stunde schlucken soll, um mit Herrn Hitler direkten Kontakt 
aufzunehmen, auch wenn es nur darum zu tun wäre, die Welt davon zu überzeugen, 
daß sie sich selbst der Aufrechterhaltung des Friedens opferten, kann man aus der 
deutschen Antwort nur schließen, daß Hitler versucht, seine Ziele durch sogenannte 
friedliche und faire Mittel zu erreichen, wenn er kann, jedoch wenn er nicht kann, 
mit Gewalt. Es kann natürlich viel von dem detaillierten Plan abhängen, auf den 
im letzten Absatz der deutschen Antwort verwiesen wird. 

4. Nichtsdestoweniger, wenn es Herrn Hitler ermöglicht wird, auch weiterhin die 
Initiative zu erhalten, scheint mir, daß das Ergebnis nur entweder Krieg oder wieder 
Sieg für ihn sein kann, durch Machtentfaltung und Ermutigung, denselben Kurs im 
nächsten Jahr oder im darauffolgenden Jahr weiterzuverfolgen. 
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5. Könnte es nicht selbst jetzt für uns noch möglich sein, die Initiative an uns zu 
bringen, vermittels irgendwelcher unparteiischer Lösung, die etwa durch den Papst 
vorzutragen wäre, wozu wir uns verpflichten würden, unsere Unterstützung zu 
gewähren als eine Verhandlungsbasis gegenüber den Deutschen und den Polen? Solch 
eine Lösung könnte zumindestens im Augenblick des Zusammenbruches des per- 
sönlichen Kontaktes, sofern er stattfindet, bereit sein.“ (DBFP VII Nr. 520) 


* 


Botschafter Henderson telefoniert um 14 Uhr an Lord Halifax: „Ich habe heute 
den italienischen Botschafter in Kenntnis gesetzt von meinem persönlichen Vorschlag 
zur päpstlichen Erwägung. 

2. Attolico sagte, daß er Mussolini sobald wie möglich davon Kenntnis geben 
würde. Die einzige Hoffnung würde eine Lösung sein auf der Basis von Hitlers 
März-Angebot. Ich sagte, daß ich persönlich die Tatsache begriffe, aber wichtig wäre, 
eine neutrale Lösung zu haben, auf deren Annahme durch beide Seiten wir bestehen 
könnten. Sogar, wenn es eine Beck-Hitler-Zusammenkunft gäbe, und wenn es nur 
darum ginge, dabei Zeit zu gewinnen, so sehe ich wenig Aussicht im gegenwärtigen 
Zustand der Spannung für eine übereingekommene Regelung zwischen den beiden 
direkt betroffenen Parteien. Wenn eine päpstliche Lösung bereit wäre, so könnte sie, 
wenn nicht zwar vorher, wenigstens dann vorgebracht werden, wenn der Zu- 
sammenbruch eintreten würde. 

Attolico stimmte zu, sagte aber, daß er sein Äußerstes beim Nuntius hier getan 
hätte, daß aber die katholische Kirche fürchtere, daß die Intervention auf sie selbst 
zurückpralle.“ (DBFP VII Nr. 522) 


* 


Botschafter Henderson übersendet Lord Halifax die Informationen eines Deut- 
schen, die dieser „heute morgen“ dem britischen Militärattach€ gegenüber abgegeben 
habe. (S. DB Nr. 131) 

Um 14.10 Uhr telefoniert Botschafter Henderson an Lord Halifax: „Herrn Hit- 
lers Neigung, Berichte über polnische Ausschreitungen sehr zu übertreiben, ist ein 
unglückseliger Faktor in der gegenwärtigen Lage. 

2. Ich verlangte vom Kanzler (der Botschaft) daher, dem Nuntius heute die per- 
sönliche Anregung zu machen, daß der Vatikan sofort eine örtliche Kommission von 
Geistlichen einsetzen sollte, um die Entstehungsgeschichte dieser Zwischenfälle zu 
kontrollieren. 

3. Der Nuntius antwortete, daß dieser Vorschlag unter den gegenwärtigen Um- 
ständen ihm nicht als empfehlenswert erscheine, da er zu sehr nach Parteiergreifung 
schmecke. Er verpflichtet sich indessen sofort, folgende Alternativen an den Vari- 
kan zu telegrafieren: 
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a) daß der Papst die Nuntien in Berlin und Warschau anweisen sollte, von den 
betreffenden Regierungen im Interesse des Friedens eine menschliche Behandlung 
der Minderheiten zu verlangen, oder 

b) daß der Vatikan Berlin und Warschau die Ernennung einer neutralen Kommission 
von Laien anraten sollte, welche die von Geistlichen zu erfüllende Aufgabe über- 
nehmen sollten. 

4. Der Nuntius verlangte besonders, daß die Angelegenheit wirklich ganz geheim 

zu halten ist.“ ( DBFP VII Nr. 523) 


%* 


Um 14.44 Uhr telegrafiert Lord Halifax an Botschafter Henderson: „Bitte bringen 
Sie folgendes vom Premierminister zum deutschen Kanzler: Wir erwägen die deutsche 
Note gründlich und dringlich und werden am späten Nachmittag eine offizielle Ant- 
wort senden. 

Wir legen in Warschau dar, wie lebenswichtig es ist, alle Anweisungen zu ver- 
stärken, um Grenzzwischenfälle zu vermeiden, und ich würde Sie bitten, ähnliche 
Anweisungen auf deutscher Seite zu bestätigen. 

Ich begrüße den Beweis von Gedankenaustauschen, welche stattfinden in dem 
Wunsch einer englisch-deutschen Verständigung, worüber ich gestern im Parlament 
gesprochen habe.“ (Um 17 Uhr 30 dem AA. zugestellt.). (DBFP VII Nr. 525) 


* 


Botschafter Henderson schreibt an Lord Halifax: „Meine Überzeugung ist die, 
daß die polnische Regierung die Forderungen Herrn Hitlers vom März weniger 
wegen ihres eigentlichen Wesens abgelehnt hat, als vielmehr 
a) weil Deutschland Polen in den Fragen der Slowakei und Memels hintergangen hat, 

und 
b) weil sie in der Form eines Ultimatums vorgebracht waren. 

Nichtsdestoweniger muß man nicht nur die unmittelbare Gegenwart in Erwägung 
ziehen, in der es wesentlich ist, kein Anzeichen davon zu zeigen, als ob man Herrn 
Hitlers Drohungen nachgebe, sondern man muß auch an die Zukunft denken. Wenn 
es in der Zukunft einen echten Frieden zwischen Polen und seinem mächtigen Nach- 
barn geben soll, müssen die Beschwerden des letzteren, die nicht von Hitler gemacht, 
sondern national sind, abgestellt werden. Um dies Ziel zu erreichen, muß nach 
meiner Meinung die Stadt Danzig, im Unterschied zum Hafen, zu Deutschland 
zurückkehren; es muß eine direkte und exterritoriale Verbindung zwischen dem Reich 
und Ostpreußen geben; und man muß die deutsche Minderheit in Polen durch irgend- 
einen Bevölkerungstausch loswerden. Auf keiner anderen Grundlage kann es jemals 
einen echten und dauerhaften Frieden zwischen den beiden Ländern geben. Kein 
diplomatischer Kompromiß hat eine Hoffnung auf unbestimmte Dauer. 
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Wenn wir jemals das deutsche Heer und das deutsche Volk dazu bringen wollen, 
gegen die unausstehliche Regierung Hitlers zu revoltieren, kann das, was die pol- 
nische Frage betrifft, nur auf einer Basis dieser Art gelingen, da das ganze Volk 
selbst und sogar die meisten der gemäßigten Gruppen des deutschen Volkes jede 
andere Basis als für Deutschland ungerecht betrachten würde. Dieser Punkt scheint 
mir von äußerster Wichtigkeit zu sein. Herr Hitler würde in der Stimmung, wie er 
sie gestern hatte, eine solche Lösung ablehnen; wenn er sie wirklich ablehnt, würden 
seine Leute noch unwilliger sein, ihm zu folgen. Wenn er unter unserem Druck an- 
nimmt, rechne ich damit, daß er an Prestige verlieren wird, und ich glaube nicht, 
daß das deutsche Volk sich in der unmittelbaren Zukunft irgendwelchen weiteren 
Schocks unterwerfen wird, genausowenig wie wir selbst. 

Inzwischen kann ich nur nochmals dringend betonen, wie wichtig es ist, daß Polen 
den Vorschlag für direkte Verhandlungen sofort annimmt und sich damit in den 
Augen der Welt ins Recht setzt.“ 

(DBFP VII Nr. 537 — Als Bezugstelegramm ist das Telegramm 
Kennard’s an Halifax Nr. 512 angegeben.) 


* 


Außenminister Beck erwiderte „mit leichter Müdigkeit, die polnische Regierung 
hätte nicht die Absicht, irgendwelche Zwischenfälle zu provozieren, und ging dann 
zu etwas über, das ihn ganz besonders beschäftigte: Er sei davon überzeugt, daß die 
Regierung SM bei der Beantwortung von Hitlers Note keine definitiven Ansichten 
über Polen angehende Probleme äußere, ohne sich vorher mit der polnischen Regie- 


rung besprochen zu haben.“ (Namier, $. 384) 

Die offizielle Antwort, die Graf Lubienski um 19 Uhr dem britischen Geschäfts- 

träger erteilte, fiel daher entsprechend schnippich aus. (PWB Nr. 105) 
* 


Um 17.30 Uhr telegrafiert Lord Halifax an Botschafter Kennard in Warschau: 
„Die Atmosphäre mag zu verbessern sein, wenn strenge Instruktionen gegeben wer- 
den von der polnischen Regierung an alle ihre militärischen und zivilen Behörden: 
1. Nicht zu feuern auf Flüchtlinge oder Mitglieder der deutschen Minorität, die 

Ärgernis hätten, sondern sie zu verhaften; 
2. Sich selbst von persönlicher Gewalttat gegen Mitglieder der deutschen Minderheit 
zu enthalten und ähnliche Gewalttaten seitens der Bevölkerung zu verhindern; 
3. Mitgliedern der deutschen Minderheit, die Polen zu verlassen wünschen, zu ge- 
statten, frei zu passieren; 
4. aufreizende Radiopropaganda einzustellen. 
Bitte informieren Sie Herrn Beck hinzufügend, daß ich begreife, daß Herr Hitler 
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Berichte benutzt, um eine unmäßige Aktion zu rechtfertigen, aber ich bin darauf 
bedacht, ihn dieses Vorwandes zu berauben. Ich fordere die deutsche Regierung auf, 
gleich zu verfahren und mache darauf aufmerksam, daß man von der polnischen 
Regierung nur erwarten kann, solche Instruktionen aufrecht zu erhalten, wenn keine 
Provokation von der deutschen Minderheit gegeben wird.“ (DBFP VII Nr. 532) 


* 


Botschafter Henderson erhält den ähnlichen Auftrag. (BBB Nr. 87) 

„Wenn Sie die Deutsche Regierung von den erneuten von uns in Warschau er- 
hobenen Vorstellungen unterrichten, so machen Sie bitte klar, daß man von der 
Polnischen Regierung die Wahrung einer völligen Zurückhaltung nur erwarten 
könne, wenn die Deutsche Regierung auf ihrer Seite der Grenze dasselbe tut..... 
Nachrichten sind im Umlauf über von Deutschen begangene Sabotageakte.“ 

Um 17.40 Uhr telegrafiert Lord Halifax an Botschafter Henderson: „Mein sofort 
folgendes Telegramm (DBFP VII Nr. 543) enthält den Text der Botschaft zur Mit- 
teilung an den deutschen Kanzler. Die Mitteilung soll indessen ihm nicht überbracht 
werden, bis Sie nicht weitere Weisungen von mir erhalten haben.“ (DB Nr. 133a) 

(DBFP VII Nr. 534) 


Um 18 Uhr 50 drahtet Lord Halifax an Botschafter Henderson (BBB Nr. 88): 
„1. Wir nehmen an, daß die Deutsche Regierung darauf beharrt, daß ein polnischer 
Unterhändler mit Vollmachten zur Entgegennahme der deutschen Vorschläge 
nach Berlin kommen muß. 


2. Wir können der Polnischen Regierung nicht raten, auf dieses Verfahren, das 
völlig unverständig ist, einzugehen. 

3. Könnten Sie der Deutschen Regierung nicht nahelegen, sie möge, wenn ihre 
Vorschläge bereit sind, das normale Verfahren anwenden und den polnischen 
Botschafter einladen vorzusprechen, um ihm die Vorschläge zur Weiterleitung 
nach Warschau zu übergeben und um Anregungen über die Führung der Ver- 
handlungen zu ersuchen. 

4. Die Deutsche Regierung hatte die Freundlichkeit zu versprechen, daß sie ihre 
Vorschläge auch der Regierung Seiner Majestät mitteilen werde. Wenn diese 
findet, daß sie eine verständige Grundlage bieten, kann man darauf zählen, 
daß sie in Warschau ihr Bestes tun wird, um die Verhandlungen zu erleichtern.“ 
Auch diesen Auftrag führte Henderson erst um Mitternacht aus. 


* 
Um 19 Uhr übersendet Lord Halifax an Botschafter Kennard die Abschrift der 


Antwort, die der deutschen Regierung um Mitternacht durch Botschafter Henderson 
überbracht werden soll. (DB Nr. 133a) 
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Den ausführlichen Anweisungen an Kennard für sein Gespräch mit Außenminister 
Beck ist der Satz vorgesetzt: „Auf dieses Telegramm hin soll nichts unternommen 
werden bis auf weitere Instruktionen.“ (DB Nr. 132) 


* 


Um 19 Uhr 40 schickt Lord Halifax telegrafisch — also nicht „per Sonderkurier 
durch Flugzeug“, wie er in der Presse behaupten läßt — die britische Antwortnote 
an Botschafter Henderson mit der ausdrücklichen Anweisung, daß entsprechend dem 


Telegramm von 17 Uhr 40 nichts unternommen werden solle vor Erhalt weiterer 
Instruktionen. (DB Nr. 133a) (DBFP VII Nr. 543) 


* 


Um 21 Uhr telefoniert Lord Halifax an Botschafter Henderson: 

„1. Ihre Sprache wird warm begrüßt, aber hier liegt ein Punkt vor, auf den Sie 
Ihre Aufmerksamkeit lenken sollten, nämlich die Gefahr, die in der Frage Hitlers 
besteht hinsichtlich der Möglichkeit einer Allianz mit England. 

2. Eine Allianz (die ein militärisches Bündnis bedeuten muß, wenn sie überhaupt 
etwas bedeuten soll) ist natürlich keine durchführbare Politik und wir sollten vor- 
sichtig sein, den Deutschen nicht zu gestatten, uns auf einen so gefährlichen Boden 
zu ziehen. Andererseits wenn die Deutschen es bekannt werden lassen, daß Gespräche 
wegen einer Allianz geführt worden seien, so könnte dies den allerschlimmsten Ein- 
druck in den Vereinigten Staaten und allen befreundeten Ländern machen, der über- 
haupt möglich ist. 

3. Der Fall eines Vertrages wäre etwas anderes.“ (DBFP VII Nr. 545) 


Se 


Am Abend sagte Anthony Eden in einer Funkansprache an amerikanische Hörer: 

„Die Zeit des Flickwerks und der Kompromisse ist vorbei. Die Welt muß wählen 
zwischen Ordnung und Anarchie. Zu lange schon schwankt sie von einer Krise zur 
andern, zittert sie unter der unaufhörlichen Drohung der Waffengewalt. Wir können 
nicht ewig mit der Pistole auf der Brust weiterleben. Die Friedensliebe des englischen 
Volkes ist so groß wie eh und je, aber deswegen ist es nicht weniger entschlossen, 
daß der Friede diesmal auf der Ehrfurcht vor dem gegebenen Wort, auf der Ab- 
lehnung aller Gewalt beruhen soll.“ (Broad, Anthony Eden, S. 170) 


* 


Um 21.05 Uhr telefoniert Lord Halifax an Botschafter Henderson, daß er, sobald 
er alle Telegramme erhalten habe, entsprechend dem Auftrag im Telegramm DBFP 
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VII Nr. 543 (19 Uhr 40) handeln soll. Er soll das Foreign Office telefonisch über 
die Zeit der Unterredung mit Adolf Hitler unterrichten, sobald er sie erfahren habe. 

Nach der Anmerkung 5 telefonierte Herr Holman am 31. August um 0.10 Uhr 
dem Außenamt, daß Sir Henderson soeben zu seinem Interview gefahren sei, dessen 
Zeit auf Mitternacht festgesetzt worden wäre. (DBFP VII Nr. 548) 


* 


Um 21 Uhr 40 erhält Botschafter Kennard erneut die Anweisung: „Sie sollten 
immer noch keine Aktion ergreifen, bis Sie weitere Instruktionen erhalten!“ 
(DBFP Bd. VII Nr. 552) 


* 


Der Schwede Dahlerus wurde früh 5 Uhr von einem Flugzeug der deutschen 
Regierung nach London geflogen. 

„Im Foreign Office gut angekommen, wurde ich von Sir Alexander Cadogan 
empfangen. Gleich danach gingen wir hinüber nach Downing Street, um 10 Uhr 30 
mit Chamberlain, Halifax und Sir Horace Wilson, Chamberlains. rechter Hand, 
zusammenzurreffen. Die Stimmung war gedrückt und ernst, man konnte aber die 
feste Entschlossenheit der englischen Regierung spüren, unter keinen Umständen 
eine weitere deutsche Gewaltpolitik zu dulden. Chamberlain verurteilte in seinen 
Außerungen Hitler kategorisch. Er hatte offenbar die Grenzen seiner Geduld erreicht 
und nahezu den Glauben an den Nutzen weiterer Verhandlungen verloren. 

Ich berichtete über das, was geschehen war, und über meine Gespräche mit Forbes 
und Göring. Ich gab meiner Überzeugung Ausdruck, es sei, wenn die Deutschen 
Gewalttätigkeiten der Polen zu provozieren suchten, von größter Bedeutung, daß 
die englische Regierung Maßnahmen ergreife, um dem vorzubeugen. Göring hätte, 
erzählte ich, die Meldung über das Niederschießen fünf deutscher Flüchtlinge als 
Anlaß zu den irrsinnigsten Angriffen gegen die Polen benutzt, und ich schlug vor, 
die englische Regierung solle der polnischen Maßnahmen empfehlen. 

Es war offenbar, daß die Anwesenden der Frage der Möglichkeit, die Verhand- 
lungen mit den Deutschen fortzusetzen oder ein Ergebnis zu erreichen, äußerst 
skeptisch gegenüberstanden. Ich teilte gleichwohl Chamberlain mit, was ich von 
Göring erfahren hatte, daß nämlich Hitler einen Vorschlag, das „großzügige An- 
gebor“, ausarbeite, das im Laufe des Tages fertig werden solle. Sowohl Chamberlain 
wie Halifax äußerten den Verdacht, daß dies eine Finte sei, um Zeit zu gewinnen, 
oder daß Göring getäuscht worden sei oder mich zu täuschen suche. Ich hielt die 
Frage für so wichtig, daß ich vorschlug, ich wolle Göring sofort anrufen, um von 
ihm eine Bestätigung zu erhalten und zu erfahren, ob die Note wirklich in der Aus- 
arbeitung sei und was sie enthalte. Ich rief also von Cadogans Zimmer und in seiner 
Gegenwart an und bekam nach einiger Schwierigkeit mit Göring Verbindung. Er 
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versicherte sofort, daß die Note fertig sei und in der Tat Polen günstigere Bedin- 
gungen böte, als er mir in der Nacht erzählt habe. 

Wir trafen uns wieder im Sitzungsraum des Kabinerts Downing Street Nr. 10. 
Cadogan bestätigte das Telephongespräch, ich zeigte die Karte und berichtete im 
einzelnen über die Angaben, die mir Göring über den Inhalt der Note gemacht hatte. 
Die Karte wurde mit großem Interesse studiert und ich wiederholte hierauf Görings 
telephonischen Bescheid. 


Darauf gingen wir meine Kopie der deutschen Note mit Görings Unterstreichun- 
gen Punkt für Punkt durch und beschäftigten uns besonders mit der Fassung des 
Absatzes, der Gegenstand des Wortwechsels zwischen Henderson und Hitler gewesen 
war, des Passus also, nach dem die deutsche Regierung erwartete, daß ein polnischer 
Bevollmächtigter sich während des 30. August in Berlin einfinden solle. Es war ganz 
deutlich, daß Chamberlain und seine Mitarbeiter gegenüber der Forderung, daß diese 
Verhandlungen unbedingt in Berlin stattfinden müßten, außerordentlich skeptisch 
eingestellt waren. Dieses Mißtrauen wurde natürlich genährt durch das Verfahren 
und die Ergebnisse der sogenannten „Verhandlungen“, wie sie die deutsche Regierung 
vorher mit leitenden Politikern anderer Völker geführt hatte, wenn sich diese ın 
Berchtesgaden oder in Berlin einfinden mußten. Chamberlain teilte mir mit, daß das 
Kabinett sich versammeln würde, um die Lage zu erörtern; hierauf solle Henderson 
telegraphisch neue Instruktionen erhalten. Ich selbst würde im Laufe des Tages von 
Cadogan über Englands Einstellung zur Frage von Unterhandlungen zwischen 
Deutschland und Polen orientiert werden, worauf ich am Abend nach Berlin zurück- 
kehren solle, um der deutschen Regierung wiederum zu versichern, daß der eng- 
lischen Regierung sehr viel daran gelegen sei, zu einer Lösung positiv beizutragen. 
Würde das Kabinett einen Beschluß fassen, von dem ich Kenntnis haben müsse, ehe 
ich mit Göring zusammentraf, solle mir dies auf der englischen Botschaft mitgeteilt 
werden, die ich mithin unmittelbar nach meiner Ankunft in Berlin aufsuchen müsse. 

Ich setzte hierauf das Gspräch mit Cadogan allein fort, der mich in keiner Weise 
darüber im unklaren ließ, daß England den Polen schwerlich zureden werde, Ver- 
handlungen in Berlin zu führen. Er regte statt dessen an, daß die Gespräche an 
einem anderen Ort und dann am besten auf neutralem Boden stattfinden sollten. 
Ich rief hierauf Göring wieder an und machte ihm den Vorschlag, daß die Ver- 
handlungen an einen anderen Platz als Berlin verlegt werden sollten. Göring war 
irritiert und antwortete kurz: „Nonsens, die Verhandlungen müssen in Berlin statt- 
finden, wo Reichskanzler Hitler sich aufhält, und ich vermag im übrigen keine 
Schwierigkeiten für die Polen zu erkennen, bevollmächtigte Vertreter nach Berlin zu 
senden.“ Um 18 Uhr trat ich die Rückreise an. Nach einem glatten Flug landeten 
wir um 23 Uhr in Tempelhof. Dort traf ich Oberstleutnant Conrad, teilte ihm aber 
mit, daß ich vor meinem Besuch bei Göring zur britischen Botschaft fahren müsse, 
um von Forbes Angaben über die Antwort der englischen Regierung zu erhalten. 
Um 23 Uhr 30 war diese noch nicht eingegangen. Ich hatte deshalb keine Kenntnis 
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von den seitens der englischen Regierung gefaßten Beschlüssen, als ich dann meine 
Fahrt zu Görings Hauptquartier fortserzte.“ (Dahlerus S. 100 ff.) 

Die Behauptungen Dahlerus’ wegen des Verhandlungsortes, die er im Kern unter 
Eid auch in Nürnberg wiederholte, sind unzutreffend, denn in der Aufzeichnung 
des Foreign Office über die Telefongespräche, die Dahlerus an diesem Tage zwischen 
12 Uhr 30 und 15 Uhr aus Cadogans Zimmer mit Göring führte, heißt es: 

„Herr Dahlerus warf die Frage eines neutralen Begegnungsortes nicht auf, weil 
er glaubt, daß der Vorschlag, den Plan durch Herrn Lipski zu übermitteln, besser 
wäre.“ (DB Nr. 132a) 

Es ist beachtlich, daß Dahlerus an diesem Morgen bei den britischen Politikern eine 
„gedrückte und ernste Stimmung“ besonders auffiel und er feststellte, daß „die An- 
wesenden der Frage der Möglichkeit, die Verhandlungen mit den Deutschen fort- 
zusetzen oder ein Ergebnis zu erreichen, äußerst skeptisch gegenüberstanden.“ 

Ich muß es dem Leser überlassen zu ergründen, auf welchen zeitlich früheren Vor- 
gang dieser auffällige Stimmungsumschwung und die beachtliche Skepsis zurück- 
zuführen waren. 


* 


Graf Ciano: „Der Gedanke unserer erzwungenen Neutralität bedrüct ihn immer 
mehr. Da er keinen Krieg führen kann, trifft er alle jene Maßnahmen, die ihm im 
Falle einer friedlichen Lösung erlauben werden zu sagen, er wäre in den Krieg 
eingetreten. Aufgebote, Verdunkelung, Beschlagnahmen, Schließung von Vergnügungs- 
stätten. All das birgt zwei schwere Gefahren: eine außenpolitische, denn London 
und Paris können dadurch den Eindruck erhalten, daß wir uns auf den Krieg vor- 
bereiten, und sie könnten infolgedessen den Angriff eröffnen; die andere ist innen- 
politischer Art, das Volk wird beunruhigt, es ist immer offener deutschfeindlich und 
gegen den Krieg eingestellt. Bochin, den ich nochmals aufforderte, dem Duce wahr- 
haftige Berichte über die innere Lage zu senden, ist sehr pessimistisch. Er sagte sogar, 
im Fall von Volksunruhen zu Gunsten der Aufrechterhaltung der Neutralität würden 
Carabinieri und Polizisten mit dem Volk gemeinsame Sache machen.“ 


* 


Die sowjetische Presse und der Rundfunk verbreiteten folgendes Dementi: „In 
einer Reihe ausländischer Zeitungen, insbesondere in ‚Neuer Zürcher Zeitung‘, wird 
mitgeteilt, daß sowjetisches Heereskommando angeblich von westlichen Sowjetgren- 
zen zweihundert bis dreihunderttausend Mann Truppen zwecks Verstärkung der 
östlichen Grenzen nach Osten abgezogen habe. TASS ist ermächtigt zu erklären, daß 
diese Mitteilung den Tatsachen in keiner Weise entspricht. Von kompetenten Kreisen 
wird im Gegenteil festgestellt, daß im Hinblick auf die Zuspitzung der Lage in den 
östlichen Gebieten Europas und angesichts der Möglichkeit jeglicher Überraschungen 
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das sowjetische Kommando beschlossen habe, den zahlenmäßigen Bestand der Garni- 
sonen an den westlichen Grenzen der UdSSR zu verstärken.“ (ADAP VII S. 366) 

Hoggan schreibt hierzu ($S. 725): 

„Das Vorgehen der Russen war ein augenfälliger Versuch, die Deutschen zu einem 
energischeren Auftreten gegenüber den Polen zu ermuntern.‘“ Das ist unzutreffend, 
denn das Dementi erfolgte auf eine deutsche Anregung vom 29. 8. hin, um die Polen 
verhandlungsbereiter zu machen, „ja am Ende die Bereitwilligkeit, Polen zu helfen, 
außerordentlich zu mindern.“ (ADAP VII Nr. 360, 424) 


Chefdolmetscher Schmidt berichtet: „Die Ruhepause wurde dazu benutzt, um die 
bekannten Vorschläge Hitlers über die Regelung der Danziger- und Korridor-Frage 
ausarbeiten zu lassen. Als ich sie zu Gesicht bekam, traute ich meinen Augen nicht. 
Ich glaubte wieder nach Genf zurückversetzt zu sein, denn diese Vorschläge, die eine 
Abstimmung im polnischen Korridor unter Aufsicht einer internationalen Kommis- 
sion von Vertretern Englands, Frankreichs, Italiens und der Sowjetunion vorsahen, 
die Gdingen Polen überließen und nur Danzig Deutschland zuerkannten, und die 
auch Polen eine internationale Autostraße und Eisenbahn durch das eventuell deutsch 
werdende Gebiet konzedierten, waren von einem Geist getragen, der mit national- 
sozialistischen Unterredungen geäußerten Gedankengängen wenig zu tun hatte. Es 
war ein richtiggehender Völkerbundsvorschlag.“ (Schmidt, S. 465) 


%* 


Um 21 Uhr schickte der Gesandte Schmidt vom Auswärtigen Amt (Büro RAM) 
folgendes Telegramm an die deutsche Botschaft in London, adressiert an den Ge- 
schäftsträger persönlich: 

„Folgender Vorschlag ist bis auf weitere Weisung streng geheim zu halten und 
niemandem weiter zu geben.“ (ADAP VII S. 372) 


Der Vorschlag war der, den Herr v. Ribbentrop so eilig Herrn Henderson vor- 
gelesen haben soll und der die 16 Punkte enthielt, welche die Diskussionsgrundlage 
für die Verhandlungen mit den Polen bilden sollten. 

Nach der Anmerkung der Herausgeber der Akten zur deutschen Auswärtigen 
Politik ist das Gesamttelegramm offenbar in zwei Teilen — am 30. 8., 21 Uhr 15 
und am 31. 8., 0 Uhr 40 — nach London geschickt worden. 

Geschäftsträger der Londoner Botschaft war zu dieser Zeit Botschaftsrat Theo 
Kordt. (DB Nr. 133c) 


%* 
Generalfeldmarschall Keitel berichtet: 
„Das dritte Mal war (ich zu Hitler befohlen) am 30. August nachmittags mit 


Brauchitsch und Halder. Der X-Tag wurde hier noch einmal um 24 Stunden auf 
den 1. 9. verschoben, also noch einmal das Heer in der gegenwärtig für den 31. 
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August erreichten Ausgangstellung angehalten. Hitler begründete es damit, er er- 
warte am 31. August einen bevollmächtigten Vertreter der polnischen Regierung aus 
Warschau oder wenigstens die Vollmacht zu endgültigen Verhandlungen an den pol- 
nischen Botschafter Lipski in Berlin. Diesen Termin müsse er abwarten.“ 

(Görlitz, S. 214) 


Frankreichs zweierlei Eifer am 30. August 1939 


Als Botschafter Henderson am Abend des 29. August aus Hitlers Note von 
Deutschlands Erwartung eines polnischen Bevollmächtigten für den 30. 8. erfahren 
hatte, teilte er dies anschließend sofort dem französischen Botschafter Coulondre mit: 

„Ich habe ihn sehr nachdrücklich gedrängt, der französischen Regierung zu empfeh- 
len, daß sie der polnischen Regierung rate, eine sofortige Reise von Herrn Beck 
vorzuschlagen, da dies meines Erachtens die einzige Chance darstellt, den Krieg zu 
verhindern..... Ich äußerte die Meinung, daß die polnische Regierung auf diese Weise 
die Welt überzeugen könnte, daß sie ihr Außerstes getan habe und daß es darüber 
hinaus auch ihre Pflicht und ihr Interesse wäre, diesen äußersten Versuch zu machen, 
da alle anderen ja weit weniger leiden würden als sie selbst.“ (DB Nr. 124) 

Coulondre berichtete dies sofort (FGB Nr. 291/4) nach Paris, sodaß Außenmini- 
ster Bonnet um 1 Uhr des 30. 8. Botschafter Noel mitteilen konnte: „Ich bemerke, 
daß der Reichskanzler trotz der unangenehmen Form, in der er seine Meinung zum 
Ausdruck gebracht hat, zum ersten Mal einer direkten Aussprache, die er bisher 
ablehnte, zustimmt. 

Dieser Gesichtspunkt scheint mir zunächst unsere Aufmerksamkeit zu verdienen. 
Es erscheint mir schwierig, mit einer schroffen Weigerung zu antworten..... ” 

Eine Weisung für irgendwelche Schritte erhält Noel nicht! 

Um 2 Uhr telefonierte Coulondre einen weiteren Bericht und Kommentar nach 
Paris, indem es heißt: 

ie Immerhin meint er (Henderson), Herr Beck sollte der Einladung des Reichs- 
kanzlers Folge leisten, denn Polen hätte Interesse daran, der Welt seinen guten 
Willen vor aller Augen zu beweisen..... Ich glaube meinerseits, daß die polnische 
Regierung die Ernennung eines Bevollmächtigten vollziehen sollte, da der Reichs- 
kanzler im Grunde genommen der englisch-französischen Anregung einer direkten 
Fühlungnahme zwischen Berlin und Warschau Folge leistet.“ (FGB Nr. 296) 

Im weiteren Text dieser Mitteilung (Siehe Text $. 424) spricht sich Coulondre 
dagegen aus, daß Beck nach Berlin kommt. 

Auch Coulondre bekommt von seiner Regierung keinerlei Anweisung. 

Bonner behauptet nun in seinem Buch: „Vor der Katastrophe“ S. 280: 

„Ich beauftragte unverzüglich Noel, zusammen mit seinem britischen Kollegen auf 
Beck einzuwirken, damit er den Plan der deutsch-polnischen direkten Besprechung 
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günstig und ohne Zeitversäumnis annehme. Beck empfing nacheinander unsere 
beiden Botschafter.“ 

Für diese Behauptung findet man nicht nur im FGB keine Bestätigung, sondern 
Botschafter Noel berichtet uns das genaue Gegenteil: 

„Der Tag des 30. verging völlig, ohne daß die französische Botschaft in Warschau 
irgendeine Mitteilung über diese Frage der direkten Verhandlungen aus Paris erhielt. 
In der Nacht vom 30. zum 31. informierte mich Herr Bonner durch ein in Paris 
am 30. um 23.20 Uhr (FGB Nr. 304) ausgefertigtes Telegramm, daß die britische 
Regierung die für Sir Howard Kennard bestimmten Instruktionen unterbreitet habe 
und daß ich die Schritte des letzteren in seinem Sinne unterstützen solle. Dieses 
Telegramm erreichte mich am Donnerstag, dem 31., um 2.30 oder 3 Uhr morgens. 
Sofort ging ich zu einer Besprechung zu meinem britischen Kollegen. Er kanı gerade 
von Oberst Beck, der seinen Schritt gut aufgenommen und ihm versprochen hatte, 
ihm mittags die Antwort der polnischen Regierung zu übermitteln. Von der eng- 
lischen Botschaft begab ich mich zum Palais Brühl, wo der Minister mich in seinen 
Privaträumen empfing. 

Ich unterstützte mit allen Gründen, die sich aufdrängten, den Gedanken der 
direkten Verhandlungen, und ich zeigte dem Außenminister das Interesse Polens, 
sich ihnen — was auch kommen mag — nicht zu entziehen.“ (Noel, $. 414) 

Danach kann Noel kaum vor 4—5 Uhr morgens (am 31. 8.) bei Beck gewesen sein, 
also rund 30 Stunden später, nachdem seine Regierung Kenntnis erlangt hatte von 
Hitlers Erwartung eines polnischen Bevollmächtigten. Erst weitere 7 Stunden später 
berichtete er in nicht ganz 2 Zeilen über seine Demarche. (FGB Nr. 305) 

Angesichts solcher offiziellen Verzögerungs-Taktik muß der fantasiebegabte 
Hoggan wieder einspringen: 

Zunächst übernimmt er (S. 701) unbesehen Bonnets falsche Behauptung und führt 
dann aus: 

„Der französische Botschafter Coulondre unternahm am 30. August in Berlin 
einen erneuten Vorstoß, Lipski auf den Ernst der Lage hinzuweisen. Er legte seinem 
polnischen Kollegen bis ins kleinste dar, um welche Haaresbreite es Hitler gelungen 
war, seine militärische Operation gegen Polen am 25. und 26. August rückgängig zu 
machen. Er hielt Lipski vor, daß in Deutschland eine beträchtliche Opposition gegen 
einen Krieg mit Frankreich und England vorhanden sei und es nur eines geringen 
Maßes an Versöhnlichkeit von polnischer Seite bedürfe, um diese Stimmung aus- 
zunutzen und den Krieg zu vermeiden...., die Situation könne immer noch ge- 
rettet werden, wenn Lipski in seiner Eigenschaft als Botschafter darum ersuchen 
würde, die deutschen Vorschläge nach Warschau übermitteln zu dürfen..... 3 

(Hoggan, $. 728) 

Es ist nun aber völlig unverständlich, daß diese große Friedensbemühung weder 
im FGB noch im PWB, noch in den Erinnerungen des Gesprächspartners Coulondre 
auch nur die geringste Erwähnung findet, wenn man nicht folgenden Satz als Teil 
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des Gespräches ansehen will: „Lipski hält sie (die Reise Becks) übrigens für ausge- 
schlossen, weil sie für die polnische öffentliche Meinung untragbar sei.“ 
(Coulondre, S. 437) 


Die Briten waren angesichts der klaren Verhandlungsbereitschaft Hitlers etwas 
unternehmender. Lord Halifax wollte sogar mit der französischen Regierung über 
Hitlers Antwort verhandeln und ließ am Nachmittag durch den britischen Botschafter 
in Paris anfragen, „ob es Mr. Daladier nicht für eine gute Sache hielte, nach London 
herüber zu kommen, entweder heute nachmittag oder morgen.“ 

Um 16 Uhr mußte der Botschafter nach London mitteilen, „daß Mr. Daladier 
sehr viel zu tun habe im jetzigen Augenblick in Verbindung mit militärischen Be- 
wegungen und nicht geneigt zu sein scheine, es für möglich zu halten, daß er kom- 
men könne.“ 

Die weiteren „eifrigen““ Bemühungen Frankreichs um einen friedlichen Ausgleich 
mag der Leser aus dem Normaltext entnehmen: 

Seite 426 die offiziellen Auffassungen des Generals Gamelin, 

Seite 425 Frankreichs Haltung zur polnischen Generalmobilmachung, 

den Brief Coulondres an Mr. Daladier. (DB Nr. 130) 


Donnerstag, den 31. August 1939 


Da an diesem entscheidenden Tag sich die Vorgänge stark häufen und sehr inein- 
andergreifen, bringe ich sie in chronologischer Reihenfolge, getrennt nach folgenden 
Gruppen: 

1.) Die allgemeinen Vorgänge 

2.) Die Vermittlungsaktion Dahlerus 

3.) Die italienische Vermittlungsaktion 

4.) Die Vorgänge betreffend die USA und die Sowjetunion 
5.) Die Geschehnisse an unbekannten Tagen des August 

6.) Sonderbeiträge 


1. Die allgemeinen Vorgänge 


O Uhr 10: Botschafter Henderson wird vom Reichsaußenminister zur Über- 
gabe des Memorandums der britischen Regierung und zweier mündlicher Erklä- 
rungen empfangen. (DB Nr. 133a). Die Unterredung ist als „Mitternachtsgespräch“ 
in die Geschichte eingegangen. 

Die deutsche Aufzeichnung ist in DB Nr. 133b und Hendersons zwei Berichte 
in DB Nr. 134 enthalten. Ferner verweise ich auf den Sonderbeitrag: „Das Mitter- 
nachtsgespräch vom 30./31. August 1939“ 

0 Uhr 25: Lord Halifax telefoniert an Botschafter Kennard, daß er entsprechend 
dem Teleggramm DBFP VII Nr. 539 vom 30. 8. (DB Nr. 132) sobald als möglich 
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handeln solle. Dies sei die Zeit, die für das Interview Hendersons mit Ribbentrop 
festgesetzt wäre. 

ca. 01 Uhr 30: Botschafter Kennard führte endlich den Auftrag aus, der 
ihm schon um 18 Uhr des Vortages von Lord Halifax mit der ausdrücklichen 

Weisung erteilt worden war, ihn nicht vorher auszuführen, nämlich Beck von der 

Antwort Hitlers zu unterrichten, in der dieser schon am 29. 8. geschrieben hatte, 

daß er für den 30. August einen polnischen Bevollmächtigten erwarte. Zu dieser 

Mitteilung hat sich die Britische Regierung somit vom Mittwoch, den 29. 8. bis 

31. 8. Zeit gelassen. Sie wollte damit erreichen, daß die von Hitler gestellte Frist 

verstreiche. Über den allgemeinen Inhalt hatten die Polen natürlich auf Umwegen 

über Paris und Berlin Kenntnis erhalten. 

Ferner sollte er Beck über den Inhalt der britischen Antwort an Hitler unter- 
richten, die Henderson etwa 00.10 dem Reichsaußenminister übergeben hatte. 

Um die Öffentlichkeit, insbesondere die britische, darüber zu täuschen, 

a) daß Polen die deutsche Antwort vom 29. 8. überhaupt noch nicht hatte, 

b) daß Polen seine Mobilmachung mehrere Stunden vor der deutschen Antwort 
vom 29. 8. angeordnet hatte, so daß sie gar nicht die Folge dieser Antwort sein 
konnte, veröffentlichte der Daily Express auf der ersten Seite seiner Ausgabe 
vom 31. August eine „Zeittafel der Ereignisse am gestrigen Tage“ (also am 
30. 8.) mit folgender Übersicht: 

„11.00 Uhr vormittags. — Das polnische Außenministerium empfängt von Lon- 
don die Antwort Hitlers. 

12.00 Uhr mittags. — Marschall Rydz-Smigly ist durch das Warschauer Außen- 
ministerium von der Antwort unterrichtet worden. 

12.30 Uhr nachmittags. — Rydz-Smigly ordnet weitgehende neue Sicherheits- 
maßnahmen an, indem er erneut viele 1000 Mann einberuft.“ 


(Wanderscheck, $. 54 f.) 
%* 


Der Daily Telegraph vom 31. 8. veröffentlichte in seiner Normalausgabe den 
folgenden Artikel: (Faksimile, s. DB Nr. 135) 

„31. August 1939: 

Neue Britische Note überreicht — Durch Sonderkurier per Flugzeug gesandt — 
Hitler bildet Verteidigungsrat — Polnische Regierung zieht Männer unter 40 ein. 

Sir Nevile Henderson, der britische Botschafter, wurde heute morgen kurz vor 
0.30 von Herrn v. Ribbentrop, dem Außenminister, empfangen und überreichte ihm 
die jüngste britische Antwort an Herrn Hıcler. 

Dies war die zweite Antwort, die seit der Zusammenkunft des Führers mit 
Sir Nevile am letzten Freitag gegeben wurde, und wurde in Erwiderung der am 
späten Dienstag abend in London erhaltenen Note gesandt. Sie wurde durch 
Sonderkurier per Flugzeug nach Berlin gebracht. 
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In der gestrigen Kabinettssitzung, in der die Bedingungen der Note genehmigt 
wurden, wurde entschieden, eine Botschaft nach Warschau zu senden, die den 
Umfang der letzten Forderungen Berlins auf Gebietsannexion anzeigt. 

Nach Empfang der Botschaft kündigte die polnische Regierung außergewöhn- 
liche Verteidigungsmaßnahmen an, zu denen die Einberufung der Männer bis 
zum Alter von 40 Jahren gehört. 

Kurz nach 11 Uhr letzte Nacht wurden in Berlin Ankündigungen von der Er- 
richtung eines Deutschen Verteidigungsrates gemacht und von der Übertragung 
von Vollmachten an deutsche Armeeführer in den Grenzgebieten. 

Generalfeldmarschall Göring wurde zum Chef des Rates ernannt, welcher, wie 
der Erlaß darlegt, „für die Zeit der gegenwärtigen äußeren politischen Spannung, 
für die einheitlidie Leitung der Verwaltung wirtschaftlicher Angelegenheiten 
„gebildet wurde“. 

Auch hierin wird wahrheitswidrig behauptet, daß die Botschaft (d. h. Antwort) 
Hitlers bereits am 30. 8. der polnischen Regierung überreicht worden wäre und 
daß diese danach „außergewöhnliche Verteidigungsmaßnahmen“ angekündigt habe. 
Was von der „Übertragung von Vollmachten an deutsche Armeeführer in den 
Grenzgebieten“ gesagt wurde, stimmt auch nicht. 

Wie an anderer Stelle bereits berichtet wurde, ist die Antwortnote nicht per 
Sonderkurier durch Flugzeug überbracht worden, sondern schon um 19 Uhr 40 
telegrafisch, doch wurde ihre Übergabe noch 4 Stunden hinaus gezögert. Der Son- 
derkurier soll nur eine Eilfertigkeit der britischen Regierung vortäuschen. 

Da die englische Regierung die Gefahren dieser Veröffentlichung einsah, ver- 
anlaßte sie die Zurückziehung der Ausgabe. In der neuen Ausgabe nehmen die 
Angaben über deutsche militärische Maßnahmen 3/4 des Artikels ein, die Mit- 
teilungen über den Empfang Hendersons und die Kabinettsberatungen fehlen 
und folgende unwahre Nachricht wird wiederholt: 

„Nach dem Erhalt einer Botschaft von London, die die Art der neuen, von 
Hitler vorgebrachten Ansprüche anzeigte, gab die polnische Regierung außer- 
ordentliche Verteidigungsmaßnahmen bekannt.“ 

Im Nürnberger Prozeß mißglückte die von Ribbentrops Verteidiger angestrebte 
Aufklärung dieses Falles an dem passiven Widerstand der Anklagebehörde. 


* 


2 Uhr 00 — 3 Uhr 00: Botschafter Henderson ließ den polnischen Botschafter 
Lipski kommen und unterrichtete ihn über seine Aussprache mit dem Reichs- 
außenminister. Der Bericht darüber soll um 5.15 Uhr abgegangen und in London 
9.35 Uhr angekommen sein: (Freund III, Nr. 139) 

SUN ich sagte, daß Herr v. Ribbentrop mir den Text eines detaillierten Vor- 
schlages vorgelesen, sich aber geweigert habe, ihn mir zu geben mit der Begrün- 
dung, daß der polnische Unterhändler bis zur Mitternacht des 30. August nicht 
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eingetroffen wäre. Er erwähnte jedoch, daß ein Plebiszit vorgesehen wäre und daß 
Danzig demilitarisiert werden sollte. 

Ich gab ihm den folgenden Rat in den allerschärfsten Ausdrücken: Er sollte sofort 
den Außenminister anrufen und sagen, daß er von mir gehört habe, daß detail- 
lierte Vorschläge im einzelnen ausgearbeitet worden wären und daß er gern 
Herrn v. Ribbentrop aufsuchen möchte mit dem Zweck, diese Vorschläge zu 
erfahren und sie sogleich der polnischen Regierung weiterzuleiten. Ich schlug vor, 
daß er dies heute nacht auf eigene Verantwortung tun sollte. Der Botschafter 
sagte jedoch, daß er dies nicht ohne vorherige Rücksprache bei seiner Regierung 
tun könne. Ich bat ihn dann sofort anzurufen..... um ihre Ermächtigung zu 
bitten. Wenn er eine bejahende Antwort erhalte, so würde er gut beraten sein, 
wenn er seinen Schritt bei der deutschen Regierung zu jeglicher Stunde in dieser 
Nacht unternähme anstatt bis zum Morgen zu warten. Er habe vier Monate lang 
den Mund nicht aufgetan und das würde ihm vorgeworfen werden, wenn Krieg 
käme. Es könnte sogar dafür von Bedeutung sein, ob sich Italien diesem Krieg an- 
schließen werde, wenn Polen keinen Versuch gemacht habe, ıhn zu vermeiden. 
Selbst wenn die Vorschläge derart wären, daß Polen sie nicht annehmen könne 
und selbst wenn sein Ersuchen um eine Unterredung abgewiesen werden sollte, 
würde es klüger sein, den Versuch zu machen, um dann auf die deutsche Unver- 
söhnlichkeit verweisen zu können. 

Der polnische Botschafter versprach, sofort mit seiner Regierung zu telefonieren. 
Aber er ist so indolent oder durch die Instruktionen seiner Regierung gehemmt, 
daß ich mich nicht darauf verlassen möchte, daß seine Aktion wahrhaft eine heil- 
same Wirkung hat.“ 


* 


ca. 2 Uhr 30: Über seine Unterredung mit Beck berichtete Kennard: 
(BBB Nr. 93) 
„Ich habe Herrn Beck die Antwort der Regierung an Herrn Hitler mitgeteilt 
und im Sinne des Telegramms vom 30. 8. (BBB Nr. 90) Erklärungen dazu gegeben. 
Er sagte, daß er seine Antwort erst mit der Regierung besprechen müsse, aber 
er würde alles tun, was möglich sei, um die Anstrengungen der englischen Regie- 
rung zu erleichtern. Er fühlte sich bedeutend erleichtert als er erfuhr, daß sich die 
Regierung keineswegs gebunden hatte hinsichtlich der von der deutschen Regierung 
erhobenen Forderungen und er sah auch die Notwendigkeit ein, der deutschen 
Regierung keine Gelegenheit zu geben, den Makel auf Polen zu schieben, der 
einer Weigerung zu direkten Verhandlungen anhaftet. Er hat seine Antwort bis 
morgen mittag versprochen.“ 


* 


ca. 3 Uhr 00: Botschafter Noel in Warschau begab sich auf das Telegramm vom 
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30. 8., 23.20 Uhr (FGB Nr. 304) zu Kennard, um sich über seinen Schritt bei 
Beck unterrichten zu lassen. (Noel, S. 414) 

ca. 3 Uhr 30: Anschließend suchte er Beck auf: (Noel, $. 414 f.) 

„Von der englischen Botschaft begab ich mich zum Palais Brühl, wo der Minister 
mich in seinen Privaträumen empfing. Ich unterstützte mit allen Gründen, die 
sich aufdrängten, den Gedanken der direkten Verhandlungen, und ich zeigte dem 
Außenminister das Interesse Polens, sich ihnen — was auch kommen mag — 
nicht zu entziehen. Beck bestätigte mir die Antwort, die er Sir Howard Kennard 
soeben gegeben hatte. Er war persönlich durchaus geneigt, aber die Frage war zu 
schwerwiegend, als daß er allein die Verantwortung für eine Entscheidung über- 
nehmen könne, sobald als möglich werde die Regierung zusammentreten und 
entscheiden. Ihre Antwort würde uns unbedingt mittags zugehen.“ 


* 


4 Uhr: Dahlerus telefonierte von Görings Befehlswagen aus die deutschen Vor- 
schläge dem britischen Botschaftsrat Forbes. 
(Dahlerus S. 107 und Henderson S$. 315 f.) 


* 


„Kurz nach 8 Uhr telefonierte Henderson wieder an Lipski und erkundigte sich, 
ob Warschau schon geantwortet habe. Er fügte hinzu, daß, wenn Polen nicht bis 
mittags handele, es Krieg gäbe. Dann bat er ihn nochmals in die britische Botschaft 
zu kommen. Lipski entschuldigte sich, er erwarte einen Anruf seiner Regierung, 
und schickte seinen ersten Sekretär, Herrn Malhomme. Ihm gab Henderson eine 
genauere Fassung der deutschen Vorschläge; augenscheinlich basierte sie auf 
Dahlerus‘ Telephongespräch mit Forbes. Diese Fassung gab Lipski chiffriert nach 
Warschau weiter, wo sie um 10 Uhr 55 vormittags ankam.“ (Namier, S. 447) 


* 


8 Uhr 30: Um 10.30 Uhr meldet Botschafter Henderson an Sir A. Cadogan: 
„Ich erhielt durch Attolico um 8.30 Uhr, nachdem er soeben v. Weizsäcker besucht 
hatte, Informationen. Ein unabhängiger deutscher Freund von mir und Exbot- 
schafter v. Hassell, der in engem Kontakt mit militärischen wie auch mit anderen 
Quellen steht, sagte mir dasselbe von einer Krise etwas später. Ich habe den fran- 
zösischen Botschafter unterrichtet. 

Ich bemerke, daß die Unzufriedenheit im Lande steigt, aber daß der wahre 
Grund selbst die Naziführer dazu treibt, eher mit hohem Einsatz zu spielen 
als abzuwarten, wie sich die Dinge entwickeln. Aus diesem Grunde glaube ich 
nicht, daß es ein Bluff ist. 
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Attolico war sehr bestürzt und ersuchte mich etwas später, daran zu denken, 
daß seine Leute alles getan hätten, was in ihrer Möglichkeit gelegen war.“ 
(DBFP VII Nr. 579) 


* 


8 Uhr 40: Staatssekretär v. Weizsäcker hatte den ehemaligen Botschafter von 
Hassell zu sich gebeten und ihn unterrichtet: 

„Bei dieser Sachlage sehe Weizsäcker nur noch eine Hoffnung, nämlich, daß 
Henderson den polnischen Botschafter und seine eigene Regierung unverzüglich 
bewege, noch heute vor Mittag auf Warschau einzuwirken, sofort einen bevoll- 
mächtigten Unterhändler zu entsenden oder wenigstens noch vor Mittag durch 
Lipski bei Ribbentrop anzukündigen. Ob ich „privat“ auf Henderson in diesem 
Sinne einwirken könne, und ob ich vielleicht auch Göring vor übereilten Ent- 
schlüssen Hitlers warnen könnte. 

Ich traf Henderson, der um vier Uhr ins Bett gekommen war, beim ersten 
Frühstück. Er war vor allem erschüttert über die rüde Art Ribbentrops, der 
offenbar den Ehrgeiz habe, für diesen Krieg die unheilvolle Rolle Berchtolds zu 
spielen. Henderson sagte: Ribbentrop habe die Vorschläge nur rasch vorgelesen 
„gabbled them down“, nicht ausgehändigt, weil „überholt“. Die ultimative Art 
unserer letzten Schachzüge zerstöre die besten Bemühungen, den Frieden zu er- 
halten. Ich legte ihm die Sachlage dar, in dem ich betonte, daß ich ganz privat, 
ohne Auftrag, nur in dem Wunsche käme, zu einer friedlichen Lösung beizutragen, 
und ihm die ungeheure Bedeutung der nächsten Stunden klarzulegen. Er hatte 
noch in der Nacht sowohl mit London wie mit Lipski Fühlung aufgenommen und 
wollte sich weiter bemühen. Die Hauptschwierigkeit bestände in unserer Art und 
Weise, die von den Engländern verlange, die Polen herumzukommandieren, wie 
dumme Jungen. Ich sagte ihm, die polnische Taktik, sich schweigend zu ver- 
halten, sei auch unmöglich. Die slawische Art, die er ja aus Petersburg kenne, sei 
gefährlich.“ (v. Hassell, S. 81 f.) 


* 


9 Uhr 05: Botschafter Henderson telefoniert Lord Halifax, daß er soeben aus 
bestmöglichst orientierter Quelle davon unterrichtet worden sei, daß, wenn nichts 
in den nächsten 2 oder 3 Stunden geschehe, zum Beispiel bis Mittag, die deutsche 
Regierung angesichts der polnischen Generalmobilmachung und ihrer Über- 
zeugung, daß Polen lieber zu kämpfen als zu verhandeln vorziehe, den Krieg 
erklären werde. (DBFP VII Nr. 577) 


* 


9 Uhr 15: Henderson rief den französischen Botschafter Coulondre an: 
„Ich weiß aus zuverlässiger Quelle, daß, wenn die polnische Regierung sich bis 
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Mittag nicht bereit erklärt, einen Bevollmächtigten zu schicken, die deutsche 
Regierung annimmt, daß Polen weiterhin an einer friedlichen Regelung nichts 
mehr gelegen ist und dementsprechend die deutschen Truppen den Befehl zum 
Angriff erhalten.“ Coulondre begab sich auf die britische Botschaft, wo er erfuhr, 
was sich in der Nacht ereignet hatte. Von da dann weiter zu Lipski, und als er 
dessen Geschichte gehört hatte, wies er dringend darauf hin, „Polen solle alles 
vermeiden, was so aussehen könnte, als gäbe es einem deutschen Ultimatum nach, 
sich dabei aber nicht dem Vorwurf aussetzen, versucht zu haben, einer direkten 
Verhandlung aus dem Wege zu gehen.“ (Namier, $. 390) 


* 


Görings Frau sagte im Nürnberger Prozeß aus: (Fall XI, Bd. 59, $. 19531 f.) 
„Mein Mann fuhr morgens von Karinhall nach Berlin, und als er ins Auto ein- 
stieg, sagte er zu uns: ‚Soll ich Euch den Frieden bringen?‘ und sagte dann zu mir: 
‚Ich werde alles tun, was nur möglich ist, um Deutschland den Frieden zu er- 
halten‘ und als er zurückkam, stieg er sehr glückstrahlend aus dem Auto und 
sagte mir: ‚Ich glaube, es wird Frieden bleiben, ich glaube, wir haben es geschafft‘.“ 


* 


9 Uhr 30: v. Hassell berichtet weiter: (v. Hassell, S. 83) 

„Ich ging dann etwa um 9 Uhr 30 zu Olga Riegele, sagte ihr, daß die Lage 
furchtbar ernst wäre und bat sie, mich mit ihrem Bruder Hermann (Göring) in 
Verbindung zu bringen, was die Gute unter Tränen sofort tat. Es gelang ihr, ihn 
auf seinem „Gefechtsstand“, wie er sich nachher ausdrückte, zu fassen, und ich 
hatte ein ziemlich eingehendes Gespräch mit ihm. Er fragte sofort, ob ich wegen 
der Italiener mit ihm sprechen wollte, was ich verneinte, in dem ich ihm darlegte, 
ich sei mit Henderson befreundet, der sich mit allen Kräften bemühe, den Frieden 
zu erhalten. Göring fragte, warum er dann bei den letzten Unterredungen so „pat- 
zig“ gewesen sei. Ich antwortete, ich glaube nicht, daß dies seine Absicht gewesen sei, 
aber vielleicht könnten eben gewisse Leute schlecht zusammenkommen. Göring 
sagte, er möge ihn gern, er sei aber zu langsam. Ich erwiderte, er sei natürlich ein 
Engländer und kein Romane, jedenfalls sei er nach Kräften bemüht. Göring 
meinte, unser Vorschlag sei doch wahrhaftig bescheiden, worauf ich erwiderte, er 
sei aber doch als überholt bezeichnet worden. Göring wurde darauf sehr lebhaft 
und fragte, wie Henderson zu dieser Ansicht komme, der Vorschlag sei doch nur 
dann überholt, wenn kein polnischer Unterhändler komme. Ich antwortete, das 
sei sehr wichtig, ich würde es sofort Henderson sagen und ihn drängen, sich weiter 
in der Richtung anzustrengen. Göring: „Ja, er muß aber sofort kommen.“ Ich: 
„Das wird doch technisch unmöglich sein, es muß doch genügen, wenn die Polen 
erklären, sie würden einen schicken.“ Göring: „Ja, gut, aber er muß sehr schnell 
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kommen. Sagen Sie das, was Sie von Henderson gehört haben, gleich dem Außen- 
minister.“ Ich: „Ich weiß nicht, ob ich das tun kann, aber ich werde es jedenfalls 
Weizsäcker sagen.“ 

Mein Eindruck war, daß Göring tatsächlich Frieden will. Olga erzählte mir 
vorher weinend, er habe sie neulich umarmt und ihr gesagt: „Nun siehst du, alle 
sind für den Krieg, nur ich, der Soldat und Feldmarschall, nicht.“ 

Ich ging sofort wieder zu Henderson und sagte ihm, was Göring erklärt hatte. 
Er war höchst interessiert und schrieb sich das Wichtigste auf. Dann zu Weizsäcker, 
dem ich meine Schritte berichtete.“ 


* 


Botschafter Henderson telefoniert um 11.24 Uhr: an Lord Halifax: „Nachdem 
mich heute eine deutscher Freund von mir (v. Hassell) besucht hat, sprach er 
telefonisch mit Göring. 

2. Der Feldmarschall sagte, daß die deutschen Vorschläge, die er als sehr ge- 
mäßigt bezeichnete und welche tatsächlich mir auch so erschienen — obgleich mir 
nicht die Gelegenheit gegeben war, sie zu studieren — immer noch in Geltung 
seien, vorausgesetzt, daß ein polnischer Bevollmächtigter sofort nach Berlin käme. 
Der Freund hob hervor, daß dies international unmöglich sein dürfte und Göring 
stimmte zu, daß es ausreichend sein müsse, wenn die polnische Regierung durch 
ihren Botschafter ihre Bereitschaft erklärte, solch einen Bevollmächtigten sobald 
als möglich zu entsenden. 

3. General Göring riet dem Freund, Herrn v. Ribbentrop aufzusuchen, aber ich 
zweifle, daß dies möglich sein wird, wenn er auch versuchen kann, den Staats- 
sekretär aufzusuchen. 

4. Ich habe den Sekretär des polnischen Botschafters mit der Lage bekannt ge- 
macht, wie ich sie sehe, da der Botschafter wegen seiner soeben vorliegenden telefo- 
nischen Verbindung mit Warschau nicht zur Verfügung stand. 

5. Ich unterrichtete auch den Staatssekretär heute morgen über die dringenden 
Vorstellungen, die sich in der vergangenen Nacht und heute morgen gemacht habe 
und gab ihm eine persönliche Botschaft, der deutschen Regierung nachdrücklich zu 
raten, keine überstürzte Handlung zu unternehmen. (DBFP VI Nr. 581) 


* 


ca 10 Uhr: Nach seinen Gesprächen mit Henderson und Lipski telefonierte 
Coulondre nach Paris: (FGB Nr. 315) 
„Der englische Botschafter weiß aus sicherer Quelle, daß, wenn die Polnische 
Regierung nicht vor mittags 12 Uhr eingewilligt hat, einen Bevollmächtigten zu 
senden, die Deutsche Regierung dies so auslegen wird, als ob Polen darauf ver- 
zichtet habe, eine friedliche Lösung des Konfliktes zu suchen, worauf sie den deut- 
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schen Truppen den Angriffsbefehl erteilen wird.“..... „Ich beschloß, mich sofort 
zu dem Polnischen Botschafter zu begeben. Dieser sagte mir, er sei morgens um 
2 Uhr von Sir Nevile aufgeweckt worden, welcher ihn energisch gedrängt hätte, 
sich sofort zu Herrn v. Ribbentrop zu begeben, um die Fühlung aufzunehmen. 
Herr Lipski hatte dies verweigert, da er nicht im Besitze diesbezüglicher Richt- 
linien seiner Regierung war. Jedoch hatte er bereits am Morgen nach Warschau 
telefoniert, um zu veranlassen, daß ihm Instruktionen gegeben würden. 

Bei der Prüfung der Lage erschien es uns wünschenswert, daß Polen, unter sorg- 
fältiger Vermeidung des Anscheins, als ob es dem deutschen Ultimatum nachgäbe, 
sich nicht dem Vorwurf aussetze, versucht zu haben, einer direkten Besprechung, 
die es in seiner Antwort auf die Botschaft des Präsidenten Roosevelt und in seinem 
Gedankenaustausch mit Paris und London angenommen hatte, auszuweichen. 

Infolgedessen beschloß Herr Lipski, erneut nach Warschau zu telefonieren..... z 
as Aber es scheint mir, als ob die Polnische Regierung alles Interesse daran 
hätte, ohne Verzögerung in Berlin wissen zu lassen, daß sie bereit ist, die Fühlung 
aufzunehmen, wie ihr dies im übrigen durch die englische und französische Regie- 
rung nahegelegt worden war und daß sie, unter Wahrung ihrer Rechte in Bezug 
auf die deutsche Note, die notwendigen Instruktionen für Herrn Lipski vor- 
bereite, damit dieser mit den Deutschen in der Eigenschaft eines bevollmächtigten 
Vertreters Fühlung nehmen kann. Ich füge hinzu, daß es von Interesse wäre, wenn 
Herr Lipski sich nicht darauf beschränken würde, die deutschen Forderungen ent- 
gegenzunehmen, sondern daß er, um das Gleichgewicht zu wahren, ebenfalls ein 
Expose& des polnischen Standpunktes überreiche.“ 


* 


ca. 10 Uhr 10 

Dahlerus begab sich auf Wunsch von Göring zu Henderson, um seine Notizen 
über die deutschen Vorschläge mit denen zu vergleichen, die er in der Frühe an 
Forbes telefoniert hatte. Henderson rief Lipski an, daß Forbes mit Dahlerus sofort 
zu ihm käme. (Dahlerus, S. 109 f.) 


* 


ca. 10 Uhr 15 
Henderson rief Staatssekretär v. Weizsäcker an, um ihm folgendes zu sagen: 
(ADAP VILS. 380) 
„Auf seine eigene persönliche Verantwortung hin und obgleich ihm der Text 
der deutschen Vorschläge zur Lösung des deutsch-polnischen Problems durch den 
Herrn Reichsaußenminister nicht mitgegeben sondern nur mündlich bekannt 
gemacht worden sei, beschreite er — Henderson — jeden denkbaren Weg in der 
Absicht, eine friedliche Lösung doch noch zu ermöglichen. Er habe daher der 
Polnischen Regierung unter Bezugnahme auf sein gestriges Gespräch mit dem Herrn 
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Reichsaußenminister nahegelegt, sich an die Deutsche Regierung zwecks Aufnahme 
von Verhandlungen zu wenden. 

Gleichfalls auf seine eigene persönliche Verantwortung bitte er die Deutsche 
Regierung von jeder überstürzten Aktion (precipitate) Abstand zu nehmen, ehe 
das Ergebnis seiner persönlichen Demarche in Warschau bekannt sei. 

Lediglich zu meiner persönlichen Kenntnis fügte Henderson hinzu, daß er durch 
den Botschafter Lipski einen starken Druck in Warschau ausübe, damit seiner 
obigen Anregung entsprochen werde. Das gleiche veranlasse er über London. 

Zum Schluß sagte Henderson, was er tue, geschehe ausschließlich im Interesse 
der Bewahrung des Friedens zwischen Deutschland und England.“ 


* 
ca. 10 Uhr 30 
Staatssekretär v. Weizsäcker, der völlig ohne Kenntnis der Aktion Dahlerus 
war, rief v. Hassell wieder zu sich: (v. Hassell, S. 84) 


„Nach einer Stunde ließ mich Weizsäcker wieder bitten. Henderson habe um 
den Text unserer Vorschläge gebeten, um für die Polen etwas in der Hand zu 
haben. Offiziell dürfte er sie ihm nicht geben. Ob ich wohl meinte, Henderson 
den Inhalt genauer mitteilen zu können (d. h. ihm das Papier eventuell auc in 
die Hand zu geben) — das Dokument lag vor mir auf dem Tisch. In diesem 
Augenblick kam ein Telefonanruf von Ribbentrop und gleich danach ein zweiter, 
beide des Inhalts, man dürfe Henderson die Vorschläge nicht geben, er werde ihn 
selbst anrufen und ihm sagen, den Polen wäre ja ausdrücklich erklärt worden, 
sie würden die Vorschläge bekommen, wenn sie einen Bevollmächtigten schickten. 
Wir waren bei dieser Sachlage einig, daß es nun unmöglich sei, Henderson unter 
der Hand die Vorschläge zu geben oder genauer mitzuteilen. Ribbentrop hat 
Weizsäcker untersagt, mit Henderson Verbindung zu nehmen, und hat hinzuge- 
fügt, Hitler habe angeordnet, alles „abzuwimmeln“. 


* 

ca. 10 Uhr 30 

Der französische Botschafter in Warschau: (Noel, S. 415) 

Im Laufe des Vormittags rief ich Joseph Beck ans Telephon, um zu erfahren, 
wie weit die Beratungen der Regierung gediehen seien. Der Minister bestätigte mir, 
daß er mir offiziell mittags die Antwort Polens mitteilen werde und fügte offiziös 
hinzu, daß sie günstig lauten werde. Ich gab dieses Mitteilung sofort telephonisch 
Herrn Bonnet weiter. 


* 


11 Uhr 33 
Botschafter Henderson telefonierte an Lord Halifax: „Ich weiß, daß die pol- 
nische Regierung die Verfahrensfrage aufwirft, bevor sie dem Botschafter Weisun- 
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gen erteilt, hier irgendwelche Schritte zu unternehmen. Die Zeit ist ein lebens- 
wichtiger Punkt und ich möchte anregen, daß auf englische Verantwortung der 
Botschafter sofort Weisungen von der Regierung zu erhalten hätte, um ein Inter- 
view nachzusuchen. Es sollte nicht gestattet werden, daß die Verfahrensfrage im 
Wege stehe.“ (DBFP VII Nr. 582) 


* 


11 Uhr 

Botschafter Henderson teilt Lord Halifax um 12.20 Uhr mit: „Ich habe Dahlerus 
mit dem Kanzler der Botschaft zum polnischen Botschafter geschickt. Dahlerus 
hat vollständige Unterlagen, die ihm Göring über die deutschen Vorschläge gege- 
ben har. 

2. Ich weiß vom italienischen Botschafter, daß Mussolini sofortige Rückkehr 
Danzigs zum Reich — bei gleichzeitig geführten Verhandlungen über alle anderen 
Punkte — angeregt hat. Aber die absolut wesentliche Sache ist, daß der polnische 
Botschafter hier keine Minute verlieren soll, um mit der deutschen Regierung 
Kontakt aufzunehmen. Die Folgen können ungeheuer sein, wenn er dies nicht tut 
und wenn es nur wäre, um Zeit zu gewinnen. Ich weiß, daß die polnische Regierung 
wegen der Verfahrensfrage zögert, ihm Weisungen zu erteilen. Darf eine Ver- 
fahrensfrage zulässig sein, in solch einem Augenblick im Wege zu stehen? 


3. Der italienische Botschafter ist soeben beim Staatssekretär, und ich habe ihn 
auch dringend auf die Lebensnotwendigkeit hingewiesen, die deutsche Regierung 
von überstürztem Vorgehen abzuhalten. 

4. Ich kann nur anregen, daß der polnischen Regierung hartnäckig zu sagen ist, 
ihrem Botschafter sofortige Weisungen zu geben, zumindest die deutsche Regierung 
um den Text der deutschen Vorschläge zu ersuchen, zwecks dringender Übermitt- 
lung an seine Regierung wegen der Entsendung eines Bevollmächtigten. 

5. Die Bedingungen erscheinen mir maßvoll und dies sind sie bestimmt nur 
in Anbetracht des deutschen Wunsches nach guten Beziehungen zu Groß-Britannien. 


Dies ist kein München, da wir hinter Polen stehen, — welches niemals wieder solch 

gute Konditionen, die auf internationaler Ebene garantiert sein werden, bekommen 

kann.“ (DBFP VII Nr. 587) 
* 

11 Uhr 


Lord Halifax empfängt um 13.50 Uhr folgenden Bericht von Botschafter Hen- 
derson: 

„Das Nachstehende ist eine Aufzeichnung der Aussprache zwischen Herrn Dah- 
lerus und dem polnischen Botschafter heute morgen in Gegenwart von Forbes. 

2. Sir Forbes stellte auf meine Weisung Herrn Dahlerus als neutralen Ver- 
mittler vor, der das Vertrauen des Kabinetts, der Botschaft und der deutschen 
Regierung habe. 
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3. Herr Dahlerus las dem polnischen Botschafter die deutschen Vorschläge für 
die Lösung der Danzig- und Korridorfrage vor und betonte deren Mäßigung als 
eine Grundlage zu einer ehrenvollen Bereinigung für beide Seiten, in einem Augen- 
blick, wenn jede andere Alternative nur ein Weltkrieg wäre. Er betonte die ernste 
Dringlichkeit der Angelegenheit und verlangte vom polnischen Botschafter, diese 
Vorschläge sofort nach Warschau weiterzuleiten und Druck auszuüben, daß Herr 
Beck oder ein anderer geeigneter Vertreter nach Berlin käme und heute mit Ver- 
handlungen beginne. Sollte dies fehlschlagen, so sollte der polnische Botschafter 
selbst die erforderliche Befugnis aus Warschau erhalten, dies zu tun und um ein 
Interview mit Herrn Hitler anzusuchen. 


4. Der polnische Botschafter, der Anzeichen von Überanstrengung aufwies, 
notierte sich die Erklärung des Herrn Dahlerus und als dieser vorübergehend den 
Raum verließ, um die Vorschläge schriftlich niederlegen zu lassen, informierte der 
Botschafter Sir Forbes, daß dieser Plan eine Bresche in die polnische Unabhängigkeit 
sei und ganz außer Frage stehe. Er habe viele Jahre Erfahrungen in Deutschland 
gesammelt und würde seinen Ruf in die Überzeugung legen, daß die deutsche 
Stimmung umschlage und daß das gegenwärtige Regime bald zerbrechen werde. 
Es wäre fatal für Herrn Beck oder einen polnischen Vertreter, nach Berlin zu 
kommen. Wir müssen um Gottes willen fest bleiben und eine einige Front zeigen; 
Polen, wenn es von seinen Verbündeten verlassen würde, sei bereit zu kämpfen 
und allein zu sterben. Dieses deutsche Angebot sei eine Falle. Es sei auch ein 
Anzeichen der Schwäche bei den Deutschen, was durch die Einschätzung der Lage 


durch den Botschafter bestätigt wurde.“ (DBFP VII Nr. 597) 
* 
11 Uhr 30 
Botschafter Henderson telegrafiert seiner Regierung weitere Einzelheiten über 
die deutschen Vorschläge. (DB Nr. 134) 
* 
ca. 11 Uhr 45 


Botschafter Lipski schreibt in seinem Schlußbericht, den er am 10. Oktober 1939 
von Paris aus an das polnische Außenministerium richtet: „Unabhängig von den 
Telegrammen entsandte ich den Fürsten Lubomirski in den ersten Tagesstunden 
nach Warschau. Wegen der Unterbrechung jeder regulären Verbindung mit Polen 
durch die Deutschen, begab sich Fürst Lubomirski im Auto bis Posen und von da 
ab im Flugzeug nach Warschau, wo er vor Mittag eintraf.*“ (PWB Nr. 147, S. 198) 

Daraus ergibt sich, daß die polnische Regierung an diesem Tage nicht nur tele- 
grafisch und telefonisch Kenntnis von den deutschen Vorschlägen erhielt, sondern 
auch durch einen direkten Boten, der noch vor Erteilung der negativen Anweisung 
an Botschafter Lipski (12.40 Uhr) in Warschau eingetroffen war. 
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12 Uhr 
Lord Halifax drahtet an Botschafter Kennard: (BBB Nr. 94) 


„Sie sollten gemeinsam mit Ihrem französischen Kollegen der Polnischen Regie- 
rung vorschlagen, daß sie der Deutschen Regierung jetzt (am besten direkt, oder 
wenn nicht, durch uns) bekanntmachen solle, daß sie Kenntnis von unserer letzten 
Antwort an die Deutsche Regierung erhalten habe, und daß sie die Annahme des 
Prinzips der direkten Besprechungen bestätige. 

Die Französische Regierung fürchtet, die Deutsche Regierung könne sich das 
Schweigen der Polnischen Regierung zunutze machen.“ 


* 
12 Uhr — 12 Uhr 30 

Angeblich um 18.15 Uhr erhält Lord Halifax von dem britischen Botschafter 
Kennard in Warschau folgendes Telegramm: 

„1. Oberst Beck hat mir gerade schriftlich die polnische Antwort auf meine 
Demarche von gestern abend ausgehändigt. Die Übersetzung ist in meinem un- 
mittelbar folgenden Telegramm (DBFP VII Nr. 609) enthalten. Er verlangte aus- 
drücklich, daß sie als höchst vertraulich behandelt würde. 

2. Ich fragte Oberst Beck, welche Schritte er zu ergreifen vorschlüge, um Kontakt 
mit der deutschen Regierung herzustellen. Er sagte, er würde jetzt Herrn Lipski 
instruieren, ein Interview zu suchen beim Außenminister oder Staatssekretär, um 
zu sagen, Polen hätte britische Vorschläge angenommen, wie in Ihren Tele- 
grammen (DBFP VII Nr. 543 und DBFP VII Nr. 539) ausgeführt. Ich drängte ihn, 
dies ohne Verzug zu tun. 

3. Ich fragte ihn dann, welche Haltung der polnische Botschafter einnehmen 
würde, wenn Ribbentrop, oder sonst wer wen er sehe, ihm die deutschen Vor- 
schläge aushändigte. Er sagte, daß Herr Lipski nicht ermächtigt sein würde, ein 
solches Dokument anzunehmen, da es im Hinblick auf die Erfahrung der Ver- 
gangenheit mit irgendeiner Art Ultimatum begleitet sein könnte. Nach seiner 
Ansicht sei es wesentlich, daß Kontakt in der ersten Instanz aufgenommen würde 
und daß diese Einzelheiten diskutiert würden in Bezug auf wo, mit wem und auf 
welcher Basis Unterhandlungen begonnen werden sollten. 

4. Was Danzig angehe, führte er aus, daß die Situation dort äußerst ernst würde. 
Polnische Beamte würden verhaftet, Eisenbahnverkehr würde eingestellt und er 
hielte es für wesentlich, daß unverzügliche Schritte unternommen werden würden, 
einen Modus vivendi zu sichern als dessen Ergebnis die Verhafteten freigelassen 
würden und der Eisenbahnverkehr wieder aufgenommen werde. Er regte an, daß 
Herr Burckhardt imstande sein könnte, dies zu bewirken. 

5. Er bestätigte, daß sich keine anderen ernsthaften Zwischenfälle ereignet hätten, 
daß er aber fürchte, daß er im Zusammenhang mit irgendwelchen Verhandlungen 
appellieren müßte an die Intervention SMR. 
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6. Er fügte hinzu, daß er, wenn er nach Berlin eingeladen werde, natürlich nicht 
dorthin ginge, da er nicht die Absicht hätte, wie Präsident Hacha behandelt zu 
werden.“ (DBFP VII Nr. 608) 

Die offizielle polnische Antwort ist im DB Nr. 136 enthalten. 

* 
13 Uhr 05 

Der Bericht des französischen Botschafters Noel an Bonnet, der um 13.05 in 
Paris ankam, bestätigt Kennards Darstellung: (FGB Nr. 307) 

„Herr Beck telefoniert mir, daß er der Britischen Regierung eine zustimmende 
Antwort erteilt habe und daß er auf der vorher von Lord Halifax erwähnten 
Grundlage bereit sei, in direkte Unterhandlungen mit Deutschland zu treten. Die 
Polnische Regierung erklärt sich unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit bereit, 
die notwendigen Maßnahmen zur Vermeidung von Grenzzwischenfällen zu er- 
greifen. Herr Beck schlägt vor, daß während der Dauer der eventuellen Verhand- 
lungen in Danzig ein ‚einfacher‘ Modus vivendi zur Anwendung gelange. Er 
drückte schließlich den Wunsch aus zu erfahren, wie sich die Britische Regierung 
die internationale Garantie vorstellt, und er gab der Hoffnung Ausdruck, daß 
Polen auch in Zukunft, um die Ausführung eines zustande gekommenen Abkom- 
mens zu erleichtern, auf die guten Dienste Großbritanniens rechnen dürfe. Herr 
Beck brachte mir gleichzeitig zur Kenntnis, daß er unseren Vorschlägen Rechnung 
getragen und demgemäß seinen Botschafter beauftragt habe, eine Audienz in der 
Wilhelmstraße zu erbitten, um die Fühlung wieder aufzunehmen. Herr Lipski 
wurde aufgefordert, darauf hinzuweisen, daß die Polnische Regierung das Memo- 
randum, durch das die Britische Regierung sie heute nacht über ihre Besprechungen 
mit dem Reich hinsichtlich der Möglichkeiten einer friedlichen Beilegung des Kon- 
fliktes unterrichtet hat, in ‚positivem‘ Sinne beantwortet. Herr Beck besteht darauf, 
daß seine soeben der Englischen Regierung übermittelte Antwort in London und 
Paris geheim gehalten werde.“ 


* 


12 Uhr 40 

Schon um 12 Uhr 40, also noch bevor volle Klarheit über die polnische Haltung 
bestand, soll Adolf Hitler die Weisung Nr. 1 zur Auslösung des Falles „Weiß“ 
herausgegeben, also den Angriff gegen Polen befohlen haben. Das trifft nicht zu, 
wenn es auch in der überwiegenden Mehrheit der Veröffentlichungen seit 1945 
behauptet wird. General v. Vormann erklärt sogar in einer beim Institut für Zeit- 
geschichte hinterlegten Aufzeichnung, daß der Befehl bereits mündlich um 0 Uhr 30 
erteilt worden sei. Das trifft ebenfalls nicht zu. 

Der Befehl ist nach dem Bericht des Reichsaußenministers über den erfolglosen 
Empfang des polnischen Botschafters 18 Uhr 45 ın Gegenwart des Heeresadjutanten 
Hauptmann Engel und des Botschaftsrates Hewel erteilt worden. 

(Auskunft des Generalleutnants a. D. Gerhard Engel) 
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Die an den falschen Termin geknüpften Schlußfolgerungen sind daher sämtlich 
auch falsch. 

Es ist aber wichtig, auf die Quelle des Fehlers hinzuweisen. Auf dem Original- 
exemplar der Weisung, das der Seekriegsleitung zugegangen war, befand sich eine 
Angabe 12 Uhr 40, die aber nicht bei der Ausgabe der Weisung auf ihr vermerkt 
wurde, denn die Weisungen enthielten alle keine Uhrzeit. Als nun im Jahre 1943 
der Kapitän Assmann eine dokumentarische Aufstellung über die Vorgeschichte des 
Rußlandfeldzuges anfertigte, setzte er unter dem 31. August 1939 ein: 

„Entscheidung für Kriegseröffnung gegen Polen fällt 12 Uhr 40.“ Er übersah 
dabei offensichtlich, daß neben der Uhrzeit die Paraphe stand: P 1/9, welche 
offenbar von dem Beamten P stammt, der das Dokument erst am 1. 9. in die Hand 
bekam. Die Herausgeber der Nürnberger Protokolle und Dokumente haben nun 
einfach diese Uhrzeitangabe mitgedruckt, als ob sie schon von Anfang an auf dem 
Dokument gestanden hätte, was schon deswegen unwahrscheinlich ist, weil sie 
dann unmittelbar neben oder unter das Ausgabedatum 31. 8. 1939 gesetzt worden 


wäre. (Nürnberger Dokument 126 C, s. DB 137) 
* 
12 Uhr 40 
Außenminister Beck beauftragt Botschafter Lipski: (PWB Nr. 110) 


„Bezugnehmend auf Ihre Berichte bitte ich Sie Herr Botschafter, beim Minister 
des Auswärtigen oder beim Staatssekretär um Audienz anzusuchen und einem von 
ihnen folgendes mitzuteilen: 

Diese Nacht wurde die Polnische Regierung durch die Britische Regierung über 
ihren Meinungsaustausch mit der Reichsregierung bezüglich der Möglichkeit direk- 
ter Besprechungen zwischen der Reichsregierung und der Polnischen Regierung 
benachrichtigt. 

Die Polnische Regierung prüft im günstigen Sinne die Anregungen der Britischen 
Regierung, auf welche eine diesbezügliche förmliche Antwort spätestens in einigen 
Stunden erteilt werden wird.“ 

Das ist die für die Öffentlichkeit bestimmte Fassung der Instruktion Becks. 


* 

ca. 13 Uhr 20 

Dahlerus, der sich inzwischen zu Göring begab, schildert die Wirklichkeit in 
seiner Darstellung. 

Göring sagte darüber in Nürnberg aus: (IMT Bd. X S. 551 £.) 

„Ich habe Dahlerus spontan das dechiffrierte Telegramm, das ich zuerst über 
das vorgestern erwähnte Forschungsamt erhielt, gegeben, um es Sir Henderson zu 
übermitteln; ich sagte ihm noch dazu — und setzte mich hier über alle Bedenken 
hinweg —, daß es von außerordentlicher Wichtigkeit sei, daß die Englische Regie- 
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rung raschestens erfahren solle, wie intransigent zur Zeit die Haltung der Pol- 
nischen Regierung wäre, um unter Umständen auf die Polnische Regierung im 
Sinne einer Aussprache einzuwirken. Ich gab damit den Schlüssel preis, das heißt, 
ich stellte damit unter Beweis, daß wir den Chiffrier-Schlüssel der polnischen 
Diplomatie hatten und verschüttete damit für Deutschland eine wesentliche und 
wichtige Quelle. Es war dies ein einmaliges Vorgehen, das ich nur rechtfertigen 
konnte aus dem absoluten Wunsch und Willen, in letzter Stunde den Zusammen- 
stoß zu verhindern. Ich darf deshalb den Anhang an die offizielle Depesche vor- 
lesen; er ist kurz und lautet: „Seitens der Polnischen Regierung an den Polnischen 
Botschafter Lipski in Berlin.“ 

Ich lasse den ersten Teil weg und bringe nur das Folgende: 

„Als besondere Geheiminformation für den Botschafter wird dazu anschließend 
mitgeteilt: bitte unter keinen Umständen sachliche Diskussion führen. Im Falle 
des Vorbringens mündlicher oder schriftlicher Vorschläge seitens der Reichsregierung 
erklären, daß Sie keinerlei Vollmacht zur Entgegennahme oder Diskussion hätten, 
daß Sie lediglich obige Botschaft ihrer Regierung zu überbringen hätten und weitere 
Instruktionen erst einholen müßten.“ 

Daraus geht hervor, daß der Botschafter nicht, wie uns gesagt worden war, 
berechtigt war, irgend etwas in der Richtung zu tun, und dieses Telegramm, das 
ja auch der Führer zu lesen bekam, hat ihn wohl sehr stark auf die Möglichkeit 
der Hoffnungslosigkeit, mit Polen zu einer Verständigung zu kommen, hingewiesen. 

Dr. Stahmer: Sind von Ihnen diese Verhandlungen eingeleitet und durchgeführt 
worden mit dem ernstlichen Willen, den Frieden zu erhalten? 

Göring: Das geht, wenn man die Schriftstücke im Zusammenhang liest, an sich 
aus dieser Schrift hervor; ich möchte mich aber nicht auf das Zeugnis dieses Buches 
stützen, sondern auf das, was ich hier unter Eid selbst auszusagen habe. Es war 
mein fester Wille, alles daran zu setzen, auch diese Frage, die aufgeworfen war, auf 
friedlichem Wege zu lösen. Ich habe den Krieg nicht gewollt und habe deshalb 
alles getan, um ihn, soweit es in meinen Möglichkeiten stand, zu vermeiden. Das 
hat nichts zu tun damit, welche Vorbereitungen ich pflichtmäßig in meiner Eigen- 
schaft als hoher Offizier durchgeführt habe. 


* 


13 Uhr 
Lord Halifax teilt Botschafter Henderson mit, daß er die in dem Telefongespräch 
von Dahlerus ausgedrückte Ansicht hinsichtlich der Obstruktionshaltung der pol- 
nischen Regierung nicht teile. (DBFP VII Nr. 591) 
Gleichzeitig fordert er Henderson auf, mit der Verwendung des Telefons vor- 
sichtig zu sein, da das Telefongespräch von Dahlerus äußerst indiskret gewesen sei 
und von den Deutschen sicherlich abgehört worden wäre. (DBFP VII Nr. 592) 


* 
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13 Uhr 


Lipski sucht bei Staatssekretär v. Weizsäcker telefonisch um einen Empfang 
durch den Reichsaußenminister nach: 


„Der Tag ist der Frage gewidmet, ob eine Verbindung Warschau—Berlin her- 
gestellt werden kann. London und Rom bemühen sich darum. Ich selbst befürworte, 
daß der polnische Botschafter, der darum gebeten hat, empfangen wird. Darüber 
habe ich eine Aussprache mit Ribbentrop, der anderer Meinung ist. Ich biete mei- 
nen Abschied und noch mehr an. Die Aussprache — in der Reichskanzlei — ist 
so laut, daß die sonstigen Anwesenden darauf aufmerksam werden. Ich sage Rib- 
bentrop, ich wäre ein Schweinehund, wenn ich ihm meine Meinung vorenthielte. 
Tatsächlich wird Lipski dann doch empfangen, allerdings mit dem formellen Ein- 
wand wieder entlassen, er habe keine Vollmachten.“ (v. Weizsäcker, S$. 260) 

Was er da erzählt, ist unzutreffend, denn man wartete ja seit Tagen auf dieses 
Audienzgesuch Lipskis. 


* 
13 Uhr 15 


Im Auftrage des Papstes übergab dessen Staatssekretär Maglione den Botschaftern 
Deutschlands, Italiens, Frankreichs, Polens und Englands folgende Botschaft zur 
Weiterleitung an ihre Regierungen: 

„Der Heilige Vater will nicht die Hoffnung aufgeben, daß die im Zuge befind- 
lichen Verhandlungen zu einer gerechten und friedlichen Lösung führen können, 
wie die gesamte Welt sie unaufhörlich erfleht. Seine Heiligkeit bitte deshalb im 
Namen Gottes die Regierungen Deutschlands und Polens, alles zu tun, um jeg- 
lichen Zwischenfall zu vermeiden und sich jeglicher Maßnahmen zu enthalten, die 
imstande wären, die gegenwärtige Spannung zu verschlimmern. Er bitter die 
Regierungen Englands, Frankreichs und Italiens, diese seine Bitte zu unterstützen.“ 

(Giovanncetti, $. 110) 


* 
13 Uhr 45 
Lord Halifax übermittelte Botschafter Kennard eine Zusammenfassung der deut- 
schen (16 Punkte) Vorschläge und führte noch aus: (BB Nr. 95) 


„Raten Sie der Polnischen Regierung, sie solle dem Polnischen Botschafter in 
Berlin unverzüglich die Weisung geben, der Deutschen Regierung mitzuteilen, 
sofern diese irgendwelche Vorschläge habe, sei er bereit, sie seiner Regierung zu 
übermitteln, so daß sie sie sofort prüfen und Anregungen für baldige Besprechun- 
gen machen könne.“ 

Nichtssagender hätte diese Weisung nicht ausfallen können. 


* 
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ca. 14 Uhr 30 

Beim Mittagessen bittet Dahlerus Göring, noch einen letzten Versuch zu machen 
und Henderson einzuladen. Göring sagt zu unter der Voraussetzung, daß dies 
Hitler genehmige. 
ca. 15 Uhr 

Dahlerus fuhr zu Henderson, um ihm den Vorschlag der Einladung auseinander- 
zusetzen. Dabei ruft Göring an, daß Hitler einverstanden sei, wenn ein neutraler 
Zeuge an der Unterredung teilnehme. Hierauf wurde vereinbart, daß man sich in 
Anwesenheit von Dahlerus und Forbes um 16.50 bei Göring treffen wolle. 


* 
15 Uhr 
Als Lipski wegen des erbetenen Empfangs Staatssekretär v. Weizsäcker anrief, 
sagte ihm dieser: (ADAP VII $. 385) 


„Ich hätte den Herrn Reichsaußenminister jetzt erreicht und auf die Bitte 
Lipskis empfangen zu werden noch folgende Frage zu stellen: Komme Lipski als 
Abgesandter der Polnischen Regierung mit den erforderlichen Vollmachten? 

Lipski antwortete, er komme als Botschafter, um der Reichsregierung eine Mit- 
teilung seiner Regierung zu machen.“ 


15 Uhr 15 
Diese Darstellung deckt sich mit dem Telegramm der polnischen Botschaft an 
Außenminister Beck. (PWB Nr. 111) 


* 


Frau v. Ribbentrop gibt hierzu eine treffende Erläuterung: „Da der Reichs- 
außenminister die Geheiminstruktion kannte, die dem polnischen Botschafter am 
31. 8. mittags zugegangen war, ließ er — als dieser sich zum Besuch anmeldete — 
zunächst zurückfragen, ob Lipski in der Eigenschaft eines Sonderbevollmächtigten 
oder in anderer Eigenschaft ihn sehen wollte. Das war ein deutlicher Wink und 
bot der polnischen Regierung eine neue Chance: Nun brauchte sie keinen Unter- 
händler zu entsenden, sondern Lipski nur noch eine „Sondervollmacht* zu er- 
teilen, um die direkten Verhandlungen in letzter Stunde doch noch zustande- 
zubringen. 

Lipski erkannte die Bedeutung dieser Anfrage, denn er ließ um 15.15 Uhr den 
polnischen Außenminister telegrafisch unterrichten, und ihm mitteilen, er selbst 
habe geantwortet „daß er ın seiner Eigenschaft als Botschafter um die Audienz 
nachsuche, um eine Mitteilung seiner Regierung vorzulegen“. Es blieb also Beck 
freigestellt, diese „Mitteilung“ dahin zu erweitern, daß Lipski als Sonderbevoll- 
mächtigter handeln könnel“ (A. v. Ribbentrop, $. 499 f.) 


* 
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15 Uhr 20 

Um 15.20 Uhr empfängt Lord Halifax von Botschafter Kennard ein Telegramm: 

2. Wie Sie bemerkt haben werden, ergreift die polnische Regierung Schritte, mit 
der deutschen Regierung in Kontakt zu treten, wird aber nicht zustimmen, ein 
Dokument anzunehmen, das eine Forderung enthält, bis nicht die Verfahrensweise 
einvernehmlich festgelegt worden sei. 

3. Wünschen Sie, daß ich darauf bestehe, daß der polnische Botschafter in Berlin 
Weisung erhalte, daß er solch ein Dokument annehme trotz der Gefahr, daß es in 
irgendeiner Form ein Ultimatum enthalte? 

4. Habe ich den Oberst Beck davon zu unterrichten, wieviel wir von seinem 
Inhalt wissen?“ (DBFP VII Nr. 600) 


* 


Botschafter Sir Phipps telegrafiert an Lord Halifax: 

„Ich las heute nachmittag Herrn Daladier auf französisch das obige Telegramm 
(DBFP VII Nr. 546 — DB Nr. 131) vor und hinterließ ihm eine Abschrift, die 
dem französischen Generalstab von meinem Militärattach@ übergeben worden ist. 

2. Herr Daladier hörte mit lebhaftem Interesse zu und schien nicht zu denken, 
daß das von dem Informanten in Berlin gezeichnete Bild notwendigerweise ein 
falsches wäre. Auf jeden Fall wird er es vorsichtig überprüfen lassen. 

3. Herr Daladier sagte, daß Hitlers jetziges Zögern schwer zu erklären wäre 
außer durch 

1. Unruhe in Deutschland (von der es Anzeichen gebe in Saarbrücken, Stutt- 
gart, Baden und an der Ruhr) oder 

2. den Wunsch, die Verantwortung für einen Konflikt auf uns zu laden, 
vielleicht durch irgendeinen unvernünftigen Akt seitens Polens. 

4. Herrn Daladiers Umgebung, mit der ich etwas Unterhaltung hatte, empfindet 
stark, daß wir eine feste Front gegen Hitler darstellen müssen, sonst wird dies alles 
wieder beginnen, und in weit weniger günstigen Verhältnissen für uns, ın kurzer 


Zeit.“ (DBFP VII Nr. 625) 
E- 

Botschafter Henderson sendet einen Brief an Lord Halifax und einen an Sir 
Cadogan vom Foreign Office. (S. DB Nr. 138) 
x 

ca. 16 Uhr 


Monsignore Cortesi, der Nuntius in Warschau, unterbreitet dem Grafen Szem- 
bek den Friedensappell des Papstes. Er erwähnte noch, der Heilige Stuhl sei der 
Auffassung, daß eventuelle polnisch-deutsche Verhandlungen sich beziehen können: 
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1. auf die Rückkehr Danzig zum Reich, wobei Polen Sicherheiten hinsichtlich der 
Handelserleichterungen ..... gegeben werden würden, 

2. auf die Fragen, die den Korridor berühren, 

3. auf die Angelegenheiten, die die deutsche Minderheit in Polen betreffen. 

Was den zweiten Punkt betrifft, so habe ich den Nuntius zu fragen, ob es sich 
um territoriale Ansprüche des Reiches handle oder lediglich um eine Erleichterung 
der Verkehrsverbindungen zwischen Ostpreußen und dem übrigen Reich. Mgr. Cor- 
tesi hat mir geantwortet, das wüßte er nicht genau und dieser Punkt könne von 
der polnischen Regierung näher präzisiert werden. Er stellte darauf fest, daß der 
Heilige Stuhl genau über die Art informiert sei, in der die polnische Regierung die 
Situation betrachte. Dennoch, angesichts der vorliegenden Kriegsgefahr, glaube er, 
es würde gegen seine Verpflichtungen sein, sich der Pflicht zur Mitteilung dieser 
Informationen zu entziehen. Wenn er dies täte, so wünsche der Heilige Stuhl zu 
bemerken, daß er sich lediglich getrieben fühle durch die besondere Hinneigung, 
die er Polen entgegen bringe und durch die große Furcht, die er angesichts der 
Kriegsgefahr empfinde. 

Ich habe Oberst Beck über meine Unterredung mit dem Nuntius informiert; 
ich sehe darin die Hand von Mussolini. Der Minister zeigte sich deutlich abgeneigt 
gegenüber dieser Art von Vermittlung.“ (Graf Szembek, Journal) 


* 
ca. 17 Uhr 

Botschafter Henderson telegrafiert Lord Halifax, 21.20 Uhr in London ein- 
treffend: 

„Auf Einladung des Feldmarschalls besuche ich diesen heute nachmittag in An- 
wesenheit von Sir Forbes und Dahlerus. 

2. Ein Bericht über die Unterhaltung wird folgen. Feldmarschall Göring fuhr 
fort, Nachdruck auf äußerste Dringlichkeit der Lage im Hinblick auf ernsthaftes 
Risiko von Zwischenfällen bei zwei einander gegenüberstehenden mobilisierten 
Armeen zu legen. Mein Hauptpunkt war, die Wichtigkeit englisch-deutscher Ver- 
ständigung zu betonen und nicht alle Hoffnung auf ihre äußerste Verwirklichung 
durch irgendeine übereilte Aktion aufs Spiel zu setzen. 

3. Während wir dort waren, informierte uns Feldmarschall Göring, daß der 
polnische Gesandte unterwegs wäre, Herrn v. Ribbentrop zu sehen. 

4. Soweit ich verstehen konnte, erhoben beide Seiten Verfahrensschwierigkeiten 
in Bezug darauf, ob der polnische Botschafter mit Vollmachten versehen oder bloß 
ermächtigt sei, ein Dokument ohne weitere Instruktionen anzunehmen. 

5, Ich drängte den Feldmarschall, dafür zu sorgen, daß dem polnischen Bot- 
schafter wenigstens die deutschen Vorschläge übergeben werden und daß der Text 
dann sofort amtlich dem französischen Botschafter und mir mitgeteilt würde.“ 

(DBFP VII Nr. 613) 
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17 Uhr 

Botschafter Henderson berichtet noch über sein Treffen mit Göring an Lord 
Halifax: „Bei meinem Treffen mit Feldmarschall Göring sprach er mehr als eine 
Stunde lang über Herrn Hitler und seinen eigenen wirklichen Wunsch nach bri- 
tischer Freundschaft. Wenn auch unzweifelhaft aufrichtig, fühlte ich, daß seine 
Ansprache eine Anstrengung in elfter Stunde darstellte, Britannien in dem kom- 
menden Konflikt zu neutralisieren. Das war auch das Ziel wiederholter Vorschläge, 
daß einer oder mehrere nichtamtliche aber bevollmächtigte Engländer sofort kom- 
men sollten, die englisch-deutschen Beziehungen auf weitester Grundlage zu dis- 
kutieren. Ich konnte nur wiederholen, daß, während ich seinen lobenswerten 
Wunsch nach Freundschaft teilte, kein Entgegenkommen möglich sei, bis die pol- 
nische Frage aus dem Wege wäre. 

Er machte keinen Versuch, sein Mißtrauen gegen Polen zu verbergen, und 
begegnete allen Argumenten über dieses Thema mit der Versicherung, daß die 
Deutschen die Polen und ihre Geschichte besser kennen als wir. (DBFP VII Nr. 643) 


* 
17 Uhr 35 
Lord Halifax beauftragt Botschafter Kennard, sofort Herrn Beck streng ver- 
traulich den Inhalt der Absätze 1, 2, 6, 7 und 8 des Bezugstelegrammes mit der 
Vorsichtsbemerkung im letzten Satz zugehen zu lassen. Es handelt sich um das 
Dokument DBFP VH Nr. 546 vom 30. 8., DB Nr. 131. (DBFP VII Nr. 605) 


* 


Nahezu 3000 Mitglieder der faschistischen Partei Mosleys zogen in einem Demon- 
strationszug am Parlament vorbei zur Downingstreet, wo sie von der Polizei aus- 
einandergetrieben wurden. Sie trugen Plakate mit der Aufschrift: „Kämpft für 
Großbritannien, aber nicht für Warschau.“ (Archiv, $. 547) 


* 
18 Uhr 
Der französische Ministerrat behandelt in einer zweieinhalbstündigen Sitzung 
seine Haltung zum italienischen Konferenzangebot und gegenüber Deutschland. 
Siehe unter „Italienischer Vermittlungsversuch“. 


* 
18 Uhr 15 — 18 Uhr 30 
Um diese Zeit erst soll in London Kennards Bericht über seine Unterhaltung 
mit Beck (um die Mittagszeit) sowie die polnische Antwort an England eingetroffen 
sein. Verschiedene Historiker nennen für letztere sogar eine noch spätere Ein- 
gangszeit (19.15). 
Für die Richtigstellung siehe unter „Englands große Schweigepause“. 
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18 Uhr 30 

Botschafter Lipski wurde vom Reichsaußenminister empfangen und verlas fol- 
gende Weisung seiner Regierung: 

„In der heutigen Nacht erhielt die Polnische Regierung von der Regierung 
Großbritanniens die Nachricht über den Meinungsaustausch mit der Deutschen 
Regierung bezüglich der Möglichkeit einer direkten Aussprache zwischen der 
Reichsregierung und der Polnischen Regierung. 

Die Polnische Regierung erwägt im günstigen Sinne die Suggestionen der Regie- 
rung Großbritanniens, der in den allernächsten Stunden eine formelle Antwort 
in dieser Angelegenheit erteilt wird.“ 

Botschafter Lipski antwortete auf die wiederholte Frage des Reichsaußenministers, 
ob er zu Verhandlungen bevollmächtigt sei, mit Nein. Er habe lediglich den Auf- 
trag, die bereits vorgetragene Weisung, die er anschließend und schriftlich übergab, 
beim Reichsaußenminister abzusetzen. 

Der RAM skizzierte dann kurz den Meinungsaustausch zwischen der Deutschen 
und der Englischen Regierung und den Vorschlag Deutschlands, daß im Laufe des 
30. August ein polnischer Vertreter nach Berlin kommen solle. Der Führer habe 
den ganzen Tag über gewartet, aber erst abends von der Englischen Regierung 
eine ziemlich nichtssagende Erklärung erhalten. 

Auf eine nochmalige Frage des RAM nach eventuellen Verhandlungsvollmachten 
von Lipski erklärte dieser erneut, zu keiner Verhandlung bevollmächtigt zu sein.“ 

(ADAP VILS. 385) 

Weder Hofer noch Freund bringen dieses wichtige Dokument. 


* 
18 Uhr 40 
Reichsaußenminister v. Ribbentrop erstattet Adolf Hitler in Gegenwart des Bor- 
schaftsrates Hewel und des Heeresadjutanten, Hptm. Engel, Bericht über den ergeb- 


nislosen Besuch Lipskis. 
Jetzt erst erteilt Adolf Hitler den Befehl zur Auslösung des Falles „Weiß“, der 


militärischen Auseinandersetzung mit Polen. 
(Auskunft des seinerzeitigen Heeresadjutanten General a. D. Engel — DB Nr. 137) 


* 


20 Uhr 
Ein Kommando der SS soll in polnischer Uniform den deutschen Sender Gleiwitz 
überfallen und einen Aufruf in polnischer Sprache gesendet haben. Siehe unter 


„Der Überfall auf den Sender Gleiwitz“. 


* 
21 Uhr . 
Über den deutschen Rundfunk wurde eine Erklärung der Reichsregierung und 
der Text der deutschen Vorschläge verkündet. (DB Nr. 139) 


462 


31. August 1939 


21 Uhr 15 

Vorstehende Erklärung wurde mit Text der Vorschläge dem britischen Botschafter 
überreicht. 
21 Uhr 25 — 22 Uhr 
erfolgte die Übergabe an den französischen und japanischen Botschafter, an den 
amerikanischen und russischen Geschäftsträger. (ADAP VII S. 390) 


* 

21 Uhr 30 

Der polnische Botschafter Lukasiewicz in Paris, der gerade die deutsche Rund- 
funkmeldung mit den 16 Punkte-Vorschlägen gehört hatte, sagte zu Außenminister 
Bonnet: „Sie sind so maßlos, daß die deutsche Regierung wahnsinnig geworden 
sein muß oder heute eine regelrechte Herausforderung betreibt, um die polnische 
Regierung aufzustacheln.“ (Bonner, $. 288) 

Außenminister Bonnet behauptet ferner, daß die polnische Regierung schon 
abends von dem italienischen Vorschlag wußte. Der polnische Botschafter hätte 
sich darüber mit einem Abteilungsleiter des Pariser Außenministeriums unterhalten 
und Beck unterrichtet. (Bonner, S. 290) 

Das ist unwahrscheinlich, da Beck am Nachmittag des 1. September noch nichts 
davon wußte. 


* 
22 Uhr 25 
Lord Halifax erhält von Botschafter Kennard in Warschau ein längeres Tele- 
gramm, in dem dieser die Argumente zum Ausdruck bringt, die nach seiner und 
der Polen Meinung gegen die deutschen Vorschläge sprechen. (DB Nr. 140) 


* 
22 Uhr 30 

Botschafter Lipski berichtet über seine Unterredung mit dem Reichsaußen- 
minister in Warschau: 

„Herr von Ribbentrop hat mich um 18 Uhr 30 empfangen. Ich habe die erhal- 
tenen Anweisungen ausgeführt. Herr v. Ribbentrop fragte mich, ob ich besondere 
Vollmacht zum Verhandeln habe. Ich antwortete mit Nein. 

Er fragte mich hierauf, ob ich darüber informiert sei, daß die Reichsregierung 
in Beantwortung der Londoner Anregungen ihre Zustimmung zu unmittelbaren 
Verhandlungen mit einem mit den nötigen Vollmachten ausgestatteten Delegierten, 
der gestern erwartet worden sei, ausgesprochen habe. Ich antwortete, daß ich in 
dieser Hinsicht nur indirekte Nachrichten erhalten habe. 

Am Schluß wiederholte Herr v. Ribbentrop, er habe angenommen, ich sei mit 
den nötigen Vollmachten zum Verhandeln versehen. Er wird meinen Schritt dem 
Reichskanzler zur Kenntnis bringen.“ (PWB Nr. 113) 
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23 Uhr 

Der polnische Rundfunksender gibt folgende Meldung durch: 

„Die heutige Bekanntmachung des deutschen offiziellen Communiqu&s hat die 
Ziele und Absichten der deutschen Politik klar gezeigt. Es beweist die offenen 
Aggressionsabsichten Deutschlands gegenüber Polen. Die Bedingungen, unter denen 
das Dritte Reich bereit ist, mit Polen zu verhandeln, lauten: Danzig kehrt sofort 
zum Reich zurück. Pommerellen mit den Städten Bromberg und Graudenz unter- 
liegt einem Plebiszit, wobei alle Deutschen, die nach dem Jahre 1918 aus irgend- 
welchen Gründen von dort ausgewandert sind, hineingelassen werden sollen. Pol- 
nisches Militär und Polizei evakuiert Pommerellen. Die Polizei Englands, Frank- 
reichs, Italiens und der Sowjetunion übernimmt die Gewalt. Nach Ablauf von 
12 Monaten finder das Plebiszit statt. Das Gebiet der Halbinsel Hela wird vom 
Plebiszit gleichfalls erfaßt. Gdingen ist als polnische Stadt ausgeschlossen. Unab- 
hängig vom Ausgang des Plebiszits wird eine exterritoriale Straße in der Breite 
eines Kilometers gebaut..... 

Die deutsche Agentur gibt bekannt, daß der Termin für die Annahme dieser 
Bedingungen gestern abgelaufen ist. Deutschland hat vergeblich auf einen Abge- 
sandten Polens gewartet. Die Antwort waren die militärischen Anordnungen der 
Polnischen Regierung. 

Keine Worte können jetzt mehr die Aggressionspläne der neuen Hunnen ver- 
schleiern. Deutschland strebt die Herrschaft über Europa an und durchstreicht mit 
einem bisher nicht dagewesenen Zynismus die Rechte der Völker. Dieser unver- 
schämte Vorschlag beweist deutlich, wie notwendig die militärischen Anordnungen 
der Polnischen Regierung gewesen sind.“ 


(DWB II Nr. 469 — Im PWB nicht veröffentlicht. d. V.) 
An diesen Auslassungen ist neben ihrem haßerfüllten Charakter die unzutref- 
fende Behauptung interessant, daß „die deutsche Agentur bekannt gibt, daß der 
Termin für die Annahme der deutschen Bedingungen gestern abgelaufen ist“, sowie 
das Eingeständnis, daß die polnische Antwort auf die deutsche Erwartung eines 
Unterhändlers die militärischen Anordnungen der polnischen Regierung gewesen 
seien. Deren Auswirkung zeigte sich in den zahlreichen Meldungen, die in der 
Nacht über polnische Feuerüberfälle eintrafen. 


x* 
23 Uhr 
Die britische Regierung beauftragt Botschafter Henderson, die deutsche Regie- 
rung zu benachrichtigen, daß die Polnische Regierung durch ihren Botschafter in 
Berlin Schritte unternehme, um mit ihr in Fühlung zu kommen. Ferner solle er 
fragen, ob sie ebenfalls von der Notwendigkeit überzeugt sei, hinsichtlich Danzigs 


unverzüglich einen modus vivendi zu sichern und ob sie damit einverstanden sei, 
daß Herr Burckhardt zu diesem Zweck verwendet würde. (BBB Nr. 99) 
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Diesen Auftrag datiert Botschafter Henderson in seinen Erinnerungen (Hender- 
son, $. 315) und in seinem amtlichen Schlußbericht, der von der britischen Regierung 
als Blau-Weißbuch am 20. 9. 1939 (S. 30, Nr. 58) herausgegeben wurde, um 12 Stun- 
den auf 11 Uhr vormittags zurück. Er führte ihn erst am 1. 9. in der Frühe durch 


eine schriftliche Mitteilung an die deutsche Regierung aus. (BBB Nr. 103) 
* 
23 Uhr 30 
Herr Coulondre telefonierte Herrn Bonner: (FGB Nr. 318) 


„Wir befinden uns in Gegenwart eines neuen Manövers, das den Zweck hat, den 
Anschein zu erwecken, als ob Polen sich jedem Versuch einer friedlichen Lösung 
entziehe. 

Um dieses Manöver zum Scheitern zu bringen und das angewandte Verfahren 
ins rechte Licht zu rücken genügt es, hervorzuheben, daß..... die Polnische Regie- 
rung nicht versucht hat, einer Besprechung auszuweichen, sondern im Gegenteil 
hierzu ihre prinzipielle Zustimmung durch die von Herrn Lipski Herrn Ribbentrop 
gemachte Mitteilung gegeben hat.“ 


* 


24 Uhr 
Sein Warschauer Kollege Noel teilt Bonnet mit: (FGB Nr. 319) 


„Soeben wurde deutscherseits eine Mitteilung über die polnisch-deutschen Be- 
ziehungen durch den Rundfunk verbreitet. Herr Beck übermittelt mir durch den 
Grafen Lubienski die folgende diesbezügliche, für Eure Exzzellenz bestimmte Auslas- 
sung: Herr Lipski versuchte heute um 13 Uhr, von Herrn v.Ribbentrop empfangen 
zu werden. Die Unterredung muß um 18 Uhr abends stattgefunden haben. Herr 
Beck hat keinerlei Nachricht über die Vorgänge, da die Verbindungen zwischen 
Berlin und Warschau unterbrochen sind. Aber die Mitteilung des deutschen Rund- 
funks bemüht sich, den Abbruch der Verhandlungen hervorzuheben. 

Herr Beck legt großes Gewicht darauf, die von der Polnischen Regierung ge- 


machten Anstrengungen um das Versöhnungswerk zu erleichtern, zu unter- 
streichen...... z 


* 
0 Uhr 30 — (1. 9.) 

Der britische Botschafter Henderson beschließt den für ihn arbeitsreichen Tag 
mit einem Telefonat, das er kurz nach Mitternacht mit Lord Halifax führt: „1. 
Dank der nach meiner Meinung beklagenswerten Zweideutigkeiten auf beiden Sei- 
ten über das Verfahren und den genauen Status des polnischen Botschafters würde 
überhaupt kein Zusammentreffen zwischen Lipski und Ribbentrop stattgefunden 
haben, wenn nicht die italienische Regierung sich eingeschaltet hätte. (Das trifft 
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keineswegs zu, denn auf deutscher Seite bestand gar keine Absicht, den sich endlich 
meldenden polnischen Botschafter nicht zu empfangen. d. V.) 

2. So wie die Dinge nun waren, nahm der polnische Botschafter das Dokument, 
das die deutschen Vorschläge enthielt, nicht an, welche, wie ich Ihnen und nach 
Warschau telegrafierte, ganz gewiß nicht so waren, daß sie von der Welt im 
allgemeinen als unvernünftig angesehen werden könnten, besonders angesichts der 
polnischen Behauptung, daß der Korridor zu 90°%o von Polen besiedelt ist und 
immer gewesen ist; wenn dem so ist, kann eine Volksabstimmung nach dem Bei- 
spiel der Saar gar nicht anders als zu Polens Gunsten ausfallen. 

3. Unter diesen Umständen wird die von der deutschen Regierung vertretene 
Ansicht, daß Polen mit britischer und französischer Rückenstärkung niemals beab- 
sichtigt hat, über irgendeine Regelung zu verhandeln, die die Rückkehr Danzigs zu 
Deutschland zur Folge haben könnte, sehr verstärkt worden sein. 

4. Der Krieg mag gerechtfertigt sein aus den Gründen, daß das Naziregime ein 
unmoralisches ist, gegen das wir früher oder später kämpfen müssen. Aber ich 
möchte ergebenst bemerken, daß ein Krieg als Antwort auf ein deutsches Angebot 
vollkommen unverantwortlich sein würde, Wenn das erstere der Fall ist, habe ich 
nichts mehr zu sagen, und der Augenblick mag wohl ein günstiger sein. Falls das 
letztere die von Seiner Majestät Regierung vertretene Ansicht sein sollte, kann ich 
nur vorschlagen, daß die polnische Regierung in unmißverständlicher Sprache ge- 
drängt werden sollte, daß sie morgen aufgrund der deutschen Vorschläge, die nun 
bekanntgemacht worden sind, ihre Absicht ankündigen soll, einen Bevollmächtigten 
nach Berlin zu senden, um diese Vorschläge in allgemeinen Wendungen zu 
diskutieren. Ich würde ferner vorschlagen, daß der Bevollmächtigte ein polnischer 
Marschall sein sollte, was dazu führen könnte, daß die Verhandlungen zwischen 
ihm und Generalfeldmarschall Göring geführt würden anstelle von Herrn v. Rib- 
bentrop.“ (DBFP VII Nr. 631 vom 1. 9. 1939) 


2.) Die Aktion Dahlerus 


31. August 1939 


Dahlerus, der von London zurückgekommen war, fuhr noch in der Nacht zu 
Göring. Er fand ihn ruhig und beherrscht, nicht übellaunig, wie er ihn vor fast 
24 Stunden verlassen hatte. 

„Ich berichtete über den Vorschlag, den ich Chamberlain zur Weiterbeförderung 
nach Warschau gemacht hatte. Ich hob hervor, daß die englische Regierung in ihrem 
Bestreben, in der außerordentlich heiklen Lage die Gemüter zu beruhigen, ihrer- 
seits erwarte, daß die deutsche Regierung und besonders Göring alles täten, um 
deutsche Provokationen gegenüber Polen zu verhindern. Weiter erzählte ich, daß 
ich Chamberlain und Halifax über mein Gespräch mit Göring vor meiner Abreise 
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berichtet und daß dies einen beruhigenden Eindruck gemacht habe, das Mißtrauen 
gegenüber der deutschen Regierung und ihren Absichten aber groß sei. 

Göring unterbrach mich und sagte, er habe mir eine wichtige Mitteilung zu 
machen. Hitler habe in seinem Wunsch, mit England zu einem Übereinkommen 
zu gelangen, ein Angebot an Polen ausgearbeitet, das ein großes Entgegenkommen 
von deutscher Seite bedeute, in seiner offensichtlich demokratischen, gerechten und 
praktisch durchführbaren Art großes Aufsehen erregen müsse und sowohl von 
Polen als auch von England akzeptiert werden könne. Mit sehr befriedigter Miene 
las Göring den Vorschlag vor und fragte mich, als er fertig war, was meine Meinung 
sei. Freilich wich dieses Angebot in einigen Punkten ab von den Hauptrichtlinien 
für eine Regelung, wie sie mir Göring letzte Nacht mitgeteilt hatte, aber grund- 
sätzlich bedeutete es dasselbe. Das Gebiet, in dem eine Volksabstimmung stattfinden 
sollte, war bedeutend kleiner als jenes, das mir Göring vergangene Nacht auf das 
Kartenblatt gezeichnet hatte, und die Abstimmungsbedingungen schienen in der 
Absicht formuliert, eine Lösung zu ermöglichen. Göring teilte mir weiter mit, daß 
Ribbentrop am 30. abends Henderson empfangen habe, um ihm dieses Angebot 
zu übergeben. Er äußerte die Hoffnung, daß deren Gespräch zu einer Regelung 
führen würde, sowohl durch direkte Verhandlungen zwischen Polen und Deutsch- 
land als auch durch ein allgemeines Übereinkommen über sämtliche ungeklärte 
Fragen mit England. Göring schien vergnügt und befriedigt, untersrich aber gleich- 
zeitig, daß jetzt schnell gehandelt werden müsse, da die Heere gegeneinander auf- 
marschiert seien und Grenzzwischenfälle nachteilig auf die Stimmung in dieser 
heiklen Lage einwirken könnten. 

Ich schlug ihm hierauf vor, daß ich sofort Mr. Forbes anrufen und fragen wolle, 
ob die Zusammenkunft zwischen Henderson und Ribbentrop stattgefunden habe, 
die Note überreicht worden sei und bejahendenfalls, welchen Eindruck diese auf 
Henderson gemacht habe. Ich rief Forbes an und teilte ihm mit, daß ich von 
Görings Zug aus spräche und was ich wissen wolle. Zu meiner Verwunderung ant- 
wortete Forbes, die Zusammenkunft zwischen Henderson und Ribbentrop sei 
leider sehr unglücklich verlaufen. Ribbentrop wäre rüde und unhöflich gewesen und 
hätte von Anfang an eine sehr abweisende Haltung gegen Henderson eingenommen; 
hierauf hätte er ein Papier vorgenommen, erklärt, dies enthielte die Bedingungen für 
Polen, und es Henderson schnell vorgelesen. Henderson hätte nach der Schilderung, 
die er Forbes sofort nach seiner Rückkehr gegeben habe, nur drei Worte verstanden 
und es auch nicht für nötig befunden, dem hastigen und nachlässigen Vorlesen zu 
folgen, da er erwartete, danach die Note zur Prüfung zu erhalten. Zu Hendersons 
Verwunderung hätte aber Ribbentrop die Note eingesteckt, nachdem er sie vor- 
gelesen hatte, und auf Hendersons Ersuchen, sie ihm auszuhändigen, nur geant- 
wortet, es wäre nun zu spät, die Uhr über 12 und die Frist abgelaufen, die Polen 
hätten mithin ihre Chance verpaßt. Nach einem kurzen Wortwechsel hätten sich 
die beiden in einer sehr feindlichen Stimmung getrennt. Forbes äußerte am Schluß 
seinen Ärger über die Art, in der Englands Botschafter behandelt worden sei. Er 
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erklärte, er halte es für zwecklos, weitere Schritte zu versuchen, wenn die Vertreter 
der deutschen Regierung in einer solchen Art aufträten. 


„Wenn es aufrichtig Ihr Wunsch und Ihre Absicht ist, mit England zu einer Ver- 
ständigung zu kommen und den Grund für eine künftige Zusammenarbeit zu 
legen, dann ist es notwendig Ribbentrops Fehler sofort dadurch gutzumachen, daß 
die englische Botschaft von der Note an Polen Kenntnis erhält. Sie haben selbst den 
gerechten und loyalen Inhalt der Note betont; dann ist es wohl auch richtig, daß 
sie der englischen Regierung mitgeteilt wird.“ 

Göring stand auf und ging in dem kleinen Salon mit den Händen auf dem 
Rücken auf und ab. Er war nervös und offenbar über die Entwicklung auch über- 
rascht. Ich schlug ihm vor, meinerseits Forbes sofort anzurufen und ihm den Inhalt 
der Note mitzuteilen. Er ging weiter auf und ab, offenbar darüber nachdenkend, 
ob er das Risiko auf sich nehmen sollte, dies zu gestatten. Plötzlich blieb er stehen, 
sah mich an und sagte: „Ich übernehme die Verantwortung, Sie können ihn an- 
rufen.“ Ich bekam Görings Kopie der Note, rief Forbes an und las sie ihm vor. 
Zwar beherrschte Forbes deutsch gut, er bat mich aber doch, langsamer zu lesen; 
als ich seinem Ersuchen nachkam und das Tempo meines Diktats verlangsamte, 
wurde Göring nervös und ersuchte mich, schneller zu lesen. Die Situation war 
recht unangenehm. 

Ich übernachtete im Sonderzug Görings. Um 8 Uhr traf ich mich mit Göring, der 
offenbar die ganze Zeit über die Folgen des Zwischenfalls zwischen Henderson und 
Ribbentrop nachgedacht hatte. Gleich als ich ihn traf, forderte er mich auf, die 
Hauptpunkte des Angebots an Polen sofort zu notieren und dann zu Henderson 
zu fahren, um mich zu überzeugen, daß Forbes mein Diktat richtig verstanden 
hatte. Er hob hervor, wie wichtig es sei, die Note möglichst bald der englischen 
Regierung zuzuleiten und sagte, dies sei eine Voraussetzung dafür, daß die Krise 
keine unheilvolle Entwicklung nehme. Göring diktierte und ich notierte die 
16 Punkte, worauf ich mich in einem Auto zur britischen Botschaft begab. Sofort 
nach meiner Ankunft, gleich nach 10 Uhr vormittags, wurde ich von Henderson 
empfangen. Er beurteilte die Lage als trostlos. Er berichtet auch mir, daß er nur 
drei Worte verstanden habe, als Ribbentrop in schnellem Tempo den deutschen 
Vorschlag zu einem Vertrag mit Polen vorgelesen hätte. Wir gingen hierauf meine 
Notizen durch und verglichen sie mit dem Auszug, der nach meinem Gespräch mit 
Forbes in der Nacht gemacht worden war. Es zeigt sich, daß sie gut übereinstimmten. 

Ohne daß Göring in den Nachtstunden es klar und deutlich gesagt hatte, bekam 
ich doch den Eindruck, daß er Ribbentrops Verhalten zu entschuldigen versuchte, 
Ich teilte dies Henderson mit und betonte, wie wichtig es sei, daß wirkliche Ver- 
handlungen zwischen der polnischen und deutschen Regierung unmittelbar zu- 
stande kämen, wenn überhaupt etwas Positives erreicht werden sollte. Ich hob 
hervor, daß nach meinem Eindruck Göring alles, was er könne, tue, um Verhand- 
lungen zustande zu bringen und eine Katastrophe zu verhindern. 
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Das Ergebnis unseres Gesprächs war, daß Henderson beschloß, den polnischen 
Botschafter Lipski anzurufen und ihn zu ersuchen, mich sofort zu empfangen. Ich 
lehnte zuerst ab, betonend, daß ich Lipski niemals begegnet wäre, weswegen eine 
Zusammenkunft mit ihm schwerlich von Nutzen sein könne. Henderson ließ sich 
von meiner Einstellung nicht beeinflussen und telephonierte mit Lipski, daß Forbes 
gleich mit einem Schweden käme, den er sofort empfangen solle. Wir fuhren um 
11 Uhr vormittags in Forbes‘ kleinem Wagen zur polnischen Botschaft. 


Bereits bei der Ankunft spürte man sehr deutlich den Ernst der Lage. In der 
Halle standen Kisten aufgereiht und überall war das Personal damit beschäftigt, 
die Abreise vorzubereiten. Lipski empfing uns in seinem Arbeitszimmer, aus dem 
bereits ein Teil der Ausstattung entfernt war. Forbes stellte mich vor und wir 
nahmen rund um einen Tisch Platz. Lipski war im Gesicht weiß wie Leinen und 
wirkte außerordentlich nervös und niedergeschlagen. Forbes erzählte, wer ich sei 
und die Ereignisse der Nacht. Er bat mich hierauf, die deutsche Note an Polen 
vorzulesen, was ich tat. Aber Lipski erklärte bald, daß er den Inhalt nicht ver- 
stehen könne. Forbes notierte hierauf eigenhändig die Hauptpunkte und übergab 
die Aufzeichnungen Lipski, der das Papier mit zitternden Händen nahm und eine 
Weile betrachtete, dann aber erklärte, daß er nicht deuten könne, was dort stehe. 
Ich erbot mich hierauf, die Note sofort seiner Sekretärin zu diktieren. Sie wurde 
hereingerufen und bekam ihre Anweisungen; ich ging mit ihr in ein angrenzendes 
Zimmer und sie schrieb mein Diktat direkt in die Maschine. Mit der Niederschrift 
kehrte ich zurück und übergab sie Lipski, worauf Forbes und ich nach dem Wechsel 
einiger höflicher Redensarten Abschied nahmen. 


Auf dem Rückweg erzählte mir Forbes etwas, das mich erschreckte: Während 
ich der Sekretärin diktierte, hatte Lipski Forbes mitgeteilt, daß er in keiner Weise 
Anlaß habe, sich für Noten oder Angebote von deutscher Seit zu interessieren. Er 
kenne die Lage in Deutschland nach seiner fünfeinhalbjährigen Tätigkeit als Bot- 
schafter gut und habe intime Verbindung mit Göring und anderen aus den maß- 
gebenden Kreisen; er erklärte, davon überzeugt zu sein, daß im Fall eines Krieges 
Unruhen in diesem Land ausbrechen und die polnischen Truppen erfolgreich 
gegen Berlin marschieren würden. Das Ganze wirkte trostlos und Forbes und 
ich waren auch sehr niedergeschlagen, als wir zur englischen Botschaft 
zurückkehrten und Henderson berichteten. Ich ersuchte, sofort anrufen zu dürfen, 
um London mündlich zu berichten. Dies wurde genehmigt und ich bekam binnen 
kurzem Verbindung mit Sir Horace Wilson und teilte ihm mit, was geschehen war 
(DB Nr. 141). 12 Uhr 30 verließ ich die englische Botschaft und begab mich zu 
Görings Wohnung in Berlin, um zu versuchen, ob es noch eine Möglichkeit gäbe, 
die deutsche Regierung dazu zu bestimmen, einen Verhandlungsvorschlag in einer 
besonnenen und verständigen Art zu machen, statt bei jeder denkbaren Gelegenheit 
mit Überraschungen in Form von Drohungen, Zornausbrüchen und Taktlosigkeit 
zu kommen. 
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Als deutlichen Beweis für das energische Streben der Engländer, den Weg für 
Unterhandlungen zu ebnen, erzählte ich Göring, daß Henderson mich gebeten hatte, 
Lipski zu besuchen und daß ich dies auch getan hätte. Dagegen hütete ich mich wohl, 
auf irgendwelche Einzelheiten des Besuchs einzugehen. 

Gleich nach 13 Uhr kam ein Adjutant und übergab einen Umschlag des Aus- 
wärtigen Amtes, der eben mit Eilkurier gekommen war. Es war ein roter Um- 
schlag der Art, die der Kennzeichnung besonders dringender Staatsangelegenheiten 
diente. Göring riß den Umschlag auf und las den Inhalt durch, fuhr auf wie aus 
einer Kanone geschossen und fing an, heftig erregt auf- und abzugehen. Er erklärte 
in zornigem Ton, nun habe er den wirklichen Beweis in der Hand, den Beweis, 
daß die Polen jede Verhandlungsmöglichkeit sabotierten. Es dauerte mindestens 
fünf Minuten, ehe er sich soweit beruhigt hatte, daß ich den Inhalt erfuhr. Die 
Deutschen hätten, erklärte Göring, ein in Berlin 12 Uhr 45 eingegangenes Chiffre- 
telegramm der polnischen Regierung in Warschau an Lipski aufgefangen. Er hatte 
eine Abschrift der deutschen Übersetzung dieses Telegrammes bekommen und hatte 
nun Gelegenheit, mit Nachdruck zu betonen, daß es der Fehler der Polen und nicht 
Ribbentrops sei, wenn keine Verhandlungen zustande kämen. Göring betrachtete 
den Inhalt als einen so klaren Beweis hierfür, daß er das Telegramm eigenhändig 
abschrieb, mir die Abschrift gab und bat, Henderson den Inhalt mitzuteilen. Gleich- 
zeitig betonte er ausdrücklich, daß er ein großes Risiko auf sich nähme, wenn er 
dies täte und seine Bedenken zurückstelle; er sei aber der Auffassung, daß Henderson 
wissen müsse, wie die Polen sich benähmen. Die beiden Versionen — jene, die mir 
Göring gab, und die in Polens Weißbuch abgedruckte — haben in der Übersetzung 
folgenden Wortlaut: 

Görings Abschrift: 

Ersuchen Sie um eine Unterredung und erklären Sie folgendes: 

Diese Nacht erhielt die polnische Regierung von der englischen Regierung eine 
Mitteilung über einen Meinungsaustausch zwischen der Reichsregierung und der 
englischen Regierung hinsichtlich der Möglichkeit einer direkten Vereinbarung 
zwischen der Reichsregierung und der polnischen Regierung. 

Die polnische Regierung wird den Vorschlag der englischen Regierung erwägen 
und in einigen Stunden der englischen (nicht der Deutschen) ein formelle Antwort 
geben. ü 

Als besondere und geheime Mitteilung an den Botschafter wird dem folgendes 
hinzugefügt: 

Lassen Sie sich unter keinen Umständen in sachliche Diskussionen ein; wenn die 
Reichsregierung mündliche oder schriftliche Vorschläge macht, müssen Sie erklären, 
daß Sie keinerlei Vollmacht haben, solche Vorschläge entgegenzunehmen oder zu 
diskutieren, und daß Sie ausschließlich obige Mitteilung Ihrer Regierung zu über- 
mitteln und erst weitere Instruktionen einzuholen haben. 

Das Telegramm in Polens Weißbuch: 

Im Hinblick auf Ihre Berichte bitte ich Sie, Herr Botschafter, um eine Vorsprache 
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bei dem Reichsaußenminister oder dem Staatssekretär nachzusuchen und einem von 
ihnen folgendes mitzuteilen: 

Diese Nacht wurde die polnische Regierung von der britischen von deren Er- 
örterungen mit der deutschen Regierung über die Möglichkeit direkter Verhand- 
lungen zwischen der deutschen und der polnischen Regierung unterrichtet. 

Die polnische Regierung erwägt in günstigem Sinn den Vorschlag der britischen 
Regierung, der in den nächsten Stunden eine formelle Antwort zu dieser Frage 
gegeben werden wird. 


Wie man sieht, weisen die beiden Versionen gewisse auffallende Unterschiede auf. 
Erstens heißt es in der polnischen Fassung, daß die polnische Regierung den Vor- 
schlag der britischen Regierung „in günstigem Sinn“ erwägen wolle. Diese Worte 
finden sich nicht in Görings Fassung. Zweitens — und dies ist weit wichtiger — 
fehlt in der Version des polnischen Weißbuchs der zweite Teil, den das Telegramm 
nach Görings Angabe enthalten haben soll. Die Sache muß sich wie folgt verhalten: 
entweder hat das polnische Außenministerium diesen Teil, als es das Weißbuch 
redigierte, weggelassen oder man hat von deutscher Seite ganz einfach den frag- 
lichen Teil zugesetzt. In diesem Fall war die Kopie, die Göring mir gab, eine Fäl- 
schung des Telegrammes. Gewisse Angaben in Englands Blaubuch (vgl. die Do- 
kumente Nr. 96, Punkt 3 und Nr. 100, Punkt 3) dürften dafür sprechen, daß die 
erste Annahme richtig sein muß. Ich aber hatte in dem Augenblick, in dem mir 
Göring seine Kopie gab, keine Möglichkeit, deren Echtheit zu beurteilen. 

Jedenfalls betrachtete ich es in der Stimmung, in der sich Göring befand, als aus- 
sichtslos, ein Gespräch zu führen, das zu einem Ergebnis führen konnte. Ich hörte 
mir nur seine Ausfälle gegen Lipski und die Polen an, deren Verhalten er von 
Anfang bis Ende scharf verurteilte, während er gleichzeitig Deutschlands Absichten 
und Maßnahmen in güstigstem Sinn darstellte. Hierauf äußerte ich ungefähr fol- 
gendes: „Da ich überzeugt bin, daß Sie, Herr Generalfeldmarschall, wirklich danach 
streben, Komplikationen zu vermeiden, und den aufrichtigen Wunsch haben, zu 
einem positiven Ergebnis zu kommen, und da Sie schließlich fähig sind, auch in 
Fragen diffiziler Natur Verhandlungen zu führen, ohne mit dem Partner in Streit 
zu kommen, scheint mir die einzige Möglichkeit zu sein, daß Sie Henderson zu sich 
einladen und versuchen, mit ihm gemeinsam eine Lösung zu finden. Direkte Ver- 
handlungen zwischen Polen und Deutschland erscheinen mir jetzt unmöglich. Die 
einzige Möglichkeit ist dann wohl, direkte Verhandlungen zwischen England auf 
der einen Seite und Deutschland auf der andern zustandezubringen, wobei England 
sowohl im eigenen als auch in Polens Namen auftritt, um eine gerechte und billige 
Lösung zu finden.“ 

„Ja, aber ich kann ja nicht gut Henderson zu einer solchen Unterredung ohne 
Hitlers Einverständnis einladen“, antwortete Göring prompt. Ich erwiderte, daß 
Göring dann sofort zur Reichskanzlei fahren und Hitlers Zustimmung zu obigem 
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Vorschlag einholen müsse. Göring fuhr zu Hitler, um von ihm die Erlaubnis zu 
erwirken, Verhandlungen mit Henderson aufzunehmen, und ich selbst fuhr zur 
britischen Botschaft, um Henderson über meine Schritte zu informieren. Henderson 
empfing mich freundlich, äußerte aber gleichzeitig den Verdacht, daß die Deutschen 
nur wünschten, zwischen England und Polen Zwietracht zu säen. Während wir in 
Hendersons Arbeitszimmer saßen und die Angelegenheit besprachen, läutete das 
Telephon. Göring teilte mir mit, daß Hitler den Vorschlag gebilligt hätte, und bar 
mich, Henderson auf 16 Uhr zu Göring zum Tee und zur ungestörten Besprechung 
der Probleme einzuladen. Erst lehnte Henderson ab, änderte aber alsbald seine 
Meinung und erklärte, er könne allerdings nicht um 16 Uhr, wohl aber um 
16 Uhr 50 kommen. Ich teilte dies Göring mit, worauf er anfügte, daß seine Ein- 
ladung auch Forbes gelte, was ich ebenfalls übermittelte. Ich glaube nicht, daß dies 
Henderson recht war; offensichtlich akzeptierte er den Vorschlag mit einem gewis- 
sen Zögern. Ich teilte Göring mit, daß auch Forbes mitkomme. Ich zeigte hierauf 
Henderson Görings Kopie des aufgefangenen Chiffretelegramms und sagte ihm 
auch, Görings Einladung sei auf meine Initiative zurückzuführen und der Anlaß 
dazu sei, daß ich in der gegenwärtigen Lage nur dann eine Möglichkeit zu einer 
friedlichen Lösung sähe, wenn Göring und Henderson zu einer Verständigung über 
ein Programm für deutsch-englische Verhandlungen kämen. Ich bin überzeugt, daß 
Henderson, obwohl er mir aufmerksam zuhörte, innerlich die ganze Zeit der be- 
stimmten Auffassung war, das Ganze sei ein Intrigenspiel, ein Versuch, Polen und 
England zu trennen, um Deutschland Gelegenheit zu geben, Polen ungestört anzu- 
greifen. Die Entfernung zwischen der englischen Botschaft und Görings Residenz 
war nicht groß. Ich ging deshalb zu der Konferenz 16 Uhr 50 zu Fuß und traf 
kurze Zeit vor Henderson und Forbes ein. Göring empfing Henderson herzlich 
und beide bemühten sich offensichtlich, für das kommende Gespräch eine günstige 
Atmosphäre zu schaffen. Henderson versicherte Göring seiner Hochachtung, ins- 
besondere auch für das deutsche Volk, und betonte, daß er stets sehr um einen 
glücklichen Ausgang seiner Mission als Botschafter in Berlin bemüht gewesen sei. 

Göring hatte sich anscheinend vorgenommen, seinen ganzen Charme, den er 
zweifellos besaß, aufzubieten, und er malte die Bedeutung einer Verständigung 
zwischen Deutschland und England in der gewinnendsten und überzeugendsten Art 
aus. Nach etwa einer halben Stunde begann die eigentliche Diskussion. Göring 
schlug vor, Verhandlungen zwischen Deutschland und England einzuleiten, wobei 
England auch für Polen auftreten solle. Henderson war offensichtlich vorsichtig 
und verhielt sich wohl infolge seines Mißtrauens etwas reserviert. Göring legte das 
aufgefangene Ciffrerelegramm der polnischen Regierung an Lipski als Beweis vor, 
daß die Polen jede Möglichkeit einer Verständigung sabotierten und daß Deutsch- 
land unter solchen Verhältnissen nicht gut zu einer Regelung mit Polen kommen 
könnte. 

Ich hatte den Eindruck, daß Henderson den Verdacht hatte, das Telegramm ent- 
halte Fälschungen. Göring bemerkte indessen, daß wir bald einen Beweis für die 
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Authentizität des Telegramms haben würden: Lipski träfe sich nämlich 18 Uhr 30 
mit Ribbentrop und es würde sich dann gewiß erweisen, daß die Zusammenkunft 
dieser beiden genau nach den Instruktionen verlaufen werde, die Lipski erhalten 


habe. 


Henderson erklärte sich bereit, seiner Regierung Görings Vorschlag — d. h. die 
Aufnahme direkter Verhandlungen zwischen Deutschland und England, wobei dies 
auch für Polen auftreten solle — mitzuteilen, er selbst wollte sich aber nicht dar- 
über äußern, ob dieser Weg gangbar sei. Göring betonte lebhaft, wie schrecklich ein 
Krieg zwischen England und Deutschland werden würde. 

Das Gespräch endigte einige Minuten vor 19 Uhr, ohne daß etwas Positives er- 
reicht worden wäre und eine der Parteien Verpflichtungen übernommen hätte. 
Man fühlte deutlich, daß dies der elften Stunde letzte Minute war. Die Lage 
erschien hoffnungslos. 


Später am Abend erfuhr ich von Göring und Forbes, daß die Zusammenkunft 
zwischen Lipski und Ribbentrop ergebnislos verlaufen war.“ 


(Dahlerus, $. 104 — 121) 


3. Der italienische Vermittlungsversuch 


31. August 1939 


So beschreibt ihn Ciano in seinem Tagebuch: 

„Schlimmes Aufwachen. Attolico telegraphiert um 9 Uhr, daß die Sache ver- 
zweifelt sei, und der Krieg in wenigen Stunden ausbreche, falls keine neue Tatsache 
dazwischen komme. Ich gehe sofort in den Palazzo Venezia. Wir müssen die neue 
Tatsache schaffen. Im Einverständnis mit dem Duce telephoniere ich Lord Halifax, 
um ihm zu sagen, daß sich der Duce bei Hitler nur verwenden kann, wenn er ein 
großes Pfand mitbringt.: Danzig. Mit leeren Händen könne er nichts verlangen. 
Lord Halifax ersucht mich seinerseits, auf Berlin einen Druck auszuüben, damit 
die Prozedurschwierigkeiten überwunden und die unmittelbare Fühlungnahme 
zwischen Deutschen und Polen eingeleitet werden könne. Ich telephoniere in diesem 
Sinne mit Attolico, der immer pessimistischer ist. Kurz darauf teilt Halifax mit, 
unser Vorschlag wegen Danzig scheine sich nicht verwirklichen zu lassen. Der Himmel 
wird immer dunkler. 

Letzter Versuch, Vorschlag an Frankreich und England, auf den 5. September 
eine Konferenz einzuberufen, mit dem Zweck, jene Bestimmungen des Versailler 
Vertrages zu überprüfen, die das Leben Europas stören. Ich unterstütze diese An- 
regung warm, wenn aus keinem andern so aus dem Grund, daß die Kluft zwischen 
uns und Hitler dadurch vergrößert wird, weil er keine Konferenz wünscht und es 
oft gesagt hart. 
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Francois-Poncet nimmt den Vorschlag wohlwollend und etwas bedenklich auf, 
Percy Loraine mit Begeisterung. Halifax günstig, allerdings mit dem Vorbehalt, den 
Plan Chamberlain zu unterbreiten. Ich bestehe auf einer raschen Antwort, da die 
Zeit drängt. Aber der Tag vergeht ohne irgendwelche Mitteilung. Erst um 20 Uhr 20 
meldet das Telegraphenamt, daß London die Telephonverbindungen mit Italien 
unterbrochen hat. 

Ich schlage vor, Percy Loraine zu rufen, dem ich etwas ausplaudere. Entsteht 
daraus ein Skandal, werde ich verbrannt, aber die Lage wird gerettet sein. Der 
Duce ist einverstanden. Percy Loraine kommt zu mir. Ich teile ihm mit, was vor- 
gefallen ist, und gebe mir dann den Anschein, es gelinge mir nicht, einen Gefühls- 
ausbruch zu unterdrücken. Ich sage: „Aber warum wollt ihr etwas tun, das nicht 
wieder gutzumachen ist? Habt ihr denn noch nicht begriffen, daß wir niemals einen 
Krieg gegen euch und gegen Frankreicı auslösen werden?‘ Percy Loraine ist ge- 
rührt. Seine Augen glänzen, er ergreift meine beiden Hände und sagt: „Seit vier- 
zehn Tagen wußte ich das, ich hatte es meiner Regierung telegraphiert. Die Maß- 
nahmen der letzten Tage haben mein Vertrauen schwankend gemacht. Aber ich 
bin glücklich, heute abend in den Palazzo Chigi gekommen zu sein“. Nochmals 
preßte er meine beiden Hände und verließ mich beglückt. 

Aus Berlin trifft die deutsche Mitteilung ein, die zusammenfaßt, was in den 
beiden letzten Tagen vorgefallen ist und auch die den Polen unterbreiteten Vor- 
schläge enthält..... Der Duce glaubt, es sei immer noch möglich, zu verhandeln, 
ich glaube es nicht. Ich betrachte die Mitteilung als die Sturmglocke des Krieges. Um 
Mitternacht teilt Magistrati mit, daß in Berlin Zeitungen kostenlos verteilt werden 
mit folgenden Schlagzeilen: ‚Polen hat abgelehnt‘.“ 

11 Uhr 
In einer Aufzeichnung des britischen Außenministers Halifax heißt es: 
(Freund, S. III 376) 


„Graf Ciano rief mich heute morgen um 11 Uhr an, daß seine Regierung ein 
Telegramm von ihrem Botschafter in Berlin erhalten habe, worin berichtet ist, 
daß die Situation sehr ernst zu werden beginne. Wenn innerhalb weniger Stunden 
die Dinge keine neue Wendung nehmen, dann sei es wahrscheinlich, daß der Krieg 
ausbreche. Signor Attolico machte zwei Vorschläge: 

1. daß die Regierung Seiner Majestät bei der polnischen Regierung darauf dränge, 
sie möchte ihren Botschafter in Berlin ermächtigen, zu unterhandeln und 

2. daß Signor Mussolini mit dem Führer telefoniere, um ihn zu bitten, sich 
zurückzuhalten. 

Signor Mussolini aber fürchtet, daß es ın der gegenwärtigen Situation nutzlos 
für ihn sein würde, neuerlich bei dem Führer zu intervenieren, wenn er nichts 
Neues bieten könne..... Signor Mussolinis Idee ist, daß es viel leichter väre, eine 
Konferenz für die friedliche Regelung der verbleibenden Fragen herbeizuführen, 
wenn man dem Führer etwas hinsichtlich Danzigs geben könnte...,.. Ich sagte, 
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daß ich die Situation begriffe, aber daß die unmittelbare Schwierigkeit wäre, den 
ersten Kontakt zwischen den Polen und den Deutschen herzustellen. Die Deutschen 
erwarteten, daß die Polen kämen und fragten, welches die deutschen Bedingungen 
wären. Die Polen würden das nicht tun, und die Regierung Seiner Majestät 
könne sie nicht drängen, dies zu tun. 

Was die Deutsche Regierung tun könnte, wäre, der Polnischen Regierung zu 
sagen, daß sie Vorschläge habe und verlange, daß der Polnische Botschafter in 
Berlin instruiert werde, vorzusprechen und diese Vorschläge zur Übermittlung an 
seine Regierung entgegenzunehmen. Das wäre das normale Verfahren ...... Ich 
sagte, daß man schwerlich vermuten könne, daß Polen der einfachen Übereignung 
Danzigs zustimmen würde, ohne zu wissen, welche Vorkehrungen für die Sicher- 
stellung seiner Interessen dort getroffen würden und welch andere Vorschläge die 
Deutschen machen würden. Die ganze Danzig-Frage müsse als Teil einer allge- 
meinen deutsch-polnischen Regelung behandelt werden.“ 


* 
11 Uhr 30 
Der italienische Botschafter suchte Staatssekretär v. Weizsäcker auf, um ihm 
dringlich zu bestellen: (ADAP VII S. 381) 


„Mussolini habe sich heute Vormittag mit London in Verbindung gesetzt, um 
dort zu sagen, er könne in der Sache des Friedens im Augenblick nichts weiter 
tun, wenn nicht eine neue Tatsache geschaffen würde. Eine solche Tatsache würde 
sein die sofortige Abtretung von Danzig, ehe in andere Besprechungen eingetreten 
würde. Der Rest des deutsch-polnischen Problems würde dann mit größerer Ruhe 
und in direkten Verhandlungen zwischen Berlin und Warschau in Ordnung ge- 
bracht werden können. 


Mussolini hat Attolico hierüber informiert und ihn ersucht, hiervon dem 
Herrn Reichsaußenminister und auch dem Führer Meldung zu machen mit dem 
Hinzufügen, daß natürlich auch zu seinem Vorschlag noch ein gewisser zeitlicher 
Verhandlungsspielraum notwendig sei. 

Umgekehrt hat London in Rom wissen lassen, der einzige schwierige Punkt sei 
eigentlich nunmehr eine Verfahrensfrage, nämlich, ob die Deutsche Regierung 
Lipski rufe oder ob Lipski von selbst komme, um unsere Vorschläge entgegen- 
zunehmen. Man möge doch auf eine irgendwie geeignete Weise über diese letzte 
Klippe versuchen hinwegzukommen.“ 


* 
In seinem Bericht über diesen Schritt führt Attolico u. a. aus: „Was die Mög- 


lichkeit auch nur indirekter Mitteilungen Deutschlands an Polen anbelangt, so 
scheinen sie mir völlig ausgeschlossen zu sein. Warschau verschanzt sich im Augen- 
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blick hinter Fragen der Prozedur und legt eine Haltung an den Tag, die dem 
Ernst der Stunde nicht angemessen ist und auch nicht dem gegenüber England 
gemachten Versprechen, zu direkten Verhandlungen bereit zu sein. Das müßte 
sogar England begreifen.“ (Freund III. S. 378) 


* 


12 Uhr 05 

Botschafter Loraine telegrafiert aus Rom an Lord Halifax: „Ich sah heute 
morgen Graf Ciano, sofort nachdem er Eure Lordschaft angerufen hatte. Seine 
Information vom italienischen Botschafter in Berlin, übersandt heute um 9 Uhr 
vormittags, ist, daß nun der Krieg eine Angelegenheit von ein paar Stunden sei, 
falls nicht ein frisches Faktum eintrete. Mussolini denkt, das einzige, was ihn 
befähigen wird, eine weitere Anstrengung in Berlin mit Wirkung zu machen, 
sei, daß Polen sofort in die Hände seiner Majestät Regierung seine prinzipielle 
Annahme der Rückkehr der Stadt Danzig in das Reich lege, substantiell, wenn 
nicht genau in dieser Form. 

Ich drängte Ciano zu sagen, daß, wenn diese verschafft würde, was ich nicht im 
voraus beurteilte, Mussolini einen endgültigen Standpunkt gegen Hitlers An- 
sprüche auf polnischem Gebiet, d. h. den Korridor, einnehmen würde. Ich erlangte 
keine endgültige Versicherung, aber Ciano sagte doch, daß, wenn Mussolini Hitler 
darlegte, daß er Danzig für ihn erlangt hätte, er all seinen Einfluß gebrauchen 
könnte und wollte, Hitler abzuhalten vom Kriegführen und ihn zu drängen, alle 
anderen Fragen auf dem Wege der Verhandlung zu lösen. 

Ich schätze völlig den Ernst der Entscheidung, welche Mussolinis Vorschlag für 
SMR in sich schließt. Davon kann abhängen nicht nur das Ergebnis Frieden oder 
Krieg, sondern auch, wenn Hitler trotzdem den Krieg wählt oder seine Ansprüche 
auf polnisches Gebiet aufrecht erhält, nachdem er seinen Punkt um Danzig ge- 
wonnen hat, die Haltung und Sympathien Italiens in den darauffolgenden Feind- 
seligkeiten. 

Unter diesen Umständen schlage ich ergebenst vor, daß der polnischen Regierung 
geraten würde, die Frage der substantiellen Rückkehr von Danzig zum Reich in 
die Hände von SMR zu legen..... y (DBFP VII Nr. 584) 


12 Uhr 35 
Der französische Botschafter Francois-Poncet in Rom telefoniert Herrn Bonner: 
(FGB Nr. 306) 
„Graf Ciano machte mir um 12.35 Uhr folgende mündliche Mitteilung: Mussolini 
macht sich erbötig, Deutschland, falls Frankreich und England hiermit einverstan- 
den sind, zu einer Konferenz auf den 5. September einzuladen, bei welcher 
Gelegenheit die Bestimmungen des Versailler Vertrages, die die Ursache der augen- 
blicklich herrschenden Unruhe sind, geprüft werden sollen. Deutschland würde 
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erst eingeladen werden, nachdem Frankreich und Großbritannien ihre Zustimmung 
erteilt hätten. Graf Ciano hat dem englischen Botschafter eine gleichlautende Mit- 
teilung gemacht. Er ersucht um beschleunigte Antwort, da er befürchtet, daß in der 
Zwischenzeit die Feindseligkeiten beginnen könnten.“ 


* 
12 Uhr 50 

Ciano rief Lord Halifax erneut an: (Freund, II, S. 379) 

RE um mir zu sagen, daß er einen neuen Vorschlag Signor Mussolinis habe. 
Er möchte es klarstellen, daß dieser Vorschlag von Mussolini persönlich gemacht 
würde und daß bisher die deutsche Regierung noch nicht informiert worden sei. 

Der Vorschlag ist wie folgt: 

Eine Konferenz sollte zum 5. September zusammenberufen werden, um die 
Klauseln des Vertrages von Versailles zu revidieren, die eine Ursache der gegen- 
wärtigen ernsten Verwicklungen im Leben Europas sind. 

Graf Ciano sagte, daß er diesen Vorschlag der französischen Regierung durch 
den französischen Botschafter in Rom gemacht habe. Wenn Großbritannien 
und Frankreich die Idee annehmen würden, dann würde der Duce Herrn Hitler 
einladen, gleichfalls zuzustimmen. Aber zuvor möchte er wissen, ob Großbritannien 
und Frankreich die Idee einer Konferenz annähmen. 

Graf Ciano bat um eine sehr rasche Antwort, da die Situation von Stunde zu 
Stunde ernster würde und ein Zusammenstoß zwischen Deutschland und Polen 
jede Minute geschehen könne..... 

Der Premierminister sagte, daß seine erste Reaktion wäre, daß cs unmöglich 
sei, einer Konferenz unter der Drohung mobilisierter Armeen zuzustimmen, und 
daß er das Gefühl habe, daß eine Vorbedingung in jedem Falle ein gewisses Maß 
der Demobilisierung sein müßte. Es gäbe natürlich auch noch andere Fragen, da 
Signor Mussolini nichts getan habe, aufzuklären, so z. B. die Frage, welche Staaten 
aufgefordert werden sollten, teilzunehmen.“ 


* 
13 Uhr 30 

Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax: „Ich war zugegen, als Ihnen 
Graf Ciano Mussolini endgültigen Vorschlag telefonierte..... 

3. Mussolinis Berechnung ist offensichtlich, daß, wenn er Hitler den Rat sofort 
geben und ihn informieren kann, daß England und Frankreich ihn schon im 
Prinzip angenommen haben, Hitler ihn kaum ablehnen kann, oder wenn er das 
tut, die Katze verbellt werden wird. 

4. Ciano sagte, er hoffe, ich würde Sie ermutigen können, diesen Vorschlag 
anzunehmen. Ich fühle mich ehrlich imstande dies zu tun, denn die vorgeschlagene 
Methode ist von der Art, die SMR immer selbst befürwortet har. 
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5. Ciano sagte, daß natürlich Polen eingeladen würde, Rußland ebenso, und 
erwähnte auch Spanien.“ (DBFP VII Nr. 595) 


* 


13 Uhr 05 

Der französische Botschafter Corbin ın London ruft Bonnet an: (Bonner, $. 285) 

„Der Premierminister hat mich rufen lassen. Er hat von Mussolini das Angebot 
einer Konferenz erhalten. Er meint, es könne sich um eine Falle handeln. Er ist 
der Ansicht, man solle nicht brüsk ablehnen, indessen solle man Vorbedingungen 
stellen, nämlich die einer notwendigen und vorhergehenden Demobilisierung der 
Armeen in allen Ländern. Es ist im übrigen wahrscheinlich, daß Hitler sich dieser 
Forderung nicht fügen wird. Neville Chamberlain drängt darauf, daß die Fran- 
zösische Regierung schnellstens ihre Meinung äußert. Er wünscht, daß die Ant- 
worten der Franzosen und Briten aufeinander abgestimmt und zu gleicher Zeit 
nach Rom gesandt werden können.“ Ich sagte zu Corbin: „Der Französische 
Ministerrat wird hierüber zu beratschlagen haben. Ich werde Ihnen sofort seine 
Entscheidung mitteilen.“ Ich stellte einen offiziellen Empfang zurück und begab 
mich zu Daladier, den ich in seinem bescheidenen Speisezimmer antraf, wo er 
gerade sein Frühstück beendete. Ich schilderte ihm den dramatischen Morgen, den 
wir hinter uns hatten. Es sei von nun ab sicher, daß der Krieg in ganz kurzer 
Zeit ausbrechen werde, wenn man nicht zu einer Regelung der Danziger und der 
Korridor-Frage komme. Ich sei der Meinung, wir sollten den italienischen Vor- 
schlag annehmen, allerdings unter einer doppelten Bedingung: Polen müsse ein- 
geladen werden und die Konferenz solle nicht allein den deutsch-polnischen Kon- 
flikt in Ordnung bringen, sondern sämtliche europäischen Probleme. 

Daladier beschloß unsere lange Unterhaltung: „Ich werde den Ministerrat für 
18 Uhr einberufen. Sie haben recht! Wir können diesen Vorschlag nicht ablehnen.“ 


%* 


15 Uhr 30 

Botschafter Sir Phipps in Paris telegrafiert an Lord Halifax: „Herr Daladier 
hat mir gerade gesagt, daß er den französischen Botschafter angewiesen habe, den 
Premierminister zu informieren, daß er Herrn Mussolinis Einladung zu einem 
zweiten ‚München‘ in Italien am 5. September nicht annehmen wird. 

2. Herr Daladier bemerkte mir gegenüber, daß er lieber zurücktreten als diese 
Einladung annehmen wollte. 

3. Ich bemerkte, daß der Wortlaut der Antwort an Herrn Mussolini sorg- 
fältig überlegt werden müßte, womit Herr Daladier einverstanden war.“ 

(DBFP VII Nr. 604) 
* 


16 Uhr 
Lord Halifax legt in einem Protokoll nieder: „Nach Konsultation mit dem 
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Premierminister läutere ich heute Graf Ciano an, um ihm die Antwort auf seine 
Anfrage zu geben, die er heute morgen gemacht hatte. Ich sagte, daß ich die Sache 
mit dem Premierminister besprochen hätte, welcher meinte, daß es bei dem 
besten Wunsche, mit Herrn Mussolini zusammenzuarbeiten, unmöglich sein würde, 
Polen aufzufordern, seine Rechte in Danzig aufzugeben vor Verhandlungen. 


Danzig schiene uns der vitale Punkt: geradezu das Herz des Streites zu sein, 
und wir könnten die Polen nicht auffordern, den Hauptpunkt im voraus weg- 
zugeben. Ich erlaubte mir hinzuzufügen, daß es mir schiene, daß es teilweise Hitlers 
Methoden wären, die es unmöglich machten, ein solches Verfahren zu empfehlen. 

Die Danziger Frage müßte ausgehandelt werden als Teil einer allgemeinen 
Diskussion. Es sei uns schon gelungen, eine Versicherung von der polnischen Regie- 
rung zu erhalten, daß sie direkten Diskussionen zustimmen würde. 

Ich wiederholte, daß ich die Schwierigkeit der deutschen Regierung nicht ein- 
sehen könnte, den polnischen Botschafter einzuladen, zum deutschen Auswärtigen 
Amt zu kommen, um die deutschen Vorschläge zu empfangen, wenn es in der 
Tat welche hätte. Das schiene mir eine reine Verfahrensfrage zu sein, über die 
man hinwegkommen sollte, und es würde dann möglich sein, Diskussionen in 
Gang zu bringen. 

Graf Ciano sagte, daß er schon Herrn Attolico angerufen habe, sein Bestes in 
dieser Richtung zu tun: Er sei zur Wilhelmstraße gegangen, um diese Instruktion 
auszuführen, aber Graf Ciano habe noch nicht das Ergebnis gehört.“ 

(DBFP VII Nr. 627) 


* 


Der polnische Botschafter Lukasiewicz in Paris belagert, seit er den Konferenz- 
vorschlag kennt, den Quai d‘Orsay und den Ministerpräsidenten, um gegen jeden 
Konferenzvorschlag und jede Vermittlung zu opponieren und in die französische 
Regierung zu dringen, nicht von einer absoluten Festigkeit abzuweichen. 


(Suarez, $. 225) 


* 


17 Uhr 

Botschafter Attolico sprach den Reichsaußenminister und „überbrachte ihm 
den dringenden Wunsch des Duce, daß der Führer doch den polnischen Botschafter 
Lipski empfangen möge, um auf diese Weise wenigstens den Mindestkontakt 
herzustellen, der zur Vermeidung eines endgültigen Bruches notwendig wäre. Der 
Reichsaußenminister informierte Attolico kurz über die Lage, insbesondere über 
das vergebliche Warten des Führers auf den polnischen Unterhändler und sagte 
sodann die Weiterleitung des Wunsches des Duce an den Führer zu.“ 


(ADAP VILS. 385) 
* 
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18 Uhr 

Der französische Ministerrat tagt, um die französische Stellungnahme zu 
Mussolinis Konferenz-Vorschlag zu beraten. Über diesen Ministerrat gibt der 
französische Minister für öffentliche Arbeiten, Anatole de Monzie in seinem Tage- 
buch einen ausführlichen Bericht. Ich habe diesen absichtlich nicht gekürzt, weil 
aus ıhm klar hervorgeht, daß nicht zutreffend ist, was Bonnet in „Vor der Kata- 
strophe“ (S. 286) behauptet, daß er nämlich mit einem fertigen Entwurf der 
Antwort in den Ministerrat gekommen sei. Ebenso ergibt sich aus de Monzie‘s 
Bericht, daß die französische Regierung nicht zu einem klaren Entschluß kam. 


(DB Nr. 142) 
Von seinem Brief an Daladier (DB Nr. 130), den dieser im Ministerrat vorlas, 
schreibt Coulondre: (Coulondre, $. 448) 


Immerhin bestärkte der aus dem Brief gewonnene Eindruck den Minister- 
rat in seiner soeben gefaßten Entschließung.“ 


* 


19 Uhr 

Adolf Hitler empfängt Botschafter Atrolico, überreicht ihm die deutschen Vor- 
schläge und bemerkt, „daß durch die Haltung der Polnischen Regierung die 
Vorschläge nunmehr hinfällig seien. Der Vermittlungsversuch Englands müsse 
also als gescheitert angesehen werden. 

Botschafter Attolico erinnerte daran, daß der Führer anläßlich eines vor einigen 
Tagen erfolgten Vermittlungsangebots Mussolinis geäußert hätte, daß England 
gerade einen Vorschlag gemacht habe und man erst dessen Auswirkung abwarten 
wolle. Nachdem der Führer nun selbst erklärt habe, der englische Vorschlag müsse 
als gescheitert betrachtet werden, erhebe sich die Frage, ob nicht der Duce nun 
seinerseits eine Vermittlung übernehmen könne. Er fragte daher den Führer, ob 
es ihm recht wäre, wenn der Duce nunmehr vermittle. 


Der Führer erwiderte, man müsse jetzt zunächst den Lauf der Dinge abwarten. 
Er habe keine Lust, sich von den Polen immer wieder neue Ohrfeigen geben zu 
lassen, und wolle den Duce durch Annahme seiner Vermittlung nicht in eine 
unangenehme Lage bringen. Er sei überzeugt, daß bei der Geistesverfassung der 
Polen diese auch dem Duce nicht folgen würden. 

Auf die Frage Attolicos, ob damit dann wohl alles zu Ende sei, erwiderte der 
Führer bejahend.“ (ADAP VII S. 387) 

Ergänzend hierzu sagt Artolico in seinem eigenen Bericht: (Freund, III, S. 391) 
Zwei Tage habe er (Hitler) nun gewartet, daß gemäß dem englischen 
Versprechen ein polnischer Unterhändler sich einfinde. Um dem italienischen 
Wunsch zu entsprechen, sei er bereit gewesen, Lipski durch Ribbentrop empfangen 
zu lassen. Aber Lipski habe sich nicht nur ohne die notwendigen Vollmachten ein- 


gefunden, sondern habe auch nicht einmal den Text der Vorschläge verlangt, die 
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gestern Abend von Ribbentrop Henderson mitgeteilt wurden, sondern beschränkte 
sich darauf zu sagen, daß Warschau die Situation „prüfe“. 


%* 
20 Uhr 

Botschafter Phipps in Paris telegrafiert an Lord Halifax: „Ich sah Herrn Bonner 
heute abend nach dem Ministerrat und fand, daß die französische Regierung nun 
ganz begriff, daß es nicht möglich sein würde, den italienischen Vorschlag kurzer- 
hand abzulehnen. 

Die französischen Minister werden Ihnen zur Billigung SMR einen vorgeschla- 
genen Antwort-Entwurf an Italien am Morgen des 1. September übersenden, 
wahrscheinlich die Idee der Konferenz annehmend, aber sie erweiternd, um Polen 
und andere kleine Länder einzuschließen und mit ausgedehntem Wirkungsbereich. 
Die französische Regierung begünstigt nicht das Verlangen nach Demobilisierung, 
da sie meint, daß Remobilisierung leichter ist für totalitäre Staaten als für Demo- 
kratien.“ (DBFP VII Nr. 634 vom 1. September) 


* 


Der Entwurf der französischen Antwort an Italien lautet (Freund, III, S. 393) 

„Die Französische Regierung ist bereit, sich jeder Initiative anzuschließen, die 
zum Ziele habe, die freundschaftliche Regelung des Konfliktes zwischen Polen und 
Deutschland zu ermöglichen. 

Die Französische Regierung würdigt daher die Anstrengung, die von der Italieni- 
schen Regierung mit demselben Ziele gemacht wird und dankt ihr für ihre Mit- 
teilung über einen Plan einer Konferenz, dem sie eine günstige Antwort erteilt. 

Sie muß jedoch bemerken, daß nach ihrer Ansicht über die Interessen einer 
Macht in deren Abwesenheit nicht entschieden werden darf. 

Die Französische Regierung ist der Ansicht, daß eine solche Konferenz sich nicht 
darauf beschränken soll, partielle und provisorische Lösungen für begrenzte und 
unmittelbare Probleme zu suchen. Sie sollte vielmehr, indem sie die Gesamtheit 
der Probleme von allgemeinem Charakter aufwirft, wie sie am Anfang jedes 
Konfliktes stehen, zu einer allgemeinen Befriedigung gelangen, die erlaubt, den 
Frieden der Welt auf soliden Grundlagen wieder herzustellen und zu organisieren.“ 


* 


21 Uhr 15 

Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax: „Die Entscheidung der 
italienischen Regierung ist gefallen. Italien wird weder gegen England noch gegen 
Frankreich kämpfen. Aber wenn entweder England oder Frankreich feindliche 
Aktionen gegen Italien unternimmt, wird es sich mit seiner ganzen Kraft ver- 
teidigen. 
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2. Diese Mitteilung wurde mir von Graf Ciano um 21.15 Uhr unter dem Siegel 
der Verschwiegenheit gemacht und er fügte auf das tiefste bewegt hinzu: ‚Was 
Berlin auch immer sagen wird, wir wollen nicht gegen England und Frankreich 
kämpfen. Ich unternehme es aus eigener persönlicher Verantwortlichkeit, Ihnen 
dies zu sagen.‘ 

3. Der unmittelbare Anlaß zu dieser Mitteilung war der Empfang einer Notiz 
von Graf Ciano vom italienischen Telefondienst, daß alle Telefonverbindungen, 
sowohl private als offizielle, zwischen England und Italien von britischen Behörden 
um 20 Uhr eingestellt worden wären. 

4. Graf Ciano war höchst aufgebracht darüber, er sagte, es sähe ganz so aus, 
als sei es der Vorläufer eines Zustandes der Feindseligkeiten zwischen England und 
Italien. Wäre es möglich, daß nach diesen Tagen enger Zusammenarbeit zur Wah- 
rung des Friedens SMR verfehlt haben könnte, Italiens wahre Gefühle und Haltung 
zu verstehen? 

5. Ich sagte, ich hätte den Schluß gezogen, daß Italien nicht kämpfen wollte 
und Sie so schon wenigstens vierzehn Tage vorher informiert. Ich könnte ebenso- 
wenig wie er die Abschneidung der Telefonverbindung verstehen. Ich würde un- 
verzüglich Schritte in der Angelegenheit unternehmen. 

6. Ich halte es für absolut notwendig, daß als erster Beweis für Ihr Verständnis 
der italienischen Lage wenigstens die offiziellen Telefonverbindungen sofort wieder 
hergestellt werden. Ich bitte Sie, notwendige Befehle geben zu lassen, mit aller 
mir zur Verfügung stehenden Eindringlichkeit, und mich telefonisch zu informieren, 


wenn dies geschehen ist. 
7. Fortsetzung unserer Konsultationen mit Italien werden nun eine Sache von 


verdoppelter Wichtigkeit. 
8. Bitte informieren Sie Berlin und Warschau insgeheim über die italienische 


Entscheidung.“ (DBFP VII Nr. 621) 
Mit diesem Verrat hat Italien seinen eigenen Vermittlungsversuch torpediert. 
* 

23 Uhr 


„Ich (Bonnet) wartete mit einiger Ungeduld auf die Nachrichten aus London. 
um zu erfahren, ob ich die Zustimmung der Britischen Regierung erhalten werde, 
damit unsere Antwort sofort nach Rom abgehen könne. Endlich um 23 Uhr rief 
Corbin an.“ 

Er hatte sich zum Foreign Office, das er über den Entwurf der französischen 
Antwort unterrichtet hatte, begeben. Er hatte die Dringlichkeit der Angelegenheit 
betont. Die britische Regierung aber war entschlossen, ihre Antwort an Rom erst 
im Laufe des nächsten Morgens abgehen zu lassen. Sie wollte uns die Einzelheiten 
bekanntgeben, um sich mit uns zu verständigen. Corbin setzte hinzu, daß der 
Staatssekretär des Auswärtigen das Foreign Office schon verlassen habe und jeder 
Nachdruck von unserer Seite zwecklos sei. (Bonner, $. 288) 
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4. Die Vorgänge betreffend die USA und die Sowjetunion 


Molotow nahm in einer längeren Rede vor dem Obersten Sowjet zu den Ver- 
handlungen der Westmächte mit der Sowjetunion und zur Geschichte des deutsch- 
russischen Nichtangriffspaktes Stellung. (Auszüge s. DB Nr. 144) 


* 


Der Reichsaußenminister weist die deutsche Botschaft in Washington an, bei der 
Amerikanischen Regierung zum Ausdruck zu bringen, daß die Botschaften Roose- 
velts vom 24. und 25. August von Hitler durchaus gewürdigt worden seien. 
Dieser habe seinerseits nichts unversucht gelassen, die deutsch-polnische Frage auf 
gütlichem Wege zu regeln und habe insbesondere noch in letzter Stunde das Ver- 
mittlungsangebot der Britischen Regierung angenommen. All diese Versuche seien 
jedoch infolge der Haltung der Polnischen Regierung ergebnislos geblieben. 

(ADAP VII S. 393) 


* 


Der Sonderberater des Präsidenten Roosevelt, Harry Hopkins, schrieb in einem 
Brief an diesen: 

„Es tat mir so wohl, gestern abend mit Ihnen zu sprechen. Sie sprachen so zu- 
versichtlich und ermutigend, obgleich die Welt um uns ins Taumeln geraten zu 
sein scheint. Ihr Brief an Hitler war, meine ich, großartig, und ich glaube be- 
stimmt, daß er auf die gegenwärtigen Verzögerungen Einfluß gehabt hat. Was 
ich mehr als andere befürchte, das ist die Gefahr eines zweiten Münchens, das für 
die Demokratien, wie ich glaube, verhängnisvoll werden dürfte.“ (Sherwood, $. 81) 


5. Geschehnisse an unbekannten Tagen des August 1939 


Frühestens am 1. 8. 1939 kann der polnische Unterleutnant Josef Przybyk die 
Feldpostkarte erhalten haben, die ihm am 31. 7. 1939 von Hohensalza aus über die 
Feldpostnummer 74 zugeschickt wurde. 
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Dr. Adolf Halfeld schrieb dazu am 18. 4. 1953 in der Hannoverschen Allgemeinen: 

STERNE: Auf der Vorderseite sehen wir die Karte Polens in dem Umfang, den es 
1939 hatte, aber westlich bis zur Linie Stettin, Berlin und Dresden und südwestlich 
um die ganze Tschechoslowakei erweitert. Unterschrift in polnisch, englisch und 
französisch: ‚Die historischen Westgrenzen Polens‘. Auf dem Kopf der Vorderseite 
findet sich so unzweideutig wie beziehungsreich ein Spruch des Dichters Adam 
Mickiewicz: ‚Jeder von Euch birgt in der Seele einen Kern von künftigen Rechten 
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und ein Maß von künftigen Grenzen‘. Auf dem Rücken ist als Adressat vermerkt: 
‚Verbindungskompanie Feldpostnummer 74 Unterleutnant Josef Przybyk‘. 

Man kann nicht sagen, daß es sich um die Verirrung eines rabiaten Chauvinisten 
handelt, denn die Karte wurde, wie sie selbst verrät, von der Vereinigung der 
Volksbibliotheken, einem öffentlichen Institut, verlegt. Die offiziöse Werbung 
Polens bei den polnischen Soldaten war demnach in jenen Wochen, als die Welt 
um Krieg und Frieden bangte, auf die Schaffung eines polnischen Imperiums 
gerichtet, das nach Westen bis zum Stadtrand von Berlin und südlich bis zum 
Mittellauf der Donau reichte. Auf den Einwand, das Verhältnis zwischen Polen 
und dem Reich sei damals sehr gespannt gewesen, möchte der Verfasser dieser 
Zeilen aus persönlicher Erinnerung erwidern — der Erinnerung an einen Abend 
in der Wohnung des Herrn Lipski, der die Weichselrepublik in Deutschland 
diplomatisch zu vertreten hatte. Es war 1937, in der Blütezeit der deutsch-pol- 
nischen, unter Hitler und Pilsudski eingeleiteten Versöhnung. Nur ein Dutzend 
polnischer und deutscher Gäste war eingeladen, die in kleinen Gruppen mit den 
Herren der Gesandschaft Platz genommen hatten. Jener Tisch, an dem ich selber 
saß, enthielt auf seiner Platte eine Karte Polens, mit den Grenzen an die Oder 
und die Donau vorgeschoben. Unser Taktgefühl gebot uns, von der peinlichen 
Entdeckung keinerlei Notiz zu nehmen. Immerhin erschien uns eine Freundschaft, 
die den deutschen Gästen diesen Zukunftsraum vom Großreich Polen präsentierte, 
reichlich problematisch. 

So bezeugt die Ansichtskarte, die hier abgebildet ist, das ewig Unbefriedigte und 
maßlos Übersteigerte am polnischen Gedanken. Allerdings ist es der Datumsstempel, 
der ihr ein historisches Gewicht verleiht. Man denke: „Inowroclaw (Hohensalza) 
31. VII. 39“ — auf den Tag genau vier Wochen vor der Schicksalsnacht des Beer 


* 


Wie naiv die Polen ihr Verhältnis zu den Russen beurteilten, beweist folgende 
Schilderung, die Frau Christine Hotschkiss in ihrem in Amerika herausgekom- 
menen Buche „Home to Poland“ gibt. Sie ist die Tochter des bekannten polnischen 
Rittergutsbesitzers und Politikers von Oppeln-Bronikowski, der auf seinem Gut 
in der Nähe von Kalisch ein Gestüt unterhielt: 

(Home to Poland, S. 158, wiedergegeben in „Das Beste“ aus Readers Digest vom 
August 1958) 


„Die Leute aus dem Dorf kamen, sich Rat zu holen. Das bedeutete für ihn 
eine schwere Verantwortung, denn mein Vater teilte den allgemeinen herrschen- 
den Optimismus keineswegs. Er war eben aus dem Ausland zurückgekommen und 
wußte, daß weder England noch Frankreich Polen helfen konnten. Er wußte auch, 
daß die Hunderte von Kilometern lange polnische Grenze dem Angriff offenstand 
und daß das herrliche Herbstwetter für Hitlers Panzer direkt ideal wäre. Aber 
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selbst Vater konnte den ganzen Umfang des Unheils nicht voraussehen. Es hatte 
viele Anzeichen gegeben, daß ein Krieg nahe bevorstand. Erst wenige Wochen 
zuvor waren polnische Offiziere bei Vater gewesen und hatten ihn aufgefordert, 
die Pferde seines Gestütes — ein wichtiges Reservoir für Remonten — an die Ost- 
grenze zu bringen, wo sie von den Deutschen sicher sein würden. Das geschah auch, 
und die Russen nahmen später, als sie in Polen einmarschierten, die Pferde in Besitz.“ 


* 


Prof. Dr. Friedrich Grimm berichtet, daß der Sohn seines französischen Kol- 
legen Marcel Ribaditre, der auch mit den Herren der französischen Botschaft 
verkehrte, eines Morgens triumphierend zu ihm gesagt habe: „So, nun haben 
wir Euch soweit! Die englische Politik hat Hitler in eine Lage manövriert, daß 
er, wenn er sein Ziel mit Polen erreichen will, zu einem Gewaltstreich gezwungen 
sein wird. Es gibt für ihn kein zurück mehr, sondern nur noch eine Alternative: 
einen ungeheuren Prestigeverlust, den er sich nicht leisten kann, oder den Krieg!“ 

(Friedrich Grimm, $. 187) 


* 


Der polnische Botschafter in London, Graf Raczynski, schildert die vielfachen 
Bemühungen, die englische Politiker Ende August unternahmen, um Polen bei 
der Stange zu halten: 

„Churchill telefonierte täglich, und gleichermaßen tat es Lord Lloyd an diesem 
Abend (30. 8. 39). Mister Harcourt Johnstone, der die liberale Partei repräsen- 
tierte, kam, mich zu sehen. Alle Leute drückten ihre Sorge darüber aus, daß die 
Polen schwach werden und der Gewalt nachgeben könnten. Ich drängte sie meiner- 
seits, ihre seltsamen und manchmal nicht richtig einzuschätzenden Landsleute auf 
die richtige Linie zu bringen ..... 

Neben Dalton und Harcourt Johnstone erhielt ich tägliche Telefonanrufe von 
Churchill, Bracken, Sandys und anderen, in denen die gleichen Befürchtungen wie- 
derkehrten: Würde der Premierminister sein Wort uns gegenüber halten und 
würden wir unsererseits als der Eckstein der britischen „Friedensfront“ auf dem 
Kontinent festbleiben? 

Diese Haltung wurde durch — teils signierte teils anonyme — Briefe ergänzt, 
die Tag für Tag hereinströmten. In den früheren Stadien der Krise gaben sie 
uns den Rat, Danzig flachzubomben, oder den Nazi-Parteitag in Tannenberg aus- 
zunutzen, um Hitler und seine Freunde mit einer wohlgezielten Bombe zu ver- 
nichten.“ (E. Raczynski, In Allied London, S. 20 ff. Zitiert nach Walendy, S. 265) 


Der Überfall auf den Sender Gleiwitz 


Im Deutschen Weißbuc ist folgende Meldung des Polizeipräsidenten von Glei- 
witz aufgeführt: 
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„Gegen 20 Uhr wurde der Sender Gleiwitz durch einen Trupp polnischer Auf- 
ständischer überfallen und vorübergehend besetzt. Die Aufständischen wurden 
durch deutsche Grenzpolizeibeamte vertrieben. Bei der Abwehr wurde ein Auf- 
ständischer tödlich verletzt.“ (DWB II Nr. 470) 


Das war eine Meldung, wie sie zu jener Zeit täglich von den Behörden der 
östlichen Grenzgebiete erstattet wurden. Die deutsche Presse befaßte sich am 
1. 9. etwas ausführlicher mit dem Fall, jedoch schlief die Berichterstattung darüber 
schon wenige Tage darauf ein. 


Hitler selbst erwähnt diesen Vorfall mit keiner Silbe, als er in seiner Rede vom 
1. September das deutsche Vorgehen gegen Polen begründete. 


(Es ist interessant festzustellen, wer behauptete, daß sich Hitler am 1. 9. auf 
den Überfall berufen habe: Erich Kordt in „Wahn und Wirklichkeit“, Hans 
Fritzsche in „Es sprach..... “. Werner Beumelburg in „Jahre ohne Gnade“, Hans 
Frank in „Im Angesicht des Galgens“, Herfeldt in „Schwarze Kapelle“, Walter 
Schellenberg in „Memoiren“.) 


Danach kann also keineswegs die im Nürnberger Prozeß erstmals aufgestellte 
und später von den Hofhistorikern bereitwillig übernommene Behauptung stim- 
men, dieser Überfall sei von deutscher Seite inszeniert und von den Zeugen Nau- 
jocks zusammen mit 5 — 6 Komplizen aus den Reihen der SS ausgeführt worden, 
um den Deutschen einen propagandistischen Anlaß zum Angriff gegen Polen zu 
geben. 

Diese These blieb im wesentlichen unbestritten, bis sich in der Zeitschrift „Nation 
Europa“ (Mai und November 1961) zwei Aufsätze in ablehnender Weise mit ihr 
befaßten. Deren Verfasser konnten zwar den eigentlichen „Vorfall“ auch nicht 
klären, jedoch zahlreiche beachtliche Argumente vortragen, daß es sich um keine 
Angelegenheit handeln kann, die im amtlichen Auftrag inszeniert wurde, um 
einen angeblichen propagandistischen Anlaß für den Krieg gegen Polen zu schaffen. 
(Siehe auch NE 5/-64) 

Ebensowenig geklärt hat ihn der Assistent für Geschichte, Jürgen Runzheimer 
in seiner Arbeit „Der Überfall auf den Gleiwitzer Sender“, der im Vierteljahresheft 
für Zeitgeschichte 4/62 veröffentlicht wurde. Er kommt natürlich zu dem — in 
dieser Zeitschrift gar nicht nicht anders möglichen — Schluß, daß Naujocks und seine 
Komplizen den von Hitler den Generalen angekündigten „propagandistischen Anlaß“ 
zum Kriege geliefert habe. Dies wagt er zu behaupten, obwohl seine Arbeit zahl- 
reiche Mängel und Fehler aufweist und er eingangs selbst erklärt: „Dabei ist der 
Tatbestand noch nicht geklärt, und schon ein flüchtiges Studium der bisherigen 
Quellen zeigt, daß diese nicht annähernd ausreichen, um den Vorgang schlüssig zu 
rekonstruieren.“ 

Ob Hoggan‘s Darstellung (S. 761), der Überfall sei von polnischem Personal der 
polnischen Bank Ludowy in Gleiwitz durchgeführt worden, zutrifft, konnte nicht 
nachgeprüft werden. 
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Für den durchaus möglichen Fall, daß auch diese Affäre ihren „Tobias“ finder, 
möchte ich ihm folgende Hinweise geben: 

Als Naujocks am 20. 11. 45 seine Aussage machte, „vergaß“ er natürlich zu 
berichten, was am 25. August in Gleiwitz geschah, als der „erste“ Angriffsbefehl 
erteilt und zurückgezogen wurde. Das fiel dem Wissenschaftler Runzheimer auf 
und es mußte daher für diesen Umstand eine plausible Erklärung gefunden 
werden...... 

„Wie sich Naujocs zu erinnern glaubt“ — so schreibt Runzheimer ($. 425 An- 
merkung 77) —, „ordnete Heydrich einen Bereitschaftsalarm an, auf Grund dessen 
Naujocks das Hotel nicht verlassen durfte und seine Leute beisammen halten mußte. 
Eine frühzeitige Durchgabe des Stichwortes ist ‚augenscheinlich‘ deswegen und 
wegen der starken Sicherung des Senders nicht erfolgt.“ 

Nun ist diese Erklärung selbst für den Fall, daß der erste Angriffsbefehl gegeben 
worden wäre, unlogisch und angesichts der Tatsache, daß am 25. August gar kein 
Angriffsbefehl gegeben wurde, direkt unglaubhaft. 

Da es auch als auffallend bezeichnet werden muß, daß die Polen 1939 weder in 
der Presse noch im Polnischen Weißbuch auf den Vorfall eingingen, halte ich die 
Vermutung nicht für unmöglich, daß die Aufmachung der Angelegenheit im 
Jahre 1946 als deutsches Verbrechen auf die gleiche Quelle zurückzuführen ist, die 
verantwortlich war für die zahlreichen fabrizierten Schriftstücke über angebliche 
Greueltaten deutscher Truppen in Polen. (DB Nr. 145) 


Das Mitternachtsgespräch vom 30./31. August 1939 


Um die Frage, ob Reichsaußenminister v. Ribbentrop recht handelte oder nicht, 
als er in der mitternächtlichen Unterredung vom 30. zum 31. August dem britischen 
Botschafter Henderson die deutschen 16 Punkte-Vorschläge nur vorlas und nicht 
aushändigte, ist seit dieser Unterredung ein erbitterter Meinungsstreit entstanden, 
bei dem natürlich mit unwahren Behauptungen nicht gespart wurde. 

In ihrer Note vom 29. August an die britische Regierung hatte die deutsche Re- 
gierung am Schluß erklärt: 

„Die deutsche Reichsregierung ist unter diesen Umständen daher damit einver- 
standen, die vorgeschlagene Vermittlung der königlich britischen Regierung zur Ent- 
sendung eines mit allen Vollmachten versehenen polnischen Persönlichkeit anzuneh- 
men. Sie rechnet mit dem Eintreffen dieser Persönlichkeit für Mittwoch, den 
30. August 1939. 

Die Reichsregierung wird die Vorschläge einer für sie akzeptablen Lösung sofort 
ausarbeiten und diese, wenn möglich, bis zur Ankunft des polnischen Unterhändlers 
auch der britischen Regierung zur Verfügung stellen.“ (DB Nr. 123) 

Hiernach kann kein Zweifel bestehen, daß die deutschen Vorschläge in Anbetracht 
der angeblichen polnischen Verhandlungsbereitschaft zu allererst für den zu er- 
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wartenden polnischen Bevollmächtigten bereitgehalten werden mußten und zumin- 
dest das Eintreffen eines solchen zu einem bestimmten Termin angekündigt sein 
mußte, bevor die britische Regierung Anspruch darauf erheben konnte, daß sie 
auch — wenn möglich — ihr zur Verfügung gestellt werden. 


Im Hinblick darauf, daß Polen und Deutschland direkt miteinander verhandeln 
sollten, machten es schon die polnischen Souveränitätsansprüche, die ja von den 
Briten bewußt genährt wurden, erforderlich, daß die Briten die Vorschläge nicht zu 
früh, keinesfalls vor den Polen, erhielten. Das durfte auch deswegen nicht sein, da sonst 
die Gefahr bestand, daß die Briten entweder propagandistischen Unfug damit trieben 
oder die Vorschläge von vornherein durch irgendwelcheMachenschaften torpedierten. 


Ribbentrop sagte dazu in Nürnberg aus: (IMT X S. 311) 

„Ich möchte hier nochmals unter meinem Eid aussagen, daß der Führer mir aus- 
drücklich verboten hatte, diese Vorschläge aus der Hand zu geben. Er hatte mir 
vielmehr gesagt, ich dürfte dieselben ausschließlich der Substanz nach, wenn ich es 
für richtig hielt, dem Britischen Botschafter mitteilen. Ich habe etwas mehr getan, 
indem ich die gesamten Vorschläge, von Anfang bis zu Ende, dem Britischen Bot- 
schafter vorgelesen habe. Ich hatte dies auch deshalb getan, weil ich irgendwie doch 
noch hoffte, daß die Englische Regierung ihren Einfluß in Warschau geltend machen 
und noch zu irgendeiner Lösung beitragen wollte. Ich muß aber hier auch offen 
aussagen, daß ich aus dem Gespräch mit dem Britischen Botschafter am 30. August 
den Eindruck gewann, sowohl aus seiner ganzen Einstellung, die ja zum gewissen 
Grade auch der Gesandte Schmidt gestern geschildert hat, als auch aus der Substanz 
der Mitteilung der Britischen Regierung, daß England in diesem Augenblick nicht 
bereit war, wirklich der Situation gerecht zu werden und, sagen wir mal, das 
äußerste zu tun, um diese Situation zu einer friedlichen Lösung kommen zu lassen.“ 


Das ist der klare Sachverhalt, und alle Behauptungen, Ribbentrop habe absichtlich 
die Vorschläge nicht ausgehändigt bzw. zu rasch vorgelesen, um den Abschluß von 
Verhandlungen mit den Polen zu sabotieren, sind genauso unzutreffend wie die zu 
Gunsten Ribbentrops vorgebrachten, er habe die Vorschläge nicht aushändigen 
können, weil er nur das Entwurfsexemplar Hitlers zur Hand gehabt habe, an dem 
dieser noch einige letzte Änderungen habe vornehmen wollen. Die Vorschläge waren 
seit dem Vormittag des 30. August fertig und mußten fertig sein, wenn man sie dem 
erwarteten polnischen Unterhändler übergeben wollte. Nach Dokument Nr. 458 
Bd. VII der Akten des Auswärtigen Amtes wurden die Vorschläge im Auftrage des 
Reichsaußenministers vom Gesandten Schmidt schon um 21.15 Uhr des 30. August 
bzw. 0.40 Uhr des 31. August der deutschen Botschaft in London in zwei Teilen 
telegrafisch übermittelt, mußten also schon vor der Unterredung Hendersons mit 
Ribbentrop fertig gewesen sein. Auch die Behauptungen Hoggans sind unzutreffend 
und irreführend: „Ribbentrop war von Hitler angewiesen worden, Henderson die 
Vorschläge auszuhändigen, wenn die Briten irgendeinen Hinweis gäben, daß die 
Polen verhandeln würden, doch war dies nicht geschehen.“ (738) und „Göring 
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war über den Ausgang dieses Gespräches tief erschrocken und erhielt von Hitler 
sofort die Genehmigung, Henderson den vollen Text der Vorschläge zu übermitteln.“ 

(Hoggan $. 739) 
(739) Aus der Schilderung von Dahlerus geht genau hervor, daß Göring auf eigene 
Faust Henderson den vollen Text der Vorschläge zukommen ließ. 

Als Henderson in der Unterredung Ribbentrop „um den Text dieser Vorschläge 
bat entsprechend der Zusage in der gestrigen deutschen Antwort‘ (Hendersons 
Wortlaut), war ihm offenbar gar nicht klar gewesen, daß er kurz zuvor dieser 
Zusage die Grundlage damit entzogen hatte, daß er sagte: „Die britische Regie- 
rung sei nicht in der Lage, der polnischen Regierung zu empfehlen, auf dieses Ver- 
handlungsverfahren einzugehen (nämlich mit Polen in direkte Fühlung zu treten, 
wenn die polnische Regierung sofort einen bevollmächtigten Vertreter entsenden 
würde — d. V.). Sie schlage daher der deutschen Regierung vor, auf normalem 
diplomatischem Wege, d. h. durch Überreichung ihrer Vorschläge an den polnischen 
Botschafter die Dinge ins Rollen zu bringen, um den polnischen Botschafter in die 
Lage zu versetzen, im Einvernehmen mit seiner Regierung die Vorbereitungen für 
direkte deutsch-polnische Verhandlungen zu treffen.“ (DB Nr. 133b) 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß dem Schlußsatz der deutschen Zusage 
in der Note vom 29. August ein völlig falscher Sinn unterschoben wurde, indem 
man ihr folgenden Wortlaut gab: 

„Die Reichsregierung wird die Vorschläge einer für sie akzeptablen Lösung sofort 
ausarbeiten und diese, wenn möglich, vor der Ankunft des polnischen Unterhändlers 
der britischen Regierung zur Verfügung stellen.“ (DB Nr. 123) 

Man hatte das Wort „bis“ durch „vor“ ersetzt und das Wort — „auch“ wegfallen 
lassen. Das Dokument ist in der falschen Fassung im britischen Blaubuch (BB Nr. 78) 
enthalten, obwohl die britische Regierung das deutsche Original im Besitz hatte. 
Es konnte nicht festgestellt werden, ob dieser „Fehler“ auf Henderson zurüc- 
zuführen ist, da seine mit dem deutschen Original übersandte englische Über- 
setzung nicht in die Sammlung der englischen Dokumente übernommen wurde. 

(DBFP VII Nr. 498 und 502) 

Wie schamlos die Engländer die falsche Fassung propagandistisch gegen Deutsch- 
land auswerteten, beweist folgende Stelle in Chamberlains Rede vom 1. 9. im 
Unterhaus: 

„Am Dienstag, den 29. August, sagte die Deutsche Regierung in Beantwortung 
einer von uns übersandten Note unter anderem, daß sie unverzüglich Vorschläge 
für eine für sie selbst annehmbare Lösung ausarbeiten würde, und daß sie ‚wenn 
möglich, diese vor der Ankunft des polnischen Unterhändlers der Britischen Regie- 
rung zur Verfügung stellen werde‘. 

Eine Untersuchung des Weißbuches wird Ihnen zeigen, daß die Deutsche Regie- 
rung erklärt hatte, sie zähle auf das Eintreffen eines polnischen Bevollmächtigten in 
Berlin am 30., d. h. am folgenden Tag. Inzwischen haben wir natürlich auf diese 
Vorschläge gewartet. Am nächsten Abend als unser Botschafter bei Herrn von Rib- 
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bentrop, dem Reichsaußenminister, vorsprach, legte er diesem dringend nahe, er 
solle, wenn diese Vorschläge bereit seien (denn wir hatten nicht mehr davon ge- 
hört), den Polnischen Botschafter rufen lassen und ihm die Vorschläge zur Weiter- 
leitung an seine Regierung aushändigen.“ (BBB Nr. 105) 

Der Eifer, mit dem Chamberlain dem englischen Volk und der Weltöffentlichkeit 
diese Geschichtsfälschungen vorsetzte, wird verständlich, wenn man vernimmt, was 
Lord Halifax in seinen Memoiren freimütig bekennt: 

„In diesen letzten Wochen und Tagen (vor dem Kriegsausbruch) habe er nur 
eine Sorge gehabt: daß Hitler einen „vernünftigen“ (reasonable) Vorschlag machen 
könne, der die englische Regierung entweder Polen oder der Welt und dem eigenen 
Volk gegenüber in ein schlechtes Licht setzen könne (und womöglich zurück zur 
Münchner Politik zwinge).“ (Aus Lord Halifax: Fullness of Days, in DWZ vom 
12. 6. 1964 von Walter Homme!). 


* 


Über die entscheidenden Geschehnisse der letzten Augusttage machte der Reichs- 
außenminister folgende Aussagen: (IMT X S. 415 ff.) 

SIR DAVID MAXWELL-FYFE: Weiterhin haben Sie uns erklärt, daß Ihr 
Grund dafür, Sir Nevile am 30. kein Exemplar der Bedingungen zu überreichen, 
vor allem der war, daß Hitler Ihnen die Anweisung gegeben hatte, keines aus- 
zuhändigen. Der seinerzeit von Ihnen angeführte Grund war, daß der polnische 
Bevollmächtigte noch nicht eingetroffen sei und die Überreichung eines Exemplars 
der Bedingungen daher nichts nütze. Ist das nicht richtig? 

VON RIBBENTROP: Das ist richtig. 

SIR DAVID MAXWELL-FYFE: Diese Bedingungen nun, die von Ihnen vor- 
gelesen wurden, waren am 29. noch nicht fertig. Denn in Ihrer Mitteilung, mit 
welcher Sie einen Bevollmächtigten anfordern, erklärten Sie, daß Sie, wenn er am 
30. käme, die Bedingungen bis zu jenem Zeitpunkt fertig hätten. Ich darf daher 
wohl annehmen, daß diese Bedingungen von Hitler mit Unterstützung des Aus- 
wärtigen Amtes zwischen dem 29. und 30. aufgestellt worden sind. 

VON RIBBENTROP: Er hat sie persönlich diktiert. Ich glaube, es waren sech- 
zehn Punkte, wenn ich mich recht entsinne. 

SIR DAVID MAXWELL-FYFE: Ja, hatten Sıe wirklich erwartet, daß die Polen 
angesicht der Behandlung, die Schuschnigg, Tiso und Hacha erfahren hatten, bereit 
gewesen wären, eine Fliege in das Netz der Spinne zu schicken? 

VON RIBBENTROP: Wir haben ganz bestimmt damit gerechnet und darauf 
gehofft. Ich glaube, daß ein Wink der Britischen Regierung genügt hätte, um diesen 
Abgesandten nach Berlin zu bringen. 

SIR DAVID MAXWELL-FYFE: Sie hofften, die Polen in folgende schwierige 
Lage zu versetzen: Entweder würden diese Bedingungen — wie Hitler sich aus- 
drückte — einen propagandistischen Anlaß für den Krieg abgeben: oder Sie würden 
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in der Lage sein, durch Ausübung eines Druckes auf den polnischen Bevollmächtigten 
genau so zu verfahren wie damals mit Schuschnigg, Tiso und Hacha, und dadurch 
die Polen zum Nachgeben zu veranlassen. Waren das nicht Ihre Gedankengänge? 
VON RIBBENTROP: Nein, die Situation war anders. Ich muß sagen, daß am 
29. der Führer dem Englischen Botschafter sagte, er würde diese Bedingungen be- 
ziehungsweise diese Vertragsvereinbarungen aufsetzen und würde sie bis zum Ein- 
treffen eines polnischen Unterhändlers auch der Britischen Regierung zur Verfügung 
stellen, oder er hoffe, daß dies möglich sei — so war, glaube ich, sein Ausdruck. Sir 
Nevile Henderson nahm das entgegen und ich muß noch einmal erwähnen, daß der 
Führer, nachdem diese britische Antwort am 2$. gekommen war, wiederum, trotz 
der unerhört gespannten Lage zwischen Deutschland und Polen, auf diesen Ver- 
handlungmodus eingegangen war. Das Entscheidende ist also folgendes in diesen 
kritischen Tagen des 30. und 31.: Der Führer hatte diese Bedingungen ausgearbeitet, 
England wußte, daß die Möglichkeit bestand, zu einer Lösung zu kommen. Im 
Laufe des gesamten 30. August haben wir von England nichts gehört, jedenfalls nichts 
Definitives. Erst, glaube ich, um zwölf Uhr nachts meldete sich dann der Britische 
Botschafter zu dieser Unterredung. Inzwischen, muß ich sagen, es war um sieben 
Uhr abends, waren Nachrichten von der polnischen Generalmobilmachung gekom- 
men, die den Führer außerordentlich erregt hatten. Die Situation war dadurch außer- 
ordentlich weiter verschärft worden. Ich entsinne mich genau der Situation in der 
Reichskanzlei, in der damals fast stündlich Nachrichten einliefen über Zwischenfälle, 
Flüchtlingsströme und so weiter. Es war also eine unerhört mit Elektrizität ge- 
spannte Situation. Der Führer wartete nun den ganzen 30. Es kam keine definitive 
Nachricht. Am 30. um Mitternacht hat dann diese Unterredung stattgefunden. Es 
wurde bereits hier von mir geschildert und auch von einem Zeugen, dem Dolmetscher 
Schmidt, ist es gesagt worden, wie diese Unterredung sich abgespielt hat. Ich habe 
damals mehr getan, als ich tun durfte, und Sir Nevile Henderson den gesamten 
Inhalt verlesen. Ich hatte die Hoffnung, daß England sich vielleicht dann doch noch 
irgendwie rühren würde. Der Führer hatte Sir Nevile Henderson gesagt, daß ein 
polnischer Unterhändler völlig gleichberechtigt behandelt werden würde. Es gab daher 
die Möglichkeit, daß man sich irgendwo am dritten Ort traf, oder daß einer nach 
Berlin kam, oder daß der Polnische Botschafter Lipski beauftragt wurde. Das waren 
die Möglichkeiten. Ja, ich möchte noch weiter gehen. Es war eigentlich nur notwendig 
ım Laufe des 30. oder 31., bis spät nachts oder bis morgens, bis zum Augenblick des 
Vormarsches, daß zum mindesten der Polnische Botschafter Lipski wenigstens die 
Berechtigung erhielt, überhaupt einmal den deutschen Vorschlag entgegenzunehmen. 
Wäre dieses erfolgt, wären die diplomatischen Verhandlungen auf alle Fälle im 
Gang gewesen, und damit die Krise, zunächst jedenfalls, beseitigt gewesen. Ich 
glaube auch, ich habe das schon zum Ausdruck gebracht, daß gar nichts dagegen 
einzuwenden gewesen wäre. Ich glaube, der Führer hätte es begrüßt, wenn der 
Britische Botschafter sich dabei mit eingeschaltet hätte. Die Verhandlungsgrund- 
lagen, das habe ich auch schon hier ausgeführt, waren von Sir Nevile Henderson 
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persönlich als vernünftig bezeichnet worden. Also ein Wink der Britischen Regierung 
ım Laufe des 30. oder 31. und die Verhandlungen auf der Basis dieser vernünftigen, 
von England selbst als vernünftig bezeichneten Vorschläge des Führers, wären im 
Gang gewesen. Es wäre nicht zu irgendeiner Situation gekommen, die etwa für die 
Polen besonders bedrückend gewesen wäre, sondern ich glaube, daß auf der Basis 
dieser vernünftigen Vorschläge, die sich durchaus an die Völkerbundssatzungen hielten 
und die die Abstimmung in diesen Korridorgebieten vorsahen, eine Lösung möglich 
gewesen wäre, die für Polen durchaus akzeptabel gewesen wäre. 


Englands große Schweigepause 


Am 31. August erhielt die britische Regierung folgende Berichte und Telegramme, 
aus denen sich die Dringlichkeit der Lage und die Notwendigkeit des umgehenden 
Beginns deutsch-polnischer Verhandlungen mit aller Deutlichkeit ergab: 

Um 2Uhr45 den ersten Bericht Hendersons über seine Unterredung mit Rib- 
bentrop. 

Um 8 Uhr den Bericht Kennards über seine Unterredung mit Beck. 

Um 9Uhr 05 die telefonische Mitteilung Hendersons, daß Deutschland den Krieg 
erklären werde, wenn in den nächsten 2—3 Stunden nichts ge- 


schehe. 

Um 9Uhr 30 den zweiten Bericht Hendersons über seine Unterredung mit Rib- 
bentrop. 

Um 9Uhr 35 den Bericht Hendersons über seine Unterredung mit Botschafter 
Lipski. 


Um 10 Uhr 30 das Telegramm Hendersons über seine Unterhaltungen mit Attolico 
und v. Hassell. 

Um 11 Uhr 30 Hendersons Ergänzung zu seinen Berichten. 

Um 11 Uhr 35 die Mitteilung Hendersons, daß die polnische Regierung Verfah- 
rensfragen aufwirft. 

Um 12 Uhr 30 die Mitteilung Hendersons, daß Forbes mit Dahlerus zu Lipski geht. 

Um 12 Uhr 30 den Telefonanruf von Dahlerus nach London. 

Um 13 Uhr 50 den Bericht Hendersons über das Gespräch Forbes—Dahlerus mit 
Botschafter Lipski. 

Um 15 Uhr 20 das Telegramm Kennards, in dem er sich erkundigt, ob Lipski ein 
Dokument annehmen soll. 

Um 19 Uhr 15 den Bericht Kennards über seine Unterredung mit Außenminister 
Beck. 

Dazu kamen alle Nachrichten gleichbedeutenden Inhalts, die in diesem Zeitraum 
aus römischen und französischen Quellen zur Kenntnis der britischen Regierung 
gelangten. 

Wir wollen nun untersuchen, was hierauf die britische Regierung offiziell unter- 
nahm, um die polnische Regierung zur Aufnahme von Verhandlungen mit der 
deutschen Regierung zu bestimmen. 
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Um 12 Uhr schickte sie ein Telegramm an Botschafter Kennard mit dem Auf- 
trag, der polnischen Regierung vorzuschlagen, daß sie der deutschen 
Regierung mitteilte, daß sie die Annahme des Prinzips der direkten 
Besprechung bestätige. 

Um 13 Uhr 45 den Auftrag an Kennard, er solle der polnischen Regierung raten, 
Botschafter Lipski Weisung zu geben, der deutschen Regierung mit- 
zuteilen, daß er bereit sei, eventuell deutsche Vorschläge nach War- 
schau zu übermitteln. 

Um OUhr50 (am 1. 9.) das Telegramm an Kennard, daß die polnische Regierung 
ein etwaiges Dokument von deutscher Seite annehmen solle. Hier- 
auf teilte Kennard am 1. 9. um 19 Uhr 43 (London am 2. 9. um 
2 Uhr) mit, daß das Telegramm um 4 Uhr entziffert worden sei, 
daß er aber nichts unternommen habe, weil Lipski mit Ribbentrop 
schon um 18 Uhr 30 gesprochen habe und inzwischen der deutsche 
Einmarsch erfolgt sei. 

Die britische Regierung hat also an diesem kritischen Tage an dem sie von allen 
Seiten durch zahlreiche Mitteilungen auf die drängende Gefahr kriegerischer Ver- 
wicklungen und absolute Notwendigkeit hingewiesen wurde, daß deutsch-polnische 
Verhandlungen raschestens beginnen müßten, praktisch nichts getan, als ihrem Bot- 
schafter in Warschau in den zwei kurzen Telegrammen (um 12 Uhr, um 13 Uhr 45) 
recht lendenlahme Anweisungen zu geben, von denen noch nicht einmal feststeht, 
ob er sie überhaupt ausgeführt hat. 

In der Zeit von 13 Uhr 45 bis O0 Uhr 50 (1. 9.), also 11 Stunden lang hat die 
britische Regierung geschwiegen. Um diese „optisch“ so außerordentlich lange 
Schweigepause zu verkürzen, hat sie die Eingangszeit von Kennards Bericht über 
seine Unterredung mit Außenminister Beck am Mittag des 31. August um 
einige Stunden später verlegt auf angeblich 19 Uhr 15 (BBB Nr. 96) und auf an- 
geblich 18 Uhr 15 in ihrer Dokumentensammlung (DBFP VII Nr. 608), obwohl 
die Unterredung schon um die Mittagszeit stattgefunden haben muß, wie aus dem 
Inhalt des Berichts zu entnehmen ist. Beck führte ja vor 12 Uhr 40 das aus, was 
er in der Unterredung Kennard angekündigt hatte. Deshalb heißt es im PWB 
Nr. 108 ganz richtig, daß die Übergabe der polnischen Antwort an Kennard mit- 
tags erfolgt sei. Diese Angabe findet eine Bestätigung in dem Bericht des französi- 
schen Botschafters Noel an Bonner (FGB Nr. 307), der bereits 13 Uhr 05 in Paris 
eintraf, daß ihm Beck telefoniert habe, daß er der britischen Regierung zustimmende 
Antwort erteilt hätte. Kennards zwei Telegramme mit dem Bericht über seine Un- 
terredung mit Beck und die offizielle polnische Antwort müssen also lange vor 
18 Uhr 15 in London angekommen sein. 

Der von Lord Halifax um 17 Uhr 35 an Kennard erteilte Auftrag, Beck vom 
Inhalt des Berliner Telegramms DBFP VII Nr. 546 vom 30. 8. (S. ) zu unter- 
erfolgte absichtlich, um Polens Haltung noch mehr zu versteifen, obwohl er 


richten, i 
daß dessen Inhalt zwei „nur äußerst verworrene‘“ (Strauch $. 296) 


genau wußte, 
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Bekundungen eines Deutschen über angebliche krisenhafte Vorgänge bei der deut- 
schen Wehrmacht enthielt. 

Die große Schweigepause von über 11 Stunden beweist eindeutig, daß England 
Polen nicht zu Verhandlungen mit Deutschland drängen wollte, denn Lord Halifax 
wußte am Mittag des 31. August genau, daß der Zeitpunkt gekommen war, wo 
Hitler einsehen mußte, daß weder England noch Polen die friedliche Lösung woll- 
ten und ihm daher die gewaltsame Lösung von den säumigen Schuldnern aufge- 
zwungen war. 


Albions Nägel auf der Straße zum friedlichen Ausgleich 


Als die britische Regierung in ihrer Antwort vom 28. August schrieb: 

„Nach Ansicht SMR folgt hieraus, daß als nächster Schritt direkte Verhandlungen 
zwischen der deutschen und polnischen Regierung eingeleitet werden sollten, auf 
einer Grundlage, die die oben erwähnten Grundsätze einschließen würde,‘ rechnete 
sie nicht damit, daß die deutsche Regierung so schnell und so positiv darauf reagieren 
würde. Um für den erwarteten Fall der deutschen Ablehnung Deutschland in der 
Weltöffentlichkeit in ein recht ungünstiges Licht setzen zu können, behauptete sie 
im nächsten Satz wahrheitswidrig: 

„SMR hat bereits eine definitive Zusicherung von der polnischen Regierung er- 
halten, daß diese bereit ist, auf dieser Grundlage auf Besprechungen einzutreten, und 
SMR hofft, daß die deutsche Regierung ihrerseits ebenfalls bereit sein würde, einem 
solchen Verfahren zuzustimmen.“ 

Die britische Regierung war daher mehr als überrascht, daß die deutsche Regierung 
schon am nächsten Tag antwortete: 

„Trotz ihrer skeptischen Beurteilung der Aussichten solcher direkter Besprechungen 
will sie dennoch den englischen Vorschlag akzeptieren und in diese eintreten....... 
Die deutsche Regierung ist unter diesen Umständen daher damit einverstanden, die 
vorgeschlagene Vermittlung der britischen Regierung zur Entsendung eines mit allen 
Vollmachten versehenen polnischen Emissärs nach Berlin anzunehmen. Sie rechnet 
mit dem Eintreffen dieses Abgeordneten für Mittwoch, den 30. August 1939.“ 

Die positive Haltung der deutschen Regierung war um so unerwarteter, als Hitler 
noch vor Erteilung seiner Antwort von den neuen polnischen Mobilmachungsbefehlen 
und weiteren Ausschreitungen gegen die Volksdeutschen erfahren hatte. 

Lord Halifax mußte daher radikal umschalten. Zunächst ließ er Außenminister 
Beck, der begierig darauf wartete, etwas von Hitlers Antwort zu erfahren, über- 
haupt nichts davon mitteilen, daß die deutsche Regierung einen polnischen Bevoll- 
mächtigten am 30, August erwarte. Beck, der von Hitlers Antwort inzwischen durch 
Lipski Kenntnis erhalten hatte (Botschafter Henderson hatte sie ihm vorgelesen), 
verstand den Sinn des offiziellen britischen Schweigens sehr wohl. 

Am 30. August um 18 Uhr 50 wird Botschafter Henderson angewiesen, er solle 
der deutschen Regierung zumuten, Warschau auf dem Wege über die polnische Bot- 
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schaft zunächst einmal „zu Anregungen betr. die Führung von Verhandlungen ein- 
zuladen“! In der Note, die Henderson beim Mitternachtsgespräch überreicht, sagt 
die britische Regierung: „Die Art der Fühlungnahme und die Vorbereitungen für 
einen Meinungsaustausch müssen offensichtlich in aller Eile zwischen der deutschen 
und der polnischen Regierung vereinbart werden. Die Regierung Seiner Majestät 
ist jedoch der Ansicht, daß es untunlich wäre, diese Fühlungnahme schon heute her- 
zustellen.“ 

Also über den eigentlichen Streit soll noch gar nicht verhandelt werden. 

Im Telegramm vom 30. August erhält Botschafter Kennard den Auftrag, den er 
aber erst 6 Stunden später ausführen darf, Außenminister Beck zu unterrichten, man 
hoffe, daß die polnische Regierung unter gewissen Bedingungen unverzüglich zu 
direkten Verhandlungen „bereit sei“, aber nicht etwa zum Zwecke einer baldigen 
Bereinigung der Krise, sondern „im Hinblick auf die innere Lage in Deutschland 
und auf die öffentliche Meinung der Welt“. 

Am 31. August mittags wird der polnischen Regierung der Rat gegeben, der deut- 
schen Regierung die polnische „Annahme“, nicht direkter Verhandlungen, sondern 
„des Prinzips direkter Verhandlungen“ zu „bestätigen“. 

Und noch um O Uhr 50 am 1. September telegrafiert das Foreign Office nach 
Warschau: 

a) daß es „der Notwendigkeit zustimmt, die Einzelheiten der Anordnungen für 
Verhandlungen noch zu besprechen“; 

b) daß es, wie Warschau, einen Besuch Becks in Berlin für „unerwünscht“ hält; 

c) daß „Fragen betreffs des Verhandlungsortes, der Grundlagen und der teilneh- 
menden Personen erst noch zwischen der deutschen und der polnischen Regie- 

rung besprochen und entschieden werden müssen.“ 

Nur eines „hofft“ die britische Regierung „ernstlich“, nämlich der polnische Bot- 
schafter in Berlin möchte ermächtigt werden, „ein Dokument entgegenzunehmen und 
weiterzuleiten“. Denn, wie die britische Regierung bemerkt, „die Weigerung, Vor- 
schläge entgegenzunehmen, würde zu schwerwiegenden Mißverständnissen bei der 
öffentlichen Meinung draußen führen“. 

Aber auch in den eigentlichen Streitfall selbst gedachte sie sich einzumischen. 

Am 31. August um 13 Uhr 45 rät sie Warschau, polnische „Anregungen für bal- 
dige Verhandlungen“ von der Überreichung und Prüfung der deutschen Vorschläge 
abhängig zu machen. Auch die britische Bereitschaft, „in Warschau Ver- 
handlungen zu erleichtern“, soll plötzlich davon abhängig sein, ob die britische 
Regierung die von Berlin zugesagte Mitteilung der vorzuschlagenden Verhand- 
lungsbasis auch „vernünftig“ finden würde; dann wird der polnischen Regierung 
versichert, „daß die Entscheidung über die zukünftige Prozedur, einschließlich Ver- 
handlungsort und -bedingungen“, nur „im Lichte der deutschen Verhandlungs- 
vorschläge und anderer Entwicklungen“ gefällt werden solle. 

Für den Fall aber, daß es doch zu Verhandlungen kommen sollte, stellte die bri- 
tische Regierung das Verlangen auf Festigung des Status quo durch neue Verpflich- 


496 


31. August 1939 


tungen noch vor Verhandlungsbeginn: „Beide Parteien sollten die Verpflichtung 
übernehmen, daß während der Verhandlungen keine aggressiven militärischen Be- 
wegungen stattfinden.“ Gleichzeitig sollte dem offensichtlich bevorstehenden An- 
schluß Danzigs durch einen „zeirweiligen modus vivendi“ ein Riegel noch in letzter 
Stunde vorgeschoben werden. 

Während die britische Regierung am 28. August behauptet hatte, sie habe bereits 
eine definitive polnische Zusicherung zur Verhandlungsbereitschaft, erklärte Außen- 
minister Beck am Mittag des 31. August dem britischen Botschafter Kennard, daß 
der Gedankenaustausch nur einer „Fühlungnahme“ dienen solle, auf keinen Fall 
aber wirklichen Verhandlungen. Botschafter Lipski in Berlin werde nicht ermächtigt 
werden, deutsche Vorschläge entgegenzunehmen. Nach der geplanten „Fühlung- 
nahme“ „müßten dann Einzelheiten besprochen werden über den Ort, die Teil- 
nehmer und die Grundlagen“ etwaiger Verhandlungen. 

Das waren Englands Beiträge für eine friedliche Lösung. 





Karte zu den deutschen Vorschlägen vom 30. August 1939 
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Analyse der deutschen Vorschläge 


Zu diesen Vorschlägen führt Rudolf Schauff in „Der polnische Feldzug — Eng- 
land dein Werk!“ (11f.) aus: 

„Die deutsche Regierung ist auch bei diesen Vorschlägen mehr als bescheiden, ver- 
langt sie doch eine .. Volksabstimmung lediglich in dem Gebiet, das von der Ostsee 
bis zu der Linie Marienwerder, Graudenz, Kulm, Bromberg und dann etwa westlich 
nach Schönlanke reicht. Sie verzichtet also abermals auf weite deutsche Gebiete, die 
noch bis 1918 zum Staatsverband des Deutschen Reiches gehört haben und die ab- 
gesehen von dem völkischen Interesse, schon durch ihre besonderen Erz- und Kohlen- 
reichtümer für Deutschland besonders wünschenswert sind. Die deutsche Regierung 
macht auch bezüglich der Durchführungsvorschriften spezialisierte Vorschläge, die 
darin gipfeln, daß alle am 1. Januar 1918 in diesen Gebieten ansässigen und 
geborenen Deutschen, Polen, Kaschuben abstimmungsberechtigt sein sollen und daß 
das Gebiet zur Sicherung der Abstimmung wie damals im Saargebiet einer inter- 
nationalen Kommission unterstellt wird, die aus Vertretern der Großmächte Sowjer- 
Union, England, Frankreich und Italien bestehen soll. Man verzichtet auf die Er- 
nennung eines deutschen Vertreters und spricht sich für eine militärische Evakuierung 
aus, damit die internationale Kommission auch in der Lage ist, ihre Hoheitsrechte 
tatsächlich auszuüben. Die deutsche Regierung erklärt sich ohne jede Verhandlung 
bereit, Gdingen, das in den letzten Jahren von der polnischen Regierung als Kon- 
kurrenzhafen für Danzig förmlich aus dem Boden gestampft worden ist, als polnisches 
Hoheitsgebiet anzuerkennen, und überläßt die Festsetzung der Grenze dieser Hafen- 
stadt zum Deutschen Reich einem internationalen Schiedsgericht. Man verlangt auch 
nicht etwa eine sofortige Maßnahme, sondern erklärt sich mehr als großzügig bereit, 
zur Durchführung einer gerechten Abstimmung eine Zeitspanne von einem Jahr in 
Kauf zu nehmen. Während dieser Zeitspanne soll der Verkehr Deutschlands mit Ost- 
preußen und die Verbindung Polens mit dem Meer durch einen beiderseits vereinbar- 
ten Transitverkehr mit den norwendigsten Abgaben aufrechterhalten werden. Ohne 
den Ausgang der Abstimmung, bei der die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen entscheiden soll, festlegen zu wollen, sollen sich die beiden Parteien im 
voraus nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit ohne Rücksicht auf den Ausgang des 
Plebiszits eine 1 Kilometer breite, exterritoriale Zone garantieren, die den unein- 
geschränkten Verkehr nach Ostpreußen bzw. Gdingen sicherstellen soll. Darüber 
hinaus erklärt sich die Reichsregierung zu einem Bevölkerungsaustausch bereit und 
schlägt, um jedes Gefühl der Bedrohung auf beiden Seiten auszuschalten, die Ent- 
militarisierung Danzigs, Gdingens und der Halbinsel Hela vor. Abschließend gibt 
die deutsche Reichsregierung ein nochmaliges Garantieversprechen für die in Deutsch- 
land verbliebenen polnischen Minderheiten, eine Garantie, wie sie im übrigen auch 
bis dahin in mehr als großzügiger Weise von Deutschland respektiert worden ist, 
eine Garantie, die so vollkommen ist, daß die deutsche Regierung sich bereitfinder, 
etwaigen Beschwerden der polnischen Minderheiten durch eine international zusam- 


498 


31. August 1939 


mengesetzte Untersuchungskommission auf ihre Stichhaltigkeit überprüfen zu 
lassen ..... es 
Ein Alibi? 

In der Nachkriegsgeschichte ist vielfach behauptet worden, die deutschen 16 Punkte- 
Vorschläge seien gar nicht ernstlich gemeint gewesen und nur deshalb so günstig 
formuliert worden, um der deutschen Regierung gegenüber ihrem Volk und der 
Weltöffentlichkeit als Alibi für eine angebliche Friedensbereitschaft zu dienen. Der 
ehemalige Dolmetscher Dr. Paul Schmidt behauptet: 

„Daß der Eindruck, den ich in jener Schicksalsnacht von den Absichten hatte, die 
Hitler mit der eigenartigen Behandlung dieses Vorschlages verfolgte, richtig war, 
hat er selbst später in meiner Gegenwart mit nicht zu übertreffender Klarheit bestä- 
tigt. ‚Ich brauchte ein Alibi, vor allem dem deutschen Volke gegenüber, um ihm zu 
zeigen, daß ich alles getan hatte, den Frieden zu erhalten. Deshalb machte ich diesen 
großzügigen Vorschlag über die Regelung der Danziger- und Korridorfrage.‘ “ 

(Schmidt, Statist, S. 469) 
Hierzu ist zu bemerken: 

1. Gegenüber Aussagen des Dr. Schmidt ist Vorsicht am Platze, denn zu oft konnten 
ihm Widersprüche nachgewiesen werden. Warum nennt er nicht denjenigen Mann, 
zu dem es Hitler in seiner Gegenwart gesagt haben soll. Vielleicht ist dieser ‚tor‘. 

2. Professor Tansill sagt ganz richtig in seinem Buch „Hintertür zum Kriege“ 
(S. 590): „Auch wenn der Vorschlag überhaupt oder vorsorglich als ‚ein Alibi, 
vor allem dem deutschen Volk gegenüber‘, gedacht war, wie Hitler später einmal 
in Gegenwart des Chefdolmetschers Schmidt äußerte, so wären doch jedenfalls 
solche Absichten durch rechtzeitiges Eintreffen eines polnischen Unterhändlers 
durchkreuzt worden.“ 

3. Staatssekretär Meißner meinte, die Vorschläge Hitlers seien nur ein politisches 
Manöver gewesen, da er wegen der chauvinistischen Stimmung in Warschau 
schon von vornherein nicht mit ihrer Annahme rechnete. „Eine Bestätigung der 
Auffassung, daß Hitler seine Vorschläge nicht ehrlich meinte und sie nur aus 
taktischen Gründen machte, erhielt ich am 31. abends durch eine persönliche 
Bemerkung Hitlers, der — als ich von ihm einige eilige Unterschriften einholte — 
gesprächsweise bemerkte, er sei ‚heilfroh‘, daß die Polen ‚sein weitgehend ent- 
gegenkommendes Angebot nicht angenommen hätten.‘ Er hätte es gegen seine 
innere Überzeugung gemacht und wäre bei einer polnischen Zustimmung daran 
gebunden gewesen; so habe er wieder die Freiheit der Entschließung und das sei 
für die deutsche Zukunft besser.“ (Meißner, Staatssekretär, S. 518) 

Bei der Würdigung dieser Ausführungen Meißners muß man scharf trennnen zwischen 

seiner Auffassung über die angeblichen Motive Hitlers und den wörtlichen Außerun- 

gen, die er Hitler in den Mund legt. Selbst wenn man letztere als wahr unterstellt, 
sind sie eben noch keine Bestätigung der Auffassung, daß Hitler seine Vorschläge 
nicht ehrlich meinte und sie nur aus taktischen Gründen machte. Die weitgehend 
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verbreitete und von der Feindseite eifrig kolportierte ‚Auffassung‘ ist in der Haupt- 
sache darauf zurückzuführen, daß die neuen Vorschläge wie eine Leuchtkugel an- 
gesehen werden, die der Reichsaußenminister durch seine Vorlesung beim Mitter- 
nachtsgespräch nur kurz zum aufleuchten gebracht habe. 

Bei dieser oberflächlichen Geschichtsbetrachtung wird gar zu gerne übersehen, daß 
diese Vorschläge ihre eigene Geschichte haben, die in jener Nacht vom 26./27. August 
beginnt, da Hitler Dahlerus bittet, nach England zu fliegen, um der britischen Re- 
gierung die Hauptpunkte der Vorschläge vorzutragen, und erst am 31. August um 
23 Uhr mit der polnischen Ablehnung ihr Ende findet. Da wir innerhalb dieses Zeit- 
raumes in dieser Chronik der Tatsachen den Vorschlägen an mindestens 45 Stellen 
begegneten, ist es ausgeschlossen, daß sie nicht ehrlich gemeint und nur aus taktischen 
Gründen gemacht gewesen wären. Ausgeschlossen ist es aber auch, daß die Engländer 
und Polen mit Berechtigung behaupten können, den Inhalt der Vorschläge nicht klar 
und rechtzeitig genug kennen gelernt zu haben, um mit ihnen als Diskussionsgrund- 
lage Verhandlungen beginnen zu können. 

Am 31. August schreibt Botschafter Henderson in einem Brief an Lord Halifax 
(DB Nr. 138): „Die deutsche Annahme einer Volksabstimmung im Korridor ist 
merkwürdig ...... Nach Dahlerus ist es der Preis, den Deutschland oder Hitler 
bereit ist zu zahlen für gute Beziehungen zu Großbritannien. Stimmt das?“ 

Ja, das stimmte! Die ganzen deutschen Vorschläge, nicht nur das Zugeständnis 
einer Volksabstimmung, waren der Preis für den Weltfrieden — ein echtes deutsches 
Alibi! 

Freitag, den 1. September 1939 
(Texte in chronologischer Reihenfolge) 


O0 Uhr 50 

Lord Halifax telegrafiert an Botschafter Kennard: 

1. Ich freue mich zu hören, daß der Polnische Botschafter in Berlin angewiesen 
wird, mit der Deutschen Regierung Fühlung zu nehmen. 

2. Ich stimme völlig überein, daß es notwendig ist, die Anordnungen für die 
Unterhandlungen im einzelnen zu besprechen, und daß ein Besuch des Herrn Beck 
in Berlin nicht ratsam ist. 

(3) Andererseits sehe ich nicht ein, warum die Polnische Regierung es schwierig 
finden sollte, den Polnischen Botschafter zu ermächtigen, ein Dokument von der 
Deutschen Regierung anzunehmen, und ich hoffe ernstlich, sie werde imstande sein, 
ihre Weisungen an ihn in dieser Beziehung abzuändern. In dem uns gelieferten Bericht 
über die deutschen Vorschläge wurde keinerlei Ultimatum erwähnt, und die Ver- 
mutung, daß die Forderung nach der Entsendung eines polnischen Bevollmächtigten 
nach Berlin am 30. August einem Ultimatum gleichkomme, wurde von Herrn von 
Ribbentrop im Gespräch mit Seiner Majestät Botschafter heftig zurückgewiesen. Wenn 
das Dokument wirklich ein Ultimatum enthielte, so würde die Polnische Regierung 
natürlich solange ablehnen, darüber zu diskutieren, bis das Ultimatum zurückgenom- 
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men würde. Andererseits würde eine Weigerung ihrerseits, Vorschläge entgegen- 
zunehmen, von der öffentlichen Meinung außerhalb durchaus mißverstanden. 

(4) Ich hätte gedacht, man könnte den Polnischen Botschafter sicherlich anweisen, 
ein Dokument anzunehmen und weiterzuleiten und zu sagen a) falls es irgend etwas 
wie ein Ultimatum enthalte, sehe er voraus, daß die Polnische Regierung sicher un- 
möglich auf einer solchen Grundlage diskutieren könne und b) daß jedenfalls nach 
Ansicht der Polnischen Regierung Fragen über den Ort der Verhandlungen, die 
Grundlage, auf der sie abgehalten werden sollen und die daran beteiligten Personen 
zwischen den beiden Regierungen besprochen und beschlossen werden müssen. 

(5) 4. Sofern Verhandlungen eingeleitet werden, wird Seiner Majestät Regierung 
auf Wunsch jederzeit bereit sein, jede in ihrer Macht liegende Hilfe zu leisten, um 
eine gerechte Lösung zu erzielen. 

(6) 5. Was eine internationale Garantie betrifft, so wird dies zweifellos ausgiebig 
besprochen werden müssen. Seiner Majestät Regierung dachte an eine Garantie 
für die volle und angemessene Einhaltung jeder vereinbarten Abmachung. 

(7) 6. Hinsichtlich Danzigs teilen wir völlig Herrn Becks Ansicht über die Bedeu- 
tung der Schaffung eines modus vivendi. Wir haben der Deutschen Regierung bereits 
eine Anregung in diesem Sinne unterbreitet und werden es im Licht von $4 Ihres 
Telegramms vom 31. August erneut tun. Sofern die Deutsche Regierung zustimmt, 
werde ich sofort an Herrn Burckhardt gelangen. 

(8) 7. Bitte sprechen Sie unverzüglich mit Herrn Beck im obigen Sinne. 

(BBB Nr. 100) 

Bei der Übertragung dieses Dokumentes vom Original (DBFP Bd. VII Nr. 632) 

in das Britische Blaubuch ist die Numerierung der Textabschnitte durcheinander- 
geraten. Die richtigen Nummern wurde daher in ( ) hinzugefügt. Nicht übertragen 
wurden von den Herausgebern Abschnitt Nr. 9 mit folgendem Text: „Ihr Telegramm 
Nr. 374 $ 4: Sie mögen Beck geben, was wir von den deutschen Vorschlägen aus den 
Berlin-Telegrammen Nr. 515 und 523 kennen.“ 
Nr. 515 entspricht DBFP Nr. 574, das in London 9 Uhr 30 eintraf, und 523 der 
Nr. 588, das 12 Uhr 30 eingetroffen sein soll (Beide DB Nr. 134). Daraus ergibt 
sich, daß Lord Halifax die Polen erst nach mindestens 12 Stunden „amtlich“ von 
den deutschen Vorschlägen und dann nur bruchstückhaft unterrichten ließ. Im 
Übrigen hätte Lord Halifax diese durch die Tatsachen überholten Ratschläge der 
polnischen Regierung viel früher unterbreiten lassen müssen. 


* 
1 Uhr 30 
Botschafter Corbin telefoniert an Außenminister Bonnet, daß Kennards Bericht 
über seine Unterredung mit Herrn Beck (am Mittag des 31. 8.) erst um 18 Uhr 30 
ins Foreign Office gekommen sei. „Die Verspätungen, welche Telegramme aus Mit- 
teleuropa erleiden, sind schuld an der Verzögerung, mit welcher der Text, der viel 
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früher hätte in London eintreffen sollen, und dessen Schluß telefonisch durchgegeben 
werden mußte, eintraf.“ 

Diese Schützenhilfe des Herrn Corbin fiel etwas zu künstlich konstruiert aus, es 
sei denn, die Engländer hätten sie so „geliefert“. (FGB Nr. 320) 


* 


4 Uhr 45 

Der Einmarsch der deutschen Truppen in Polen beginnt. Das Oberkommando der 
Wehrmacht gab dazu bekannt: 

„Auf Befehl des Führers und Obersten Befehlshabers hat die Wehrmacht den 
aktiven Schutz des Reiches übernommen. In Erfüllung ihres Auftrages, der polnischen 
Gewalt Einhalt zu gebieten, sind Truppen des deutschen Heeres heute früh über 
alle deutsch-polnischen Grenzen zum Gegenangriff angetreten. Gleichzeitig sind 
Geschwader der Luftwaffe zum Niederkämpfen militärischer Ziele in Polen gestartet. 
Die Kriegsmarine har den Schutz der Ostsee übernommen.“ (Buckreis, 1939, S. 239) 


* 


8 Uhr 
Der Schwede Dahlerus traf mit Feldmarschall Göring zusammen, der ihn sehr 


niedergeschlagen empfing. 
* 


In den frühen Morgenstunden —- die Uhrzeit ist unbekannt — sandte Henderson 
an das AA eine schriftliche Mitteilung, in der er gemäß einer Weisung von Halifax 
vom Vorabend, 23 Uhr, erneut anfragte, ob die Reichsregierung damit einverstanden 
sei, daß der Danziger Völkerbundskommissar Prof. Burckhardt unverzüglich zur Er- 
reichung eines vorläufigen Modus vivendi für Danzig eingeschaltet werde. 

(Strauch, S. 314) 


* 
8 Uhr 
Bonner teilt Anatole de Monzie die Nachricht vom deutschen Einmarsch mit: 
„Dieses Mal überschreiten sie die Grenzen des Bluffs! — Ich hoffe, man wird nicht 


mehr die These aufrechterhalten von der Festigkeit gegenüber dem Bluff.“ 
(de Monzie, S. 150 f.) 


* 


ca 9 Uhr 30 
Botschafter Kennard telegrafiert nach London, daß ihn Beck soeben mitten in 


einem Luftangriff angeläutet und vom deutschen Angriff unterrichtet habe: 
(BBB Nr. 112) 
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2. Seine Exzellenz wies darauf hin, daß der polnische Botschafter um 18.30 Uhr 
Herrn v. Ribbentrop aufgesucht und die Botschaft der Polnischen Regierung, auf 
unmittelbare Verhandlungen einzugehen, ausgeführt habe. Heute beim Morgen- 
grauen habe Deutschland ohne weitere diplomatische Schritte oder eine Kriegs- 
erklärung verschiedene unprovozierte Angriffsakte im größeren Maßstab voll- 
zogen..... 

3. Seine Exzellenz vermochte nicht zu sehen, durch welche Maßnahme jetzt noch ein 
europäischer Krieg vermieden werden könnte, und obwohl er es nicht aus- 
drücklich sagte, ist es doch offensichtlich, daß er hofft, Seiner Majestät Regierung 
werde irgendeine militärische Aktion unternehmen, um den Druck auf dem 


hiesigen Operationsgebiet zu verringern..... = 
* 
9 Uhr 50 
Dahlerus besucht Henderson. 
* 
10 Uhr 
Adolf Hitler begründet vor dem Reichstag in der Krolloper seine Entscheidung 
gegen Polen. (DB Nr. 147) 
* 


Der Reichstag beschließt einstimmig, das Staatsgrundgeserz über die Wiederver- 
einigung Danzigs mit dem Reich zum Reichsgesetz zu erklären. (DD VII S. 596 f.) 


* 
ca. 10 Uhr 30 
Noch während der Rede Hitlers wurde in London der deutsche Geschäftsträger 
Kordt zu Lord Halifax bestellt, der ihm mitteilte: (ADAP VII S. 402) 


„Der Britischen Regierung seien Berichte zugegangen, daß deutsche Streitkräfte 
die polnische Grenze an verschiedenen Stellen überschritten hätten. Der Polnische 
Botschafter habe von vier solchen Stellen gesprochen. Außerdem seien verschiedene 
polnische Städte einschließlich Warschau bombardiert worden. Lord Halifax fragte 
mich anschließend, ob ich irgendwelche Informationen seitens meiner Regierung 
habe. Ich erwiderte ihm, daß mir außer den Noten, die ich ihm heute morgen habe 
zugehen lassen wegen der Beschränkung der Schiffahrt und der Luftfahrt in der 
Bucht von Danzig keine Instruktionen zugegangen seien..... 

Lord Halifax fuhr dann wörtlich fort: 

„Diese Nachrichten schaffen eine sehr ernste Lage“. Er habe dieser Mitteilung zur 
Zeit nichts hinzuzufügen, wolle mir jedoch sagen, daß das Kabinett heute morgen 
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zusammentreten werde und daß alle weiteren Mitteilungen an die Reichsregierung 
nach Berlin gerichtet werden würden. Er, Lord Halifax, werde mir von dem Inhalt 
dieser Mitteilungen Kenntnis geben.“ 


%* 


10 Uhr 50 

Botschafter Henderson telegrafiert an Lord Halifax: „Ich empfinde es als meine 
Pflicht, wie wenig Aussicht auch auf seine Verwirklichung vorhanden sein mag, den 
Glauben auszusprechen, daß die einzig mögliche Hoffnung jetzt auf Frieden sein 
würde, wenn Marschall Rydz-Smygli seine Bereitwilligkeit verkündete, unverzüg- 
lich nach Deutschland zu kommen, um als Soldat und Bevollmächtigter die ganze 
Frage mit Feldmarschall Göring zu besprechen.“ (DBFP VII Nr. 645) 


* 
ca. 11 Uhr 

Der amerikanische Geschäftsträger Kirk berichtet an Außenminister Hull: 

„Nevile Henderson in Berlin war tief niedergedrückt. Während eines Gesprächs 
mit dem amerikanischen Geschäftsträger bemerkte er, ‚wenn die polnische Regierung 
direkten Verhandlungen zustimmt und einen Bevollmächtigten ernannt hätte, dann 
hätte man ein überstürztes Handeln Deutschlands möglicherweise verhindern oder 
wenigstens hintanhalten können. Die von dem polnischen Botschafter an Ribbentrop 


übermittelte Erklärung sei nicht umfassend genug gewesen.‘ “ (Tansill, S. 593) 
* 
Ein anderes Stimmungsbild gibt uns Duff Cooper: (Cooper, S. 593) 


„Am Morgen des 1. September spielte ich in Goodwood Golf. Niemals habe ich 
schlechter gespielt. Ich vermochte mich nicht auf das Spiel zu konzentrieren, weil ich 
an Ereignisse der vorigen Nacht denken mußte. Wir hatten die 11-Uhr-Nachrichten 
gehört und dabei die ohne Kommentar bekanntgegebenen sechzehn Punkte Deutsch- 
lands an Polen erfahren. Ich war entsetzt. Und ich war um so entsetzter, weil Diana, 
als sie sie vernahm, äußerte, sie schienen ihr nicht unvernünftig. Ich versuchte ihr 
auseinanderzusetzen, daß sie das Ende Polens bedeuteten, spürte aber, daß die 
Reaktion von Millionen Menschen die gleiche wie die Dianas sein dürfte..... 

Ich rief Winston an, der, wie er sagte, genau wie ich empfand. Er habe aber bereits 
mit der DAILY MAIL gesprochen, die geneigt sei, in Bezug auf die deutschen Vor- 
schläge eine günstige Stellung einzunehmen. Dann wandte ich mich an Camrose, der 
ebenfalls meiner Meinung war und vom Foreign Office einige Orientierung hinsicht- 
lich dessen erwartete, was die Presse sagen sollte. Er hatte aber bis jetzt noch nichts 
erhalten. Ich drang darauf, daß der DAILY TELEGRAPH einen eindeutigen, die 
Bedingungen verurteilenden Leitartikel herausbringen sollte. 
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Als wir unsere Golfrunde beendet hatten, gingen wir zu einem Drink ins Klub- 
haus. Zwei Männer saßen an der Bar und diskutierten über zukünftige Rennen. Einen 
der beiden, den Sekretär, kannte ich flüchtig. Als wir gingen, sagte er zu mir: 
„Hitler hat heute morgen in Polen angefangen.“ Ich fragte ihn, was er meine, worauf 
er erwiderte, die Deutschen hätten Polen überfallen und mehrere Städte bombardiert. 
So erfuhr ich, daß der Zweite Weltkrieg begonnen hatte. Als wir nach Bognor 
zurückfuhren, war mein Herz leichter, als es vor einem Jahr gewesen war.“ 


* 


12 Uhr 

Churchill berichtet, daß man ihn auch braucht: (Churchill, 11/2, S. 7) 

„Der Premierminister ersuchte mich, ihn am Nachmittag in der Downing Street 
zu besuchen. Er setzte mir auseinander, daß er keine Hoffnung mehr sehe, den Krieg 
mit Deutschland abzuwenden, und daß er die Bildung eines engeren Kriegskabinetts 
in Aussicht nehme, dem Minister ohne Portefeuille angehören sollten. Soviel er wisse, 
sei die Labourpartei nicht bereit, sich an einer nationalen Koalition zu beteiligen. Er 
hoffe aber immer noch, daß die Liberalen sich ihm anschließen würden. Er forderte 
mich auf, dem Kriegskabinett beizutreten. Ich nahm seinen Vorschlag ohne Kommen- 
tar an, und auf dieser Grundlage führten wir eine lange Besprechung über Männer 
und Maßnahmen.“ 


* 


13 Uhr 50 
Herr Noel telegrafiert an Bonnet, daß ihm Beck mitgeteilt habe, daß die deut- 
schen Truppen angegriffen hätten und daß Lipski gestern bei der Unterredung um 
19 Uhr 30 (?) bestätigt habe, daß Polen immer noch verhandlungsbereit set. 
(EGB Nr. 331) 


* 


13 Uhr 50 

Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax: „Graf Ciano sagte mir, daß ın 
etwa drei Stunden eine öffentliche Ankündigung gemacht würde des Inhalts, daß 
Italien keinerlei feindliche Initiative ergreifen würde..... 

Er bitte, daß die äußerste Sorge getragen wird sowohl von England als auch von 
Frankreich, nicht nur jede militärische Maßnahme provozierender Natur in Bezug 
auf Italien zu vermeiden, sondern auch jeden Kommentar über die italienische Hal- 
tung, die Mussolini und der italienischen öffentlichen Meinung aufreizend oder 
provozierend erscheinen könnte..... = (DBFP VII Nr. 653) 


Adolf Hitler läßt dem Papst antworten: (Giovanertti, S. 112) 
„Der Führer dankt der Heiligkeit für seine gestrige Botschaft. Wie seine Heiligkeit 
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aus den inzwischen eingelaufenen Meldungen ersehen haben wird, haben die Ereig- 
nisse leider die von Deutschland erhoffte friedliche Lösung unmöglich gemacht. Der 
Führer hat zwei Tage auf die Ankunft eines polnischen Unterhändlers zur frei- 
willigen Beilegung des Konflikts gewartet. 

Als Antwort auf seine Bemühungen hat Polen die Generalmobilmachung ange- 
ordnet. Weiter ist gestern eine neue Reihe unerhörter Grenzverletzungen von den 
Polen begangen worden, bei denen diesmal reguläres polnisches Militär auf deut- 
sches Reichsgebier eingedrungen ist. 

Diese unerträglichen Herausforderungen haben den Führer veranlaßt, auch an der 
deutschen Ostgrenze die Ruhe und den Frieden zu schaffen, die Deutschland benötigt 
und die es an seinen anderen Grenzen hart.“ 


* 
ca. 14 Uhr 
Dahlerus ruft Sir Cadogan im Foreign Office wegen der Möglichkeit deutsch- 
englischer Verhandlungen an. Dieser sagt, daß dafür Vorbedingung sei, daß Deutsch- 
land die Feindseligkeiten einstelle und seine Truppen an die Grenzen zurückziehe. 
Anschließend fuhr er zu Göring. 
* 
15 Uhr 45 
Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax: „Ich sagte Graf Ciano heute 
morgen, daß ich, um der Möglichkeit zuvorzukommen, daß irgendwelche Maß- 
nahmen zur See Italien feindlich erscheinen können, heute morgen dem Oberkom- 
mandierenden im Mittelmeer telegrafiert habe unter dem Siegel des Geheimnisses, 
daß sich die italienische Regierung entschlossen hätte, nicht an Deutschlands Seite 
zu kämpfen. Er drückte lebhafte Dankbarkeit aus.“ (DBFP VII Nr. 569) 


* 


16 Uhr 45 

Lord Halifax beauftragt Botschafter Henderson, der deutschen Regierung zusam- 
men mit seinem französischen Kollegen eine Mitteilung zu machen, deren Text noch 
komme. In Erwiderung auf Fragen könne er erklären, daß die Mitteilung als War- 
nung gemeint sei und nicht als Ultimatum betrachter werden solle. Zu seiner eigenen 
Information wird ihm noch erläutert, daß, falls die deutsche Antwort unbefriedigend 
sei, die nächste Stufe entweder ein befristetes Ultimatum oder eine unverzügliche 


Kriegserklärung sein würde. (BBB Nr. 109) 
* 
17 Uhr 55 
Außenminister Bonner beauftragt Botschafter Coulondre, daß er sich der eng- 
lischen Demarche anschließen solle. (FGB Nr. 337) 
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16 Uhr 05 
Chamberlain sprach im Unterhaus. (DB Nr. 148) 
Im Hinblick auf die Behauptungen Chamberlains bezüglich der deutschen Vor- 
schläge sagte der gewiß nicht für Deutschland voreingenommene englische Historiker 
L. B. Namier: (Namier, S. 546, Anmkg. 215) 


„In bezug auf die deutsche Note vom 30. August, die Ribbentrop Henderson nicht 
hatte geben wollen, sagte Chamberlain: „Nie haben wir eine Abschrift dieser Vor- 
schläge erhalten..... und in der vergangenen Nacht haben wir zum erstenmal 
durch das Radio von ihnen gehört“ — wir haben von ihnen gehört! — Diese Fest- 
stellung entsprach nicht ganz den Tatsachen: am 31. August um 10 Uhr vormittags 
hatte Henderson den Text der Note durch Dahlerus und zwischen 5 und 7 Uhr nach- 
mittags direkt von Göring erhalten. Andererseits aber war Dahlerus‘ Mitteilung 
weder offiziell noch autoritativ, während die Nachricht der Bestätigung durch Gö- 
ring London kaum vor der Rundfunksendung um 9 Uhr nachmittags erreicht 
haben konnte. Jedenfalls hätte der Satz einer sorgfältigeren Fassung bedurft.“ 

Eine Reihe weiterer Unrichtigkeiten in der Rede bemängelt der Professor der 
Rechte Axel Freiherr von Freytagh-Loringhoven: 

„Jeder Satz in dieser Erklärung, die der Premierminister dem Parlament, vor dem 
er verantwortlich ist, abgab, enthielt eine Unwahrheit oder eine Entstellung. Schon 
die Wendung, daß der Botschafter den Reichsaußenminister „erst gestern abend“ 
gesehen hat, sollte und mußte den Eindruck wecken, als habe jener sich seit geraumer 
Zeit um eine Besprechung bemüht, während dieser sich ihr entzogen habe. Schlechtweg 
unwahr ist, daß die polnische Regierung sich öffentlich zu Verhandlungen bereit 
erklärt habe. Irreführend ist deshalb auch die Wendung, daß der Botschafter „ein 
übriges Mal“ die gleiche Erklärung abgegeben habe. Wiederum unwahr aber ist es, 
daß Herr Lipski die Bereitwilligkeit Polens zur Aufnahme von Verhandlungen zum 
Ausdruck gebracht habe, da er doch tatsächlich nur gesagt hat, daß seine Regierung 
die englische Anregung im günstigen Sinne erwäge. Unwahr ist endlich auch, daß 
Deutschlands Antwort in der Überschreitung der polnischen Grenze bestanden hätte.“ 

(Axel Freiherr von Freytagh-Loringhoven in „Kriegsausbruh und Kriegsschuld 
1939“, S. 84) 

Beachtlich ist auch das, was Chamberlain über die Herausgabe des englischen 
„Weißbuches“ sagte. Danach muß dieses Weißbuch spätestens am 31. August, also 
noch vor dem deutschen Einmarsch in Polen in Auftrag gegeben worden sein. Diese 
frühzeitige Herausgabe kann also nur den Zweck gehabt haben, die englische Offent- 
lichkeit für den Krieg reif zu machen. Aus einem anderen Grunde wäre die Heraus- 
gabe überhaupt nicht notwendig gewesen. 


%* 


19 Uhr 43 
Jetzt erst antwortet Botschafter Kennard auf das Telegramm, in dem ihm Lord 
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Halifax um O Uhr 50 Weisungen für sein Gespräch mit Außenminister Beck erteilt 
hatte: 

„Ihr Telegramm vom 1. September wurde heute 4 Uhr früh entziffert. Herr 
Lipski hatte schon gestern 18.30 Uhr beim deutschen Außenminister vorgesprochen. 
Angesichts dieser Tatsache, auf die heute beim Morgengrauen der deutsche Ein- 
marsch in Polen folgte, war es für mich offensichtlich sinnlos, den angeregten Schritt 
zu unternehmen.“ (BBB Nr. 101) 


* 


20 Uhr 25 

Botschafter Loraine telegrafiert an Lord Halifax: „Graf Ciano bestätigte meine 
Vermutung, daß die italienische These über die Wirksamkeit des italienisch-deutschen 
Bündnisses war, daß Konsultation und Zustimmung die Voraussetzungen einer 
Aktion von der einen oder anderen Seite wären, die wahrscheinlich zum Kriege 
führe. 

Er sagte ziemlich bitter, daß über die jetzige Krise Deutschland seinen italienischen 
Partner bloß konsultiert hätte, und daß er eine scheußliche Zeit während seines 
kürzlichen Besuches in Salzburg und Berchtesgaden gehabt hätte, und daß er selbst 
seit seinem ‚Nein‘ an Herrn Hitler bei dieser Gelegenheit, was die italienische Zu- 
stimmung zu gewaltsamen Maßnahmen gegen Polen angeht, der Reichsfeind Nr. 1 


geworden wäre.“ (DBFP VII Nr. 679) 
* 
21 Uhr 
Der Reichsaußenminister empfing den britischen Botschafter Henderson, der ihm 
eine Mitteilung seiner Regierung übergab. (DB Nr. 149) 


In der anschließenden Unterhaltung führte der Reichsaußenminister aus, eine 
deutsche Aggression läge nıcht vor, sondern Polen habe seit Monaten Deutschland 
provoziert. Nicht Deutschland habe gegen Polen, sondern Polen gegen Deutschland 
mobilisiert. Am Vortage hätten nun noch direkte Einfälle polnischer regulärer und 
irregulärer Truppenverbände in deutsches Gebiet stattgefunden. 

Die vom Englischen Botschafter soeben überreichte Mitteilung würde er an den 
Führer weiterleiten und dann eine sofortige Antwort erteilen. Der RAM fügte 
hinzu, daß, wenn die Britische Regierung Polen gegenüber eine solche Aktivität ent- 
falter hätte, wie sie dies anscheinend jetzt Deutschland gegenüber beabsichtige, eine 
Regelung mit Polen längst gefunden worden wäre. 

Sir Nevile Henderson erwiderte, er würde diese Bemerkungen seiner Regierung 
übermitteln und bäte, den Inhalt des Schreibens an den Führer weiterzuleiten. Er 
bat um eine möglichst baldige Antwort. 

Der RAM erwiderte, es hätte an und für sich keine Veranlassung vorgelegen, die 
deutschen Vorschläge der Britischen Regierung zur Kenntnis zu bringen, nachdem 
durch Nichterscheinen eines polnischen Unterhändlers diese Vorschläge hinfällig ge- 
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worden seien. Trotzdem habe er (der RAM) diese Vorschläge Henderson vorgelesen, 
in der stillen Hoffnung, daß England doch noch Polen zur Vernunft bringen würde. 
Der Führer hätte noch einen ganzen weiteren Tag vergeblich gewartet. Von pol- 
nischer Seite sei weiter nichts erfolgt als neue schwere Provokationen. 


Sir Nevile Henderson erwiderte, es täte ihm furchtbar leid, daß der RAM es bei 
seiner letzten Unterredung ablehnte, ihm (Henderson) den Text der Vorschläge zu 
überreichen. Es sei begreiflich, daß er bei dem schnellen Verlesen des deutschen 
Textes dieses ziemlich langen und komplizierten Dokuments das meiste nicht ver- 
standen habe. 


Der RAM wies darauf hin, daß er das Dokument langsam und deutlich vorgelesen 
habe und daß er sogar noch zu den Hauptpunkten (Danzig, Abstimmung im Kor- 
ridor, Minderheitenschutz) mündliche Erklärungen abgegeben habe. Er sei nicht er- 
mächtigt gewesen, ihm das Dokument auszuhändigen und habe es daher vorgelesen 
in der Hoffnung, daß wenigstens am nächsten Tage noch von polnischer Seite darauf 
eingegangen würde. Der Führer habe noch einen ganzen Tag gewartet und schließ- 
lich den Eindruck gewonnen, daß England nichts weiter tun wolle. 


Als Henderson noch einmal sein Bedauern darüber aussprach, daß ihm trotz seiner 
Bitte die Vorschläge nicht übergeben worden sind, wiederholte der RAM, daß er das 
Dokument langsam vorgelesen und einzelne Punkte erläutert hätte, so daß er der 
Ansicht sein konnte, Henderson habe alles verstanden.“ (ADAP VII S. 410) 


* 


21 Uhr 45 

Hendersons eigener Bericht deckt sich mit dem deutschen. Er schließt: 

„Er war an diesem Abend höflich und zuvorkommend. Ich komme zu der Auf- 
fassung, daß Herrn Hitlers Antwort versuchen wird, den Krieg mit Großbritannien 
und Frankreich zu vermeiden, daß wir sie aber wahrscheinlich nicht werden anneh- 


men können.“ (BBB Nr. 111) 
* 
22 Uhr 
Die von Herrn Coulondre abgegebene Erklärung lautete ebenso. (FGB Nr. 345) 
Der Reichsaußenminister erklärte ihm: (ADAP VII S. 412) 


„Deutschland habe keine Aggression gegen Polen unternommen, sondern Polen 
hätte Deutschland seit Monaten in unerhörter Weise provoziert, indem es Danzig 
wirtschaftlich abschnürte, die deutsche Minderheit in Polen schwer drangsalierte und 
dauernd Grenzverlerzungen beging. Der Führer habe eine unvergleichliche Geduld an 
den Tag gelegt und immer noch gehofft, daß Polen vernünftig werden würde. Das 
Gegenteil sei der Fall gewesen. Polen habe, nachdem es schon seit Monaten mit der 
Mobilisierung begonnen hätte, nunmehr auch formell die Generalmobilmachung an- 
geordnet und habe gestern Abend nicht nur Grenzverletzungen, sondern drei schwere 
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Einfälle in deutsches Gebiet begangen. Auf Grund dieser Tatsachen lehne daher 
Deutschland die Version einer deutschen Aggression gegen Polen ab.“ 


* 


Der deutsche Geschäftsträger Thomsen meldet aus Washington, die 16 Punkte 
Deutschlands für eine Verständigung mit Polen seien von Rundfunk und Presse zu- 
nächst mit Überraschung und Erleichterung, dann aber als geschicktes Manöver zur 
Irreführung der öffentlichen Meinung und Verschleierung deutschen Rückzugs kom- 
mentiert worden. 

Da Englands Haltung noch nicht feststehe, halte sich Präsident Roosevelt zurück 
und habe auf einer Konferenz die Presse mit der Versicherung beschwichtigt, daß 
er zuversichtlich hoffe, daß Amerika aus einem Krieg herausgehalten werden könne. 

(ADAP VII Nr. 494) 


* 


Der amerikanische Geschäftsträger übergab im Auswärtigen Amt eine Note mit 
einer Botschaft des Präsidenten Roosevelt betr. Luftbombenangriffe, die dieser auch 
an andere in die Feindseligkeiten verwickelten Regierungen gerichtet habe. Der Lei- 
ter der Politischen Abteilung verwies den Geschäftsträger auf das, was Hitler schon 
in seiner heutigen Rede in dieser Hinsicht ausgeführt habe, und was im deutschen 
Rundfunk zur Widerlegung englischer Lügennachrichten bekanntgegeben worden sei, 
daß die deutsche Luftwaffe nur militärische Objekte bombardiere. 

(ADAP VII Nr. 530) 


Die Aktion Dahlerus 
am Freitag, den 1. September 1939 


„Um 8 Uhr traf ich mit Göring zusammen. Er wirkte merklich niedergeschlagen 
und redete erst über allerhand unwesentliche Dinge. Es war offenbar, daß er etwas 
auf dem Herzen hatte, mit dem er nicht gern herausrücken wollte. Endlich erzählte 
er aber, daß in der Nacht polnische Freischaren die Radiostation Gleiwitz besetzt 
und eine Mitteilung verbreitet hätten, die Polen wären in Deutschland eingedrungen 
und es hätten mehrere Gefechte zwischen deutschen und polnischen Verbänden statt- 
gefunden. Weiter erklärte er, daß die Polen früh am Morgen die Brücke bei Dirschau 
in der Nähe von Danzig gesprengt hätten, wobei einige Deutsche das Leben verloren. 
Diese Zwischenfälle waren ja schlimm genug, schienen mir aber kaum Görings Hal- 
tung erklären zu können. So allmählich kam heraus, daß Hitler im Laufe der Nacht 
dem deutschen Heer Befehl gegeben hatte, die polnische Grenze zu überschreiten 
und die Polen zurückzutreiben. Nachdem er nun wohl sein Gewissen erleichtert und 
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mir auf diese eigentümliche Weise mitgeteilt hatte, daß Deutschland den Frieden der 
Welt gebrochen und Polen angegriffen habe, wurde er gesprächiger. Er wurde aus- 
fällig erst gegen die polnische Regierung und das polnische Volk, dann gegen die 
Engländer und betonte deren Verantwortlichkeit und Schuld. Ich hörte kaum zu, 
während Göring mich mit einem Wortschwall zu überzeugen versuchte, wie richtig die 
Deutschen gehandelt hätten und wie unschuldig sie tatsächlich wären; sie hätten den 
Frieden nicht stören wollen, sie seinen ganz einfach in den Krieg mit Polen hinein- 
gezwungen worden. 

Bereits um 9 Uhr fuhr Göring nach Berlin, um an der Reichstagssitzung in der 
Krolloper teilzunehmen. Um die gleiche Zeit begab ich mich zur britischen Botschaft. 
Ehe ich mich von Göring trennte, hatten wir weiter eine friedliche Lösung erörtert, 
jetzt in erster Linie die Möglichkeit, den Krieg zu begrenzen und einem Weltbrand 
vorzubeugen. Wir kamen zu dem Ergebnis, die einzige Chance liege darin, Hitlers 
Einverständnis zu erwirken dafür, daß Göring mit englischen Delegierten zusam- 
mentreffe. 

Unmittelbar vor 10 Uhr kam ich in die britische Botschaft und traf Henderson 
gleich an. Während ich mit ihm in seinem Arbeitszimmer zusammensaß, fuhr Hitler 
auf dem Weg zur Krolloper in einer Kolonne von Autos vorbei. Henderson betrach- 
tete die Lage als hoffnungslos, und als ich die Möglichkeit andeutere, Verhandlungen 
zwischen der deutschen und englischen Regierung, z. B. in Holland, aufzunehmen, 
um eine Fortsetzung dieses wahnsinnigen Unternehmens zu verhindern, antwortete 
er nur, daß er wahrhaftig nicht daran denke, Hitler zu besuchen. In scharfen und 
heftigen Worten geißelte er das Verhalten des Reichskanzlers und seiner Helfer, die 
für die Ereignisse verantwortlich seien und durch die jetzt ganz Europa ein ver- 
nichtender Krieg drohe. 

Kurz vor 11 Uhr kehrte Hitler mit seiner Begleitung auf demselben Weg von der 
Krolloper zur Reichskanzlei zurück. Bald darauf rief Göring von der Reichskanzlei 
an und bat mich, dorthin zu kommen, da Hitler eine Rücksprache wünsche. Göring 
teilte mir in kurzen Zügen den Inhalt der Rede mit, die Hitler gehalten hatte. Er 
sagte, er trage als Hitlers nächster Vertrauter allerdings eine große Verantwortung 
und er müsse natürlich der von Deutschlands Führer bestimmten Politik loyal fol- 
gen, er glaube aber, daß ihn dies nicht hindern würde, weiter für eine friedliche 
Lösung zu wirken. Er fragte mich wiederholt, ob ich wirklich der Auffassung sei, 
daß England eine vernünftige und friedliche Regelung mit Deutschland erstrebe, und 
wollte gern wissen, ob ich es in der jetzigen Lage für möglich hielte, einen Vertrag 
zustande zu bringen. 

Ich betonte nachdrücklich, daß es nach meiner Auffassung nur noch ein Fünkchen 
Hoffnung gebe, einen Weltkrieg zu vermeiden. Die einzige Möglichkeit sei, eine 
Zusammenkunft zwischen einem Vertreter der deutschen Regierung — Göring selbst 
— und einigen Vertretern der englischen Regierung zustande zu bringen. 

Göring entfernte sich, um mit Hitler zu beraten. Er kehrte nach einigen Minuten 
zurück und bat mich, ihm in einen kleineren Salon zu folgen. Dort stand Hitler allein 
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und wartete. Er wirkte äußerlich ruhig, aber man konnte sehen, wie nervös und 
erregt er tatsächlich war. Er empfing mich zwar höflich, aber bereits von Anfang 
an wirkte er in seinem Auftreten anomal. Zu Anfang erklärte er, es sei ihm die 
ganze Zeit klar gewesen, daß England keinen Frieden wünsche, sondern nur für seine 
eigenen egoistischen Machtinteressen arbeite. Er bat mich, für all meine Versuche 
danken zu dürfen, eine Verständigung zwischen den beiden Völkern herbeizuführen, 
und sagte, es läge gewiß an England, wenn dies mißglückt sei. Ein Ausgleich, bemerkte 
er, sei nach seiner Meinung nicht mehr möglich. Hier unterbrach ihn Göring, der 
bisher dabeigestanden und zugehört, aber an dem Gespräch nicht teilgenommen 
hatte, und erklärte, der Vormarsch des deutschen Heeres bis zu bestimmten Punk- 
ten sei notwendig gewesen; da aber unterbrach ihn Hitler seinerseits und sagte, er 
sei jetzt fest entschlossen, den polnischen Widerstand zu brechen und das polnische 
Volk zu vernichten. Falls die Engländer weitere Verhandlungen wünschten, erklärte 
er sich hierzu bereit. „Wenn aber“, bemerkte er, „die Engländer nicht verstehen, 
daß sie es in ihrem eigenen Interesse vermeiden müssen, mit mir zu kämpfen, so 
werden sie ihren Fehler teuer bezahlen müssen“. 


Als ich Hitler verließ, war mir klar, daß es für die Rücksichtslosigkeit dieses Man- 
nes keine Grenzen gab. Das widerwärtige Zusammensein nahm glücklicherweise bald 
ein Ende und zusammen mit Göring fuhr ich von der Reichskanzlei in dessen Woh- 
nung. Ich wünschte in der wichtigen Frage Klarheit, ob Görings Bemerkung bei der 
Zusammenkunft mit Hitler ernst gemeint und ob er wirklich bereit war, wirksame 
Schritte zu ergreifen, um dem Krieg gegen Polen Einhalt zu tun und Verhandlungen 
zu eröffnen. Er selbst war nervös und erschöpft und vermied es, eine klare Antwort 
zu geben. Wir trennten uns, nachdem ich nochmals betont hatte, daß ein Weltkrieg 
unvermeidlich sei, wenn der Angriff gegen Polen nicht eingestellt würde. 


Bei dem Gedanken an die ungeheure, Europa jetzt drohende Katastrophe weigerte 
ich mich aber, die Hoffnung fahren zu lassen. Nach dem Lunch fuhr ich zur britischen 
Botschaft und rief Cadogan an, um zu hören, ob er irgendwelche Möglichkeiten sehe, 
durch direkte Verhandlungen zwischen Deutschland und England etwas zu erreichen. 
Cadogan antwortete so aufrichtig und klar wie immer, und ganz kurz und einfach 
wie folgt: Die Bedingungen seien, daß 1. Deutschland die Feindseligkeiten einstelle 
und 2. die deutschen Truppen an die deutsch-polnische Grenze zurückgezogen würden. 

Später am Nachmittag fuhr ich zu Görings Hauptquartier hinaus und hatte mit 
ihm eine lange Unterredung über die Möglichkeiten, eine Basis für Verhandlungen 
zwischen Deutschland und England zu finden. Wir kamen aber zu keinem Resultat. 
Ohne das Gespräch mit Cadogan zu berühren, hob ich jedoch als unabdingbare Vor- 
ausserzung für Verhandlungen hervor, daß die Feindseligkeiten aufhörten und die 
Truppen in ihre Ausgangsstellungen zurückkehrten. 


Mehr als einmal betonte er, daß der Krieg, wie er sich auch entwickeln mochte, 
auf einen Kampf zwischen Deutschland und Polen begrenzt werden könne — ob- 
wohl natürlich Rußland seinen Tribut für die Einigung mit Deutschland fordern 
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würde. Es schien ihm alles nach einem Plan festgelegt, der auf keine Weise durch- 
kreuzt werden konnte. 

Ehe wir uns trennten, versicherte mir Göring, daß er alles ihm Mögliche tun würde, 
um eine Ausbreitung des Krieges zu verhindern, und daß er nach wie vor bereit sei, 
sich dafür einzusetzen, seine Fortsetzung zu unterbinden. Im Hinblick auf meine 
Erlebnisse in den letzten Tagen, vernahm ich natürlich diese Erklärung mit großer 
Skepsis. Ich hoffe aber, daß er die Folgen von Englands unwiderruflicher Stellung- 
nahme verstehen würde. 

Nach Beendigung des Gesprächs kehrte ich zur englischen Botschaft zurück, wo 
man mir indessen nichts Neues mitzuteilen harte. (Dahlerus S. 122 ff.) 


* 


Im Foreign Office wurde ein Protokoll von Sir Cadogan aufgenommen über den 
Telefonanruf des Herrn Dahlerus: „Herr Dahlerus läutete mich um 12.20 Uhr an, 
um zu sagen, daß er vermutete, ich hätte die Nachricht gehört, daß der Kampf be- 
gonnen hätte. Er schien zu unterstellen, daß er von den Polen aus gegangen sei, die 
die Brücke bei Dirschau sprengten. Er sagte, daß er Feldmarschall Göring und Herrn 
Hitler vor einer Viertelstunde gesehen hätte. 

Hitler hätte ihm seine Besorgnis betont, nicht einen Weltkrieg zu veranlassen und 
erklärt, er sei nicht erpicht auf einen Eroberungskrieg. Er drückt den Wunsch aus, 
die Angelegenheiten mit Großbritannien zu erörtern. 

Ich fragte, was es wäre, was Hitler zu erörtern wünsche. 

Herr Dahlerus sagte, daß er denke, daß der Führer sich zu vergewissern wünsche, 
ob irgendeine Möglichkeit vorhanden wäre, daß SMR als Mittlerin zwischen Deutsch- 
land und Polen handelte. 

Ich sagte, daß ich bei den gegenwärtigen Umständen keinerlei Basis dafür sähe 
und daß ich mir nicht vorstellen könnte, daß irgend etwas mit Nutzen erörtert wer- 
den könnte. 

Herr Dahlerus wiederholte hartnäckig seinen Vorschlag, daß er heute mit Sir 
Ogilvie-Forbes nach London herüber fliege. Ich sagte, ih könnte nicht einsehen, 
welcher Zweck damit erreicht werden würde. 

Herr Dahlerus sagte, daß dies ein Versuch in leızter Minute wäre, eine Kata- 
strophe abzuwenden, und er vertraute ernsthaft darauf, daß wir keine günstige 
Gelegenheit verpaßten. 

Ich sagte, daß wir hier alle die Anstrengungen schätzten, die Herr Dahlerus selbst 
gemacht hätte, daß aber die Angelegenheit uns aus den Händen genommen wäre 
heute morgen durch des Führers Aktion, und ich könnte nicht einsehen, daß irgend 
etwas in dem, was er sagte, irgendwelche Aussicht biete auf ein effektives Resultat. 
Es wäre nicht unsere Schuld, daß die Möglichkeiten zu einer Diskussion zu einem 
Ende gekommen seien. 


513 


1. September 1939 


Herr Dahlerus bat mich, den Vorgang vorzutragen. Ich sagte, daß das, was ich 
ihm gesagt hätte, meine persönliche Meinung wäre, und ich würde gewiß die An- 
gelegenheit unterbreiten, gab ihm aber keinen Grund, anzunehmen, daß er irgend- 
eine andere Antwort erhalten würde. 

Herr Dahlerus sagte, daß er mich wieder um 13.15 Uhr anrufen würde.“ 

(DBFP VII Nr. 651) 


Der italienische Vermittlungsversuch 
1. September 1939 


Zunächst Cianos Tagebucheintrag: „Der Duce ist ruhig. Er hat jetzt den Entschluß 
gefaßt, nicht in den Kampf einzugreifen, und die Erregung, die sein Gemüt während 
der letzten Wochen bewegte, hat aufgehört. Er telephoniert persönlich mit Attolico, 
um sich ein Telegramm von Hitler senden zu lassen, worin ihn dieser von den 
Bündnisverpflichtungen befreit. 

Er will in den Augen des deutschen Volkes und auch in denen des italienischen 
Volkes nicht als treubrüchig gelten. Die Italiener zeigen freilich nicht viel Bedenken, 
ihr Deutschenhaß hat sie blind gemacht. Hitler sendet die Botschaft durch Mackensen. 

Ich empfange mehrmals Francois-Poncet und Sir Percy Loraine. Es steht jetzt fest, 
daß Frankreich und England nichts gegen uns unternehmen werden. Ich wiederhole 
Francois-Poncet, was ich Percy Loraine über unsere Haltung sagte, und diese 
Fühlungnahme ist nützlich, um Zweifel zu zerstreuen. Die Franzosen drängen noch 
darauf, der Duce möge die Initiative für die Konferenz ergreifen, von der wir 
gestern sprachen. Die Engländer sind skeptischer. Am skeptischsten sind wir Italiener, 
da wir wissen, wie die Dinge stehen, und den verbohrten Kampfwillen der Deut- 
schen kennen.“ 


* 


Adolf Hitler schreibt an Mussolini: (ADAP VII S. 402) 

„Duce! 

Ich danke Ihnen auf das herzlichste für Ihre diplomatische und politische Unter- 
stützung, die Sie Deutschland und seinem guten Recht in der letzten Zeit zuteil wer- 
den ließen. Ich bin der Überzeugung, die uns gestellte Aufgabe mit den militärischen 
Kräften Deutschlands lösen zu können. Ich glaube deshalb, der militärischen Unter- 
stützung Italiens unter diesen Umständen nicht zu bedürfen. Ich danke Ihnen, Duce, 
auch für Alles, was Sie in Zukunft für die gemeinsame Sache des Faschismus und 
Nationalsozialismus tun werden. 


* 


10.20 Außenminister Bonnet kündigt Botschafter Francois-Poncet an, daß er ihm 
noch vor 12 Uhr die französische Antwort übermitteln werde. 
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10.30 Der französische Ministerrat tritt zusammen. „Fest bleiben, diese Empfeh- 
lung Coulondres, des Botschafter-Ratgebers beherrscht noch alle Gedanken und 
bestimmt alles Verhalten. — Wir werden uns also für Polen schlagen, sage ich zu 
meinem Nachbarn Paul Reynaud, falls Mussolini es nicht gelingt, eine Konferenz 
zustande zu bringen. Der sphinxhafte lächelt. Er allein lächelt!“ Das schreibt der 
Minister Anatole de Monzie in sein Tagebuch. (Monzie, $. 152) 

Außenminister Bonnet berichtet über den Ministerrat: 

„Dann setzte ich den Ministerrat von meinen Gesprächen mit Corbin in Kenntnis. 
In diesem Augenblick brachte man mir eine Mitteilung des Britischen Botschafters 
in Rom, Sir Percy Loraine. Er hatte soeben Graf Ciano gesehen, der ihm erklärt 
hatte: „Was auch komme, Italien wird gegen Großbritannien und auch gegen 
Frankreich nicht die Waffen ergreifen.“ Diese Nachricht rief unter den Regierungs- 
mitgliedern großes Aufsehen hervor. 

11.50 Durch dringlihe Nachrichten abberufen, verließ ich das Elysee vor 
Beendigung des Ministerrates. Ich verlangte sofort Rom. Um 11.50 Uhr diktierte ich 
selbst Francois-Poncet die Note, durch die die Französische Regierung den Vorschlag 
einer Konferenz annahm. Unser Botschafter suchte dann den Italienischen Minister 
auf, der ihm für eine Antwort dankte, zu der er sich beglückwünschte. Er fügte 
hinzu, daß er nicht sagen könne, ob der italienische Vorschlag noch an Hitler 
gesandt werden könne.“ (Bonnet, $. 290) 


* 


In einer Notiz des Foreign Office zum italienischen Konferenzvorschlag heißt es: 

(DBFP VII Nr. 749) 

„Am gleichen Morgen brachte der Erste Sekretär der französischen Botschaft 

(London) die Antwort, die die französische Regierung zum italienischen Konferenz- 

vorschlag absenden wollte, obgleich dies nun nur noch akademische Bedeutung hat. 
Sie baten um eine Antwort innerhalb einer halben Stunde.“ 


* 
13 Uhr 10 
Botschafter v. Mackensen übergibt Mussolini einen Brief Hitlers. (DB Nr. 150) 
Bei dem Gespräch (ADAP VII S. 407) 


führte Mussolini aus: „Vor allem sei ihm höchst wertvoll, daß volle Klarheit darüber 
bestehe, daß der Führer, so wie die Dinge lägen, hoffe, in Überzeugung zu über- 
nehmende Aufgabe mit eigenen militärischen Kräften lösen zu können. Bekanntgabe 
unseres beabsichtigten Angebots an Polen habe hier sehr günstig gewirkt und das 
selbst bei solchen, die bisher an unserer Stellung Kritik geübt. Angebot werde 
übereinstimmend von allen Kreisen als gerecht empfunden. Es sei tief zu bedauern, 
daß die Engländer es nicht vermocht hatten, Polen zur Annahme zu bringen. 
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Daß wir mit Polen in kurzer Frist fertig würden, sei ihm nicht zweifelhaft. Frage 
sei nur, was England und Frankreich machen würden. Aber auch in dieser Hinsicht 
sehe er der Entwicklung in voller Ruhe entgegen, da er sich die Möglichkeit un- 
mittelbarer Hilfeleistung an Polen nicht vorstellen könne. Er selbst halte sich 
militärisch in höchster Vorbereitung defensiven Charakters und habe Gewißheit, 
schon heute mehr als 300000 Mann zu binden. Im übrigen werde er mit allen 
Mitteln insbesondere auch pressemäßig unsere Sache unterstützen, betreibe auch 
nachdrücklich erbetene Entsendung italienischer Arbeiter..... 

Am Schluß betonte der Duce, er sehe der Entwicklung auch in militärischer Hin- 
sicht mit Ruhe und zuversichtlich entgegen.“ 


* 


14 Uhr 45 
Francois-Poncet wird von Ciano gefragt, ob seine Regierung glaube, daß Polen 
der Einberufung einer Konferenz zustimme. Dann würde Italien mit Polens Hin- 


zuziehung einverstanden sein. (Freund, III S. 408) 
* 
15 Uhr 
Außenminister Bonnet dagegen schilderte — in nadhträglicher Sicht — seine 


lebhaften Bemühungen um das Zustandekommen der Konferenz: 
(Bonner, S. 290 f.) 
„15 Uhr: Italien nahm die von uns gestellte Bedingung an, das heißt die 
Anwesenheit Polens bei der Konferenz. Es ersuchte uns, in Warschau vorstellig zu 
werden, um von der Polnischen Regierung eine günstige Antwort auf die Einladung 
zu erlangen, die ebenfalls an Hitler geleitet werden sollte. Sobald Italien sich mit 
der Anwesenheit eines polnischen Vertreters auf der geplanten Konferenz uns 
gegenüber einverstanden erklärte, verlangte ich gleichzeitig Telephonverbindung mit 
Warschau und Bukarest, für den Fall, daß unsere Drähte nach Warschau ab- 
geschnitten oder unterbrochen sein sollten. 16 Uhr: Ich erhielt Verbindung mit 
Noel in Warschau. Ich bat ihn, Beck von der italienischen auf unser Betreiben erfolg- 
ten Einladung zu unterrichten. Die Konferenz werde im übrigen nur stattfinden, 
wenn Polen zustimme. 16.05 Uhr: Ich sprach mit der Französischen Botschaft in 
Bukarest. Und da die voraufgegangene Verbindung schlecht war, wiederholte ich 
unserem Geschäfsträger das Gespräch. Ich bat ihn, eilig nach Warschau zu tele- 
phonieren, damit Noel schnell die Antwort Polens auf das italienische Projekt 
empfange, die ich als wichtig erachtete. In diesem Augenblick dürfe nichts ver- 
säumt werden. Diese Mitteilung wurde eine Stunde darauf nach Warschau geleitet, 
und Noel sah Beck am späten Nachmittag. 
16.35 Uhr: Ich versuchte erneut, doch diesmal erfolglos, mit Warschau in Ver- 
bindung zu kommen, um in Erfahrung zu bringen, wann die Antwort Becks erfol- 
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gen werde. 16.50 Uhr: Ich rief Francois-Poncet wieder an, um ihm zu sagen, daß 
ich die italienische Einladung nach Warschau weitergeleitet und ihre Bedeutung 
hervorgehoben hätte.“ 

Botschafter Noel berichtet über seine Demarche: 
17 Uhr 

„Ich glaubte, daß er (Beck) über die italienische Initiative im Bilde war. Er ver- 
sicherte mir, daß er nichts davon wisse, und es war auch sicherlich der Fall, wie ich 
nachher bei den in Betracht kommenden Persönlichkeiten feststellte. Ich benachrich- 
tigte Beck von dem Vorschlag und der Bedeutung, die meine Regierung ihm bei- 
messe. Ich wies auch auf das Interesse Polens hin, das unter allen Umständen seinen 
Friedenswillen zeigen wolle und deshalb vielleicht klug handle, den Vorschlag 
nicht gleich von vornherein abzulehnen. Oberst Beck zeigte mit einer Geste nach 
dem Himmel, der eben noch mit den mörderischen Flugzeugen bedeckt war... . . 
‚Wir sind mitten im Krieg als Folge eines nicht provozierten Angriffs. Es handelt sich 
jetzt nicht um eine Konferenz, sondern um die Frage des gemeinsamen Vorgehens 
der Alliierten, um dem Angriff zu widerstehen..... el 

Durch ein Telegramm, das in Warschau am 1. September um 21.31 Uhr ab- 
gefertigt wurde, aber nicht vor dem 2. um 2 Uhr 15 im Quai d’Orsay eintraf, über- 
mittelte ich Herrn Bonnet Joseph Becks Antwort. Dieses Telegramm kreuzte sich mit 
einem Telegramm des Herrn Bonnet, indem der Minister sich vorsichtig eines Rats 
an Polen zur Annahme des italienischen Vorschlags enthielt und eine möglichst 
beschleunigte Übermittlung der polnischen Antwort erbat.“ (Noel, S. 439 f.) 


* 


In der bereits erwähnten Notiz des Foreign Office wird ausgeführt, daß von 
Bonnet Botschafter Noel befohlen worden sei, sich mit M. Beck über einen schlecht 
definierten italienischen Vorschlag für eine Fünfmächte-Konferenz auszusprechen. 
„Die Regierung S. M. wurde von diesem Schritt weder informiert noch konsultiert.“ 

(DBFP VII Nr. 749) 


* 


18 Uhr 
Bonnet bestätigte Botschafter Corbin folgende telefonische Mitteilung: 
(Bonner, S. 293) 
„Ich erhielt von Francois-Poncet den Hinweis, daß Mussolini den Gedanken der 
Konferenz, die er uns gestern vorgeschlagen hatte, zu verwirklichen gedenkt. Ich 
habe mich sofort mit Ihnen in Verbindung gesetzt, um Sie zu fragen, was die 
Britische Regierung hierüber denkt. Sie deuteten mir an, nachdem Sie darüber mit 
dem Foreign Office gesprochen hatten, daß der Staatssekretär des Auswärtigen der 
Meinung sei, zur jetzigen Stunde scheine ihm dieser Plan kaum mehr lebensfähig. 
Ich bitte Sie, zu betonen, daß ich diese Meinung nicht teile. Gewiß, wir sind fest 
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entschlossen, unsere Verpflichtungen einzuhalten. Ich habe soeben dem Notenentwurf, 
der mir durch die Britische Regierung zugeleitet worden ist und der darauf zielt, 
einen gemeinsamen Schritt unserer Botschaft in Berlin anzuordnen, um die Note 
der Reichsregierung zu übergeben, meine volle Zustimmung gegeben. Aber ich glaube, 
daß gerade unsere feste Entschlossenheit uns bis zum letzten Augenblick gebietet, 
nichts zur Wiederherstellung des Friedens zu versäumen. Übrigens habe ich tele- 
phonisch unseren Warschauer Botschafter beauftragt, er möge mir die Meinung der 
polnischen Behörden über den Plan einer Konferenz mitteilen.“ 


* 


Der Inhalt dieses Telegrammes widerlegt die Behauptung Hoggans, die Formu- 
lierung der beabsichtigten britisch-französischen Note habe Bonner maßgebend be- 
einflußt, „um die Forderung, daß die Deutschen sich regelrecht aus Polen zurück- 


zuziehen hätten, zu umgehen.“ (Hoggan, 767) 
18 Uhr 25 
Erst jetzt telegrafiert Bonnet an Noel wegen der geplanten Konferenz und bittet 
um baldigen Bescheid Polens. (FGB Nr. 338) 
%* 
21 Uhr 31 


Noel telegrafiert aus Warschau die soeben von Beck erhaltene polnische Antwort: 

(FGB Nr. 343) 

„Wir befinden uns infolge eines nichtprovozierten Angriffs mitten im Krieg. 

Es handelt sich nicht mehr um eine Konferenz, sondern um die von den Alliierten 

gemeinsam durchzuführende Abwehr, um dem Angriff zu widerstehen. Ich habe 

übrigens von niemand etwas über den italienischen Plan gehört.“ Noel fügt hinzu, 
daß keine Vergleichsstimmung mehr vorhanden sei. 


* 


23 Uhr 

Vom Minister Paul Reynaud wird folgende Äußerung übermittelt: „Wenn während 
dieser 12 Stunden Hitler sein Ziel erreicht und den Frieden vorschlägt, so werden 
wir uns morgen früh in einer heiklen Situation befinden, wenn wir ihm den Krieg 


erklären wollen“. (Suarez, $. 240) 
* 
1. 9. 
Der italienische Botschafter in London, Graf Grandi, schreibt an Ministerpräsident 
Chamberlain: (Feiling, S. 422) 
„Ich wünsche Ihnen zu sagen, wie glücklich ich gerade an diesem Tage bin, 
wegen der von meinem Land getroffenen Entscheidung. ..... . (Auslassung auch im 
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englischen Buch) Alles, um das ich mich während sieben Jahre meiner Mission ir 
England und während dieser letzten wichtigen Wochen in Rom bemüht habe, isı 
bewahrt worden.“ 


Frankreichs große Schweigepause vom 31. 8. bis 1. 9. 1939 


Selbstzufrieden äußert sich Außenminister Bonner: 

„Man sieht also, wie hartnäckig wir uns während der Tage vom 31. August bis 
1. September um die Annahme der von Italien vorgeschlagenen Konferenz be- 
mühten. Nichts wurde versäumt. Obwohl ich an Kritik gewöhnt bin, kann ich heute 
nicht ohne Überraschung lesen, daß die Französische Regierung sofort den italie- 
nischen Vorschlag nach Warschau hätte weitergeben und Polen selbst zu dieser Kon- 
ferenz einladen sollen, ohne auf Graf Cianos Zustimmung zu warten. Man vergißt, 
daß Italien allein die Initiative zu dieser Konferenz ergriffen hatte. Frankreich 
war also in keiner Weise befugt, an seiner Stelle Einladungen zu erlassen.“ 

(Bonner, $. 291) 

Dieser Einwand ist wohl der abwegigste, den Bonnet zu seiner Verteidigung vor- 
bringen konnte. Von ihm war nicht verlangt worden, daß er die Einladungen zur 
Konferenz verschicken sollte, sondern neben sonstigen wichtigen Gründen, hätte es 
mindestens die Rücksichtnahme auf den polnischen Verbündeten verlangt, daß er 
über die italienischen Vermittlungsvorschläge zumindest orientiert wurde. Botschafter 
Noel schreibt daher zu Recht: 

„Man ist erstaunt, daß Herr Bonnet, der vom Vorschlag Mussolinis durch eine 
telefonische Mitteilung Francois-Poncets am Donnerstag, dem 31. August um 
12.30 Uhr Kenntnis hatte, bis zum nächsten Tage, den 1. September um 16 Uhr 
gewartet hat, um zu versuchen, den Vertreter Frankreichs in Warschau und durch ihn 
die polnische Regierung von einem Vorschlage in Kenntnis zu setzen, an dem Polen, 
wie man auch über den Vorschlag selbst denken mag, ein großes Interesse hatte. Dies 
ist um so erstaunlicher, als er mir die Mitteilung erst machte, nachdem Graf Ciano 
eine zweite Mitteilung ergehen ließ, und die Feindseligkeiten seit fast zwölf Stunden 
begonnen hatten. 

Die Schwierigkeit der telegrafischen und telefonischen Verbindungen mit Polen 
war kein ausreichender Grund dafür, 27 Stunden mit der Übermittlung des italie- 
nischen Vorschlages zu warten. Es blieb die Möglichkeit, zwischen Paris und 
Warschau über Riga oder Bukarest zu verkehren... 

Herr Bonnet hat versucht, sein Zögern mit der Erklärung zu rechtfertigen, daß 
zunächst nicht die Rede davon war, Polen zu der vorgesehenen Konferenz ein- 
zuladen. Es wäre gleichwohl sehr wertvoll gewesen, mich zu benachrichtigen, daß 
die Frage aufgeworfen war, und mich in die Lage zu versetzen, zusammen mit den 
polnischen Staatsmännern zu untersuchen, welcher Vorteil aus dem Vorschlage 
Mussolinis im gemeinsamen Interesse der Alliierten gezogen werden konnte. Wäre 
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ich am Nachmittag des 31., also vor dem deutschen Angriff, informiert worden, 
so hätten die polnischen Heerführer, die icdı natürlich umgehend benachrichtigt 
hätte, vielleicht, da sie erst am ersten Tage der Mobilisation waren, den Konferenz- 
vorschlag als Mittel zum Zeitgewinnen ins Auge gefaßt.“ (Noel, S. 442) 


Die Leser werden sich erinnern, daß der britische Botschafter in Paris am 31. 
August um 15 Uhr an Lord Halifax telegrafierte, daß Mr. Daladier Mussolinis 
Einladung zu einem zweiten München nicht annehmen, sondern lieber zurück 
treten werde. 


Außerdem hatte man die Gewißheit, daß mit jedem Kilometer, um den die 
Deutschen in Polen mehr vorrückten, die Kluft zwischen ihnen und den Polen 
immer tiefer wurde, sodaß man also kein Interesse hatte, dieses Wachsen der Kluft 
durch Friedensvorschläge zu verhindern. 


Nachdem der italienische Konferenzvorschlag seit über 24 Stunden zwischen 
Rom—Paris—London und Berlin herumgeirrt war, bevor er an die wichtigste 
Adresse, nämlich Polen, geleitet wurde, ist unwahrscheinlich, daß die Behauptung 
Hoggans stimmt: „Um 3 Uhr des gleichen Tages konnte der italienische Botschafter 
(in Paris) Mussolini eine Bitte Daladiers übermitteln, er möge sich auf dem Wege 
einer diplomatischen Aktion um eine Konferenz bemühen. Den französischen 
Führern war es offensichtlich ehrlich darum zu tun, einen Krieg zur Unterstützung 
Polens zu vermeiden.“ (Hoggan, S. 770) 


Sonnabend, den 2. September 1939 
(in chronologischer Reihenfolge) 


Außenminister Beck beauftragt die polnischen Botschafter in London und Paris, 
den dortigen Regierungen folgendes mitzuteilen: (PWB Nr. 137) 

„Während des gestrigen Tages haben die Kämpfe auf der ganzen Front außer- 
ordentlich ernsten Charakter angenommen. Überall stoßen die deutschen Angriffe 
auf sehr heftige Gegenwehr von unserer Seite. Was die große Schwierigkeit für unsere 
Truppen darstellt, ist die Tatsache, daß das Reich seine Luftflotte fast vollständig 
in den Kampf eingesetzt hat. Diese Luftwaffe bombardiert nicht nur militärische 
Formationen, sondern auch Fabriken und sogar Dörfer. Unter solchen Umständen 
wäre die Entscheidung der Verbündeten, welche die Wirkung hätte, einen nennens- 
werten Teil der deutschen Luftflotte anderweitig zu beschäftigen, für alle von 
Interesse...“ 


* 


0 Uhr 30 
Churchill schrieb in einem Brief an Chamberlain: (Churchill, I. 2, S. 8) 
„... Die Polen sind jetzt seit dreißig Stunden einem schweren Angriff ausgesetzt, 
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und ich höre mit großer Besorgnis, daß man in Paris von einer weiteren Note 
spricht. Ich nehme bestimmt an, daß Sie in der Lage sein werden, unsere gemein- 
same Kriegserklärung spätestens heute nachmittag beim Zusammentreten des Parla- 
ments bekanntzugeben. 

Die „Bremen“ wird bald aus der Zone, wo sie gestellt werden kann, heraus sein, 
wenn die Admiralität nicht Sondermaßnahmen trifft und das Signal noch heute 
erteilt wird. Das ist eine weniger wichtige Sache, aber sie kann doch auch un- 
angenehm werden. Ich halte mich hier zu Ihrer Verfügung.“ 


%* 


1 Uhr 40 

Lord Halifax erteilt dem britischen Botschafter Loraine in Rom den Auftrag: 
„Sie sollten sofort Graf Ciano die Genugtuung von SMR mitteilen über die geheime 
Mitteilung, die Ihnen gemacht wurde in Ausdrücken, wie sie Ihnen am besten 
erscheinen.“ (DBFP VII Nr. 691) 

* 
2 Uhr 50 

Botschafter Kennard teilt Lord Halifax mit: „Ich höre sehr vertraulich, daß der 
russische Gesandte der polnischen Regierung vorgeschlagen hat, sie solle sich der 
UdSSR nähern mit einer Absicht, Vorräte zu erhalten. Was hinter diesem Vorschlag 
sein mag, kann ich natürlich nicht beurteilen.“ (DBFP VII Nr. 694) 
9 Uhr 35 

Sir Eric Phipps telefoniert an Lord Halifax: 

„Da das französische Parlament heute nachmittag zum ersten Male nach einer 
langen Pause zusammentrifft, dürften die Verhandlungen länger dauern als voraus- 
zusehen. Darüber hinaus muß man sich daran erinnern, daß jede Stunde kostbar ist, 
die gewonnen werden kann, um die französische Mobilmachung ungehindert durch- 
führen zu können. 

2. Es ist deshalb wichtig, daß Sir Nevile Henderson nicht vor dem französischen 
Botschafter handeln sollte. 

3. Ich habe keinen Zweifel über das Endresultat der heutigen Parlamentsdebatte, 
aber ein Versuch seitens der französischen Regierung, sie ungebührlich zu kürzen, 
wenn solche lebenswichtigen Fragen auf dem Spiel stehen, würde von der öffent- 
lichen Meinung übelgenommen werden und würde nicht in den wahren Interessen 
Frankreichs und Großbritanniens oder gar Polens liegen.“ 

Bei diesem Telegramm sind Anmerkungen zu zwei ungedruckten Telegrammen, 
deren Wiedergabe besonders im Hinblick auf den Zeitpunkt interessant ist. 

Zum Telegramm vom 26. August: „In diesem Telegramm berichtet Phipps, daß 
Daladier ihm gesagt hätte, daß, wenn der Krieg unvermeidlich sein sollte, es ver- 
fassungsmäßig notwendig sein würde, das Parlament einzuberufen, um den Krieg 
zu erklären.“ 
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Zum Telegramm vom 27. August lautet die Anmerkung Nr. 2: „In diesem Tele- 
gramm erklärt Phipps, daß es unter dem Gesichtspunkt der französischen Meinung 
vorzuziehen wäre, daß, wenn SMR Deutschland den Krieg erklärt, sie das entweder 
gemeinsam mit der französischen Regierung, aber wenn möglich nicht vor der 
französischen.“ (DBFP VII Nr. 696) 


* 


11 Uhr 55 

Lord Halifax telegrafiert dem britischen Botschafter in Paris: 

„Zu ihrer eigenen Information: Die Verzögerung und die Haltung der fran- 
zösischen Regierung verursachen hier Besorgnisse. Wir werden dankbar sein für alles, 
was Sie tun können, M. Bonner Mut und Entschlossenheit einzuflößen. 

Falls die französische Regierung durch Berichte über Unzufriedenheit und Un- 
entschlossenheit in Deutschland geneigt ist, die Verzögerungstaktik für richtig zu 
halten, so teilen Sie ihr bitte mit, daß nach unserer Ansicht diese Situation nur durch 
feste und sofortige Aktion auf unserer Seite uns zum Nutzen gereichen kann. Nur 
das könnte noch den Tag für uns retten.“ (DBFP VII Nr. 69) 

Diese klare Weisung mag dem Leser verständlich machen, warum die britische 
Regierung in den letzten Wochen immer großen Wert darauf legte, auch nach 
außen hin eine konsequent feste Haltung zu zeigen. 


* 


11 Uhr 55 

Botschafter Coulondre nimmt in einem längeren telefonischen Bericht zu der von 
Deutschland in Presse und Rundfunk verbreiteten Behauptung Stellung, daß Polen 
die durch Hitler vorgeschlagene friedliche Lösung zurückgewiesen und so den Kon- 
flikt heraufbeschworen habe. Er bedient sich dabei absurder Lügen, um die Kriegs- 
schuld auf Deutschland schieben zu können. 

Er schreibt zunächst, daß Deutschland zur Widerlegung der polnischen Behauptung, 
Polen habe keine Kenntnis von den Vorschlägen gehabt, zwei Gesichtspunkte ins 
Feld führe: 

1. In der Nacht vom 30. zum 31. August habe Herr v. Ribbentrop dem englischen 
Botschafter nicht nur den Wortlaut der Vorschläge vorgelesen, sondern diese 
auch eingehend erläutert. 

2. Am Donnerstagabend, den 31. August, habe der polnische Rundfunk erklärt, die 
Vorschläge bildeten keine Diskussionsbasis. Dies sei der beste Beweis, daß die 
Warschauer Regierung die Vorschläge zu einer Regelung gekannt habe. 

Zu Punkt 1.: Die Behauptungen wurden bereits berichtigt. Herr v. Ribbentrop 
las die deutschen Vorschläge so rasch vor, daß Sir Nevile Henderson sich kein 
genaues Bild machen konnte. 

Zu Punkt 2.: Deutscherseits liegt offensichtlich ein Manöver vor, um bewußt eine 
Verwechslung zwischen dem von Herrn v. Ribbentrop am 30. um Mitternacht 
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vorgelesenen Plan und der von der Reichsregierung am 29. August an die Bri- 
tische Regierung gerichteten Note hervorzurufen. 


In dieser letzteren, in schroffem Ton abgefaßten Note, stellte die Deutsche 
Regierung drakonische Bedingungen. Es war darin, insbesondere die Rede ‚von 
den nach Vertragsabschluß Polen restlich verbliebenen Gebieten‘. Die Erklärung 
des polnischen Rundfunks vom Abend des 31., die deutschen Vorschläge seien völlig 
unannehmbar, kann sich nur auf die an die Britische Regierung gerichtete deutsche 
Note vom 29. und nicht auf den deutschen Plan mit den 16 Punkten beziehen. 

Nicht nur die Warschauer Regierung über diese deutschen Vorschläge nicht 
unterrichtet, sondern die Französische und die Englische Regierung erhielten den 
Wortlaut des deutschen Plans erst, nachdem der deutsche Rundfunk bereits an- 
gekündigt hatte, daß Polen die Vorschläge des Reichs abgewiesen habe und daß 
die Verhandlungen abgebrochen seien. 


Tatsächlich haben die deutschen Sender am 31. August um 21 Uhr den Abbruc 
der Verhandlungen gemeldet und den Wortlaut des Planes mitgeteilt... .. . Daraus 
ergibt sich, daß weder Warschau noch London noch Paris irgendwann in der Lage 
gewesen wären, die Vorschläge zu prüfen, die ihnen durch die Deutsche Regierung 
erst mitgeteilt wurden, nachdem diese sie bereits als hinfällig bezeichnet hatte.“ 

(FGB Nr. 348) 


Zu Punkt 1. ist zu bemerken, daß Coulondres Behauptungen völlig unzutreffend 
sind, weil nicht nur die englische, sondern auch die polnische Regierung am Vor- 
mittag des 31. August den genauen Wortlaut der deutschen Vorschläge kannten. 

Zu Punkt 2: 


a) Es ist direkt absurd, wenn Coulondre behauptet, die polnische Kritik in der 
Rundfunksendung vom 31. August 23 Uhr habe sich nicht gegen die 16 Punkte- 
Vorschläge, sondern gegen die Bedingungen der „in schroffem Ton abgefaßten‘ Note 
vom 29. August gerichtet. Wer den Text der polnischen Rundfunksendung genau 
durchliest, sieht ohne weiteres, daß diese sich ausschließlich mit den 16 Punkte-Vor- 
schlägen befaßt. 


b) Die Note vom 29. 8. war nur an die englische Regierung — nicht im schroffen 
Ton — gerichtet und enthielt auch keine „drakonischen Bedingungen“. 


Herr Coulondre schwindelt dann noch weiter: 

„Man kann übrigens nicht oft genug auf die Tatsache hinweisen, daß der polnische 
Botschafter in Berlin am 31. 8. um eine Audienz bei Herrn v. Ribbentrop nach- 
suchte, um ihn davon in Kenntnis zu setzen, daß Polen die Eröffnung von Ver- 
handlungen annehme. 


Herr Lipski wurde erst um 19.45 Uhr vom Außenminister empfangen, und 
dieser beschränkte sich darauf, seine Mitteilung entgegenzunehmen, ohne ihn von 
dem deutschen Plan in Kenntnis zu setzen, ja ohne denselben überhaupt zu er- 


wähnen.“ (FGB Nr. 348) 
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Dazu ist zu bemerken, daß Botschafter Lipski bei dem Empfang, der übrigens 
schon um 18 Uhr 30 stattfand, nicht erklärte, daß Polen die Eröffnung von Ver- 
handlungen annehme, oder daß er deutsche Vorschläge annehmen wolle 


* 


Es ist natürlich kein Zufall, daß die polnische Regierung am gleichen Tage ins 
gleiche Horn bläst, indem sie in einem Communiqu& behauptet: „Die Polnische 
Regierung vernahm die deutschen Bedingungen erst durch die Verlautbarung der 
Reichsregierung. Wie man weiß, strebten diese Bedingungen keineswegs eine Ver- 
besserung der polnisch-deutschen Bedingungen an, sondern stellten nichts als ein 
Ultimatum und ein offensichtliches Attentat auf die Lebensinteressen und das Gebiet 
der Republik dar. Keine Regierung könnte derartige Bedingungen annehmen... 
Es ist klar, daß beim Fehlen jeglicher deutschen Antwort auf unsern, durch die 
polnische Botschaft in Berlin am Donnerstag überreichten Vorschlag, jede Bespre- 
chung zwischen Polen und Deutschland über diesen Punkt unmöglich gemacht war. 
Die von Polen ausgestreckte Hand griff ins Leere.“ (PWB Nr. 136) 


* 


12 Uhr 20 

Der deutsche Geschäftsträger meldet im Funktelegramm aus Paris: 

2. Die seit einigen Tagen unter Zensur stehende Presse stellt Kriegsbeginn einheit- 
lich als deutschen Angriff und die am 29. 8. erklärte deutsche Bereitschaft zu 
direkten Verhandlungen mit Polen, sowie von Deutschland ausgearbeites Angebot 
als Scheinmanöver dar. (Ich geltendmache dagegen unseren Standpunkt auch bezüg- 
lich des Charakters unserer Gegenaktion gegen polnischen Übergriff soweit noch 
irgend möglich.) Entsprechend englischer Haltung wird Verantwortung für den 
Angriff einseitig und völlig übereinstimmend Deutschland und offenbar auf ein 
mot d’ ordre dem Führer persönlich zugeschoben. Einstellung Deutschland gegenüber 
wird dadurch von Stunde zu Stunde gehässiger und es mehren sich Beleidigungen 
Führers, die angesichts der gegebenen und von Regierung nicht ausgenutzten Ver- 
hinderungs-Möglichkeiten besondere Bedeutung erhalten. 

...in diesem Zusammenhang fällt freundliche Haltung gegenüber Italien auf...“ 

(ADAP VII Nr. 538) 


c 


13 Uhr 13 
Botschafter Kennard erwähnt Lord Halifax ein Telegramm des Militärattaches, 


wonach das Oberkommando der polnischen Luftwaffe dringend nachfragt, wann 
und wo die von der polnischen Regierung gekauften Flugzeuge eintreffen würden. 
Er hoffe ernstlich, daß alles mögliche getan werde, um die Absendung des Kriegs- 
materials zu beschleunigen. Dies würde sowohl vom moralischen als auch vom 
militärischen Gesichtspunkt aus eine ausgezeichnete Wirkung haben. 

(DBFP VII Nr. 705) 
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13 Uhr 30 

Botschafter Phipps telefoniert Lord Halifax, daß die französische Regierung zuge- 
stimmt habe, daß am Nachmittag nach der Sitzung in der Kammer durch die beiden 
Botschafter gleichlautende Noten an den deutschen Außenminister überreicht werden 
sollten. 

Die französische Regierung dringe sehr darauf, daß die Zeitgrenze von der Über- 
reichung der Note an 48 Stunden sein sollte. Der Generalstab möchte das, um die 
Evakuierung der großen Städte zu ermöglichen und die allgemeine Mobilmachung 
ungehindert durchführen zu können... .“ (DBFP VII Nr. 708) 


* 


14 Uhr 30 

Der französische Botschafter Corbin war am Vormittag von Lord Halifax emp- 
fangen worden und telefonierte darüber an Außenminister Bonner: 

Die britische Regierung beschäftige sich stark mit der Haltung, welche die deutsche 
Regierung auf Grund der gestern in Berlin überreichten Mitteilungen einnehmen 
wird. Sie frage sich, ob Hitler, um seine Zugriffe auf polnisches Gebiet zu erweitern, 
nicht vorsätzlich seine Antwort hinausschieben wird. „Wenn er erst einmal die von 
ihm als notwendig betrachteten Stellungen besetzt har, wird er sich an die andern 
Mächte wenden und erklären, er wolle den Krieg mit Polen nicht weiterführen. 
Nachdem er Danzig und den Korridor zurückgeholt und den deutschen Minder- 
heiten geholfen habe, sei er bereit, auf der Grundlage der am 31. 8. gestellten 
Bedingungen einen großzügigen Frieden zu schließen.“ 

Lord Halifax halte es für unmöglich, den gegenwärtigen Zustand weiterhin 
zu verlängern. Deshalb habe er schon gestern abend angeregt, die Reichsregierung 
unverzüglich wissen zu lassen, daß sich beide Regierungen gezwungen sehen, sich 
als im Kriegszustand mit Deutschland befindlich zu betrachten, falls ihnen nicht 
innerhalb weniger Stunden eine Antwort zuteil werde. Er habe sogar eine Mitteilung 
befürwortet, in der die Botschafter erklären sollten, Frankreich und England be- 
trachteten sich von jetzt ab schon als mit Deutschland ım Kriegszustand befindlich. 

„Man muß jedoch den Fall ins Auge fassen, daß Herr Hitler um Zeit zu gewinnen, 
eine Erklärung der bereits oben erwähnten Art abgeben würde. Die britische Regie- 
rung ist der Ansicht, daß wir in einem solchen Falle antworten müßten, daß Ver- 
handlungen solange nicht aufgenommen werden könnten, bis das polnische Gebiet 
von den deutschen Truppen geräumt worden sei.“ (FGB Nr. 354) 


* 


14 Uhr 30 
Graf Ciano telefoniert in Anwesenheit des britischen und französischen Botschafters 
mit Außenminister Halifax und unterbreitet ihm den Konferenzvorschlag. 


(DB Nr. 151) 
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15 Uhr 00 

Ministerpräsident Daladier gab in der Kammer eine offizielle Erklärung der 
französischen Regierung zur politischen Lage und Frankreichs Haltung ab, die im 
gleichen Wortlaut auch im Senar verlesen wurde. Mit der Abstimmung über diese 
Erklärung, erfolgte auch die Abstimmung über die in Höhe von 90 Milliarden 
geforderten Kriegskredite, mit deren Bewilligung die Regierung ermächtigt wurde, 
Feindseligkeiten gegen Deutschland einzuleiten. Die Annahme erfolgte einstimmig. 
„Niemand erhob Einwände“ (DB Nr. 152) 

* 

15 Uhr 00 

Botschafter Kennard telegrafierte an Lord Halifax, daß Beck ihm und seinem 
französischen Kollegen mitgeteilt habe, daß sich die polnische Armee dem deutschen 
Angriff kräftig widersetze, sich aber durch die deutsche Überlegenheit in der Luft 
stark behindert sehe. Er hoffe daher, daß er ihn sobald wie möglich vom Eintritt 


ihrer Länder in den Krieg unterrichte, und daß es deren Luftwaffe möglich sein 
werde, einen beträchtlichen Teil der deutschen Luftwaffe abzulenken. (BBB Nr. 115) 


%* 
16 Uhr 00 
Sir Cadogan hält in einem Protokoll eine telefonische Unterhaltung zwischen 
Lord Halifax und Herrn Bonnet fest. (DB Nr. 153) 
16 Uhr 15 
Botschafter Corbin an Außenminister Bonner: (FGB Nr. 357) 


»... Die Presse meldet heute morgen, daß sämtliche Minister Herrn Chamber- 
lain ihr Portefeuille zur Verfügung stellten, um ihm zu ermöglichen, sofort eine 
Regierung der nationalen Einheit zu bilden. ... Es kann nicht der mindeste Zweifel 
darüber herrschen, daß die Haltung der politischen Kreise der Stimmung des ge- 
samten Landes entspricht. Das britische Volk ist, wie vielleicht noch niemals im 
Laufe der Geschichte, einig in dem Willen, sich jedem deutschen Vorherrschafts- 
versuch zu widersetzen und die wesentlichen Grundsätze der internationalen Ethik zu 
verteidigen. Es weiß, daß es sich damit einer Prüfung unterzieht, die zweifellos 
von langer Dauer sein wird und die schwerste Opfer fordern wird, aber es ist ent- 
schlossen, bis zum Schluß das zu tun, was es als eine Pflicht und gleichzeitig als 
eine hohe Aufgabe, nicht nur gegenüber seinem eigenen Lande, sondern gegenüber 
allen zivilisierten Nationen ansieht.“ 


* 


17 Uhr 00 
Sir A. Cadogan berichtet über eine weitere telefonische Unterhaltung mit Außen- 


minister Bonnet. (DB Nr. 154) 
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17 Uhr 30 

Botschafter Phipps telefonierte an Lord Halifax: 

„Ich war heute nachmittag in der Kammer und hörte die Erklärungen des Kam- 
merpräsidenten, des Staatspräsidenten — verlesen von Daladier — und von 
Mr. Daladier selbst. 

2. Diese Erklärungen waren sehr fest und die Stelle, die Hitlers Erklärung 
brandmarkte, wurde von allen Abgeordneten applaudiert. Die Stelle, wo Daladier 
erklärte, daß, wenn selbst jetzt noch die Vernunft die Oberhand gewönne, Frankreich 
bereit sein würde, für den Frieden zu arbeiten, wurde auch laut und allgemein 
applaudiert. 

4. Der polnische Botschafter, der neben mir saß, war von dieser Stelle ziemlich 
beunruhigt und ebenso über das, was er als intensive deutsche Propaganda hier 
beschrieb, um zu zeigen, daß der Krieg von Deutschland nicht intensiv geführt 
würde. Er mißbilligte auch ausdrücklich, daß noch keine Zeitgrenze festgesetzt 
worden wäre. 

5. Ich erklärte dem Botschafter gegenüber, daß Mr. Daladier natürlich verpflichtet 
wäre, seinem Volke zu zeigen, daß alle Bemühungen um den Frieden erschöpft 
worden wären, und es wäre besser, einige Stunden später ein absolut einiges Land 
zu haben, als ein auch nur teilweise geteiltes Land ein paar Stunden früher. 

6. Unterdessen hatte die Kammer einstimmig 24 Milliarden Francs für bereits 
gemachte militärische Ausgaben gebilligt und 45 Milliarden für weitere Kredite. 
Die Sache ist nun auch an den Senat gegangen und wird diesen sehr schnell 
passieren...... . (DBFP VII Nr. 271) 


* 


18 Uhr 00 

Sir Cadogan hält in einem Protokoll ein Ferngespräch zwischen Lord Halifax 
und Botschafter Phipps in Paris fest: 

„Der Außenminister erklärte, daß die Haltung der französischen Regierung SMR 
in eine sehr unangenehme Lage brächte. Heute abend müsse eine Erklärung im 
Parlament abgegeben werden, aber bis jetzt bestünde kein Übereinkommen über 
gewisse kritische Punkte. 

1. Ob der Rückzug der deutschen Truppen vom polnischen Gebiet für die franzö- 
sische Regierung eine wesentliche Vorbedingung einer Konferenz wäre, wie sie es 
für SMR darstelle; 

2. welches sollte die Zeitgrenze sein, die in das endgültige Ultimatum eingesetzt 
werden soll? 

Sir Phipps sagte, daß die französische Regierung nicht in der Lage wäre, einer 
kürzeren Grenze als 48 Stunden zuzustimmen, und auf eine Frage des Außenministers 
erklärte er, daß diese Periode vom Augenblick der Übergabe des Ultimatums an 
zählen würde. 
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Der Außenminister erklärte, daß eine Periode von 48 Stunden ganz unmöglich 
wäre. Die Marinedienststellen beschwerten sich, daß bei einer so langen Verzögerung 
die Deutschen alle möglichen Vorkehrungen treffen könnten, ohne Störung von 
uns. Wäre es nicht möglich, Mr. Daladier in diesem Punkt zu überreden, zuzu- 
stimmen, daß das Ultimatum heute Mitternacht ablaufen sollte? Sir Eric Phipps 
sagte, daß die Meinung der französischen Regierung die wäre, daß das ganz 
unmöglich sei angesichts der Tatsache, daß die Evakuierung der Frauen und Kinder 
noch im vollen Gange wäre. Er fügte hinzu, daß nach Bonner die polnische Regierung 
gesagt hätte, daß sie mit einer Zeitgrenze von 24 Stunden zufrieden sein würde...“ 

(DBFP VII 727) 


* 


18 Uhr 00 

Das Unterhaus tritt zusammen. Es herrscht Unruhe in den Reihen der Abgeord- 
neten. Ein Abgeordneter der Arbeiterpartei fragte Lord Halıfax: „Haben Sie noch 
Hoffnung?“. Dieser soll geantwortet haben: „Wenn Sie die Hoffnung auf Krieg 
meinen, dann wird Ihre Hoffnung auf Krieg morgen erfüllt sein‘, worauf der 
Abgeordnete erleichtert meinte: „Gott sei Dank“. 

Chamberlain sagte: (BBB Nr. 116) 

„Bis jetzt haben wir noch keine Antwort (auf die warnende Botschaft von gestern 
Abend) erhalten. Es ist möglich, daß die Verzögerung durch die Prüfung eines 
inzwischen von der italienischen Regierung gemachten Vorschlags zustande kam, 
wonach die Feindseligkeiten eingestellt und darauf unverzüglich eine Konferenz 
zwischen Großbritannien, Frankreich, Polen, Deutschland und Italien abgehalten 
werden sollte.‘ 


* 


Folgende Stimmungsberichte über Chamberlains Erklärung dürften den Leser 
interessieren: (Cooper, $. 333 f.) 

Duff Cooper: 

„Die Darlegung des Premierministers im Unterhaus machte dem ganzen Hause 
den Eindruck, daß Großbritannien selbst in dieser späten Stunde im Begriff war, 
die Kapitulation von München zu wiederholen. 

Die Erregung war erstaunlich. Anthony saß zwischen Amery und mir. Viele 
der vor uns Sitzenden drängten ihn, zu reden. Die Entrüstung blieb keineswegs 
auf unsere Gruppe beschränkt. Der auf meiner anderen Seite sitzende alte Wardlaw 
Milne regte sich so auf wie alle anderen. Er ist ein sehr treuer Anhänger der 
Regierung. Ich dachte, es sei viel besser, wenn er rede, als einer von uns, und 
forderte ihn dazu auf. Er tat es und zwar mit großem Nachdruck. 

Ich holte Diana in Chapel Street ab, und wir gingen ins Savoy Grill. Später 
kamen Euan (Wallace, der vor kurzem Verkehrsminister geworden war), Oliver 


(Stanley). 
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Euan hinterließ bei Harald Balfour eine Nachricht für mich, ich solle ruhig 
Blut bewahren — die Ankündigung habe das ganze Kabinett überrumpelt, und sie 
hätten darauf bestanden, heute nacht eine weitere Kabinettssitzung zu halten.“ 


* 
18 Uhr 38 
Lord Halifax telefoniert mit dem Grafen Ciano und gibt ihm den britischen 
Standpunkt zum Konferenzvorschlag bekannt. (DB Nr. 155) 


Die britischen Historiker Gilbert und Gott behaupten in „Der gescheiterte Frieden“ 
(S. 261 f), Lord Halifax habe in diesem Telefongespräch seine Absicht bekannt, 
einer Konferenz den Vorzug zu geben. Ferner habe Halifax Ciano versprochen, 
„daß nichts mehr über die Bedingung der Truppenzurücknahme gesagt werden 
sollte, auch von einer Befristung sollte noch abgesehen werden.“ 

Von diesen beiden Behauptungen ist im Protokoll (DB Nr. 156) nichts zu finden. 


* 


19 Uhr 00 

Dr. Fritz Hesse, seinerzeit Pressebeirat der deutschen Botschaft in London erzählt 
in seinem Buche „Das Spiel um Deutschland“ (S. 209 ff), daß er um 19 Uhr von 
Reichsaußenminister v. Ribbentrop persönlich angerufen worden sei mit dem 
Auftrag, sofort zu Sir Horace Wilson zu gehen und diesem zu erklären: 

„Der Führer ist bereit, aus Polen wieder heraus zu gehen und auch für den bereits 
angerichteten Schaden einzutreten unter der Voraussetzung, daß wir Danzig und 
die Straße durch den Korridor erhalten, wenn England im deutsch-polnischen Kon- 
flikt die Vermittlung übernimmt. Sie sind vom Führer ermächtigt, diesen Vorschlag 
dem englischen Kabinett zu unterbreiten und sofort Verhandlungen hierüber auf- 
zunehmen.“ 

Nach Beratung mit dem Geschäftsträger Kordt habe er sich um diese Unterredung 
bemüht und auch einen Termin erhalten, den er in seinem Buche irrtümlich auf die 
Zeit, „lange nach 11 Uhr nachts“ legt. 

19 Uhr 10 

telefoniert Botschafter Phipps aus Paris, daß Mr. Daladier der Erklärung Chamber- 

lains im Unterhaus zustimme, obwohl Mr. Bonnet Schwierigkeiten gemacht habe... 
(DBFP VII Nr. 730) 


* 


19 Uhr 30 

Nach Corbins telefonischem Bericht gab der polnische Botschafter am Nachmittag 
dem englischen Ministerrat bekannt, daß die deutsche Offensive heute morgen an 
der gesamten Front mit Macht wieder eingesetzt hätte, und daß seit dem frühen 
Nachmittag Luftbombardierungen von unerhörter Heftigkeit auf eine große Zahl 
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von Städten im Gange sei. Der Botschafter habe an Herrn Chamberlain einen 
neuen dringenden Appell im Hinblick auf das sofortige Inkrafttreten der britischen 


Garantie gerichtet. (FGB Nr. 361) 
* 
21 Uhr 50 
Premierminister Chamberlain führte am Abend ein Telefongespräch mit Herrn 
Daladier, das Sir Cadogan in einem Protokoll festgehalten hat. (DB Nr. 156) 
* 
22 Uhr 00 


Dr. Hesse wurde von Sir Horace Wilson empfangen und trug ihm seinen Auf- 
trag vor, von dem dieser sehr beeindruckt gewesen sei. Er habe ihn gefragt, ob 
er denn nicht wisse, wie außerordentlich sich die Lage verändert habe. Churchill 
sei bereits in das Kabinett eingetreten und er wisse ja, was das bedeute, denn er 
habe ihm ja schon früher gesagt, daß ein Eintritt Churchills nur dann in Frage käme, 
wenn der Krieg sicher sei. 

Roosevelt habe sich in einem Telegramm bereiterklärt, Chamberlain durch dick 
und dünn zu unterstützen. Rußland würde auch nicht auf deutscher Seite 
kämpfen. Wie er sich denn vorstelle, daß Chamberlain in dieser Lage noch zurück- 
könne? 

Hesse habe darauf erwidert, daß Chamberlain trotzdem den Vorschlag nicht 
ablehnen könne, wenn es sein Ideal geblieben wäre, den Krieg zu vermeiden. 
Dieser Vorschlag sei die einzige Chance, den Krieg zu vermeiden, und ein Zeichen, 
daß Hitler eingesehen habe, daß er einen Fehler begangen habe. 

Sir Horace habe dann gefragt, ob Hitler bereit sei, sich öffentlich zu ent- 
schuldigen. Wenn Hitler dies in einer Rede tue, nur dann sehe er eine Chance. Es 
habe sich dann eine Diskussion über die Unmöglichkeit dieser Forderung ent- 
wickelt, die sich in eine Erörterung der Schuldfrage ausweitete. Gerade als Wilson 
auf seinen Vorhalt, daß die Erhaltung des Weltfriedens nicht an der Frage einer 
Entschuldigung Hitlers scheitern dürfe, zugesagt habe, die Angelegenheit dem eng- 
lischen Kabinett zu unterbreiten, habe ein Diener einen Zettel gebracht, den Wilson 
gelesen und verbrannt habe. Dann habe er gesagt: (Hesse, S. 214) 

„Ich will Ihnen die volle Wahrheit sagen. Ich kann Ihren Vorschlag dem Kabinett 
nicht mehr unterbreiten, da er keine Chance hat, angenommen zu werden. Es sind 
seit dem Einmarschbefehl einige Dinge geschehen, die es mir und jedem Engländer 
unmöglich machen, auf Hitlers Vorschlag einzugehen. Wir sind vor 48 Stunden 
an das französische Kabinett herangetreten und haben durch Vermittlung unseres 
Botschafters in Paris das Kabinett Daladier aufgefordert, gemäß ihrer Allianz- 
verträge an unserer Seite gegen Deutschland zu marschieren. Der französische General- 
stabschef hat sich außerstande erklärt, die Verantwortung für eine Kriegserklärung 
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an Deutschland zu übernehmen, solange Frankreich der Gefahr eines Zweifronten- 
krieges gegenüberstehe. Nur wenn Italien neutral bleibe, werde Frankreich sich in 
der Lage sehen, an der Seite Englands zu marschieren. Wir haben draufhin sofort 
unseren Botschafter zu Ciano und Mussolini geschickt. Ciano hat ihm erklärt, daß 
Italien angesichts der Tatsache, daß es nicht konsultiert worden sei, bevor Hitler 
denn Krieg erklärt habe, im kommenden Konflikt neutral bleiben und sich an dem 
Krieg gegen Polen nicht beteiligen werde. Mit diesem Bericht haben wir unseren 
Botschafter noch einmal zu Daladier geschickt und ihm in ultimativer Form 
erklärt, daß wir nunmehr, nachdem die Gefahr eines Zweifrontenkrieges für Frank- 
reich beseitigt sei, erwarten, daß ' Frankreich innerhalb 24 Stunden an unserer 
Seite in den Krieg eintreten werde. Daladier hat geantwortet, daß Frankreich mit 
seiner Kriegserklärung in kürzester Frist folgen werde, und wenn das französische 
Kabinett noch Sperenzchen machen sollte, so können Sie sicher sein, daß wir Mittel 
in der Hand haben, um es diesmal zu zwingen, zu seinem Wort zu stehen. Sie werden 
verstehen, daß damit endgültige neue Tatsachen geschehen sind... Heute ist 
England die erste Macht. Es wird freiwillig auf diese Stellung nicht verzichten und 
wir werden darum kämpfen, wenn wir dazu gezwungen werden und jemand 
anders uns diese Stellung streitig macht. England hat sich von jeher gegen die 
größte Macht auf dem Kontinent gestellt, denn England kann die Hegemonie 
einer anderen Macht auf dem Kontinent nicht zulassen, ohne zugrunde zu gehen 
und die Grundlage zu beseitigen, auf der sein Weltreich und sein Prestige beruht. 
Wir haben 22 Jahre gegen Napoleon gekämpft. Wir werden 100 Jahre gegen Hitler 
und gegen Deutschland kämpfen, wenn es erforderlich sein sollte.“ 


Auf den Appell Hesses an Sir Wilson: „Bedenken Sie bei Ihrer Entscheidung 
denn auch die ungeheuren Opfer, die dieser Krieg kosten wird?“. 


Aus Wilsons eigenem Bericht, ergibt sich zunächst die überraschende Tatsache, daß 
Hesse (durch deutsches Telegramm Nr. 375) beauftragt war, Wilson zu fragen, 
„ob die Regierung Seiner Majestät mir (Wilson) eine Reise nach Berlin in geheimer 
Mission übertragen würde, um mit ihm (Ribbentrop) und Hitler Rücksprache zu 
nehmen“. Hesse habe geantwortet, daß er (Ribbentrop) beabsichtige, mit ihm von 
Mann zu Mann die politische Gesamtlage durchzugehen, einschließlich Polen. Er 
habe dann Hesse gesagt, daß er es begrüßen würde, wenn er Ribbentrop davon 
in Kenntnis setze, daß die Britische Regierung unter keinen Umständen bereit sein 
würde, mit der Deutschen Regierung irgendwelche Verhandlungen zu führen, so- 
lange die deutschen Streitkräfte nicht zurückgezogen und der status quo wieder- 
hergestellt wäre. 


Sonst enthält Wilsons Bericht kein einziges Wort von Hesses langen Ausführungen, 
die ich noch erheblich gekürzt habe. Wenn das auch im englischen Interesse ver- 
ständlich wäre, so ist es jedoch völlig unverständlich, daß Hesses eigener Bericht, 
den er noch in der Nacht darüber nach Berlin schickte, so äußerst dürftig ist, obwohl 
kein Wort von dem hätte fehlen dürfen, was Sir Wilson gesprochen haben soll. 
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Hesse und Kordt telegrafierten: 

„Sah Wilson heute abend 10 Uhr. Wilson nahm Vorschlag liebenswürdig aber 
ablehnend auf. Solange deutsche Aggression in Polen fortdauere, sei es für Britische 
Regierung nicht möglich, zu einer Konferenz zu gehen. Infolgedessen auch Bespre- 
chungen irgendwelcher Art für ihn, Wilson, so lange unmöglich. Es müsse erst 
völlige Wiederherstellung des Status quo durch Zurückziehung deutscher Truppen 
von polnischem Boden erfolgen. Hiernach würde Britische Regierung bereit sein, 
alles vergessen sein zu lassen und sofort Verhandlungen auf Grundlage des Standes 
der Besprechungen vor Beginn deutscher Aggression zu beginnen. Henderson 
würde ohne Mussolinis Intervention heute abend in Berlin britische Kriegserklärung 
übergeben haben, die Kabinett heute morgen ausgearbeitet habe. Chamberlain habe 
mit heutiger Erklärung im Unterhaus über Grund für Verzögerung britischer 
Aktion heftigsten Unwillen im Unterhaus und Kabinett erregt, welch letzteres 
geschlossen heute abend mit Rücktritt gedroht habe, falls Chamberlain nicht morgen 
endgültig kurz befristete Erklärung an Deutschland gebe. Chamberlain habe soeben 
mit Daladier telephoniert, um dessen endgültige Zusage zu erhalten. Anschließende 
Kabinettssitzung werde sodann noch heute nacht morgige definitive Unterhaus- 
erklärung (12 Uhr) beschließen. Angesichts dieser (Tat)sachen schiene es ihm 
unmöglich, auf Anregung einzugehen. Sollte ich weitere Mitteilung haben, stände 
er mir jedoch jederzeit zur Verfügung. Ich hatte den Eindruck, daß Daladier stark 
bremsend wirke, während hier öffentliche Meinung durch deutsche Siege in Polen 
in immer gesteigertere Erregung wegen Aktionslosigkeit Britischer Regierung gerate.“ 

Darnach ist auch unwahrscheinlich, daß Hesses Auftrag so lautete, wie er ihn 
schilderte. Es ist daher sehr bedauerlich, daß nach einer Anmerkung der Heraus- 
geber der deutschen Dokumente das deutsche Telegramm Nr. 375 mit dem Auf- 
trag für Hesse nicht aufgefunden wurde. 


* 


Der polnische Botschafter Raczynski erzählt: 

„Spät am Abend kam der Duncan Sandys in die Botschaft um mich zu sehen. 
Er erzählte mir, daß er, Churchill und seine Freunde nicht nachgeben würden und 
daß sie nicht nur auf die moralische Unterstützung der Labour-Party zählen könn- 
ten, sondern auch einen großen Teil der Konservativen. Alle wären entschlossen, nicht 
zu kapitulieren, und wenn Chamberlain wieder schwach werden sollte, würde er 


gestürzt.“ (Raczynski, S. 29.) 
22 Uhr 30 
Herr Duff Cooper erzählt: (Cooper, S. 333 f.) 


„Gegen 10.30 ging ich auf Winstons Bitte in seine Wohnung. Er fand, er sei 
schlecht behandelt worden, da er am Abend zuvor eingewilligt hatte, ins Kriegs- 
kabinett einzutreten, den ganzen Tag aber kein Wort vom Premierminister gehört 
hatte. Er hätte an diesem Abend gern im Haus gesprochen, da er sich aber bereits 


fast als Mitglied der Regierung fühlte, hätte er es unterlassen. 
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In seiner Wohnung waren Anthony, Bob Boothby, Brendan Bracken und Duncan 
Sandys. Wir alle befanden uns in einem Zustand bestürzter Wut. Bob war überzeugt, 
daß Chamberlain die Konservative Partei für immer verloren habe und es in 
Winstons Macht liege, morgen ins Unterhaus zu gehen, ihn zu stürzen und seinen 
Platz einzunehmen. Heftig vertrat er die Meinung, Winston dürfe unter keinen 
Umständen jetzt einwilligen, unter Chamberlain zu dienen. Wenn Winston ihn 
andererseits jetzt stütze, könne er ihn retten. War es besser, das Land in einem 
solchen Augenblick zu spalten oder Chamberlain zu unterstützen? Dies schien jetzt 
die Entscheidung, die Winston zu fällen hatte. 

Draußen tobte ein schreckliches Gewitter, während wir bis spät in die Nacht 
hinein sprachen und diskutierten. Schließlich erhielten wir eine Mitteilung, die 
besagte, daß am Mittag des nächsten Tages, sobald das Unterhaus zusammentrete, 
verkündet würde, daß das Land sih vom Nachmittag an im Kriegszustand 
befinden werde.“ 


* 
23 Uhr 45 
Nachdem seine Gäste gegangen waren, schrieb Winston Churchill den zweiten 
Brief an Chamberlain: (Churdhill, I, 2, S. 9 £.) 


„Ich habe nichts mehr von Ihnen gehört seit unserer Besprechung am Freitag, 
in der ich erfuhr, daß ich als Ihr Mitarbeiter in Dienst treten sollte und Sie mir 
sagten, daß dies sogleich bekanntgegeben würde. Ich weiß wirklich nicht, was sich 
im Laufe dieses erregten Tages zugetragen hat, doch hat es für mich den Anschein, 
als ob ganz andere Ideen die Oberhand gewonnen hätten als diejenigen, die 
Sie mir gegenüber zum Ausdruck brachten, als Sie sagten, die Würfel seien gefallen. 

Im Unterhaus hatte man heute nacht das Gefühl, daß der Geist der nationalen 
Einigkeit durch das anscheinende Nachlassen unserer Entschlossenheit Schaden ge- 
nommen hat. Ich unterschätze die Schwierigkeiten nicht, die Sie mit den Franzosen 
haben, aber ich erwarte zuversichtlich, daß wir jetzt unseren Entschluß unabhängig 
fassen und derart unseren französischen Freunden ein Beispiel bieten, sofern dies 
nötig sein sollte. Zu diesem Zweck bedürfen wir der stärksten und umfassendsten 
Koalition, die überhaupt gebildet werden kann. Ich bitte daher, keine Mitteilung 
über die Zusammensetzung des Kriegskabinetts zu veröffentlichen, bevor wir nicht 
eine weitere Besprechung abgehalten haben. 

Wie ich Ihnen gestern morgen schrieb, halte ich mich völlig zu Ihrer Verfügung, 
mit dem rückhaltslosen Wunsch, Ihnen in Ihrer Aufgabe behilflich zu sein. 


* 


24 Uhr 00 

Außenminister Bonner teilt Botschafter Coulondre mit, daß er ihm morgen Vor- 
mittag den Wortlaut einer Demarche angeben würde die er um 12 Uhr in der 
Wilhelmstraße unternehmen müsse. (FGB Nr. 364) 
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Lord Ismay, seinerzeit Sekretär des imperialen Verteidigungsrates bekennt: „Wir 
waren völlig im unklaren, was Neville Chamberlain tun würde. Ich kann mich 
entsinnen, wie ich in der Nacht, bevor wir endlich den Krieg erklärten, auf die 
Knie sank und betete: ‚Oh Gott, bitte laß uns morgen in den Krieg gehen‘. Ich 
wußte, daß — wenn wir am nächsten Tag nicht in den Krieg gingen — es das 
Ende von England wäre, so wie ich es kannte.“ 

(Anläßlich eines Dinners für Eisenhower im Winfield-Haus in London am 1. 8, 
1959 It. New York Herald Tribune 2. 9. 59). 


* 


Bei einem Interview in Rumänien befragt, ob er nicht gewußt habe, daß die 
Polen den Deutskchen nicht standhalten könnten, antwortete Marschall Rydz-Smigly, 
er habe schon am zweiten Tage gesehen, daß der Krieg verloren sei. Alle Ver- 
bindungen seien abgebrochen gewesen. Jede Armeegruppe habe für sich selbst 
gekämpft. An diesem zweiten Tage sei er fest entschlossen gewesen, Frieden zu 
machen. Die Engländer hätten ihm jedoch erklärt, das dürfe er auf keinen Fall tun. 
Sie würden den Polen zu Lande, zu Wasser und der Luft wirksam zu Hilfe 
kommen. Die polnische Regierung habe von englischen Stellen sogar die Nachricht 
erhalten, daß die Engländer bereits auf Westerplatte mitkämpften. 

(Buckreis, 1939, S. 304) 


* 


Ministerpräsident Chamberlain antwortete auf den Brief der Jewish Agency 
vom 29. 8. 39: (nach „Jewish Chronicle vom 8. 9. 39) 

„Ich möchte dem Inhalt Ihres Briefes vom 29. August und dem Geist, der ihn 
veranlaßte, meine warme Wertschätzung ausdrücken. Es ist wahr, daß hinsichtlich 
der Politik in Palästina zwischen der Mandatsmacht und der Jewish Agency 
Meinungsverschiedenheiten bestehen, aber ich nehme gern die in Ihrem Brief ent- 
haltene Zusicherung an. Ich beobachte mit Freude, daß ın dieser Zeit größter 
dringender Not, wo jene Dinge, die uns teuer sind, auf dem Spiel stehen, Britannien 
sich auf die aufrichtige Mitwirkung der Jewish Agency verlassen kann. Sie werden 
in diesem Stadium nicht von mir erwarten, daß ich mehr sage, als daß Ihre edel- 
gesinnten Versicherungen uns willkommen sind und im Gedächtnis behalten werden.“ 


Die Aktion Dahlerus 
am 2. September 1939 
Am Samstag, fuhr ich um 8 Uhr zu Görings Sonderzug hinaus in der schwachen 


Hoffnung, ihn für die von mir verfochtene Auffassung zugänglicher zu finden. Zu 
meiner Verwunderung war dies auch der Fall; sofort nachdem wir in seinem per- 
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sönlichen Salonwagen Platz genommen hatten, teilte er mir mit, daß Gerüchte von 
einer durch Mussolini eingeleiteten Vermittlung umliefen. Mussolini versuche 
eifrigst, dem Krieg Einhalt zu gebieten und insbesondere seine Ausbreitung zu 
verhindern — er wolle ein neues München zustande bringen. Nach den Infor- 
mationen solle Frankreich sich zu einer Verständigung bereit erklärt haben. Göring 
berichtete weiter, daß die Note, die von der englischen Regierung der deutschen 
am Freitagnachmittag zugeleitet worden war, nicht beantwortet werden solle, 
ehe Klarheit bestehe, ob es möglich sei, einen Waffenstillstand zustande zu bringen. 

Bereits um 10 Uhr fuhr ich nach Berlin zurück und teilte Forbes mit, was ich 
gehört hatte. Er sagte, daß er noch keine Auskünfte über eine Aktion Mussolinis 
erhalten habe, und verhielt sich abwartend. Im Hinblick darauf, daß man in der 
Botschaft bestimmt wußte, die englische Regierung sei nur dann zu Verhandlungen 
bereit, wenn die Feindseligkeiten aufhörten und die deutschen Truppen sich in ihre 
Ausgangsstellung zurückzögen, ist es wohl verständlich, daß Forbes den Aussichten 
einer Vermittlung gegenüber skeptisch eingestellt war. Wenn ich ihn recht verstand, 
waren auch von London keinerlei Mitteilungen eingegangen, die darauf hindeuteten, 
Mussolini habe dort einen Vorschlag gemacht. 

Um 11 Uhr 30 traf ich wiederum mit Göring zusammen. Er teilte mir mit, daß 
Mussolini sowohl mit der französischen wie der englischen Regierung in Verbindung 
getreten sei und auch Hitler davon unterrichtet habe, er wünsche in der Krise zu 
vermitteln. Ich hielt diese präzise Angabe für so wichtig, daß ich zur englischen 
Botschaft zurückkehrte und Forbes mitteilte, ich hätte von Göring in bestimmter 
Form erfahren, daß Mussolini eine Vermittlungsaktion eingeleitet habe. Forbes 
erklärte, nichts davon gehört zu haben, und äußerte seine Beunruhigung darüber, 
daß Deutschland bisher — Samstag, den 2. September, 13 Uhr — die englische 
Note nicht beantwortet habe, die am Nachmittag des vorhergehenden Tages über- 
geben worden war. 

Göring ließ mitteilen, daß er sofort mit mir zu sprechen wünsche. Göring gab 
seiner festen Überzeugung Ausdruck, daß es Mussolini glücken werde, zu ver- 
mitteln; gleichzeitig aber betonte er mit Schärfe, daß die deutsche Regierung bereit sei, 
den Krieg mit Polen, wenn es sich als erforderlich erweisen sollte, fortzusetzen und, 
falls Polen von den Westmächten gestützt würde, den Kampf mit diesen auf- 
zunehmen. 

11 Uhr abends begab ich mich wieder zur englischen Botschaft, um mit Forbes 
zu sprechen. Wir erörterten, ob überhaupt eine Möglichkeit bestehe, die Forderungen 
durchzusetzen, die von englischer Seite mit Recht erhoben wurden und welche 
Schritte man ergreifen könne, um die Deutschen zu deren Anerkennung zu ver- 
anlassen. Forbes war an diesem Abend ebenso ruhig und klar wie immer, wenn 
ich in diesen schicksalsschweren Tagen Gelegenheit hatte, mit ihm zusammenzu- 
arbeiten. Er erklärte in seiner ehrlichen und zurückhaltenden Art, er sei überzeugt, 
die Politik der englischen Regierung richte sich gegen das System Hitler selbst, 
und die jetzt aktuellen Fragen Danzig und der Korridor seien von untergeordneter 
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Bedeutung. Es handle sich für die englische Regierung darum, den Personen, die 
Deutschland regierten, ein für allemal klar zu machen, daß sie ihre Methoden 
radikal ändern müßten. Die Ereignisse der vergangenen Jahre hätten nicht nur das 
Vertrauen zu der deutschen Regierung in seinen Grundlagen erschüttert, sondern 
auch bewiesen, daß diese unehrlich handle. Diese Ereignisse seien in frischer 
Erinnerung, und die jetzigen Vorkommnisse offenkundig eine Folge von Hitlers 
Auffassung, daß er seine rücksichtslose Politik so weit treiben könne, wie es ihm 
passe. (Dahlerus, S. 130 f.) 


Der italienische Vermittlungsversuch 


am 2. September 1939 


Zunächst der Tagebucheintrag Cianos: „Auf französisches Drängen machen 

wir in Berlin einen Hinweis auf die Möglichkeiten einer Konferenz. Es ist lediglich 
eine Andeutung zum Zwecke der Benachrichtigung. Entgegen meiner Voraussicht 
weist Hitler den Vorschlag nicht von vorneherein ab. Ich benachrichtige den Duce 
und bitte die englische und französische Botschaft zu mir. Persönlich telephoniere 
ich an Lord Halifax und Bonnet. Auf französischer Seite finde ich sehr viel guten 
Willen, ebenso auf englischer, aber mit viel mehr Festigkeit. Eine Vorbedingung 
wird gestellt: die Räumung des von den Deutschen besetzten polnischen Gebiets. 
Diese Bedingung wird nach dem Ministerrat von Lord Halifax bestätigt. 
Ich habe den Eindruck, daß nichts mehr zu machen ist. Es ist nicht meine Aufgabe, 
Hitler einen solchen Rat zu geben, er würde den Vorschlag mit Entschlossenheit, 
vielleicht mit Verachtung zurückweisen. Das sage ich Halıfax, den beiden Bot- 
schaftern und dem Duce, und schließlich telephoniere ich nach Berlin, daß wir die 
Unterhandlungen aufgeben, falls nicht von den Deutschen eine entgegengesetzte 
Nachricht eintrifft. Der letzte Hoffnungsschein ist erloschen. Daladier spricht in 
entschlossenem Ton in der französischen Kammer; seine englischen Kollegen tun in 
London das gleiche.“ 


* 


8 Uhr 00 

Die Havasagentur meldet: (FGB Nr. 347) 

„Die französische Regierung ist gestern ebenso wie mehrere andere Regierungen 
mit einem italienischen Vorschlag zur Regelung der europäischen Schwierigkeiten 
befaßt worden. Nach Beratung über diesen Vorschlag hat die französische Regierung 
eine positive Antwort gegeben.“ 

Nach einer deutschen Meldung wurde vorstehende Meldung unter englischem 
Druck durch folgende ersetzt: 

„Die Havasagentur zieht ihre Meldung über die günstige französische Antwort 
auf die italienische Initative zurück.“ (Buckreis, 1939, (S. 245) 
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Auch Kordt bestätigt diese Zurückziehung. (Kordt, Wahn, $. 216) 
10 Uhr 00 

Mussolini läßt Hitler durch Botschafter Attolico eine Erklärung über die Mög- 
lichkeiten einer Konferenz überreichen. (ADAP VII S. 425) 


„Zur Information läßt Italien wissen, natürlich jede Entscheidung dem Führer 
überlassend, daß es noch die Möglichkeit hätte, von Frankreich, England und Polen 
eine Konferenz auf folgenden Grundlagen annehmen zu lassen: 

1) Waffenstillstand, der die Armeen läßt, wo sie jetzt sind; 

2) Einberufung der Konferenz in zwei bis drei Tagen; 

3) Lösung des polnisch-deutschen Streits, welche, wie die Sachen heute liegen, 

sicher günstig für Deutschland sein würde. 

Für den Gedanken, der ursprünglich vom Duce ausgegangen ist, setzt sich heute 
besonders Frankreich ein. 

Danzig ist bereits deutsch und Deutschland hat schon Pfänder in seiner Hand, die 
ihm den größten Teil seiner Forderungen sichern. Außerdem hat Deutschland schon 
seine „moralische Genugtuung“ gehabt. Wenn es den Vorschlag einer Konferenz 
annehmen würde, würde es alle seine Ziele erreichen und gleichzeitig einen Krieg 
vermeiden, der schon heute als allgemein und von außerordentlich langer Dauer 
aussieht. 

Der Duce möchte nicht darauf bestehen, aber es liegt ihm ganz besonders daran, 
daß Obenstehendes sofort zur Kenntnis Herrn von Ribbentrops und des Führers 
gebracht wird.“ 


* 
12 Uhr 20 
Reichsaußenminister v. Ribbentrop empfing Botschafter Attolico und erklärte 
ihm: (ADAP VHS. 427) 


Er habe mit Hitler die Angelegenheit besprochen und dabei hätte sich folgende 
Frage ergeben: „Gestern Abend hätten die Botschafter Englands und Frankreichs 
je eine gleichlautende Erklärung ultimativen Charakters überreicht, die mit dem 
Vorschlag des Duce nicht in Einklang zu bringen wäre. Als die Botschaft des Duce 
eintraf, sei man auf deutscher Seite im Begriff gewesen, auf die beiden überreichten 
Erklärungen eine negative Antwort zu geben. Diese negative Antwort sei aller- 
dings bisher noch nicht erfolgt... .. 

Der RAM wiederholte, daß zunächst einmal die Frage geklärt werden müsse, ob 
es sich bei der französischen und englischen Erklärung um ein Ultimatum gehandelt 
habe oder nicht. Die Erklärungen hätten auf jeden Fall ultimativen Charakter 
gehabt, und ihre wirkliche Bedeutung müßte zunächst einmal klargestellt werden. 

Botschafter Attolico erwiderte, daß die englische und französische Erklärung jetzt 
nicht mehr in Betracht kämen. Graf Ciano hätte erst heute früh um 8 Uhr 30 
telefoniert, also zu einem Zeitpunkt, an dem die Erklärungen schon durch den 
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Rundfunk, und zwar auch in Italien, veröffentlicht gewesen wären. Daraus ergebe 
sich, daß die beiden Erklärungen als überholt zu betrachten seien. 

Graf Ciano erklärte im übrigen, daß vor allen Dingen Frankreich den Vorschlag 
des Duce sehr befürworte. 

Der RAM erwiderte, daß zur Prüfung und zum Entwurf von genaueren 
Vorschlägen einige Zeit notwendig sein würde und daß daher eine endgültige 
Antwort erst nach ein bis zwei Tagen, also bis spätestens Sonntag abend, in Aussicht 
gestellt werden könnte. 

Botschafter Attolico erwiderte, daß man sich ruhig Zeit nehmen könne und daß 
der neue Vorschlag des Duce alles andere überhole. 

Der RAM bat den Italienischen Botschafter, in Rom festzustellen, wie die Lage 
wäre, und stimmte der Anregung Attolicos zu, diese Feststellung, um Zeit zu 
gewinnen, durch eine Anfrage bei den Botschaftern Frankreichs und Englands in 
Berlin zu treffen.“ 

Kordt hat diesen Ausdruck „um Zeit zu gewinnen“ benutzt, um ihn fälschlich so 
auszulegen, als ob Hitler Zeit gewinnen wolle, seine Antwort hinauszuzögern; 
dabei erweist der Text die gegenteilige Absicht. (Kordt, Wahn, S. 216) 


* 


12 Uhr 50 

In einer nochmaligen Unterredung teilte Attolico dem Reichsaußenminister mit, 
Botschafter Henderson habe ihm soeben gesagt, die Erklärung, die er gestern 
überreicht hätte, sei kein Ultimatum. Hätte ihn der Reichsaußenminister danach 
gefragt, so hätte er ihm das sofort erklärt. (ADAP VII S. 428) 


* 


14 Uhr 15 

Graf Ciano berief Francois-Poncet und Sir Percy Loraine zu sich: 

„Er teilte uns mit, der Duce bliebe bei seinem Angebot eines Zusammentreffens 
der vier Mächte in San Remo, und zwar auf der Grundlage eines sofortigen Waffen- 
stillstandes, der die Gegner auf ihren augenblicklichen Positionen festhielte. Er bat 
uns, dieses Angebot unseren Regierungen zu übermitteln. Ich riet ihm, nicht eine 
Minute zu verlieren und sich sofort telephonisch mit Bonnet in Paris und Lord 
Halifax in London in Verbindung zu setzen. Ciano tat es sogleich und in unserer 
Gegenwart. Der französische Minister antwortete ihm zusagend und ohne jedes 
Zögern, unter dem Vorbehalt der Billigung durch seine Regierung. Lord Halifax 
aber war eisig. Auch er sagte zu, seiner Regierung darüber Bericht zu erstatten; 
aber die erste Bedingung einer eventuellen Annahme sei zweifellos die Zurücknahme 
der deutschen Truppen bis an die Grenze, die sie überschritten hatten. Ciano 
wandte ein, eine solche Forderung könne von Mussolini nicht übermittelt werden, 
denn es sei klar, daß die Deutschen sie ablehnten.“ 

(Francois-Poncet, Politische Reden und Aufsätze, S. 82 f) 
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14 Uhr 30 
Über das Telefongespräch Cianos mit Lord Halifax gibt ein Protokoll von Herrn 
Harvey Aufschluß. (DB Nr. 151) 


Bonnet erwiderte wegen des Charakters der beiden Noten: 
(Bonner, $. 295) 
„Die gestern abend in der Wilhelmstraße übergebene Note hat keinen ultimativen 
Charakter, da noch keine Abstimmung in der französischen Kammer erfolgt ist. 
Was den Kriegseintritt Frankreichs betrifft, so bin ich persönlich bereit, ihn bis zum 
3, September mittags zu verschieben. Doch muß ich zuerst die Britische Regierung 
und den Ministerpräsidenten um ihre Ansicht befragen. Ich werde Sie wieder 
anrufen und Ihnen den endgültigen Beschluß der Französischen Regierung mitteilen.“ 


* 


15 Uhr 00 
Die französische Kammer und der Senat traten zusammen, um die Erklärung 
der Regierung entgegen zu nehmen und über sie, sowie über die geforderten 


Kriegskredite abzustimmen. (DB Nr. 152) 
* 
16 Uhr 00 
Lord Halifax unterhält sich mit Außenminister Bonnet telefonisch über den 
italienischen Vermittlungsvorschlag. (DB Nr. 153) 


Lord Halifax teilt Außenminister Bonnet mit: (Bonner, $. 298 u. $. DB Nr. 154) 
etwa 17 Uhr 00 

„Das Britische Kabinett hat einstimmig beschlossen. Es ist der Meinung, daß es 
den Konferenzplan Mussolinis nur unter einer vorhergehenden Bedingung an- 
nehmen kann. Die deutschen Truppen müssen unverzüglich aus dem polnischen 
Hoheitsgebiet zurückgezogen werden. Die Britische Regierung hat andererseits be- 
schlossen, Hitler bis heute um Mitternacht Zeit zu lassen, seine Truppen aus Polen 
zurückzunehmen. Verstreicht diese Frist, dann wird Großbritannien die Feind- 
seligkeiten eröffnen.“ 
18 Uhr 38 

Lord Halifax teilt dem Grafen Ciano in einem Telefongespräch mit, daß die 
britische Regierung vor Erörterung des Konferenzvorschlages nicht nur die Zurüc- 
ziehung der deutschen Truppen, sondern auch die Rückkehr von Danzig zum 


Status quo verlange. (DB Nr. 155) 
* 
19 Uhr 20 
Botschafter Francois-Poncet berichtete an Außenminister Bonner: 
BE Um 19 Uhr 20 teilt mir Graf Ciano mit, daß Lord Halifax die italienische 
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Anregung unter der Bedingung annehme, daß die deutschen Truppen sich auf die 
Reichsgrenze zurückzögen. Graf Ciano erklärte mir, er erachte es als unmöglich, 
eine derartige Forderung an Deutschland zu stellen. Dies entsprach ebenfalls Herrn 
Mussolinis Auffassung. 

In seiner Rede im Abgeordnetenhaus gab Herr Daladier zu verstehen, daß die 
französische Regierung dieselbe Haltung wie die Britische Regierung einnehme. 
Daraus erschien sich zu ergeben, daß die italienische Anregung nicht weiter ver- 
folgt werden konnte. 

Graf Ciano teilte mir mit, er habe infolgedessen an Herrn Attolico telegraphierrt, 
daß unter diesen Umständen Herr Mussolini glaube, seine Anregung nicht weiter 
verfolgen zu sollen. ..... ” (FGB Nr. 363) 


* 


Lord Halifax ließ durch den britischen Botschafter in Paris die französische 
Regierung drängen, daß der entgültige Schritt in Berlin nicht über Mitternacht 
hinausgezögert werden dürfe. 

Der französische Ministerrat beriet über dieses Verlangen : (Bonnet, $. 299) 

„Man war sich ebenso spontan einig wie im vorausgehenden Ministerrat. Die 
Debatte drehte sich nur um einen Punkt: Sollte das Ultimatum nach dem britischen 
Vorschlag um Mitternacht übergeben werden oder mittags, wie ich es im Lauf des 
Tages für gut befunden hatte, um dem Frieden diese kleine Chance zu lassen? 
Daladier sprach sich für letztere Lösung aus, die vom Ministerrat bestätigt wurde, 
wobei dieser den Wunsch aussprach, die Britische Regierung möchte sich unserem 
Verfahren anschließen. 


21 Uhr 00 

Als die Sitzung um 20 Uhr 30 beendet war, telephonierte ich nach meiner Rück- 
kehr in den Quaid d’Orsay mit Ciano. Ich bestätigte ihm, daß die Note vom 
1. September keinen ultimativen Charakter trage, und unterrichtete ihn davon, daß 
wir bis zum nächsten Mittag mit der Eröffnung der Feindseligkeiten warten wollten. 
Doch nach Abstimmung mit der Britischen Regierung wären wir der Auffassung, 
daß die Konferenz nicht unter dem Zeichen der Gewalt beginnen könne und daß 
zur Verwirklichung der Idee die deutschen Armeen zuvor die polnischen Gebiete 
räumen sollten. Ciano antwortete mir, daß er gegen 18 Uhr von Lord Halifax die 
Mitteilung empfangen habe, daß die Britische Regierung diese Vorbedingung stelle. 
Doch sei er sicher, daß Hitler sie nicht annehmen werde.“ 

Diese Ausführungen Bonnets werden durch die Wiedergabe seines 'Telefon- 
gespräches im FGB S. 445 bestätigt, worin es heißt: „Die französische Regierung ist 
mit der britischen Regierung der Ansicht, daß die Konferenz nicht unter der Herr- 
schaft der Gewalt eröffnet werden darf, und daß es, — damit das Ziel erreicht 
werden könne — notwendig sei, daß die deutschen Truppen die besetzten Gebiete 


Polens räumen.“ 
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20 Uhr 50 

Botschafter Attolico überbrachte dem Reichsaußenminister die Nachricht, daß 
die Engländer nicht bereit wären, auf Grund des italienischen Vermittlungsvor- 
schlages in Verhandlungen einzutreten. Sie fordern vor Beginn der Verhandlungen 
die sofortige Zurückziehung aller deutschen Truppen aus den besetzten polnischen 
Gebieten und aus Danzig. Mussolini würde jetzt seinen Vermittlungsvorschlag als 


nicht mehr bestehend erachten. (ADAP VII S. 437) 
* 
21 Uhr 50 
Die Ministerpräsidenten Chamberlain und Daladier führen ein Telefongespräch 
über Ultimatum und Kriegserklärung an Deutschland. (DB Nr. 156) 
* 


Anatole de Monzie beschreibt in seinem Tagebuch einen Versuch, Bonner zu 
beeinflussen: 
gegen 22 Uhr 00 

„Beim Weggehen bestürme ich Bonnet, sich über das englische ‚non possumus’ 
hinwegzusetzen. Den Rückzug der deutschen Truppen aus Polen zu verlangen, ist 
eine unhaltbare Anmaßung, welche der Außenminister als eine solche habe 
betonen können. Zwischen diesem tatsächlichen Rückzug der Truppen und 
der Hinnahme der vollzogenen Tatsache der Invasion könnte man eine dritte 
Lösung zulassen: Einen symbolischen Rückzug, ein Zurückgehen um einige Kilo- 
meter mit zeitweiligem Stillstand auf festgelegte Positionen. Es ist abgemacht, daß 
ich heute abend beim Diner mit Guariglia, dem italienischen Botschafter in Paris, 
über dieses Thema in ehrenvoller Form sondieren werde. 

Wir finden uns von neuem um den befreundeten Tisch — Pietri, Mistler und 
Guariglia. Meine Anregung gefällt ihm vollkommen, doch wendet er ein, daß 
die Weigerung der Engländer eine unentwirrbare Situation schaffe; denn die Kon- 
ferenz hat nur Wert, wenn England dazu kommt. 

Ich telefoniere Bonnet gegen 11 Uhr 30 an, um ihm Bericht zu geben. Er hält 
mich für zu optimistisch, da ich mir noch immer einige Chancen für Verhandlungen 
vorbehalte. ‚Sie wird glücken, wenn Sie eine kräftige Sprache in London führen.‘“ 

(de Monzie, S. 157) 


* 


22 Uhr 00 

Botschafter Corbin begab sich zu Lord Halifax, der ihn zusammen mit dem 
Premierminister empfing. „Nachdem er meine Mitteilung angehört hatte, beschrieb 
mir Neville Chamberlain, der recht von Sorgen geplagt aussah, die unruhige Sitzung, 
die sich gerade in Westminster abgespielt hatte. Die böseStimmung der Abgeordneten 
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hatte sich zunächst gegen Frankreich gekehrt, das man im geheimen anklagt, sich 
aus der Affaire ziehen zu wollen. Schließlich fühlte man sich aber im Kabinett von 
der Verantwortung für die Ehren Englands gepackt, die ın Gefahr kam, durch das 
französische Zögern bloßgestellt zu werden. Vom italienischen Angebot wollte 
niemand etwas hören. Man sah dieses als eine Falle an, die den Vormarsch der 


deutschen Armee zu begünstigen bestimmt war. 
Bei dieser Sachlage bedauerte der Premierminister, sich dem französischen Vor- 


schlag nicht anschließen zu können. „Die Volksstimmung ist bisher in England voll- 
kommen einig, aber die umlaufenden Gerüchte, das Zögern, das man für Unent- 
schlossenheit nimmt, werfen das Land völlig durcheinander.“ 

„Außerdem beklagt sich die Admiralität, daß die Fristen sie daran hindern, 
gewisse Verteidigungsmaßnahmen zu treffen. Die Deutschen haben den Vorteil 
davon, indem sie ihre Unterseeboote in den Atlantik hinausschicken und Minen in 
der Nordsee legen. Dieser Zustand kann sich ohne schwere Unzuträglichkeiten nicht 
länger hinausziehen, weil die öffentliche Meinung unmittelbar Frankreich dafür 
verantwortlich machen wird.“ Ich widersprach dieser Auslegung sofort. Ich erinnerte 
daran, welchen glänzenden Beweis für die Übereinstimmung der Ansichten und Ent- 
schließungen die französische Kammer gegeben hatte. Die Botschaft des Staatschefs, 
die Reden des Kammer- und des Ministerpräsidenten könnten keinen Zweifel an 
der Bereitschaft Frankreichs lassen. Die noch am gleichen Morgen begonnene Mo- 
bilmachung wickelte sich in vollkommener Disziplin und Ordnung ab. Es sei 
wesentlich, ihr einen ruhigen Fortgang zu geben, ohne vom Feinde angegriffen 
zu werden. Doch der Premierminister erklärte sich nicht für befriedigt. Er drückte 
den Wunsch aus, mit dem Ministerpräsidenten selbst zu sprechen, um ihm die 
Schwierigkeiten seiner eigenen Lage nahezubringen. Lord Halifax wollte sich in- 
folgedessen ebenfalls persönlich an seinen französischen Kollegen wenden. Mit 
Daladier verbunden, entwickelte Neville Chamberlain die Gründe, die nach seiner 
Ansicht eine sofortige Lösung verlangten. Er wies auf den Vormarsch der deutschen 
Armeen in Polen und auf die Gefahr hin, daß die polnischen Hauptwiderstands- 
linien eingedrückt werden könnten, wenn Warschau nicht gleich merke, daß wir 
ihm zu Hilfe kämen. Unser Ministerpräsident stellte sich seinerseits auf den Boden 
der diplomatischen und technischen Erwägungen, die unsere Haltung diktierten, 
und er berief sich vornehmlich auf die Auffassung unseres Generalstabes. Es würde 
unmöglich sein, fügte er hinzu, die Entschließung des Kabinetts zu ändern, es sei 
denn, daß die englische Bombenluftwaffe uns sogleich dabei helfe, die im Zuge 
befindliche Operation zu schützen. Lord Halifax besprach sich dann telephonisch mit 
Euer Exzellenz. Er fürchtete für die moralischen Kräfte des Landes, wenn man es 
nicht gleich so führe, wie es möchte. Endlich erklärte er, daß er nur eine Lösung 
sehen könne, nämlich daß unsere Botschafter in Berlin getrennt vorgingen; Sir 
Nevile Henderson werde seinen Schritt sofort tun, und Coulondre dann einige 
Stunden später. Euer Exzellenz erhoben Bedenken gegen dieses getrennte Vorgehen 
und baten den Staatssekretär eindringlich, die Frage noch einmal zu überprüfen. 
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Die Unterhaltungen hatten an drei Stunden gedauert. Aus den Gesprächen ging 
hervor, daß die auf beiden Seiten vertretenen Auffassungen fühlbar auseinander- 
klafften. Man zieh die englische Regierung, die ihr Parlament 24 Stunden vor uns 
zu fassen bekommen hatte, in den politischen Kreisen der Langsamkeit, des Zögerns 
und der schuldhaften Vernachlässigung ihrer Pflichten gegenüber dem Angriff des 
Reiches. Viele Abgeordnete, die noch unter dem Eindruck der jüngsten Ereignisse 
standen, unterstellten dem Premierminister trotz der Festigkeit seiner Erklärungen, 
daß er sich zu obskuren Winkelzügen hergebe. Durch die öffentliche Meinung und 
durch die Kammer bestimmt, hielt sich das Kabinett also für verpflichtet, eine 
Entscheidung zu treffen und sie in einigen Stunden zu verwirklichen. Man muß 
daran festhalten, daß das italienische Angebot in der englischen Betrachtung der 
Dinge nur einen ganz geringen Raum einnahm. Ganz offentsichtlich machte sich die 
englische Regierung die im englischen Volk allgemein verbreitete Ansicht zu eigen, 
der Vorschlag diene den deutschen Interessen nur zu gut, um nicht verdächtig zu 
sein. 


Die englischen Minister kämpften auch nicht mehr, um uns zu überzeugen, sie 
beharrten vielmehr nur deshalb auf ihrem Standpunkt, um ihre eigene Position 
zu verteidigen. Das ließen sie in der anschließenden Erörterung, an der Sir John 
Simon teilnahm, sehr wohl durchblicken. Simon nahm mich besonders beiseite, um 
mir vertraulich mitzuteilen, daß Neville Chamberlain in den Wandelgängen lebhaft 
angegriffen worden sei, weil er sich nicht habe klarer ausdrücken wollen. Wenn er 
am anderen Tage dieselbe Sprache führen sollte, würde er unfehlbar gestürzt 
werden. 


Ich wies natürlich auf die bedauerliche Wirkung hin, welche das getrennte Vor- 
gehen unserer Vertreter in Berlin hervorrufen müsse. Einmal gegenüber unserer 
öffentlichen Meinung und sodann gegenüber dem Auslande, das an abweichende 
Auffassungen gerade in einem Moment glauben werde, wo es von höchster Bedeu- 
tung war, uns solidarisch zu zeigen. Aber der Premierminister und seine Kollegen 
dachten nur an den Sturm, der sich am anderen Tage im Unterhaus entfesseln 
werde, wenn sie nicht in der Lage seien, zu erklären, daß England sogleich auf die 
deutsche Angriffshandlung so geantwortet habe, wie es sich verpflichtet hatte. 
Gleichwohl entschied sich der Minister, um den französischen Gründen Rechnung 
zu tragen, eine Ausschußsitzung des Kabinetts anzuberaumen, deren Ergebnisse er 
mir alsbald mitteilen werde. 


In der Botschaft, wohin ich für einige Minuten zurückkehrte, konnte ich das 
Echo der Erregung bemerken, das die englischen Parlamentskreise bewegte. Abge- 
ordnete und Journalisten bestürmten die Botschaft mit Fragen. Ich mußte endlich 
gegenüber einigen Fragestellern deutlich werden, indem ich sie aufforderte, doch 
die englischen Leistungen, die sich im wesentlichen in den Fabriken vollzogen, mit 
der großen nationalen Kraftanstrengung zu vergleichen, die in Frankreich sechs 
Millionen Männer unter Waffen stellte. Einer der hitzigsten Leute war Winston 
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Churchill, dessen Temperamentsausbrüche das Telephon erbeben ließen. Er erinnerte 
mich daran, daß er immer für die französisch-englische Allianz gekämpft habe, 
und fügt hinzu, dies sei vielleicht die letzte Gelegenheit, wo Frankreich und Eng- 
land berufen seien, ihre Kräfte zu vereinigen, um die deutsche Vorherrschaft 
zu brechen. Wenn sie sich in diesen schwerwiegenden Augenblicken getrennt sähen, 
würde England sich auf seiner Insel einschließen und, auf sich selbst gestellt, ver- 
teidigen, aber es würde dann nichts mehr von den europäischen Dingen wissen 
wollen. Ich beschwichtigte ihn endlich, und er versprach mir, alle Anstrengungen zu 
machen, um die Entwicklung der militärischen Kraft seines Landes auf das Höchst- 
maß zu steigern.“ 

Das schilderte Botschafter Corbin am 7. 9. 1939 in seinem geheimen Bericht 
an Außenminister Bonner. (Aus Ren@ Moulin, Der Mord am Frieden, $. 58 ff.) 

Und Churchill bekennt offen: (Churchill I, $. 85) 

„Alle ın letzter Minute unternommenen Versuche Mussolinis, seine Rolle von 
München zu wiederholen, wurden abgelehnt.“ 


Das wahre Ende des italienischen Vermittlungsversuches 


Am 2. September wollte Mussolini die am 31. August eingeleitete Vermittlungs- 
Aktion zum erfolgreichen Abschluß bringen: 

Um 10.00 Uhr ließ er in Berlin durch Botschafter Attolico eine Mitteilung über- 
reichen, daß er die Möglichkeit habe, von Frankreich, England und Polen eine 
Konferenz annehmen zu lassen. 

Um 12.20 Uhr gab der Reichsaußenminister Botschafter Attolico eine vorläufige 
Antwort Hitlers, die nicht ablehnend war, aber die vorherige Klärung zweier 
Fragen als notwendige Voraussetzung bezeichnete. 

Um 14.00 Uhr empfing Außenminister Graf Ciano den französischen Botschafter 
Francois-Poncet und den britischen Sir Percy Loraine um ihnen den Konferenz- 
vorschlag zu unterbreiten. 

Graf Ciano rief in Gegenwart der beiden Botschafter gegen 14.30 Uhr Außen- 
minister Halifax an und klärte ihn über Einzelheiten des Vorschlags auf. (DB Nr. 
151) Kurz vorher hatte er dem französischen Außenminister Bonnet die gleiche 
Mitteilung gemacht. 

Lord Halifax hatte gleich gesagt, daß vor der Einberufung der Konferenz der 
erste Schritt der sein müsse, daß die deutschen Truppen aus Polen zurückgezogen 
würden. Das sei zwar nur seine persönliche Meinung, doch fühle er, daß es auch 
die des britischen Kabinetts sein werde. 

Um 14.30 Uhr rief der französische Botschafter Corbin aus London an und sagte 
Außenminister Bonnet, daß die britische Regierung auf dem Standpunkt stünde, 
daß „Verhandlungen solange nicht aufgenommen werden könnten, bis das polnische 
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Gebiet von den deutschen Truppen geräumt worden sei.“ 

Zu dem Zeitpunkt — gegen Mittag —, da Corbin diese Auskunft von der 
britischen Regierung erhielt, hatte diese noch keine Kenntnis von Mussolinis neuem 
Vorschlag. 

Von diesen beiden Mitteilungen aus Rom und London war offenbar Minister- 
präsident Daladier inspiriert, als er um 15.00 Uhr in der Kammer aus der Erklärung 
der französischen Regierung folgenden Satz vorlas: 

„Wenn der Kampf aufhören sollte, wenn der Angreifer sich auf seine Grenze 
zurück zöge, wenn noch eine freie Verhandlung eingeleitet werden könnte, glauben 
Sie mir meine Herren, die französische Regierung würde keine Anstrengung scheuen, 
um wenn möglich heute noch zum Erfolg einer solchen im Interesse des Weltfriedens 
beizutragen.“ (DB Nr. 152) 

Dazu schreibt der französische Botschafter Noel: 

„Infolge der wachsenden Schwierigkeiten der Verbindungen erlangte man erst 
2. September um 15.00 Uhr durch mein Telegramm am Quai d’Orsay Kenntnis 
von der polnischen Antwort. 

Zur gleichen Stunde und ohne noch zu wissen, was Beck dem französischen Bot- 
schafter geantwortet hatte, erklärte die Regierung unzweideutig im Senat und in 
der Kammer, ..... daß eine Verhandlung nur beginnen könnte, wenn der Kampf 
eingestellt würde und der Angreifer sich zunächst auf seine Grenzen zurückziehen 
würde. Diese Hypothese war natürlich ausgeschlossen... ... 

Die am Nachmittag von der französischen Regierung vor den Kammern, von den 
englischen Staatsmännern vor den beiden Häusern abgegebenen Erklärungen, wo- 
nach jede Verhandlung von der vorherigen Räumung des polnischen Gebiets durch 
die deutschen Truppen abhängig gemacht wurde, schlossen jede Möglichkeit einer 
Verständigung aus.“ ..... (Noel, $. 443, 449) 

Auch Botschafter Coulondre bestätigt: 

„Am späten Nachmittag ließ Graf Ciano Francois-Poncet wissen, Mussolini 
glaube nicht, seinen Vorschlag weiter verfolgen zu sollen, nachdem er von den 
Bedingungen der britischen Regierung und von der Erklärung Daladiers im 
französischen Parlament Kenntnis erhalten habe.“ (Coulondre, $. 455) 

Der Leser traut daher seinen Augen nicht, wenn er in dem Protokoll über das 
Telefongespräch, das um 16 Uhr Lord Halifax mit Außenminister Bonnet führte, 
lesen kann, daß Lord Halifax zu Bonnet gesagt habe, das erste wesentliche Erforder- 
nis müßte die Zurückziehung der deutschen Truppen aus polnischem Gebiet sein. 
Dazu bemerkte Bonnet, daß es wahrscheinlich wahr sei, daß Hitler die Bedingung 
des Rückzuges nicht annehmen könne, obwohl dies offensichtlich wünschenswert 
sei. Aus der Tatsache, daß die Gesprächspartner sich am Schluß dahingehend einigten, 
daß noch über drei Punkte Übereinstimmung der beiden Regierungen herbeigeführt 
werden müßte, geht hervor, daß Bonnet Lord Halifax im Unklaren darüber ließ, 
daß sich Frankreich schon bezüglich der Rückzugsforderung festgelegt hatte. 


(DB Nr. 153) 
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Auch bei dem Telefongespräch, das um 17 Uhr Sir Cadogan mit Außenminister 
Bonnet führte, wurde die Rückzugsforderung als noch zu klärende Frage erörtert. 
Das französische Kabinett, „im Begriff zu überlegen, ob es die Zurückziehung deut- 
scher Truppen als eine notwendige Bedingung seiner Zustimmung zu einer Kon- 
ferenz betrachte“. Auch dieses Mal wurden die Briten nicht darüber aufgeklärt, 
daß Frankreich schon um 15 Uhr die Rückzugsbedingung öffentlich gestellt hatte. 

(DB Nr. 154) 

Um 17.30 Uhr telefonierte Botschafter Phipps an Lord Halifax, daß er in der 
Kammer die Erklärung der Regierung angehört habe und daß diese sehr fest ge- 
wesen sei. Auch der Botschafter erwähnt die Frage der Rückzugsbedingung nicht. 

Um 18 Uhr führt Lord Halifax nochmals ein Gespräch mit Botschafter Phipps, 
aus dem sich ergibt, daß bezüglich der Rückzugsbedingung noch keine Klarheit 
besteht, jedoch über die Frage selbst nicht mehr diskutiert wird. 


Um 18.38 Uhr rief Lord Halifax den Grafen Ciano an und teilte ihm mit, daß 
der Rückzug der deutschen Truppen für die britische Regierung eine wesentliche 
Bedingung einer Konferenz sei. Auch Danzig müsse zurückkehren zum Status quo, 
wie er vor zwei Tagen gewesen sei. Über die französische Haltung zu dieser Frage 
wurde nicht gesprochen. Ciano erklärte wiederum, daß die Bedingung des Rückzugs 
den ganzen Plan für Hitler unmöglich machen würde. (DB Nr. 155) 

Um 19 Uhr begann der französische Ministerrat. Nach Bonnets Bericht (299) 
drehte sich die Debatte nur um den einen Punkt: die Frage, wann das Ultimatum 
an die deutsche Regierung gestellt werden sollte. Die Frage der Rückzugsbedingung 
war für die französische Regierung klar und wurde daher garnicht mehr erörtert. 
Nach der Sitzung telefonierte Bonner um 20.30 Uhr — nach dem FGB, S. 455 

um 21.00 Uhr — an Graf Ciano, daß die französische Regierung mit der briti- 
schen der Ansicht sei, daß die Konferenz nicht unter der Herrschaft der Gewalt 
eröffnet werden dürfe, und daß es, damit das Ziel erreicht werden könne, notwendig 
sei, daß die deutschen Truppen die besetzten Gebiete Polens räumten. 

Es hätte dieses Telefongespräches gar nicht mehr bedurft, denn aus einem Bericht 
Francois-Poncets ergibt sich, daß ihn Graf Ciano schon um 19 Uhr 20 angerufen 
und gesagt hatte, „daß Lord Halifax die italienische Anregung unter der Bedin- 
gung annehme, daß die deutschen Truppen sich auf die Reichsgrenze zurückzögen. 
Graf Ciano erklärte mir, er erachte es als unmöglich, eine derartige Forderung an 
Deutschland zu stellen... ... 

In seiner Rede im Abgeordnetenhaus gab Herr Daladier zu verstehen, daß die 
Französische Regierung dieselbe Haltung wie die Britische Regierung einnehme. 
Daraus erschien sich zu ergeben, daß die italienische Anregung nicht weiter ver- 
folgt werden konnte. 

Graf Ciano teilte mir mit, er habe infolgedessen an Herrn Attolico telegraphiert, 
daß unter diesen Umständen Herr Mussolini glaube, seine Anregung nicht weiter 
verfolgen zu sollen.“ (FGB Nr. 363) 
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Aus vorstehenden Tatsachen ergibt sich der absurde Tatbestand, daß der Minister- 
präsident Frankreichs um 15 Uhr vor der Weltöffentlichkeit eine außenpolitische 
Erklärung abgibt, in der zu einer hochwichtigen Frage abschließend eine Stellung 
eingenommen wird, die völlig im Gegensatz zu jener steht, die der Außenminister 
des gleichen Landes noch drei Stunden lang einnimmt. 


Vor allem steht aber fest, daß die italienische Regierung durch ihren Botschafter 
in Paris über die französische Regierungserklärung schon orientiert war, als Lord 
Halifax um 18 Uhr 38 mit Ciano telefonierte. 


Auf das ganze Hin und Her, das an diesem Tage in den Verhandlungen zwischen 
Frankreich und England die Hauptrolle spielte, nämlich die Vereinbarung gemein- 
samer Fristen für die an Deutschland zu stellenden Ultimaten und anschließenden 
Kriegserklärungen brauche ich überhaupt nicht einzugehen, weil es nicht im ge- 
ringsten der Erhaltung des Friedens diente, sondern nur der Erzielung taktischer 
Vorteile für die bevorstehende Kriegsführung. 


Aber wir wollen dem Historiker Hoggan folgen, um zu sehen, mit welchen 
Behauptungen und Argumenten er uns eine absolute friedenswillige französische 
Regierung vorführen will. 

Auf Seite 771: 

„In diesem Sinne hatte Ciano am 2. September, vormittags 10 Uhr eine höchst 
bedeutsame Geheimbotschaft an Deutschland abgesandt. Sie enthielt die wichtige 
Enthüllung, daß die französischen Führer dringend um eine italienische Aktion 
mit dem Ziel einer diplomatischen Konferenz gebeten hätten.“ 


Diese Behauptung ist nicht nur in sich unzutreffend, sondern findet auch im 
Wortlaut der italienischen Niederschrift keine Stütze. In diesem Zusammenhang ist 
interessant, was Botschafter Loraine am Nachmittag des 2. September an Lord 
Halifax telegrafierte: „Der französische Botschafter hat mir mitgeteilt, er glaube, 
Graf Ciano stehe unter dem Eindruck, die französische Regierung sei mehr bereit 
und geneigt, Mussolinis Konferenzvorschlag anzunehmen als die Regierung seiner 
Majestät. Wenn, wie ich vermute, dieser Eindruck falsch ist, so wäre ich froh, wenn 
Sie Ihren Einfluß ausüben würden, ihn aus Graf Cianos Kopf zu entfernen.“ 

(DBFP VII Nr. 722) 

Auf Seite 774:: 

„Die Hauptrede in der Kammer hielt Ministerpräsident Daladier, und im Senat 
Vizepräsident Chautemps. Beide Männer sprachen sehr maßvoll und traten für 
eine friedliche Lösung der europäischen Krise ein.“ 


Die Männer hielten keine Reden, sondern verlasen eine offizielle Erklärung der 
französischen Regierung. Ob diese maßvoll und friedliebend war, möge der Leser 
entscheiden. Ich glaube jedenfalls nicht, daß die zahlreichen Falschbehauptungen und 
Entstellungen dazu beitragen konnten, den Abgeordneten eine Entscheidung zu 
ermöglichen, die eine Kriegserklärung ausschloß. (DB Nr. 152) 
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Auf Seite 777: 

„Der französische Außenminister weigerte sich, einzusehen, daß die Zurücknahme 
der deutschen Truppen aus Polen die unerläßliche Voraussetzung für eine Kon- 
ferenz sein müsse. Er hatte gewarnt, er werde diese Frage im Kabinett vorlegen.“ 

Diese Behauptung stimmt nicht, denn Bonner hatte in dem fraglichen Telefon- 
gespräch — DB Nr. 154 — überhaupt keine eigene Stellungnahme zu dieser Frage 
abgegeben. 

Das Sammelsurium von Falschbehauptungen, die einen heldenhaften Kampf 
Bonnets mit Lord Halifax um den Frieden beweisen sollen, (S. 777-779) einzeln 
widerlegen zu wollen, wäre sinnlos, da diese schon chronologisch unmöglich stimmen 
können. 

Auf Seite 779 zaubert uns Hoggan unter der Überschrift: „Halifax täuscht Ciano“ 
ein Ränkespiel des bösen Halifax vor: „Halifax entschloß sich in dieser Lage zu 
einem verzweifelten Spiel. Er rief Ciano um 18 Uhr 38 (DB Nr. 155) in der 
Absicht an, die gegenwärtige Stellung der britischen Regierung bewußt falsch dar- 
zustellen. Die Franzosen hatten noch nichts über ihre endgültige Antwort auf den 
italienischen Vermittlungsplan verlauten lassen. Die britische Regierung ihrerseits 
hatte nicht die Absicht, gegen Deutschland ohne französische Unterstützung vor- 
zugehen. Halifax entschloß sich trotzdem, Ciano zu sagen, ihm sei die letzte briti- 
sche Antwort bekannt. Zwar war es eine unverschämte Lüge, aber... . Ciano ge- 
wann den falschen Eindruck, Bonnet habe dieses verhängnisvolle Manöver der 
Briten zur Verhinderung einer Konferenz bereits hingenommen, bevor er sich 
zur Kabinettsitzung begab, welche immer noch anhielt...... 

(S. 780) Es kam ihm (Graf Ciano) überhaupt nicht in den Sinn, daß Lord Halifax 
die Kühnheit besitzen könnte, die offizielle Stellungnahme Frankreichs regelrecht 
zu fälschen. .... 

(S.781) Unglücklicherweise gelang Halifax der unglaubliche Betrug. Mussolini 
kam zu dem Schluß, daß die Sache des Friedens verloren sei. Damit beging Italien 
einen ungeheueren Fehler. Gab es doch keinen Grund zu der Annahme, die Briten 
könnten ohne Frankreich handeln. ..... 

(S. 782) Er (Bonnet) war wie betäubt, als er erfuhr, daß die Italiener mittlerweile 
ihren Vermittlungsversuch offiziell aufgegeben hatten und daß damit automatisch 
die deutschen Pläne für einen Waffenstillstand nicht mehr bestanden. Sein Versuch, 
seine Kollegen für die italienischen Bedingungen zu gewinnen, hatte mit einem Schlag 
seinen Sinn verloren, und ohne sein Wissen. Um 20 Uhr 30 rief er Ciano an. 
Es war sein letztes Gespräch mit Italiens Außenminister. Bonner setzte ihm sofort 
auseinander, Frankreich habe die unmögliche britische Bedingung eines deutschen 
Truppenrückzuges aus Polen bislang noch nicht akzeptiert. Ciano drückte sein 
Erstaunen über diese Nachricht aus. ..... 

Nach der Wiedergabe des Telefongespräches im FGB S. 445 wurde dieses letzte 
Gespräch um 21 Uhr geführt und lautet in der Hauptsache: 
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„Die französische Regierung ist mit der britischen Regierung der Ansicht, daß 
die Konferenz nicht unter der Herrschaft der Gewalt eröffnet werden darf, und 
daß es — damit das Ziel erreicht werden könne — notwendig sei, daß die deutschen 
Truppen die besetzten Gebiete räumen.“ 
Diesen gleichen wahren Tatbestand konnte Hoggan auch in Bonnets Buch „Vor 
der Katastrophe“ $. 299 nachlesen: 
„Doch nach Abstimmung mit der britischen Regierung wären wir der Auffassung, 
daß die Konferenz nicht unter dem Zeichen der Gewalt beginnen könne und daß 
zur Verwirklichung der Idee die deutschen Armeen zuvor die polnischen Gebiete 
räumen sollten.“ 
Zu allem Überfluß sei noch auf das Telefongespräch verwiesen, bei dem um 
21 Uhr 50 (DB Nr. 156) Daladier zu Chamberlain sagte: 
arte daß das französische Kabinett zusammengerreten sei nach der Kammer. 
Sie hätten während des Tages von Graf Ciano eine Botschaft erhalten, in Aus- 
drücken ähnlich denen die Graf Ciano an Lord Halifax gerichtet hatte. In dieser 
Botschaft hatte Graf Ciano eine 5-Mächte-Konferenz vorgeschlagen als einen letzten 
Versuch, den Frieden zu erhalten. Die französische Regierung hatte gesagt, daß das 
nicht erwogen werden könne, wenn nicht Deutschland zuerst das besetzte Gebiet 
räumte und die Lage wiederherstelle, wie sie gewesen war vor Beginn der Feind- 
seligkeiten.“ 
Unter dem Gewicht dieser Tatsachen stürzt das ganze Kartengebäude zusammen, 
das Hoggan unter Verwendung zahlreicher Falschbehauptungen aufbaute, um 
1. eine friedliche französische Regierung vorzutäuschen, die grundsätzlich bis zum 
Schluß bereit gewesen wäre, dem italienischen Vermittlungsversuch zum Erfolg 
zu verhelfen, und um 

2. die Tatsache zu verwischen, daß nicht nur England, sondern noch mehr Frank- 
reich mit der unmöglichen Rückzugsbedingung „jede Möglichkeit einer Ver- 
ständigung ausschlossen“, wie selbst der eigene Botschafter Noel feststellen 
mußte. 


Sonntag, den 3. 9. 1939 


0 Uhr 15 

Sie konnten es kaum erwarten: 

„Eine Viertelstunde nach Mitternacht nach Downingstreet berufen, fand ich mich 
dem Premierminister gegenüber, der mir erklärte, daß das Kabinett sich einstimmig 
gegen jede Fristverlängerung augesprochen habe. Folglich werde Weisung an Sir 
Nevile Henderson ergehen, um 9 Uhr vormittags den Reichsaußenminister auf- 
zusuchen, um ihm mitzuteilen, daß der Kriegszustand zwischen beiden Ländern 
eintreten werde, falls England nicht eine befriedigende Antwort innerhalb zwei 
Stunden erhalte. Die Frist solle deshalb so schnell ablaufen, damit Sir Nevile 
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Henderson in der Lage sei, London noch vor dem Zusammentritt des Parlaments 
bekanntzugeben, ob er seine Antwort rechtzeitig erhalten habe oder nicht. Neville 
Chamberlain setzte hinzu, daß, wenn er mitteilen könne, die französische Regierung 
unternehme um Mittag den gleichen Schritt, dies ohne Zweifel die peinliche Lage 
mildern werde, die aus dem Zeitunterschied zwischen unseren beiden Erklärungen 
in Berlin entstehen könne. Er werde sogar gern erklären — um unsere Solidarität 
noch stärker herauszustellen —, daß dieses Vorgehen einer Vereinbarung zwischen 
beiden Regierungen entsprechend erfolge. 


Neville Chamberlain drückte daraufhin sein Bedauern aus, nicht eine breitere 
Verständigung für das Vorgehen beider Regierungen habe erzielen zu können. Er 
beugte sich unseren kriegstechnischen Erwägungen, aber er selbst hatte gerade von 
den Generalstabschefs im Empire die dringende Aufforderung erhalten, den Kriegs- 
zustand schon für 6 Uhr morgens auszusprechen. Ich nahm die Gelegenheit wahr, 
um zu zeigen, wie wichtig es sei, sogleich einen ständigen Verbindungsstab zwischen 
unseren Generalstäben einzurichten, um den Meinungsverschiedenheiten vorzubeu- 
gen, die bei Heer und Flotte auf der einen und der anderen Seite des Kanals auf- 
tauchen würden.“ 

(Aus dem Geheimbericht Corbins vom 7. 9. 39 an Außenminister Bonnet) 


* 


Botschafter Noel berichtet eindrucksvoll: 


„Mitten in der Nacht vom 2. zum 3. hatte ich mit Joseph Beck und sodann beim 
Verlassen seines Arbeitszimmers und Durchschreiten des kleinen Salons mit Frau 
Beck, die dort ängstlich wartete, ob ich die von allen Polen sehnlichst erwartete 
Nachricht brächte, eine Unterhaltung, die überaus peinlich war. Ich begriff sehr 
wohl ihre wachsende Angst und ohne Instruktionen, ja fast ohne Nachrichten aus 
Paris, verfügte ich über kein Mittel, sie zu beruhigen. Wahrlich, die von Frankreich 
wie von Großbritannien unterschriebenen Verpflichtungen waren zu klar, als daß 
die beiden Regierungen daran denken konnten, Polen seinem Schicksal zu über- 
lassen.“ (Noel, $. 449) 


* 
4 Uhr 50 


Der Reichsaußenminister läßt den deutschen Missionen in einem Rundtelegramm 
mitteilen, daß die deutsch-italienische Politk auf vollkommener und klarer Über- 
einstimmung zwischen Hitler und Mussolini beruhe und jegliche Kritik der 
italienischen Haltung zu unterbleiben habe und daß Zuwiderhandlungen geahndet 
würden. Er konnte nicht wissen, daß diese Übereinstimmung durch den italienischen 
Verrat seit Tagen durchlöchert war. (ADAP VII S. 440) 
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5 Uhr 00 
Lord Halifax beauftragt Botschafter Henderson, für 9 Uhr um eine Unterredung 
mit dem Reichsaußenminister zur Entgegennahme einer Erklärung zu ersuchen. 
(BBB Nr. 118) 


* 


8 Uhr 00 
Bonnet berichtet: (Bonnet, S. 303) 


Um 8 Uhr war ich bei Daladier. Ich mußte das Ultimatum an Hitler abgehen 
lassen, und ich mußte wissen, welches endgültige Datum der Kriegsminister für 
seine Befristung festgesetzt hatte. Ich ersuchte darum, die Frist möglichst abzukür- 
zen, damit wir nach Möglichkeit gleichzeitig mit den Engländern die Feindselig- 
keiten eröffnen könnten. Unsere Verbundenheit gegen Deutschland wurde in 
meinen Augen zu einem grundlegenden Faktor. Daladier war meiner Meinung, 
aber er mußte die berechtigten technischen Einwände seiner Mitarbeiter entkräften. 
Schließlich setzte er den Beginn der Feindseligkeiten auf Montag, den 4. September, 
um 5 Uhr morgens an. Ich betonte noch einmal, die Frist möge abgekürzt werden 
und die Feindseligkeiten schnell auf die Kriegserklärung folgen. Daladier versprach, 
mich wieder anzurufen.“ 


* 


9 Uhr 00 
Botschafter Henderson überreichte dem Gesandten Schmidt folgende Erklärung: 
(DWB II Nr. 477) 

Euer Exzellenz, 

In der Mitteilung, welche ich die Ehre hatte, Ihnen am 1. September zu machen, 
unterrichtete ich Sie auf Weisung des Staatssekretärs für Auswärtige Angelegen- 
heiten Seiner Majestät, daß die Regierung Seiner Majestät im Vereinigten König- 
reich ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber Polen erfüllen werde, wenn 
nicht die Deutsche Regierung bereit sei, der Regierung Seiner Majestät im Ver- 
einigten Königreich befriedigende Zusicherungen dahingehend abzugeben, daß die 
Deutsche Regierung jegliche Angriffshandlung gegen Polen eingestellt habe und 
bereit sei, ihre Truppen unverzüglich aus polnischem Gebiet zurückzuziehen. 

Obwohl diese Mitteilung vor mehr als 24 Stunden erfolgte, ist keine Antwort 
eingegangen, hingegen wurden die deutschen Angriffe auf Polen fortgesetzt und 
verstäkt. Ich habe demgemäß die Ehre, Sie davon zu unterrichten, daß, falls nicht 
bis 11 Uhr vormittags britischer Sommerzeit am heutigen Tage, dem 3. Septemn- 
ber, eine befriedigende Zusicherung im obenerwähnten Sinne von der Deutschen 
Regierung erteilt wird und bei Seiner Majestät Regierung in London eintrifft, ein 
Kriegszustand zwischen den beiden Ländern von dieser Stunde an bestehen wird. 


Ich benutze diese Gelegenheit usw. Nevile Henderson 
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Schmidt schilderte bei seiner Vernehmung in Nürnberg die Übergabe der Erklä- 
rung an Hitler folgendermaßen: (IMT X S. 227 f.) 

DR. SCHMIDT: In der Reichskanzlei habe ıch es Hitler überreicht, das heißt 
ich habe ihm, den ich bei Besprechungen mit dem Außenminister in seinem Ar- 
beitszimmer traf, dieses Dokument ins Deutsche übersetzt. Als ich mit der Über- 
setzung fertig war, herrschte zunächst Stillschweigen. 

DR. HORN: War Hitler allein in dem Raum? 

DR. SCHMIDT: Nein, wie ich bereits sagte, befand er sich ın seinem Arbeits- 
zimmer zusammen mit dem Außenminister. Und als ich mit der Übersetzung 
fertig war, waren beide Herren ungefähr eine Minute lang völlig still. Ich konnte 
deutlich bemerken, daß ihnen diese Entwicklung der Dinge keineswegs gelegen 
kam. Hitler saß eine Weile lang nachdenklich auf seinem Stuhl und blickte einiger- 
maßen besorgt vor sich hin. Dann beendete er das Schweigen mit einer etwas 
brüsken Frage an den Außenminister und sagte: „Was sollen wir denn nun ma- 
chen?“ Darauf begannen dann die Herren unter sich über die nächsten diplomati- 
schen Schritte, die zu ergreifen wären, zu sprechen, ob dieser oder jener Botschafter 
herbeizurufen wäre und so weiter. Ich verließ natürlich das Zimmer, da ich weiter 
nichts zu tun hatte. Als ich in das Vorzimmer kam, fand ich dort, oder hatte viel- 
mehr schon beim Hineingehen einige Kabinettsmitglieder und höhere Beamte ver- 
sammelt gefunden, denen ich beim Hineingehen nur auf ihre fragenden Blicke — 
denn sie wußten, daß ich soeben mit dem Englischen Botschafter zusammengewesen 
war — gesagt hatte, daß keine zweite Münchener Konferenz stattfinden würde. 
Als ich nun wieder herauskam, sah ich an den besorgten Gesichtern, daß meine 
Äußerung richtig aufgefaßt war, und als ich nunmehr ihnen noch mitteilte, daß 
ich soeben ein englisches Ultimatum Hitler überbracht habe, da fiel ein sehr 
bedrücktes Schweigen über den Raum, die Gesichter wurden plötzlich ziemlich 
ernst, und ich erinnere mich noch, daß zum Beispiel Göring, der vor mir stand, 
sich zu mir herumdrehte und sagte: „Wenn wir diesen Krieg verlieren, dann gnade 
uns der Himmel.“ Goebbels stand in einer Ecke für sich allein und machte ein 
außergewöhnlich ernstes, um nicht zu sagen bedrücktes Gesicht, und diese Atmo- 
sphäre der Bedrücktheit herrschte bei allen Anwesenden und ist mir natürlich 
als etwas sehr Bemerkenswertes zu der Stimmung am ersten Kriegstage ın dem 
Vorzimmer der Reichskanzlei bis auf den heutigen Tag in Erinnerung geblieben. 

DR. HORN: Sie hatten also nicht den Eindruck, daß diese Männer eine Kriegs- 
erklärung erwarteten? 

DR. SCHMIDT: Nein, den Eindruck hatte ich nicht.“ 


Ich habe diese Darstellung wiedergegeben, obwohl ich erhebliche Zweifel in 
ihre Richtigkeit setze, denn Schmidt hatte buchstäblich falsch ausgesagt, als er — 
ebenfalls unter Eid — erklärte: 

„Am Morgen des 3. hatte die Englische Botschaft so zwischen zwei und drei Uhr 
an die Reichskanzlei telephoniert, wo ich noch mit dem Außenminister anwesend 
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war, um mich für eventuelle Besprechungen zur Verfügung zu halten, um mit- 
zuteilen, daß der Englische Botschafter von seiner Regierung Instruktionen erhalten 
habe, wonach er genau um neun Uhr morgens dem Außenminister eine wichtige 
Mitteilung namens der Englischen Regierung zu machen hätte, und er bat daher 
um eine Unterredung bei Herrn von Ribbentrop zu dieser Zeit.“ 

Wie wir aber aus dem Britischen Blaubuch wissen, wurde Henderson erst um 
5 Uhr (ab London) angewiesen, um den Empfang für 9 Uhr nachzusuchen. 


* 


Wichtiger sind folgende „technischen“ Gesichtspunkte zu diesem Ultimatum, 
das um 9 Uhr durch Henderson überreicht wurde: 

a) Die deutsche Regierung sollte bis 11 Uhr ihre Antwort so erteilt haben, daß 
sie bis zu diesem Zeitpunkt in London eingetroffen war. Das, obwohl dies 
völlig unmöglich war, denn Telegramme von Berlin brauchten oft mehrere 
Stunden, ganz abgesehen davon, daß die Beratung der Antwort auch Zeit er- 
fordert hätte. 

b) Das englische Ultimatum ist im englischen Blaubuch nicht besonders in der 
äußeren Form veröffentlicht, wie es der deutschen Regierung zugestellt wurde, 
sondern nur versteckt in dem Auftrag, den Halifax Henderson erteilte (BBB 
Nr. 118) und in der Rede Chamberlains im Unterhaus (BBB Nr. 120). 

c) Bei dieser Gelegenheit wollen wir auch feststellen, daß das folgenschwerste 
Dokument überhaupt, die angedrohte und um 11 Uhr 15 dem deutschen Ge- 
schäftsträger in London übergebene englische Kriegserklärung im Blaubuch 
völlig fehlt. 


* 


9 Uhr 15 

Ministerpräsident Daladier ruft Außenminister Bonnet an, um ihm zu sagen, 
daß es nach Rücksprache mit dem Generalstabschef dabei bleiben müsse, daß für 
Frankreich der Beginn der Feindseligkeiten auf 5 Uhr morgens (4. September) 
festgesetzt werde. 
10 Uhr 20 

Bonnet schickte darauf an Botschafter Coulondre folgendes Telegramm: 

(Bonnet, $. 304) 

„Gestern abend hat die Französische Regierung, die nach der Mitteilung der 
Britischen Regierung und nach der Sitzung der französischen Abgeordnetenkammer 
in einer Kabinettssitzung zusammenkam, folgende Beschlüsse gefaßt und mich 
beauftragt, sie Ihnen mitzuteilen. Sie sprechen heute, am 3. September mittags, in 
der Wilhelmstraße vor und ersuchen um die Antwort der Deutschen Regierung 
auf die Mitteilung, welche Sie ihr am 1. September um 22 Uhr überreicht haben. 
Wenn die Antwort auf die in der Mitteilung gestellten Fragen negativ ist, dann 
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erinnern Sie an die Verantwortung Deutschlands, auf die Sie bei Ihrer letzten 
Audienz hinwiesen, und notifizieren dem Reichsaußenminister oder seinem Ver- 
treter, daß die Französische Regierung auf Grund der deutschen Antwort ge- 
zwungen ist, ab morgen, den 4. September, 5 Uhr morgens die vertraglichen Ver- 
pflichtungen Frankreichs gegenüber Polen, die der Deutschen Regierung bekannt 
sind, zu erfüllen. Sie können von diesem Augenblick an um Ihre Pässe bitten.“ 


* 
11 Uhr 15 
Dem deutschen Geschäftsträger in London wurde mit folgender Note die eng- 
lische Kriegserklärung überreicht. (DWB II Nr. 478) 


Den 3. September 1939 

Herr Geschäftsträger, 

Am 1. September unterrichtete der Botschafter Seiner Majestät in Berlin auf 
meine Weisung hin die dortige Regierung davon, daß die Regierung Seiner Maje- 
stät im Vereinigten Königreich ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber Polen 
erfüllen werde, wenn nicht die Deutsche Regierung bereit sei, der Regierung Seiner 
Majestät im Vereinigten Königreich befriedigende Zusicherungen dahingehend 
abzugeben, daß die Deutsche Regierung jegliche Angriffshandlung gegen Polen ein- 
gestellt habe und bereit sei, ihre Truppen unverzüglich aus polnischem Gebiet 
zurückzuziehen. 

Um 9 Uhr vormittagss am heutigen Tage unterrichtete der Botschafter Seiner 
Majestät in Berlin auf meine Weisung hin die Deutsche Regierung dahingehend, 
daß, falls nicht bis 11 Uhr vormittags britische Sommerzeit am heutigen Tage, 
dem 3. September, eine befriedigende Zusicherung im obengenannten Sinne von 
der Deutschen Regierung erteilt wird und bei Seiner Majestät Regierung in London 
eintrifft, ein Kriegszustand zwischen den beiden Ländern von dieser Stunde an 
bestehen wird. 

Da keine solche Zusicherungen eingingen, habe ich die Ehre, Sie davon zu unter- 
richten, daß ein Kriegszustand zwischen den beiden Ländern von 11 Uhr vormittags 
am heutigen Tage, dem 3. September, an gerechnet, besteht. 


Ich habe die Ehre, usw. Halifax 
%* 
11 Uhr 15 
Chamberlain hielt im Unterhaus folgende Rede: (BBB Nr. 120) 


„Als ich gestern abend zu diesem Hause sprach, konnte ich mich der Einsicht nicht 
verschließen, daß in einigen Teilen des Hauses Zweifel und etliche Verwirrung 
bestand über die Frage, ob die Regierung Seiner Majestät sich nicht irgendwie 
schwach, zögernd oder schwankend gezeigt habe. In Anbetracht der Umstände 
kann ich deswegen keinen Vorwurf machen, denn wenn ich in derselben Lage 
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gewesen wäre wie die ehrenwerten Mitglieder, die nicht auf der Regierungsbank 
sitzen und die nicht über alle Nachrichten, die wir haben, verfügen, hätte ich 
sehr wahrscheinlich dasselbe geglaubt. Die Erklärung, die ich heute morgen zu 
machen habe, wird zeigen, daß kein Grund zu Zweifeln bestanden hat. Wir waren 
gestern den ganzen Tag lang in Berührung mit der Französischen Regierung und 
wir sahen, daß die vermehrte Aktion der Deutschen gegen Polen uns keinen Verzug 
erlaubte für die Klarstellung unserer eigenen Position. Dementsprechend haben 
wir beschlossen, unserem Botschafter in Berlin Anweisungen zu senden, die er 
heute früh um 9 Uhr dem Reichsaußenminister auszuhändigen hatte und die wie 
folgt lauten: (Text s. S. 551) 

Das war die abschließende Note. Wir haben bis zur angegebenen Zeit keine 
Zusicherung dieser Art erhalten, und dementsprechend befindet sich unser Land 
im Krieg mit Deutschland. Ich bin in der Lage, dem Hause mitzuteilen, daß ent- 
sprechend den zwischen der Britischen und Französischen Regierung getroffenen 
Anordnungen der Französische Botschafter in Berlin in diesem Augenblick eine 
ähnliche Demarche unternimmt, die ebenfalls eine bestimmte Frist enthält. Dem 
Hause sind unsere Pläne schon genannt worden. Wir sind, wie ich letzthin sagte, 
bereit. 


Dies ist für uns alle ein trauriger Tag, und für keinen ist er traurieger als für 
mich. Alles, wofür ich gearbeitet habe, alles, worauf ich gehofft habe, alles, woran 
ich in meiner öffentlichen Laufbahn geglaubt habe, ist in Trümmer geschlagen 
worden. Nur eines bleibt mir zu tun übrig, nämlich alle Kraft und alle Macht, 
die ich habe, zur Förderung des Sieges derjenigen Sache aufzubieten, für die wir 
soviel zu opfern haben. Ich kann nicht sagen, welche Rolle ich selber werde spielen 
dürfen; ich baue darauf, lange genug leben zu dürfen, um den Tag zu erleben, 
an dem der Hitlerismus zerstört und ein befreites Europa wieder hergestellt ist.“ 


* 
11 Uhr 15 
Auch Churchill ließ sich vernehmen: (Churchill, Reden Nr. 16) 
Te Nicht darum geht es, daß wir für Danzig oder für Polen kämpfen. Wir 


kämpfen, um die ganze Welt von der Seuche der Nazi-Tyrannei zu befreien, um 
all das zu verteidigen, was den Menschen am heiligsten ist. Dies ist kein Krieg um 
Herrschaft, um imperialistischen Machtzuwachs oder um materiellen Gewinn; kein 
Krieg, der irgendein Land um seinen Platz an der Sonne oder seine Entwicklungs- 
möglichkeiten bringen soll. Überprüft man, was den eigentlichen Inhalt dieses Krie- 
ges ausmacht, so ist es das Ziel, auf unverrückbaren Grundfesten die Rechte des 
Individuums zu begründen, so ist es ein Krieg für die Sicherung und Wiedergeburt 
der menschlichen Persönlichkeit. Es könnte vielleicht paradox erscheinen, daß ein 
Krieg, der im Namen der Freiheit und des Rechtes unternommen wird, zur not- 
wendigen Voraussetzung seiner Führung die zeitweilige Aufgabe so vieler kost- 
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barer Freiheitsrechte haben sollte. In diesen wenigen letzten Tagen hat das Unter- 
haus Dutzenden von Gesetzentwürfen zugestimmt, die der ausübenden Gewalt 
unsere am höchsten geschätzten traditionellen Freiheitsrechte überantworteten. 
Wir sind sicher, sie werden in Händen liegen, die sie nicht mißbrauchen werden, 
die sie nicht zugunsten einer Klasse oder Partei ausnützen werden, die sie hoch- 
halten und beschützen werden, und wir sehen mit fester Zuversicht dem Tage 
entgegen, an dem wir sie mit Völkern werden teilen können, denen solche Segnun- 
gen unbekannt sind..... 

Er soll mir folgenden Worten geschlossen haben: 


„Dieser Krieg ist Englands Krieg. Sein Ziel ist die Vernichtung Deutschlands..... 
Vorwärts Soldaten Christi!“ 


* 


Über die Unterhaussitzung sagt der englische Generalmajor und Militärschrift- 
steller J. F. C. Fuller in: „Der Zweite Weltkrieg“: 

„Statt dessen wurde, als am 3. September 1939 der Krieg erklärt wurde, als 
Kriegsziel ein moralisches Ziel proklamiert. Dadurch erhielt der Konflikt den 
Charakter eines Kreuzzuges, das heißt eines ideologischen Krieges im Gegensatz 
zu einem politischen Krieg, eines Krieges, um Hitler und den Hitlerismus zu ver- 
nichten, wie St. Georg den Drachen vernichtete. Dies geht kristallklar aus den 
Erklärungen aller Parteien des Unterhauses hervor. So erklärte Mr. Chamberlain 
(Ministerpräsident): ‚Ich hoffe zuversichtlich den Tag zu erleben, an dem der 
Hitlerismus vernichtet und ein befreites Europa wieder hergestellt ist‘. — Weiter 
Mr. Greenwood (Arbeiterpartei): ‚In diesem titanischen Ringen, das in der Welt- 
geschichte — glaube ich — ohnegleichen dasteht, muß der Nazismus endgültig 
ausgerotter werden.‘ — Dann Sir A. Sinclair (Liberale Partei): ‚Die Welt muß 
wissen, daß das britische Volk unerbittlich entschlossen ist, die Nazi-Herrschaft, 
wie der Ministerpräsident sagte, für immer zu brechen und eine auf Gerechtigkeit 
und Freiheit begründete Ordnung herzustellen.‘ “ 


* 


11 Uhr 20 

Botschafter Henderson begegnete auf dem Wege zur Reichskanzlei dem bel- 
gischen Gesandten Davignon: „Ich habe Schiffbruch erlitten, doch bedauere ich 
meine Anstrengungen nicht. Glauben Sie, daß mein Land sich schlagen würde, wie 
ich sicher bin, daß es dies tun wird, wenn die öffentliche Meinung nicht überzeugt 
wäre, daß bis zum letzten Augenblick alles versucht worden ist, um der Welt die 
schreckliche Probe zu ersparen, die es erwartet? Diese Prüfung wird hart und 
zumal lang sein. Das traurigste ist, daß wir nichts tun können, um Polen zu Hilfe 
zu eilen. Es ist erledigt.“ (Davignon, Berlin 1936—1940) 
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11 Uhr 30 

Reichsaußenminister v. Ribbentrop übergab Botschafter Henderson die Erklä- 
rung der Deutschen Regierung als Antwort auf das britische Ultimatum: 

(DB Nr. 157) 

Obwohl diese Antwort auf das Ultimatum im britischen Blaubuch unter Nr. 119 
enthalten ist, behaupten die britischen Historiker Gilbert u. Gott (Der gescheiterte 
Frieden $. 272): „Ein offizieller deutscher Versuch, darauf zu antworten oder 
seinen Bedingungen zu entsprechen wurde nicht gemacht.“ Ferner auf der gleichen 
Seite: „Sie traf nie ein.“ 

Vielleicht war es ihnen peinlich, näher auf diese Antwort eingehen zu müssen, 
weil sie „immerhin geschickt genug aufgemacht war, um die Meinung einiger 


neutraler Staaten zu beeindrucken.“ (Ball, S. 98) 
%* 
11 Uhr 30 
Bonner berichtet: (Bonnet, S. 305) 


„Daladier unterrichtete mich davon, daß er die Lage noch einmal mit General 
Colson überprüft habe. Es war unserem Generalstab möglich erschienen, die vor- 
gesehene Frist für die Eröffnung der Feindseligkeiten um 12 Stunden zu ver- 
kürzen, so daß sie auf Sonntag um 17 Uhr anstatt auf Montag morgen um 5 Uhr 
festgesetzt werden konnte. Ich verlangte sofort Berlin. Eile war geboten, denn 
Coulondres Demarche sollte mittags erfolgen. 11.45 Uhr: Die Französische Botr- 
schaft in Berlin war am Apparat; man rief Coulondre zurück, der gerade in die 
Wilhelmstraße aufbrach, wo er unser Ultimatum überreichen sollte. Ich diktierte 
ihm eine Berichtigung zu meinem Instruktionstelegramm: „Die Feindseligkeiten 
sollen heute um 17 Uhr beginnen.“ Coulondre bat in großer Geistesgegenwart um 
eine Bestätigung dieser Nachricht durch einen oder zwei meiner Mitarbeiter, deren 
Stimme er ebenfalls erkennen würde. Ich reichte nacheinander L&ger und Bressy 
das Telephon, beide befanden sich bei mir. Der Botschafter hängte ein, um pünkt- 
lich mittags bei Ribbentrop zu erscheinen.“ 


%* 


12 Uhr 

Botschafter Coulondre wollte sich bei Staatssekretär v. Weizsäcker nach der 
deutschen Antwort erkundigen. Da dieser ihm keinen sicheren Bescheid geben 
konnte, wartete Coulondre auf den Reichsaußenminister. 

Die Aufzeichnung über deren Unterhaltung lautet: (ADAP VII S. 444) 

Auf die Frage Coulondres, ob der Herr Reichsaußenminister in der Lage sei, 
die in der am 1. September um 22 Uhr übergebenen Note enthaltene Frage befrie- 
digend zu beantworten, erwiderte der Herr Reichsaußenminister, daß, nachdem 
England und Frankreich ihre Noten übergeben hätten, der Italienische Regierungs- 
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Chef einen neuen Vermittlungsvorschlag gemacht habe, und zwar mit dem Bemer- 
ken, daß die Französische Regierung diesem Vorschlag zustimme. Deutschland 
habe dem Duce am Vortage mitgeteilt, daß es ebenfalls bereit sei, dem Vorschlag 
zuzustimmen, darauf habe jedoch später am Tage der Duce mitgeteilt, daß sein 
Vorschlag an der Intransigenz der Englischen Regierung gescheitert sei. Heute 
vormittag habe England eine auf 2 Stunden befristete ultimative Forderung an 
Deutschland gestellt. Deutschland habe die in dieser Forderung enthaltenen Zu- 
mutungen in einer schriftlichen Mitteilung abgelehnt. Die Gründe der Ablehnung 
des englischen Ultimatums seien in diesem Dokument, das er (Reichsaußenminister) 
dem Französischen Botschafter zur Kenntis übergebe, enthalten. Wenn die Haltung 
Frankreichs zu Deutschland durch dieselben Erwägungen bestimmt sein sollte wie 
die der Englischen Regierung, so könne die Deutsche Regierung dies nur bedauern. 
Deutschland habe immer einen Ausgleich mit Frankreich gesucht. Sollte die Fran- 
zösische Regierung trotzdem auf Grund ihrer polnischen Verpflichtungen eine 
feindliche Haltung Deutschland gegenüber einnehmen, so würde die Deutsche 
Regierung dies als einen durch nichts gerechtfertigten Angriffskrieg Frankreichs 
gegen Deutschland ansehen. Deutschland selbst würde sich jeder Angriffshandlung 
gegen Frankreich enthalten. Sollte Frankreich jedoch eine andere Haltung einneh- 
men, so würde Deutschland gezwungen sein, in entsprechender Weise zu antworten. 

Coulondre erwiderte, er entnehme den Ausführungen des Herrn Reichsaußen- 
ministers, daß die Deutsche Regierung nicht in der Lage sei, der in der französischen 
Note vom 1. September enthaltenen Anregung stattzugeben. 

Der Herr Reichsaußenminister erklärte, daß dies zutreffend sei. 


* 


12 Uhr 30 

Prof. Dr. Friedrich Grimm sah den französischen Botschafter, als dessen Wagen 
in der Wilhelmstraße abfuhr. Er erinnert sich folgender Gedanken: „Ich kannte 
ihn von der deutsch-französischen Gesellschaft her. Er hat mir noch weniger Ver- 
trauen eingeflößt als sein Vorgänger Francois Poncet. Nun hatte er die französische 
Kriegserklärung überbracht und seine Pässe verlangt. Ein etwas hochmütiges Lä- 
cheln lag auf seinem Gesicht, als er seinen Wagen bestieg. Ich glaubte, so etwas 
wie Triumph, wie Schadenfreude darin zu lesen; es schien, als wollte er sagen: ‚Gott 
sei Dank, jetzt ist es endlich soweit.‘ “ (Friedrich Grimm, S. 191) 


* 


12 Uhr 30 
Der deutsche Geschäftsträger rief aus London an, daß die Britische Regierung 


der Deutschen Botschaft drei Noten zugestellt habe: 
a) eine Note des Inhalts, daß sich die Britische Regierung seit 11 Uhr als im 
Kriegszustand mit Deutschland befindlich betrachte, 
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b) eine Note über die Abreise der deutschen Berufskonsuln, Beamten und An- 
gestellten...... y 

c) eine Note betreffend Bombenabwurf etc..... 
Ferner teilte er mit, daß das Personal der Deutschen Botschaft am Montag 


nachmittag nach Berlin abreisen werde. (ADAP VII S. 445) 
* 

13 Uhr 
Adolf Hitler gab als Oberster Befehlshaber der Wehrmacht die Weisung Nr. 2 
für die Kriegsführung im Westen heraus. (DB Nr. 158) 
Um 18 Uhr erließ er einen Aufruf an das deutsche Volk. (DB Nr. 159) 
Um 20.51 Uhr setzte er in einer Botschaft Mussolini auseinander, warum er vor 
der englischen Drohung nicht ausgewichen sei. (DB Nr. 160) 


Die Aktion Dahlerus am 3. 9. 1939 


Bereits 8 Uhr 40 wurde ich von Göring empfangen. Ich berichtete ihm über 
Chamberlains Rede im Unterhaus am Abend vorher und schloß damit, wortgetreu 
wiederzugeben, was Forbes gesagt hatte. 


Es schien, als sei Göring über die Entwicklung der Dinge in den letzten 24 Stun- 
den ziemlich unorientiert. Auf jeden Fall war er gar nicht darauf vorbereitet, daß 
Englands von mir früher andeutungsweise skizzierte Bedingungen in dieser ultima- 
tiven Form vorgebracht würden. Er erklärte, die Forderung, die Truppen zurück- 
zuziehen, beweise, daß die Engländer eine Einigung nicht wirklich wünschten. Er 
betonte, es sei in der Weltgeschichte niemals vorgekommen, daß eine siegreiche 
Armee gezwungen worden sei, sich zurückzuziehen, ehe Verhandlungen begonnen 
hätten. Er kam unter anderem auf den Frieden von Versailles und den Waffen- 
stillstand vorher zu sprechen; erst wurden die Deutschen gezwungen, die Waffen 
niederzulegen, und dann konnte man ihnen nach Belieben Bedingungen diktieren. 
Dies war eine Lehre, die man wahrhaftig nicht vergäße. Etwa um 9 Uhr 15 unter- 
brach er indessen die Unterhaltung, um Ribbentrop anzurufen und den genauen 
Wortlaut der englischen Note zu erfahren. Er hatte mich gebeten, ihn während 
dieses Gespräches allein zu lassen, so daß ich seinen Inhalt nicht kenne. Als mich 
aber Göring nach ungefähr sechs bis acht Minuten bat, wieder hereinzukommen, 
gab er der Auffassung Ausdruck, daß die Lage nahezu katastrophal sei. Er wirkte 
sehr nachdenklich und beschloß gleich danach, Hitler anzurufen, um seine Auffassung 
der Lage zu erfahren. 


Es schien, als ob alle weiteren Versuche sinnlos seien. Trotzdem betonte ich vor 
dem Anruf bei Hitler Göring gegenüber, wie wichtig es sei, daß die Note, die als 
Antwort auf das Ultimatum der englischen Regierung übermittelt würde, maßvoll 
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und entgegenkommend sei und klar und deutlich den Standpunkt Ausdruck gebe, 
der nach Görings heiliger Versicherung der Wegweiser für Deutschlands Politik 
sei, d.h. dem Wunsch, zu einer Verständigung zu kommen. 


Es war ungefähr 9 Uhr 30 morgens. Die Antwort mußte um 11 Uhr übergeben 
werden und Göring war mindestens 40 Minuten von Berlin entfernt. War er 
gegebenenfalls bereit, alles daranzusetzen, um durch einen entschlossenen Schritt 
einer Weltkatastrophe vorzubeugen? Und andererseits: gab es eine Chance, daß 
man jetzt in England einem deutschen Vorschlag trauen würde, welcher Art er auch 
sein mochte? Ich hatte in dieser Beziehung große Zweifel und wünschte eine mora- 
lische Unterstützung, ehe ich einen letzten Entschluß faßte. Ich rief deshalb das 
Foreign Office an. Ich beschwor Mr. Roberts, dem Premierminister als meine feste 
Überzeugung zu berichten, daß ich nicht glaube, es gebe eine Möglichkeit, die 
Deutschen zu mehr zu bestimmen, als zu einem „standstill“, d. h. einer sofortigen 
Beendigung der Feindseligkeiten. Ich befand mich in einer äußerst peinlichen Lage, 
da ich davon ausgehen mußte, daß jedes meiner Worte von Himmlers Organisation 
genau notiert und dann Hitler und Ribbentrop berichter wurde. So gut ich aber 
vermochte, betonte ich, wie wichtig das Zustandekommen wirklicher Verhandlun- 
gen sei, da ein Notenwechsel in einer so außerordentlich kritischen Lage zu keinem 
Ergebnis führen könne. Roberts versprach kurz und sachlich, meine Gesichtspunkte 
Chamberlain mitzuteilen. Ich hatte aus dem Gespräch weder eine Direktive noch 
eine Ermutigung gewonnen, jedoch wenigstens den Ernst der Lage betont. 


Nachdem ich einige Minuten überlegt hatte, ging ich zurück zu Göring und schlug 
ihm vor, er solle sich erbieten, als Vertreter der deutschen Regierung, eventuell 
zusammen mit einigen anderen Delegierten, sofort nach London zu fliegen, um 
mit der englischen Regierung zu verhandeln und eine Verständigung zu erreichen. 
Damit ein solcher Schritt von englischer Seite akzeptiert werden könne, müsse er 
sich bereit finden, den deutschen Boden vor 11 Uhr zu verlassen, um möglichst 
schnell in London einzutreffen und dort als Vertreter Deutschlands mit der eng- 
lischen Regierung über das Übereinkommen zu verhandeln. Göring gab sofort 
General Bodenschatz Anweisungen und rief dann Hitler an, mit dem er etwa 
10 Minuten sprach. Er teilte mir mit, daß Hitler auf den Vorschlag eingegangen 
sei — wenn er sich jetzt durchführen ließe. Indessen wolle sich Hitler das Recht 
vorbehalten, zu Görings Reise dann endgültig Stellung zu nehmen, wenn er wisse, 
ob England den dann von mir ausgehenden Vorschlag akzeptiere. Sollte England 
dies tun, verpflichtete sich Göring, vor 11 Uhr deutschen Boden zu verlassen, um 
direkt nach London zu fliegen. 

Ich rief Forbes sofort an und teilte ihm meinen Vorschlag mit, aber er meinte, 
daß man erst Antwort auf die Note abwarten müsse, ehe England zu der Frage 
würde Stellung nehmen können, ob Görings Besuch wünschenswert sei. Um 
10 Uhr 20 rief ich das Foreign Office nochmals an und teilte Roberts meinen Vor- 
schlag mit. Ob er nur mit Halifax oder auch mit dem Premierminister gesprochen 
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hatte, weiß ich nicht, jedoch kam er nach ungefähr fünf Minuten mit dem Bescheid 
zurück, daß die englische Regierung, ehe sie zu einem solchen Vorschlag Stellung 
nehmen könne, Antwort auf die englische Note wünsche und der Inhalt der deut- 
schen Antwort entscheiden dürfte, ob Görings Besuch wünschenswert sei. Ich schlug 
hierauf vor, daß ich das Foreign Office nochmals um 11 Uhr 30 anrufen würde, 
da man zu dieser Zeit die Antwort erhalten haben dürfte; dann würde ich Be- 
scheid bekommen können, ob eine Zusammenkunft möglich sei. 


Ich kehrte zu Göring zurück und berichtete ihm über den Bescheid aus London, 
der ihm offenbar sehr leid tat. Das einzige, was ich tun konnte, war, ihm vor- 
zuschlagen, Hitler anzurufen und durchzusetzen, daß die Antwort auf die englische 
Note in einem so versöhnlichen Ton gehalten würde und einen so positiven 
Inhalt erhielt, daß die Reise wirklich zustande kommen könnte. Er bat mich, den 
Wagen zu verlassen und bestellte gleichzeitig eine Telefonverbindung mit Hitler. 
Plötzlich sah ich Göring aus dem Zug kommen; er setzte sich an einen großen 
Klapptisch unter einigen Buchen unmittelbar neben dem Zug. Er erzählte, daß 
er bereits ein Flugzeug zum Start fertig auf einem Flugplatz ganz in der Nähe 
habe bereitstellen lassen; was Hitler gesagt hatte, erwähnte er nicht. Aber es konnte 
seine Enttäuschung darüber nicht verbergen, daß die Reise nicht vor 11 Uhr zu- 
stande kam. Er redete hin und her über die Möglichkeiten einer Verständigung. 

11 Uhr 15 zeigte mir Göring eine Mitteilung, die Körner ihm gegeben hatte. 
Sie besagte, Chamberlain habe gleich nach 11 Uhr im Rundfunk die Nachricht 
bekanntgegeben, daß Großbritannien sich mit Deutschland im Kriegszustand be- 
finde, weil Deutschland die Note nicht vor 11 Uhr beantwortet habe. 

So war der letzte Versuch, einen Weltkrieg zu vermeiden, mißglückt. 

(Dahlerus, S. 134) 


Die Geschehnisse im Hintergrunde! 
August 1939 


Erich Kordt läßt seinen Bruder Theo berichten: 
(Kordt, Nicht aus den Akten, $. 336 ff.) 
„Als ich nach meinem Besuch in Berlin im August nach London zurückkam, 
war die allgemeine Einstellung gedämpft optimistisch. In Moskau waren die fran- 
zösische und die britische Militärkommission eingetroffen. Man glaubte, daß eine 
feste Sprache bereits genügt habe, Hitler zum Einlenken zu bewegen. Die Stim- 
mung war also gerade das Gegenteil von der Stimmung in Berlin. Botschafter von 
Dirksen hatte infolgedessen weniger Bedenken, den Deutschland-Urlaub anzutre- 
ten, den ihm Ribbentrop „anempfohlen“ hatte. Seine Abreise wurde von der bri- 
tischen Offentlichkeit als Zeichen der Entspannung gewertet. Man hatte eben 
immer noch nicht verstanden, daß es ein bewußter Trick Hitlers war, den akkredi- 
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tierten Missionschef in Zeiten der Spannung nicht auf seinem Posten zu belassen. 
Unter einem Geschäftsträger war die Mission ja weniger aktionsfähig — wie er 
dachte. Er ahnte zum Glück nicht, daß ich mich gleichwohl nicht davon abhalten 
ließ, politische Gespräche zu führen, wenn auch in einem anderen Sinne! 

(Anmerkung: Was Herr Kordt hier über den „anempfohlenen“ Urlaub des Bot- 
schafters erzählt, ist reine Erfindung, die dem Reichsaußenminister schon in Nürn- 
berg schwer zu schaffen machte. Dirksen schreibt selbst in seiner zusammenfassen- 
den Aufzeichnung vom September 1939 (DM II S. 196): „Ich hatte schon im Juli 
beantragt, gegen Mitte August zur Berichterstattung nach Berlin zu kommen und 
bis zum Parteitag in Deutschland zu bleiben. Der RAM hatte dem Gesuch statt- 
gegeben.‘ Auch dem selbständig eingereichten Urlaubsgesuch Dirksens, d. V.) 

„Unmittelbar nach meiner Rückkehr traf ich Vansittart in der Wohnung Con- 
well Evans‘. Ich unterrichtete ihn über meine Berliner Eindrücke und legte das 
Schwergewicht, wie mir Weizsäcker gesagt hatte, auf die zwei wichtigsten Punkte: 
die britisch-französischen Verhandlugen mit der Sowjetunion und die Norwendig- 
keit, den Hebel in Rom anzusetzen, um Mussolini zu veranlassen, auf Hitler im 
Sinne einer Verhinderung des Krieges einzuwirken. 

Vansittart äußerte sich wiederum sehr zuversichtlich über den Stand der Ver- 
handlung der Westmächte in Moskau.“ 


* 


Staatssekretär v. Weizsäcker erzählt in seinen Erinnerungen (251): 

„Am 15. August hatte ich im Auftrag Ribbentrops mit Coulondre und Hender- 
son zu reden. In diese Gespräche, die mir willkommen waren, mischte ich kräftige 
eigene Töne mit doppeltem Effekt: ich konnte in meinen Gesprächsmotiven deut- 
lich machen, daß beide Botschafter einen isolierten deutsch-polnischen Feldzug als 
vollkommene Fehlspekulation bezeichneten. Und durch die Botschafter konnte 
ich in Paris und London das suggerieren, was ich für nötig hielt. Coulondre berich- 
tete nach Hause ganz in meinem Sinn, Frankreich müsse gegenüber Hitler Festig- 
keit zeigen und gleichzeitig in Warschau dringend zum Maßhalten und zur Kon- 
trolle der Provinzbehörden raten, in deren Händen die Minderheitenbehandlung 
lag. 

un insahs Berichterstattung nach unserem Gespräch vom 15. August und einem 
weiteren Gespräch drei Tage später hatte gleichfalls die gewünschte alarmierende 


Wirkung.“ 
* 
Über seinen Besuch bei Schacht trägt v. Hassell in sein Tagebuch: (Hassell, S. 73) 
„Dienstag, den 15. 8. 39, morgens bei Schacht in seiner neuen Junggesellen- 


wohnung. Er war sehr mobil, aufgemöbelt durch seine Reisen und schien mir 
sicher, daß er bald gerechtfertigt als Sieger dastehen werde..... Nach Schachts An- 
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sicht kann man nichts tun als aufmerksam abwarten, die Entwicklung gehe ihren 
eisernen Gang.“ 


* 


Günter Weisenborn erzählt in seinem Buch „Der lautlose Aufstand“ (240 f.), 
daß der Gewerkschaftsführer Wilhelm Leuschner am 20. August in einer Botschaft 
an seine englischen Gesinnungsgenossen ausgeführt habe: 

„Ich fürchte, daß es diesen Herbst zum Kriege kommen wird und daß dieser 
Jahre dauern wird. Frankreich und England haben erst begonnen, sich auf den 
Krieg vorzubereiten. Sage unseren dortigen Freunden, besonders Walter Citrine, 
daß wir sind, was wir waren. Aber wir sind gänzlich unfähig, die Katastrophe zu 
verhindern. Wir sind Gefangene in einem großen Zuchthaus. Zu rebellieren wäre 
genau so Selbstmord, als wenn Gefangene sich gegen ihre schwer bewaffneten Auf- 
seher erheben würden.“ 


* 


Am 21. August teilt Botschafter Henderson Lord Halifax mit, daß ihm vor 
Verkündung des russisch-deutschen Nichtangriffspaktes aus verläßlicher Quelle 
ım deutschen Pressebüro gesagt wurde, „daß alles, was die italienische Regierung 
aus Hitler hätte herauslocken können, dies war, daß alles abhing von der Wieder- 
aufnahme eines direkten Kontaktes zwischen Warschau und Berlin. Wenn irgend 
etwas von der polnischen Regierung gehört würde, würde der deutsche Botschafter, 
der jetzt hier ist, nach Warschau zurückgeschickt werden. Falls vor Ende der Woche 
nichts gehört würde, würde Hitler zu direktem Vorgehen schreiten. Auf der 
anderen Hand würde Deutschland trotz allem, was gegenwärtig behauptet worden 
ist, immer noch bereit sein, mit Polen die Fragen auf der Basis der März-Diskus- 
sionen zu besprechen.“ (DBFP VII Nr. 127) 


* 


Am 21. August berichtet Botschafter Henderson an Lord Halifax: „Aus zahl- 
reichen und verläßlichen Quellen ist Bestätigung, daß jetzt die Periode der Truppen- 
zusammenziehungen angelaufen ist. Beweise für große Truppenbewegungen in 
der allgemeinen Richtung Pommern, Schlesien und Slowakei liegen vor, wenngleich 
die genauen Konzentrationsgebiete noch unbekannt sind..... Sämtliche Vor- 
kehrungen, die derzeitig für die Abwicklung des Nürnberger Parteitages getroffen 
werden mögen, könnten in diesem Stadium immer noch militärischen Zwecken 
dienstbar gemacht werden.“ (DBFP VII Nr. 102) 

In einem weiteren Telegramm berichtet Henderson an Lord Halifax: „...2. Der 
Geschäftsträger der Vereinigten Staaten sagte mir heute, daß die Quelle, die dem 
Botschafter der Vereinigten Staaten in der Vergangenheit gute Informationen 
geliefert hat, feststellt, daß jetzt von Hitler Anweisungen an das deutsche Kriegs- 
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ministerium ergangen sind, die militärische Konzentration bis 24. August abzu- 
schließen. Der 25. August wurde als Datum für das Vorgehen in Polen erwähnt. 

3. Ich zitiere das obige mit aller Zurückhaltung. Es kann nicht ignoriert werden, 
aber Berlin brodelt von Gerüchten, entweder echten oder von interessierten Per- 
sonen in Umlauf gesetzten. 

4. Ich erfahre, daß heute auf der Auslandspressekonferenz der Sprecher des 
Außenministeriums feststellte, daß in dieser Woche Aktion unternommen würde. 
Meine erste Reaktion auf obiges ist, daß diese Feststellung kaum getroffen worden 
wäre, wenn der Entschluß, eine Aktion zu unternehmen, unwiderruflich wäre.“ 

(DBFP VII Nr. 106) 


* 


Der britische Botschafter Sir Eric Phipps übersendet am 24. August an Lord 
Halifax ein Memorandum des britischen Militärattach6s: 

„General Dentz hat mir soeben ein Memorandum folgenden Inhalts ausgehändigt. 
Die Information ist vom französischen Generalstab aus einer Quelle erhalten wor- 
den, die er für ausgezeichnet hielt und die sich in der Vergangenheit als zuverlässig 
erwiesen hat, die folgende als die in gewissen deutschen Militärkreisen am 21. August 
ausgedrückte Meinung hinsichtlich des Ganges der Ereignisse wiedergibt. 

Truppenansammlungen zu einem Angriff auf Polen ist bereits im Gang. Der 
Angriff wird zwischen dem 26. und 28. August beginnen. 

Ziel: Die Besetzung Polens bis hin zur russischen Grenze, die bis zum 4. Sep- 
tember abgeschlossen sein sollte — dem Tag, der für den Parteitag vorgesehen ist. 

Mussolini, der bis zu diesem Zeitpunkt neutral geblieben sein wird, wird dann 
ein Vermittlungsangebot machen, das auf den folgenden Vorschlägen beruht. 
Deutschland soll im Besitze seiner östlichen Grenzen von 1914 bleiben, und die 
Autonomie oder die Herausgabe des Restes polnischen Gebietes soll gegen die 
Rückkehr der Kolonien ausgehandelt werden. 

In Militärkreisen wird geglaubt, daß der Aktionsplan gegen Polen verwirklicht 
werden kann, wenn der Angriff plötzlich und schnell genug geführt wird. Aktive 
Verhandlungen sind gegenwärtig zwischen dem Reich und Rußland im Gange. 

Die Hauptangriffe auf Polen werden von Norden und von Süden kommen. 
Die deutsche Bevölkerung ist in einem Zustand großer Erregung als dem Ergebnis 
der Truppenbewegungen gegen Polen. 

Anmerkung des 2. Büros: 

a) Wenn diese Information früher hätte eintreffen können, würde es möglich 
gewesen sein, den Abschluß eines deutsch-russischen Paktes vorauszusehen. 

b) Soweit sie die gegen Polen beabsichtigte Aktion berrifft, lenkt diese Informa- 
tion die Aufmerksamkeit auf die Tatsache, daß die Zuversicht deutscher Militär- 
kreise in den Erfolg des Planes von der Plötzlichkeit und Schnelligkeit seiner 
Durchführung abhängig ist. Die vorgesehene Schnelligkeit ist bereits durch die 
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Tatsache aufgedeckt worden, daß gewisse deutsche Reservisten Befehl empfangen 
haben, sich an Orten in Polen wieder bei ihren Einheiten zu melden. 

c) Die vollständige Besetzung Polens wird nicht nur die derzeitigen Ansprüche 
Deutschlands befriedigen, sondern wird die Achse befähigen, andere Forderungen 
zu erheben, insbesondere die nach Rückkehr der Kolonien.“ (DBFP VII Nr. 254) 


„Ein Stück gemeine Propaganda* 


In den Tagen nach dem 22. August wurde in Kreisen der Verschwörer eine 
besonders blutrünstige Fassung der Rede Hitlers fabriziert. (DB Nr. 75) 

Sie wurde dem amerikanischen Journalisten Louis P. Lochner zugespielt, welcher 
sie dem britischen Geschäftsträger Sir Ogilvie-Forbes übergab. Dieser wiederum 
schickte das Dokument, nachdem er es Botschafter Henderson gezeigt hatte, am 
25. August an das Foreign Office mit dem Bemerken, daß es Lochner von einem 
Stabsoffizier erhalten habe, und dieser wiederum von einem der Generale, der 
bei der Zusammenkunft anwesend gewesen sei. (DBFP VII Nr. 314) 

Lochner bekundete in einem Affidavit zum Manstein-Prozeß, „er habe die 
Niederschrift von dem nach dem 20. Juli 1944 hingerichteten Jugendführer Her- 
mann Maas erhalten mit dem Bemerken, er bringe sie auf Veranlassung von Ge- 
neraloberst Beck“. (Helmut Krausnick in „Vorgeschichte und Beginn des militäri- 
schen Widerstandes gegen Hitler“ — Vollmacht des Gewissens, $. 378). 

Krausnick meint zu dem Dokument: „..... darf man vermuten, daß die Nie- 
derschrift L 003, die neben einigen zweifellos wirklich gefallenen Äußerungen 
Hitlers zahlreiche höchst unwahrscheinliche enthält, in dieser übertreibenden und 
im Hinblick auf den offenbar verfolgten Zweck wenig geschickten Abfassung im 
Kreise der Abwehr enstanden ist. Abfassung und Weiterleitung der Niederschrift 
stellen allem Anschein nach einen Versuch dar, in letzter Stunde England zu 
einem Auftreten zu veranlassen, das Hitler vom Kriege abschrecken oder die 
Generalität durch die unmißverständliche Bekundung der britischen Entschlossen- 
heit zum bewaffneten Eingreifen im Falle eines deutschen Angriffs auf Polen 
zu einer Aktion gegen Hitler bewegen bzw. in den Stand setzen konnte.“ 

Gisevius weiß zu dieser Sache zu berichten: (Gisevius II S. 122) 

„Jedes Mitschreiben war vor dem Befehlsempfang — von etwas anderem kann 
man schwerlich reden — verboten worden. Vermutlich hatte sich dadurch Canaris 
inspiriert gefühlt, in einer verborgenen Ecke Wort für Wort nachzustenographieren. 
Gleich am nächsten Tag las er uns die wichtigsten Stellen wor. Er war immer noch 
voller Entsetzen. Seine Stimme zitterte. Er fühlte, Zeuge von etwas Ungeheuer- 
lichem gewesen zu sein. Übereinstimmend waren wir der Meinung, dieses Dokument 
einer verworrenen Zeit müsse der Nachwelt erhalten bleiben. Daher wurde von 
der Tagebucheintragung eın weiterer Abdruck gemacht, den Oster zu seiner 
Dokumentensammlung nahm.“ 
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Lochner hatte nach seiner Angabe auf den Kopf der ersten Seite des Dokumentes 
geschrieben: „Ein Stück gemeine Propaganda“. 


%* 


Theo Kordt sagt in Nürnberg aus: „Ich erhielt durch Sonderkurier (vermutlich 
am 26. 8.) eine Weisung des Herrn v. Weizsäcker folgenden Inhalts: ‚Es lasse sich 
von Berlin aus nicht übersehen, wie die britische Regierung die Lage nach dem 
Abschluß des Hitler-Stalin-Paktes ansehe. Der Abschluß des formellen Bündnis- 
vertrages zwischen Polen und Großbritannien ...... lasse immerhin den Schluß 
zu, daß die britische Regierung auch unter den veränderten Umständen..... ihre 
politische Linie einhalten wolle. Wenn dies zutreffe, so wäre es vielleicht zweck- 
mäßig, daß sie in Rom im Wege einer Indiskretion den Vorschlag mitteile, den 
Hitler dem britischen Botschafter am 25. August im Zusammenhang mit einer 
Lösung der deutsch-polnischen Probleme gemacht habe“ ..... Hitler habe ab- 
sichtlich seinen Freund Mussolini von diesern Vorschlag nicht in Kenntnis gesetzt, 
daraus ginge hervor, wie wenig Hitler und Ribbentrop die Interessen Italiens zu 
berücksichtigen gewillt seien, denn einem Bündnispartner, der diesen Namen ver- 
dient, hätte man einen so weitgehenden Vorschlag immerhin mitteilen müssen. 
Die britische Regierung habe es in der Hand, durch Mitteilung dieses Vorschlages 
in Rom Mussolini davon zu überzeugen, wie wenig Hitler den Lebensinteressen 
Italiens entsprechen wollte, und ihn zu veranlassen, seinen ungestümen Partner 
ernsthaft zu warnen. ..... Vielleicht wird das sogar ein Abgehen Italiens von dem 
Stahlpakt zur Folge haben. Lord Vansittart verstand sofort die Bedeutung dieses 
Vorschlags..... und fuhr noch am gleichen Abend zu Lord Halifax, um die 
Angelegenheit mit ihm zu besprechen. (WStrPr. Fall XI Prot. S. 12144 ff.) 


* 


Am 27. 8. meinte Mr. Kirkpatrick vom Foreign Office in einem Protokoll: „Die 
Tatsache, daß Herr Hitler die Botschaft des Staatssekretärs (Halifax) an Feld- 
marschall Göring als zufriedenstellend ansieht und ganz zufrieden ist, still zu 
halten, zeigt, daß die deutsche Regierung schwankend ist. Dies wurde gestern 
bestätigt von einem Mitglied der deutschen Gesandtschaft (richtiger: Botschaft) 
das sagte, daß die Nachricht von der Unterzeichnung des polnischen Bündnisses 
wie eine Bombe eingeschlagen habe. 

Der Schluß, der aus dieser Entwicklung gezogen werden kann, ist sicherlich der, 
daß, während wir in der Form versöhnlich sein möchten und sollten, in der Sache 
aber vollständig fest sein sollten. Wenn wir den Deutschen den Eindruck geben 
würden, daß wir gerade jetzt schwankten, so würde die Wirkung die sein, daß 
Hitler sich genau so stark zeigte wie zwei Tage zuvor..... Die letzten Anzeichen 
sind, daß wir eine unerwartete starke Hand haben...... 
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In einer Anmerkung heißt es, daß Lord Halifax dieses Protokoll gesehen habe 
und völlig damit übereinstimme. (DBFP VII Nr. 397) 

Das seinerzeitige Mitglied der deutschen Botschaft Dr. Fritz Hesse schrieb schon 
1953, also vor Herausgabe der britischen Dokumente, in seinem Buch „Das Spiel 
um Deutschland“ ($. 210): 


„Tatsächlich schlug diese Meldung in Berlin wie eine Bombe ein.“ 


* 


Botschafter Henderson übersendet Lord Halifax einen umfangreichen Bericht 
über militärische Informationen eines Deutschen. Es handelt sich wahrscheinlich 
um den Oberstltn. a. D. Böhm-Tettelbach, der im Jahre 1938 schon einmal im 
Auftrage der Verschwörer nach London gereist war. (DB Nr. 131) 


* 


Am 30. August übersendet Botschafter Henderson Lord Halifax die Haupt- 
punkte eines Gespräches, das der britische Militärattach@ mit einem pensionierten 
Wehrmachtsoffizier geführt hat. Es wird vermutet, daß es sich bei dem Infor- 
manten um den Major Ewald v. Kleist-Schmenzin handelt. 

„2. a) Herr Hitler hat mindestens 70% des Volkes gegen sich. 


b) Die Partei ist geteilt, nur Herr Himmler ist für den Krieg als eine mög- 
liche Chance, das Regime zu retten. 

c) Die Wehrmacht ist unzufrieden, ist aber durch Treueid an den Führer ge- 
bunden und man darf nicht auf einen Militärputsch rechnen. Die Stimmung 
der Luftwaffe ist auch nicht gut. 

d) Es besteht in Wehrmachtskreisen äußerste Besorgnis, daß England schwach 
werden könnte, was eine neue Frist für den Bestand des Regimes bedeuten 
würde. 

e) Herr Mussolini hätte Herrn Hitler gesagt, daß er nicht marschieren könne, 
selbst wenn er es wollte. Der Kronprinz hätte die Armee hinter sich und 
wäre gegen den Krieg, während Mussolini nur die Miliz hätte. 

3. Der Berichterstatter ist in der Kriegszensurstelle unter Major Lehmann- 
Heinecke tätig.“ (DBFP VII Nr. 551) 


* 
Am 30. August erhält Lord Halifax aus Oslo die Meldung: „Schwedischer Ge- 
sandter in Berlin berichtete über Anti-Hitler-Stimmung, die sich in der deutschen 


Wehrmacht bemerkbar mache und bald seinen Sturz herbeiführen dürfte. Der 
schwedische Gesandte in Rom wurde durch ein Mitglied der italienischen Regierung 
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davon unterrichtet, daß Mussolini nicht mehr tun könne, um Deutschland zurück- 
zuhalten, als daß Italien nicht in den Krieg eintreten würde..... 
(DBFP VII Nr. 557) 

Außenminister Bonnet schildert in seinem Buche „Vor der Katastrophe (307 f.) 
einiges von den Hoffnungen, die man in französischen Regierungskreisen hin- 
sichtlich der Pläne der deutschen Opposition hegte: 

„Es muß zugegeben werden, daß zahlreiche Informationen aus dem Ausland 
uns zu der Vorstellung führen konnten, unserem Gegner gehe es bereits recht 
schlecht. Solche Nachrichten erhielt ich direkt oder durch unsere Botschafter. 

Außer den altbekannten Geschichten über die streikenden deutschen Arbeiter und 
die Soldaten, die den Kampf verweigerten, kam man uns immer wieder mit der 
Hoffnung auf ein bevorstehendes Attentat, das schon vorbereitet war und den 
Nationalsozialismus zu Fall bringen sollte. Wie im Jahre 1938 hatte man uns hier- 
von bereits dauernd in der letzten Woche vor dem Kriege erzählt. Faßte man alles 
zusammen, so lauteten die Worte: „Haltet aus, und die deutschen Generale wer- 
den Hitler stürzen! Halder hat bereits den Abschied genommen.“ Am 31. August 
faßte unser Deuxieme-Bureau die Nachrichten, die eben eingegangen waren, fol- 
gendermaßen zusammen: „Hitler hat in Berchtesgaden einen Nervenzusammen- 
bruch gehabt, und Dr. Bunck aus München ist an sein Bett gerufen worden. Er 
ist wiederhergestellt, doch der Arzt hält sich noch zu seiner Verfügung. Der 
deutsche Generalstab hofft den nervösen Zustand Hitlers zu nutzen, um einen 
militärischen Staatsstreich durchzuführen. Der Generalstab wünscht jedoch zuerst 
sicher zu sein, daß das Kriegsministerium ihn nicht fallenlassen werde. Ribbentrop 
berichtet dem Generalstab, Großbritannien werde Polen zwingen, Danzig auf- 
zugeben, und die deutschen Forderungen unterstützen. Wenn der deutsche General- 
stab wüßte, daß der Westwall angegriffen wird, wäre seine Stellung stark gefestigt. 
Indessen erklärten Großbritannien und Frankreich, weit davon entfernt, „die deut- 
schen Forderungen zu unterstützen“, am 3. September 1939 Deutschland den Krieg. 
Der Weg war also frei für den „militärischen Staatsstreich“, den man uns so ver- 
bindlich angekündigt hatte. Dieses Gerücht verbreitete man übrigens auch noch 
in den ersten Tagen des Krieges. So erhielt ich am 5. September den Besuch eines 
meiner alten Kollegen aus dem Staatsrat, der seit drei Monaten im Einvernehmen 
mit mir einen offiziösen Nachrichtendienst über das Deutschland Hitlers aufge- 
baut hatte. Er sagte mir: „Es ist uns bekannt, daß gegen Hitler ein Komplott im 
Gange ist. Ehe ein Monat vergangen ist, werden er und sein Regime gestürzt sein.“ 
Er hatte diese Meinung von einem deutschen Politiker, der seit langen Jahren als 
Flüchtling im Ausland lebte, um sich den Nationalsozialisten zu entziehen, und 
der anscheinend ein vertrauenswürdiger Mann war.“ 


* 


Der französische Schriftsteller und ehemalige Minister in der Petainregierung 
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Jacques Benoist-Mechin sagte bei einem Interview zum Vertreter der National- 
Zeitung, München: 


„Kurz vor der französischen Kriegserklärung an Deutschland 1939 habe ich den 
Generallissimus getroffen. Als ich ihn fragte: ‚Hat unsere Armee die Möglichkeit, 
der deutschen Armee siegreich zu widerstehen?‘ antwortete mir Gamelin: ‚In Ber- 
lin, an der Ruhr und in den wichtigsten Zentren des Reiches werden die Schwie- 
rigkeiten immer deutlicher sichtbar. Deutschland steht vor einem Bürgerkrieg. Wir 
werden ‚butterweich‘ in den Krieg eintreten.“ 


Dieser Unsinn wurde ihm von Exildeutschen beigebracht, deren Einfluß in den 
französischen Führungskreisen recht beträchtlich war.“ 


(Deutsche Nationalzeitung vom 7. 2. 64) 
%* 


Der bekannte Rechtsanwalt Fabian v. Schlabrendorff schildert in seinem Buche: 
„Offiziere gegen Hitler“ (33 f.) von seiner Verbindung zur englischen Botschaft. 
Er unterrichtete den englischen Geschäftsträger von dem neuen Plan eines Staats- 
streiches: 


„Jetzt erhielt Hammerstein den Oberbefehl über eine Armee am Rhein. An diese 
Tatsache wurde von uns ein weittragender Plan geknüpft. Hitler sollte veranlaßt 
werden, dieser Armee einen Besuch abzustatten, um während des Feldzuges gegen 
Polen die militärische Stärke des Dritten Reiches auch am Rhein zu dokumentieren. 
Generaloberst von Hammerstein war entschlossen, Hitler bei diesem Besuch fest- 
zunehmen und zu stürzen...... 


Meine persönliche Aufgabe in den ersten Septembertagen 1939 bestand darin, 
täglich mit den noch in Berlin weilenden englischen Diplomaten Fühlung zu halten. 
Als trotz aller Bemühungen Neville Chamberlains am Vormittag des 3. September 
1939 zwischen England und dem Dritten Reich die Feindseligkeiten ausgebrochen 
waren, wurde mir die Aufgabe zuteil, den Engländern von dem bevorstehenden 
Plan Hammersteins Mitteilung zu machen. Die englische Botschaft ın Berlin war 
schon geräumt. Aber es gelang mir, im Hotel Adlon zwischen ein und zwei Uhr 
mittags den mir gut bekannten ersten Botschaftsrat, Sir George Ogilvy Forbes, zu 
erreichen und mich meines Auftrages zu entledigen. Während wir uns noch in der 
Hotelhalle unterhielten, betraten mehrere SS-Offiziere das Hotel. Sie wandten 
sich zunächst an den Oberkellner, wurden von diesem an unsern Tisch gewiesen 
und traten an Sir George heran. Einen Augenblick fürchtete ich für mich das 
Schlimmste, weil ich annahm, die Offiziere der SS würden sich auch für mich 
interessieren, da ich nach Kriegsausbruch zwischen England und Deutschland mit 
einem hohen englischen Diplomaten eine Mahlzeit einnahm. Aber zum Glück 
beachteten sie mich nicht. Nach kurzer Unterhaltung verließen sie wieder die 
Hotelhalle. Sir George, der nicht eine Sekunde lang seine Ruhe verloren hatte, 
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erzählte mir, die SS-Offiziere hätten ihn lediglich über die Einzelheiten der bevor- 
stehenden Abreise der Mitglieder der englischen Botschaft unterrichtet.“ 


Die Venlo-Affäre 


Obwohl sich der Hauptteil dieser Angelegenheit in der Zeit vom Ausbruch des 
Krieges bis zum eigentlichen Venlo-Zwischenfall am 9. November 1939 abspielte, 
müssen wir zur Aufhellung der Ziele der englischen Regierung ausführlicher auf 
jene Vorgänge eingehen, die mit ihr in Zusammenhang stehen und in die Zeit 
vor Ausbruch des Krieges fallen. 

Damit sich der Leser einen Überblick verschaffen kann, sei er zunächst auf den 
Bericht des Reichsministers des Innern vom 29. März 1940 verwiesen, den die 
deutsche Regierung am 10. Mai 1940 zusammen mit anderen Beweisunterlagen und 
der Kriegserklärung der holländischen Regierung überreichen ließ. (DB Nr. 161) 

Die Fäden zwischen den beiden Engländern Best und Stevens, den Vertretern des 
Secret Service und den Vertretern des Sicherheitshauptamtes knüpfte Dr. Franz 
Fischer, ein Mann, der nicht, wie er nach dem Kriege behauptete, 1935 aus politi- 
schen Gründen nach der Schweiz emigriert war, sondern wegen seiner großen 
Schulden. Er hoffte, daß man ihm später bei der Bereinigung seiner finanziellen 
Verhältnisse behilflich sein würde. 

Mitte 1935 ging er nach Paris, wo er bis 1938 lebte. In seiner Vernehmung im 
Jahre 1948 durch den holländischen Vertreter beim IMT, Nürnberg sagte er u. a. 
aus: „Lange bevor ich nach Paris kam, war mir ein gewisser Dr. Karl Spiecker be- 
kannt. Er war Pressechef der Reichsregierung unter den Reichskanzlern Marx und 
Wirth. Er hatte Deutschland im Jahre 1933 verlassen. Auf Veranlassung von Dr. 
Emil Ludwig habe ich Dr. Spiecker sofort aufgesucht, als ich nach Paris gekommen 
war. Dr. Spiecker arbeitete gegen die Nazis. Auf seinen Wunsch bemühte ich mich 
besonders um Herstellung der Verbindung zwischen ihm und der Opposition der 


deutschen Armee...... Mein zweiter Verbindungsmann war kurz vor Januar 38 
der Major Hans Travaglio, Offizier der Luftwaffe. Ich war Ende 37..... mit ihm 
in Verbindung gekommen. Nach vielen Mühen war es mir gelungen, die Ver- 
bindung mit der Opposition aufzunehmen..... Die erste Ausprache zwischen 
beiden fand..... im Januar 1938 im Carlton-Hotel in Amsterdam statt...... Im 
Herbst 1938 wurde unsere Gruppe noch ergänzt durch Dr. Strauß. Ende Juni 
bin ich nach Holland gekommen, wo ich in Amsterdam gewohnt habe...... Kurz 


nachdem ich in Amsterdam eingetroffen war, erschien Travaglio in Amsterdam 
und bat mich, sofort alle Hebel in Bewegung zu setzen, daß die Absichten Hitlers, 
die Tschechoslowakei anzugreifen, vereitelt würden. Ich habe daraufhin sofort alle 
mir erreichbaren Stellen verständigt, in erster Linie Dr. Sp. in Paris und Mr. 
Wickham Steed in London, weil ich wußte, daß diese beiden Herren zu den offiziel- 
len Stellen in Paris, London und Prag Verbindung hatten...... Dr. Sp. wollte, daß 
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seitens der Armee etwas unternommen würde gegen das Hitlersystem. Tr. ant- 
wortete immer, daß er sich bemühe, ein Zusammentreffen zwischen Sp. und einem 
General zu arrangieren, das ist aber nie gelungen...... Nach dem Einmarsch der 
Deutschen in Prag wurde verabredet, Tr. solle, wenn eine Kriegsgefahr von seiten 
Hitlers drohe, mir ein Telegramm senden: „Sofort Zimmer bestellen.“ Das sollte 
bedeuten, daß der Krieg dicht bevorstehe...... Dieses Telegramm kam bei mir 
am Sonntag den 27. August 1939 an. Ich habe das Telegramm dem Dr. Strauß 
gegeben, anschließend daran habe ich an Dr. Spiecker und außerdem an Mr. 
Wickham Steed in London telegrafiert. Wenn ich mich recht entsinne, wurde ich 
am Mittwoch, den 30. August 39 gegen Abend aus London angerufen...... Da 
meldete sich ein Herr, der seiner deutschen Aussprache nach ein Engländer war 
und sagte zu mir in deutscher Sprache, er solle mir Grüße von Karl (d. h. Dr. 
Spiecker) bestellen. Im übrigen würde ich von einer pharmazeutischen Firma im 
Haag weitere Nachrichten bekommen. Tatsächlich wurde ich auch dann tags 
darauf angerufen, ich möchte mich bei der Firma Pharmisan einfinden. Ich wurde 
dort zu einem Herrn ins Zimmer geführt, der sich mir erst einige Tage später 
als Mr. Best vorstellte...... Er ließ sich dann zuerst die Situation schildern und 
bat mich anschließend, sobald wie möglich eine Verbindung zwischen ihm und 
Tr. herzustellen. Best hat mir nie erzählt, daß er zum Secret Service gehöre. Ich 
meinte, er gehöre zum Foreign Office. Ich verständigte darauf Tr. über eine 
Deckadresse, er solle schnellstens nach Holland kommen ..... “ 
(Enquetecommissie Regeringsbeleid 1940—1945, Beilage 32) 
Der von Dr. Fischer genannte Major Travaglio ergänzte diese Angaben wie 
folgt: „Im Jahre 1938 war ich mehrmals in Holland und habe dort Fischer ken- 
nengelernt. Ich habe mit ihm über politische Sachen gesprochen, wobei er mir 
den Namen Spiecker genannt hat. Ich habe Dr. Spiecker zweimal in Amsterdam 
getroffen. Er äußerte dabei, daß Hitler absolut einen Krieg vorbereite,..... und 
es wurden dabei die Fragen erörtert, was zu tun wäre, um dies zu verhindern. 
Dr. Sp. sah eine Möglichkeit durch Verbreitung von Propagandamaterial gegen 
Hitlers Politik. Dies sollte geschehen in der Form der „Deutschen Freiheitsbriefe“. 
water Bei einem Besuch in Holland telefonierte mir Fischer, daß er nicht kommen 
könnte, mich aber dafür mit einem Herrn zusammenbringen wolle, dem ich voll- 
stes Vertrauen entgegenbringen könnte. Das Treffen mit Best — um diesen 
Herrn handelte es sich — fand in Venlo im Hotel Wilhelma statt. Best erschien mit 
einem holländischen Herrn, und wir unterhielten uns über die politische Lage. Das 
war kurz vor Kriegsausbruch, im August. Im Laufe der Unterhaltung ließ Best 
durchblicken, daß er geheime Nachrichten wünschte. Er begründete dies damit, 
daß Hitler nur erledigt werden könnte, wenn er einen eventuellen Krieg ver- 
löre...... 2 (Quelle wie zuvor, Beilage 33) 
Der SS-Führer Dr. Helmut Knochen sagte aus, daß sein Vorgänger Böhm schon 
1938 mit Fischer in Verbindung gestanden habe. Er selbst habe ihn Anfang 1939 
erstmals in Berlin gesehen, anschließend in Paris und Amsterdam und im Laufe 
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der Sommermonate 1939 an der holländischen Grenze gesprochen. „Etwa August 
habe ich Fischer nochmals darauf hingewiesen, daß er eine konkrete Verbindung 
schaffen müßte, um in den politischen Absichten weiterzukommen. Er deutete mir 
an, daß er hierfür jetzt eine Möglichkeit sehe.“ (Quelle wie zuvor, Beilage 35) 

Aus diesen Aussagen ergibt sich mit Eindeutigkeit, daß der Secret Service schon 
vor Kriegsausbruch Verbindungen zur deutschen Opposition suchte, um deren 
Bestrebungen zum Sturze Hitlers zu fördern. Nur der große Eifer, den sie hierbei 
entwickelten, war schuld, daß sie den Männern des Reichssicherheitshauptamtes als 
angeblichen Vertretern der Opposition so bereitwillig auf den Leim gingen. 

Für diese Zusammenhänge interessant ist das, was der ehemalige Gesandtschafts- 
rat Wolfgang Gans Edler Herr zu Putlitz in seinem Buche „Unterwegs nach 
Deutschland“ darüber zu berichten weiß. Putlitz war während seiner Zugehörigkeit 
zur deutschen Botschaft in London in engster Verbindung mit Lord Vansittart 
Im Mai 1938 wurde er an die Gesandtschaft ın Holland versetzt, von wo er im 
September 1939 mit einem Flugzeug nach England flüchtete. Er berichtet darüber: 
„Am Abend vorher (31. August 1939) erschien Ustinow (früher deutscher Journa- 
list, jetzt berühmter englischer Schauspieler) im Haag und telefonierte mich unter 


falschem Namen an...... Vansittart ließ mir sagen, diesmal gäbe es bestimmt 
kein München, und er stünde zu seinem Versprechen. Ustinow würde im Haag 
bleiben, um mich nach England zu bringen.“ (Putlitz, S. 256) 


Nun muß man wissen, daß Vansittart neben seiner eigentlichen Aufgabe als 
Berater der englischen Regierung auch Chef der Abteilung MJ 5, d. h. des „Military 
Intelligence Service“ war. Auf diese Weise kam er (Putlitz) auch mit Stevens zu- 
sammen, der ihm erzählte: 

„Stevens wußte aber noch sehr viel interessantere Dinge. Mit bedeutungsvoller 
Miene erklärte er: „Sie werden schneller wieder zu Hause sein, als Sie denken. 
Mit Hitler geht es bald zu Ende.“ „Herr Stevens, wie kommen Sie auf diese Idee? 
Ich sehe im Gegenteil nur, daß Hitler vorläufig auf der ganzen Linie siegt. Nach- 
dem er Polen zerschlagen hat, ist die deutsche Armee am Westwall heute stärker 
denn je, und bisher scheint es nicht so, als ob die westlichen Alliierten dort einen 
Finger rühren wollten.“ 

„Eine militärische Offensive wird gar nicht nötig sein. Das Hitlerregime bricht im 
Innern zusammen.“ 

„Da bin ich aber neugierig.“ 

Das Gesicht Stevens wurde noch geheimnisvoller. 

„Ich kann Ihnen natürlich nicht alles sagen. Aber Sie können mir glauben, daß 
bei der Wehrmacht ein Komplott im Gange ist, das sehr bald ausbrechen und den 
ganzen Hitlerspuk beseitigen wird. Es stehen die höchsten Generale dahinter. 
Ich habe von Holland aus sogar ständige Funkverbindung mit ihnen. Sobald Hitler 
gestürzt ist, werden sie sofort Frieden schließen.“ 

Ich fragte ihn nach den Namen dieser Generale. Er wollte sie nicht nennen, er- 


wähnte aber schließlich doch den General von Rundstedt. Mir fiel sofort ein, daß 
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dieser General von Rundstedt vor etwa zwei Jahren der Gestapo zum Köder ge- 
dient hatte, um den ehemaligen Reichskanzler Brüning aus einem holländischen 
Kloster nach Deutschland zu entführen. Der Plan war seinerzeit nur gescheitert, 
weil Brüning in letzter Minute doch mißtrauisch wurde. 

„Herr Stevens, verzeihen Sie, wenn ich skeptisch bin, aber Sie wissen ja, daß ich 
mit Ihren angeblichen Vertrauensleuten ziemlich schlechte Erfahrungen gemacht 
habe. Ich fürchte, Sie lassen sich aufs Glatteis führen.“ 

Mit dem überlegenen Lächeln eines Kenners, der es besser weiß, tat Steven meine 
Einwände ab. 


„Ich kann Ihnen leider nicht mehr sagen. Sie werden sich aber bald selbst davon 
überzeugen können, daß ich recht habe.“ 


Gewissermaßen das I-Tüpfelchen zu diesen Zusammenhängen setzt Captain Best, 
der Mitarbeiter von Stevens und Leiter der Mitteleuropaabteilung des Secret 
Service mit der Schilderung der Informationen, von denen das britische Kabinett 
bei seinen Entscheidungen ausging: „. . . . - Bei Ausbruch des Krieges hatte unser 
Intelligence Service zuverlässige Informationen, daß Adolf Hitler einer Opposition 
vieler Männer gegenüberstand, die die höchsten Funktionen in seiner Wehrmacht 
und seinen Ämtern innehatten. .... Nach unseren Informationen hatte diese 
Oppositionsbewegung solche Ausmaße angenommen, daß sie sogar zu einer 
Revolte und dem Sturz der Nazis hätte führen können.“ 

(Denkschrift des Rechtsanwalts Dr. Alfred Seidl, München, vom 13. Oktober 1955) 


Die Aktion Kordt, London 
31. August 1939 


Erich Kordt läßt in seinem Buch „Nicht aus den Akten“ (S. 337 f.) 
seinen Bruder Theo Kordt, seinerzeit Geschäftsträger an der deutschen Botschaft 
in London, erzählen: 

„Zum letzten Mal bin ich mit Vansittart zu einer Besprechung am Donnerstag, 
den 31. August, zusammengetroffen. Ich hatte im Laufe des Tages von Berlin 
einen Drahterlaß mit dem Vorschlag der Regelung der Korridorfrage erhalten, 
der die Unterschrift des Staatssekretärs trug. Der Vorschlag erschien mir auf- 
fallend vernünftig. Hatten sich Hitler und Ribbentrop inzwischen vom Ernst der 
Lage überzeugt und suchten sie nunmehr nach einem Ausweg, um aus der von 
ihnen selbst hervorgerufenen Krise herauszukommen? 

Ich nahm das Dokument zu der Besprechung mit, die abends um neun Uhr 
im Hause Conwell Evans‘, Cornwall Garden, stattfand, um es Vansittart zu zeigen. 
Er war durch einen Drahtbericht Hendersons bereits über dessen stürmisch ver- 
laufende Unterredung mit Ribbentrop unterrichtet. Der Text des Vorschlages war 
ihm aber noch nicht bekannt. Während Vansittart das Dokument studierte, wurde 
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ich von Zuhause angerufen. Mir wurde mitgeteilt, daß soeben im deutschen Rund- 

funk verkünder worden sei, Hitler habe ein großzügiges Angebot an Polen machen 

wollen. Es sei aber nunmehr überholt, da der polnische Unterhändler bis zu der 
am Vortage gesetzten Frist nicht erschienen sei. 

Ich war empört über diesen offensichtlichen Gaunertrick Hitlers. Als ich Van- 
sittart und Conwell Evans den Sachverhalt mitteilte, fuhr auch Vansittart auf. 
‚This is a dishonest behaviour‘ — ‚Das ist ein unanständiges Verhalten‘. Ich mußte 
ihm zustimmen. Vansittart zitterte vor Erregung. ‚England wird diesen Krieg bis 
zum Äußersten durchfechten, und wie Samson in der Bibel werden wir die Säulen 
des Palastes einreißen und alles darunter begraben‘. Ich schwieg eine Weile, dann 
sagte ich: ‚So dürfen Sie nicht sprechen. Auch wenn Hitler den Krieg entfesselt, 
muß unser Ziel sein, ihn sobald als möglich zu beenden. Mit Hitler an der Spitze 
in Deutschland ist das natürlich unmöglich.“ Allmählich beruhigte sich Vansittart. 
‚Wir wollen in Verbindung bleiben, auch wenn es zum Krieg kommt‘, sagte er. 
‚Ein rechtzeitiger Kriegsausbruch — would mean the death of thousands instead 
of millions — würde zwar den Tod Tausender, aber nicht von Millionen bedeuten‘, 
sagte er.“ 

Ergänzend äußerte sich Kordt bei seiner Nürnberger Vernehmung zur Über- 
sendung der deutschen 16-Punkte-Vorschläge: 

„Die Mitteilung des Abstimmungsvorschlages an mich durch Herrn v. Weizsäcker 
konnte allerdings nur den Sinn haben, daß ich mich, ohne die ausdrückliche Weisung 
in der Hand zu halten, hinwegsetzen dürfe und ihn der britischen Regierung zur 
Kenntnis geben solle. Es ist das einer der Fälle, in dem die Akten genau das Gegen- 
teil von dem sagen, was für den Wissenden das Aktenstück enthält. Noch ein 
Weiteres kam dazu, um mich davon zu überzeugen, daß Herr v. Weizsäcker diesen 
Drahterlaß so gemeint hatte. Ribbentrop hatte es vermieden, während der pol- 
nischen Krise die deutsche Botschaft in London in das politische Gespräch irgend- 
wie einzuschalten. Die Botschaft war daher amtlich nur mangelhaft und zu spät 
unterrichtet worden. Wenn mir nun Herr v. Weizsäcker einen so hochpolitischen 
Vorschlag zur Kenntnis gab in Abweichung von dem Wege, den Ribbentrop bisher 
beschritten hatte, so könnte das nur im Zusammenhang mit den gemeinsamen 
Weisungen stehen, von denen ich hier gesprochen habe.“ 

(WStrPr. Fall XI Protokoll S. 12147) 

Zu diesem interessanten „Dokument“ ist nach genauer Prüfung des Sachverhalts 
folgendes zu sagen: 

1. Der fragliche Drahterlaß, enthaltend eine Weisung mit den 16-Punkte-Vor- 
schlägen Hitlers, muß seiner Abgangszeit nach schon im Laufe der ersten 
Morgenstunden des 31. August und nicht erst „im Laufe des Tages“ in London 
angekommen sein. Das Telegramm ging in zwei Teilen ab, und zwar der erste 
Teil am 30. August um 21.15 Uhr und der zweite Teil am 31. August 0.40 Uhr. 

2. Der Drahterlaß trug die Unterschrift des Gesandten Dr. Schmidt und nicht des 
Staatssekretärs. Er war im Auftrage des Reichsaußenministers v. Ribbentrop 
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an die Deutsche Botschaft geschickt worden, um für die Überreichung an die 
englische Regierung zur Verfügung zu stehen. 


3. Es ist völlig ausgeschlossen, daß Kordt angesichts des oft belegten Bedürfnisses, 
den ausländischen Freunden interessante Einzelheiten aus dem Lager des ge- 
meinsamen Todfeindes Hitler raschestens mitzuteilen, bis abends um 21 Uhr 
seinem englischen Friedensfreund Vansittart das wertvolle Dokument vor- 
enthalten har. 


4. In der Rundfunkerklärung mit den 16-Punkte-Vorschlägen hieß es nicht, daß 
die deutschen Vorschläge überholt seien, weil der polnische Unterhändler bis 
zu der am Vortage gesetzten Frist nicht erschienen sei, sondern es heißt, daß 
„unter diesen Umständen“, also allen in der Erklärung geschilderten, auch 
der ablehnenden Haltung des polnischen Botschafters vom Nachmittag, die 
Reichsregierung die Vorschläge als praktisch abgelehnt ansehe, was ja dann durch 
die polnische Antwort von 23 Uhr bestätigt wurde. 


5. Recht eindeutig ist die Äußerung Vansittart’s: „Ein rechtzeitiger Kriegsaus- 

bruch würde zwar den Tod Tausender, aber nicht von Millionen bedeuten.“ 
Es bedarf daher auch keines besonderen Kommentars, worauf der Hauptberater 
der britischen Regierung seine abwegige Hoffnungen gründete. 


* 


Am 1. September 1939 verpflichtete sich das emigrierte Exekutivkomitee der 
SPD (Sopade), Seite an Seite „mit den demokratischen Kräften für die Nieder- 
lage Hitlers und seines Systems zu kämpfen und für die Erhaltung der europäischen 
Freiheit und Zivilisation. Im Namen aller Deutscher, die Krieg und Diktatur ver- 
abscheuen und nur in Frieden und Freiheit zu leben wünschen, erklärte die Exe- 
kutive. 

Wir kämpfen für die deutsche Nation. ..... Wir rufen das deutsche Volk auf, 
seine Freiheit zurückzuerobern und Hitler zu stürzen. Die Zerstörung seines Systems 
wird den Krieg verkürzen, Millionen vor dem Tod bewahren und die deutsche 
Nation erhalten. Hitlers Taten liegen nicht im nationalen Interesse. .... Unser Ziel 
ist ein Friede, der den Schaden wieder gutmachen soll, der durch Hitler verursacht 
wurde, das totalitäre System auszurotten und den Deutschen wie allen anderen 


versklavten Nationen Gesetz und Freiheit wiederzugeben.“ (Edinger, $. 226) 
Über die „Sopade“ schreibt Günther Weisenborn‘ (Weisenborn, S. 194) 
ee Ferner muß die ‚Sopade‘, Sozialistische Partei Deutschlands (Es muß richtig 


heißen: „Sozialdemokratische“ d. V.) hier genannt werden, die ein Netz von Grenz- 
sekretariaten aufbaute. Diese Verbindungsstellen zwischen den Untergrundkämpfern 
in Deutschland und dem Ausland existierten in der Tschechoslowakei, Schweiz, 
Frankreich, Belgien, Holland und Dänemark. Sie versorgten ihre Genossen mit 
Geld, Vervielfältigungs- oder Druckmaschinen, Informationen, Flugblattmaterial 
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und halfen den Familien von Gefangenen. Sie schmuggelten gefährdete Personen 
aus Deutschland, politische Kämpfer, Juden und ihre Angehörigen. 

Bis zur Zeit des Münchener Abkommens hielt die ‚Sopade’ einen äußerst wirk- 
samen Nachrichtendienst aufrecht. Die ‚Grünen Berichte’, deren Nachrichten auf 
diesen heimlichen Wegen aus Deutschland kamen, stellten ein beachtliches Faktum 
für die Weltpresse dar und gewannen so eine ungeheuere Verbreitung. 

Nach dem Münchener Abkommen verlegte die ‚Sopade‘ ihre Zentrale nach Paris, 
und nach der Nazibesetzung von Frankreich wurde ihre Arbeit in großem Aus- 
maße behindert. 

Der Internationale Transportarbeiter-Verband übernahm einige Aufgaben der 
‚Sopade’, so besonders die Veröffentlichung der ‚Grünen Berichte‘.“ 

Da die Berichte auch militärische Nachrichten enthielten, wie ich mich selbst 
aus mehreren Originalheften des Jahres 1938 überzeugen konnte, waren sie allein 
schon aus diesem Grunde für unsere Gegner sehr wertvoll. 


Geständnisse - Bekenntnisse : Erkenntnisse 


1936 umschrieb Sir Austen Chamberlain, der deutschfeindliche Bruder des 
jetzigen Ministerpräsidenten, in seinem Buche „Down the Years“ die englische 
Haltung zur Korridorfrage wie folgt: 

“Wir werden keinen Finger rühren, um den polnischen Korridor zu retten. 
reales Es stimmt, daß wir kein unmittelbares Interesse am polnischen Korridor 
oder an Oberschlesien haben, und die Übernahme irgend einer besonderen Ver- 
antwortung im Hinblick auf diese Gebiete wird gewiß von uns nicht gefordert.“ 

(DD VIVi S. 373 f) 


* 


Am 3. Sepetmber schrieb der englische König Georg VI in sein Tagebuch: 
In diesem Jahr besetzte Hitler den Rest der Tschechoslowakei. Dann kam 
das Memelgebiet an die Reihe. Wir wußten schon, daß Hitler nun aus der Polen- 
frage wiederum eine seiner unblutigen Eroberungen machen wollte. Um in der 
nächsten Krise nicht wieder in die Enge getrieben zu werden, haben wir uns 
diesmal vorbereitet und mit Hochdruck Waffen, Flugzeuge und überhaupt Kriegs- 
material hergestellt.“ (Ball, S. 95 £.) 
Sein Bruder, der Herzog von Windsor, befand sich am gleichen Tage an der 
Cote d'Azur. Auf die Nachricht von Englands Kriegserklärung hin sagte er zu 
seinen Bekannten: „Nach meinem Gefühl führt das eines Tages zum Weltkommu- 
nismus.“ (Ball, S. 97) 


* 


Am 4. September hielt Premierminister Chamberlain eine Rundfunkansprache an 
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das deutsche Volk, in der er zum Ausdruck brachte, daß England keinen Krieg 
gegen das deutsche Volk führen wolle, sondern nur gegen seine Führung. 
(DB Nr. 162.) 
In der Nacht zum 4. September warfen englische Flugzeuge 6 Millionen Flug- 
blätter ähnlichen Inhalts über Deutschland ab. Der Engländer Adrian Ball berichtet 
dazu ss 255% Auch die andern Minister waren von dem Gedanken sehr angetan. 
Man glaubte, einen Großteil der deutschen Bevölkerung auf diese Weise dazu 
bringen zu können, Hitler den Laufpaß zu geben. Zu dieser Auffassung hatten sich 
in Gesprächen kurz vor dem deutschen Angriff auf Polen auch Chamberlain und 
seine Minister bekannt. Man glaubte, fortgesetzte Unternehmungen dieser Art 
müßten die Kampfebreitschaft der Deutschen unterhöhlen, “ (Ball, S. 242ff) 


* 


Am 9. September nahm Generalfeldmarschall Göring in einer Rede an das 
deutsche Volk zu diesem englischen Versprechen Stellung: 


„England hat uns den Krieg erklärt. Es sagt, nicht dem deutschen Volk, sondern: 
Adolf Hitler und dem Naziregime. Wenn sie aber schießen, dann schießen sie 
auf das deutsche Volk und nicht auf das Naziregime. Diese alte Walze kennen wir 
nun doch schon seit langem. Man will nur die Regierung treffen, und wenn das 
deutsche Volk sich dieser Regierung entledigt, dann wird England Gnade walten 
lassen. Es geht ja England nicht um die Regierung — die ist ihm vollkommen 
gleichgültig —, es geht England einzig und allein darum, daß Deutschland nicht groß 
wird. Das müßt Ihr Euch merken. Einzig und allein darum geht es!“ 


(DD VvIni S. 414) 
* 


„In London vertraute Lord Halifax Botschafter Kennedy an, daß ihn der Aus- 
bruch des Krieges ‚an einen Traum erinnere, in dem er wegen Mordes vor Gericht 
stand. Als er schließlich überführt und verurteilt war, habe ihn zu seiner Über- 
raschung ein Gefühl der Erleichterung überkommen. So ähnlich sei ihm jetzt 
zumute; er habe auf alle erdenkliche Weise geplant, einen Weltkrieg fernzuhalten, 
und sich in einen schlimmen Gesundheitszustand hineingearbeitet. Nun aber, wo 
seine Anstrengungen fehlgeschlagen seien, fühle er sich zu dem neuen Kampf frisch 
und gesund...... ; 

Während Halifax sprach, wurde einem mehr und mehr klar, ..... daß sich 
Britannien bei seiner Hoffnung, den Krieg beenden zu können, ehe eine Welt- 
katastrophe eintritt, mehr als auf alles andere, auf einen innern Zusammenbruch 
Deutschlands verläßt. Sie haben entschiedenes Vertrauen zu den Berichten ihres 
Geheimdienstes, daß die (deutschen) DI- und Benzinvorräte keinesfalls länger 
als vier Monate reichen würden, daß in Deutschland eine entschiedene Stimmung 
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gegen den Krieg herrsche und daß es, wenn es wirtschaftlich gar zu schwierig werde, 

mit Hitler vorbei sei 2). 

2) Botschafter Kennedy an Außenminister Hull, London, 4. Sepermber 1939.“ 
(Tansill, $. 595) 


* 


Der ehemalige amerikanische Marineminister James Forrestal trug unter dem 
27. Dezember 1945 in sein Tagebuch: 


„Spielte heute Golf mit Joe Kennedy (Joseph P. Kennedy, der in den Jahren 
unmittelbar vor dem Krieg Roosevelts Botschafter in Großbritannien war). Ich 
fragte ihn nach seinen Unterredungen mit Roosevelt und Neville Chamberlain seit 
1938. Er sagte, Chamberlains Standpunkt war 38, daß England nichts hätte, womit 
es kämpfen könne, und es nicht riskieren könne, einen Krieg gegen Hitler zu 
beginnen. Kennedys Ansicht: daß Hitler gegen Rußland gekämpft haben würde, 
ohne irgendeinen späteren Konflikt mit England, wenn nicht Bullitt (William C. 
Bullitt, damals Botschafter in Frankreich) im Sommer 1939 Roosevelt so eindring- 
lich gedrängt hätte, daß die Deutschen in der Polenfrage niedergezwungen werden 
müßten. Weder die Franzosen noch die Briten würden Polen zum Anlaß des Krieges 
gemacht haben, wenn nicht das konstante Anstacheln aus Washington gewesen wäre. 
Bullitt, so berichtete Kennedy, sagte Roosevelt fortwährend, daß die Deutschen 
nicht kämpfen würden, wogegen Kennedy ihm sagte, daß sie kämpfen würden 
und daß sie dabei Europa überrennen würden. Chamberlain, so berichtete Kennedy, 
stellte fest, daß Amerika und das Weltjudentum England in den Krieg gezwungen 
hätten. In seinem Ferngespräch mit Roosevelt im Sommer 1939 sagte der Präsident 
Kennedy immer wieder, er solle Chamberlain etwas unter Druck setzen. Kennedys 
Erwiderung war immer, daß es nichts nützte, ihn unter Druck zu setzen, wenn 
die Briten nicht einiges Eisen zum Kämpfen hätten, und sie hätten dies nicht. .... 

Was Kennedy mir in diesem Gespräch berichtete, stimmt im wesentlichen mit den 
Bemerkungen überein, die Clarence Dillon mir gegenüber schon gemacht hatte, 
des allgemeinen Inhalts, daß Roosevelt ihn ersucht hätte, auf irgendeine Art und 
Weise sich inoffiziell mit den Briten in Verbindung zu setzten, damit Chamberlain 
in seinem Umgang mit Deutschland größere Festigkeit zeigen sollte. Dillon berich- 
tete mir, daß er auf Roosevelts Ersuchen im gleichen allgemeinen Sinn mit Lord 
Lothian (britischer Botschafter in Washington) gesprochen hätte, wie Kennedy be- 
richtete, daß Roosevelt ihn gedrängt hat, mit Chamberlain zu reden. Lothian sollte 
vermutlich die Hauptpunkte seines Gespräches mit Dillon Chamberlain mitteilen. 
« (The Forrestal Diaries, New York 1951, S. 121 f.) 


* 


Am 6. September 1939 sprach Lord Halifax im Oberhaus: 
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„Jetzt haben wir ihn zum Krieg gezwungen, jetzt kann er nicht mehr auf fried- 
lichem Wege ein Stück des Versailler Vertrages nach dem andern aufheben!“ 


* 


Am 10. September 1939 schrieb Premierminister Chamberlain an seine Schwe- 
stern: „Die letzten sehr in die Länge gezogenen (Agonien) Kämpfe, die der tat- 
sächlichen Kriegserklärung vorausgingen, waren fast so unerträglich wie sie nur 
sein konnten. Wir waren eifrig bemüht, die Dinge zum Klappen zu bringen, aber 
es gab drei Verwicklungen: Die geheimen Verbindungen, die durch einen neutralen 
Vermittler mit Göring und Hitler im Gang waren, Mussolinis Konferenzvorschlag 
und die französische Sorge, die wirkliche Kriegserklärung solange wie möglich auf- 
zuschieben, bis sie ihre Frauen und Kinder evakuieren und ihre Armeen mobilisie- 
ren könnten. Darüber konnten wir öffentlich sehr wenig sagen, und unterdessen 
war das Unterhaus sogleich von Argwohn zerrissen und bereit — einige von 
ihnen...... — die Regierung der Feigheit und Treulosigkeit für schuldig zu halten 
ee Vielleicht, doch ich habe das Geführ, daß es nicht so sehr lange dauern 
wird, es herrscht ein so weit verbreitetes Verlangen, Krieg zu vermeiden, und es ist 
so tief verwurzelt, daß es bestimmt irgendwie Ausdruck finden muß. Die Schwierig- 
keit liegt natürlich bei Hitler selbst. Bis er verschwindet und sein System zusam- 
menbricht, kann es keinen Frieden geben. 

Aber worauf ich hoffe, das ist nicht ein militärischer Sieg — ich bezweifle sehr, 
daß ein solcher zu verwirklichen ist —, sondern ein Zusammenbruch der deutschen 
inneren Front. Dafür ist es nötig, die Deutschen zu überzeugen, daß sie nicht ge- 
winnen können. Und die USA könnten da im richtigen Moment helfen. Nach 
dieser Theorie muß man jede Aktion im Lichte ihrer wahrscheinlichen Wirkung 
auf die deutsche Mentalität abwägen.“ (Feiling, S. 416 ff.) 


* 


In einem neuen Briefe vom 23. September bekennt Chamberlain: 

„Man kann bereits erkennen, wie dieser Dämmerungskrieg den Leuten an die 
Nerven geht. Ohne die starke Zentripetalkraft der Todesgefahr werden all die 
Ungerechtigkeiten, Unbequemlichkeiten, Härten und Unsicherheiten der Kriegs- 
zeit mehr und mehr übelgenommen, weil sie als unnötig empfunden werden...... 
In der letzten Woche standen 17% der Briefe, die ich erhielt, unter dem "Thema 
„stop the war“. Wenn ich in Hitlers Schuhen stünde, so würde ich die gegenwärtige 
drohende Ruhepause für mehrere Wochen weitergehen lassen und dann ein sehr 
vernünftiges Angebot machen...... Ich bin sicher, wir haben es abzulehnen. 

(Feiling, S. 423) 
* 


Lloyd George richtete an den bisherigen polnischen Botschafter in London, 
Raczynski, ein Schreiben (29. September), in welchem es u. a. heißt: 
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„Ich bin davon überzeugt, daß das englische Volk nicht bereit ist, gewaltige 
Opfer für die Wiederherstellung des polnischen Regimes, so wie das von der heu- 
tigen Regierung in Aussicht gestellt wurde, zu bringen. Die letzte polnische Regie- 
rung hat einen sehr traurigen Eindruck hinterlassen. Ich will vor allem betonen, 
daß in diesem gigantischen Kampf und bei den unbeschreiblichen Opfern, die wir 
bringen, wir nicht kämpfen, um Völker mit Gewalt wieder unter polnische Herr- 
schaft zu bringen, Völker, die einer anderen Rasse angehören und die gegen eine 
derartige Unterwerfung Beschwerden vorbringen. Ebensowenig kämpfen wir für 
die Wiederherstellung einer Regierung, die in dem Augenblick versagt hat, als ihr 
Volk in Not war.“ (Buckreis, $. 305) 


* 


Am 3. Oktober nahm Ministerpräsident Chamberlain im Unterhaus zu der 
deutsch-russischen Erklärung vom 28. September Stellung. In diesem Abkommen, 
erklärte er, gebe es nichts, was England veranlassen könnte, etwas anderes zu tun 
als das, was es jetzt tue, nämlich die gesamten Hilfskräfte des britischen Empires 
zu mobilisieren. Denn Polen sei zwar „die direkte Gelegenheit zum Kriege gewesen, 
jedoch nicht die fundamentale Ursache dazu.“ Der Sprecher der Opposition, Attlee, 
forderte die Prüfung etwa eingehender Friedensvorschläge. Auch Lloyd George 
wandte sich gegen voreilige Festlegungen und meinte, daß „nicht die augenblicklich 
kriegsführenden Mächte den Ausgang dieses Krieges bestimmen werden, sondern 
die neutralen, insbesondere Amerika, Rußland und Italien“. (Buckreis, $. 345) 


* 


Der Abgeordnete Sir Charles Cayzer erklärte am 3. Oktober im englischen 
Unterhaus: 


„Ich war im letzten Kriege in Deutschland als Kriegsgefangener. Ich habe am 
letzten Krieg teilgenommen. Ich bin heute noch Reserveoffizier. Ich bin auch jetzt 
bereit, meine Pflicht und Schuldigkeit zu tun, genau wie tausend andere Engländer 
auch. Aber ich möchte genau so die Ziele endlich einmal genau wissen, wofür wir 
eigentlich kämpfen. Ich bedauere tief, aussprechen zu müssen, daß in gewissen 
Kreisen Englands zur Zeit die Meinung vertreten wird, daß wir Deutschland 
zerstören und zerschmettern müssen. Ich glaube aber, daß Schrecken und Elend 
über alles Maß hinaus uns befallen wird, wenn dieser Krieg andauert. Wir haben 
keinen Streit mit dem deutschen Volk, und wir würden nur eine Diktatur zerstören, 
um eine andere an ihre Stelle zu setzen. Aus diesem Kriege wird keine Gerechtigkeit 
entspringen. Ich appelliere an den Premierminister, er möge einen vernünftigen 
Frieden in Europa schaffen und keine Gelegenheit, diesen Frieden zu schließen, 
vorübergehen lassen. Nur durch einen solchen Frieden kann die gemeinsame euro- 
päische Zivilisation gerettet werden.“ 
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Wenige Tage nach dieser Rede wurde Cayzer aus der englischen Armee aus- 
gestoßen. Der Unterhaussitz konnte ihm nicht aberkannt werden. — Ende Februar 
1940 wurde Cayzer in seiner Wohnung erschossen aufgefunden. „Daily Express“ 
schrieb, daß die Ermordung mit seiner politischen Haltung im Zusammenhang 
stehen könnte. (Buckreis, $. 379) 


* 


In der Zeitschrift „Die Hilfe“ schrieb Theodor Heuss am 10. 10. 1939: 

„Es wird keinen Engländer oder Franzosen geben, der irgendwie ernsthaft glaubt, 
nach dem überwältigenden Sieg der deutschen Truppen in Polen werde man die 
Garantie, die man für die Existenz des früheren polnischen Staates gegeben habe, 
einlösen können. Ob die militärischen und politischen Ereignisse des September 
auf die Welt einen beruhigenden oder bestürzenden Eindruck gemacht haben, 


ise ziemlich gleichgültig gegenüber der Tatsache, daß sie einen neuen Machtbestand 
geschaffen haben..... ® 


* 


Chamberlain bekennt in einem Brief vom 8. Oktober 1939: 

„In drei Tagen der letzten Woche erhielt ich 2450 Briefe und 1860 davon lau- 
teten „stop the war“, in dieser oder jener Form...... Ich habe nur wenig Zweifel, 
daß Lloyd George von seiner Korrespondenz ermutigt würde zu denken, daß er 
eine Menge Unterstützung bekommen würde, die — wie er hoffte — die Regie- 
rung im allgemeinen und den Premierminister im besonderen schädigen würde..... 
Ich bekenne, ich war ängstlich, als ich Hitlers geschickte Rede las, und besonders 
als die erste amerikanische Reaktion berichtet wurde, daß er eine sehr anspre- 


chende Reihe von Vorschlägen gemacht hätte..... Ich war in meinem eigenen 

Geist klar, daß sie in Sinn oder Geist keinen wirklichen Forschritt zu einem 

angemessenen Frieden bot.“ (Feiling, S. 424) 
* 


Der anglo-irische Dichter Bernard Shaw schreibt in der Zeitung „New Statesman 
and Nation“ (8. Okt.) u. a.: 

„Der Krieg ist vorüber, jagt Churchill hinaus und schließt Frieden mit Hitler.... 

Jetzt heißt es auf einmal, Polen sei ja nur der Anlaß zu diesem Kriege gewesen, 
in dem es eigentlich darum gehe, Europa von den steten Krisen und Kriegsdrohun- 
gen zu befreien...... 

Unser Mittel dazu ist das Versprechen, den Krieg um drei Jahre zu verlängern, 
dann wollen wir den Nationalsozialismus mit Stumpf und Stiel ausgerottet haben. 
Warum wollen wir nicht zunächst den Churchillismus ausrotten? Zumal dies leich- 
ter zu machen und weniger widersinnig wäre. Sollten wir diesen Krieg gewinnen, 
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so würde dies nur ein neues Versailles bedeuten, aber ein viel schlimmeres, und 
zudem einen Krieg in weniger als zwanzig Jahren. Wenn wir Deutschland und 
Rußland zu einem Bündnis gegen uns treiben, was sehr leicht möglich ist, dann 
brauchen wir Gottes Hilfe, ohne sie zu verdienen. Nein, das unsinnige Geschwätz 
von Demokratie und Freiheit und all dem, was wir im Augenblick selbst bei uns 
abgeschafft haben, führt zu nichts..... 

Als wir siegestrunken in Versailles waren, haben wir selbst das ganze Unheil 
angerichtet. Wir wollen indes die Geschicklichkeit anerkennen, mit der Hitler, dem 
Deutschland Dank schuldet, unser böses Werk vernichtet hat. Unsere Aufgabe 
ist es, Frieden mit ihm zu schließen, um nicht noch mehr Schaden zu stiften und 
unser Volk dabei ins Verderben zu jagen.“ 


* 


Bernard Shaw schrieb am 10. Oktober 1939 an die größte englische Zeitschrift 
„Picture Post“ nachstehenden Brief: (Jung, S. 8 f.) 

„Polen ergab sich und legte sich Hitler zu Füßen. Er war in der Lage zu sagen, 
daß, da Polens Sache verloren ist, wir keine weitere Entschuldigung für die Fort- 
setzung des Krieges haben. Daraufhin warfen wir die Maske des irrenden Ritters 
ab und gestanden glatt, daß wir uns auch nicht einen Deut um Polen kümmerten, 
sondern darauf aus waren, Deutschland zu zerschlagen, was wir jetzt Vernichtung 
des Hitlerismus nannten. Chamberlain erklärt in einer Rede unser Ziel. Dieses ist 
zunächst, Europa von der Drohung und der Kriegsfurcht zu befreien. Und unser 
Heilmittel ist, drei weitere Kriegsjahre zu versprechen. Das nächste Ziel ist, den 
Hitlerismus mit Stumpf und Stiel auszurotten. Wie wäre es, wenn wir den Anfang 
damit machten, den Churchillismus abzuschaffen? Das wäre ein Vorschlag, den wir 
leichter verwirklichen könnten. Aber man sagt uns, daß, wenn wir Hitler nicht 
nach St. Helena schicken, er demnächst England, Schottland, Irland, Australien, 
Neuseeland, Kanada, Afrika und schließlich die ganze Welt annektieren wird. Der 
Erzbischof von York gab unsern Truppen seinen Segen, die zu der hohen Aufgabe 
berufen seien, Herrn Hitler und seine Freunde zu Iynchen. Nun, ich kann mich 
nicht auf die Frage einlassen, ob Herr Hitler verdient, gelyncht zu werden, ohne 
daß man unangenehme Parallelen zwischen seinem Fall und dem Mussolinis, Francos 
und Stalins und seiner Freunde zieht und Vorfälle in Indien und Irland durch- 
stöbert, die unfreundliche Federn auf unserer Seite etwas diktatorisch dargestellt 
haben. Ich erinnere den Erzbischof einfach daran, daß wir bei unserm Entschluß, 
Hitler zu erwischen, zwar leicht hunderttausend ganz unschuldige deutsche Männer, 
Frauen und Kinder töten können, daß es uns aber deshalb immer noch nicht zu 
gelingen braucht, ihn selbst zu lynchen..... Würden wir gewinnen, so würde es 
wieder ein Versailles geben, nur noch schlimmer, mit einem neuen Krieg nach 
vielleicht noch nicht einmal zwanzig Jahren, und wenn wir, was verzweifelt mög- 
lich ist, Deutschland und Rußland in eine Kombination gegen uns treiben, um 
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diese Katastrophe abzuwenden, dann werden wirin der Tat Gottes Hilfe brauchen, 
aber nicht verdienen. Nein, so geht es nicht. So dick wir auch ein Geschwätz über 
Freiheit, Demokratie und all das, was wir zu Hause gerade abgeschafft haben, 
darüber streichen.“ 

Dieser Brief löste innerhalb des Leserkreises dieses Blattes einen wahren Sturm 
aus. Zur Erwiderung aller Leserzuschriften schrieb Shaw am 18. 10. erneut an die 
Zeitschrift: (Buckreis, $. 431) 

„Das Programm Hitlers ist, den Vertrag von Versailles zu zerreißen, der auch 
den polnischen Korridor und das Danzig-Problem schuf. Es gibt keinen Beweis 
dafür, daß das Programm die Eroberung des restlichen Europas einschließt. Wir 
drohten, Hitler zu vernichten, wenn er den Vertrag in Polen ebenso ungeschehen 
machte, wie er es in der Tschecho-Slowakei tat. Hitler legte uns auf unseren Bluff 
fest und gewann leicht. 

Wir konnten nichts tun, um den Polen zu helfen, aber unsere Imperialisten er- 
griffen diese Gelegenheit als Entschuldigung, um den Waffenstillstand des Jahres 
1918 zu beenden und um den Krieg zur Vernichtung Deutschlands unter Wieder- 
holung von Versailles wieder aufzunehmen. Die Fortsetzung des Krieges wird 
für uns keine vernünftige Angelegenheit sein. Ich glaube, dieser Krieg ist eine 
ziemlich jämmerliche Angelegenheit unserer stupiden Imperialisten. Es ist klar, daß, 
wenn unser Weltreich auf solchen Dingen beruht, es keine zehn Minuten mehr 
leben wird.“ 


* 


Am 17. Oktober schrieb Premierminister Chamberlain an Stanley Baldwin: 

„Niemals habe ich auch nur einen Augenblick an der Richtigkeit dessen, was ich 
in München getan habe, gezweifelt, noch glaube ich, daß ich hätte mehr tun 
können, um nach München das Land für den Krieg vorzubereiten, denn ich hatte 
während der ganzen Zeit gegen die heftigste und hartnäckigste Opposition zu 
kämpfen..... Im Sept. 38 hatten wir in London nur 60 Löschwagen, die inner- 
halb einer Woche ausgebrannt wären.“ (Feiling, $. 456) 


* 


Am 21. Oktober sagte der britische Kriegsminister Hore-Belisha in einer Rund- 
funkrede, daß das britische Kriegsziel nicht geographisch begrenzt sei, mithin auch 
nicht durch die Wiederherstellung Polens oder der Tschechoslowakei erfüllt wer- 
den könne. (Buckreis, $. 385) 


* 
Am 7. Dezember 1939 erklärte Feldmarschall Millner im Oberhaus daß die 
Tatsache nicht hinwegzuleugnen sei, daß Deutschland hinter dem Führer stehe. 


Krieg sei Krieg, und könne nicht gegen diese oder jene Gruppe in einem Land ge- 
führt werden. Er forderte einen harten, rücksichtslosen und einen absolut mit- 
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leidlosen Krieg gegen Deutschland. Nur die Niederschlagung Deutschlands und seine 
endgültige Unschädlichmachung könne das Ziel dieses Krieges sein. (Buckreis, $. 484) 


%* 


Winston Churchill belehrt uns über die Grundsätze britischer Außenpolitik: 

„Seit 400 Jahren hat die Außenpolitik Großbritanniens darin bestanden, sich der 
stärksten, aggressivsten, beherrschenden Großmacht auf dem Kontinent ent- 
gegenzustellen..... 

Gegenüber Philipp II. von Spanien, gegenüber Ludwig XIV., unter Wilhelm II. 
und Marlborough, gegenüber Napoleon und Wilhelm II. von Deutschland..... 
schlossen wir uns immer den weniger starken Mächten an, schufen zwischen ihnen 
eine Verbindung und besiegten damit den militärischen Tyrannen auf dem Kon- 
tinent, wer immer er war und welche Nation er auch anführte. 

Wir müssen bedenken, daß die Politik Englands sich nicht danach richtet, welche 
Nation die Herrschaft über Europa anstrebt. Es handelt sich nicht darum, ob es 
Spanien ist, oder die französische Monarchie, oder das französische Kaiserreich, oder 
das deutsche Kaiserreich oder das Hitlerregime. Es handelt sich nicht um Macht- 
haber und Nationen, sondern lediglich darum, wer der größte und potentiell domi- 
nierende Tyrann ist. Wir sollten uns daher nicht vor der Beschuldigung fürchten, 
daß wir eine pro-französische oder antideutsche Einstellung hätten. Wenn die Ver- 
hältnisse umgekehrt lägen, könnten wir ebenso gut deutsch-freundlich und anti- 
französisch sein..... “ (Churchill. 1949 Band 1, S. 257 f.) 


* 


Am 2. Dezember 1939 schrieb ein Mitglied der britischen Gesandtschaft in 
Peking einen Brief an Mr., Mrs. and Miß Blackwell in Leeds. Der Brief befand 
sich unter der von einem deutschen Kriegsschiff aufgebrachten Post. Seine wich- 
tigsten Stellen lauten: (Buckreis, S. 477 f.) 

„Alle Briefe, die ich seit Kriegsbeginn erhielt, haben mich insofern in Erstaunen 
gesetzt, als sie buchstäblich die Thesen der offiziellen britischen Propaganda wieder- 
geben. Ich versichere Euch jedoch, daß dieser Krieg Probleme aufrührt, die nichts 
mit der unwichtigen Frage zu tun haben, ob man Hitlers Wort Glauben schenken 
kann oder nicht. Ich sehe in diesem Krieg vielmehr eine ungeheure Tragödie — 
im dramatischen Sinne —, in welcher das deutsche Volk zum Wohle der ganzen 
Menschheit geopfert werden muß. Ob ein kleiner unabhängiger Staat, wenn auch 
unter den fadenscheinigsten Vorwänden, angegriffen und aufgeschluckt wird, wie es 
1900 geschah (als wir es mit den Burenrepubliken taten) oder wie im Jahre 1939 
(als es Deutschland mit Polen machte), das ist in der tausendjährigen Geschichte der 
Menschheit von geringer Bedeutung. Fest jedoch steht, daß zwei so dynamische 
Völker wie England und Deutschland nicht in der gleichen Welt zusammenleben 
können. Die Welt ist nicht groß genug für sie, einer muß gehen, und wir, die 
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wir unsere Stellung zuerst durch das größte Weltreich gefestigt haben, das die 
Geschichte kennt, glauben natürlich, daß es nicht an uns ist, zu gehen. Diesen 
Standpunkt teile ich von Herzen. Ich bin deshalb der Ansicht, daß Deutschland und 
nicht nur Hitler vernichtet werden muß, so daß es sich niemals wieder erholen 
kann. Es darf kein Mißverständnis darüber geben, daß Hitler und Deutschland 
cin Begriff sind, bei dem die paar deutschen Liberalen, noch dazu meistens Juden, 
keine Rolle spielen. 


Wenn ich sage, Deutschland müsse zerstört werden, so meine ich damit, es müsse 
zerstört werden als ein erstrangiger Machtstaat. Es wird bestehen bleiben dem 
Namen nach, aber nicht länger im politischen Leben eine Rolle spielen, geradeso 
wie Spanien. Ich glaube, so wird es auch besser für die Welt sein.“ 


* 


Chaim Weizmann führt in seinem Buch „Trial and Error“ ($. 417) aus: 

„Das Paradoxon, das sich bei der Eröffnung des Krieges zeigte, vertiefte sich mit 
dem Fortschreiten der Monate. In dem Kampf gegen das Naziungeheuer konnte 
niemand einen tieferen Grund zum Einsatz haben, niemand konnte fanatischer 
darauf aus sein, an der gemeinsamen Sache mitzuwirken als die Juden. Und zur 
gleichen Zeit hielt England, das damals der Anführer der Antinazikoalition war, 
die Pforten Palästinas geschlossen gegen die unglücklichen Tausende von Männern, 
Frauen und Kindern, die die letzte verzweifelte Anstrengung machten, die Sicher- 
heit der nationalen Heimstätte zu erreichen. Es war unsere Hoffnung gewesen, 
daß, wenn es zumindestens nicht mehr die schimpfliche Notwendigkeit gab, die 
Nazis und die arabischen Führer zu beruhigen, eine Lockerung der Antieinwande- 
rungsgesetze für Palästina erfolgen würde. Nichts derartiges geschah. Die schwim- 
menden Särge wanderten weiterhin über das Mittelmeer, unfähig, ihre menschliche 
Fracht zu entladen. Der Druck in Europa verstärkte sich und trotzdem waren wir 
entschlossen, all unser Menschenmaterial, all unsere Möglichkeiten in Palästina, 
England und seinen Alliierten zur Verfügung zu stellen. Was konnten wir an- 
deres tun? 

Vielleicht der bitterste Anflug von Ironie in dieser Situation war das Versagen 
gewisser britischer Kreise, die nicht verstanden, wie unausweichlich, ob Weißbuch 
oder nicht, wir für den Sieg Englands und seiner Alliierten arbeiten mußten. Ent- 
weder diese oder eine andere jener Abteilungen wollte eher auf die nicht unbedeu- 
tende Unterstützung, die wir bieten konnten, verzichten, als die Juden für das, 
was sie während des Krieges getan hatten, Verdienste erwerben zu lassen. 

Ich wurde oft durch unverständige Bemerkungen verletzt, die ich in britischen 
Kreisen hörte, die offenbar nicht richtig beurteilen konnten, daß ein Hitlersieg 
die Vernichtung des jüdischen Volkes bedeuten würde, und daß diese Erwägung 
bis zu Hitlers Besiegung sich über alle anderen Erwägungen hinwegzusetzen hatte.“ 
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Aufruf deutscher Emigranten zum Kriegsausbruch 
(Das für die Rede Chamberlains genannte Datum muß richtig 
4. September 1939 lauten — DB Nr. 162) 
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Unser Feind, der Deutsche falle! 
Plündert, raubet, brennt und sengt. 
Laßt die Feinde qualvoll sterben. 
Wer die deutschen Hunde hängt, 
wird sich Gotteslohn erwerben. 
Polnisches Hetzlied aus dem Aufstand von 1848 
Führe einen Polen an einen Abgrund — 
und er wird sich hinab stürzen. 


Victor Hugo (1849) 


Die Politik der Engländer ist weder anständig noch achtbar, noch zuverlässig. 
Ihre hervorragendste Eigenschaft ist die Heuchelei. 


Bismarck 


England fängt alles mit einem Bluff an. Wenn es zu seinem grenzenlosen Er- 
staunen gesehen haben wird, daß die Deutschen sich nicht verblüffen lassen, wird 
es eine maßlose Dummheit nach der anderen begehen und damit nicht aufhören, 
bis es muß und sich und vielleicht uns dazu ruiniert hat, und das dauert lange Zeit. 


Hans Grimm in „Der Olsucher von Duala“, 1918 


Es wäre ganz gut mit den Franzosen auszukommen, wenn man nicht immer 
wieder den Eindruck hätte, daß in jedem Schubfach des Quai d’Orsay ein Exemplar 
des Westfälischen Friedens liege. 


Aus den Aufzeichnungen eines englischen Diplomaten. 


Die deutsche Schuld ist die moralische Bastion der Alliierten. 
Monsieur Robert d‘’Harcourt, Mitglied der Acad&mie Francaise 


„Sollte Großbritannien in den Krieg, der Europa drohe, hineingezogen wer- 
den...., dann würde sich die Geschichte des ersten Weltkrieges wiederholen, 
Amerika aber beträchtlich schneller intervenieren als im vorigen Krieg.“ 

Der amerikanische Botschafter Kennedy zu Lord Halifax am 10. 9. 1938 


Es gibt nur eine Macht in der Welt, die wirklich zählt. Dies ist die Macht des 
politischen Drucks. Wir Juden sind die mächtigste Nation der Welt, weil wir diese 
Macht haben und sie anzuwenden verstehen. 

Wladimir Jabotinsky „Jewish Daily Bulletin“, 27. 1. 1935 
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„Denken Sie an meine Worte: es ist ganz gleichgültig, auf welcher Seite Italien in 
den Krieg eintritt, denn am Ende wird es seine historische Rolle als die Dirne 
Europas spielen.“ 

General v. Reichenau, 1934, zum Historiker Wheecler-Bennett 


Die Neigung der Deutschen, sich für fremde Nationen und nationale Bestrc- 
bungen zu begeistern, auch dann, wenn diese nur auf Kosten des eigenen Volkes 
verwirklicht werden können, ist eine politische Krankheitsform, deren geogra- 
phische Verbreitung sich leider auf Deutschland beschränkt. 

Bismarck 


Angreifer ist der, der seinen Gegner zwingt, zu den Waffen zu greifen. 
Friedrich der Große 


Der wahre Kriegsschuldige ist der, der den Krieg unvermeidbar macht. 
Montesquieu 


* 


Das Leben aber ist der Güter höchstes nicht, 
Der Übel größtes aber ist die Schuld! 
Schiller 


* 


Nichtswürdig ist die Nation, die nicht ihr 
Alles freudig setzt an ihre Ehre! 
Schiller 
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